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VORREDE. 


Meine  Absicht  bei  ^pr  Abfassimg  dieses  Werkes,  welche  gereift  und  auch  in  der 
Ajosführang  theilweise  geleitet  ist  durch  die  reiche  Erfahrung,  welche  mir  jährlich 
g^ea  hundert  Gofioquien  über  die  Auffassung  und  Kenntnisse  meines  grossen  Audito- 
riums während  der  Studien,  einige  famidert  Staatsprüfungen  aus  der  deutschen  Rdohs- 
und  Beohtsgeschichte  ( —  welche  durch  den  österreichischen  Studienplan  von  185'5,  im 
Gegensatze  zu  dem  fast  gändichen  üebergehen  oder  mindestens  Yemachlässigen  in 
fast  allen  Prüfungen  ausserhalb  Oesterreichs ,  bei  der  ersten  juristischen  Staatsprüfung 
gerade  so  eingehend  als  römisches  und  oanonisches  Recht  geprüft  wird  — )  über  die 
Resultate  der  Studien  fast  bei  der  Gesammtheit  der  Studierenden  in  Prag  dargeboten 
haben,  gmg  auf  die  Ausarbeitung  eines  Lehrbuchs  im  vollen  Sinne  des  Wortes 
für  den  Vortrag  und  das  Selbststudium.  Ein  solches  hat  meines  Erachtens  die  fol- 
gende Aufgabe. 

Es  soll  keine  Sammlung  rechtsgeschlchtlioher  Notizen,  sondern  eine  kurze  Ge- 
schichte der  Rechtsentwicklung  sein.  Deshalb  gehören  in  dasselbe  nicht  solche 
Ereignisse ,  Zustände  u.  s.  f. ,  von  denen  die  rechtliche  Entwicklung  entweder  gar  nicht 
getragen  oder  doch  in  ihrem  Verständnisse  nicht  unmittelbar  gefördert  wird.  Mittelbar 
ist  freilich  die  Volks-  (politische)  Geschichte  nicht  blos  forderlich,  sondern  deren 
Kenntniss  uneriässlich.  Aber  es  ist  nicht  Aufgabe  des  Rechtshistorikers,  sie  zu  Id^en, 
noch  des  Fachstudiums,  sich  auf  die  Aneignung  von  Kenntnissen  zu  verlegen,  welche 
als  Grundlage  desselben  mitgebracht  werden  sollten.  In  Betreff  des  Materials  darf 
keineswegs  die  Absicht  vorwalten,  das  ganze  zu  Gebote  stehende  auszubeuten,  viel- 
mehr muss  man  sich  auf  Verarbeitung  dessen  beschränken,  wodurch  die  wirkliche 
Entwicklung  veranschaulicht  wird.  Es  ist  mithin  der  Gesichtspunkt  festzuhalten,  den 
Lernenden  einerseits  nicht  durch  UeberfQlle  des  Stoffes  zu  erdrücken ,  andrerseits  durch 
zweckmässige  Auswahl  ihm  die  Möglichkeit  zu  bieten,  den  Gang  der  allgemeinen  und 
der  im  grossen  Ganzen  gleichförmigen  partikulären  Entwicklung  trotz  der  partikulären 
Mannigfaltigkeit  zu  erkennen.  Dies  ist  der  Fall,  sobald  an  sich  blos  partikuläre  Bil- 
dungen ihren  Platz  als  Glieder  in  der  Kette  der  allgemeinen  Entwicklung  finden.  Der 
Charakter  des  Lehrbuchs  fordert  weiter,  dass  nur  die  Grundlagen  mit  Prädsion 
entwickelt,  die  Ausführung  aber  dem  mündlichen  Vortrage  und  eignen  Studium 
überlassen  werde.  Wesentlich  gefördert  wird  dieser  Zweck  durch  Mittheilung  der 
vorzüglichsten  Quellenbelege,  soweit  der  zugemessene  Baum  dies  gestattet. 
Wo  solche  nur  in  Auszügen  aus  Urkunden  bestehen  können,  musste  sich  auf  die  eine 
oder  andere  beschränkt  werden,  damit  weder  der  Umfang  des  Buches  zu  sehr  erwei- 
tert, noch  der  Uebelstand  herbeigeführt  werde,  dass  diejenigen,  auf  welche  beim  münd- 
lichen Vortrage  einzugehen  dessen  gemessene  Zeit  nicht  gestattet,  eigentUoh  überflüssig 
sind.  Auf  die  mancherlei  Controversen  ist  nwc  Rücksicht  zu  nehmen,  wo  dieselben 
behufr  richtiger  Würdigung  der  geschichtlichen  Entwicklung  nicht  umgangen  werden 
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können.  Man  darf  sich  übevbaupt  beim  Vortrage  der  Rechtsgeschichte  nicht  zu  sehr 
auf  Polemik  eialassen,  weü  zu  ieicht  dem  Lernenden  die  Fäden  der  Entwicklimg  ent- 
schwinden ,  während  Alles  darauf  ankommt ,  dass  sich  in  dessen  Geiste  gewissermassen 
unwillkürlich  der  Abschluss  bilde,  welchen  die  BechtsgescUehte  als  Ziel  vor  Augen 
hat.  Neuheit  der  Ansichten  und  Ausführungen  lag  nicht  in  meinem  Plane,  der,  soUte 
die  Absicht  des  Iiehrbuchs  nicht  mit  isich  selbst  in  Widerspruch  kommen,  eine  Ver- 
arbeitung dor  vom  Standpunkte  der  gegenwärtigen  Wissenschaft  aus  als  feststehend 
erscheinenden  Forschungen  bezwecken  musste.  £s  ist  ohne  Zweifel  überhaupt  unsere 
Angabe,  aUe  Institute  des  deutschen  Rechts  im  Einzelnen  zu  bearbeiten,  die  Einzel- 
forschungen aber  in  ihrer  organischen  Gesammtheit  zu  yenserthen,  damit  der  Endzweck 
d€ir  Rechtsgeschichte,  über  den  sich  der  erste  Paragraph  ausläset,  in  der  doppelten 
Richtung  erreicht  werde:  den  gesammten  Entwicklungsgang  des  Rechisorganismus  und 
dessen  einzelne  GUeder  so  zu  > erkennen,  dass  auf  dieser  Erkenntliiss  als  Grundlage 
die  Dogmatik  des  heutigen  Staats-Privatrechts  u.  s.  f.  sich  aufbauen  lasse.  Das  gel- 
tende Recht  erscheint  demnach  als  Schlussstein,  zu  dessen  Legung  die  Rechtsgeschiohte 
fuhrt.  BloBse  Antiquitäten  sind  hierdurch  ausgeschlossen.  Wie  schwer  es  freilich  ein- 
zeln ist,  scharf  zu  unterscheiden,  ob  ein  Institut  oder  Rechtssatz  reine  Antiquität  sei 
oder  noch  als  Glied  des  genetischen  Bildungsganges  erscheine,  das  entgeht  keinem 
Kenner.  Auf  die  Darstellung  der  Rechtsquellen  ist  verhältnissmässig  viel 
Raum  verwendet,  weil  deren  gründliche  Kenntniss  unerlässlich  ist,  deren  Vortrag  aber 
durch  theilweise  nothwendige  Dürre  der  Darstellung  leicht  abstösst.  Auch  wird  dadurch 
gerade  für  die  im  Vortrage  leichte  imd  ausführHche  Entwicklung  der  Rechtsinstitute 
ein  bedeutender  Raum  gewonnen.  Was  die  Literatur  angeht,  so  liegt  Vollständigkeit 
nicht  in  der  Aufgabe  eines  Lehrbuchs.  Dieses  soll  einmal  directe  Eenntniss  der  all- 
gemeinen und  wichtigen  Spezial-Literatur  vermitteln,  dann  aber  auch  Gelegenheit  bieten, 
für  das  eingehendere  Studium  bei  jedem  Punkte  die  weiteren  Nachweise  an  die  Hand 
zu  geben.  Ich  habe  überall  mit  grösster  Gewissenhaftigkeit  angegeben,  wem  ein 
Resultat  zu  yerdanken,  woher  eine  Angabe,  soweit  sie  nicht  direkt  aus  den  Quellen 
geschöpft  ist,  entnommen  sei. 

Inwieweit  das  Lehrbuch  diesem  Plane  entspreche  und  als  Beitrag  zur  Förderung 
der  Wissenschaft  des  deutschen  Rechts  erscheine,  dies  zu  prüfen  überlasse  ich  dem 
wohlwollenden  UrtheUe  des  Kenners.  Zur  Rechtfertigung  des  Erscheinens  in  Lieferungen 
füge  ich  bei,  dass  es  mir  nicht  möglich  war,  das  zum  Theil  seit  zwei  Jahren  druek- 
fertige  Manusoript  vor  dem  JuU  in  die  Druckerei  zu  geben,  dass  ich  aber  wünschte, 
bereits  im  nächsten  Semester  dasselbe  meiner  Vorlesung  zu  Grunde  legen  zu  können. 
Alle  drei  Lieferungen  werden  mit  Bestimmtheit  bis  Ende  März  k.  J.  erscheinen  und 
dreissig  bis  fünfunddreissig  Bogen  umfassen.  — 

Werke,  deren  Format  nicht  angegeben  ist,  sind  in  8^  erschienen.  Die  Literatur 
ist  regelmässig  zu  Anfang  einer  Materie  angegeben.  Inhaltsyerzeichniss  und  alpha- 
betisches Register  folgen  bei  der  letzten  Lieferung. 


PBAa,  den  19.  August  1860. 
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EINLEITUNG. 


§.  1. 

1.  Bedeatang  der  Reehtegesobiohie  für  das  BedhtBstadiiim  ftberhanpt,  der  GteBohiölifo 

des  deuteohen  Beiohs  und  Beohta  insbesondere. 

Aufgabe  der  Jurisprudenz  ist  zu  wirken  fOr  das  Leben,  Um  diese  zu 
erreichen  strebt  unsere  Wissenschaft  stets  nach  innerem  Erfassen,  Durchdrin- 
gen des  g'eltenden  Rechts,  des  positiven  Rechtsstoffes,  um  sowohl  die  concre- 
ten  rechtlichen  Verhältnisse  richtig  beurtheilen  und  ordnen  als  auch  die  Rechts- 
normen selbst  gemäss  den  jeweiligen  begründeten  Anforderungen  des  Lebens 
weiterbilden  zu  können.  Soll  dieses  Streben  Erfolg  haben,  so  ist  nothwendig 
die  Gründe  des  positiven  Rechtes  zu  erkennen  den  Kern  des  Rechtssatzes  zu 
erfassen,  um  yermittelst  desselben  das  Gesetz  auf  alle  Falle  namentlich  aber 
dann  anwenden  zu  können  wenn  der  Buchstabe  uns  yerlässt;  eine  Thatsacbe 
welche  um  so  häufiger  eintreten  wird  als  es  unmöglich  ist  den  Beichthum  de» 
Lebens  in  einem  Gesetze  vorher  zu  erschöpfen.  Eine  Theorie  demnach,  welche 
den  inneren  Gedanken  der  Sätze  an  der  Hand  allgemein  richtiger  Sätze  er- 
fasst,  setzt  als  unerlässlich  voraus  die  Eenntniss  der  Geschichte  des  Rechtes. 
Ohne  diese  vermöchte  man  offenbar  das  Wesentliche  des  einzelnen  Rechts- 
satzes  u.  s«  f.  nur  dann  stets  richtig  zu  erfassen,  wenn  dasselbe  in  einem 
allgemein  richtigen,  in  der  Vernunft  liegenden  Satze  bestände,  der  sofort  und 
allezeit  philosophisch  aufzufinden  wäre.  Nun  aber  beruht  das  Recht  eines 
Volkes,  Landes  überhaupt  d.  h.  der  positive  Rechtsstoff  in  Wahrheit  nur  zum 
geringsten  Theile  auf  gewissen  natürlichen  Rechtsideen,  Ausflüssen  abso- 
lut wahrer  Sätze  der  Vernunft,  Moral  u,  s.  f.,  welche  unter  allen  Umständen 
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anerkannt  werden  müssen.  Und  selbst  diese  Ideen,  —  z.  B.  dass  eine  obrigkeit- 
liche, Täterliche  Gewalt  sein,  die  Ehe  existiren  müsse  u.  a.  sind  Ideen,  welche 
aUen  Völkern  und  Zeiten  innewohnen  —  erhalten  ihre  eigenthümliche  Färbung 
erst  durch  andere  als  natumothwendige  Elemente.  Man  nehme  nur  die 
patria  potestas  bei  den  Römern,  alten  Deutschen  und  heute,  die  Idee 
Yon  der  Nothwendigkeit  der  Gerechtigkeit  im  römischen,  altgermanischen  und 
heut^en  Strafrechte.  Jene  allgemeinen  Sätze  wie  die  grosse  Masse  des  Eechts- 
stofiPes  gestaltet  sich  somit  erst  durch  die  nationalen  Elemente  zu  concre- 
ten  Formen.  Aeussere  Einwirkungen  als:  Kriege  stete  AngrüSe  von  Feinden 
verheerende  Krankheiten  u.  s.  f.,  femer  das  Klima,  die  Lebensweise,  die  Art 
und  Weise  des  Landbaues,  die  Gegend  (ob  Berge,  ob  Ebenen,  ob  in  der  Nähe 
des  Meeres,  am  Ufer  grosser  Flüsse  oder  nicht  u.  s.  f)?  die  inneren  Vorgänge 
in  einem  Volke  (Wechsel  der  Regierungsformen,  religiöse  Aenderungen 
u.  dgl.  m.),  kurz  alle  socialen,  ökonomischen  und  politischen  Erlebnisse 
und  Zustände  müssen  nothwendig  fortwährend  gestaltend  auf  das  Recht  ein- 
wirken, dasselbe  somit  in  derselben  Weise  als  das  Volk  überhaupt  in  einer 
stetigen  lebendigen  Bewegung  und  Bildung  erhalten,  ihm  das  Gepräge  der 
Geschichte  des  Volkes  aufdrücken.  Das  jetzige  Recht  ist  kein  fertig  auf  die 
Erde  gesetztes,  sondern  ein  gewordenes,  welches  mithin  gleich  den  physi^ 
sehen  Individuen  und  den  Völkern  nur  durch  die  Geschichte  seines  Werdens 
erkannt,  nur  in  seiner  Genesis  richtig  erfasst  werden  kann.  Auf  diese  Art' 
wird  der  Kern  des  Rechtes  gefunden  und  der  obige  Zweck  erreicht.  Aller- 
dings lehrt  die  Geschichte  nicht  gerade  alle  und  jede  Sätze  und  deren  eigen- 
sten Gehalt  erkennen,  "weil  es  auch  eine  grosse  Menge  rein  formaler  Mo- 
mente gibt,  d.  h.  solcher,  die  gleichsam  die  äussere  Structur,  die  Abrundung, 
Ausfüllung  des  Gebäudes  bilden  und  dem  Auge  des  oberflächlichen  Beobach- 
ters als  durchaus  ohne  innere  Nothwendigkeit  bestimmt  erscheinen.  Soweit 
aber  in  solchen  Dingen  (z.  B.  den  Zahlen  im  Rechte,  Formeln  u.  s.  f.)  ein 
innerer  Grund  liegt,  wird  ihn  die  historisch  philosophische  Betrachtung  als 
fruchtbringend  eruiren;  insoweit  das  nicht  der  Fall  ist,  wird  dadurch  die  Ge- 
wissheit erreicht,  dass  keine  Nothwendigkeit  ihre  Belassung  fordert,  mithin 
einer  willkürlichen  Aenderung  etwa  nur  äussere  Gründe  entgegenstehen. 

Unser  heutiges  Recht  in  Deutschland  beruhet,  soweit  das  öffentliche  Recht  in 
Frage  kommt,  zum  allergrössten  Theile  auf  der  nationaldeutschen  Rechtsentwiek- 
lung,  soweit  das  Friyatrecht,  neben  dem  römischen  und  canonischen  auf  dem 
deutschen.  Hieraus  ergibt  sich  die  äussere  Nothwendigkeit  der  Geschichte 
desselben,  während  deren  Kenntniss  als  unerlässlich  für  die  wissenschaftliche 
Erfassung  des  nationalen  deutschen  Rechtes  ebenso  wenig  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden  braucht,  als  es  nöthig  ist,  daraufhinzuweisen,  dass  keine 
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Ifation  existirt,  deren  Geschichte  interessanter  ist,  als  die  der  deutschen,  welche 
einzig  von  allen  existirenden  ein  Weltreich  bildete,  durch  ihre  geistige  und 
sittliche  Grösse  für  die  Bildung  aller  übrigen  Nationen  von  der  grossten  Be- 
deutung wurde.  Erst  dann  aber  begreift  man  die  Geschichte  eines  Volkes 
gründlich,  wenn  man  seine  rechtlichen  Zustände,  die  Träger  der  gesellschaft- 
lichen Ordnung,  kennen  gelernt  hat. 

§.  2. 
2.  Begriff,  Gegenstand  und  Umfang  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte. 

Die  „deutsche  Reichs-,  Staats-,  und  Rechtsgeschichte'*  soll  enthal- 
ten die  Darstellung  des  gesammten  Rechtszustandes  des  deutschen  Volkes  nach 
seinen  nationalen  und  den  fremden  Elementen,  welche  auf  jenen  bedingend  ein- 
gewirkt haben,  von  seinen  ersten  Anfangen  bis  auf  die  heutige  Zeit.  Sie  gibt 
also  eine  Darstellung  der  äusseren  und  inneren,  örtlichen,  zeitlichen,  cultur- 
lichen  Momente,  von  denen  getragen  und  unter  denen  sich  das  heutige  Recht 
gebildet  hat,  sowie  ein  Bild  der  Art,  des  Ganges  dieser  Entwicklung,  lehrt 
mithin  das  Recht  als  ein  werdendes. 

Gegenstand  ist  der  gesammte  Organismus  des  deutschen  Rechtslebens  von 
seinen  Anfangen  an  durch  alle  Zeiten  bis  auf  die  jetzige  in  seiner  stetigen 
Fortentwicklxmg.  Es  ist  nicht  eine  bestimmte  Seite  des  Rechtslebens  z.  B. 
das  Privatrecht  sondern  alle  Seiten  Gegenstand  derselben.  Sie  hat  also  zu 
umfassen  den  ganzen  Organismus:  die  verschiedenen  Seiten  des  öffentlichen 
Rechtes,  wie  des  Privatrechtes.  "Weil  sie  femer  das  Recht  aus  der  ganzen 
Geschichte  des  Volkes  erkennen  lehren  soll,  so  hat  sie  auf  der  einen  Seite  nicht 
bloss  die  rein  rechtlichen  Zustände  zu  entwickeln,  sondern  auch  auf  die  socia- 
len, vorzüglich  aber  die  kirchlichen  Rücksicht  zu  nehmen,  indem  gerade  diese 
den  allergrössten  Einfluss  übten,  auf  der  anderen  neben  dem  einheimischen, 
nationalen  Rechte  diejenigen  fremden  Rechte,  welche  auf  den  deutschen  Rechts- 
zustand eingewirkt  haben,  insoweit  herbeizuziehen,  als  dies  zur  Erfassung  des 
deutschen  Re'chtes  nothwendig  ist.  0 

Als  Zweig  des  akademischen  Studiums  bildet  somit  diese  Wissenschaft  in 
Wahrheit  eine  Einleitung  und  Einfuhrung  in  alle  verschiedenen  positiven  Zweige 


*j  Insofern  (Das  Nähere  ist  hier,  wie  überall,  dem  mündlichen  Vortrage  zu  über- 
lassen) stimme  ich  Phillips  D.  B.-  u.  Rsgesch.  §.  1.  bei;  ich  halte  aber  jedes 
Hereinziehen  des  romischen  und  canonischen  Rechtes,  welches  sich  auf  ein  Darstellen 
dieser  in  ihrer  inneren  Struktur  einlässt,  wie  dies  Eichhorn  mit  dem  canonischen 
thut,  wobei  er  uns  orientaUsche ,  italienische  und  andere  Verhältnisse  vorführt,  für 
imgehörig. 


4  Einleitung.  §.  2. 

der  Rechtswissenschaft,  insofern  dieselben  auf  deutschem  Rechte  ruhen:  Staats- 
recht, Criminal-Recht  und  Process,  Civilprocess,  Privatrecht,  Eirchenrecht. 
Aus  dem  Vorherigen  ergeben  sich  folgende  Theile  der  Darstellung: 

1)  die  Geschichte  der  Verfassung.  Ihr  Verständniss  erfordert  noth- 
wendig,  dass  diejenigen  politischen  Vorgange  (Wechsel  derDynastieen,  Bezie- 
hungen zum  Auslande,  Erwerbungen  fremder  Gebiete  u.  s.  f.)  hereingezogen 
werden,  welche  auf  deren  Entwicklung  Einfluss  hatten.  Es  darf  sich  hierbei 
nicht  auf  das  fränkische  und  deutsche  Reich  beschränkt  werden,  sondern  auch 
die  Territorien  sind  insoweit  hereinzuziehen,  als  ihre  Verfassung  gewisse 
gemeinsame,  somit  national-deutsche  Grundzüge  bietet.  ^ 

2)  Das  Erfassen  der  Verfassungsgeschichte  bedingend  und  dadurch  selbst 
bedingt  die  Geschichte  der  Staatsverwaltung  (Administration)  und  des  ge- 
sammten  öffentlichen  Rechtes  überhaupt:  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens nebst  Einrichtung  der  Gerichte,  und  des  Strafrechtes.  Jedoch  können 
hier  nur  die  Grundzüge  gegeben  werden,  während  die  Geschichte  der  Ent- 
wicklung im  Einzelnen  den  besondem  Disciplinen  überlassen  werden  muss, 
welche  sich  ausgebildet  haben  und  als  selbstständige  Zweige  des  akademischen 
Studiums  aufgenommen  sind. 

3)  Die  Geschichte  des  Frivatrechtes,  soweit  dessen  Institute  entweder 
überhaupt  rein  deutsche  sind,  oder  doch  auf  deutscher  Grundlage  ruhen.  In 
gewissem  Umfange  ist  es  nach  der  Natur  der  Sache  nöthig,  das  canonische  und 
römische  Recht  hereinzuziehen  als  Momente  bei  der  Ausbildung  des  deutschen 
Priyatrechtes,  weü  ohne  dieses  es  unmöglich  wäre,  die  Geschichte  der  Rechts- 
institute von  der  Zeit  an  zu  begreifen,  seit  welcher  in  Wirklichkeit  jene  Rechte 
deren  Büdung  leiteten.  Dieser  Theil  der  Disciplin  baut  also  die  Grundlage, 
auf  welcher  das  „deutsche  Privatrecht^  nur  eine  dogmatische  Exposition 
zu  geben  hat. 

4)  Die  Geschichte  der  Rechtsquellen/  s.  g.  äussere  Rechtsge- 
schichte, welche  die  Form,  das  Kleid  des  Rechtes  bilden.  Diese  brauchen 
wir  aber  auf  das  römische  und  canonische  Recht  nicht  auszudehnen,  weil  für 
diese  beiden  dieselbe  doch  nicht  erschöpfend  sein  könnte  und  keineswegs  das 
Verständniss  der  Beziehungen  zwischen  ihnen  und  dem  deutschen  Rechte  die- 
selbe erfordert. 


^)  Hingegen  ist,  wie  auch  bereits  von  andern  Seiten  bemerkt  ist,  der  Plan  Ton 
T.  Daniels,  die  „Reichs-  und  Staaten rechtsgeschichte*'  zu  geben,  ein  kaum  mit 
Erfolg  ausfahrbarer. 


Quellen  und  HIU&niitieL 


§.  3, 
3.  Quellen  und  Hül&mitteL 

I.  Quellen  der  deutschen  Beichs-  und  Rechtsgeschiehte  sind  alle 
sich  auf  ganz  Deutschland  wie  dessen  einzelne  Länder  beziehenden  Denkmäler, 
aus  denen  das  Recht  erkannt  werden  kann.  Ihre  wichtigsten  Arten  sind  Ur- 
kunden, Gesetze,  Rechtsbücher,  Briefe,  Memoiren  und  Staatsschrif- 
ten u.  s.  f.  Es  gibt  Sammlungen  von  Urkunden  fSr  ganz  Deutschland,  wie 
für  die  einzelnen  Länder;  *)  auch  gibt  es  verschiedene  Werke,  welche  Aus- 
züge aus  Urkunden  enthalten  s.  g.  Regesten.  *)  Die  Urkunden  fliessen  vom 
7.  Jahrhundert  an  reichlich,  anfanglich  nur  in  lateinischer  Sprache,  seit  dem 
13.  Jahrhundert  auch  in  deutscher  geschrieben. 

Neben  diesen  eigentlichen  Quellen  erscheinen  als  Quellen  auch  die  gleich- 
zeitigen Geschichtschreiber,  bis  zum  5.  Jahrhundert  Romer  und  Qriechen, 
seitdem  auch  einheimische  Autoren,  die  Chronisten  und  Annalisten; ')  hierzu 
kommen  endlich  noch  die  sonstigen  Geschichtsquellen:  Monumente,  Siegel, 
Wappen,  Inschriften,  Münzen  u.  s.  f. 

n.  Unentbehrliche   Hülfsmittel   sind   überhaupt    a)   die   geschichtlichen 


*)  Ziemlich  vollständige  Yerzeichnisse  der  allgemeinen  und  partikulären  Quellen  ge- 
ben Eichhorn  D.  Si  u.  Rechtsgesch.  Bd.  1.  §.  5.,  Seite  12  ff.,  Phillips  D.Reichs- 
Q.  Rechtsgesch.  B.  6  ff.  Ein  älteres  Sammelwerk  ist:  J.  0.  Lünig  Deutsches  Reichs- 
archiy,  Leipz.  1710 — 22.,  24  Bde.  fol.  —  Desselben  Codex  diplomations Germaniae, 
Leipz.  1832,  2  Bde.  fol.  —  Unübertroffen  ist  das  Werk  (durch  die  1817  unter  dem  Ein* 
fliuse  von  Stein  gegründete  „Gesellschaft  fOr  ältere  deutsche  Geschichtskunde''  begonnen) 
TonG.H.  Pertz  unter  dem  Titel  „Monumenta  Germaniae  historioa  inde ab  amio 
Christi  quingentesimo  usque  ad  annum  mülesimum  et  quingentesimum.^  Hannoverae 
1826  sqq.  Yen  den  5  Abtheflnngen  (Scriptores  —  Leges  —  Diplomata  —  Epistolae 
--  Antiquitates)  sind  bis  jetzt  erschienen  XITT  Bde.  in  gr.  foL ,  wovon  die  Leges  2  Bde. 
md  1  fasc.  des  dritten,  die  übrigen  die  Scriptores  füllen).  Dazu:  Inhaltsyerzeich- 
nisse  der  zehn  ersten  Bände  der  M.  G.  N.  Hannoy.  1848.  Archiv  der  Gesellschaft 
ffir  ältere  deutsche  Geschichtsknnde.  Hannoyer  1822  ff.  —  F.  Walter  Corpus  juris 
gennanici  antiqui.  Berol.  1824.  SyoIL  8.  Ganciani  Barbarorum  leges  antiquae.  Yenet 
1781  ff.  5  volL  foL 

s)  Die  besten  sind  Ton  J.  F.  Böhmer,  Begesta  chrono!  diplom.  Earolorum.  Fran- 
tot  1838;  Beg.  Beg.  atque  Imperai  Boman.  inde  a  Gonrado  L  usque  ad  HenricumYIL 
das.  1831;  dann  yon  1198—1254  in  2  Abtheilungen.  Stuttg.  u.  Tüb.  1847  u.  1849; 
femer  yon  1246 — 1813  das.  1844.  und  hierzu  ein  Additamentnm  das.  1849;  dann  yon 
1314—1347,  Frkf.  1839,  mit  Additamentnm  primum  das.  1841 ,  secundum  1843.  An- 
dere bei  Phillips  Bechtsgesch.  S.  15  f. 

^)  Ein   genaues  Yerzeiohniss  bei  Phillips  S.  18  ff. 


6  Einleitung.  §.  4. 

Hülfsmittel:  Geographie,  *)  Chronologie,  ^)  Ethnographie,  Genealogie, 
Heraldik  u.  s.  f.,  b)  die  philologisehen:  Kenntniss  der  mittelalterliehen 
lateinischen,  ^)  femer  der  yerschiedenen  Perioden  und  Hauptdialekte  der 
deutschen  Sprache.  ^) 

4.  Bearbeitung  und  Literatur. 

Vor  Eichhorn  kannte  man  eine  Behandlung  der  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
in  unserem  heutigen  Sinne  nicht.  Zuerst  verband  man  mit  der  politischen 
Geschichte  eine  Darstellung  der  Verfassung,  und  trug  diese  s.  g.  Reichs- 
geschichte auch  auf  den  Universitäten  vor.  In  dieser  Richtung  haben  be- 
sonders gewirkt,  nach  dem  Vorgänge  von  Sagittarius  Pfeffinger,  *)  Hä- 
berlin,  *)  Pütter,  *)  Schmidt,  *)  C.  D.  Heinrich;  ®)  in  der  neuem  Zeit  noch 


*)  K.  Y.  Spruner  Historisch  geographischer  Handatlas.  Hamb.  1838  ff.  Bern- 
hardi,  Sprachkarte  von  Deutschland,  Cassel  2.  Ausg.  1849. 

^)  L^art  de  verifier  les  dates  des  faits  historiques  cet.  Paris  1750.  5  T.  4.,  neueste 
Ausg.  das.  1819.  —  0.  G.  Haltaus  Oalendarium  medii  aevi,  Lips.  1729. 

^)  Car.  du  Fresne  domini  du  Gange,  Glossarium  mediae  et  infimae  latinitatis, 
Paris  1678,  3  T.  fol.,  Ausg.  der  Benedictiner  Paris  1733^  ff.  6  T.  fol.,  zuletzt  mit  den 
Zusätzen  und  Verbesserungen  yon  Carpentier  und  Adelung  herausgeg.  von  A.  L. 
Heuschel,  Paris  1840 ff.  7  toIL  4. 

7)  J.  Grimm,  deutsche  Grammatik,  4  Bde.  1822—1839  (1841),  Gott.;  dess.  Ge- 
schichte der  deutschen  Sprache,  2  Bde.  Leipz.  1848.  —  C.  G.  Haltaus  Glossar.  Ger- 
manicum  medii  aevL  Lips.  1758,  2  volL  foL  J.  G.  Scherz,  Glossar.  Germ,  medii 
aevi  potiss.  diaL  suevicae  edid.  Ob  erlin,  Argentor.  2  voll  foL  1781  ff  Sohmeller 
saxonicum.  1840.  4.  Graff,  Althochd.  Sprachschatz,  1835 — 42,  6  Bde.  4.,  nebst  In- 
dex von  Massmann,  Berl.  1846.  4.  Müller,  Mittelhochd.  Wörterb.  aus  dem  Kach- 
lasse  von  G.  F.  Benecke  herausg.  Leipz.  1847.  4.  Ziemann,  Mittelhochd.  Wörterb. 
Quedlinb.  1839. 

lieber  die  verwandten  germanischen  Rechte  sehe  man  die  vollständigen  Nachweise 
bei  Phillips  D.  R.G.  S.  31  ff. 

^)  Vitriarius  illustratus,  sive  Corpus  juris  publici  ad  Vitriarii  instit.  jur.  pubL  Goth. 
1731  f.  5  voll  4. 

*)  Umständliche  deutsche  Reichshistorie,  Halle  1767 — 73.  12  Bde.  Fortges.  von 
Senckenberg  bis  zum  Jahre  1650,  40  Bde.  bis  1806,  das. 

^)  Grundriss  der  Staatsveränderungen  des  deutschen  Reichs,  1763,  1795.  Dessen 
Historische  Entwickl  der  heut.  Staatsverf.  d.  deutsch.  Reichs.    G5tt.  1786.   S  Bde. 

*)  Mich.  Ign.  Schmidt,  Geschichte  der  Deutschen,  Ulm  1778 ff.,  5 Bde.;  Neuere 
Geschichte  der  Deutschen  mit  den  Forts,  von  J.  Milbiller  und  Drosch,  1785 — 1825» 
20  Bde. 

*)  Deutsche  Reichsgeschichte,  Leipz.  1787—1803,  9  Bde. 
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J.  0.  Pfister,  •)  K.  A.  Menzel  ^)   und  H.   Luden. ')    Anger^  durch   die 
im  sechszehnten  Jahrhundert  von  Sichard,  Herold,  Joh.Tilius  (duTillet), 
Melchior  Qoldast  von  Haiminsfeld  und  Friedr.  Lindenbrog  •)  bewerk- 
stelligten Ausgaben  der  Bechtsquellen  begann  im  17.  Jahrhundert  dieBearbei- 
hiogder  Quellengoschichte  mit  Hermann  Conring,^^)  in  dessen  Fusstapfen 
späterHeinr.  Christ  von  Senckenberg^O  und  Heineccius,  ^')  vor  Allem 
aber  Chr.  Gottl.  Biener  ^^)  traten,   von  denen  der  letztere  die  wissenschaft- 
liche Behandlung  der  Quellen  recht  eigentlich  begann,  während  y.  Selchow^l) 
und  Walch  *'^)   auch   die  fremden  Rechte  hereinzogen.     Seit  Heineccius'^) 
behandelte  man  auch  die  Geschichte  der  Bechtsinstitute  unter  dem  Namen  der 
Antiquitäten.    Für  diese  Seite  beschränkten  sich  die  Folgenden  zumeist  auf 
ein  Ansammehi  des  Materiales  und  monographische  Behandlung.    So  Chr.  Ul- 
rich Grupen,*^)  Friedr.  Christ  Jonath.  Fischer,*')  J.  K.  H.  Dreyer;**) 


^)  Geschichte  der  Deutschen,  Hamburg  1829  —  85,  5  Bde.,  fortges.  yon  Bülau 
1842.  Bd.   6. 

^)  Die  Gesch.  der  Deutschen  (bis  zur  Reformation).  Breslau  1815—22,  8  Bde.  4. 
Dessen  l^euere  Geseh.  d.  D.  Yon  der  Ret  bis  zur  Bundesacte,  BresL  1826—39. 
12  Bde.,  2.  Aufl.  begonnen  1855. 

^}  Gesch.  d.  deutschen  Volkes,  Gotha  1825  ff.,  12  Th. 

^)  Siehe  über  diese,  wie  die  anderen  Aelteren  kurze  biographische  Notizen  bei 
Gengier  Grundriss  Seite  9  ff. 

'^)  De  origine  juris  germanici  über  unus,  Heimst  1643.  4.,  letzte  in  seinen  Werken 
Brunsv.  1730.  T.  IV. 

'^)  Visiones  diversae  de  collcctionibus  legum  German.  a  prima  rerum  memoria  etc. 
LipB.  1765. 

'^  Antiquitates  Germanicae  jnrispr.  patriam  iUustrantee  cet    Hafoiae  etLips.  1772  f. 

^')  Commentarii  de  origine  et  progressu  legum  juriumque  Germanioorum.  Lips. 
1787 — 95.  3  voll.    Das  Werk  selbst  ist  leider  unvollendet  geblieben. 

^*)  Gesch.  der  in  Deutschland  geltenden  Rechte,  1777. 

*^)  Gesch.  der  in  Deutschland  geltenden  Rechte,  1780. 

^)  Elemenia  juris  Genn.  tum  veteris  tum  hodiemi  cet.  2  T.  HaL  17S6,  letzte  Ausg. 
das.  (3.)  1746.  Auch  die  yorher  genannten  Commentarii  von  Biener  kommen  in  der 
n.  Pars,  TolL  H.  u.  HI.,  hierzu;  desgleichen:  E.  G.  Bissig,  Geschichte  des  D.  Pri- 
ratr,  Leipz.  1801.,  J.  F.  Reitemeier,  das  gemeine  Recht  in  Deutschland,  vor  der 
Aufnahme  des  rom.  Rechts,  aus  den  Reichsgess.,  dem  Sachsen-  u.  Schwabensp.  u.  a. 
Quellen  dai^esi    Frkt  a.  O.  1804. 

^^)  Deutsche  Alterthümer  etc.  Hann.  u.  Lüneb.  1746.  4.,  Observationes  rerum  et 
antiquit.  Genn.  et  Rom.    Halle  1763.    4. 

^^)  Entw.  einer  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts,  Leipz.  1781;  andere  bei  Gengier 
Grdr.  8.  12. 

^^  SammL  venu.  Abh.  zur  Erläut.  der  deutsch.  Rechte  u.  Alterth.  u.  s.  f.  Rost, 
u.  Wismar  1754  ff.  3  Th.    Gengier  S.  13. 


g  Emleitang.  §.  4. 

in   der   nenesten  Zeit  haben  in  ähnlicher  Absicht  geschrieben  F.   J.  Bod» 
mann*^  und  J.  Grimm.") 

Die  Begründung  einer  Behandlung  der  „deutschen  Reichs-  (Staats-) 
und  Rechtsgeschichte''  nach  ihrem  ganzen  Umfange  in  wahrhaft  histo- 
rischer genetischer  Weise  an  der  Hand  der  Quellen  aller  Jahrhunderte 
ißt  das  Terdienst  Karl  Friedrich  Eichhorns,  •*)  dessen  Werk  bisher  über- 
haupt das  einzige  ist,  welches  alle  Seiten  umfasst  und  durchaus  genetisch  yer- 
ffihrt,  während  die  meisten  übrigen  bald  nur  Beispielssammlungen,  bald  nur  Zu» 
sammenstellungen  yon  antiquarischen  Abhandlungen,  bald  endlich  eine  geschicht- 
liche Darstellung  liefern,  welche  häufig  keine  rechtsgeschichtliche  ist,  sondern 
allenfalls  ebenso  gut  von  jedem  Historiker  hätte  gemacht  werden  können. 
Üngeföhr  um  dieselbe  Zeit  mit  Eichhorn  trat  auch  auf  der  um  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  überhaupt  yerdiente  EarlJoseph  Anton  Mittermaier,'^ 
welcher  jedoch  später  der  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  seine  Kräfte  entzo- 
gen hat. 

In  der  von  Eichhorn  eingeschlagenen  Richtung  haben  ziemlich  alle  Neue- 
ren, freilich  mit  sehr  ungleichem  Erfolge  gearbeitet.  Sie  gehen  aber  sehr 
auseinander  in  Betreff  des  Umfanges,  welchen  sie  der  Reichs-  und  Recht»- 
geschichte  zuweisen.  Ganz  in  der  Eichhom'schen  Weise,  obgleich  in  der 
Methode  abweichend,  behandeln  die  ganze  Geschichte  der  Staatsverfassung^ 
des  öffentlichen  und  Privatrechts  einschliesslich  der  politischen  Geschichte  Georg 
Phillips^)  und  früher  Heinrich  Zöpfl. '^)  Andere  haben  nur  die  Geschichte 
der  Verfassung  und  des  öffentlichen  Rechtes  behandelt,   wie  L.  von  Löw,'*> 


^)  Bheingauisohe  ALterthüiner,  Mains  1819,  2  Bde. 

>i)  Deutsche  Bechtsalterthümer,  Göit  1828,  2.  Aufl.  1854. 

*')  Geboren  zu  Jena  d.  20.  Nov.  1781,  gest  4.  Juli  1854  zu  OÖhi.  Enrae  Bio- 
graphieen  von  Reyscher  in  dessen  Z^tschr.  Bd.  15.  S.  436 — 454,  von  Biehthofen 
in  „Eritische  Ueberschan*'  von  Arndts  Bd.  2.  (1855)  S.  321—331. 

Hierher  gehört  von  ihm:  „Deutsche  Staats-  nnd  Bechtsgeschiohte,*^  4  Bde.  Gott» 
1808—1823,  5.  Ausg.  1848,  1844. 

^^  Einleitimg  in  das  Stadium  der  Geschichte  des  gerni.  Reöhts,  Landshat  1812. 

^)  Deutsche  Geschichte  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Religi<»i,  Recht  nnd  Staats* 
Verfassung,  BerL  1832,  1834,  2  Bde.  —  Dessen  deutsche  Reichs-  u.  Reohtsgesoh. 
zum  Gebrauche  bei  akadem.  Vorlesungen,  München  1845,   4.  Aufl.  1859. 

'^)  Deutsche  Staats-  und  Bechtsgeschichte  Bd.  1.  2.  Aufl.  Stut^.  1844.  „Deutsche 
Volks-  u.  Staatsgesch.;**  Bd.  2.  Abth.  1.  Stuttg.  1846  „Gesch.  d.  deutsch.  Rechtsquel- 
len;**  Bd.  2.  Abth.  2.  Stuttg.  1847.  2.  Aufl.  „Gesch.  der  deutschen  Rechtsinstitate.*' 
Die  neueste  Aufl.  1858  in  einem  Bande  hat  die  politische  Geschichte  fortgelassen,  waa 
ihm  bereits  wieder  zum  Vorwurf  gemacht  ist 

^)  Gesch.  der  D.  Reichs-  u.  Temtorialverf.    Heidelb.  1832. 
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W.  Donnigeß,'^  C.  R.  Sachsse,  »•)  G.  Waitz,*^  Hillebrand.  «^  Ferd. 
Walter  (deutsche  Rechtsgeschichte,  Bonn  1853.  2.  Aufl.  1858)  gibt  die 
Ooichiehte  des  öffentlichen  und  Frivatrechts.  ^  yon  Daniels  („Handbuch  der 
dentschen  Reichs-  und  Staatenrechtsgeschichte,  Tübing  1859.  1.  Bd.  Germa- 
nische Zeif )  verfolgt  den  Plan,  mit  der  politischen  und  Rechtsgeschichte  des 
Reichs  auch  die  der  Territorien  zu  yerbinden. 

Die  monographischen  Arbeiten  werden  bei  den  betreffenden  Materien  ihre 
Stelle  finden.  Zu  nennen  sind  noch  die  Grundrisse  von  Mittermaier  (Hei- 
delb.  1824),  C.  Th.  Gaupp  (Bresl.  1825),  G.  A.  Stenzel  (Bresl.  1832), 
A.  Michaelis  (Tüb.  1833),  H.  G.  P.  Gengier  (Erlang.  1849,  1850  bis  jetet 
2  Lief.;  der  an  Kachweisen  über  Literatur,  Quellencitaten  reichhaltigste),  sowie 
die  „Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft,^  seit 
1839  herausgegeben  yon  Reyscher  und  Wilda,  zu  denen  1845  Beseler,  und 
jetzt  (1857)  an  Stelle  des  yerstorbenen  Wilda  Stobbe  getreten  ist,  bis  1843 
(8  Bde.)  in  Leipzig,  seit  dem  9.  Bde.  (1845)  in  Tübingen  erschienen;  bis  jetzt 
19  Bde. 


§.  5. 
5.  Plan  und  Methode. 

Ffir  die  Geschichte  der  Yer&ssung  ist  die  synchronistische  Methode  die 
passendste,  weil  sich  bestimmte  Perioden,  die  zugleich  Abschnitte  für  dierecht- 
Hehe  Entwickelung  machen,  unbedingt  aufstellen  lassen.  In  jeder  Periode 
finden  die  Bechtsquellen  ihre  Stelle,  weil  man  sie  nicht  aus  ihrem  eigen- 
thumlichen  Umkreise  reissen  und  abgesondert  von  der  wieder  auf  den  öffent- 
lichen Bechtszuständen  beruhenden  Art  der  Rechtserzeugnng  behandeln  kann> 


'')  Das  deutsche  Staatsr.  u.  die  D.  Reichsyerfassung,  Bd.  1.  (bis  in^s  12.  Jahrb.) 
BerL  1842  [Th.  IL  Abth.  1.  (und  einzige)  eines  grösseren,  indess  nicht  fortgesetzten 
Werkes  „Gesch.  des  D.  Eaiserthumes  im  14.  Jahrh.  von  1308 — 1378.**]. 

*^)  Bistorische  Grundlagen  des  deutschen  Staats-  und  Rechis-Lebens.  Heidelb.  1844. 

^  Deutsche  Yerfassongsgeschiohte,  2  Bde.,  Kiel  1844,  1847 ;  umÜEUBst  nur  die  Zeit 
der  Herovinger. 

^JuL  Hillebrand,  Lehrb.  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  mit  Aus- 
BchfaiBs  der  Gesch.  der  Privatrechtsinstitute,  Leipz.  1856. 

Für  das  Priyatrecht  ist  in  neuerer  Zeit  keine  besondere  Geschichte  erschienen; 
die  Gteschichte  desselben  pflegte  man  in  den  Werken  über  Privatrecht  bei  den  einzehien 
Instiiiitea  Yoraiisinuchicken.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  man  nach  Gerber^s  Vorgänge 
«nHwDgen  werde,  das  heutige  Privateecht  reio  dogmatisch,  dessen  Geschichte  aber  als 
einen  Zweig  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  zu  behandeln. 
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ohne  den  inneren  Blick  in  ihren  Bntwickelungsgang  zu  trüben.  Für  die  Ge- 
schichte des  BechtsTerfahrens  und  des  Priyatrechtes  soll  hingegen  die  chrono- 
logische Darstellungsform  gewählt  werden,  weil  die  einzelnen  Perioden  für 
die  Geschichte  der  ganz  vorzüglich  im  PriTatrechte  nur  sehr  unmerklich  und 
allmälig  stattfindenden  Entwickelung  nicht  entscheidend  sein  können.  Eine 
Darstellung  nach  Perioden  würde  bei  diesen  Materien  die  Uebersicht  zerreissen 
und  eine  einheitliche  Darstellung  hindern,  während  im  Gegentheil  alles  Stre- 
ben darauf  gerichtet  sein  muss,  das  Rechtsinstitut  von  seinem  Keime  bis  zu 
«einem  Abschlüsse  im  heutigen  Bechte  zu  yerfolgei). 

Mit  Bücksicht  auf  die  einem  Lehrbuche  nothige  Kürze  und  die  Pflicht,  jede 
Wiederholung  sowie  auch  die  zu  Uebergängen  nothigen  Anknüpfangen  an  das 
Frühere  zu  yermeiden,  ist  in  der  Darstellung  die  Zeit  von  1273  bis  zum 
Ewigen  LandMeden  (1495)  zusammengezogen. 

Die  Perioden,  welche  wir  bei  der  Beichsgeschichte  zu  unterscheiden  ha- 
ben, sind: 

I.  Periode.  Von  den  ältesten  Zeiten  der  germanischen  Geschichte 
bis  zur  Gründung  des  deutschen  Beiches  (Auflösung  des  fränkischen) 

888  n.  Chr. 

Schon  in  den  ersten  sicheren  Grundzügen  finden  wir  den  Keim  des  späte- 
ren Zustandes.  Die  einzelnen  Theile  des  Volkes  haben  ziemlich  gleichmässige 
Institutionen.  Nach  Annahme  des  Christenthums  und  Ausdehnung  der  firänki- 
schen  Herrschaft  über  alle  Stänmie  bildet  sich  eine  germanisch-christliche 
Staatsform,  welche  wesentlich  dazu  beitrug,  das  deutsche  Beich  möglich 
zu  machen. 

n.  Periode.    Von  888   bis  zur  (Beendigung  des  Interregnums) 
Thronbesteigung  Budolphs  von  Habsburg  1273« 

Seit  888  existirt  ein  deutsches  Beich.  Dies  zerfallt  in  zwei  Hauptabschnitte, 
dafi  Mittelalter,  welches  mit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  1495,  ab- 
schliesst,  und  die  Neuere  Zeit  bis  1806.  Das  Mittelalter  hat  eine  natürliche 
Scheidung  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts,  mit  welchem  der  Keim  zu  den- 
jenigen staatlichen  Bildungen  gelegt  war,  auf  denen  unter  Hinzutreten  der 
neuen  Ursachen  die  neuere  Zeit  ihren  Anfang  nahm.  Mit  Bücksicht  auf  den 
Gesanuntstoff  ist  es  am  zweckmässigsten,  diese  Abschnitte  als  besondere  Pe- 
rioden  zu  bezeichnen. 

In  dieser  2.  Periode  bildet  sich  das  Kaiserthum  und  steht  unter  den 
sächsischen,  fränkischen  und  schwäbischen  (hohenstaufischen)  Kaisem  da  als  die 
erste  Macht  der  Welt,  als  „heiliges  römisches  Beich  deutscher  Nation.^ 


Perioden.  H 

in.  Periode.    Von  Budolph  von  Habsburg  bis  zum  Ewigen 

Landfrieden  1495. 

Diese  Zeit  bietet  uns  das  Bild  dar,  wie  auf  Kosten  der  kaiserlichen  Macht 
fich  die  territoriale  zu  bilden  und  zu  kräftigen  fortfahrt.  Auf  der  einen  Seite 
<ler  innige  Verband  mit  der  Kirche,  auf  der  anderen  das  Lehenswesen  halten 
noch  die  Einheit  aufrecht.  Die  Schwäche  des  Kaisers  vermag  oft  nicht  der 
Anarchie  im  Innern  Herr  zu  werden,  bis  der  Ewige  Landfrieden  einen  festen 
Zustand  schafft.  Das  Sinken  der  Kirchendisdplin  yerbunden  mit  der  begin- 
nenden Erkaltung  der  beiden  die  Welt  leitenden  Mächte  —  des  sacerdotium 
und  imperium  —  bereitet  den  Boden  für  den  unheilbaren  Biss  der  näch- 
sten Zeit. 

IV.  Periode.    Die  Neuere  Zeit. 

Zunächst  schliesst  sich,  wesentlich  gefordert  und  getragen  von  der  reli- 
giösen Spaltung,  welche  das  Beich  auf  beständig  in  seinen  theuersten  Interes- 
sen zerreisst  und  in  Beligionsparteien  sondert,  zwischen  denen  der  Kaiser 
machtlos  dasteht,  der  Territorialismus  ab;  mit  ihm  sinkt  das  Lehenswesen;  der 
Monarchismus  bildet  sich.  Die  Weltstellung  des  Beiches  fällt  im  Beligions- 
kriege  faktisch,  rechtlich  durch  den  Westphälischen  Frieden,  der  dem  Aus- 
lande ein  Becht  in  heimischen  Dingen  verleihet.  Die  Stellung  der  Fürsten 
wird  eine  fast  souveräne.  Gegen  das  nationale  Becht  siegt  dasredpirte  römi- 
sche; die  alten  Feudal-  und  Standesverh^tnisse  fallen  mit  dem  neuen  Steuer- 
system, den  stehenden  Heeren,  der  centralisirten  Staatsverwaltung  hinweg. 
Die  Reichsf&rsten  empören  sich  offen  gegen  den  Kaiser,  verbinden  sich  mit 
fremden  Mächten;  das  Beichsgebiet  verkleinert  sich;  die  Beichsgerichte  können 
kein  Becht  durchsetzen.  Endlich  trennen  sich  deutsche  Fürsten  unter  dem 
Protectorate  des  französischen  Militärdespoten  von  dem  altehrwürdigen  Leibe, 
80  dass  dem  Kaiser  nichts  erübrigt,  als  eine  Krone  niederzulegen,  welche  eine 
Last  ohne  Macht  war,  sich  als  Haupt  von  einem  Körper  loszusagen,  dessen 
eigne  Glieder  den  Lohn  ihrer  hunder^ährigen  Bevolution  gegen  das  Haupt 
zwar  in  der  heiss  ersehnten  Souveranetät  fanden,  dafür  aber  auch  Deutschland 
2u  einem  Kamen  ohne  Wahrheit,  zu  dem  uneinigen  Beiche  geschaffen  hatten. ') 


^)  Ausführlich  handelt  über  Methode  und  Literatur  v.  Daniels  Handb.  §.  1—7. 


ERSTES  BUCH. 

Geschichte  der  Staatshildung,  des  Yerfassimgs-  und  Yerwaltungs- ^ 

Bechtes,  der  Bechts^ellen. 

Erste  Periode. 

Vom  ersten  Auftreten  der  Deutschen  bis  zum  Erlöschen  der  Karolingischen 

Dynastie  in  Deutschland  (888  n.  Chr.). 

Erstes  Kapitel. 

Geschiclite   des  Eechtszustandes  der  Oermanen   bis  zur  Bildung  der 

fränkischen  Monarchie.*) 

§*  6. 

1.  Auftreten  der  Germanen.    Namen,  Wohnsitze,  Stamme. 

L    Ohne  Zweifel  gehören  die  Germanen  dem  japhetitischen  Stamme  an,  ^) 
fiilid  in   Yorhistorificher  Zeit   aus   Asien  nach  Nordwesten  yorgedrongen  und 


*)  Die  hauptsächlichsten  Quellen:  C.  JuL  Caesar  Commentarü  de  beUo  Gal- 
Mco,  besonders  IIb.  IV.  C.  Cornelius  Taoitus,  de  situ,  ritu,  moribus  populisque 
Germaniae.  Für  diesen  Zweck  ist  die  beste  Ausgabe  die  yon  F.  B.  Gerlaoh  nnd 
W.  Waokernagel,  Basel  1837.  In  geograph.  Hinsicht  Strabo  und  Ptolemaeus. 
—  Procopius  de  beUo  Yandalorum  lib.  E.,  de  beUo  Gothico  lib.  IV.  —  Jeman- 
des (yor  552)  de  Gbthorum  oiigine  et  rebus  gestis.  —  Paulus  Warnefridus  Dia» 
Conus  (t  799)  de  gestis  Longobardorum.  —  Gregor  yon  Tours  (Gregorius  Touro- 
nensis  544—595)  Histoiiae  Francorum  lib.  X.  (J.  W.  Lob  eil,  Gregor  yon  Tours  und 
seine  Zeit,  Leipz.  1839).  Fredegarii  Chronicon.  Beda  Venerabilis  (f  781) 
Hist.  ecdesiastica  gentis  Anglorum.  — 

Literatur:  J.  J.  Mascoy  Gesch.  der  Teutschen,  Leipz.  1726,  37,  2  Bde.  4. 
Joh.  Chr.  Hajer  Germaniens  Urverfassung,  1798.  JuL  Weiske  die  Grundlagen 
der  frühem  Verfassung  Teutschlands,  Leipz.  1836.  (Darüber  die  Becension  in  den 
„Kritischen  Jahrb.'*  1837.  Jahrg.  L  S.  124—129.)  K.  L.  Barth  Teutschlands  Urge- 
schichte, Erlang.  2.  Aufl.  1841.  Kaspar  Zeuss  die  Deutschen  und  die  Nachbar- 
stSnmie,  Hünchen  1837.  Ferd.  Müller  die  deutschen  Völker  und  ihre  Fürsten,  BerL 
1840  £f.,  4  Bde.  Carl  Bobert  Sachsse  Historische  Grundlagen  des  deutschen 
Staats-  und  Bechts-Lebens,  Heidelb.  1844. 

^)  Hauptgründe:  Die  Deutschen  gehören  zum  indogermanischen  Sprachstanune;  ihre 
Cerealien  und  Hausthiere  stammen  aus  Asien;   nachweislich  hat  früher  und  sp&ter  die 
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haben  Bich  Yon  hier  aus  über  das  alte  Germanien  allmälig  ausgebreitet.  Yen  ihren 
Sitzen  und  Zustanden  ist  uns  vor  Julius  Caesar  keine  irgend  zuverlässige 
Nachricht  überliefert  worden,  was  wohl  zum  grossten  Theil  darauf  beruhet, 
dass,  abgesehen  von  den  Einfallen  der  Cimbem  und  Teutonen  in^s  Bömerreich 
(113—101  y.  Chr.),  eine  nähere  Berührung  mit  den  Römern  nicht  stattfand. 

n.  Als  gemeinschaftHchen  Namen  für  das  gesanunteYolk  finden  wir  seit  Caesar 
^Germanen,  Germani,^  der  jedoch  nicht  als  ein  nationaler  angesehen  wer- 
den kann,  sondern  wahrscheinlich  von  den  Kelten  gebraucht  wurde.  ^  Der 
seit  der  Trennung  des  frankischen  Beichs  allgemeine,  von  dem  Volke  selbst 
gebrauchte  und  auf  dessen  Religion  (Sage)  hinweisende  Name  ist  ,yDeut- 
Bche,''^  welcher  keinem  Stamme  als  Sondemame  zukam. 

HL  Nördlich  von  den  Alpen  war  Europa  im  Anfange  unserer  Zeitrech- 
rnmg  von  3  grossen  Völkern  bewohnt:  den  Kelten,  Germanen,  Wenden 
(Slowenen,  Slaven).  Die  Kelten  oder  Galen  *)  nahmen,  allmälig  von  den  nach- 
rückenden Germanen   aus   ihren  alten  Wohnsitzen   im  nuttleren  Europa  yer- 


Yoikerbewegung  in  dieser  Blchtung  BtattgefiindeiL  Tacitas  hingegen  L  c.  cap.  2. 
„Ipsos  Germanos  indigenas  crediderim,  minimeque  aliarom  gentium  adyentibuB  et  ho- 
spitüs  mixtoB,  quia  nee  terra  olun  sed  classibuB  advehebantoi  qui  mutare  sedes  quae- 
rebant,  et  immensiiB  ultra  utque  sie  dixerim  adyersus  Oceanus  raris  ab  erbe  nostro 
navibns  aditur.  Quis  porro,  praeter  periculum  horridi  et  ignoti  maris,  Asia  aut  Afirica 
aui  ItaCa  relicta  Germaniam  peteret,  informem  terris,  asperam  caelo,  tristem  culta 
aspectaque,  nisi  si  patria  sit?*^ 

^  Üeber  die  yerschiedenen  Ableitungen  des  Wortes  von  heer,  heri  i.  e.  Heer- 
mannen  (Arimannen),  Herimannen,  von  irmin,  femer  von  ger  (hasta)  L  e.  Speer- 
manner,  Wehrmänner,  von  gairm  (Schrei,  Ruf)  u.  a.  sehe  man  die  Citate  bei  Phil- 
lips Rechtsgesch.  §.  14.,  Zöpfl  Bd.  I.  S.  13  f,  Hillebrand  S.  6 f.,  vorzüglich 
Waitz  VerfcGesch.  L  S.  XII  ff.  Tacitus  erklärt  sich  den  Namen  also  cap.  2. 
«•  .  .  Geterum  Germaniae  vocabulum  recens  et  nuper  additum,  quoniam  qui  prlmi 
Bbennm  transgressi  Gallos  expulerint,  ut  nunc  Tungri,  tunc  Germani  vocati  sint.  ita 
nationis  nomen,  non  gentis,  evaluisse  paulatim,  ut  omnes  primum  a  victore  ob  metum, 
mox  etiam  a  se  ipsis  tnvento  nomine  Germani  vocarentur.*^ 

^)  Er  leitet  zurück  auf  Tuisoo,  theodisc  =s  Nachkommen  des  Thuisco,  von  dessen 
Sohne  Mann  =  Menschen,  Aborigines.  Die  richtige  Schreibart  ist  Deutsche.  YgL 
Grimm  D.  Grammat.  LS.  10  ff: 

^)  Caesar  de  hello  Gall.  L  I.,  „Gallia  est  omnis  divisa  in  partes  tres,  quarum 
Quam  incolunt  Belgae,  aliam  Aquitani,  tertiam  qui  ipsorum  lingua  Geltae,  nostra  Galii 
appellantur.  Hi  omnes  lingua,  institutis,  legibus  inter  se  differunt.*^  Trotz  dem  sind 
die  Beiger  wohl  des  gleichen  Stammes  mit  den  Galliern  gewesen,  vielleicht  nur  zer. 
setzt  mit  germanischen  Elementen.  YgL  Tacitus  cap.  28.  und  die  Angaben  bei 
Caesar  B.  G.  11.  4.  Vom  rechten  Bheinufer  sind  wohl  die  letzten  Kelten  durch  die 
Markomannen  und  andere  Stamme  (Sueven)  verdrängt.  Keltisches  Wesen  und  Sprache 
bat  sich  in  Schottland  Irland  Wales  im  gälisohen  Stamme  erhalten.  Reste  der  Aqui- 
tuüer,  welche   freilich  ein  anderer  Stamm   als  die  Gallier   gewesen  zu  sein  scheinen, 
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drängt,  den  Westen  ein:  die  brittischen  Inseln,  Gallien,  die  Länder  südlich 
der  Pyrenäen  und  die  Alpenländer.  Im  Osten  Europa's  sassen  von  der  Ostsee 
an  die  Sarmaten  (Alanen,  Litthauer),  die  Dacier  und  Geten.  ^)  In  dem 
mittleren  zwischenliegenden  Theile  Europa^s  sassen  die  Germanen,  deren  Wohn- 
sitze sohin  im  Westen  die  Kelten,  im  Korden  das  Meer,  im  Nordosten  die 
Sarmaten,  im  Osten  die  Oder,  Weichsel  und  die  Baken  undThracier,  im  Sü- 
den die  Alpen  begrenzten.*) 

lY.  Das  Yolk  schied  sich  in  eine  grosse  Anzahl  von  kleineren  Stämmen 
(Yölkerschaften),  deren  stets  mehre  wieder  zu  einem  gemeinsamen  grösseren 
Stamme  gehorten,  welche  in  ihren  Stammvätem  auf  die  Gottheit  zurückgeleitet 
wurden. ')  Diese  drei  Hauptstämme  sind:  die  Iscävonen  oder  Istävonen 
am  Rheine,  auf  beiden  Ufern  bis  gegen  die  See  hin  (im  heutigen  Belgien, 
Holland,  Mittel-  und  Niederrhein),  wozu  die  Ubier,  Sigambren  u.  a.,  —  die 
Ingävonen,  östlich  von  den  Istätonen  längs  der  Nordsee,  auf  dem  cimbri- 
sehen  Chersones  (der  jütischen  Halbinsel)  bis  nach  Holstein  hin,  —  die  übrigen 
begreift  unter  sich  der  Name  der  Herminonen.  Ausser  diesen  drei  Haupt- 
stammen  erscheinen  bei  einzelnen  Schriftstellern  noch  andere,  ^)  ohne  dass 
jedoch  hierauf  Gewicht  zu  legen  ist,  weil  sich  überhaupt  fast  alle  Stämme 
direct  auf  den  Stammgott  zurückleiteten  und  hierdurch  als  Hauptstamm  er- 
schienen. Umgekehrt  aber  gibt  es  germanische  Stämme,  die  nicht  in  jenen 
drei  Stammnamen   begriffen   selbst  wieder  mehre  Yölkerschaften   umfassten.  ^ 


haben   sich  in   den  Basken  (an   den  Pyrenäen)    erhalten.    Ausfährlich  geht   auf  die 
geograph.  und  ethnograph.  Frage  ein  t.  Daniels  §.8  ff. 

^)  Dass  die  Geten  (an  der  unteren  Donau)  zu  den  Germanen  gehört,  behauptet 
u.  A-  J.  Grimm  und  Wirth. 

^)  Tacitus  Germ.  cap.  1.  beschreibt  die  Grenzen  also:  „Gennania  omnis  a  Gallis 
Baetisque  et  Pannoniis  Bheno  et  Danubio  fluminibus,  a  Sarmatis  Dacisque  mutuo 
metu  aut  montibus  separatur.    Cetera  Oceanus  ambit  ,  .  .*^ 

^)  Tacitus  Germ.  cap.  2.  ^Gelebrant  carminibus  antiquis,  quod  unum  apud  illoa 
memoriae  et  annalium  genus  est,  Tuisconem  deum  terra  editum,  et  filium  Man- 
num,  originem  gentis  conditoresque.  Manne  tris  filios  assignant,  quorum  nominibus 
proximi  Oceano  Ingaevones,  medii  Hermim ones,  ceteri  Iscaevones  yocantar, 
quidam,  ut  in  licentia  vetustatis,  pluris  deo  ortos  plunsque  gentis  appeUationes ,  Mar- 
SOS  Gambriyios  Suebos  Yandalios  adfirmant,  eaque  vera  et  antiqua  nomina.**  Ygl. 
hierzu  Waitz  I.  S.  XY.  —  In  die  Aufzählung  der  einzelnen  Stämme  lässt  sich  weit- 
läufig ein  Phillips  D.  Gesch.  L  S.  28  ff.    Ygl.  auch  v.  Daniels.  S.  21  ff. 

^)  Plinius  Hist.  l^atur.  lY.  14.  hat  die  drei  genannten,  Überdiess  noch  die  Yin- 
dili,  zu  denen  die  Burgundiones,  Yarini,  Carini,  Guttones,  und  die  Peucini,  zu. 
denen  er  die  wahrscheinlich  nicht  germanischen  Bastamer  rechnet. 

®)  So  die  in  der  Anm.  7.  dtirten  Stelle  des  Tacitus  genannten;  denn  die  Sueven. 
waren  unstreitig  ein  grosserer  Stamm,  die  Yandali  (Yindiü)  nach  Plinius,  wie  gesagt, 
gar  ein  Hauptstamm.    Zu  diesen  kommen  noch  die  Gothen. 
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Jene  drei  Hauptstämme  treten  nnß  später,  nachdem  viele  der  kleineren  Völker- 
schaften mit  einander  verschmolzen  waren,  entgegen  in  den  Stämmen  der 
Franken  (Istävonen,  am  Rhein),  Sachsen  (Ingävonen,  im  Norden),  Ala- 
mannen  oder  Schwaben,")  ohne  dass  aber  gerade  alle  früheren  Völker- 
Schäften  in  denselben  enthalten  wären. ") 


§.  7. 

2.  Charakter,  Sitte,  Religion.*) 

I.    Das    deutsche  Volk   hatte  sich   nach  des  Tacitus  Bericht^)   rein,   weil 
frei  von  dem  Gemisch  mit  anderen  Völkerschaften  erhalten,  und  stand  deshalb 
den  Nachbarn  gegenüber   da   als  ejn  rechtes,    ein  ganzes  Volk.    Ihr  Körper 
war  gross  und  stark,   durch  keine  Verweichlichung  geschwächt;    ihre  Lebens- 
weise einfach  und  ohne   allen  äusseren  Prunk. ')     Ihr  Charakter  war,   neben 
Besonnenheit  und  Klugheit,  ja   selbst  Verschlagenheit,   doch  ein  offener  und 
gerader,  frei  von  Hinterlist.    Treue   in   allen  Verhältnissen,   Ehrfurcht  gegen 
das  weibliche  Geschlecht,   Liebe  und  Anhänglichkeit  gegenüber  den  Verwand- 
ten, Gastfreundschaft,   Keuschheit,   liebe   zum  Ruhme   und   den  Thaten   der 
Forfahren,  Tapferkeit,  das  waren  die  Tugenden,  welche  das  ganze  Volk  zier- 
ten.   Zwar  gab  es  auch  nach  des  Tacitus  getreuer  Schilderung  bei  ihnen  La- 
ster: ein  Hang  zur  zügellosen  Freiheit,  der  nur  schwer  sich  selbst  dem  recht- 
mässigen Befehle  fugte.  Hang  zur  Unthätigkeit,  sobald  das  Kriegs-  oder  Jagd- 
handwerk nicht  hinausrief,   Ergebenheit   an   geistige  Getränke,   welche  leicht 


^•)  Waitz  VerfGesch.  I.  8.  XVH. 

")  Dies  beweisen  die  nicht  zu  den  genannten  geh5rigen|Thürmger,  Baiem,  Bur- 
gunder U.   B.   f. 

*)  Klemm  Handbuch  der  genn.  Alterthumskimde,  188 6.  W.  Grimm  über  deutsche 
Ronen,  CKStt.  1821;  zur  Literatur  derBunen,  Wien  1828.  —  J.  Grimm  D.  Mythologie, 
2.  Aufl.  QötL  1848.  —  W.  Müller  Gesch.  u.  Syst  der  altdeutsch.  ReHgion,  Gott.  1844. 
K.  Simrock  Handb.  der  deutsch.  Mythologie  mit  Einschluss  der  nordischen,  Bonn  1855. 

^)  Tacitus  Germ.  cap.  4.  „Ifie  eomm  opinionibus  accedo,  qui  Germaniae  populos  nul- 
Üs  aüis  aliamm  nationum  conubüs  infectos  propriam  et  sine  er  am  et  tan  tum  sui 
similem  g entern  exstitisse  arbitrantur,  unde  habitus  quoque  corporum,  quamquam 
in  tanto  bominum  numero,  idem  omnibus:  truces  et  caerulei  oculi,  rutilae  comae^ 
nugna  corpora  et  tantum  ad  impetum  valida,  laboris  atque  openim  non  eadem  pa- 
tientia;  minimeque  sitim  aestumque  tolerare,  frigora  atque  inediam  caelo  solove  ad- 
saenutt** 

^  £ine  sehr  schöne  Schilderung  gibt  Waitz  I.  S.  6  ff.  meist  mit  den  Worten  des 
TftdtoB.  Aus  letzterem  und  der  Schilderung  Caesar 's  de  B.  G.  besonders  IV.  1  und 
^L  21.  22.  ist  es  leicht,  sich  ein  anschauliches  Bild  zu  entwerfen. 
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bis  zur  Trunkenheit  ausartete,  ^)  leidenschaftliche  Liebe  zum  Spiele  u.  s.  f. 
Aber  diese  Fehler  vermögen  nicht  den  durch  jene  Tugenden  hervorgerufenen 
Eindruck  zu  schwächen:  dass  die  Deutschen  vor  allen  übrigen  Yölkem  der 
damaligen  Zeit,  welche  nicht  antike  Cultur  aufgenommen  hatten,  ausgezeich- 
net waren,  ein  Vorzug,  welchen  sie  bis  auf  diesen  Tag  in  vielen  Beziehun- 
gen glänzend  bewahrt  haben. 

n.  Ihre  Lieblingsbeschäftigung  war  der  Ejieg,  im  Frieden  die  Jagd.  *) 
Geräthschafken,  welche  hiermit  in  Verbindung  standen,  machten  sie  selbst,  mit 
einer  gewissen  Geschicklichkeit;  darüber  hinaus  umfasste  ihre  Industrie  nur 
das  Unentbehrlichste.  An  den  Flüssen  und  dem  Meeresufer  betrieb  man  auch 
fleissig  die  8chifffahrt.  Ihre  N^ahrungsquelle  war  hauptsächlich  Viehzucht,  dami, 
obgleich  nicht  im  selben  Masse,  Ackerbau;  ^)  ihr  Leben  ist  nicht  im  Entfern- 
testen ein  Nomadenleben.  Jeder  wohnt  innerhalb  seiner  Waiden  und  Felder, 
weshalb  es  keine  Städte  oder  eigentliche  Dörfer  unter  ihnen  gab.*) 

Handel,  ausser  Tauschhandel,  kannten  sie  nicht;  sie  hatten  deshalb  auch 
nur  Geld  von  fremden  Völkern;^)  ihre  Kleidungsstücke  bestanden  aus  Geweben 
der  Frauen,  Pelzen  u.  dgl.  ®) 

HL  Die  Sprache,  reich  an  Formen  und  Wurzeln,  war  ziemlich  gebildet,  weil 
ihre  fertige  Handhabung  bei  der  Art  und  Weise  des  öffentlichen  Lebens  Jedem,  der 
Einfluss  erlangen  wollte,  unentbehrlich  war.  Ob  sie  bereits  Schriffezeichen  besassen, 


^)  Dass  dieser  Hang  sehr  tief  steckt,  beweist  der  Umstand,  dass  die  deutsche  Sprache 
über  100  Ausdrucke  hat  für  den  einfachen  Begriff:  betrunken  sein  ia  höherem  oder 
geringerem  Masse.  Uebrigens  folgt  hieraus  noch  nicht  der  Hang  zum  steten  Saufen, 
sondern  nur  zum  Poculiren,  wie  denn  Jeder  leicht  findet,  dass  die  Irlän^r,  ja  selbst 
die  Engländer,  besonders  aber  die  Norweger,  Schweden,  Dänen,  Russen  und  Polen 
u.  s.  f.  ganz  anders  dem  Genüsse  geistiger  Getränke  ergeben  sind  und  waren  als  die 
Deutschen. 

^)  Caesar  de  B.  G.  lY.  1.  „Neque  multnm  firumento,  sed  maTimam  partem  lacte 
atque  peoore  vivunt,  multumque  sunt  in  yenationibus.^  VL  21.  „Vita  omnis  in  vena^ 
tionibus  atque  in  studüs  rei  müitaris  consistit:  ab  parvulis  labore  ao  duritiae  Student.^ 
Kachher  träge  Buhe  und  Gelage.  Tac.  Germ.  cap.  14.  15.  22.  Dass  der  Krieg  nicht 
als  eigentliche  Nahrungs quelle  angesehen  werden  kann,  wie  Einzelne  geglaubt 
haben,  bedarf  kaum  einer  Erwähnung. 

**)  Caesar  IV.  1.  (Anm.4.)  VI.  22.,  womit  jedoch  vorläufig  zu  vei^leichenL28,  31. 
rv.  7.,  welche  damit  in  gewissem  Widerspruche  stehen,  weil  sie  das  auch  sonst  be- 
kannte Streben  der  Deutschen  bei  allen  "Wanderungen  bekunden,  feste  Sitze,  Aecker 
zu  erwerben. 

®)  Tacitus  Germ.  cap.  16.  (§.  9.  Anm.  2.) 

')  Tacitus  Germ.  cap.  5. 

®)  Tacitus  Germ.  cap.  17. 
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ist  bestritten; ')  es  läset  sich  aach  nicht  mit  Gewissheit  behaupten,  dass  schon 

in  den  ersten  Jahrhunderten  unserer  Zeitrechnung  die  Runenschrift   (von 

laonen,  flüstern;  run  =  mysterium),  Geheimschrift,  ihnen  bekannt  gewesen  sei 

IV.    Die  Religion  ^^  war  ein  Naturdienst;   ihre  religiösen  Statten  heilige 

Haine.    Zwar  wird   uns   auch  von  Tempeln   berichtet,   die  Richtigkeit  dieser 

Notizen  ist  aber  eine  unwahrscheinliche;  jedoch  hatten  dieselben  auch  plasti- 

8cke  DarsteUungen  der  Gottheiten.    Die  Götter  wurden  bei   allen  Angelegen- 

iieiten  befragt;   ihnen  opferte  man,   selbst  Menschen,   meistens  jedoch  Thiere. 

Yoü  den  Römern  werden  die  Hauptgottheiten  mit  römischen  Namen  bezeichnet 

Wir  finden  den  Mercurius,   den  deutschen   Wuotan    oder  Wodan   oder 

Odhinn  als  ersten  Gt)tt  genannt  (erhalten  in  den  Tagenamen:  Wunsdag,  Guns- 

dag  im  Plattdeutschen),  der  aber  nicht  die  Stellung  in  der  spateren  römischen 

Mythologie  einnimmt,  sondern  die  der  älteren.    Neben  Wodan  kommt  Ziu  = 

Mars  (erhalten  inTuesday,  Dienstag)  vor,  weicherauch  den  Beinamen  Tuisco 

fuhrt;   von  seinem  Sohne  Mannus  stammen   die  drei  Stammväter   der   oben 

genaimien  Stämme  ab.    Weiter  finden  wir  den  Thor,  Donar  (Donnerstag)  in 

gewisser  Beziehung  dem  Jupiter  entsprechend,  die  Freyr,   Freya  der  Yenus 

gleichkommend,   ausser   diesen  viele   Stammesgottheiten   (z.  B.    die   Nerthus 

Herta,  Isis  u.  s.  f.),  Namen  der  Gestirne  u.  s.  f. 

§.  8. 
3.  Entstehung  der  Rechtssätze.    Symbolik.    Ghewohnheit. 

I.  Was  wir  von  dem  ältesten  Rechtszustand  der  Deutschen  wissen,  lässt 
darauf  schliessen,    dass   derselbe   für  die   wichtigsten  Lebensbeziehungen   ein 

*)  Die  Stelle  bei  Tac.  Genn.  cap.  19.  ,|Utteraraiii  secreta  viri  pariter  ac  feminae 
i^orant*'  kann  wegen  des  Zusammenhanges,  in  welchem  sie  sich  befindet,  und  wel- 
cher darauf  hindeutet,  dass  Tacitus  hier  eine  Schrift  zu  unmoralischen  Zwecken  meint, 
ebensowenig  in  Betracht  kommen,  als  die  andere  cap.  8.  ^monumentaque  et  tumulos 
quofidam  Qraecis  litteris  insoriptos  in  oonfinio  Germaniae  Raetiaeque  adhuc  extare.*' 

'^j  Tac.  Germ.  cap.  9.  ^Deorum  maxüne  Mercurium  colunt,  cui  certis  diebus  hu- 
manifi  quoque  hostiis  litare  fas  habent  Herculem  ac  Hartem  concessis  animalibus  pla- 
<^t  Pars  Sueborum  et  Isidi  sacrificat:  unde  causa  et  origo  peregrino  sacro,  pamm 
comperi,  nisi  quod  Signum  ipsum  in  modum  libumae  figuratum  dooet  advectam  reli- 
^onem.  Ceterum  nee  cohibere  parietibus  deos  neque  in  ullam  human!  oris  speciem 
adsimulare  ex  magnitudine  caelestium  arbitrantur;  lucosac  nemoraconsecrant,  deomm- 
9ue  nominibus  appellant  secretum  illud  quod  sola  reverentia  vident.^  Die  letztere  Stelle 
(ffdeonunque  —  vident^)  ist  allein  richtig  in  der  von  Waitz  L  S.  16.  Anm.  5.  ange- 
^benen  Weise :  „sie  benennen  diese  Haine  nach  den  Göttern,  denen  sie  heilig  sind, 
machen  so  durch  die  blosse  Qotterverehrung  zu  einem  Heiligthume,  was  an  sich  keines 
^  zu  yeiBtehen.  Ueber  die  Befragungen  der  Gtötter(au8picia)  siehe  Tacitus  cap.  10* 
Vgl  über  die  Gallier  Caesar  B.  0.  YL  17. 
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ziemlich  geordneter  war.  Er  beruhete  auf  dem  mächtigen  Gemeingeiste  und 
ward  gehalten  durch  das  enge  Band  zwischen  den  Institaten  des  öffentlichen 
nnd  Privatrechtes.  Hieraus  ist  es  begreiflich,  dass  man  vieler  Gesetze  nicht 
bedurfte,*)  sondern  das  Becht  getragen  ward  durch  die  Sitte,  unzweifelhaft 
war  das  Recht  auch  nicht  aufgezeichnet,  sondern  wurde  durch  die  Uebung, 
Sitte,  als  Gewohnheitsrecht  erhalten,^  obwohl  dadurch  keineswegs  Gesetze 
ausgeschlossen  sind.  Die  ganze  Rechtsbildung  war  eine  durchaus  volksthüm- 
liehe  und  hiermit  nationale,  weO  jeder  Rechtssatz  seinen  Grund  in  einem  Be- 
dürfiiisse  des  Kreises  der  Rechtsgenossen  fand  und  sich  von  diesem  aus  über 
weitere  Kreise  verbreitete.  Auch  mit  der  Religion  hing  zweifelsohne  das  Recht 
zusammen;^)  dieses  Band  ist  aber  einerseits  zu  wenig  ersichtlich  nach  unseren 
Kenntnissen  jener  Zeit,  andererseits  seit  dem  Christenthum  durch  dessen  Ein- 
fluss  ersetzt. 

n.  Lebendig  wurde  das  Recht  erhalten  einmal  durch  die  0 Öffentlichkeit 
aUer  Verhältnisse,  welche  jeden  frühzeitig  die  Rechtssätze  kennen  lehrte,  nach 
denen  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  formirt  wurden.  Sodann  trug  hierzu  ganz 
besonders  bei  die  Rechtssymbolik.  Es  ist  in  der  Natur  der  Sache  gelegen,  dass 
ein  Volk,  bei  welchem  die  ruhige,  kalte  Betrachtung  über  die  jugendliche  Fhan* 
tasie  noch  nicht  obgesiegt,  nicht  den  juristischen  Inhalt,  den  reinen  Gedanken 
eines  Institutes  erfasst  und  nur  diesen  reproducirt,  wo  es  sich  um  Anwendung 
auf  ein  neues  Verhältniss  handelt,  sondern  dass  ein  solches  nach  concretem. 


')  Das  wollen  offenbar  sagen  die  Worte  des  Tacitus  Germ.  cap.  19.  in  fine: 
„pluaque  ibi  boni  mores  valent  quam  alibi  bonae  leges.*^ 

*)  Das  liegt  wohl  aach  in  den  Worten  von  Tac.  Germ.  cap.  2.  „Gelebrant  carmi- 
nibus  antiqnis,  qnod  nnum  apud  illos  mcmoriae  et  annalium  genus  est, 
Tnisconem  etc.'^  Die  Gothen  setzen  aber  Rechtsaufzeichnungen  bis  in  die  Zeit  Tor  der 
Völkerwanderung,  Jemandes  de  reb.  Get.  cap.  11.  —  Von  der  Sitte,  die  Rechts- 
Sätze  durch  Beamte  zu  gewissen  Zeiten  regelmässig  öffentlich  herzusagen,  welche  Wil  d  a 
Strafrecht  S.  18,  33  f.  von  Island,  Skandinavien  und  andern  nordischen  Gegenden 
nachweist,  findet  sich  keine  Spur. 

^)  Phillips  in  seiner  „Deutschen  Geschichte '^  und  der  „D.  Reichs- u.  Rechtsgesch.*^ 
legt  hierauf  ein  sehr  grosses  Gewicht. 

^)  Grimm  Rechtsalterthümer  cap.  IV.  Seite  109  ff.  gibt  eine  unendlich  reiche  An- 
zahl solcher  Symbole,  die  zwar  auf  spätem  Quellen  beruhen,  indessen  ohne  Zweifel 
schon  der  älteren  Zeit  angehören,  weU  der  Zug  bei  allen  Völkern  dahin  ging,  die 
Symbole  erst  durch  blosse  Formeln,  allmälig  diese  durch  blos  mündliche  oder  schrift- 
liche Form  zu  ersetzen.  Das  älteste  römische  Recht  ist  ja  ebenfalls  sehr  reich  an  Syxn- 
bolen,  die  zum  Theü  grosse  Aehnlichkeit  mit  den  deutschen  haben.  Im  Privatreclite 
hat  die  Symbolik  ihre  eigentliche  Stätte.  Die  bereits  hervorgehobene  Verbindung  dea 
öffentlichen  und  privaten  Rechts  hat  aber  zur  Anwendung  mancher  Symbole  auf  allen. 
Gebieten  des  Rechts  geführt,  z.  B.  der  Investitur  (hervorgehoben  von  Zöpfi 
Bechtsgesch.  S.  235  Anm.  1.  3.  Aufl.)  im  öffentlichen,  Kirchen-  und  Privatrechte. 
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siDiiMchein,  die  innere  Bedeutung  des  Actes  versinnbildlichendem  Ausdrucke 
sucht,  dessen  Erzeugung  ohne  alle  Reflexion  den  Zuschauer  vor  Augen  fuhrt, 
worum  es  sich  handelt. 

§.  9. 
4.  Die  Gemeinden.    Ansiedlongen.*) 

I.  Von  der  Art  und  Weise,  wie  ein  Volk  in  denjenigen  Verbindungen 
lebt,  welche  gewissermassen  die  Grundlage  der  sonstigen  natürlichen  und  po- 
litischen sind,  wird  vielfach  die  ganze  Gestalt  des  öffentlichen  und  Privat-Rechtes 
bedingt.  Denn  eine  andere  wird  nothwendig  die  Verfassung  sein,  wenn  die 
Staatseinwohner  ausschliesslich  in  Dörfern  oder  auf  Einzelhöfen  leben,  oder 
doch  mindestens  die  Städte  durchaus  ohne  Einfiuss  sind,  eine  andere,  wenn 
die  Städte  das  Uebergewioht  haben,  eine  andere,  je  nachdem  der  ackerbau- 
treibende oder  der  gewerbtreibende  Stand  überwiegt  u.  s.  f.;  anders  wird  sich 
das  Privatrecht  gestalten,  vorzugsweise  das  Familien-  Erb-  und  Obligationen-, 
ja  auch  Sachen-Recht,  wenn  der  vermögensrechtliche  Verkehr  seinen  Haupt- 
wirkungskreis in  den  ländlichen  Bedürfnissen  findet,  als  wenn  dies  in  Städten 
der  Fall  ist.  Gerade  die  ersten  Zeiten  haben  manchen  Partieen  des  deutschen 
Rechtes  vorzüglich  im  Sachenrechte  ein  eigenthümliches  Gepräge  gegeben, 
welches  erst  allmälig  mit  den  geänderten  Zuständen  sich  abschwächte,  aber 
auch  noch  im  heutigen  Rechte  seine  Spuren  erblicken  lässt. 

n.  Die  ersten  Ansiedlungen  fanden  wohl  so  statt,  dass  die  einzelnen  Ver- 
wandtschaften beisammen  blieben  und  eine  Gemeinde  bildeten.^)  Innerhalb 
dieser  nahm  jedes  Familienhaupt  eine  Strecke  Landes  in  Besitz,  auf  welcher 
dann  die  Nachkommen  gleichfalls  blieben.  So  bildete  sich  eine  natürliche 
Herrschaft  des  Hausherrn,  des  Hauptes  einer  grösseren  Familie  über  die  Glie- 
der der  eigenen  Familie  und  alle  Personen  aus,  welche  auf  dessen  Grund  und 
Boden  sassen.  Mehre  Familien,  vielleicht  ursprünglich  je  hundert,  bildeten 
eine  Gemeinde.  Als  Grundformen  des  Zusammenlebens  erscheinen  die  Dörfer 
—  vici  —  worin  jede  Familie  ein  mit  einem  Hofraum  umgebenes  Haus  hatte, 
oder   Einzelhöfe,  in  denen  die  Familie  inmitten  ihrer  sämmtlichen  Grund- 


*)  Gaupp  die  germanischen  Ansiedlungen  und  Landtheüungen  in  den  Provinzen 
des  römischen  'Westreiches ,  Breslau  1844.  v.  Low  über  die  Mai^genossenschaften, 
Heidelb.  1829.  G.  L.  v.  Maurer  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-  und 
Stadtverfassung  und  der  öffentl.  Gewalt,  München  1854.  Ders.  Gesch.  der  Marken- 
verüass.  in  Deutschland,  Erlang.  1856. 

^)  Vgl  V.  Maurer  Einleii  S.  4.  u.  69.  Hiermit  im  Zusammenhange  die  17 ach- 
bar Schäften,  propinquitates. 
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fitücke  sass.  Städte  kannte  man  nicht.  ^  Ob  der  Grundbesitz  im  Eigenthimie 
der  einzelnen  Familien  oder  dieser  Gemeinden,  und  nur  im  Genüsse  der  Fa- 
milien befindlich  gewesen,  ist  eine  zwar  unter  den  Schriftstellem  sehr  streitige 
Frage,  an  sich  aber  vielleicht  unschwer  zu  beantworten.')    Dass  ein  Piivat- 


')  Tacitus  Germ.  cap.  16.  ^Kullas  Germanorum  populis  urbes  habitari 
satis  notom  est;  ne  pati  quidem  inter  se  junctas  sedes;  colunt  discreti  ac  divers iv 
nt  fons,  ut  Campus,  ut  nemus  placnit;  vicos  locant  non  in  nostrom  morem,  oonexis 
et  cohaerentibus  aedifioiis:  saam  quisque  domum  spatlo  circnmdat,  sive  ad- 
versus  casus  igms  remedium,  sive  inscitia  aedificandi.*^  So  ist  es  ja  noch  heut  zu  Tage 
in  echt  deutschen  Gegenden  z.  B.  Westphalens,  auf  welche  diese  Beschreibung  wört- 
lich passt,  nur  dass  Landstädte  da  sind,  welche  seit  den  neuesten  Zeiten  einen 
modernen  Anstrich  haben.  Bonderbar  ist,  dass  Eichhorn  B.  G.  §.  13.  a.  not.  h. 
diese  Stelle  nur  auf  die  Friesen  bezieht,  obwohl  Tacitus  ganz  allgemein  spricht,  und 
von  dem  Yerhältnisse  bei  Caesar  lY.  1.  (s.  folg.  Anm.)  nichts  mehr  erwähnt.  Die 
Verhältnisse  in  Westphalen  (Herzogthum)  zeigen,  dass  die  Markgenossenschaft  nidit, 
wie  V.  Daniels  S.  317  £  meint,  blos  im  nördlichen  Flachlande  vorkomme,  da  jenes 
zum  Theil  sehr  gebirgig  ist. 

')  Viele  sind  der  Meinung,    es  habe  in  der  ältesten  Zeit  entweder  gar  kein  Privat- 
eigenthum  am  Grund  und  Boden   gegeben,  oder   doch  nur  ein  höchst  beschränktes; 
Begel  sei  gewesen  die  Vertheüung   des  Bodens   durch  die  Obrigkeit    Diese  Ansicht 
stützt  sich  auf:  Caesar  de  B.  G.  IV.  1.  „Hi  (scilioet  Suevorum  gens)  centum  pagos 
habere  dicuntur,  ex  quibus  quotannis  singula  milia  armatorum  bellandi  causa  exfinibus 
eduouni    Reliqui,  qui  domi  manserunt,  se  atque  illos  alunt.    Hi  rursus  in  vicem  anno 
post  in  armis  sunt,  illi  domi  remanent.    Sic  neque  agricultura  nee  ratio  atque  usus  belU 
intermittitur.    Sed  privati  ac  separati  agri  apud  eos  nihil  est,  neque  Ion- 
gius    anno   remanere   uno  in  loco   incolendi   causa  licet. '^    Idem  VL  22. 
„Agriculturae  non  student  (seil  Germani),   majorque  pars  eorum  victus  in  lacte,  caseo, 
came  consistit.    Neque   quisquam  agri   modum  certum   aut  fines  habet  proprios;   sed 
mi^istratus  ac  principes  in  annos  singulos  gentibus  cognationibusque  hominum,  qui  una 
coierunt,  quantum  et  quo  loco  visum  est  agri  adtribuunt,  atque  anno  post  alio  transire 
oogunt    Ejus  rei  multas  adferunt  causas:  ne  adsidua  consuetndine  capti  Studium  belli 
gerendi  agricultura  commuient;  ne  latos  fines  parare  studeant ,  potentioresque  humiliores 
possessionibus  expeUanf^  cet.;  sodann  auf  Tacitus  Genn.  cap.  26.   „Agri  pro  numero 
cultorum  ab  universis   invicem   occupantur,   quos  mox  inter  se  secundum  dignationem 
partiuntur.    fadlitatem  partiendi  oamporum  spatia  praebent.   arva  per  annos   mu- 
tant, et  superest  ager.    nee  enjm  cum  ubertate  et  amplitudine  soli  labore  contendunti 
ut  pomaria  conserant  etprata  separent  et  hortos  rigent:   sola  terrae  seges  imperatur." 
Indessen  darauf  ist  zu  entgegnen:   1)  dass  sehr  gut  bei  den  Sueven  zu  Caesars  Zeiten 
der  ganze  Stamm  hätte  das  Land  gemeinsam  haben  können,   ohne  dass  dies  auch  bis 
auf  die  Völkerwanderung  der  Fall  sein  musste;  2)  dass  die  Kachricht  des  Caesar  nur 
auf  ein  Volk  sich  bezieht,  welches  offenbar  keine  ganz  festen  Wohnsitze  hatte  nach. 
Gaesar's  Beschreibung  sondern  auf  der  Wanderung  war,  8)  dass  ^n  Eigenthnm  des 
Stammes  fiist  an  Unmöglichkeit  grenzt,  jedenfedls  sich  nur  ganz  kurze  Zeit  hfttte  halten 
körnten ,   4)  dass  die  Worte  des  Tacitus  offenbar  nur  auf  Wechsel  im  Bebauen  passen, 
und  direct  eine  Theilung  (d.  h.  ein  getrenntes  Besitzen  zu  Eigenthum)  aussprechen. 
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eigenihnm  vorkam,  yersteht  sich  so  sehr  nach  Allem,  was  vir  von  jenen  Zeiten 
imen:  dem  uns  bekannten  Streben  der  Deutschen  nach  festen  Wohnsitzen, 
dem  geordneten  Gemeinwesen,  dem  nichtnomadenmässigen  Leben,  lauter  Dinge, 
welche  Priyateigenthum  -zur  unentbehrlichen  Grundlage  haben,  —  von  selbst, 
das»  es  keiner  ausdrücklichen  Nachricht  dieserhalb  bedarf.  Es  lässt  sich  auch 
ein  Wohnen  in  Einzelnhöfen,  um  welche  herum  eine  grosse  Feldfläche  liegt, 
nicht  denken  ohne  Priyateigenthum,  weil  anders  ein  Bebauen  des  Bodens  auf 
die  Dauer  unmöglich  ist 

m.  Wir  können  daher  wohl  folgende  Zustände  als  häufig  yorkommende 
annehmen.  Den  Besitzern  der  Einzelhöfe  stand  das  eigentliche  Ackerland 
eigenthümlich  zu,  ohne  dass  sich  die  Nachbarn  oder  Genossen  um  die  Art 
und  Weise  der  Bodencultur  kümmerten,  weil  selbst  eine  schlechte  Bewirth- 
8chaftung  dem  Nachbarn  keinen  directen  Schaden  brachte.  Ohne  Zweifel  war 
Aber  die  Art  des  Bebauens  überall  die  gleiche,  weil  auf  der  Sitte  beruhend, 
die  wiederum  ein  Froduct  des  Bedürfnisses  war.  Einen  Hauptzweig  der  Nah- 
rung bildete  (§.  7)  die  Viehzucht^  zu  deren  Betriebe  das  Land  des  Einzelnen 
nicht  ausreichte,  weil  man  nur  Waiden  kannte,  nicht  aber  die  s.  g.  Stallfüt- 
tenmg  des  Viehes.  Ebensowenig  genügte  der  Wald  fOr  die  Bedürfiiisse  der 
Einzelnen,  wenn  Jedem  ein  Stück  gegeben  ward.  Wald  und  Wiese,  Waide, 
die  Mark,  Almende,  welche  überall  eine  Anzalü  von  Höfen  umgrenzten,  waren 
daher  wohl  in  der  Regel  ungetheilt,  gehörten  derjenigen  Genossenschaft;,  Ge- 
meinde zu,  welche  aus  einer  bestimmten  Anzahl  von  Höfen  bestand,  und  in 
Betreff  dieses  Eigenthumes,  dessen  Benutzung  jedem  Gemeindegliede  nach  dem 
Dedürfiiisse  zustand,  eine  juristische  Person  bildete,  die  s.  g.  Markgenossen- 
schaft.^) In  den  Gegenden  aber,  wo  Dörfer  waren,  stand  wohl  ebenso  un- 
zweifelhaft der  von  dem  Einzelnen  benutzte  Boden  in  dessen  Eigenthum;  je- 
doch bildeten  alle  Aecker  insofern  eine  Gemeinschaft,  als  der  Einzelne  beim 
Bebauen  gebunden  war  an  Sitte  und  Gemeindebeschluss,  welche  es  mit  sich 
brachten,  dass  man  alljährlich  oder  je  nach  einer  Anzahl  von  Jahren  einen  Theil 
der  Aecker  zum  Ausruhen  brach  liegen  liess,  und  dass  jeder  so  bauen  musste, 
dass  der  Nachbar  zu  den  Zeiten,   wo  dies  erforderlich  ist,   auf  seinen  Acker 


ä)  das8  mit  jener  Ansicht  im  Widerspräche  steht,  was  Tacitus  cap.  16.  (s.  Anm.  2.) 
tagt,  nicht  minder  Genn.  cap.  15.  „delegata  domus  et  penatium  et  agrorumoura  fenii- 
Bis  aenibusque  et  infirnuBBimo  cuique  exfamilia/  besonders  aber  cap.  25.  ^Ceteris  Ber- 
ns non  in  nostrom  morem,  descriptis  per  familiam  ministerÜB ,  utuntor:  suam  quis- 
qne  sedem,  buob  penates  regit,  fnimenti  modum  dominus  aut  pecoris  aut  vestis 
Qt  Colon o  ixijiugit  et  BervnB  hactenus  paret.*^  YgL  besonders  Waitz  YerflGesch.  I. 
S.  19  ff. 

*j  Ueber  die  Bedeutung  des  Wortes  Mark  siehe  Grimm  RechtBalterthümer  S.  497  ff. 
Phillips  D.  Beichs-  u.  Rechtsgesch.  a.  a.  0. 
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kommen  konnte,  indem  nur  so  Ackerbau  möglich  ist  in  Gegenden,  wo  die 
Grundstäcke  der  Einzelnen  vermischt  liegen.  Es  bildeten  somit  die  Aecker 
eine  s.  g.  Feldgemeinschaft,  während  die  Mark  (Wiese  und  Wald)  der  Ge- 
meinde zustand  oder  einer  Markgenossenschaft  innerhalb  derselben.  Freilich 
mag  neben  diesen  Formen  auch  vorgekommen  sein,  dass  alles  Gut  der  Ge- 
meinde eigenthümlich  zustand  und  nur  dem  Einzelnen  zum  Genüsse  überlassen 
ward.  ^) 

IV.  Gebildet  waren  diese  Gemeinden  so,  dass  bei  der  Besitznahme  eines 
Gebietes  durch  den  Stamm  die  Ländereien  unter  die  verschiedenen  Heeres- 
abtheilungen  (Hund,  Her,  davon  der  Name  Hundred,  Herath),  die  Hundert^ 
Centenen,  vertheilt  wurden,  innerhalb  deren  sie  dann  wieder  an  die  einzelnen 
Familien  kamen,  so  dass  eine  stete  Verbindung  zwischen  dieser  Eintheilui^ 
und  der  des  Heeres  stattfand,  wie  sie  auch  in  dem  Charakter  des  Volkes  lag.«) 
Die  Hundertschaft  enthielt  gewiss  anfänglich  je  100  Hufen,  welche  an  100 
Familien  vertheilt  waren.  ^)  Die  zu  einer  kleineren  Völkerschaft  (gens)  gehörigen 
Hundertschaften  bildeten  die  pagi,  Gaue,  aus  welchen  das  Gebiet  der  einzel- 
nen Stämme,  civitates,  bestand.®) 


^)  Es  möge  hier  kurz  darauf  hingedeutet  werden,  wie  die  Markgenossenschaft  — 
da  dieselbe  meist  eine  geschlossene  blieb  —  nach  der  Vermehrung  der  Q^meinden, 
Aufnahme  fremder  in  dieselbe,  wo  dann  oft  die  Märker  eine  für  sich  abgesonderte 
Corporation  blieben,  die  nothwendige  Veranlassung  ward  zur  Bildung  von  Wald-  und 
Waideservituten.  In  Gleichem  ist  die  Feldgemeinschaft  nothwendig  Quelle  vieler  Ser- 
vituten, auch  von  Legalsendtuten  gewesen;  aus  ihr  erklärt  sich  auch  leicht  der  Ge- 
brauch, welchen  zu  dulden  die  Einzelnen  verpflichtet  sind,  das  Vieh  durch  Gemeinde- 
hirten zu  bestimmten  Jahreszeiten  auf  allen  Aeckem  der  Feldmark  treiben  zu  lassen, 
femer  das  Recht  aller  Gemeindebürger  aus  den  Gemeindewaldungen  Holz  zu  beziehen 
u. s. fc  Auf  ein  ehemaliges  Eigenthum  der  Gemeinde  an  allen  Grundstücken 
deutet  der  Fall,  wo  die  Gemeinde,  oder  falls  diese  es  nicht  ausüben  will,  jeder  Bürger 
(steht  das  nur  bestinunten  zu,  so  lag  Markgenossenschaft  vor)  ein  Retractrecht  hat. 
auch  der,  wo  ein  s.  g.  Bürgervermögen  ist,  welches  abwechselnd  zum  Benutzen 
unentgeltlich  ausgethan  vnrd.  Seit  die  Verpflichtung  abgekommen  ist,  sich  im  Bebauen 
nach  dem  Usus  der  Gegend  zu  richten,  hat  man  von  Staatswegen  an  eine  Regulirun^ 
der  Feldwege,  Gewährung  von  Fahrgerechtigkeiten  u.  s.  t  gehen  müssen. 

®)  Gemeiner  die  Verfassung  der  Centenen  und  des  Fränkischen  KSnigthums,  Mün- 
chen 1855.    Phillips  Rechtsgesch.  S.  100  ff.     Waitz  VerfGesch.  I.  S.  82  ff. 

^  Dass  die  Hundertschaften  wieder  in  kleinere  Verbindungen,  Zehntschaften 
zerfallen  sein,  welchen  etwa  der  beim  Heere  als  Unterbeamter  des  Gentenarius  vor- 
kommende Decanus  vorgestanden,  ist  durchaus  unwahrscheinlich.  Waitz  V.G.  I. 
S.  47,  236  ff.,  258  ff. 

^)  Jeder  Gau  hatte  seinen  besonderen  Namen,  weil  die  grösseren  Stänune  sich  in 
eine  bald  grössere  bald  geringere  Anzahl  kleinerer  mit  eigenen  Namen  bezeichneter 
Volkerschaften  schieden,  welche  in  einem  Gau  zusammenwohnten.  lieber  den  Sprach- 
gebrauch des  Tacitus  und  Caesar  sehe  man  Waitz  V.G. LS.  51;  über  die  Wortbedeix- 
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Y.  So  waren  Heeres-,  Volkes-  und  Landes-Eiutheüung  in  unbedingtem  Zu- 
sammenhange, wie  überhaupt  Yolk  und  Heer  identisch  waren.  Die  Grundlage 
IMeie  überall  der  Grundbesitz.  Von  diesem  hing  daher  die  volle  Theil- 
nahme  an  allen  Gemeinderechten  ab,  obgleich  die  Wehrhaftmachung  d^  Jöng- 
Jjiigs  diesen  des  Schutzes  überhob  und  zur  Selbstvertr^tung  befähigte.^ 

§.  10. 

5.  Der  Friede.    Das  Recht. 

I.  Wer  der  Gemeinde  angehörte,  der  war  frei  und  waffenfähig;  er  hatte 
Anspruch  darauf  in  der  Gemeinde  und  von  derselben  anerkannt  zu  sein,  die- 
jenigen Befugnisse  auszuüben,  welche  ihm  an  seinem  Grundbesitze  zustanden, 
sich  auf  seine  Familie  bezogen,  ihm  bei  Leitung  der  Gemeinde  zukamen. 
Sollte  somit  der  Einzelne  und  die  Gesammtheit  ihre  Freiheit  gebrauchen,  so 
musste  in  der  Gemeinde  Friede  herrschen.^)  Friede  ist  der  Zustand,  in  dem 
das  Recht  der  Einzelnen  und  Aller  durch  die  Anerkennung  der  Gesammtheit 
geschützt  ist.  Der  Inbegriff  der  durch  den  Frieden  geschützten,  von  der  Ge- 
meinde anerkannten  Befugnisse  bOdete  das  Recht. ^  Recht  ist  desshalb  Aus- 
iüsa  und  Folge  der  Freiheit;  Freiheit  und  volle  Rechtsfähigkeit  sind  identisch. 
Zwar  kann  auch  ein  nicht  vollkommen  Freier  Rechte  haben;  deren  Schutz  ist 
aber  kein  so  wirksamer  und  kann  nur  stattfinden  durch  einen  Freien. 

n.  Es  lag  im  Interesse  der  Gemeinde,  dass  der  Friede  walte,  kein  Recht 
Terietzt  werde;  Bruch  des  Rechtes  erschien  somit  als  Bruch  des  Friedens.  Wer 
diesen  gebrochen,  hatte  sich  friedelos  und  damit  rechtlos  gemacht.  Aber  nicht 
jeder  Friedensbruch  konnte  auf  gleiche  Weise  geahndet  werden;  vielmehr 
schied  man  zwischen  einem  Bruche  des  öffentlichen  und  des  Einzel-Friedens. 
Wer  gegen  das  Volk,  den  Stamm,  die  Gemeinde,  das  Heer  frevelte,  hatte  sich 


taug  sehe  man  Eichhorn  R.G.  L  S.  60.  N.  a.,  Grimm  R.A.  S.  496.  Vgl  auch 
T.  Daniels  R.G.  S.  321  fgg. 

^)  VgL  Phillips  Deutsche  Gesch.  I.  S.  196  t  Dessen  St.-  u.  B.a.  §.  36. 
Grimm  II.A.  S.  290,  besonders  Waitz  V.G.  L  ö.  88  ff. 

^)  Man  sehe  die  Darstellung  bei  Wilda  das  Strafirecht  der  Gtermanen  S.  224  tL^ 
besonders  lehrreich  durch  die  Bezugnahme  auf  die  nordischen  Rechte.  Die  Auffassung 
des  Rechts  in  seiner  Grundlage  als  ,,Willktlhr,^  subjeotives  Recht,  welche  Z5pfl 
B.(}.  S.  232  ff.  hat,  ist  eine  VeraUgemeinerung  von  Erscheinungen,  welche  ihre  genü- 
gende anderweitige  Begrftndung  finden. 

^)  Ueber  die  Bezeichnungen  von  Recht  durch  Swa,  6a  gleich  Gesetz,  Bund,  Band 
(lex,  yincalum,  testamentum)  s.  Grimm  Rechtsalt.  S.  417.  Wörterbuch  IIL  eoL  39. 
Vgl  Zopfl  R.G.  S.  9.  N.  10.  Die  lateioischen  Quellen  bedienen  sich  meistens  dea 
Ausdrucks  Lex. 
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dadurch  ofieilbar  des  Anspi^ches  auf  Frieden,  Freiheit  und  Recht  verlustig- 
gemacht; desgleichen  wer  sich  von  der  Gemeinde  lossagte,  weil  der  Einzelne^ 
wie  er  ohne  seinen  Willen  als  Glied  derselben  geboren  wird,  ohne  deren  Willen 
nicht  austreten  kann.  So  wurden  Hochverräther,  Ueberläufer,  die  ihren  Leib 
den  Lfisten-  preis  gabea  oder  dazu  missbraucht  wurden,  Feiglinge  mit  dem 
Tode  bestraft.^  War  die  That  gegen  den  Frieden  des  Einzelnen  gerichtet^ 
so  lag  es  zunächst  diesem  oder  der  Familie  ob,  dieselbe  zu  sühnen;  der  Staat 
(die  Gemeinde)  lieh  nur  den  Arm  dazu,  dass  der  Friedebrecher  seinen  Ver- 
pflichtungen nachkam. 

§.  11. 
6.  Die  Familie  und  deren  Stellung  in  der  Gemeinde. 

I.  Das  Band  womit  der  Einzehie  an  die  Gemeinde  geknüpft  war,  der 
Grund,  auf  welchem  die  Stellung  in  dieser  ruhete,  war  die  Familie.  Sie 
hatte  deshalb  eine  doppelte  Stellung,  im  öffentlichen  und  im  Privat-Rechte;  die 
Familien-  und  Gemeinde-Rechte  sind  unzertrennlich  und  bedingen  sich  wechsel- 
seitig. 

n.  Grundlage  und  Quelle  der  Familie  ist  die  Ehe.^)  Sie  ist  durchgängig 
monogamisch,^  wird  sehr  in  Ehren  gehalten,  weshalb  Untreue  schwer  bestraft 
wurde.')  Es  war  Sitte,  erst  in  reiferem  Alter  zu  heirathen;  rein  und  unverdorben 
aber  trat  man  in  die  Ehe.^)    f)ie  Gattin  trat  in  des  Mannes  unbedingte  Ge- 


")  Tacitus  Germ.  cap.  12.  „Distinctio  poenaram  ex  delicto;  proditores  et  trans^ 
fugas  arboribuB  suspenduat;  ignavos  et  imbelles  et  corpore  infames  coeno  ao  palude^ 
iigeota  insuper  crate,  iMTgunt;  diversitas  supplicii  illuc  respidt,  tamquam  scelera  ostendi 
oporteat,  dum  puniuntur,  flagitia  abscondi.*^  Man  vergleiche  Wiida  Strafrecht. 
S.  158  fg.,  Waitz  Verf.0.  I.  8.  188  ff. 

^)  Ueber  die  Wortbedeutung  Grimm  R.A  S.  417  ff.,  wo  auch  alle  anderen  Aus- 
drucke erläutert  werden.  £wa,  ^a,  e,  Ehe  bedeutet  Gesetz,  Bund,  Band,  also  das- 
eigentliche,  das  Grund-Gesetz,  -Band,  auf  welchem  alle  anderen  ruhen. 

^  Tacitus  Germ.  cap.  17.  „.  .  .  quamquam  severa  iOic  matrimonia,  nee  ullam. 
morum  partem  magis  laudaveris;  nam  prope  soll  barbarorum  singulis  uxoribus  content! 
sunt,  exceptis  admodum  paucis,  qui  non  libidlne  sed  ob  nobüitatem  pluribus  nuptiis- 
ambiuntur.'^ 

^)  Eod.  c.  19.  »Ergo  saepta  pudicitia  agunt ....  Faucissima  in  tarn  numerosa^ 
gente  adulteria,  quorom  poena  praesens  et  maritis  permissa.  abscissis  crinibus,  nuda- 
tam,  coram  propinquis  expeUit  domo  maritus,  ac  per  omnem  vicum  verbere  agit. 
publicatae  enim  pudicitiae  nulla  venia:  non  forma,  non  aetate,  non  opibus  maritum 
invenerit  Nemo  enim  illic  vitia  ridet,  nee  corrumpere  et  corrumpi  secu- 
lum  vocatur.*^ 

*)  C.  20.  „Sera  juvenum  vwus,  eoque  inexhausta  pubertas.  nee  virgines  festinantur. 
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BOBsenschaft;  das  deuten  die  Geschenke  an,  welche  man  sich  gegenseitig  macht. 
Hierauf  beruhet  auch  die  hohe  £hrfurcht,  welche  man  den  Frauen  erzeigt.') 
Geschlossen  ward  die  Ehe,  wenn  sie  nicht  eingegangen  ward  mit  einer  Per- 
son, welche  unter  dem  Mundium  des  Mannes  selbst  stand,  durch  den  Kauf 
der  Frau  aus  dem  Mundium  ihrer  Verwandten.*)  Voraus  ging  diesem  eine 
Verlobung,  zuerst  bestehend  in  Verabredungen  zwischen  den  Verwandten 
aber  den  Kaufpreis  und  das  Witthum,  sodann  öffentlich  im  Krdse  der  Ge- 
nossen, der  Gemeindeversammlung  (dem  mallum)  erklärt  und  bekräftigt  (davon 
Gemahl,  vermählen,  Mahlschatz). ^) 

in.  Ist  die  Frau  ordnungsmässig  nach  vorangegangenem  Kaufe  dem  Manne 
Yon  ihrem  muntporo,  d.  h.  demjenigen  väterlichen  Verwandten,  in  dessen 
Gewalt  sie  stand,  übergeben  worden,  so  tritt  hiermit  sogleich  das  mundium 
(mundeburdium  =  hand,  so  viel  als  potestas,  Gewalt)  des  Mannes  über  sie 
m,  ^  Damit  tritt  sie  auch  in  des  Mannes  Familie,  worin  sie  selbst  nach  dessen 
Tode  bleibt,   wenn  nicht  ihr  Vater  (Bruder  u.  s.  f.)  das  Mundium   von  dea 


eadem  juventa ,  similis  proceritas:  pares  validaeque  mlscentur,  ac  robora  parentum 
liberi  referunt.'*  Dazu  auch  c.  19.  ^melius  quidem  adhuc  eae  civitates,  in  qtiibuB  tan- 
tom/Tir^es  nubnnt  et  cum  spe  votoque  uxoris  semel  transigitur.  Sic  lumm  acdpiont 
maritom  quomodo  nnum  corpus  unamque  yitam,  ne  ulla  cogitatio  ultra,  ne  longior 
capiditas,  ne  tamquam  maritum  sed  tamquam  matrimonium  ameni**  Caesar  de  B.  G. 
VI  21,  „Qal  diutissime  impuberes  pennansemnt,  maximam  inter  suos  fenmt  laudem;. 
hoc  ali  staturam,  ali  vires  nenrosque  confirmari  putant.  Intra  annnm  vero  vicesimum 
feminae  notitiam  habuisse  in  turpissimis  habent  rebus. '^ 

^)  Tacitus  Germ.  cap.  18.  ^Dotem  non  uxor  marito,  sed  uxori  maritus  offertr 
Intersnnt  parentes  ac  propinqui,  ao  munera  probant,  munera  non  ad  delicias  muliebres 
quaesita,  nee  quibus  nova  nupta  comatur,  sed  boves  et  firenatum  equum  et  scutum 
cum  firamea  gladioque.  In  haec  munera  uxor  accipitur,  atque  invicem  ipsa  armorum 
aliquid  viro  affert  Hoc  maximum  vinculum,  haeo  arcana  saora,  hos  conjugales  deos 
urbitrantur,  ne  se  mulier  extra  virtutum  cogitationes  extraque  bellorum  casus  putet^ 
ipsis  incipientis  matrimonü  auspicüs  admonetnr,  venire  se  labomm  periculorumque  so- 
ciam,  idem  in  paoe,  idem  in  proelio  passuram  ausuramque.  Hoc  juncti  boves,  hoc 
pamtos  equos,  hoc  data  arma  denuntiani  8ic  vivendum,  sie  pereundum:  aodpere  se 
qoae  liberis  inviolata  ao  digna  reddat,  quae  nums  aocipiant  rursusque  ad  nepotes  refe* 
rantur."     Vgl.  cap.  7  und  8. 

^  Grimm  B.A.  S.  420  ff.    Phillips  §.  42. 

^  Grimm  R.A.  S.  480  ff.,  wo  auch  die  Angaben  über  die  Morgengabe  und  das 
Witthum  u.  8.  £.  nachzusehen  sind.  Von  diesen  ist  unten  im  Privatrechte  zu  reden. 
Phillips  §.  42.  leitet  Gemahl  davon  ab,  dass  nach  dem  Kaufe  eine  Mahlzeit  veran* 
staltet  sei,  bei  der  „die  nächsten  Genossen  zu  einander  waren :  Mann  und  Weib,  darum 
l^eiBsen  sie  G«-Mahle.^  —  Im  Privatreohte  ist  über  die  Bedingungen  der  Ehe  u.  s.  f. 
weiter  zu  reden. 

^)  Grimm  R.A.  S.  447  f.  Ueber  die  Rechte  des  Mannes  in  Folge  des  Mundium: 
J^^cht  zu  züchtigen,  die  Frau  zu  vericaufen,  ja  sdbst  zu  tddten  s.  das.  8.  450  f. 
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Mannes  Erben  zurückerkanft.  ^)  Gleiche  Gewalt  übt  der  Mann  über  Alle, 
'welche  zur  Familie  gehören,  zunächst  also  die  Kinder,  sodann  seine  Knechte/^ 
In  der  unbedingten  rechtlichen  Gewalt  über  sein  Haus  und  seinen  Hof  und 
dessen  Bewohner  lag  aber  ebenso  sein  Becht,  zu  fordern,  dass  Niemand  die 
^einigen  mit  Mund  oder  Hand  angreife;  der  Hausherr  hatte  die  ausschliess- 
liche Befugniss,  und,  weil  die  Untergebenen  nicht  selbst  auftreten  konnten, 
Verpflichtung  die  Seinen  vor  Gericht  und  ausserhalb  zu  schützen,  er  ist  ihr 
natürlicher  Vertreter.  Beleidigungen  und  Verletzungen  einer  Person  im  Mun- 
dium  sind  somit  dem  Mundwald  zugefügt.")  Diesen  Schutz  geniesst  auch  der 
Oast,  so  lange  er  auf  dem  Hofe  als  Gast  weilt.  ^^) 

IV.  Bei  Lebzeiten  des  Vaters  dauerte  dessen  Gewalt  bei  Töchtern  bis 
zur  echten  Ehe,  bei  Söhnen  bis  zur  Errichtung  eines  eigenen  Hausstandes  nach 
Erreichung  der  VoUjährigkeit.  So  lange  der  Sohn  im  Hause  blieb,  stand  er 
im  väterlichen  Mundium.^^)  Nicht  yon  der  yäterlichen  Gewalt  befreiete  voU- 
«tandig,  wohl  aber  wahrscheinlich  in  politischer  Beziehung  machte  selbstständig 
den  Jüngling  die  swertleite,  d.  h.  die  Wehrhaftmachung  vor  versammelter 
Gemeinde. ") 

V.  Nicht  blos  um  die  Gatten,  die  Eltern  und  Kinder  schlingt  sich  ein 
festes  Band,   sondern  auch  um  die  durch  das  Blut  mit  einander  Verknüpften, 


^)  Diese  Rückkauüssunune  hiess  reipus.  Siehe  Grimm  B.A.  S.  425,  448,  452; 
Merkel  Lex  SaUca  (BerL  1850)  in  der  VcNrede  (von  J.  Grimm)  S.  TilTT  f.  Die  Lex 
salica  handelt  davon  im  cap.  44. 

^^)  In  Beireff  dieser  stand  ihm  auch  das  Becht  zu  todten,  auszusetzen  u.  8.  f.  zu, 
Grimm  B.A.  S.  450,  455,  dessen  Ausübung  jedoch  die  Sitte  verbot. 

^^)  Daraus  fliessen  dann  wieder  vermogensrechtliohe  Folgen,  lieber  die  Vormund- 
achafk  nach  des  Vaters  Tode  Grimm  B.A.  S.  465  f. 

^^  Tacitus  Germ.  cap.  21.  „Gonvictibus  et  hospitiis non alia  gens  effusius  indulget. 
Quemcumque  mortalium  arcere  teoto  neu»  habetur;  pro  fortuna  quisque  apparatis  epu- 
lis  excipit.  Cum  defecere,  qui  modo  hospes  fiierat,  monstrator  hospitü  et  comes,  proxi- 
mam  domum  non  invitati  adeunt;  neo  interest:  pari  humanitate  accipiuntur.  Notum. 
ignotumque,  quantum  ad  jus  hospitis,  nemo  discernit.  Abeunti,  si  quid  popoecerit, 
ooncedere  moris;  et  poscendi  in  vioem  eadem  facultas.  Gaudent  muneribus,  sed  nee 
data  imputant,  nee  acceptis  obligantur.^ 

^^)  Ueber  die  Form  der  Entlassung  ist  nichts  Sicheres  bekannt.  Grimm  B.A. 
£.462.  Im  nordischen  Bechte  war  es  ganz  ebenso.  Kolderup-Bosenvinge  Grund- 
riss  §.  19. 

^^)  Sie  komite  gleich  nach  eingetretener  Mannbarkeit  stattfinden,  mit  fünfzehn  Jab.- 
ren;  Grimm  B.A.  S.  462.  Siehe  Tacitus  Germ.  cap.  13.  „sed  arma  sumere  non 
ante  cuiquam  moris  quam  civitas  suffecturum  probaverit.  Tum  in  ipso  conciUo  vel 
prineipum  aliquis  vel  pater  vel  propinqui  scuto  frameaque  juvenem  omant  Haec  apud 
illoB  toga,  hio  primus  juventae  honos;  ante  hoc  domus  pars  videntur,  mox  rei  publicae.^, 
Man  vgl.  Waitz  V.G.  L  S.  39  ff.  und  oben  §.  9.  am  Ende. 
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die  Bltttsverwandten.  Alle  durch  das  Blut  sich  nahestehenden  Personen  um- 
fasst  die  Sippe  (=  Friede,  Freundschaft);  die  Verwandten  stehen  sich  nahe 
durch  das  Blut,  die  Nachbarschaft ")  gleiches  Interesse  u.  s.  f.  Bs  zerfallt  die 
Sippschaft  in  swertmäge  (germäge)  und  spillmftge  (kunkel  [=  Kunkel, 
^quenoeillu,  Spindel]  m4ge),  d.  h.  Verwandte  von  yäterlicher  und  mütterlicher 
Seite,  nach  den  für  die  beiden  Geschlechter  gebrauchten  Symbolen  des  Schwertes 
und  der  Spindel.  Berechnet  wurde  die  Verwandtschaft  nach  Staffeln,  Fächern, 
Spänen,  Gliedern,  parentelae,  welche  man  an  die  Glieder  des  menschlichen 
Leibes  vom  Halse  anfangend  bis  zum  Nagel  der  Hand  (daher  nagelmftge  die 
letzten)  anknüpfte,  bald  5,  bald  6,  bald  7  solcher  Generationen  zählend.^®) 

VI.  Wie  das  Vermögen,  dessen  einzig  werthvollen  Gegenstände  ausser 
Eriegsgeräthe  Grundstücke  und  solche  Thiere  und  Geräthschaften  waren,  welche 
sieb  auf  Ackerbau  bezogen,  ursprünglich  der  ganzen  Familie  gegeben  war,  so 
ffnrde  dasselbe  auf  spätere  Besitzer  auch  nur  verpflanzt  im  Wege  der  Ver- 
wandtschaft, Bo  lange  diese  dauerte;  es  gab  nur  eine  Verwandtenerbfolge.  ^^ 
Oben  an  stehen  die  Söhne  und  Enkel  u.  s.  f.  (busme,  der  Busen,  die  brüst), 
von  denen  der  nähere  den  entfernteren  ausschloss;  nach  diesen  kommen  die 
Vorfahren  (schossfall),  dann  die  Seitenverwandten  (mftgschaft),  mit  einem 
grossen  Wechsel  der  Rechte. 

Vn.  Aus  diesem  engen  Bande  der  Verwandten  erklärt  sich  leicht,  dass 
dieselben  im  Heere  die  kleineren  Abtheilungen  bildeten,  wodurch  der  Muth 
offenbar  erhöhet  wurde.") 

Vlil.  Endlich  ist  es  Sache  der  Verwandtschaft,  dafür  zu  sorgen,  dass  ihre 
Glieder  Frieden  haben.  Als  erstes  durch  den  öffentlichen  Frieden  zu  verbür- 
gendes Gut  steht  nothwendig  da  das  Leben.  Todschlag  ist  daher  in  Betreff  der 
Einzelnen  der  grösste  Friedensbruch.  Ein  solcher  verletzt  nun  zunächst  nach 
deutscher  Anschauung  die  Hechte  der  Familie  mehr  als  des  Staates.  Ihre^ 
besonders  des  nächsten  Erben  Sache  war  es  deshalb,   an  dem  Verletzer  xdie 


")  Caesar  de  B.  G.  YL  22.  (§.  9.  Anm.  3.) 

^^  Man  sehe  die  ZusammensteUimg  bei  Grimm  R.A.  S.  467  ff. 

'0  Tacitus  Germ.  cap.  20.  „heredes  tarnen  successoresque  sui  cuique  fiberi,  et 
millTmi  testamentom.  8i  liberi  non  simt,  prozimus  grados  in  possessione  firatres,  pa- 
tnu,  avunculL  Quanto  plus  propinqnorom ,  quo  major  af&nium  numerus,  tanto  gratio- 
sbr  senectus;  nee  ulla  orbitatis  pretia.*^     Man  sehe  noch  Grimm  R.A  S.  467,  470  fil 

^^  Tacitus  cap.  7.  „Quodque  praecipuum  fortitudinis  indtamentnm  est,  non  casus 
neqne  fortuita  conglobatio  turmam  aut  ouneum  fadt,  sed  familiae  et  propinquitates. 
£t  in  prozimo  pignora,  unde  feminarum  ululatns  audiri,  imde  vagitus  infantiunL  Hl 
<^que  Banctissimi  testes,  hi  maximi  laudatores.  Admatres,  adconjugesvulneraferunt; 
&ec  iUae  numerare  aut  exigere  piagas  payent,  cibosque  et  hortamina  pugnantibu& 
gestant'' 
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Blutrache  zu  üben,  den  Erschlagenen  zu  sühnen.  Hierzu  gab  Recht  und  Sitte 
die  Befiigniss.  Wollte  aber  cUe  verletzte  Familie  sich  damit  zufrieden  geben,  so 
konnte  sie  anstatt  dessen  das  Wergeid  des  Erschlagenen  verlangen.  Jeder 
Einzelne  war  nemlich  nach  seinem  Stande  und  Geschlechte  mit  einem  be* 
stimmten  Yermögensquantum  (in  Geld  oder  Vieh  bestehend)  geschätzt,  das  als 
Busse,  als  Sühne,  Genugthuung  für  den  Mord  erschien  und  zugleich  den  0ha* 
rakter  einer  Strafe  hatte,  weshalb  ein  Theil  dem  Staate  (Fürsten),  der  andere 
den  Verwandten  zufiel.  ^^)  Solches  zu  geben  war  die  ganze  Familie  des 
Thäters  verhaftet,  und  die  Sippe  des  Erschlagenen  hatte  das  Recht,  dasselbe  zu 
fordern,  ohne  dass  es  dem  Thäter  frei  stand,  die  Rache  zu  fordern,  oder  gar 
seine  Yärwandtschaft  befugt  oder  verpflichtet  gewesen  wäre,  denselben  gegen 
die  Familie  des  Erschlagenen  zu  schützen.'^  Wie  beim  Morde,  so  gab  ea 
auch  bei  den  geringeren  Verletzungen  bestimmte  Geldbussen. 

IX.  Analog  der  Familienverbindung,  namentlich  zum  Schutze  gegen  Frie* 
densbrüche  und  mit  der  gegenseitigen  Verhaftung  für  das  von  dem  Einen  ver- 
wirkte Wergeid  haben  Viele  unter  den  Gemeindegliedem  eine  Verbindung 
finden  wollen,  welche  sie  mit  dem  Namen  der  Gesammtbürgschaft'^)  be» 


^^)  Ableitung,  Wortbedeutung  und  Synonyma  s.  bei  Grimm  R.A.  8.  650  ff.  Ueber 
die  Sache  selbst  vgL  man  Gaupp  das  alte  Gesetz  der  Thüringer  S.  160  f.,  Wilda 
Strafr.  S.  866  ff.,  Sachsse  histor.  GrundL  8.  812  ff.,   Waitz  V.G.  L  S.  191  ff.  212f. 

Tacitus  Germ.  cap.  21.  „Suscipere  tam  inimicitias  seu  patris  seu  propinqui  quam 
amidtias.  Nee  implacabües  durant:  hiitur  enim  etiam  homicidium  certo  armentonim 
ao  pecorum  numero,  redpitque  satisflaotionem  universa  domus,  utfliter  in  publicum^ 
quia  periculosiores  sunt  inimicitiae  juxta  libertatem. 

Cap.  12.  (Forts.,  der  Stelle  im  §.  10.  Anm.  3.).  „Sed  et  levioribus  delictis  pro  modo 
poena:  equorum  pecorumque  numero  convicti  multantur.  Pars  multae  regi  vel  civitatis 
pars  ipsi  qui  vindicatur  yel  propinquis  ejus  absolvitur.^ 

Aus  gleichem  Pnnzlpe  erklärt  sich,  dass  die  Familienglieder  dem  Angeklagten  aus- 
ihrer  Mitte  als  Eideshelfer,  Conjuratoren  beistehen,  weU  sie  am  Meisten  bei  dessen 
Rechtlichkeit  interessirt  sind  und  am  Besten  dessen  Unschuld  kennen  können.  VgL 
Waitz  L  S.  210  ff. 

^<0  Dies  weist  besonders  gut  nach  Wilda  Strafr.  S.  190  ff.  und  Waitz  V.G.  I. 
S.  195  ff.  £b  ist  die  Ansicht  an  sich  eine  Unmöglichkeit,  weU  dann  eine  geordnete 
Rechtspflege,  ja  ein  Gemeinwesen  überhaupt  luidenkbar  gewesen  wäre.  Zuerst  ist  dies 
behauptet  von  Ro gge,  dami  von  Phillips  D.  Gesch.  L  S.  124  f.,  der  auch  in  der 
D.  R.-  und  Rechtsgesch.  (Seite  99.  Anm.  10.,  115)  dieselbe  festzuhalten  scheint  Des^U 
Siegel  Gesch.  des  deutsch.  Gerichtsverf.  S.  18  ff. 

^^)  Der  Erste,  welcher  diese  Idee  aufgestellt  hat,  ist  Moser  Osnabruckische  Gte-^ 
schichte  I.  §.  18  ff.  Ihm  folgen  Eichhorn  R.G.I.  §.  18  (S.  80-^86),  RoggeS.  25  ff- 
Phillips  Gesch.  des  Angelsächs.  Rechts  S.  98  ff.,  Unger  Altd.  Gerichteverf.  §.  6  ff. 
(S.  84  ffl),  Grimm  RA..  S.  291,  bei  denen  man  weitere  Literatur  findet.  Gegen  die- 
jselben  sehe  man   yorzüglich   die  Ausführung   Ton  Waitz  V.G.  L  S.  217    und  in    der 
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zeichnen.  Eine  solche  hat  indessen  durchaus  nicht  existirt,  ist  nicht  altger- 
nuuiisch,  und  erst  in  späterer  Zeit  ist  in  nordischen  Rechten  (England)  jedoch 
in  anderer  Beziehung  ein  solches  Institut  au^ekommen,  woraus  man  jenes 
abstrahirt  hat. 


§.  12. 
7.  Die  Freien.    Der  AdeL    Die  Unfreien.^) 

I.  Aller  bürgerlichen  Rechte  theilhaftig  sind  nur  jene  Personen,  welche 
einer  echten  Ehe  entstammend  in  einer  echten  Familie  sich  befinden  und  des 
Grundbesitzes  fähig  sind.    Für  frei  gilt,  dessen  Vater  und  Mutter  zur  Zeit 
der  Geburt  frei  waren.    Nur  Freie  waren  des  echten  Eigenthums,  des  Grund- 
besitzes fähig;  nur  sie  konnten  Waffen  tragen,  Theil  nehmen  an  den  Yolks- 
Dod  Gerichtsversanmilungen ,  hatten  das  Recht,  Yerletzungen  abzuwehren  mit 
Gewalt,   genossen  ein  Wergeid,   durften  sich  auf  bestimmte  Art  kleiden  (z.  B. 
langes  Haar  tragen).    Der  Freie  hatte  keinen  Herrn  über  sich,  als  welchen 
Alle,  das  ganze  Volk,  anerkannten:  den  König,  den  selbstgewählten  princeps. 
Sie  thaten  keine  Dienste,  zahlten  keine  Abgaben,  sie  seien  denn  bewilligt  von 
den  Freien  in  der  Yersammlung  oder  durch  die  Sitte  gebilligt  und  von  Allen 
zu  entrichten.   Es  ist  somit  das  charakteristische  Zeichen  der  Freiheit:  keinen 
anderen  Herrn  zu  haben,  als  den  Allen,   dem  Volke  gemeinsamen, 
nur  an  das  Gesetz  gebunden,  innerhalb  dessen  Schranken  aber  von 
jeder  Macht  unabhängig  zu  sein,  und,  da  das  Gesetz  nur  öffentliche  An- 
gelegenheiten  ordnete,  in  seiner  Familie,   auf  seinem  Hofe   nur   sein 
eigenes  Gebot  zu  kennen.     Wohl  aber  kann  die  Freiheit  des  Einzelnen 
noch  nicht  zur  vollen  Uebung  gekommen  sein,  nemlich  wenn  derselbe  nodi 
nicht  wehrhaft  ist  (§.  11  sub  lY.)  oder  noch  keinen  Grundbesitz  hat  (§.  9. 
8ub  V.). 

n.  Aus  den  Freien  ragten  hervor  die  edelen  Geschlechter,  der  AdeL') 


Beilage  I.  (zum  1.  Bande)  „Von  der  s.  g.  GesammtbürgBchafl;''  8.  225  ff.,  welcher  auch 
die  froheren  Ausführungen  von  Feuerbach,  Woringen,  Weiske  und  Wilda  be- 
rackdchtigt.  Bemerkt  möge  noch  werden,  dass  die  Ghesammibüi^chaftler  unter  einan- 
der sehr  abweichen.    Vgl.  auch  Hillebrand  Lehrbuch  §.  15. 

')Man  sehe  Grimm  R.A.  S.  281—800.  Vgl  Walter  D.  Rechtsgesch.  §.9. 
(B.  7  L),  Zöpfl  B.G.  S.  249  ff,  v.  Daniels  R.G.  L  S.  825  ff. 

*)  Karl  Dietr.  Hü  11  mann  Gesch.  des  Ursprungs  derStftnde  üi  DeutBcbL  2.  Ausg. 
(erste  1806  ff.)  BerL  1880.  Chr.  Thierbaoh  über  den  german. Erbadel,  Gotha  1886. 
T-Sayigny  Beitrag  zur  Rechtsgesch.  des  Adels  im  neueren  Europa,  BerL  1886. 
Konr.  Maurer  über  das  Wesen   des  ältesten  Adels  der  deutschen  Stftmme  in  seinem 
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lieber  seinen  Ursprung  gehen  die  Meinungen  sehr  auseinander.    Einige  leiten 
ihn   auf  die  damit  verbundene  Priesterwürde  zurück  (Eichhorn,   Phillips^ 
Grimm  u.  A.).  Hiergegen  ist  zu  bemerken,   dass  jeder  Obrigkeit  das  Becht 
zur  Ausübung  solcher  Functionen  zustand,^  diese  Ansicht  also  jedenfalls  ihre 
Begründung  in  vorhistorischer  Zeit  suchen  muss.   Eine  andere  Ansicht  gründet 
,,den  Uradel  auf  Abkunft  aus  einem  herrschenden  Gescblechte.'^    Sie  geht  da* 
von  aus,  dass  die  „reale  Grundlage  der  staatlichen  Yerbindungen  patriarchale 
Stammherrschaften   waren,   in  welchen  die  von  einer  Urfamilie  ausgehenden 
Familien  und  Geschlechter  dadurch  zusammengehalten  wurden,  dass  sich  die 
äausgewalt  des  ersten  Familienhauptes  als  Obergewalt  in  seinem  Mannesstamme 
nach    dem    Altersvorzuge    in   absteigender    Linie   fortsetzte^    und    es    findet 
nach  ihr  „der  Adel  seine  natürliche  Erklärung  in  den  Machtvorzügen  des 
herrschenden  Hauses,  an  welchen  die  in  dem  Laufe  der  Zeit  sich  von  ihm  ab- 
zweigenden nachgeborenen  Linien  nicht  unbetheiligt  bleiben  konnten.''^   Diese 
ninunt  offenbar  als  bewiesen  an,  was  in  älterer  und  neuerer  Zeit  beim  Adel 
zur  Erscheinung  gekommen   ist  und  von  Adeligen  wie  Nichtadeligen  als  Be- 
dingung der  Stellung  des  Adels  aufgesteUt  wird.   Er  kann  auch  nicht  auf  blos 


YerhSltnlBBe  zur  gemeinen  Freiheit,  München  1846.  Phillips  D.  Gesch.  L  S.  111  ff., 
Reichs-  u.  Rechti^eBch.  §.  34.;  Grimm  R.A  8.265—281.  Waitz  V.G.L  S.  65— 85  ; 
Walter  R.G.  §.  10  (8.  8  fg.),  Zöpfl  u.  v.  Daniels  a.   a.  00. 

Der  Freie  wird  in  den  Quellen  init  ingenuus  und  liber,   fri,   firiman,   Mhals> 
bezeichnet;    „Adal  bedeutet  genns,  prosapia  mit  dem  Nebenionne  nobilitas.^    Edili,. 
edel,  adaling,  edeling  bedeutet  einen  Mann  Ton  hoher  Abkunft,  dann  einen  Mann  von 
Geburt  überhaupt    Dies  erklart  sich  ganz  deutlich  aus  der  aufgestellten  Ansicht    über 
den  Adel,   weil  danach   gerade  bei  ihm  Alles   auf  die  Geburt  ankam.    Ihm   entgegen 
heisst  wohl  der  Freie  minor,  minoflidus  (Grimm  RA.  p.  278).    Aus  dieser  Wort- 
bedeutung und  der  Ansicht  des  Textes  erklären  sich  auch  die  Prädikate:  Wohl-,  Hoch- 
Geboren  u.  s.  f.;  nicht  minder,  dass  der  neucreirte  Adelige  sich  über  Nichtadelige  leicht 
erhebt,   selbst  wenn  letztere   in  aller  und  jeder  Beziehung  ihn  überragen,  welche  für 
den   vernünftigen  Menschen   einen  Schätzungsmassstab   abgeben  kann   für  den  Werth 
der  Person,   und    obwohl  das   blosse  Wdrtchen  „von"    grammatisch   bei  den  meisten 
neuen  Adeligen  ffdsch  ist,  weil  sie   kein   solches  Gut  haben,   das  als  Grundlage    de& 
„Yon^  dienen  könnte. 

Das  Yorkommen  des  Adels  ergibt  sich  hinlänglich  aus  einer  grossen  Anzahl  von 
QueUenstellen,  z.  B.  Tacitus  Germ.  cap.  7.  11.  13.  14.  18.  25.  44.,  AnnaL  I.  57., 
n.  11.  62.,  XI.  16.  17.,  Bist.  IV.  12.  55. 

^  Tac.  Germ.  c.  10.  „.  .  publice  aluntur  isdem  nemoribus  ac  hicis  candidi  (seil, 
equi)  et  nullo  mortali  opere  contacti;  quos  pressos  sacro  curru  saoerdos  ac  rex  vel 
prinoeps  civitatis  oomitantur,  hinnitusque  ao  fremitus  observant.*' 

')  Also  von  Daniels  R.G.  §.  118.  Die  Beweise,  welche  er  hierfür  in  den  An- 
merkungen beibringt,  sind  gar  keine.  Auf  die  Darstellung  der  Rechte  des  Adels  ist; 
diese  Ansicht  bei  Daniels  ohne  £inflnss  geblieben,  jedenfalls  der  Zusammenhang  ein. 
äusserlicher. 
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persönlichen  Eigenschaften,  als  einem  Amte,  grosser  Tapferkeit  u.  dgl.  beruhen^ 
weil  er  dann  offenbar  stets  neu  sich  hätte  bOden  können,  während  es  in  Wirk- 
lichkeit nur  eine  beschränkte  Anzahl  von  adeligen  Familien  gab.     Unstich- 
haltig ist  auch  die  Ansicht,  welche  den  Adel  aufbaut  „auf  der  Grundlage  des 
grossen  Gutsbesitzes,  der  dadurch  bedingten  Gefolgsherrschaft  und  Ge- 
wohnheit der  Landesbevölkerung,  ihre  Oberhäupter  aus  den  reichen  und 
fflächtig^  Familien  zu  nehmen."^)  Auch  dies  ist  nur  etwas  Faktisches,  erklärt 
aber  nicht  die  Quelle  des  Adels.   Uebrigens  sind  gewiss  auch  andere  Familien 
allmälig  zu  grossem  Gutsbesitze  gelangt,  ohne  dass  sich  jedoch  eine  Spur  davon 
vorfindet,  dass  die  Zahl  der  adeligen  Familien  (Geschlechter)  sich  verändert  oder 
Termehrt  hätte.  ^   Zu  verwerfen  ist  schliesslich  die  Ansicht,  welche  ihn  daraus 
erklärt,  dass  er  einer  andern  Race  angehört  habe,  weil  das  Yolk  durchaus 
denselben  Ursprung  hatte.  ^)     Die  eigentliche  Quelle  des  Adels   fällt   in  vor- 
historische Zeit  und  kann  deshalb  nur  vermuthet  werden.  Uns  tritt  derselbe  als 
ein  Faktum  entgegen.  Es  beruhete  aber  das  Ansehen  des  Adels  auf  der  Geburt^ 
der  Abstammung  aus  einem  Geschlechte,  welchem  im  Volke  ein  höheres  Ansehen 
beigelegt  wurde,  vielleicht  aus  dem  Grunde,  weil  man  diese  Geschlechter  für 
Abkömmlinge  von  Göttern  oder  Heroen  hielt  ;^)  die  Bedeutung  des  Adels  war 
somit  eine  historische.    Man  legte  ümen  höhere,  edlere  Eigenschaften  bei. 
Befestiget  und  aufrecht  erhalten  wurde  diese  Anschauung  durch  die  andere, 
dass  sich  durch  die  Zeugung  das  Blut,  mit  ihm  die  Seele,  als  deren  Sitz  das 
Blut  galt,  und  somit  auch  die  guten  oder  schlechten  Eigenschaften  der  Eltern 
fortpflanzten;®)  eine  Anschauung,  welche,  obwohl  durch  das  Christenthum  offen- 
bar entschieden  verworfen,   doch  so   sehr  in  vielen   rechtlichen   Sätzen   sich 


*)  Zöpfl  R.G.  Th.  n.  §.  7.  (S.  250  ff.) 

^)  Das  nimmt  Zöpfl  a.  a.  0.  N.  15  auch  an  und  sucht  es  aus  Tacitus  c.  13  zu 
beweisen. 

^)  Tacitus  Germ.  cap.  2.  „Ipsos  Germanos  indigenas  crediderim,  minimeque 
aliarnm  gentium  adventibus  et  hospitiis  mixtos.^  Cap.  4.  „Ipso  eorum 
opinionibus  accedo;  qui  Germaniae  populos  nullis  aliis  aliarum  nationum 
connubiis  infectos  propriam  et  sinceram  et  tantum  sui  similem  gentem 
extitiase  arbitrantur.*'    Die  verworfene  Ansicht  hält  fest  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  29. 

0  Bei  den  Gothen  heissen  die  Adligen  auch  anses  Halbgötter.  Einzelne  (Hengist 
wd  Horst)  leiten  ihren  Ursprung  auf  TVuotan  zurück. 

*)  Phillips  D.  R.  u.  KGesch.  §.  32,  §.  84  (8.  95),  Walter  R.G.  S.  8. — 
Hillebrand  Lehrbuch  §.16  (S.  31)  erklärt  den  Ursprung  des  Adels  daraus,  dass  das 
Aosehen  besonders  verdienstvoller  Männer  einen  Vorrang  geben  musste,  der,  obschon 
vn  gicli  ein  vorübergehender,  sich  zu  einem  dauernden  gemacht  habe,  wenn  die  Söhne 
<fem  Beispiele  des  Vaters  folgten. 
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ausprägte,   dass  si^  schwer  zu  verbannen  war,  ja  noch  heut  zu  Tage  vielfach 
sich  zeigt.  ^ 

n.  Der  Adel  bildete  keinen  eigentlichen  von  den  Freien  unter- 
schiedenen Stand,  ^^)  keine  bestimmte  Klasse  des  Volkes,  die  von  den  üb- 
rigen Freien  sich  geschieden  hätte,  sondern  hatte  nur  einzelne  Vorrechte, 
welche  sich  in  der  Familie  fortsetzten.  Solche  waren  das  durch  die  Tradition 
4en  adeligen  Familien  einwohnende  höhere  Ansehen  im  Volke, ^^)  dass,  wo 
Königthum  bestand,  der  König  nur  aus  dem  Adel  genommen  werden  konnte, 
obwohl  meistens  eine  Familie  die  königliche  war,^^  dass  man  bei  der  Wahl 


^)  Dass  die  christliche  Lehre  von  der  Fortpflanzung  der  Erbsünde  damit  nichts  zu 
thun  hat,  mithin  auch  nicht  zur  Stütze  dienen  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

^^)  Grimm  B.A.  p.  268  fg.  Das  ist  auch  die  Ansicht  von  TVaitz.  Walter 
a.  a.  0.  erklärt  ihn  neuerdings  als  ^ einen  von  den  gemeinen  Freien . . .  unterschiedenen 
«rblichen  Stand,^  beschränkt  aber  den  Stand  auf:  „im  Eherecht  und  durch  ein 
iiöheres  Wergeld,*^  fügt  hieran  ihre  Thatenlust  u.  s.  f.  v.  Daniels  a.  a.  0., 
Mit  ihn  für  keinen  Stand  im  heutigen  Sinne  des  Wortes,  aber  wohl  für  einen  solchen, 
wenn  man  dem  Ausdrucke  Stand  nicht  den  heutigen  Begriff  unterschiebe.  Er  sieht 
nun  „das  Wesen  der  germanischen  Standesunterschiede  nicht  in  Rechten,  welche  allen 
Genossen  des  einen  Standes  vor  denen  eines  anderen  gemein  sind,  sondern  nur  darin, 
dass  die  persönliche  Stellung,  welche  sich  in  rechtlichen  Verhältnissen  geltend  macht, 
nicht  Sache  freiwilliger  Anerkennung  war,  sondern  auf  rechtlich  feststehenden  Merk- 
malen beruhte.^ 

^^)  Deshalb  aber  auch  schon  für  die  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  ein  höheres 
Wergeid  (Grimm  R.A.  S.  272  ff.,  Wilda  Strafr.  S.  368,  Walter  R.G.  §.  10, 
Hillebrand  R.G.  §.  16,  s.  auch  Waitz  I.  S.  83  Anm.  2.)  anztmehmen,  ist  sehr 
gewagt  und  das  wirkliche  Vorkommen  in  der  folgenden  Zeit  nicht,  wie  Walter  kurz- 
weg sagt,  ein  Beweis.  In  den  Leges  findet  es  sich  allerdings  (zu  dem  der  Freien 
durchgehends  wie  2:1)  und  damit  auch  die  höhere  Geltung  des  von  einem  Adeligen 
geleisteten  Eides. 

^^  Hierüber  sehe  man  die  Ausführung  you  Waitz  L  S.  67  ff.,  der  alle  hieraus 
gezogenen  Folgerungen  beleuchtet.    Material  auch  bei  Grimm  R.A  p.  269  f. 

Phillips  D.  R.  u.  R.Gesch.  §.  13.  u.  34.  yertheidigt  nochmals    die  Ansicht,    dass 
der  Adel  (wie  eigentlich   alle  Freien)   nur  eine  Entfaltung   des  Königthums  sei,    weil 
jener  und  dieses  doch  aus^der  ursprünglichen  Stammfamilie,  dem  ersten  Menschenpaare, 
herkomme;  hiemach  erscheint  ihm  der  Adel  und  das  königl.  Geschlecht  dieses  Andenken, 
nur  am  Besten  bewahrt  zu  haben;    er  führt  dieses  alsdann  zurück  auf  die  h.  Schrift- 
Ich  sehe  nicht  ab,   wozu  dieser  Beweis  dienen  solL    Stammten  denn   die  Unfreien^ 
die  nichtgermanischen  Völker  u.  s.  f.  auch  yon  einer  und  zwar  derselben. 
Stammfamilie  ab   wie  die   deutschen  Adels-  und  EönigsgesohlechterP 
Falls   man  diese  Frage   bejaht,   und  das  wird  sicher  Phillips   thun,   wenn  er  bei 
seinem  Beweisgrunde  (h.  Schrift)  stehen  bleibt,  so  folgt  hieraus:  1)  dass  mit  dieser  An-* 
sieht  in  Betreff  der  Entstehung   des  Adels  gar  nichts   gesagt  ist,   mithin  die  ganze 
Frage  offen  bleibt  und  wieder  Alles  darauf  ankommt,  eine  blosse  Ansicht  des  Vol- 
kes zu  finden,  weil  ein  objectiver  Grund  nicht  existiren  könnte,   der  der  Geburt  ein 
solches  Gewicht  beUegt;  2)  dass  in  sich  die  ganze  Anschauung  keinen  haltbaren  Grund  hat;. 
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der  Obrigkeiten  meistens  auf  den  Adel  sah/')  offenbar  aus  dem  Grunde,  weil 
es  nur  sachdienlich  war,  dass  zu  dem  amtlichen  Ansehen  noch  ein  persönliches 

m.  Unter  den  Freien  stehen  als  eine  besondere  Klasse  des  Volkes  die 
Freigelassenen,  liberti,^^)  die  von  ihrem  Herrn  aus  der  Knechtschaft  entlassen 
waren.  Er  blieb  im  Mundium  des  Herrn,  oder  kam  in  das  des  Königs,  hatte 
nur  das  halbe  Wehrgeld  eines  Freien,  konnte  kein  echtes  Eigenthum  besitzen 
und  deshalb  auch  keine  politischen  Rechte  (Theünahme  in  den  Versammlungen 
u.  8.  f.)  ausüben.  Für  ihn  bot  mithin  nur  die  Gunst  des  Königs,  das  Erheben 
zu  einem  Amte  das  Mittel,  höheres  Ansehen  und  hiermit  allmälig  die  volle 
Freiheit  zu  erlangen. ") 

IV.  Ungefähr  auf  gleicher  Stufe  mit  den  Freigelassenen  stehen  die  Liten, 


In  der  spätem  Zeit  finden  wir,  dass  auch  zwischen  Adeligen  und  blossen  Gemein- 
freien, wie  überhaupt  zwischen  Leuten  verschiedener  Abstufimg  bei  einzelnen  Stämmen 
keine  echte  Ehe  möglich  war,  was  berichtet  Buodolfi  Fuldensis  et  Meginharti  translatio 
S.  Alexandri  (Pertz  Monum.  ü.  p.  675):  ,,Quatnor  igitur  differentiis  gens  illa  (die 
Sachsen)  consistit,  nobilium  scüicet,  et  liberorum,  libertorum  atque  servorum.  Et  id 
legibus  firmatum,  ut  nulla  pars  in  copulandis  conjugiis  propriae  sortis  terminos  trans- 
ferat,  sed  nobilis  nobUem  ducat  uxorem  et  liber  liberam,  libertus  conjugatur  llbertae 
et  servus  ancillae.  Si  vero  quispiam  herum  sibi  non  congruentem  et  genere  praestan- 
tiorem  duxerit  uxorem,  cum  vitae  suae  damno  componat.**  Wenn  aber  Walter 
a.  a.  O.  nach  Waitz  I.  S.  84  f.  dies  als  Vorrecht  des  Adels  schon  der  ältesten  Zeit 
anführt,  so  dürfte  in  der  That  diese  Nachricht  hierfür  doch  zu  späten  Datums  sein, 
und  Zöpfl  a.  a.  0.  hat  Recht  zu  sagen,  dass  sich  aus  der  Zeit  vor  der  Völkerw|tn- 
derong  gar  keine  persönUchen  Vorrechte  des  Adels  nachweisen  lassen,  die  sich  auf 
das  Piivatrecht  und  Criminalrecht  beziehen. 

'^  Dass  es  aber  durchaus  üalsch  ist,  principes  und  nobiles  für  identisch  zu 
halten,  dasjenige,  was  dem  Fürsten  als  einer  obrigkeitlichen  Person  zukommt,  dem 
Adeligen  beizulegen,  hat  Waitz  V.G.  I.  8.  86  ff.  überzeugend  dargethan,  besonders 
gegen  Eichhorn  B.G.  §.  146  und  v.  Savigny  a.  a.  0.  p.  5.  Es  folgt  das  Gegen- 
theil  offenbar  deutlich  aus  Tacitus  Germ.  cap.  12.  „Eliguntur  in  isdem  concilüs 
et  principes,  qui  jura  per  pagos  vicosquo  reddant.^  Auf  der  andern  Seite  hat  aber 
Zopfl  S.  255  N.  10  Recht,  dass  es  gewiss  eine  für  jene  Zeit  unpraktische  und  aus 
Tacitus  AnnaL  XI.  17.  erwiesene  Redensart  sei,  anzunehmen,  jeder  freie  Mann 
habe  zum  princeps  gewählt  werden  kSnnen,  da  es  in  der  Katur  der  Sache  liegt,  dass. 
das  Volk  in  jenen  Zeiten  ven  seinen  alten  Geschlechtem,  mit  denen  seine  Geschieht» 
verwachsen  war,  nicht  abliess. 

lieber  die  geringe  Anzahl  der  edlen  Gesclüechter  vgl.  Waitz  I.  S.  76  fg. 

")  Grimm  R.A  p.  331—338,  Eichhorn  §.  51,  Waitz  I.  S.  178  f. 

*^)  Tacitus  Germ.  cap.  25.  „Liberti  non  multum  supra  servos  sunt,  raro  aliquod 
momentum  in  domo,  nunquam  in  civitate,  exceptis  duntaxat  iis  gentibus  quae  regnan- 
tnr.   Ibi  enim  et  super  ingenuos  et  super  nobiles  ascendunt:    apud  ceteros  impares 

libertinl  libertatis  argumentum  sunt.*^ 

behalte,  Reichs-  u.  Rechtagesch.  3 
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Leten,  Lazzen.^^)  Auch  diese  waxen  ohne  alle  politischen  Rechte,  hatten 
hingegen  ein  Wehrgeld  und  bauten  einen  Acker,  der  mit  verschiedenartigen 
Diensten  und  Abgaben  belastet  war.  lieber  die  Entstehung  dieses  Yerhäli^ 
nisses  lassen  sich  keine  sicheren  Anzeichen  auffinden. 

Y.  Den  yolligen  Gegensatz  zu  den  Freien  bildeten  die  Unfreien,  Knechte, 
servi.  Entstehungsgnmd  der  Unfreiheit  war  Kriegsgefangenschaft,  Geburt  Ton 
Knechten,  Begeben  in  die  Knechtschaft.^')  Sie  stehen  unbedingt  unter  dem 
Willen  ihres  Herrn,  welchen  nur  die  Sitte  mildert, ^^)  haben  kein  Wehrgeld, 
so  dass  der  Herr  für  den  erschlagenen  Knecht  einen  Ersatz  fordert  wie  für 
eine  andere  Sache,  und  entbehren  jeder  und  aller  Rechte,  welche  die  Freiheit 
verleihet. 


§.  13. 

8.  Die  Fürsien.     Der  König. 

I.  Bei  allen  deutschen  Stammen  finden  wir  bestimmte  Obrigkeiten,  welche 
mit  der  Leitung  der  Angelegenheiten  des  Gaues,  der  Gemeinde  betraut  waren, 
die  principes,  Fürsten.  Sie  wurden  in  den  Versammlungen  gewählt,*)  ohne 
Zweifel  wohl  für  die  Lebensdauer,  regehnässig  aus  den  edlen  Geschlechtem. 
Dmen  stand  die  Besorgung  der  geringfügigeren  Gemeindeangelegenheiten  und 
die  Entscheidung  in  kleineren  Rechtsstreitigkeiten  zu,^)  in  grosseren  die  Vor- 
,  bereitung  und  Anbringung  bei  der  Gauversammlung.  Desgleichen  übten  sie 
da»  Richteramt  aus. 

n.  Nicht  bei  allen  Stämmen,  wohl  aber  im  Laufe  der  Zeit  bei  den  meisten 
gab  es  eine  Obrigkeit  über  den  ganzen  Stamm,  den  König,^)  der  auch  im 
Frieden  als  höchste  Obrigkeit  erscheint,  während  in  Kri^gszeiten  ein  gewählter 


")  Grimm  R.A.  p.  805  ff.,  Waitz  V.G.  I.  S.  179  ff. 

*^  Tacitus  Germ,  cap.  24.  „Victus  voluntariam  Servituten!  adit." 
'    ")  Tacitus  Germ.  cap.  25. 

')  Tacitus  Germ.  cap.  12.  Vgl.  die  §.  12.  N.  13  Genannten,  sodann  noch  Roth 
Geschichte  des  Beneficialwesens,  Erlang.  1850,  Seite  8  ff.  Ausführlich  handelt  auch 
über  diesen  Gegenstand  v.  Daniels  R.G.  §.  119. 

^  Tacitus  Germ.  cap.  11.  „De  minoribus  rebus  principes  Consultant,  de  majoribus 
omnes,  ita  tarnen,  ut  ea  quoque,  quorum  penes  plebem  arbitrium  est,  apud  principes 
pertractentur.^  lieber  die  Sitte,  denselben  Geschenke  zu  geben,  da  sie  kein  Amts- 
einkommen  hatten,  ygL  Tacitus  cap.  15. 

^)  H.  V.  Sybel  Entstehung  des  deutschen  Konigthums,  1844;  Witt  mann  das  alt- 
germanische  KÖnigthum,  Münch.  1854;  A.  Gemeiner  die  Verf.  der  Centenen  u.  des 
frank.  Konigthums,  Jdünch.  1855. 
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Heerführer  auftritt.^)  Ueber  seinen  Ursprung*)  lassen  sich  keine  sicheren 
Angaben  machen,  soweit  derselbe  in  die  vorhistorisehe  Zeit  fallt.  Jeden- 
laJIs  ist  die  königliche  Würde  eine  aus  dem  Volke  herausgewachsene,  natio- 
nale, und  auch  in  der  besonderen  Weise  demselben  eigenthümliche.  Es  be- 
steht  das  Königthum  in  der  erblichen  Herr  scher  würde  innerhalb  einer 
bestimmten  Familie,  die  entweder  seit  grauer  Vorzeit  dieselbe  besessen,  oder 
zwar  durch  Wahl  des  Volkes  erhalten,  sofort  aber  erblich  behauptet.  Inner- 
halb der  Eönigsfamilie  war  keine  bestimmte  Erbfolge,  sondern  die  Bezeichnung 
der  Person  geschah  wohl  durch  die  Familie  unter  Zustimmung  des  Volkes.  Es 
war  die  königliche  Familie  unter  aUen  edlen  Geschlechtem  das  erste,  ausge- 
zeichnetste, und  ragte  deshalb  weit  über  den  Adel  hervor.^) 

DL  Keineswegs  bei  aUen  Stämmen  war  die  königliche  Macht  eine  gleiche.^) 


*)  Tacitus  Genn.  cap.  7.  ^Reges  ex  nobilitate,  duces  ex  virtute  smnunt.'' 
£r  zählt  cap.  43  einige  Völker  auf,  die  Könige  hatten.  Caesar  kennt  das  Königthum 
nicht,  indem  er  B.  VI.  cap.  28  de  B.  G.  sagt:  „Cum  bellum  civitas  aut  inlatum  defendit  aut 
infert,  magistratus,  qui  ei  belle  praesint,  ut  yitae  neciaque  habeant  potestatem,  deli- 
guntur.  In  pace  nullus  est  communis  magistratus,  sed  principes  regio- 
numatque  pagorum  inter  suos  jus  dicunt  controversiasque  minuunt.^  Die  S^ichsen 
hatten  noch  im  8.  Jahrh.  keinen  solchen  Herrn.  Auf  den  Namen  kommt  es  nicht 
gerade  an.     Vgl.  hierüber  Grimm  R.A.  p.  229  flf. 

^)  £s  sind  darüber  die  wunderbarlichsten  Meinungen  aufgestellt.  WaitzS.  155ff. 
zählt  die  Völker  auf,  weiche  zu  des  Tacitus  Zeit  bereits  Könige  hatten,  und  zeigt,  wie 
es  bei  andern  sich  in  historischer  Zeit  entwickelt  hat,  widerlegt  S.  159  £  die  Ansicht» 
dass  das  Königthum  aus  den  Gefolgschaften  sich  entwickelt  habe  (die  bei  Eichhorn 
§.  17  [L  S.  75  ff.],  Phillips  R.  u.  R.GeBoh.  §.  18,  84,  53  u.  A.  die  Grundlage  ihrer 
Verfassung  bildet);  siehe  auch  in  derselben  Richtung  die  Ausführung  von  Roth  Bene- 
ficialwesen  8.  81,   Walter  R.G.  §.  24  f. 

UrsprOnghch  mag  Priesterthum,  grosser  Reiohthum,  Ansehen,  Adel,  sodann  im 
Kriege,  in  Kämpfen  der  St&mme  unter  einander  erlangtes  Ansehen,  Aussterben  der 
Adelsgesohlechter ,  Beispiel  anderer  Stämme  u.  s.  f.  zur  Entstehung  beigetragen  haben. 

^  Tacitus  Germ.  cap.  7,  42;  Annal.  XI.  16.  Siehe  die  yielenBel^e  bei  Waitz 
V.G.  LS.  165  ff.    Vgl  desselben  Ausfahrung  8.  69  ff. 

0  Tacitus  G«rm.  c.  44.  „Trans  Lygios  Gotonee  regnantnr,  paulo  jam  ad- 
dnctius  quam  ceterae  Germanorum  gentes,  nondum  tamen  supra  libertatem.*^ 
jf.  .  ,  onmioinque  harum  gentium  .  .  .  eiga  reges  obsequium.^  a  45.  „Suionibus  Si- 
tonma  gentes  oontinuantur,  cetera  similes  uno  differunt,  quod  femina  dominatur:  in 
tsDtiun  non  modo  a  libertate  sed  etiam  a  seyeritate  degenerani^  Das  aber  berechtigt 
noch  nicht,  wie  Walter  §.  24  thut,  zu  sagen:  „Bei  einigen  Völkern  im  fernen 
Osten  und  Korden  galt  unbedingter  Gehorsam.  .  .  ,"•  Weiter  cap.  7.  „nee  regi- 
bns  infinita  aut  Kbeia  potesias,*'  was  das  Folgende  noch  erläutert  AnnaL-  XTTT.  54. 
n-  .  .  auctore  Verrito  et  Malorige,  qui  nationem  eam  (Frisios)  regebant,  in  quantum 
^ermani  regnantur.^  Allein  aus  Tacitus  Genn.  cap.  11.  „mox rex  Tel  princeps . . . '^ 
folgert  Walter  a.  a.  0.:   „Ja   es  konnte   ein  Kdnig  bei   einer  übrigens   ganz  freien 
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Gesetz,  mehr  aber  das  Herkommen  zeichneten  den  Umfang  der  königlichen 
Bechte  vor.  Hierzu  gehörte  der  Oberbefehl  im  Kriege,  Ernennung  der  Unter- 
befehlshaber, das  Recht  der  Leitung  und  Berufung  der  Volksversammlungen, 
die  Aufrechterhaltung  des  Friedens  im  Stamme  und  die  Handhabung  des  Bechts- 
schutzes.  Seit  der  Völkerwanderung  fiel  ihm  auch  dasBecht  zu,  die  einzelnen 
Gauobrigkeiten  (Grafen)  zu  ernennen;^  damit  war  derselbe  zugleich  der  eigent- 
liche Bichter  geworden.  Diess  Verhäitniss  hat,  gestützt  auf  die  neuen  christ- 
lichen Anschauungen,  wichtige  Folgen  gehabt.  An  den  König  fiel  zweifelsohne 
ein  guter  Antheil  der  neu  eroberten  Ländereien;  ausserdem  pflegten  ihm  all- 
jährlich Geschenke  gespendet  zu  werden. 

§.  14. 

9.  Die  Yolksyersammlung.  0 

L  Bei  den  nicht  von  Königen  beherrschten  Stänmien  lag  der  ganze  Schwer- 
punkt der  Verfassung  in  der  Volksversammlung,  welche  auch  in  den 
Staaten  mit  Königen  diese  bedeutend  beschränkte  und  in  allen  wichtigen 
Dingen  ein  Mitregierungsrecht  hatte.  Analog  der  Gauversammlung  hat  es 
ohne  Zweifel  auch  Versammlungen  der  unteren  Kreise  (Centenen  u.  s.  f.)  ge- 
geben, deren  Macht  zunächst  ausschliesslich  die  Angelegenheiten  dieser  umfasste, 
sodann  wohl  auf  Vorbereitung  der  allgemeineren  ging.  Vor  die  Gauversamm- 
lung gehörte^  die  eigentliche  politische  Leitung :  Gesetzgebung,  Beschluss  über 


VolksYerfassung  vorkommen/  übersieht  aber  offenbar  dos  kleine  Wörtchen  vel,  das 
gerade  andeuten  kann:  oder  (nemlich  wemi  kein  rex  da  war)  zuerst  der  princeps, 
und  gewiss  dies  bedeutet 

^  Nur  das  folgt  aus  dem  von  Waitz  V.G.  L  S.  172  fiT.  Erörterten.    Hingegen  ihm 
das  Becht  zur  Einsetzung  der  Grafen  und  Unterbeamten  schon  in  ältester  Zeit  zuzu- 
schreiben (tmd  doch  stellt  Waitz  8.  173.  Anm.  3.  wieder  in  »Frage,   ob  alle  Grafen 
von  Fürsten  (Königen)  eingesetzt  wurden;  aber  gewiss  setzten  alle  Könige  Grafen  ein^), 
scheint  auch  mir,   wie  bereits  Hillebrand  S.  88  Anm.  15.  behauptet  hat,   durchaus 
unwahrscheinlich,   weil  dies  eine  zu  konzentrirte  Verwaltung  voraossetzt,   wie  sie  erst 
in  Folge  der  inneren  Veränderungen   seit  der  Völkerwanderung  und  der  Nachwirkung 
der   römischen  Verhältnisse,    auch   durch  den  Einfluss   der  kirchlichen  Einrichtungen 
sich  gestaltete. 

^)  Der  Name  dafOr  ist  thing,  allthing  =  Versammlung  Aller,  bei  Taoltu.8 
das  Goncilium.    Letzterer  spricht  nur  yon  den  Gauversammlungen. 

^  Ueber  vieles  Einzelne  gibt  die  Schilderung  Aufischluss  von  Tacitus  G^rm. 
cap.  11.  „De  minoribuB  rebus  principes  Consultant,  de  majoribus  omnes,  ita  tarnen  ut 
ea  quoque,  quorum  penes  plebem  arbitrium  est,  apud  principes  pertractentur.  CoSunt, 
nisi  quid  fortuitum  et  subitum  incidit,  certis  diebus,  cumaut  inchoatur  luna 
aut  impletur:  nam   agendis   rebus   hoc  fiuspicatissimum  initium  credunt.    Nee  dierum 
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Eneg  und  Frieden,  Wahl  (Gutheissung)  der  duces  und  principes;  sie  bildete 
das  Gericht  in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten;  vor  ihr  wurden  alle  Bechts- 
acte  Yorgenommen,  welche  eine  Beziehung  auf  die  Gemeinde  hatten  wegen 
ihrer  Bedeutung  für  die  Stellung  des  Einzelnen  in  derselben:  Freilassung/) 
Wehrhafterklärung,*)  Uebertragungen  von  Eigen,**)  Verlobungen.*) 

n.  Die  Yersanunlungen  waren  ungebotene  (regelmässige,  zu  festge- 
setzten Zeiten)  und  gebotene  (unregelmässige,  nach Bedürfiiiss  anzusetzende), 
wahrscheinlich  einmal  in  jedem  Monate.')  lieber  der  versammelten  Gemeinde 
waltet  der  Schutz  der  Götter,  sie  gemesst  Frieden,  weshalb  bei  ihr  die 
Priester  eine  so  wichtige  Bolle  spielen.  ^  In  der  Volksversammlung  stellt  sich 
zugleich  dar  das  Heer. 

m.  Ob  in  der  Gauversammlung  Alle  erscheinen  mussten,  lässt  sich  nicht 
mit  unbedingter  Sicherheit  sagen,  ist  jedoch  wahrscheinlich.  Aus  den  einzelnen 
Gauen  wurden,  seitdem  sich  die  Völkerschaften  der  grösseren  Stamme  mehr 
gefestiget  und  verbunden  hatten,  Abgeordnete  abgesandt,  aus  denen  die  grosse 
Versammlung  des  Stammes  gebildet  wurde.  ^ 


namenim,  ut  nos,  sed  noctium  computant.  Sic  constituunt,  sie  condicunt:  nox 
ducere  diem  videtur.  Illud  ex  libertate  vitium,  quod  nonBimul  nee  ut  jiissi  con- 
Teniunt,  sed  et  alter  et  tertius  dies  cunctatione  coeuntium  absimiitar.  Ut  turbae  pla- 
cuit,  considunt  armati.  Silentium  per  sacerdotes,  quibus  tum  et  coSrcendi  jus 
est,  imperatur.  Mox  rex  vel  princeps,  prout  aetas  cuique,  prout  nobilitas,  prouidecus 
beüorum,  prent  facundia  est,  andiuntur,  aactoritate  suadendi  magis  quam 
jubendi  potesiate.  Si  displicuit  sententia,  fremitu  aspemantur;  sin  placuit,  frameas 
concutimit;  honoratissimum  adsensus  genus  est  annis  laudare.  12.  Licet  apnd  conci- 
fiam  aecuBare  quoque  et  discrimen  capitis  intendere.  —  Eliguntur  in  isdem 
concilüs  et  principes  qui  jura  per  pagos  yicosque  reddunt.^ 

^  Grimm  B.A  p.  333  sqq. 

^)  Tacittis  cap.  13.  ^Nihü  neque  publicae  neque  privatae  rei  nisi  armati  agunt. 
Sed  arma  sumere  non  ante  cuiquam  moris  quam  civitas  suffecturum  probayerit  Tum 
in  ipso  conciiio  vel  principum  aliquis  yel  pater  vel  propinqui  scnto  frameaque  juvenem 
omant." 

^)  Grimm  R.A  p.  555  ff. 

*)  Grimm  B.A  p.  433. 

')  Vgl.   Waitz  I.  S.  56  ff. 

^  Tacitns  cap.  11.  (Anm.  2.),  7:  „Ceterum  neque  animadvertere  neque  vincire, 
ne  verberare  quidem  nisi  sacerdotibus  permissum,  non  quasi  in  poenam  nee  ducis 
jumty  sed  velut  deo  Imperante,  quem  adesse  bellantibus  credunf^ 

^  Hieraber  s.  man  Waitz  I.  S.  60  ff. 
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§.  15. 

10.  Das  EriegsweseiL  ^)    Die  Gefolgschaften. 

I.  Von  einem  besonderen  Heere  konnte  keine  Rede  sein;  das  Volk,  die 
Hundertschafts-Gau-Versammlung  war  das  Heer.  Ihm  stand  vor  der  König 
oder  ein  gewählter  Führer,  dux,  heretagan,  herizohn,  Herzog.  Der 
Beschluss  über  Krieg  und  Frieden  ging  aus  von  der  Versammlung.  Ob  die 
ganze  Völkerschaft  oder  nur  ein  Theil  auszog,  hing  davon  ab,  ob  zu  führen 
war  ein  Vertheidigungs-  Angriffs-  oder  Bundesgenossen-Krieg.  Im  Heere  ord- 
neten sich  die  einzelnen  Schaaren  nach  den  natürlichen  Familien-  und  Ge- 
meindeverbänden unter  den  einzelnen  Gaufürsten  als  Unterbefehlshabem;  nur 
die  Reiter  bildeten  eine  besondere  Abtheilung,  zu  der  auch  aus  jedem  Haufen 
Einzelne  ausgewählt  wurden.  Alle  wehrhaften  Freien  waren  zum  Kriegsdienste 
berechtigt  und  verpflichtet.  —  Wegen  der  religiösen  Weise  des  Heeres  erchei- 
nen  überall  die  Priester  thätig;  jeder  Frevel  gegen  Tapferkeit  war  einer  gegen 
die  Gemeinde  und  die  Götter. 


^)  Tacitus   Germ.   cap.   6.     Zuerst    beschreibt    er    die  Waffen  und  Kampf esart^ 
„ —  peditum,   quos  ex  omni  juventute  deleotos  ante  adem  locant    Definitur  et  nume- 
ras:  centeni   ex  singulis  pagis  sunt;  idque  ipsum  inter  suos  vocantur,  et  quod  primo 
numerus  fuit,  jam  nomen  et  honor  est.^    Gewiss  ist  die  Erklärung  vonWaitz  V.G.  L 
S.  32  richtig,  dass  centeni  nicht  auf  die  mit  den  Reitern  vermischt  kämpfenden  Fuss* 
ganger  zu  beziehen  sei  ( — was  auch  aus  Caesar  deB.  G.  L  48.  folgt:  „equitum  milia 
erant  sex,  totidem  numero  pedites  velocissimi  ac  fortiasimi,   quos  ex  omni  copia 
singuli  singuloB  suae  salutis  causa  delegerant:  cum  bis  in  proelüs  versabantur — ), 
sondern  dass  je  hundert   eine  AbtheUung  bildeten,   und  davon  ihren  Namen 
hatten,  also  im  Lateinischen  centeni  hiessen,  wofQr  es  selbstredend  ein  deutsches 
Wort  gab.   Demnach  ist  dessen  Paraphrase  trefflich:    „diese  Schaaren  heissen  centeni, 
und  was  anfangs  blos  Zahlbegriff  war,  ist  nun  ein  technischer  und  zugleich  ehrenvoller 
Name   geworden."     Cap.  7,   „ —  duces  ex  virtute   sumunt.  — ,  et  duces  exemplo 
potiuB  quam  imperio,  si  prompti,  si  conspicui,  si  ante  aciem  agant,   admiratione  prae- 
sunt,    ceterum  neque  (siehe  die  Worte  in  §.  14.  Anm.  8,  worauf  es  weiter  heisst:)  — 
effigiesque   et   signa   quaedam   detracta  lucis  in  proelium  feruni    Quodque  (siehe  die 
Worte  in  §.  11.  Anm.  18.)**.  —    Caesar  de  B.  G.  VI.  28.    „Cum  bellum   civitas    aut 
inlatum  defendit,  aut  infert,   magistratus,   qui  ei  beDo  praesint,  ut  vitae  necisque  ha- 
beant  potestatem,  deliguntur.  —   Latrocinia  nuUam  habent  infamiam,   quae  extra  fines 
oujusque  civitatis  fiunt,   atque  ea  juventutis  exercendae  ac  desidiae  minuendae  causa 
üeri  praedicant.    Atque  ubi  quis  ex  principibus  inconcilio  dixitseducem  fore,  qui  sequi 
yelint,  profiteantur,  consurgunt  ii,  qui  et  causam  et  hominem  probant,  suumque  auxi- 
lium  pollicentur,   atque  ab  multitudine  conlaudantur:  qui  ex  his    secuti   non  sunt,     in. 
desertorum    ac  proditorum    numero    ducuntur,    omniumque    his   rerum    postea    fides 
derogatur." 
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n.  Gewissennassen  als  eine  Yorbereitung  ztun  Kriegsdienste  erscheint  die 
Gefolgschaft')  An  die  einzelnen  Gaufürsten  (principes),  aber  auch  nur 
an  diese,  pflegten  sich  nemlich  tapfere  junge  adelige  und  gemeinfreie  Männer, 
welche  dieselben-  aus  den  sich  Erbietenden  auserlasen,  durch  ein  beschwo- 
renes Band  völliger  persönlicher  Treue  und  Hingebung  anzuschliessen.  Die- 
ses Gefolge,  Comitatus,  kämpfte  im  Kriege  unter  dem  Ffirsten,  blieb 
im  Frieden  meistens  sein  Ehrengeleite.  Hier  konnte  der  Einzelne  sich  aus- 
zeichnen und  Buhm  erwerben.  Freilich  konnte  auf  der  einen  Seite  ein  solcher 
Gefolgsherr  leicht  seine  Macht  auf  Kosten  der  Gemeinfreiheit  ausdehnen;  auf 
der  anderen  Seite  war  es  oft  nicht  zu  vermeidon,  dass  die  Gewöhnung  die  Be- 
gleiter dazu  veranlassen  musste,  bei  langem  Frieden  Ruhm  durch  Theilnahme 
an  fremden  Kriegen  oder  Anstiften  solcher  unter  eigenen  Führern  zu  suchen. 
So  wenig  dieses  Gefolgswesen  als  die  Grundlage  der  deutschen  Verfassung 
angesehen  werden  kann,  so  sehr  hat  dasselbe  gleichwohl  beigetragen,  blos 
persönlichen  Verbindungen  eine  politische  Unterlage  zu  geben,  wodurch  es  das 


^  TacituB  Germ.  cap.  13.  ^Insignis  nobilitas  aut  magna  patnim  merita  principis 
dignationem  (L  e.  die  Würdigung  des  Fürsten,  Auszeichnung  durch  den  Fürsten;  so 
dass  dignatio  im  transitiven  Sinne  steht  Die  Richtigkeit  dieser,  sowie  die  Unrich- 
tigkeit 80  mancherlei  anderer  Erklärung  thut  dar  Sachsse  Grundl.  S.  430,  und 
Waitz  V.G.  L  S.  149  ff.)  etiam  adolescentulis  adsignant:  ceteris  robustioribus  ac 
jam  pridem  probatis  adgregantur:  nee  robur  inter  comites  aspici  (d.  h.  jene  durch 
Adel  oder  väterliche  Verdienste  Ausgewählte  werden  denjenigen  beigesellt,  welche  schon 
in  kräftigerem  Alter  stehen  und  erprobt  sind.  Vgl.  Waitz  a.  a.  O.;  die  Erklärung 
selbst  rührt  von  Orelli  her,  ähnlich  hat  sie  auch  Becker;  anSchliesst  sich  Hille- 
brand  S.  35.  Anm.  9.).  Gradus  quin  etiam  ipse  comitatus  habet ,  judicio  ejus  quem 
sectantur;  magnaque  et  comitum  aemulatio,  quibus  primus  apud  prindpem  suum  locus, 
et  principum,  cui  plurimi  et  acerrimi  comites.  Haec  dignitas,  hae  vires,  magno  sem- 
per  electorum  juvenum  globo  circumdari;  in  pace  decus,  in  hello  praesidium.  Kec 
solum  in  sua  gente  cuique,  sed  apud  finitimas  quoque  oivitates  id  nomen,  ea  gloria 
est,  si  numero  ao  virtute  comitatus  emineat:  expetuntur  enim  legationibus  et  muneribus 
omantur  et  ipsa  plerumque  fama  bella  profligant  14.  Cum  ventum  in  adem,  turpe 
principi  virtute  vinci,  turpe  comitatui  virtutem  principis  non  adaequare.  Jam  vero 
infamem  in  omnem  vitam  ac  probrosum  superstitem  principi  suo  ex  acie  recessisse. 
Hlum  defendere,  tueri,  sua  quoque  fortia  facta  gloriae  ejus  adsignare  praecipuum  sacra- 
mentum  est.  Principes  pro  victoria  pugnant,  comites  pro  principe.  Si  civitas  in  qua 
orti  sunt  longa  pace  et  otio  torpeat,  plerique  nobilium  adulescentium  petunt  ultro  eas. 
nationes,  quae  tum  bellum  aliquod  gerunt,  quia  et  ingrata  genti  quies,  et  facUius  inter 
ancipitia  clarescunt,  magnumque  comitatum  nonnisi  vi  belloque  tuentur.  Exigunt  enim 
principis  siii  liberalitate  illum  bellatorem  equum,  ülam  oruentam  victricemque  frameam.*^ 
Vgl.  die  Anm.  1.  abgedr.  Stelle  Caesar's  VI.  23.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die 
Worte  dieser  letzteren:  „Atque  ubi  quis  —  conlaudantur**  und  der  so  eben  ausTacitus 
mitgetheiltent  „si  civitas  —  tuentur"  sich  also  nicht  auf  die  Gefolgschaft  bezieht,  sondern 
auf  die  einzelnen  Glieder  einer  au%elösten,   welche  bei  fremden  Völkern  Krieg  suchen. 
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MuBter  und  die  Quelle  späterer  Einrichtungen  (Beneficial-Lehens-Wesen)  ward^ 
und  den  Schwerpunkt  der  Verfassung  dadurch  aus  dem  versammelten  Volke 
heraus  zu  dem  Haupte  und  seinem  Rat  he  zu  heben,  weil  die  persönlich 
Verbundenen  und  Verpflichteten  zugleich  die  Mächtigsten  wurden.^ 


Zweites  Kapitel. 

Romische  Besitzungen  in  Germanien.  Die  Germanen  zur  Zeit  der  Völker- 
wanderung und  die  einzelnen  Reiche  in  Folge  derselben. 

§.  16. 

1.   Die  römischen  Besitzungen.^) 

I.  Von  Gallien  aus  wurde  die  Proyinzialyerfassung  von  den  Römern  ein- 
geführt auf  dem  linken  Rheinufer,  auf  dem  folgende  Provinzen  lagen:  Belgica 
prima  längs  der  Mosel  zu  beiden  Seiten  mit  der  Metropolis  Trier  (Augusta 
Trevirorum)  —  Belgica  secunda,  die  Gegenden  zwischen  Gallia,  Germania 
secunda  und  Belgica  I.  an  der  oberen  Maas  umfassend —  Germania  prima 
oder  superiur  anfangend  vom  Ausgange  der  Schweiz  (Basel,  Augusta  Raura- 
cor  um)  längs  des  Rheines  bis  in  die  Maingegenden,  also  den  Oberrhein  um- 
fassend, mit  der  Hauptstadt  Mainz,  (Mogontiacum)  —  Germania  secunda 
oder  inferior  unterhalb  Koblenz  ab  den  Niederrhein  umfassend  mit  der  Pro- 
vinzialstadt  Köln  (Colonia  Agrippina).^  Seit  den  Zügen  des  Drusus  und 
Tiberius  ward  die  Provinzialverfassung  auch  auf  das  rechte  Donauufer  ver- 
pflanzt und  hier  begründet:  Rhaetia  prima  ausgehend  von  den  Schweizer- 
gegenden und  sich  hinziehend  von  den  Quellen  der  Donau  bis  zu  deneji  des 
Rheines  und  von  hier  bis  zur  Mündung  des  Lech  in  die  Donau,  in  sich  be- 
greifend das  Hochland;  —  Rhaetia  secunda  die  Gegenden  zwischen  Lech 
und  Inn  umfassend  mit  der  Hauptstadt  Augusta  Vindelicorum  (Augsburg);  — 
Noricum  reichend  vom  Inn -bis  gegen  Wien  hin,  sich  anlehnend  an  den  Ge- 


^)  lieber  das  Gefolgswesen  ist  noch  besonders  zu  vergleichen:  Waitz  I.  S.  94  ff., 
120  ff.,  Sachsse  Histor.  Grundlagen  §.  19  (S. 430 ff.),  Roth  Beneficialwesen  8. 11  ff., 
der  besonders  S.  12—17  die  oben  angegebene  Erklärung  von  Tac.  Genn.  cap.  18.  al& 
die  einzig  richtige  ausführt. 

»)  Literatur  bei  Phillips  D.  R.  u.  R.G.  S.  54  fg.,  v.  Daniels  R.G.  §.  11  ff. 

*)  Zu  Ehren  der  Agrippina,  Tochter  des  Germanicus  und  Gemahlin  des  K  Claa— 
dius  um  50  n.  Chr.  benannt. 
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Lirgszug,  der  vom  Kahlenberge  bei  Wien  bis  zu  den  Alpen  geht ;  —  Pannonia 
an  Noricum  sich  anschliessend,  umfasste  die  Länder  welche  von  der  Donau 
im  Norden  und  durch  ihre  Richtung  nach  Süden  in  Ungarn  auch  ostlich  be- 
grenzt werden. 

U.  Während  die  beiden  Provinzen  Germania  rein,  Belgica  zum  grössten 
Theile  von  Germanen  bewohnt  waren,  gab  es  in  den  Donauprovinzen  fast  gar 
keine  germanische  Bevölkerung.^) 

m.  Zur  Yertheidigung  dieser  Besitzungen  diente  der  noch  jetzt  erkenn- 
bare Limes  transrhenanus,  Valium  Romanum  (Hadrianum)  vom  Rhein 
(zwischen  Köln  und  Koblenz)  anfangend  über  die  Lahn,  längs  des  Taunus  zum 
Main  (bei  Aschaffenburg),  längs  demselben  dann  oberhalb  des  Schwarzwaldes, 
der  schwäbischen  Alp,  dem  Neckar  bis  zur  Donau  bei  Eehlheim  hin.^) 

lY.  Auf  dem  linken  Rhein-  und  rechten  Donauufer  war  römische  Provinzial- 
Verfassung,  jedoch  ohne  die  volksthümlichen  Einrichtungen  gänzlich  zu  zer- 
stören. Auf  dem  rechten  Rhein-  und  linken  Donau-Ufer  war  hingegen  keine 
Provinzial Verfassung;  ein  grosser  Theil  des  Bodens  war  ager  publicus  und 
theils  Veteranen,  theils  Eolonen  gegen  Entrichtung  von  Naturalabgaben,  Zehn- 
ten, in  Erbpacht  gegeben  (agri  decumates);  später  entstanden  eigentliche 
Militarkolonieen. 

§.  17. 
2.   Die  Germanen  und  Römer.    Deutsche  Stämme  seit  dem  dritten  Jahrhundert. 

L  Bis  ins  3.  Jahrhundert  blieben  die  Römer  Herrn  des  oben  beschriebenen 
Öebietes,  indem  weder  die  Kriege  gegen  Armin  (9  n.  Gh.),  noch  der  Aufstand 
unter  Marbod  und  der  Batawer  unter  Claudius  Civilis  (69  —  71  n.  Ch.), 
einen  dauernden  Erfolg  hatte.  Auch  der  Krieg  der  verbündeten  Markomannen 
und  Quaden  (168  bis  182n.Ch.)  stürzte  die  römische  Herrschaft  nicht,  bewies 
aber,  dass  die  römischen  Besitzungen  auf  die  Dauer  keinen  hinreichenden 
Schutz  gegen  die  Deutschen  hatten. 

n.  Theils  durch  aus  dem  Osten  nachrückende  Völker  gedrängt,  theils  durch 
die  Nothwendigkeit  grösserer  Einheit  gegenüber  den  Römern  veranlasst,  end- 
lich m  Folge  des  Anschlusses  kleinerer  Völkerschaften  an  einzelne  Heerführer 
(als  Gefolgschaften)  zeigt  sich  aUmälig  eine  grössere  Vereinigung  der  Ger« 
fflanen.  In  Folge  deren  treten  uns  bald  neue  Namen  bald  andere  Haupt- 
8<amine   entgegen.    Unter  dem  Namen  Alemannen')  erscheint   seit  213  n. 


^  Eichhorn  RGesch.  I.  8.  89. 

*)  Vgl  Eichhorn  L  8.  91  ff.  und  die  daselbst  Citirten,  Phillips  Rechtsg.  §.23. 

')Joli.   Merkel    de  republica  Alamannoruin,   Berol.  1849.  —    J.  Grimm   Gott. 
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Ch,  *)  das  Yolk,  welches  in  den  römischen  Gebieten  zwischen  Rhein,  Main  und 
Schwarzwald  sass,^  und  wiederholt  über  die  römischen  Linien  gegen  Gallien 
und  Italien  vordrang,  bis  es  zuletzt  die  Länder  des  Oberrheins  vom  Main  bis 
Bodensee    und  die    Provinz  Germania  L  einnahm.     Li  die    von  ihnen  ver- 
lassenen Gegenden  am  oberen  Main  rückten  vor  die  Burgunder.^)    Am  Nie- 
derrhein treten  um  die  Mitte  des  3.  Jahrhunderts  die  Franci,  Franken')  anf, 
welcher  Name  gleichfalls  viele  Völkerschaften  umfasst:  die  Chatten,  Amsivarier, 
Sigambrer,  Chamaven  u.  s.  f.    Sie  hatten  im  3.  Jahrhundert  den  romischen 
Grenzwall  durchbrochen  und  später  auf  dem  linken  Rheinufer  Sitze  erhalten. 
Sie  scheiden  sich  seitdem  in  die  Salier,  salische  Franken,*)   welche  später 
Toxandrien  die  Landstriche  zwischen  Maas  und  Scheide  einnahmen,  —  und 
die  Ripuarier,  ripuarische  Franken, ^)  welche  an  denRheinufem  sassen,  nem- 
lich  vom  5.  Jahrhundert  auch  auf  dem  linken  längs  den  Saliern.    Im  Norden 
zwischen  Rhein  und  Elbe  von  den  Franken  anfangend  werden  die  ingävonischen 
Stämme  mit  dem  Namen  der  Sachsen^  bezeichnet,  welche  zur  See  besonders 
durch  Einfälle  in  Britannien  den  Römern  schadeten,  auch  im  5.  Jahrhundert 
daselbst  Königreiche  gründeten.    Zwischen  Sachsen  und  Franken  im  Norden 
sassen  die  Friesen  vom  Rheine  bis  zur  Weser,  und  drangen  nach  dem  Vor- 
rücken der  Franken  mehr  nach  dem  Westen,  in  die  Gegend  von  Utrecht  vor. 
Seit  der  Mitte  des  3.  Jahrhunderts  erscheinen  im  Osten  viele  Stämme  unter 
dem  Namen  der  Gothen,  welche  sich  bis  in  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts 
von  dem  schwarzen  Meere,  der  untern  Donau,  dem  Don  bis  zur  Ostsee  hin 


Gel  Anzeigen  18S5.  S.  1103.  und  Gesch.  d.  D.  Sprache  2.  Aufl.  L  S.  S48  (n.  498) 
leitet  den  Namen  her  von  ala  (Verstarkoiigssübe)  und  man,  ein  rechter,  echter  Mann, 
und  sagt,  dass  er  mit  Recht  passend  bei  Franzosen  und  Spaniern  alle  Deutschen 
bezeichne.  Die  übrigen  Etymologien  gibt  Merkel  1.  c.  p.  3  u.  25.  Phillips  D.  R.G. 
§.  26.  nimmt  ihn  für  ellmyn,  Fremdlinge,  wie  vor  ihm  Müller  und  Adelung. 

^  Merkel  1.  c.  pag.  3.  n.  IL    Phillips  a.  a.  O. 

^  Eichhorn  D.  St.  u.  R.G.  L  S.  100.  Merkel  p.  4.  Also  in  den  alten  Sitzen 
der  Sueven,  welche  offenbar  den  grössten  Theil  unter  ihnen  ausmachten. 

*)  Phillips  D.  R.G.  §.  26.    Eichhorn  L  S.  104  ff. 

ß)  Ich  folge  der  Darstellung  von  Eichhorn  D.  St.  u.  E.G.  L  S.  121  ff.,  Phillips 
D.  R.  u.  R.G.  §.  27.  —  Den  Namen  leitet  man  wohl  am  Besten  ab  von  frank  (frei) 
mit  Grimm  Gesch.  d.  D.  Spr.  I.  S.  237  u.  358.  Andere  leiten  ihn  ab  von  framea« 
franka  (Denunntivum),  worüber  Grimm  a.  a.  0.  S.  859. 

^)  Diese  hängen  zusammen  mit  den  Sigambem.  Der  Name  kommt  her  vom  Gau 
Salo  an  der  Issel  (Isula),  wo  der  Rhein  sich  spaltet  und  das  Land  SaUand  hiesa. 
Grimm  Gesch.  d.  D.  Spr.  L  S.  369  (528  f.).    Vgl  über  andere Etymologieen  Phillips. 

0  Der  Name,  von  ripa  herkommend,  ist  die  Uebersetzung  des  alten  deutschen 
Ubier,  welche  in  ihnen  enthalten  sind.    Grimm  a.  a.  O.  I.  S.  368  (527). 

^  Von  Sahs,  einem  ihnen  eigenthümlichen  kurzen  Schwerte.  Grimm  Deutsche 
Rechtsalterth.  S.  772,  956. 
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erstreckten.    Sie  schieden   sich  in  Ostgothen   (Grauthungen)  und  West- 
gothen  (Terwinger).®) 

m.  Bis  in  die  Mitte  des  4.  Jahrhimderts  hin  fJEuiden  zwischen  den  römischen 
imd  germanischen  Völkerschaften  beständige  Reibungen  statt,  welche  zwar 
keine  dauernde  Besiegung  der  römischen  Macht  herbeifOhrten,  indem  durch 
Einräumen  Yon  Wohnsitzen,  Abschliessen  von  Bündnissen  und  Aufnahme 
deutscher  Söldner  der  Anprall  abgehalten  wurde;  jedoch  war  seit  350  die 
römische  Grenze  überall  durchbrochen,  so  dass  es  nur  eines  Anstosses  bedurfte, 
um  die  Romerherrschaft  zu  vernichten.   Dieses  bewirkte  die  Yölkerwanderung. 

§.  18. 

3.  Die  Germanische  Völkerwanderung.^) 

I.  Kurz  vor  dem  Tode  K.  Valentinians  (f  375)  überschritten  die  nomadi- 
ßirenden  Hunnen,  aus  Asien  vorrückend,  die  Wolga,  wälzten  sich  auf  die 
Alanen  am  Pontus,  und  mit  diesen  vereint  auf  die  Ostgothen.  Diese  wurden 
zum  Theil  unterjocht,  zum  Theil  von  den  Westgothen  aufgenommen.  Letztere 
wichen  vor  den  unaufhaltsam  weiter  vordringenden  Schaaren  zurück  und  fan- 
den in  Thraclen  durch  die  Aufoahme  der  Römer  Wohnsitze  gegen  die  Pflicht 
zum  Kriegsdienste.  *)  Nach  der  Theilung  des  Reiches  unter  Arcadius  (für  den 
Osten)  und  Honorius  (Westen)  empörten  sich  die  Westgothen  unter  dem  Balthen 
Alarich,  verheerten  das  Reich,  fielen  400  in  Italien  ein,  verliessen  dasselbe 
zwar  nochmals,  bis  Alarich  mehrmals  vor  Rom  rückte,  endlich  410  dasselbe 
einnahm  und  plündern  liess.  Nach  Alarichs  Tode  (410)  schlössen  die  Gothen 
mit  den  Römern  ein  Bündniss,  gingen  unter  Athaulf  nach  Gallien,  und  Hessen 
sieh  in  dessen  Süden  nieder.    Von  hier  drangen  sie  auch  in  Spanien  ein. 

n.  Um  diese  Zeit  (genauer  405  oder  406)  zog  ein  verbündeter  Haufe 
von  Sueven,  Vandalen,  Alanen,  Burgundern  nach  Italien,  wandte  sich 
Ton  dort  in  Folge  der  Gegenwehr  des  römischen  Feldherm  Stilicho  zu  den 
oberen  Rheingegenden,  von  hier  aus  nach  Gallien  und  nach  dessen  Verwüstung 
nach  Spanien.  Hier  wurden  sie  von  den  Gothen  auf  den  westlichen  Theil 
(Cfalicien,  Asturien,  Portugal)  beschränkt.    Ein  Theil  der  Gothen  überschritt 


•)  Vgl  Phillips  §.  25.  u.  Eichhorn  §.  21  b. 

')  Dem  mündlichen  Vortrage  muss  es  vorbehalten  bleiben,  den  Plan,  Zweck, 
sowie  die  Art  und  Weise  der  Wanderungen  darzustellen,  so  weit  dies  überhaupt 
Wer  erforderlich  ist. 

*)  Auf  die  näheren  späteren  Verhältnisse,  die  Schlacht  bei  Hadrianopel  378,  den 
folgenden  Zug  der  Gothen  vermischt  mit  noch  anderen  Völkerschaften  und  die  Verhält- 
lUBse  unter  Theodosius  d,  G.  kann  im  Einzelnen  nicht  eingegangen  werden. 


^ 
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später  die  Pyrenäen  von  Neuem  und  erhielt  von  den  Bömem  Aquitania  se- 
cunda.  Die  Vandalen  hatten  nach  dem  Rückzuge  der  Gothen  ihre  Wohnsitze 
wieder  bedeutend  ausgedehnt;  im  J.  429  zog  aber  der  grosste  Theil,  der  Ein- 
ladung des  Statthalters  Bonifacius  folgend,  unter  dem  Könige  Gaiserich  von 
vielen  Alanen  begleitet  nach  Afrika,  und  gründete  hier  ein  germanisches  Reiche 
Die  Sueven  und  Alanen  erhielten  sich  noch  eine  Zeit  lang  im  Westen  Spaniens, 
bis  sie  sich  mit  andern  Völkerschaften  vermischten.  Die  Burgunder,  welche 
sich  an  jenen  Zug  angeschlossen  und  den  Rhein  überschritten  hatten,  blieben 
in  Germania  I.  sitzen,  wurden  hier  zuerst  von  den  Römern  (unter  Aetius)  be- 
kämpft, sodann  auch  von  den  Hunnen  besiegt.  Sie  zogen  nunmehr  südwärts 
und  bekamen  von  den  Römern  443  neue  Sitze  angewiesen  zu  beiden  Seiten 
des  Jura  zwischen  Aar,  Rhone,  Saone,  Marne  bis  zu  den  Vogesen  und  Se- 
vennen. 

m.  Gegen  die  Mitte  des  5.  Jahrh.  treten  die  Hunnen  unter  AttUa  furcht- 
bar  auf.     Nachdem   sie   die   Ostgothen,    Gepiden,   Alanen,   Scyren,    Sueven 
unterworfen,  somit  ihre  Macht  über  den  grössten  Theil  Deutschlands  ausgebreitet 
hatten,  warfen  sie  sich  auf  Gallien,  wurden  aber  von  den  vereinigten  Römern, 
Gothen,  Burgundern  und  Franken  in  Campis  Catalaunicis  (bei  Chälons  sur 
Marne  in  der  Champagne)  451  geschlagen.    AttUa  warf  sich  nun  nacb  Italien; 
hier  starb  er  kurz  nachher.    Mit  ihm  zerfiel  das  Hunnenreich;  die  Ueberreste 
kehrten  zum  Pontus  zurück  und  haben  seitdem  aufgehört,  in  der  Geschichte 
unter  diesem  Kamen  au&utreten.   Die  unterjochten  germanischen  Völker  wur- 
den dadurch  befreit,  namentlich:  Osigothen  in  Panonien,  Gepiden  in  Dacien, 
Heruler,  Scyren,  Rugier  und  Sueven  in  Norikum,  Vindelicien.   Aus  dem  Osten 
Germaniens  waren  so  die  deutschen  Stämme  herausgerückt;  nicht  minder  hatten 
die  Markomannen  Böhmen  verlassen  und  um  die  Mitte  des  6.  Jahrh.  zwischen 
Enns  und  Lech  in  Norikum  und  Rhätien  Sitze  eingenommen  unter  dem  Namen 
der    Bajovarii,    Bajuwari,   Baiwari,   Baiern.')    In  diese  östliche   Gegenden 
rückten  nach  die  slavischen  Völker:  nach  Böhmen   die  Cechen,  nördlich  von 
denselben  längs  den  Elbufem  die  Sorben,  weiter  nördlich  im  heutigen  Meklen- 
burg  u.  s.  f.  die  Obotriten.^)    Weiterhin  gründeten   ein   neues    Keich    die 
Alemannen,   welche,   zwar  ihre  alten  Sitze  nicht  ganz  verlassend,    den  Rhein 
überschritten  und  das  Gebiet  zwischen  ihm,  der  Mosel,  Saar,  bis  zu  den  Bur- 
gundern einnahmen.   Während  im  burgundischen  Reiche  die  romanische  Sprache 


')  Dass  die  Baiem  nicht  Nachkominen  der  keltischen  Bojer,  sondern  der  Marko- 
mannen sind  und  ihr  Name  an  den  ihres  früheren  Wohnsitzes  (Böhmen)  sich  anschlie&st, 
thun  dar:  Grimm  Gesch.  d.  D.  Spr.  I.  S.  850  ff.  (502—504),  Zeuss  die  Herkunft 
der  Baiem  von  den  Markomannen,  München  1889.    Vgl.  Phillips  D.  R.  u.  R.G.  §.  30. 

*)  Zeuss  die  Deutschen,  S.  641.    Literatur  bei  Phillips  a.  a.  0. 
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zur  Herrschaft  kam,  behielt  dies  alemannische  Gebiet  seine  deutsche  bei.  Die 
im  alten  Norikum  und  Vindelicien  sitzenden  Völkerschaften  zogen  nach  Italien, 
wählten  hier  den  Odoaker*)  zu  ihrem  Anführer;  dieser  stürzte  476  den  letzten 
Kaiser  RomulusAugustulus  vom  Throne,  begründete  so  ein  germanisches  Eeich. 
Dieses  aber  wurde  bald  durch  ein  anderes  germanisches  abgelöst,  indem  Theo- 
dorich der  Grosse,  König  der  Ostgothen,  nach  Italien  zog,  das  Herulerreich 
zerstörte  und  seine  Herrschaft  über  Italien  nebst  Sicilien,  das  ihm  K.  Zeno  und 
die  Vandalen  abtraten,  bis  zur  Ehone,  über  Rhätien,  Norikum  bis  in  den 
Süden  Panoniens  hinein  ausdehnte/)  Mittlerweile  waren  in  die  Donaugegen- 
den auch  die  Langobarden  vorgerückt.  Diese  besiegten  die  Gepiden  (546) 
rerbanden  sich  mit  sarmatischen  und  avarischen  Stammen,  zogen  nach  Italien 
und  gründeten  (568)  das  Longobardenreich  mit  der  Hauptstadt  Pavia.  Die 
Ostromer,  welche  die  Ostgothen  im  J.  554  besiegt  hatten,  wurden  auf  Unter- 
italien und  die  Länder  bis  zum  Po  und  von  hier  bis  gen  Ancona  beschränkt. 


Drittes  Kapitel. 

Geschichte  des  fränkischen  Reichs. 

§.  19. 

1.   Die  Franken   unter   den  Merovingern.*) 

Die  salischen  Franken  (§.  17)  wandten  sich  im  J.  445  unter  dem  Könige 
Chlodio  (oder  Chlogio)  nach  Gallien  und  nahmen  die  Gebiete  zwischen 
Maas  und  Somme  ein.^)  lieber  deren  nähere  Verhältnisse  sowohl  unter  ihm 
als  mmiittelbar  nachher  ist  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  urtheilen.^)  Bald  als 
dessen  Sohn,    bald  als  seinen  Verwandten   nennt  Sage  und  Geschichte  einen 


^)  Dass  derselbe  nicht  von  Vornherein  Anfuhrer,  die  Volkerschaften  nicht  seine 
Gefolgschaft  waren,  wie  Eichhorn  D.  St.  u.  EG.  I.  S.  113  ff.  und  die  Meisten  anneh- 
inen,  zeigt  Both  Gesch.  des  Beneficialwesens  S.  25  ff. 

®)  Theodorich  ißt  Mittelpunkt  vieler  Heldensagen,  in  denen  er  als  Dietrich  von 
Bern  (Verona)  auftritt. 

*)  Die  oben  §.  6.  angef.  "Werke  von  Gregor  von  Tours,  Fredegar  u.  a.,  wozu  noch 
kommt  Gassiodori  (470 — 563)  Variarum  historiarum  libri  12,,  Isidorus  Hispalensis 
(t  636)  historia  Gothorum,  Vandalorum,  Suevorum  u.  a. 

^)  Gregor.  Touron.  H.  9. 

^  Man  vgl.  Waitz  Deutsche  Verfassungsgeschichte  H.  S.  36  ff. 
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König  Merovech,')    von  welchem   die   späteren  Könige   sich   Merovinger 
nannten.    Als  dessen  Sohn  erscheint  Childerich,   welcher  in   maimichfache 
Beziehung  zu  den  Römern  und  auch  zu  einzelnen  deutschen  Stämmen  trat. 
Sein  Sohn  und  Nachfolger  (481)  Chlodovech  (Chlodwig)  ist  Begründer  des 
fränkischen  Eeiches.    Als  er  zur  Herrschaft  kam,  hatten  die  Römer  inne  das 
Gebiet  zwischen  Somme  und  Loire,   Armoricum  (Bretagne),  und  einen  Theil 
des  Gebietes  auf  beiden  Rhoneufem.    Dieses  Gebiet  beherrschte  seit  dem  Un- 
tergange des  weströmischen  Reiches  selbstständig  der  Sohn  des  letzten  römischen 
Statthalters  Aegidius,    Syagrius.    Gegen  ihn  brachte  Chlodwig  ein  Bündniss 
aller  salischen  und  der  ripuarischen  Franken  zu  Stande,   schlug  ihn  dann  im 
J.  486  bei  Soissons,    erwarb  so  Gallien  bis  zur  Seine  und  erwählte  Paris  zu 
seinem  Hauptsitze.    Im  J.  496*)  besiegte  er  die  verbündeten  Alamannen  bei 
Zülpich.    Zufolge  eines  in  der  Schlacht  gemachten  Gelübdes  nahm  er  als- 
dann den  katholischen  Glauben  an,   während  die  meisten  deutschen  Stamme, 
welche  sich  dem  Christenthum  zugewandt  hatten,   dem  Arianismus  huldigten.^) 
Dieses  Faktum   wurde  entscheidend   für  die  Wendung   der   fränkischen   und 
deutschen  Geschichte.   Zunächst  ward  Alemannien,  soweit  dasselbe  den  Elsass 
und  die  rechtsrheinischen  Gebiete  der  Diöcesen  Strassburg,  Speier  und  Würz- 
burg umfasste,^)  fränkisch;  hiezu  kam  497  das  Gebiet  zwischen  Seine  und  Loire. 
Nunmehr  wandte   er  sich,   um  den  Arianismus  zu  stürzen,   veranlasst  durch 
die  Bischöfe  Südgalliens,   gegen  die  Westgothen,  besiegte  dieselben  (507)  bei 
Vougl6  unweit  Poitiers  und  eroberte  deren  Land  mit  Ausnahme  der  Provincia 
Narbonensis  I.    An  weiterem  Vordringen  hinderte  ihn  der  Ostgothe  Theodo- 
rich.    Chlodwig  erhielt  (508)  vom  (oströmischen)  Kaiser  Anastasius,   der  ihm 
bereits  nach  seiner  Bekehrung  den  Titel  eines  Patricius  Romanus  veTÜeben 
hatte,  den  Namen  eines  Proconsul.    In  den  letzten  Lebensjahren  gelang  es 
Chlodwig,    durch  Ermordung  der  einzelnen  fränkischen  Könige  alle  Franken- 
stämme  unter   seinem  Königthume  zu   vereinigen.    Er   starb   511    zu  Paris. 


^)  Die  Sage  lässt  ihn  entstanden  sein   durch  die  Umannung  eines  Meerungeheuers, 
welches  die  Gattin  Chlogio's  beim  Baden  Überrascht  habe. 

*)  Der  angebMche  Feldzug  gegen  die  Thüringer  im  J.  491  ist  nicht  siclier,  da  die- 
selben nicht  an  das  fränkische  Reich  grenzten  und  nichts  über  eine  UnterBuchung  der 
zwischenliegenden  Stämme  überliefert  wird.  Es  sind  andere  Thoringer  gemeint.  Vgl. 
Waitz  a.  a.  0.  ü.  8.  59. 

^)  Schon  vorher  hatte  er  in  gutem  Verhältnisse  mit  der  kath.  Geistlichkeit  gestan- 
den, Waitz  n.  S.  47  fg. 

«)  Eichhorn  I.  §.  22.,  Phillips  a.  a.  0.  S.  124.  Sein  weiteres  Vordringen  ver- 
hinderte Theodorich,  welcher  die  alemannischen  Gegenden  von  der  Donau  an,  also 
besonders  Rhätien  dem  Ostgothenreiche  einverleibte. 
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Unter  seinen  4  Söhnen  wurde  das  Reich  getheilt.   Das  altfränkische^)  Land 
unter  dem  Kamen  Austrasia,   Osterland,    erhielt   Theodorich  L;  das  den 
Römern  abgenommene  Gebiet  (bis  zur  Loire  gehend  von  den  Grenzen  Austra- 
siens)  Neustrien^)  mit  dem  Sitze  Paris  erhielt  Childebert  L;  Chlodomir 
ward  König  von  Orleans,  Chlotar  L  von  Soissons.    Ln  Jahre  558  war 
Ton  allen  nur  noch  übrig  Chlotar,   welcher  so  das  Reich  wieder  vereinigte. 
IAbb  hatte  sich  über  die  Thüringer  ausgedehnt  nach  einem  Siege  über  die- 
selben im  J.  528.     Fränkisch  wurde  deren  Land  bis   zur  Unstrut;   das   von 
dieser  nördlich  gelegene  fiel  an  die  Sachsen.^     Im  J.  534  kam  Burgund 
dauernd  an  die  Franken;  seit  der  Auflösung  des  ostgothischen  Reiches  fiel  den 
Franken  auch   die  Provincia  Romana  (Provence)  zu.     Freiwillig  schlössen 
sich  hierauf  an  die  bisher  nicht  unterworfenen  Alemann en^^)  und  unter  ihren 
Königen  (Duces)  aus  dem  Geschlechte  der  Agilolfinger  die  Bayern  (586).   Die 
folgende  Herrschaft  der  merovingischen  Könige  ist  ausgefüllt  durch  unzählige 
FamiliengräueL    Daneben   laufen   zahlreiche   Kriege   mit  den  Grenznachbam 
des  weiten  Reiches.   Für  die  Rechtsgeschichte  bedarf  es  nur  der  Hervorhebung 
weniger  Fakten.    In  Folge  der  Theilung  unter  den  Sohlten  Chlotar  L  setzte 
sich  die  bereits  durch  die  frühere  Theilung  begründete  Scheidung  des  Reiches 
inem  östliches  und  westliches  noch  mehr  fest.  Das  östliche,  Austrasien, 
ozniasste:  das  alte  Ripuarien,  die  fränkischen  Besitzungen  am  Rhein,  die  alten 
Bauschen  Gebiete  im  Osten  der  Maas.  —  hierzu  Elsass  und  das  fränkische 
Aiemannien,    später  auch  das  Herzogthum  Schwaben  und  Bayern  nebst  dem 
Lande   der   Hessen.     Neu  Strien   umfasste   im   weiteren   Sinne   alles   andere 
fränkische  Land,  im  engeren:  das  saUsche  Land  zwischen  Maas,  Scheide  und 
Sambre,  das  römische  Gebiet  bis  zur  Loire  und  den  längs  der  Seine  liegenden 
Theü  von  Armorikum.   Daneben  tritt  dann  Burgund  als  besonderer  Bestand- 


0  Umfassend  a)  die  Stammsitze  der  Franken  am  Rheine,  b)  Ripuarier,  c)  die  ersten 
Frobenmgen  in  Gallien  bis  zur  Somme.  Hauptsitz  war  unter  Theodorich  Metz.  Dazu 
bmen  als  ausgezeichnete  Orte  Trier  und  Aachen.  Zu  diesem  fränkischen  Lande  wurde 
dann  auch  der  alemannische  Elsass  geschlagen  und  zuAustrien  gerechnet.  In  späterer 
Zeit  umfasste  diese  Bezeichnung  auch  die  übrigen  zum  Frankenreiche  gehörigen  deut- 
schen Länder  (Baiem,  Thüringen).    Aquitanien  erhielt  ebenso  Theodorich. 

^  Dies  Wort  bedeutet  ursprünglich  =niustria,  muwestria,  niwestria,  Neuweste r- 
land;  später  aber  bezeichnet  es  einfach  Westerland  filr  Westria  oder  Westrasia  im 
Gegensätze  zu  Austria,  Austrasia.    Grimm  Gesch.  d.  D.  Spr.  L  S.  870.  Amn. 

^  Hierdurch  hörte  der  Name  Thüringen  in  seiner  alten  Bedeutung  auf  Der 
fiänkisch  gewordene  Theil  nebst  dem  fränkischen  Aiemannien  auf 
dem  rechten  Rheinufer  führt  von  da  ab  den  Namen  Franconia.  In  die  Gegen- 
den an  der  Begnitz  bis  gegen  Bamberg  hin  rückten  slavisohe  (wendische)  Stämme. 

^®)  Dies  bildete  seitdem  ein  abgeschlossenes  Gebiet:  Herzogthum  Aiemannien  oder 
Schwaben.     £benso  blieb  Bayern  ein  solches  Herzogthum. 
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theil  auf,  desgleichen  Aquitanien.    Der  Hauptgegensatz  war  Austrasien  imd 
Neustrien,  besonders  wegen  der  durcli  die  Theilungen  bewirkten  Bechte  der 
Grossen.    Im  J.  613  vereinigte  Chlotar  11.  yon  Neuem  das  ganze  fränkische 
Reich  unter  seinem  Scepter,  musste  jedoch  den  Austrasiem,  welche  jede  enge 
Verbindung  mit  Neustrien  verschmähten,  seinen  Sohn  Dagobert  I.  zum  Ko- 
nige geben.    Ihm  zur  Seite  als  Vormünder  und  Reichsverweser  standen  die 
ersten  unter  den  austrasischen  Grossen,  Arnulf")  und  Pippin  von  Landen.") 
Letzterer   erlangte   hier   das   Amt   eines   Majordomus;^^)    nach   dem   Tode 
Chlotars  (628)  gelangte  Dagobert  auch  zur  Herrschaft  in  Neustrien,  wo  er  von 
da  ab  regierte.    Weil  er  den  Pippin  aus  Furcht  vor  dessen  Macht  mit  sich 
genommen  hatte,  litt  Austrasien  unendlich,  namentlich  durch  die  Verluste  ge- 
gen die  Slaven  unter  Samo.    Um  dem  abzuhelfen,  gab  er  seinen  Sohn  Sigi- 
bert  HI.  den  Austrasiem  zum  König  und  setzte  in  Thüringen  einen  Herzog, 
Radulf,  ein.    Nach  dem  Tode  Dagoberts  (638)  kehrte  Pippin  nach  Austrien 
zurück  und  führte  noch  ein  Jahr  lang  das  Amt  des  Majordomus  fort.    Dessen 
Inhaber  waren  von  jetzt  ab  eigentlich  die  Regierer  des  Reiches,  während  die 
verkommenen  Könige  nur  den  Namen  hergaben.    In  Austrasien  kam  das  Amt 
an  den  Sohn  Pippins,  den  Grimoald,  sodann  an  des  letzteren  Sohn,  Childe- 
bert,  mit  welchem  der  Mannsstamm  erlosch.    Hierdurch  gelang  es  K.Chlod- 
wig n.  das  Reich  nochmals  zu  vereinigen.   Zwischen  den  Hausmeiem  der  drei 
Reiche  (Austrasien,  Neustrien,  Burgund)  kam  es,  da  die  Könige  Schatten  waren, 
zu   unablässigen  Kämpfen.     Eine  Zeit  lang  hatten  die  neustrischen  Majores- 
domus  die  Oberhand,  bis  Pippin  von  Her  istall")  Herzog  in  Austrasien,  die 
Neustrier  bei  T  es  tri  685  schlug  und  seiner  Familie  die  wirkliche  Gewalt  im 
ganzen  Reiche  verschaffte.  ^^)   Auf  ihn  folgte,  da  sein  Sohn  Grimoald  ermoTdet 
wurde,  im  J.  714  sein  unehelicher  Sohn  Karl,  zubenannt  Martell,  welchem 
die  Christenheit  für  die  Besiegung  der  unter  Abderrahaman  aus  Spanien  nach 
Zerstörung   des   westgothischen  Reiches  (711)  in  Frankreich   eingedrungenen 
Mauren  (bei  Poitiers  732,  bei  Narbonne  737)  zu  ewigem  Danke  verpflichtet 
ist.     Karl   theilte   das  Reich  unter   seine  Söhne  Karlmann^  der  Austrasien, 


")  Abstammend  yon  dem  romanischen,  jedoch  in  Austrasien  einflussrelohen ,  Ge- 
schlechte der  Tonantii  Ferreoli.  Phillips  Deutsche  Geschichte  ü.  S.  6  fg.,  wo 
der  Stammbaum  mitgetheilt  ist.  ^ 

1«)  Vgl.  Phillips  a.  a.  0.  u.  Deutsche  St.  u.  R.G.  S.  182. 

**)  Ob  auch  Arnulf  Majordomus  gewesen  sei,  ißt  streitig.  Vgl.  Phillips  D.  Gesch. 
I.  315,  317,  519,  D.  R  u.  R.G.  S.  131  für,  Schöne  die  Amtsgewalt  der  fränk. 
Majoresdomus  S.  78  fg.  gegen  dessen  Majordomat. 

^*)  Sohn  des  Ansegisel,  des  Sohnes  von  dem  genannten  Arnulf ,  und  derBegga, 
Tochter  Pippin*s  yon  Landen. 

^*)  Er  führte  den  Titel  dux  et  princeps  F  ran  cor  um. 
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und  Fippin,  der  Neusrtrien  mit  Bnigund  und  Proyence  erhielt  Enit^er  ging 
747  in  ein  Kloster,  und  so  wax  Pippin  mit  dem  Beinamen  der  Kleine 
illeinherrscher. 


2.  Die  Earolingische  Dynastie.*) 
§.  20. 

a.    Bis    znm  Tode  Karls   des  Grossen. 

Auf  Andringen  der  Grossen  des  Reiches  sandte  Pippin  an  Papst  Zacharias 
Boten  ab,  um  ihn  zu  be&agen  über  die  Stellung  der  damaligen  fränkischen 
Könige,  welche  nur  den  Namen  des  Königs,  nicht  aber  dessen  Macht  inne 
liltten.  Nachdem  der  Papst  erklärt:  es  sei  besser,  dass  der  König  heisse, 
welcher  die  höchste  Gewalt  besitze,')  liess  Pippin  sich  im  J.  752  auf  dem 
lieiciistage  zuSoissons  am  5.  März  vom  h.  Bonifacius,  Erzbischof  von  Mainz, 
zum  Könige  der  Franken  krönen  und  salben.  Ihn  erkannte  das  versammelte 
Volk  durch  Jubel  und  die  Erhebung  auf  dem  Schilde  an.  Den  letzten  Mero- 
Tinger,  Childerich  III.,  steckte  man  in  ein  Kloster.  K.  Pippin  musste  seine 
Anerkennung  bei  den  nicht  fränkischen  Stämmen  mit  dem  Schwerte  erzwingen, 
regierte  indessen  nicht  lange  genug,  um  dies  dauerhaft  zu  erreichen.  Papst 
Stephan  II.  legte  ihm  den  Titel  Patricius  ecclesiae  Romanae  und  damit 
die  Schutzpfiicht  über  die  Kirche  bei,  deren  er  sich,  yom  Papste  gegen  den 
Langobardenkönig  Aistulph  zu  Hülfe  gerufen,  in  der  Art  entledigte,  dass  er 
754  und  755  nach  Italien  zog,  nach  Besiegung  der  Langobarden  die  von  die- 
sen dem  Papste  entrissenen  Ländereien  letzterem  zurückstellte  und  durch  eine 
feierliche  Urkunde  garantirte.  *) 

Ihm  folgten  768  seine  Söhne  Karl  in  Austrasien,  Karlmann  inNeustrien. 
Nach  Karlmanns  Tode  (771)  entzog  Karl  dessen  Söhnen  die  Herrschaft  und 
regierte  von  da  ab  bis  zum  28.  Januar  814  allein.  Karl  der  Grosse  erhielt 
durch  seine  53  Feldzüge  nicht  nur  das  Frankenreich  in  der  bisherigen  Aus- 
dehnung, sondern  unterwarf  die  meisten  deutschen  Völkerstämme,  so  dass  sein 
Reich  von  der  Eider  bis  in  Italien  (Ravenna)  hinein,   von  der  Saale   bis  zum 

*)  Einhardi  (f  844)  annales  (Ton  741—829)  Monum.  Scriptor.  I.  p.  135—218; 
Tita  Karoli  imper.  ib.  IL  p.  426  —  463.  Nithardi  (f  843)  historiarum  libri  IV. 
ib.  n.  p.  649 — 672.  Monachi  Sangallensis  de  gestis  Karoli  Magni  libri  U.,  ib. 
p.  726—763;  Poetae  Saxonis  annal.  de  gestis  Caroli  magni  imp.  a.  771—814,  ib.  I. 
p.  225—279.     Reginonis  abbatis  Prüm.  Chron.  (bis  906)  ibid.  I.  p.  537—612. 

^)  Einhardi  Annales  ad  a.  749. 

^  YgL  über  die  Beziehungen  der  Päpste  zu  den  Franken  von  Karl  Martel 
anlangend  noch  Papencordt  Geschichte  der  Stadt  Rom  im  Mittelalter.  Herausgeg. 
TOD  Höfler.  Paderborn  1857.  S.  80  flf. 

Schalte,  Reichs-  n.  RechUgesch.  4 
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Ebro,   Yon  Ungani   bis   znr  Bretagne   sich  erstreckte.    Ton  dem   Papste  m 
Hülfe  gerufen  eroberte  er  das  Langobardenreich,   entthronte  den  Desiderins 
und  Hess  sich  zum  Könige  von  Italien  ausrufen  (774),  welche  Würde  durch 
Unterdrückung   eines   Aufstandes   im  J.  776   befestigt  wurde.    Er  bestätigte 
hierauf  dem  Papste  Hadrian  L  die  Pippinische  Restitution  und  Donation.  Um 
der  christlichen  Religion  Schutz  zu  geben  und  die  Ermordung^  christlicher  Mis> 
sionäre  zu  rächen,^   begann  er  den  Kampf  gegen  die  Sachsen,   welcher  in 
den  Feldzügen  von  772 — 804   mit  deren  Unterwerfimg  und  Einyerleibung  m 
das  fränkische  Reich  endigte,^)  jedoch  in  der  Art,  dass  die  Sachsen  nur  haupt- 
sächlich der  königlichen  Gewalt  unterworfen  wurden,   im  Uebrigen  ihre  Ver- 
fassung und  Rechte  ziemlich  beibehielten,   soweit  nicht   das  Reichsverhältniss 
und  das  bei  ihnen    eingeführte  Christenthum   ein  Anderes   yon  selbst  herbei- 
führten.^)   Während  dieser  Kriege  mit  den  Sachsen  war  (787)  der  Herzog  tob 
Beneyent  in  Unieritalien  dem  firänkischen  Reiche  dienstbar  gemacht,  das  Land 
der  Friesen   im  J.  785  dem  Frankenreiche  untergeben^),    bei  den  Bayern  in 
Folge  des  Aufstandes  von  Herzog  ThassiloH.  ^  das  Herzogthum  abgeschafft 
und   das  Land  unter   directe   fränkische   Verwaltung   gestellt  (788)   worden. 
Hierauf  zog  Karl  gegen  die  Avaren  (im  heutigen  Niederösterreich   und  Pan- 
nonien),  mit  denen  Thassüo  einBündniss  gegen  die  Franken  geschlossen  hatte, 
besiegte   dieselben  (791 — 799)   und   errichtete   in  den   hierdurch   gewonnenen 
Ländern  die  ayarische  Mark,   Austria,   marca  australis,  plaga  orien- 
talis,   welche   zu  dem  bayrischen  Verwaltungsgebiete  geschlagen  wurde ;^) 


")  Leo  Vorlesungen  über  die  Geschichte  des  deatsehen  Volkes  und  Reiches,  BeTVm 
1842  ff.  Bd.  I.  S.  498  ff. 

*)  Das  Land  der  Sachsen,  welches  so  mit  dem  fränkischen  Reiche  vereinigt  wurde, 
mnfasste:  Westfalen  (bis  zum  Rheine,  zu  den  Friesen,  zur  Weser,  im  Süden  an  die 
Hessen  stossend).  Engern  (zwischen  Weser  und  Harz),  Ostfalen  (zwischen  Harz 
und  Elbe),  Nordalbingien  (die  Länder  im  Norden  der  Elbe  bis  zur  Eider;  Holstein). 

*)  Die  nothwendigen  Aenderungen  fährte  ein  das  Capitulare  Paderbrunnense 
a.  785  (Pertz  MonuuL  Legum  I.  48.,  Merkel  Lex  Saxonum  pag.  16.  Abdrücke,  bei 
Gengier  Grundr.  S.  69  ein  Auszug  mit  den  nöthigen  literarhistorischen  Notizen  sach- 
lichen n.  sprachl.  Erklärungen)  und  s.  g.  Capitulare  Saxonum  oder  Saxonicum 
im  J.  797  zu  Aachen  auf  einem  Beichstage  der  fränk.  geistl.  u.  weltl.  Grossen  u.  der 
Sachsen  „de  diversis  pagis  tam  de  Westfalahis  et  Angariis  quam  et  de  OstfalaYüa^ 
gemacht  (bei  Pertz  Leg.  T.  I.  p.  75,  Merkel  1.  c.  p.  19.). 

«)  Eichhorn  D.  St.  u.  R.G.  L  S.  488. 

^  Gemahl  einer  Tochter  des  Desiderius.  S.  die  Literatur  bei  Gengier  Grundr. 
S.  ö4.  u.  bes.  dort  Anm.  7.  über  die  Wichtigkeit,  welche  die  Franken  diesem  Ereig- 
nisse beilegten.  Max  Büdinger  OesterreicMsche  Geschichte  Bd.  I.  Leipzig  1858, 
8.  123  ff. 

^  Dümmler  über  die  südöstL  Marken   des  fränk.  Reichs  unter  den  EZarolingem 
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die  sSdlichen  Theile  (nemlich  Unterpannonien  zwischen  Sau  und  Drau,  Eärn- 
then  im  alten  Sinne,   Libumien,    letrien,    Dalmatien   und  Friaul)  wurden   zu 
einer  Markgrafschaft  Friaul  (Forum  Julii)  gebildet.    Eine  Menge  von  Lan- 
dereien fielen  an  den  Fiskus;  von  diesem  wurden  sie  an  Kirchen  und  Kloster, 
wie  auch  an  Private  verliehen,®)  und   hierdurch  viele  Kolonisten   aus  Bayern, 
Franken  und  Sachsen  hereingezogen.     Gegen  die  Böhmen,   welche  von  Karl 
in  den  J.  805  und  80b  bekriegt,  aber  nicht  unterworfen  wurden,  errichtete  er 
eine  Mark   (die  nordgauische)   mit   dem  Sitze   des  Markgrafen   in  Regens- 
burg.*")   Im  Norden   legte  er  gegen  die   slavischen  Stämme  zwischen  Ostsee, 
Elbe  und  Oder  (die  Velatabi,  "Wilson,   Obothriten)  an  die  sächsische  Mark 
Gimes  saxonicus)   imter  dem  Markgrafen  zu  Magdeburg,    Scesla   (Alten- 
teile) und  Barde  wie  (im  Bardengau),  gegen  die  Sorben  (zwischen  Saale  und 
Elbe)  die    sorbische  Mark   (limes    sorabicus,   thüringische  Mark)   mit 
(fem  Markgrafen  in  Erfurt.    Nicht  minder  befestigte  er  die  Grenzen  im  Süden, 
indem  er  nach  glücklichen  Zügen    gegen  die  Saracenen   in  Spanien    von  den 
Pyrenäen    bis  zum  Ebro  die  Marca  Hispania  gründete.     Gegen  die  Dänen 
endlich  wurde  811  durch  Vertrag  die  Eider  als  Grenze  festgestellt. 

Für  die  Geschichte  überhaupt  und  die  deutsche  insbesondere  ist  das  wich- 
tigste Ereigniss  unter  Karls  Regierung,  dass  Papst  Leo  am  Weihnachtstage 
des  Jahres  800  ihm  die  römische  Kaiserkrone  aufsetzte,  und  auf  diese 
Weise  die  abendländische  Kaiserwürde  erneuerte,  zugleich  aber  von  den  Rö- 
mern auf  die  Germanen  übertrug."). 


(Archiv  f.  die  Kunde  österr.  Geschichtsquellen  Bd.  X.  S.  1  ff.),  ders.  Pügrim  von 
Passan  oder  das  Erzbisth.  Lorch,  Leipz.  1854.  Büdinger  a.  a.  0.  S.  167.  Die 
Mark  ging  von  der  Enns  bis  zur  Raab. 

^Dümmler  Pilgrim  v.  Passau  S.  11.  u.  die  Amnerk.  dazu  und  Büdinger 
a.  a.  O.  S.    161  ff. 

^^  An  diese  schloss  sich  an  das  Gebiet  der  slavischen  Mähren,  welche  unter 
Moimir  822  zum  erstenmal  erwähnt  werden,  fränkische  Oberhoheit  anerkannten, 
jedoch  nur  jährliche  Geschenke  entrichteten  und,  weil  nicht  mit  Waffengewalt  bezwun- 
gen, keinem  kirchL  Sprengel  noch  politischen  Gebiete  zugetheilt  wurden.  Dum  ml  er 
a.  a.  O.  8.  11-  Vgl.  über  die  Verhältnisse  Böhmens  unter  Karl  noch  Franz  Pa- 
lacky  Geschichte  von  Böhmen  Bd.  I.  S.  99  ff. 

")  Man  sehe  hierüber,  sowie  über  Karl  überhaupt:  Eichhorn  D.  St.  u.  R.G.  I. 
Ö25  ff.,  Phillips  D.  Gesch.  ü.  75  ff.  Heber  die  angeblich  aus  der  Kaiserwürde  ab- 
geleiteten nefuen  Rechte  sehe  man  besonders  Roth  Beneficialw.  S.  414  f.  (gegen  Eich- 
horn). VgL  auch  Hillebrand  Lehrb.  S.  175.  —  lieber  die  Anschuldigung  gegen 
Papst  Leo,  -welche  dessen  Feinde  machten  und  des  Papstes  freiwillige  Ableistung  des 
fieinig^ongseides  s.  Hildenbrand  die  purgatio  canonica  u.  vulgaris,  Münch.  1841. 
8.  45  ff.     VgL   auch  Döllinger  Kirchengesch.  L  S.  415  ff. 
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§.  21.. 
b.  Bis   znra  AufliSren   der  Karolinger  im   ostfrfinkischen  Reich»  (814—888). 

Beim  Ableben  Karls  fiel  das  ganze  Reich   an  dessen  einzigen  noch  leben- 
den Sohn  Ludwig,  mit  dem  Zunamen  des  Gutmüthigen  (Louis  le  Debomiaire 
bei   den  Franzosen.^)    Durch   die   Theilung   des  Reiches   unter   seine  Sölme 
Loth  ar,  Pippin  und  Ludwig,  *)  sowie  die  nach  der  Geburt  eines  vierten  Sohnes 
Karl  (der  Kahle,   weil  er  leer  ausging)   erfolgte  neue  Theilung   entstand  ein 
bestandiger  Kampf  zwischen  Vater  und  Söhnen,  der  bis  zum  Tode  des  erste- 
ren  im  J.  840  anhielt  und   erst  im  J.  843   durch  den  Vertrag  zu  Verdun 
geendet  wurde,  nachdem  Pippin  schon  zu  Lebzeiten  Ludwigs  des  Frommen  gestox* 
ben  war.     Lothar  erhielt:  Italien,  Burgund,  das  Land  auf  dem  linken  Bhemuf er 
bis  zur  Maas  und  Scheide  mit  Ausschluss   der  Gaue  von  Speier,   Worms  und 
Mainz ;^)  Ludwig   bekam  aUe  östlich   vom  Reiche  Lothars   belegenen  Länder 
sowie   die  Hoheit  über   die   tributpflichtigen  slawischen  Völker   und   dazu  die 
Oaue  von  Speier,  Worms  und  Mainz;   Karl  erhielt  das  Frankenreich,    soweit 
es  im  Westen  des  lotharingischen  lag,  mit  Ausschluss  Yon  Aquitanien,  wel- 
ches  an  Pippin   Sohn  des   yerstorbenen  Pippin   kam.'  Nach  Lothars    Tode 
(855)  zerfiel  sein  Reich  unter  seine  Söhne  Ludwig  IL  (Kaiser  seit  850  durch 
Leo  IV.,  vorher  844  von  Sergius  n,   zum  Könige  gekrönt),   der  Italien,   und 
Lothar,  welcher  die  deutschen  Länder  bekam. ^).    Diese  letzteren  treten  seit- 
dem  als   ein   besonderes  Gebiet   unter   dem  Kamen   Lothringen  (Lotliaxü 
regnum)   auf.    Nach   dessen  Tode  869   fiel   die   eine  (deutsche)  Hälfte '^)    an 
Ludwig   den  Deutschen,   die   andere   an  Karl   den  Kahlen.    Dieser    erliieit 
nach  Ludwigs  H.  Tode  auch  die  Kaiserkrone.    Nach  Ludwig  des  Deutsehen 
Tode  erhielt  dessen  Sohn  Karlmann  als  König  Bayern  mit  den  Grenzgebie- 


^)  Italien  hatte  Bernhard,  unebenbürtiger  Enkel  Ejtrls  von  dessen  Sohne  Pipin 
erhalten;  dieser  wollte  nach  Ludwigs  KaiserkrÖnuug  (816  zuRheims  durch  Stephan. IV.) 
dessen  Hoheit  nicht  anerkennen,  wurde  aber  besiegt,  geblendet  und  starb  hierauf. 

^  Die  „Divisio  imperii  donmi  Hludowici  inter  dUectos  fiUos  buos,  inter  Hlotharium 
videlieet  et  Pippinmn  et  Hludowicum  anno  IV.  imperii  sui*^  steht  bei  Pertz  Mon.  Leg. 
L  p.  198  ff.,  im  Auszüge  mit  Erläuterungen,  Nachweisen  yon  Literatur  u.  s.  f.  bei 
O engler  Grundr.  S.  96  ff. 

^)  Sein  Reich  umfasste  also  ausser  Italien  und  der  Provence  die  westliche  Schweiz 
und  das  Land  zwischen  dem  Rheine,  der  Rhone,  Saone,  Maas  und  Scheide  bis  nach 
Friesland  hin.    Die  Gebiete  auf  dem  linken  Rheinufer  waren  deutscher  Zunge. 

*)  Der  Dritte,   Karl,   hatte   die  Provence  erhalten,   starb   aber  863;    die    b^üden 
anderen  theilten  sich  in  dieselbe. 

^)  Das  linke  Rheinufer  von  Basel  bis  Leyden  mit  Strassburg,  Nancy,  Trier,    Meti^ 
nnd  Aachen.    Vgl.  Phillips  D.  R.  u.  R.G.  §.  67. 
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ten,  Ludwig  als  König  das  ostfränkische  Reich  mit  Sachsen,  Karl  Schwaben 
(Alemannien).    Lothringen  wurde  unter  die.  beiden  letzteren  yertheilt,   darauf 
tbeilten  sich  Ludwig  und  Karl  in  Karlmanns  (f  880)  Länder,  so  dass  Ludwig 
ganz  Lothringen  erhielt,  Karl^die  Langobardisehen  Länder.')    Nach  Ludwigs 
Tode  (884)    erhielt  fast  das  ganze  Reich ^)  Ludwigs  des  Deutschen  Karl,   zu- 
benannt  der  Dicke  (Charles-le-Gros),   welcher  bereits   die  Kaiserwürde  beim 
Tode  Karls    des  Kahlen   erworben  hatte   (L  J.  881).    Nach  KarlmanuB   (des 
Sohnes  des  westfränkischen  Karolingers  Ludwig  11.)  Tode  (884)  wurde  dessen 
nacbgebomer  Sohn  Karl  der  Einfältige  (le  Simple)  ausgeschlossen   und   so 
Karl  der  Dicke  yon  Neuem  alleiniger  Herrscher  im  Frankenreiche. 
Von  allen  Seiten  mehrten  sich   die  Angriffe  gegen  das  Reich,   besonders  Sei- 
tens der  Saracenen  und  Normänner.    Als  Karl  keinen  Widerstand   zu  leisten 
Termochte,  zog  Arnulf  yon  Kämthen  nach  Bayern,  wurde  hier  als  Konig 
A&erkannt,  setzte  zu  Tribur  Karl  ab  und  kam  so  an  die  Spitze  des  ostfrän* 
kischen  Reiches  mit  Inbegriff  Lothringens.  Karl  starb  868;  seit  dessen 
Tode  blieb  die  Trennung  des  ost-  und  westfränkischen  Reiches  eine  dauernde 
und  bildete  sich  das  deutsche  Reich. ^ 


^)  Diese  waren  nach  Ludwigs  II.  Tode  an  Karl  den  Kahlen  (f  877))  dann  an 
Ludwig  n.  den  Stammler  (le  B^gue),  seinen  Sohn  gefallen,  der  879  starb.  Dessen 
Sohne  Ludwig  IQ.  und  Karlmann  starben  882  und  884. 

0  Kämthen  nebst  Pannonien  hatte  Arnulf,  unehelicher  Sohn  yon  Karlmann  (Soh- 
nes Ludwig  d.  D.)  erhalten.  Ern.Dümmler  de  Amulfo  Francorum  rege.  Dissert 
inaag.  BeroL  1852.  pag.  3  sq.    Ders.  die  südöstl.  Marken  S.  39,  47. 

^  Vgl  Phillips  D.  R.  u.  R.G.  §.  67.  und  die  angef.  Schrift  vonDümmler,  dazu 
Wenck  die  Erhebung  Arnulfs  und  der  Zerfall  des  karolingischen  Reichs.    Leipz.  1852. 

Erst  Ton  hier  ab  kann  man  ein  selbsiständiges  deutsches  Reich  annehmen,  nicht 
Tom  Vertrage  von  Verdun. 

Im  westfränkischen  Reiche  kam  Odo  (Endes)  Qraf  von  Paris  zur  Regierung, 
der  896  mit  Karl  dem  Einfältigen  das  Reich  theilte;  auf  diesen  folgte  898  Ro- 
bert L  (Bruder  Odo^s)  Herzog  von  Frankreich  (—  922),  dann  Raoul  (Rudolph) 
Herzog  von  Bujpmd  (—  928),  Ludwig  IV.  (Sohn  Karls  DI.  desEinfSltigen;  —  986); 
Lothar  (dessen  Sohn;  —  954),  Ludwig  V.  (der  Taugenichts,  dessen  Sohn,  —  986). 
Barauf  Hugo  Kap  et. 

Burgund  zerfiel  in  zwei  Reiche:  Arelat  unter  Ludwig  (Sohn  Boso's  und  der 
Tochter  K.  Ludwigs  IL,  Irmengard)  und  Hochburgund  (jenseits  des  Jura,  trans- 
jnranisches  B.  im  Gegensatze  des  cisjuranischen)  unter  Rudolph  aus  dem  bayrischen 
Geechlechte  der  WeKen. 

In  Italien  war  die  Krone  streitig  zwischen  Berengar  (Markgraf  von  Friaul)  und 
Oaido  Yon  Spoleto. 
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Viertes  Kapitel. 

Die  Rechtsquellen.*) 
§.  22. 

1.  Art  der  Reclitsbildung ;  die  Aufeeichnungen  des  Bechts. 

I.  Obgleich  im  Wesentlichen  die  Bechtserzeugung  und  Bildung  dieselbe 
blieb,  wie  in  der  ältesten  Zeit,  so.  brachten  doch  die  Verhältnisse  seit  dem 
4.  Jahrhundert  die  Nothwendigkeit  geschriebener  Bechte  mit  sich. 
Denn  das  durch  Gewohnhdt  und  Sitte  entstandene,*)  deshalb  von  den  Ver- 
Jiältnissen  und  Faktoren,  unter  denen  und  durch  die  es  entstand,  in  gewisser 
Beziehung  auch  fortwährend  bedingte  Becht  musste  zunächst  bei  den  ausge- 
wanderten Stämmen  nothwendig  Aenderungen  erleiden  durch  die  völlig  verän- 
derten Zustände  des  Volkes:  die  Wohnsitze  in  neuen  Gegenden,  unter  anderen 


*)  Literatur.    Eichhorn   D.  St.   u.   R.G.  L  S.  204  ff.,    Phillips   D.  Gesch.  L 
S.  559  ff.,   n.  S.  278  ff.     Dess.   D.  B.  u.  B.G.    §.  «0.  70.    Zöpfl   Deutsche  Bechts- 
geschichte  Th.  I.  §.  1  ff.    S.  7  ff.    Gengier  Grundriss   S.  106  ff.    Walter  D.    B.G. 
§.  81,  32,  36—38,  46,  136—152.    Hillebrand  Lehrbuch  der  D.  St.  u.  B.G.  S.  72  ff., 
184  ff.,  V.  Daniels  B.  u.  StB.G.  §.  63 — 101.    Am  Ausführlichsten   ist  das  Buch  von 
O.  Stobbe  Geschichte   der  deutschen  Bechtsquellen.  Erste  AbtheiL   Braunschw.  1860 
(Gesch.   d.  deutschen  Bechts  lin   6  Büchern   von  G.  Beseler  u.  A.   Bd.  L   Abth.  L) 
S.  4 — 265.    Vgl  auch  DaTOud-Oghlou   (Garabed  Artin)  Histoire   de   la  legislation 
des  anciens  Gennains.  2  T.  Berlin  184 5.  4.  und  die  altern  im  §.  4.   genannten  Werke 
von  Biener  u.  A.    Allgemeine  Sammlungen   (die  Separatausgaben  j^und  Literatur 
wird  bei  den  einzelnen  angegeben  werden):  Jo.  Sichardi  Leges  Biboariorum  Bajoa- 
riorumque  quas  vocant ,   a  Theoderico   rege  Francorum   latae.    Item  Alemannorumque 
leges  a  Lothario  rege  latae   nunc   primum  vetustatis   ergo  excusae,   Basileae   a.   1530 
in  8.;  Bas.  Jo.  Herold  Ori^inum  ac  Germanicarum  antiquitatum  libri  ....  Basileae 
(a.  1557)  fol.  min.;    zu  Paris  erschien  1573    die  Ausgabe    der  L.  Sal.  Alam.  Burgund. 
Bipuar.  Bajuv.  u.  Sax.   von   du  Tillet  (Joh.  Tillius).    Sie    enthält  auch  frank.  K.Ö- 
higsgesetze.     Fr.  Lindenbrogii  Codex  legum  antiquarüm  ....  Francof.  1613.    fol.; 
P.  Georgisch  Corpus  juris  Germanici  antiqui  .  .  .  Consüio  J.  Gottl.  Heineccii,   Halae 
3[agdeb.  1738.  4.;  F.  PauL  Canciani  Barbarorum  leges  antiquae  ..  .  Venet.  1781  ff. 
5  Tom.  fol.;   F er d.  Walter  Corpus  juris   germanici   antiqui,    Berol.  1824,    3   T.   8. 
Hierzu  treten  die  Monum.  Genn.  Leg.  T.  IIL  fasc.  I.  enth.  die  Lex  Alamannonun  von 
2ierkel,  sodann  die  bei  den  Kapitularien  genannten  besondem  Quellen. 

^)  Die  Uebung,  Sitte,  Gewohnheit  behält  ihre  imgeschwächte  Kraft  neben  dem  Öe- 
eeize.  Capit.  Langob.  a.  813  c.  17.  (Monum.  Leg.  T.  I.  p.  193):  „Ut  longa  consuetudo, 
quae  ad  utilitatem  publicam  non  impendit,  pro  lege  servetui^  et  quae  diu  servatae  Bunt, 
permaneant.'^  Const.  Olonn.  Hloth.  L  a.  823.  Memoria  praec.  com.  c.  14.  (eod.  p.  235)  ^volu- 
mus,  ut  homines  talem  consuetudinem  habeant,   sicut  antiquitus  Langobardorom.  fuit.^ 
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idimatiflchen,  agrarischen  u.  s.  f.  Einflüssen;  die  durchaus  veränderte  Stellnng 
der  Könige  und  Fürsten,   der  Stänune  zu  ihnen.    Dazu  kam  yor  Allem  für 
einzehie  Stamme  die  Berührung  mit  den  Römern,   die  Nothwendigkeit,  deren 
Verhältnisse  zu  berücksichtigen,   und  der  unwillkürlidie  Einfluss   ihres  ausge- 
bildeten Rechtes.^    Auch  das  engere  Zusammentreten  der  Völkerschaften,  die 
Bildung  der  grosseren  Völker  musste  bei  aller  Zähigkeit  und  dem  Hängen  am 
Helgebrachten  Einfluss  üben,  durch  gegenseitige  Einivirkung  derjenigen  Bechte, 
welche  nebeneinander   traten  oder  dadurch,  dass  eine  Reibung  entstand   und 
ms  das  obsiegende  blieb.  ^    Bedeutend  wirkte  unzweifelhaft  auch  die  allmä- 
lige  Bekehrung  zum  Ghristenthume,  welche  aus  allen  Theilen  des  Rech- 
tes die  Ausmerzung  heidnischer  8ätze  und  Ideen  zur  nothwendigen  Folge  haben 
musste/)    Alle  diese  Momente   lassen  sich  deutlich  in  den   seit  dem  5.  Jahr- 
hundert uns  aufbewahrten  Gesetzen  wiederfinden. 

IL  Weil  nicht  von  einem  Gentrum  aus  über  alle  deutschen  Stämme  ge- 
herrscht wurde,  und  die  alte  Abgeschlossenheit  der  Stanmie,  geschaffen  durch 
deren  ganze  Geschichte,  politisch  bestehen  blieb,  so  ergab  sich  von  selbst, 
dass  der  Charakter  der  alten  Gesetze  eine  Mannigfaltigkeit  zeigen  musste,  dass 
äe  Rechte  durchweg  als  Rechte  der  einzelnen  Stämme,  nicht  eines  Ge- 
bietes erschienen,  auf  deren  Genuss  der  Einzelne  als  Glied  des  Stammes 
überall  einen  festen  Anspruch  hatte.')    Auch  auf  die  Römer,   welche  in  den 


*)  Die  Kothwendigkeit  der  FeststeUung   der  Verhältnisse   der  besiegten  Römer   an 
sich  und  zu  den  Germanen  hat  hauptsächlich  herrorgerufen  die  s.  g.  Leges  Romanae, 
die  Lex    Burgundionum,    Edictum    Theodorici.     Man    mag    behaupten   (Eichhorn, 
Züpfl,  Gengier  u.  a.)  oder  bestreiten  (Stobbe  S.  15  N.  6.)f  dass  das  romische  Recht 
durch    das    Beispiel   des   geschriebenen  Rechts,    durch   die  Furcht,    das   einheimische 
möchte  vor  dem  ausgebildeten  leiden,   gewirkt  habe:  ein  wirklicher  Einfluss  hat  wohl 
auch  hier  stattgefunden,  weil  die  Geschichte  ihn  überhaupt  allmälig  zu  handgreiflich  zeigt. 
^  So  finden  wir,    dass   die  Sachsen  ihre  Verbindung   mit   den  Langobarden  auf- 
gaben,   als  ihr  Recht  bedroht  wurde,    die  Salier  ihrem  Rechte  Alle  unterwarfen,   im 
fränkischen  Reiche  hingegen  Duldung  fremder  Rechte  herrschte. 

*)  Im  Prologus  zu  dem  Gesetze  der  Lex  Baiwar.  (u.  zu  andern  Volksrechten;  siehe 
bei  Walter  Corp.  jur.  L  p.  238  diese  Stelle)  heisst  es:  „Ipso  (seil.  Theodorico)  autem 
dictante  jussit  conscribere  legem  .  .  .  tbiicuique  genti  .  .  .  secundum  consuetudinem 
«nam,  addiditque,  quae  addenda  erant  et  inprovisa  et  inconposita  in  melius  rcforma- 
idt,  et  quae  erant  secundum  consuetudinem  paganorum,  mutavit  secun- 
dum legem  Christianorum.'' 

^)  Pippini  regis  capit.  Aquit  a.  768.  c.  10  (Monum.  Leg.  T.  II.  p.  14):  „üt 
onmes  homines  eorum  leges  habeant,  tam  Romani  quam  et  Salici,  et  si  de  alia  pro- 
Tincia  adyenerit,  secundum  legem  ipsius  patriae  vivat.*^  Agobardi  Liber  ady. 
legem  Gundobadam.  c.  4.  (Kraut  Grdr.  §.  6.  n.  4.):  „tanta  diversitas  legum,  quanta 
non  Bolum  in  singulis  regionibus  aut  ciyitatibus,  sed  etiam  in  multis  domibus  habetur. 
Harn  pJemmque  contingit,  ut  sünul  eant  aut  sedeant  quinque  homines  et  nullua  eorum 
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eroberten  Ländern  sassen,  wandte  man  diesen  Grundsatz  an,*)  nicht  aber  auf 
Personen,  welche  nicht  als  Einheimische  in  dem  Gebiete  des  betreffenden 
Btammes  erscheinen  (die  Fremden,  wargangi).^)  Eigenthümlich  veraQgemei* 
nert  wurde  dieser  Grundsatz  in  Betreff  des  Klerus  un&  der  Kirche,  welche 
nach  römischem  Rechte  lebten  als  dem  Rechte  Roms,  das  in  den  Augen  jener 
Zeit  ihre  eigentliche  Heimath  zu  sein  schien.^ 

HL  Der  Stoff  der  Rechtsquellen  gehört  jenen  Gebieten  an,  auf  welche 
^er  Einfluss  der  neuen  Verhältnisse  sich  direct  geltend  machen  musste:  Öffent» 
liches  Recht,  besonders  Stellung  des  Königs,  der  Kirche  oder  richtiger  des 
Klerus,  der  Beamten,  vor  ADem  Strafrecht,  sodann  auch  Gerichtswesen,  we- 
niger Privatrecht;  auf  letzterem  Gebiete  zumeist  dem  Erb-  und  Familienrechte» 
Man  hatte  überiiaupt  keine  Vollständigkeit  beabsichtigt,  sondern  nur  einem 
Bedür&isse  abhelfen  wollen.  Genommen  ist  der  Stoff  zum  grössten  Theile 
aus  dem  Gewohnheitsrechte;  jedoch  enthalten  dieselben  auch  directe  legislato- 


eommunem  legem  ouin  altero  habeat*^  Vgl.  über  dieses  Princip  der  Persönlichkeit 
des  Rechts  besonders  Zöpfl  R.G.  Th.  11.  §.  5.  (S.  236  ff.))  v.  Daniels  R.G..  §.  64. 
Ersterer  geht  auf  die  einzelnen  Folgen  genau  ein. 

*)  Vgl  die  SteUe  in  Anm.  5.  —  Daher  auch  die  Aufzeichnungen  des  römischen 
Rechts.  Das  Edictum  Pistense  Karoli  II.  a.  864.  c.  28.  und  84.  am  Ende  (Leges  1» 
p.  495  u.  498)  yermag  ich  nicht  (wie  Zöpfl  S.  238  N.  5)  Ton  Deutschen  zu  ver* 
stehen,  die  nach  romischem  Rechte  lebten,  weil  in  den  Stellen  nichts  entgegensteht» 
an  Nachkommen  von  Römern  zu  denken. 

^  Edict.  Rothar.  c.  390  (Walter  I.  p.  752):  „Onmes  gargangi  (besser  wäre- 
gangi),  qui  de  exteris  finibus  in  regni  nostri  finibus  advenerint,  seque  sub  scutopote- 
statis  nostrae  subdiderint,  legibus  nostris  Lange bardorum  Yiyere  debeant,  nisi 
legem  siuun  a  pietate  nostra  meruerint.  ,  ,  ,"'    VgL  Zöpfl  die  Evra  Ghamayonmi  p.  23  f. 

^  Lex  Ripuar.  Tit.  LYHI.  §.  1.  Const.  Chlotarii  I.  a.  560.  c.  13.  (Monum.  L.  L 
p.  3).  Mit  Unrecht  tasst  t.  Daniels  a.  a.  0.  dies  als  eine  Ausnahme  Ton  dem  Rechte 
des  Geburtsstandes  auf,  da  in  der  That  die  Anschauung  jener  Zeit  über  den  Klerus- 
und  seine  Stellung  die  Anwendung  des  römischen  Rechts  für  ihn  ganz  aus  dem  ger- 
manischen Grundsatze  bedingte. 

Ebensowenig  möchte  ich  mit  y.  Daniels  als  eine  Ausnahme  ansehen ,  dass  ^in 
dem  Verkehr  wo  nicht  das  angeborene  Familienrecht  Beschränkungen  der  Verfugungs- 
freiheit  auferlegte,  man  sich  römischer  Fonnen  bedienen  und  in  römisch-rechtliche 
obligatorische  Yerhfiltnisse  eintreten  konnte, '^  sondern  vielmehr  als  einfache  Folge  der 
Befugniss  der  Parteien,  sich  den  Rechtssatz  selbst  zu  geben,  wo  das  Yolksrecht  keinen 
hatte.  Ueber  die  wirkliche  Anwendung  des  römischen  Rechts  in  dieser  Zeit  sehe  man 
noch  Zöpfl  R.G.  Th.  L  §.  18.  (S.Slff.),  v.  Daniels  R.G.  S.  202f:,  Stobbe  a.  a.  O. 
S.  260fir.,  sodann  die  Untersuchungen  bei  t.  Savigny  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im 
^Mittelalter  Kap.  IX.  (un  2.  Bande).  -— 

Das  Princip  der  persönlichen  Rechte  brachte  im  Rechtsleben  bei  einzelnen 
Akten  mit  sich  die  Erklärung,  welchem  Rechte  man  angehöre  (professio  juris,  pro- 
fiteri).    TgL  Gaupp  Ansiedlungen  S.  243  fg. 
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lißche  Satzungen ,  was  sie  selbst  durch  die  "Worte  „jubemus,  constituimus*^ 
Miifig  andeuten. 

IV.  Sobald  die  frSnkische  Herrschaft  über  einen  grossen  Theil  der  Stänmie 
die  Oberhand  gewonnen,  war  eine  die  Beziehungen  der  Gesammtheit  unter* 
einander  und  die  Stellung  des  Königs  und  seiner  Beamten  ordnende  allgemeine 
Gesetzgebung  unerlässlich.  So  entstand  neben  den  Stammesgesetzen  ein 
Beichsrecht.®) 

Y.  Zur  Seite  ging  dem  geschriebenen  Rechte  das  Gewohnheitsrecht,  wel- 
ehes  fnr  die  dem  Willen  der  Einzelnen  überlassene  Rechtssphäre  sieh  stets 
fortbildete.  Wir  erkennen  dasselbe  aus  den  Urkunden,  gleichzeitigen  Schrift^ 
8tdlem,  besonders  aber  den  Formelsammlungen. 

VI.  AUe  eigentlichen  Rechtsquellen  dieser  Periode  sind  in  lateinischer 
Bprache  abgefasst,  weil  die  deutsche  dazu  ohne  Zweifel  noch  zu  ungebildet 
TOT.**).  Wenige  Bruchstücke  deutscher  Uebersetzungen  wnd  uns  erhalten. 
Das  Latein  ist  ein  barbarisches,  oft  nur  sehr  schwer  zu  yerstehen,  weil  es 
deutsche  Worte  in  latinisirter  Fassung  gibt,  auch  wohl  die  römische  Bedeu» 
tong  derjenigen,  wofür  das  lateinische  Wort  gesetzt  ist,  nicht  genau  entspricht. 
Die  Au&eichnung  selbst  ging  aus  yon  den  Herrschern  und  geschah  durch 
dazu  auserlesene  Männer  (sapientes,  qui  legem  dictant),  welche  den 
Stoff  selbst  auf  den  grossen  Pladta  fixirten,  so  dass  hierdurch  die  Zustimmung 
^  Volkes  gewahrt  blieb.") 


*)  Für  dessen  Bedeutung  und  die  Anschauungen  der  Zeit  sind  lehrreich  folgende 
Steüen:  Oapit.  Fraoa  a.  783  c.  10  (Mon.  L.  I.  p.  47).  „Placuit  inser««,  ubi  lex  erit, 
praeoellere  consuetudine  et  nuHa  consuetudo  superponatur  legi*'  Gleichlautend  Cap* 
Lang.  c.  10.  daselbst  yom  selben  Jahre,  Capit  Aquisgr.  a.  802.  c.  26  (eod.  p.  94) 
«Ut  judiees  secunduni  scriptam  legem  juste  judicent  non  secondum  arbitrium  suum.'^ 

^^  Vgl.  über  sonstige  angebliche  Gründe  Stobbe  a.  a.  0.  S.  22  fg.  >-  Die 
an gelsftch Bischen  Gesetze  sind  aber  in  der  Landessprache  abgefasst.  Vgl  Eich->^ 
hörn  R.G.  I.  §.  83.    Graff  Diutisoa  I.  8.  827  ff. 

")  Beeret.  Tassilonis  c.  9.  (Walter  Corp.  jur.  L  p.  294):  „ut  nuiliis  hereditate 
tna  privetoT,  nisi  per  tres  cansas,  quae  in  pacto  scrlbuntur.*^  Pactus  ist  der 
technische  Name  für  das  VoDosrechi  Edict.  Pistense  Earoli  ü.  a.  864.  c.  6.  (PertK 
^  p.  490) :  ^Et  quoniam  lex  consensu  populi  fit  et  constitutione  regis.*^  Bas  Schreiben 
haben  jene  Sapientes  wohl  nicht  gethan,  sondern  nur  den  Rechtssatz  fbrmulirt  und 
^ictirt,  was  auch  das  Wort  andeutet.  Ueber  sonstige  Bezeichnungen  der  Gesetze 
(Bwa,  bellagines;  leges  populornm,  barbarorum)  s.  besonders  Z5pfly 
Ä  9  ff. 
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n.  Die  Quellen  des  geschriebenen  Rechts. 
A.  Die  Yolkereckte.    Leges.    Leges  Barbarorum. 

§.  23. 
1.  Die  Lex  Salica.  ^) 

I.  Sie  ist  das  älteste  Yolksrecht,  nach  den  drei  altem  und  kurzen  Prologi 
und  zwei  langem,   einem  minor   und  einem   zum  Theil  gereimten  Prolegos 
major,  welcher  von  diesen  der  ältere  ist,  auf  drei  grossen  yolksversammhmgea 
(per  tres  mallos)   durch  vier  dazu  auserlesene  Männer  zu  Stande  gebracht. 
Ihre  Entstehungszeit  fallt  wahrscheiiüich  unW  E.  Chlojo;  unter  K.  Chlodwich 
ist  sie  nach  dessen  Bekehrung  zum  Christenthum  wesentlich  durchgesehen  und 
ergänzt  worden.    Unter  den  folgenden  merovingischen  Königen  hat  sie  Zusätze 
erhalten,   theils  nach   dem  betreffenden  Könige   benannt,  theils   ohne  diesen 
{Oapitula   pacto  legis  Salicae  addita,   extraragantia).    Ausserdem 
finden   sich   noch  vor    s.  g.   !Noyellae,   remissoria  und  glossae.     Diese 
älteste  Form,   s.   g.  merovingische.  Eecension   enthält   einen  Kern   von 
65  Titeln,  mit  Einschluss  der  Zusätze  von  d9  bis  105  Titeln.    Sie  ist  in  einer 
sehr  barbarischen   Sprache  geschrieben.    Unter  Karl  d.  Gt.  (768)   ist  dieselbe 
revidirt  worden   nach   dem  Texte,   welcher   sich  damals  durch  den  Gebrauch 
festgesetzt   hatte.    Diese   karolingische  Becension  fuhrt  den  Namen  der 
Lex  salica  emendata  oder  reform  ata;   sie  hat  jedoch  nur  für   die  Ver- 
besserung  der  Sprache   durch  Ausmerzung   der  bereits  unverständlichen  Aus- 
drücke Sorge  getragen,^    Sie  umJEasst  70—72  Titel.    Es  sind  über  70  Hand- 
schrifken  des  Gesetzes  bekannt. 


^)  Ausgaben.  Lei  salique  ou  recueil  contenant  les  ancienneB  r^dactions  de 
<eette  loi  et  le  texte  oonntt  sous  le  nom  de  lex  emendata  ayec  des  notes  et  des  dis- 
sertations  par  J.  M.  Pardessas.  Paris  1843.  4.  —  Lex  Salica  herausgeg.  von  Job. 
MerkeL    Mit  einer  Yorrede  von  Jac.  Grimm.  Beziin  1850.  8. 

Abhandlungen  (die  Pr6face  bei  Pardessus,  —  Einleitung  voil  Merkel). 
^.  D.  Wiarda  Geschichte  und  Auslegung  des  salisohen  Gesetzes,  Bremen  u.  Auricli 
1808.  8.  Herrn.  Müller  der  Lex  saL  und  der  Lex  Angliornm  et  Werinoruia  Alter 
n.  Heimath,  Würzb.  1840.  8.  K.  J.  Clement  die  Lex  Salica,  Mannh.  1843.  8. 
O.  Waitz  das  alte  Kecht  der  salischen  Franken,  Kiel  1846.  8.  JuL  Grimm  de 
historia  legis  Salicae,  Bonn  1848.  8. 

Auf  die  zu  §.  22.  Anm.  *)  angefahrte  Literatur  verweise  ich  der  Kürze  luilbar  im 
Einzelnen  nicht  mehr;  die  Angabe  der  ganz  yollständigen  Titel  und  aller  Liiteratur 
Ist  durch  den  Zweck  eines  Lehrbuchs  ausgeschlossen;  sie  findet  sich  besonders  bei 
Btobbe. 

^  Ich  folge  Stobbe  S.  22  u.  48.  Der  Inhalt  hat  keine  Yeränderun^  erfahren, 
auch  dieCapitula,  quae  in  lege  Salica  mittenda  sunt,  von 808  (Leg.  Lp.  113> 
beziehen  sich  nicht  auf  deren  Inhalt 
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n.  Die  L.  S.  ist  ein  rein  germanisches  Recht,  frei  vom  Einflüsse  des  römi- 
schen Bechts.^)  Ihr  Inhalt  umfasst  grosstentheils  Bestimmungen  (Compositio- 
Sien)*)  des  Wergeides  für  die  einzelnen  Verletzungen,  femer  Satzungen  über 
die  Art,  wie  Jemand  eigenmächtig  seinBeoht  verfolgen  kann,  über  die  Ueber- 
tagung  Yon  Grundvermögen  u.  dgl.  In  der  Bestimmung  der  Vergehen  und 
des  Wergeides  sind  natürlich  eine  Menge  von  Sätzen  des  öffentlichen  und 
Privatrechts  implicite  enthalten.    Die  Symbolik  ist  in  ihr  sehr  reichlich. 

DL  In  den  Handschriften  der  merovingischen  Becension  finden  sich  häufig 
im  Texte  nichtlateinische  Worte,  denen  das  Wort  mal.  oder  malb.  voraus- 
geht, weshalb  man  sie  Malbergische  Glosse^)  genannt  hat,  d.h.  Gerichts- 
glosse. Sie  ist  entschieden  deutsch  (altfränkisch)  und  gibt  die  entsprechenden 
deutschen  Namen,  auch  wohl  die  blosse  Worterklärung;  es  sind  im  Ganzen 
über  100  Worte.  Der  Text  der  letzten  Recension  hat  später  kurze  lateinische 
Olossen  erhalten,^  welche  jedoch  keine  grosse  Bedeutung  haben. 

IV.  Die  Lex  Salica  war  ein  Stammesrecht,  galt  einmal  in  den  Ländern 
der  salischen  Franken,  dann  aber  für  den  Franken  überhaupt.') 


^  In  der  Lex  Sal.  Einend,  gehört  demselben  eine  Stelle  (Tit.  XTV.  §.12.  desHerold- 
sclien  Textes)  aus  dem  Breyiar.  Alane.  Tit.  de  inoestis  nuptiis  an. 

')  Dies  erklärt  sieh  för  dieses  wie  die  übrigen  Volksrechte  ohne  Zweifel  daraus, 
dass  mit  dem  Eintreten  des  Ghristenthumes  die  Sitte,  anstatt  Rache  zu  üben  das 
^ergdd  anzunehmen,  die  Regel  ward;  seit  Karl  dies  gebot,  blieb  die  Feststellung 
der  Bossen  eine  gleiche  Kothwendigkeit. 

^)  Die  Literatur  ist  yollständig  angegeben  bei  St  ebbe.  Leo  die  malbergische  Glosse 
ein  Rest  alikeliascher  Sprache  und  Rechtsauffassung,  2  Hefte,  1842,  45.  8.  Dagegen 
Clement  a.  a.  O.,  J.  Grimm  in  derYorr.  zu  Merkel  LexSaL,  u.  Gesch.  d.  deutsch« 
Sprache  L  S.  548—64. 

^  Abgedr.  bei  Muratori  Antiquitates  italicae  medii  aevi  T.  IL  coL  286 — 290. 
Tgl.  Gengier  a.  a.  O.  S.  122  fg. 

Die  beiden  noch  auf  der  Lex  Sal.  ruhenden  Stücke,  s.  g.  Sententia  de  Septem 
«eptennis  und  Recapitulatio  legis  Salicae  sind  bei  Merkel  p.  95 — 99  abge- 
^cki    Ifotizen  gibt  Gengier  u.  Stobb^. 

0  Gegen  den  zuletzt  yon  Zöpfl  S,  11  yertheidigten  Yersuoh,  die  L.  Salica  als 
itfränkisches  Gerichtshofsrecht  überhaupt*^  (salica  gleichbedeutend  mit  judi- 
ci&)  zu  erklären  und  einzelne  neuere  Ansichten  t.  Daniels'  siehe  die  Ausführungen 
TOn  Stobbe. 

Die  Lex  Salica  stand  noch  im  neunten  Jahrhundert  im  Gebrauche.  Otto  Frisin- 
gensis  Chronica  lY.  c.  32.  „Ab  hoc  (Salagasto)  legem,  quae  ex  nomine  ejus  Salica 
luqae  hodie  vocatur,  inventam  dicont.  Hac  nobilissimi  Francorum,  qui  SaUci 
dicontur,  adhnc  utuntur.  YgL  auch  Hincmarus  Rhem.  de  divortio  Loiharii  et 
Tetbergae,  Interrog.  5.  „sciant  se  in  die  judioii  neo  Romanis,  neo  Salicis,  nee  Gun- 
dobadis,  sed  diTinis  et  Apostolicis  legibus  judioandos.^  YgL  Warnkönig  von  der 
Wichtigkeit  der  Kunde  des  Rechts  und  der  Geschichte  der  belgischen  ProTinzen  für 
^  deutsche  Staats-  u.  Re<Atsgesek    Eme  Rede  g^iaüen  zu  Freibuxg  i.  B.  Freib.  1836. 
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§.  24. 
2.  Lex  Burgimdioiiiiin.») 

I.  Ihre  älteste  Gestalt  f&brt  zurück  auf  König  G und o bald  (oder  Gun* 
dobad;  daher  auch  Gundobada  genannt)  ycoi  470 — 516,  Dieser  sammelte 
seiner  Yorfaliren  und  seine  eigenen  Gesetze  in  Betreff  der  Streitigkeiten  der 
Burgunder  unter  einander  und  mit  Bomem,^  und  machte  so  unter  Zustim- 
mung der  Grossen  einen  IIb  er  constitutionum,  welcher  wahrscheinlich  yor 
501  pnblicirt  wurde  und  wenigstens  aus  105  Titehi  bestand.  Dasselbe  ist  Yon 
K  Bigismund  (516 — 524)  im  zweiten  Jahre  seiner  Begierung  tob  Neuem 
revidirt  In  den  Ausgaben  hat  dasselbe  89  Titel.  Es  enthalt  kein  systana- 
tisches  oder  nur  überhaupt  geordnetes  Gesetzbuch,  scmdem  iat  ziemlich  ord* 
nungslos  redigirt.^ 

n.  Dieselbe  war  erlassen  für  alle  Burgunder ,  somit  ein  Stammesrecht,  gaH 
aber  auch  für  die  Streitigkeiten  -von  Burgundern  mit  Bomem.^)  Auf  dieselbe 
hat  das  römische  Becht  eingewirkt,  nicht  minder  die  Stellung  der  Bömei  in 
dem  burgundischen  Lande ,  wie  sich  aus  den  directen  Spuren  römischen  Rechtes  ^) 
und  dem  Zwecke  des  Gesetzes  ergibt,  die  B^er  und  Burgunder  politisch 
gl^chzustellen. 

m.  Der  Inhalt  der  Lex  bezieht  sich  zum  grossten  TheDe  auf  Vergehen 
und  deren  Bussen,  besonders  auch  auf  Verletzungen  von  Privatrechten  mit 
strafbarem  Charakter,  z.  R  Beschädigungen  yon  Grundstucken,  Vieh  u.  dgl., 
gibt  sodann  zahlreiche  Bestimmungen  über  Gerichtswesen,  überhaupt  Gegen* 
stände  des  Prozesses  (Eid,  Zeugniss),  weiter  enthält  sie  zahlreiche  Sätze  über 
öffentlich  rechtliche  Verhältnisse,   z.  B.  die  Stellung  des  Königs,   welche  sehr 


1)  T.  Sayigny  Gesch.  d.  röm.  Beohts  IL  8.  1  ff.  Gaupp  Ges.  der  Thüringer 
8.  7  ff.  Bluhme  in  den  „Jahrb.  des  g^m.  deutsch.  Rechts  vonBekker  u.  Mut  her, '^ 
Bd.  L  1857  8.  4S  ff.    Ich  folge  den  AusfUmmgen  Bluhme's. 

s)  Gregor.  Touren.  IL  88  sagt  von  ihm:  „Burgundionibus  leges  ndtiores  insti* 
toit,  ne  Bomanos  opprhnerenf 

^)  Kaum  bei  irgend  einem  Gesetze  gehen  die  Meinungen,  welche  am  ToUatändig- 
sten  T.  Daniels  B.G.  §.70  auseinandersetzt,  m^r  auseinander.  Deren  Darlegung 
ist  hier  im  Einzelnen  nicht  möglich.  Zu  yergleichen  sind  ausser  den  Genannten 
noch  Stobbe  §.  8.  und  ZOpfl  Th.  L  §.  12  (8.  58  ff.). 

*)  Siehe  die  Beweise  hierfür  bei  Bluhme  a.  a.  O.  8.  72  ff.,  8t ebbe  8.  110 fg. 

')  Ueber  die  diesen  Binfluss  zeigenden  Stellen  b.  Savigny  Gesch.  d.  r5iii.  Rechts 
im  Mittelalter  (2.  Ausg.  Heidelb.  1884)  IL  8.  5—8.    YgL  auch  Bluhme  a.   a.   O. 

In  Betreff  des   angeblichen  Einflusses  auf  das  westgothische  Redit  halte  ich   daa 
Ton  Gengier  Grdr.  8.  182  fg.  Gesagte  fifar  dureha»  zutreffend. 
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aasgeprägt  heryortritt,  die  einzelnen  Stande;  für  das  piivatreclitliche  Gebiet 
hat  sie  neben  Besthnmungen  über  die  Form  von  Verträgen  vorwiegend 
Oegenstände  des  Familien-  und  Erbrechts  normirt.  Sehr  wenig  enthält  sie 
aus  leicht  erklärlichem  G-runde  (Tgl.  Num.  Y.  und  oben  §.  22.  Anm.  8.)  über 
die  Stellung  des  Elenls.  Ihre  Latinität  ist  im  Vergleich  zu  der  der  andern 
Yolksrechte  viel  reiner. 

lY.  Ihre  Geltung  hörte  mit  der  Einverleibung  Burgunds  in  das  fränkische 
Beich  nicht  auf,  sondern  blieb  bestehen  für  die  Burgunder.  Dies  ist  bis  in 
das  9.  Jahrhundert  hinein  durch  unzweideutige  Zeugnisse  erwiesen.^) 

§.  25. 
3.  Lex  Bomana  Bm^andionum. 

L  Zwischen  506  und  534^)  (Ende  des  burgundischen  Reiches),  wahrschein- 
lich aber  noch  vom  König  Gundobald*)  ist  für  die  im  burgundischen 
Beiche  lebenden  Römer  ein  eignes  Gesetz,  die  jetzt  s.  g.  Lex  Romana 
Bnrgundionum  gesammelt  worden  aus  den  damaligen  römischen  Rechts- 
qnellen  (Codd.  Gregorianus  et  Hermogenianus,  Gajus,  Codex  Theodosii,  des 
Tiieodos.  spätere  Constitutionen  [Novellae],  Pauli  sent  rec,  westgothisches 
Breyiarium)  und  dem  burgundiBch-germanischen  Gesetze,  früher  Papian  (Pa- 
piani  über  Responsorum)  genannt.^)    Sie  variirt   zwischen   46  und  48  Titeln. 


«)  Für  die  frühere  Zeit  s.  Marculfi  Form.  I.  8.  (Walter  m.  p.  294),  für  die 
spätere  Agobardi  (Bischof  yon  Lyon)  Liber  adversus  legem  Gundobadi  et 
impia  certamina,  quae  per  eam  gerantur  (bei  Baluze  Op.  S.  Agob.  Paris 
1666.  T.  I.  p.  107  ff.  u.  Bouquet  T.  VI.  p.  856),  worin  er  K.  Ludwig  um  deren 
Aufhebung  bat,  femer  Hincmar.  Bhemens.  de  divortio  Lotharii  et  Betbergae  Inter- 
pog.  5.  (in  §.  28.  Anm.  7). 

^)  Üebrigens  ist  die  Entstehungszeit  sehr  streitig.  Das  Material  enthalten:  (ausser 
den  Einleitungen  der  Ausg.)  y.  Savigny  Rechtsgesch.  IT.  S.  9  ff. ,  Gaupp  das  alte 
Gesetz  der  Thüringer  S.  8  ff.,  Gengier  Grundr.  S.  89  ff. 

Ausgaben  (die  älteren  zählt  auf  v.  Savigny)  Lex  Romana  Burgundio- 
num,  ex  jure  Romano  et  Germanico  illustravit  A.  Fr.  Barkow,  Gryphiswald.  1826,  8. 

^  Es  heisst  nemlich  im  s.  g.  Prologus  IE.  legis  Burgund.  Germanicae  (Walter 
L  p.  308):  „Inter  Romanos  vero  interdicto  simili  conditione  yenalitaHs  crimine,  sicut 
a  parentibus  nostris  constitutum  est,  Romanis  legibus  praecipimus  judicari:  qui  for- 
mam  et  expositionem  legum  conscriptam,  qualiter  judicent,  se  noverint 
accepturos,  ut  per  ignorantiam  se  nullus  excuset.*^  Dieses  rührt  aber  nicht  von 
Sigismond,  sondern  Gundobald  her.  Freilich  kann  auch  erst  ein  Kachfolger  dies 
Versprechen  erfüllt  haben. 

^  Mit  diesem  Namen  kommt  die  Lex  in  mehren  SItem  Handschriften  (einer  Yatic 
IL  Berolin.)  vor,    in  deren  erster  dieselbe  auf  die  Lex  Rom.  Yisigoth.  folgt,  während 
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§.  26. 

4.  Lex  ViBigothorum.  *) 

t 

I.  E.  Beccared  I.  (586 — 601)  hat  eine  Sammlung  des  Eechts  anfertigen 
lassen  in  350  Kapiteln,  yon  denen  55  bekannt  geworden  und  mit  dem  Namen 
der  Antiqua  collectio  vom  Herausgeber  bezeichnet  sind. 2) 

Zu  dieser  altem  in  fortlaufende  Kapitel  zerfallenden  Sammlung  fü^e  man 
die  späteren  Königsgesetze  hinzu.  Von  Neuem  wurde  diese  Sammlung  redi- 
girt,  in  12  Bücher  und  570  Art.  gebracht  unter  König  Ohindaswind  im 
J.  642,  durch  dessen  Sohn  und  Nachfolger  Receswind  (649 — 672)  bestätigt^ 
unter  den  folgenden  erweitert,  zuletzt  unter  K.  Egica  auf  der  16.  Synode 
von  Toledo  (693)  pubUcirt  und  ergänzt.  Sie  blieb  sowohl  unter  fränkischer 
als  maurischer  Herrschaft  in  Geltung,  wurde  unter  K.  Ferdinand  HE.  (1229 
bis  1234)  in's  Altkastilische  übersetzt  unter  dem  Namen  „Fnero  Juzgo,^ 
forum  8.  liber  judicum,  und  bildet  die  Grundlage  des  heutigen  spanischen 
Rechtes.®) 


die  letztre  die  umgekehrte  Folge  hat,  aber  offenbar  Abschrift  einer  der  erstem  Gat- 
timg ist.  Da  nun  die  Lex  Rom.  Visigothomm  mit  einer  Stelle  aus  Papiniani  Liber 
ReBponsorum  endigt,  so  ist  das  Ende  derselben  für  den  Anfang  dieser  Lex  gehalten; 
Papianus  ist  einfache  Abkürzung  für  Papinianus.  So  ging  es  in  die  Ausgaben  (erste 
von  Cujacius  1566)  über.  Vgl.  v.  Savigny  (der  früher  überhaupt  den  Lrthum 
auf  Cujacius  zurückführte)  Gesch.  d.  röm.  Rechts  VU.  37  ff.  (33  das.  den  Zusatz 
von  Merkel). 

^)  Die  vollständige  Angabe  der  Literatur  u.  Ausgaben   bei  Stobbe  R.G.  S.  72  ff. 

^  Entziffert  1889  von  F.  H.  Kunst  (f  1841)  aus  einem  Codex  rescriptus  Paris, 
herausg.  „die  westgothische  Antiqua  oder  das  Gesetzbuch  Reccared  des 
Ersten.  Bruchstücke  eines  Pariser  Palimpsesten  herausg.  von  Fr.  Bluhme,  Halle 
1847.  8.*^  Vgl.  Merkel  Reccared's  I.  SammL  des  westgoth.  Volksrechts  u.  deren 
Beziehungen  z.  Volksr.  der  Bayern  in  Zeit  sehr.  f.  D.  R.  XTT.  (Jahrg.  1848)  S.  281 
bis  294.  Ders.  in  Savigny  R.G.  VU.  8.  42—44.  Gengier  Grdr.  S.  126  ff.,  der 
die  Argumente  u.  s.  f.  zusammenstellt. 

Andere  haben  angenommen,  diese  Collectio  sei  von  K.  Eurich  (446 — 483)  ge- 
macht Von  demselben  wissen  wir  allerdings  (Isidorus  Chron.  aerae  hisp.  ad  a. 
504  —  aerae  vulgaris  a.  466  — ),  dass  er  zuerst  Aufzeichnungen  des  Rechts  vorge- 
nommen habe.  Dass  aber  diese  Sammlung  von  Reccared  L  herrühre,  ist  von 
Merkel  zuletzt  überzeugend  dargethan.  Kach  Eurich  hat  K.  Leovigild  (I&idor. 
Chron.  aerae  hisp.  a  608,  aerae  vulg.  570),  Vater  des  Reccared  L ,  dessen  Gesetze 
verbessert  und  ergänzt 

°)  Gedruckt  tmter  dem  Titel:  FueroJuzgo  6  libro  de  les  Jueces  en  Latin  j 
Castellano,  cotejado  con  los  mas  antiguos  ypreciosos  Codices  par  la  Real  Academia 
Espanola,  Madrid  1815.  4. 
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n.  Sie  ist  ein  Landes-/)  kein  Stammes*  odeir  persönliches  Becht,  lässt 
jedes  andere  Gesetz  nur  zur  Belehrung  zu,  enthält  eine  Menge  moderner^ 
gegenüber  den  anderen  Gesetzen,  Anschauungen:  Ausfluss  des  Bechts  yom 
König,  der  entscheidet,  wo  das  Gesetz  keine  Bestimmung  trifft,  —  Gebot  der 
allgemeinen  Kenntniss  des  Gesetzes  und  ^ichtzulässigkeit  des  Bechtsirrthums,  — 
Verbot  des  Fehderechtes,  des  Zweikampfes.  Trotz  seiner  Härten  in  Bezug 
auf  die  Juden ,  desgleichen  des  Schwulstes  und  der  Prahlerei  lässt  sich  eine 
für  jene  Zeit  und  das  Volk  nicht  unbedeutende  Bildung,  eine  vorgeschrittene 
CÜTilisation  in  demselben  nicht  verkennen.  —  Sein  Stoff  ist  ausser  dem  ein- 
heimischen Bechte  entnommen  dem  römischen/)  —  Dasselbe  hat  ausserhalb 
Spaniens  in  dem  südwestlichen  Frankreich  beständig  seine  Geltung  behauptet 
anch  nachdem  diese  Länder  von  den  Franken  wiedererobert  waren. 

§.  27. 
5.   Lex  Bomana  Yisigothomm.  ^ 

Für  die  Bömer  im  Beiche  der  Westgothen  galten  bis  aufE.Alarichü. 
(^84—507)  die  römischen  Bechtsquellen.    Dieser  Hess  506  durch  einCoUegium 


*)  L.  n.  Tit.  L  c.  9,  10.  Dass  aach  die  Kirche  diesem  unterlegen  habe,  folgert 
Savigny  B.G.  S.  80  Anm.  b.  Lidessen  geht  es  aus  dem  dort  Gesagten  noch  nicht 
hervor  j  weil  doch  yom  Strafrechte  noch  kein  unbedingter  Schluss  darauf  gemacht  wer- 
den kann,  dass  die  Kirche  nicht  auch  nach  dem  romischen  Privatreohte  habe 
leben  können. 

^)  Im  Einzelnen  gezeigt  von  Savigny  a.  a.  O.  S.  73 — 79.  Durchgehends  waltet 
aber  der  Charakter  vor,  dass  nicht  bestehendes  (Gewohnheits-)  Becht  aufgezeichnet, 
sondern  neues  gegeben  wird,    dass  im  Yomherein  eine  Begel   angestellt  werden  solL 

*)  Ygl.  über  dies  für  ims  nur  durch  seinen  Einfluss  auf  mehre  Yolksrechte  bedeu- 
tende dem  röm.  Becht  angehörende  Werk  v.  Savigny  B.G.  ü.  S.  S7 — 67.,  die  No- 
tizen bei  Gengier  Grdr.  S.  76  ff.  Die  beste  alle  firüheren  ^setzende,  den  vollstän- 
digen kritischen  Apparat  u.  s.  f.  liefernde  Arbeit  ist  die  Ausgabe:  „Lex  Bomana 
Visigothorum  .  .  .  edid.  G.  Haenel,  Bonnae  1849.  4. 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch  das  mehr  der  Geschichte  des  römischen  Bechts  zufal- 
lende Edictum  Theodorici,  ein  vomKönige  derOstgothen  Theodorich  zwischen 
506  und  526  für  alle  Angehörigen  des  Volks,  Bömer  und  Deutsche,  gegebenes,  aber 
nur  ans  Sätzen  des  römischen  Bechts  geschöpftes  Gesetzbuch,  das  184  oapita  ohne 
System  enthält  und  über  alle  Theile  des  Bechts  sich  verbreitet.  Die  in  den  citirten 
gammlmigen  und  andre  weist  nach  Stobbe  B.G.  S.  94.  Ygl.  überhaupt  noch  Bu- 
tiorff  Bömiflche  Bechtsgeechichte,  Leipz.  1857.  Bd.  L  S.  294.,  v.  Daniels  B.G. 
8.  138  ff. 

lieber  das  denselben  Charakter  an  sich  tragende  Edictum  Athalarici  regia  vgL 
die  Genannten  und  dazu  Gengier  Grundr.  S.  82 — 86. 

Die  Dauer  der  Geltung  des  Breviarium  ergibt  sich  von  selbst  aus  dem  bei  dem 
westgothischei^  Gesetzbuche  Gesagten. 
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Ton  Rechtsgelehrten  unter  formeller  Leitung  des  Comes  Palatä  Gkjarioh  zu 
Aire  in  Gascogne  aus  den  geltenden  Quellen  einen  Auszug  machen,  von  einer 
Yersammlung  geistlicher  und  weltlicher  Grossen  bestätigen,  jedem  Grafen 
durch  Zusendung  einer  beglaubigten  Abschrift  und  eines  Commoaitcnium  (über  • 
Entstehung  und  Geltung  des  Gesetzbuches)  publiciren.  Beit  dem  16.  Jahrb. 
bat  man  demselben  den  Namen  Breviarium  oder  Brev.  Alaricianum 
beigelegt. 

§.  28. 
6.  Lex  Ribuaria  s.  Ribuariorum.  ^ 

Dieses   89  (91)   Titel   umfassende  Volksrecht   der   ripu arischen  (§.  IT.) 
Franken  ist  nach  dem  diesem  Gesetze  mit  der  Lex  Salica,  Alamannor.,  Baiwar. 
und  Visigoth.   gemeinschaftlichen,   nicht  gleichzeitigen   und  auch  nicht  unbe- 
dingt  zuverlässigen  Prologe   unter  Theodorich  L  (511 — 534)    aufgezeichnet, 
unter  Childebert   und  Chlotar   (ob  dem  ersten   oder  zweiten  dieses  !Na- 
mens,  ist  streitig;  wahrscheinlich  das  letztere)  überarbeitet,  unt'Cr  Dagobert!. 
{628 — 638)  neu  redigirt  worden.    Karl  d.  G.  hat  einen  Zusatz  dazu  gemacht, 
(Capitula   quae   in  lege  Ribuariorum   mittenda  sunt,)  nicht  aber  eine 
vollständige  Revision  des  Gesetzes  vorgenommen.    Sie  galt   im  alten    ripuari- 
schen  Franken,    dem   grössten  Theile  der  hart  am  Rhein  liegenden  Länder 
des   heutigen  Rheinpreussens,    Nassau,   Hessen   bis   in   Würtemberg   hinein, 
femer  in  einigen  Gegenden  Hessens.    Dieselbe  hat  mit  der  L.  Salica  manche 
Verwandtschaft,  von  Tit.  XXXTY.  ab  manche  Stellen  direct,  ja  wörtlich  aus 
derselben  aufgenommen,   unterscheidet  sich  jedoch  auch  von  derselben  in  we- 
sentlichen Punkten,   beweist  die  bedeutend   fortgeschrittene  Entwickelung  der 
k(miglichen  Gewalt  (Tit.  69,  al.  71),  des  Einflusses  der  GeistUchkeit  (Tit  86, 
alias  38  von  §.  5;  60  al.  62  §.  8.),')  hat  eine  viel  reinere  Sprache,   und  ent- 
hält  an   einigen   Stellen   directe   Einwirkung   des   römischen  Rechtes.")     Lm 
Gesetze  tritt  auch  schon  deutlich  hervor  der  regere  Verkehr  mit  denNachbar- 


^)  Abgedr.  in  den  angef.  Sammlungen.    Die  Literatur  bei  G  engler  Qrdr.  S.  137  ff. 
Insbes.  Gaupp  das  alte  Gesetz  der  Thüringer  S.  225  ff.    Stobbe  S.  56  ff. 

*)  Ygl.  noch  übet  den  Inhalt  Zöpfl  S.  36  f.,  Stobbe  S.  61  ff. 

3.  Tit.  58  (60)  §.1.  „. . .  jubemus  ut  qualiscunque  Francus  . . .  servuni ...  seoun- 
dum  Legem  Romanam  libertäre  Yoluerit,  ut  in  ecclesia  ...  in  manu  iEpiscopi 
servum  cum  tabulis  tradat,  et  Episcopus  Archidiaconum  jubeat,  ut  ei  tabulas  secun- 
dum  legem  Romanam,  qua  Ecolesia  vivit,  scribere  fadat  .  .  .<^  Tit.  61  (63> 
§.  1.  2.  Zöpfl  rechnet  dahin  auch  Tit.  59  (61)  und  69  (71)  derselben.  Ebenso 
Gengier  Grundr.  S.  141.    Ich  halte  dies  für  durchaus  unerweislich. 
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fitämmen   (Tit.  31    und  36).    Gegenüber   der  L.    Salka   ist   die   Anschauung 
weniger  sinnlich  und  bereits'  abstracter. 

§.  29. 
7.  Lex  Franconim  ChamayoninL*) 

Dieses  kurze—  48. Kap.  zählende—  von  Stephan  Baluze  als  Capitlll. 
a.  813,  von  Pertz  als  Xantener  öaurecht  erklärte  —  Volksrecht  enthält  das 
Sonderrecht  des  fränkischen  Stammes  im  Hamaland  (in  Amore),  dem  ostrhei- 
nischen  Theile  des  Gaues  der  Chamaver,  verfasst  wahrscheinlich  \mi802.  Sie 
ist  ein  von  Männern  aus  dem  Volke  geschöpftes  Weisthum  über  die  Abwei- 
chimgen  dieses  Stammes  vom  Bechte  der  L.  Bipuaria,  von  der  es  in  Manchem 
äch  unterscheidet. 

§.  30. 
8.  Lex  Alamannorum  (s.  Sneyoram).^ 

Unter  dem  Kamen  ,,Pactus  Alamannorum''  ist  wahrscheinlich  bereits 
TOT  580  das  Alamannische  Volksrecht  aufgeschrieben,  wovon  sich  noch  drei 
Fragmente  erhalten  haben.  Eine  neue  Bedaction  des  Volksrechts  in  75  Kapi- 
teln hatte  Statt  unter  Chlotar  11.  (zwischen  613  u.  622),*)  wozu  vielleicht  unter 


*)  Abdruck  u.  Literatur  vollständig  bei  E.  Th.  Gaupp  Lex  Franconim  Ohamavo- 
nun  oder  das  vermeintliche  Xantener  Gaurecht.  Bresl^  1855.  Vgl  auch  Zöpfl 
die  £yya  Chamavorum.  Em  Beitr.  z.  Kritik  u.  Erläut.  ihres  Textes.  Heidelb.  1836. 
(Separatabdr.  aus  N.  22  ff.  der  Heidelb.  Jahrb.  v.  1856),  Stobbe  B.G.  8.  200,  der 
der  Meinung  des  Becensenten  im  Lit.  CentralbL  beitritt,  es  sei  nur  eine  Zusammen- 
Btellung  der  durch  die  isolirte  Lage  und  Berührung  mit  Friesen  und  Sachsen  bedingten 
Abweichungen  des  Bechts  der  zum  ripuarischen  Stamme  gehörigen  Völkerschaft  des 
HamalandeB,  es  somit  nicht  als  drittes  fränkisches  Volksrecht,  sondern  nur  als  Zusatz 
(wie  die  additio  Sapientum  beim  friesischen)  aufgefasst  wissen  will. 

^)  Gedruckt  in  den  cit.  Sammlungen,  den  bei  Gengier  Grdr.  S.  143  fg.,  Stobbe 
S.  143  genannten  Ausgaben,  am  Besten  und  mit  Zugabe  des  ganzen  krit.  Apparats 
in  den  Monumenta  von  Pertz,  Leg.  Tom.  LEI.  fascl.  1851  fol. pag.  1 — 182  edente 
Joh.  Merkel.  Ueber  Handschr.  u.  s.  f.  ist  hier  alles  Erhebliche  mitgetheilt.  üeber 
die  Staats-  und  Geschichte  des  alamannischen  Bechts  handelt  erschöpfend  Joh.  Mer- 
kel de  republica  Alamannorum  Commentatio.  1849.  Berol. 

^  JLex.  Alamannorum,  qui  temporibus  Chlotario  rege  una  cum  proceribus  suis,  id 
sunt  33  episcopi  et  34  duces  et  -65  comites  vel  cetero  populo  adunatu."  So  der  Prolog 
der  ältesten  Hdschr.  bei  Merkel  Monum.  1.  c.  p.  45,  wo  vier  Ueberschriften  mit- 
getheilt werden. 

Schulte,  Reichs-  n.  Rechtsgesch.  5 
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Dagobert  I.  (628—638)  im  Ganzen  Zusätze  von  cap.  76— 104  kamen. ^)  Da» 
Ganze  wnrde  unter  H.  Lantfried  (f  730)  revidirt  und  bestätigt,^)  endlich 
unter  Karl  d.  G.  reformirt  und  mit  6  Artikeln  vermehrt.'^)  Sie  galt  aUmälig 
ausserhalb  des  eigentlichen  Alamanniens  (§.  17.)  in  ganz  Schwaben,  dem  nord- 
östlichen Theile  der  Schweiz  bis  in  die  Urcantone  hinein.  Der  Charakter  dieser 
yierTheile  ist  ein  ungleicher;  die  offenbare  Absicht  der  Beyisionen  geht  dahin, 
das  Compositionenwesen  zu  yerbessem,  die  Stellung  des  Königs  und  geiner 
Beamten,  der  Kirche  und  des  Klerus  zu  fixiren.  In  den  Bedactionen  der 
Karolingischen  Zeit  zeigt  sich  ein  Einfiuss  des  fränkischen  Bechts;  aus  dem 
römischen  Bechte  ist  eine  Stelle  aufgenommen.®)  Ihr  Charakter  ist  der  eines 
Stammesrechtes. 


^)  Bei  Merkel  1.  c.  p.  71 — 79  von  cap.  76 — 97  (liber  legis  seeunduß),  von  pag.  80 
bis  83  addiiamenta  s.  legum  liber  tertius  von  cap.  98 — 104. 

*)  Bei  Merkel  1.  c.  p.  84 — 119,  „L.  Alam.  temporibus  LantMdi  renovata"  in 
98  capita. 

^)  Bei  Merkel  1.  c.  p.  120 — 170  in  99  cap.  pag.  171  Leges  extravagantes, 
darauf  „Epltome  leg.  Alam.*^  von  einem  Unbekannten  im  12.  oder  13.  Jahrhundert 
aus  der  letzten  Becension  verfasst. 

^)  L.  Alam.  T.  39.  Siehe  dazu  Merkel  p.  57  nota  76.  Gerade  so  ist  sie  in 
L.  Bajuvar.  T.  YI.  c.  1.  Ihre  Quelle  ist  Cod.  Theodos.  1.  3.  m.  12.  1. 1.  eod.  m.  10 
Vgl.  V.  Savigny  B.G.  11.  S.  95.  n.  a.  und  b. 

Zu    erwähnen    sind   hier   noch    zwei   Leges.     I.   Die   s.   g.   Lex  Bomana    Cu- 
riensis,    ein  wahrscheinlich   im  Anfange  (vielleicht  vor  806)  des  9.  Jahrhunderts    für 
Churrhätien  in  27  Büchern  aus  Cod.  Theodos.,  den  Kovellae  Theodos.,  Talent.,  Mar- 
tian.,  Majorian.,   Severus,  ^jus  und  Paulus  excerpirtes  Gesetzbuch  zur  Fixirung  des 
römischen  Bechts,   wie   es   damals   dort   galt  vermischt  und  vielfach  verändert    durcli 
Sätze  des  deutschen,   besonders  alamannischen.    Uebrigens   sind  die  meisten   dasselbe 
betreffenden  Fragen  kontrovers.     Vgl.  darüber  v.  Savigny  Gesch.  L  426  ff.,  Haenel 
in   der  Ausg.  der  Lex  Bom.  Visigoth.,  in   der   es  auch   edirt   ist,  Budorff  B.G.  I. 
§.  104.  N.  6.,    St  ebbe  B.G.  S.  203  ff.   nach   seiner   dlss.  inaug.    de   lege  Bom.  Uti- 
nensi  1853.  —  ü.  S.  g.  Gapitula  Bemedii,  zwölf  Satzungen  des  Bischofs Bemedius 
von  Chur  im  Anfang  des  9.  oder  Ende  des  8.  Jahrhunderts  entstanden,  über  verschie- 
dene kirchliche   und   bürgerliche  Vergehen,  welche   vielleicht  zur  Ergänzung  der  Lex 
BosL  Curiensis  und  Lex  AlancL  erlassen,  mit  den  Grundsätzen  der  Volksrechte  hanno- 
niren.    Edirt  von  Haenel  in  Bichter's  Krit.  Jahrb.  1838.  2.  Jahrg.  HI.  S.  583 — 586 
und  in  der  Edit.  Leg.  Bom.  Visigoth.   p.  455  sq.    Vgl.    darüber  noch   Stobbe  it.Gt. 
S.  206  f. 
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§.  31. 

9.  Lex  Bajuvarionim  (Pactus  Bawaroruin).  ^) 

Auch  dieses  Volksrecht  besteht  aus  mehren  vor  und  nach  aufgezeichneten 
und  verbundenen  Stücken.    Seine  erste  Redaction   fällt  wohl  unter  K.  Dago- 
bert (Reichstag  y.  635)   und   hatte  vor  Augen   das  alamannische   und  west- 
gothische  Volksrecht;   darauf  ist   es   unter  Pippin  d.  K.   aus   der  L.  Alam., 
dem  De  er  et  um*  Tassilonis*)   und  Synodalschlüfisen,   welche  man   an   den 
geeigneten   SteUen   einschob,   ergänzt,   von  Karl  d.  G.   mit   Capitula   legi 
Baioariorum  addita  und  einem  Capitulare  a.  803  vermehrt  worden.     Sie 
hat  in   den   der   älteren  Redaction   angehörigen  Stücken  den  Charakter   der 
noch  nicht  durch  die  fränkische  Herrschaft  vernichteten  kräftigen  herzoglichen 
Gewalt  und  des  freien  Volkslebens  imter  dieser,  zeigt  überhaupt  einen  geord- 
neten Zustand.    Aus  romischem  Rechte  sind  in  dieselbe  manche  Sätze,  jedoch 
nicht  direct,  übergegangen.*) 

§.  32. 
10.  Leges  Langobardonim.  ^) 

K.  Rothar  veranstaltete  643  eine  Aufzeichnung  des  Rechts,  welche  er 
Tom  Volke  bestätigen  liess,  das  Edictum  regis  Rotharis  in  390  Kapiteln, 
welche   mit  Ausschluss  der  letztes   angehängten  11  Kap.   systematisch  geord- 


*)  Ausg.  in  den  genannten  Sammlungen  und  die  bei  Gengier  Grdr.  S.  147  fif.,  wo- 
selbst die  Literatur  angegeben  ist. 

Ueber  ihre  Entstehung,  wie  die  der  L.  Alam.,  spricht  sich  aus  der  mehr  erwähnte 
Prologus  zu  verschiedenen  auBtraslBchen  Volksrechten.  Roth  über  Entstehung  der 
Lex  Bajavaxiomm,  München  1850.  8.  Am  Vollständigsten  betreffs  der  Literatur- 
Angaben  und  überhaupt  in  der  Darstellung  ist  Stobbe  R.G.  S.  154  ff.  Vgl.  auch 
r.  Daniels  R.G.  S.  207  ff.  Ueber  die  damaligen  Zustände  Baiems  vgl.  ipan  noch 
H.  Büdinger  Oesteir.  Gesch.  bis  z.  Ausgange  des  18.  Jahrb.  Bd.  I.  Leipz.  1858.  8» 
S.  78  ff.,   der  eine  Schilderung  des  Zustandes  nach  der  Lex  gibt. 

0  Walter  Corp.  jur.  L  p.  293—298. 

3)  VgL  darüber  v.  Savigny  R.G.  U.  8.  84—94.  WörtHch  nur  Tit.  L  c.  18.  §.  2. 
ans  1.  44.  C.  Theod.  brev.  (Brev.  Alane.)  de  episo.  16.  2;  excerpirt  Tit.  D.  c.  1.  §.  2. 
ans  1.  7.  §.  3.  D.  ad  Leg.  Jul.  majest. 

^)  Neueste  Ausgabe:  Edicta  Begum  Langobardorum,  edita  ad  fidem  opti- 
fflonun  codiciun  opera  et  studio  Caroli  Baudii  a  Vesme  in  Monum.  historiae 
patriae  Aug.  Taur.  1855.  fol.  (Daraus  hat  J.  F.  Neigebaur  einen  blossen  Text- 
Abdruck  herausgegeben  bei  Franz  in  München  1855.)  —  Aug.  An  schütz  die 
Lombarda-Gommentare   des  Ariprand   und  Albertus,  ein  Beitr.    z.    Gesch.    des    germ. 
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net  sind.    Dies  Gesetz  ist  durchgängig  rein  germanisch,  ähnelt  dem  sächBiBchen 
und  thüringischen,   vom  romischen  Eechte  nur  unbedeutend  beeinflusst,')  hat 
neben   dem  Strafirechte   yorzüglich   das  Familien-   und  Erbrecht  zum  Gegen- 
stände, zeigt  geringen  Einfiuss  der  Kirche,   aber  desto  grosseres  Hervortreten 
der  königlichen  Macht.    An  dieses  Edict  wurden  chronologisch  die  Edicte  der 
späteren  Könige   angehängt,   und   zwar   nach   den   besonderen  Prologen  yon 
Grimoald  (Edictum  s.  legesIX)  im  J.  668,  Liutprand  (volumen  legum  CLY) 
von  713 — 735  (in  den  Ausgaben  6  Bücher  mit  15Edicten),^)  Bachis  (Edictnm 
s.  leges  IX  und  zwei  Zusätze)  y.  J.  746,  endlich  Ais tulph(Edietum  s.legesXIV) 
Y.  748  u.  754.    Diese  späteren  Gesetze  unterscheiden  sich  von  denen  Rotharis 
einzeln  durch  grösseren  Einfluss  des  römischen  Bechts,^)  bedeutenderer  könig- 
licher und  Beamtengewalt,   Abgang   der  persönlichen  Freiheit  und  Unyerletz- 
lichkeit,  grösseren  Einfluss  der  Kirche.    Unter  karolingiBcher  Herrschaft  wurde 
eine  Menge  yon  Kapitularien   über  die  lombardischen  Verhältnisse   erlassen,*^ 
die  man  der  einheimischen  Sammlung  anzuhängen  pflegte.    Bis  zum  Ende  des 
eilften  Jahrhunderts^)  ist  diese   ganze  chronologische  Sammlung  in  Payia  zu 
einer  systematischen  (in  3  oder  4  Büchern)  umgearbeitet  worden,  Liber  legis 
Langobardorum   oder   schlechtweg  Lombar da   genannt.    Diese  Sammlung 
war  in  der  Papienser  Rechtsschule  Gegenstand  wissenschaftHcher  Verarbeitung 
anfangs   in  doppelter  Richtung,    einer   theoretischen  (deren  Produkt    die  s.  g. 


EechtB  im  12.  Jahrh.  Nach  den  Hdschr.  zum  erstemn.  herausg.  Heidelb«  1855.  — 
Joh.  Merkel  die  Gbesch.  des  Langobardenrechts.  Eine  Abhandlung  yon  ...  als 
Beitr.  zu  Sayigny^s  Gesch.  d.  röm.  B.  im  M.  A.  Berlin  1850.  Gengier  Gnmdr. 
S.  183  ff.    Stobbe  R.G.  8.  119  ff. 

*)  V.  Savigny  R.G.  IL  S.  219  ff.    Ueber  eine    im  9.   oder   10.  Jahrh.    gemachte 
griech.  üebers.  die  Angaben  bei  Gengler  S.  189. 

^  Eine  Zusanmienstellung  gibt  Gengler  S.  192. 

^)  Die  Nachweise  der  einzehien  in  ihm  füssenden  Stellen  gibt  y.  Sayigny  a.  a.  O. 
n.  L  S.  128  fg.  129.  140  ff. 

')  Genau  angegeben  yon  Gengler  Grdr.  S.  193.  Die  Gesetze  Kat\b  d.  Gh.,  K.  Pip- 
pins  yon  Italien,  Lud¥rig8  d.  F.,  Lothars  L  und  der  folgenden  bis  auf  die  yon  Kaiser 
Lothar  IL  (yon  1186)  zählt  auch  auf  Stobbe  B.Ge8ch.  S.  138  ff. 

^  Merkel  a.  a.  0.  S.  22  iL    Ueber  eine   zw.  817.  u.  855.   yon   einem    gewissen 
Lupus  fELr  den  Grafen  Eberhard  yon  Rhätien  und  Friaul  gemachte  systematische  Ar- 
t)eit  unter  demNamen  „Concordia  de  singulis  causis,^  über  |die  Gesetze  Widos, 
Lantberts,   der  säch^schen   und  salischen  Kaiser  zum  lombard.  Bechte    und  deren 
Zusammenstellungen  ygl.  Merkel  S.  19  fg.    Auf  diesen  und   y.  Sayigny 's   Rom. 
Bechtsgesch.   ist  wegen   der  wissensch.  Bearbeitung   zu  yerweisen.    Den    Gegenstand 
bereits  hier  zu  berühren  yeranlasst  mich  der  umstand,  dass  sie  sich  doch  nur  auf  die 
Gesetze  dieser  Zeit  hauptsächlich  bezieht,    als  solche  aber  für  die  spätere  Zeit  der 
deutschen  Bechtsgeschichte  nicht  angehört. 
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glossae)^  und  praktischen  (die  s.  g.  formulae,  formulae  casuisticae,  Losung 
kurzer  Rechtsfalle);  daran  schliessen  sich  dann  die  Commentare  zur  Lom- 
harda  (zuerst  von  Ariprand  aus  dem  Anfange  des  12.  Jahrh.,  Aliprand 
nach  1136,  und  Albertus  aus  der  2.  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts)  und  mehre 
selbstständige  Arbeiten  über  Beweistheorie  des  lombardischen  Rechts,  Samm- 
lungen der  Parallelstellen,  Analogieen,  Widersprüche  u.  s.  w. 

Das  langobardische  Recht  galt  für  das  ganze  Gebiet  des  Reichs,  hat  also 
territoriale  Geltung;  für  die  Römer  war  aber  das  römische  Recht  im  Gebrauche 
belassen,^)  während  es  für  die  Fremden  (wargangi)  zur  Behaltung  ihres  Rechts 
eines  königlichen  PriYÜegs  bedurfte.^ 

§.  83. 

11.   Lex  Frißionum.*) 

Diese  nur  in  einer  (bekannten)  Handschrift  uns  erhaltene  Lex  besteht  aus 
22  Titeln,  die  unter  Karl  d.  G.  aufgeschrieben  wurden,  und  einer  vermuthlich 
802  zu  Aachen  zugesetzten  Additio  Sapientum  (Uulemarus  und  Saxmundus) 
in  12  Titeln,  galt  längs  der  friesischen  Westküste  von  der  Wesermündung 
bis  Sinkfal  ausschliesslich,  ist  rein  germanisch,  bezieht  sich  grösstentheils  nur 
auf  Compositionen  und  zeichnet  sich  dadurch  aus,  dass  auf  die  verschiedenen 
Theile  des  Gebietes  Rücksicht  genommen  wird,  indem  sie  gewöhnlich  erst 
das  Recht  der  Frisia  libera  angibt,  darauf  die  Abweichungen  der  beiden 
anderen  Landestheile. 


0  üeber  die  einzelnen  Worterklftnmgen  teohnischer  Ausdrücke  und  die  alpbi^ 
betischen  Wortverzeichnisse  in  denselben  s.  Gengier  S.  197  ff.,  wo  diese  Yocabnlft« 
rien  abgedruckt  sind  und  deren  Erklämng,  so  weit  es  möglich  ist,  mitgetheüt  ist. 

Stobbe  R.G.  S.  594  ff.  geht  auf  die  wiBsenschaftliohe  Behandlung  gleichfalls  ein. 

^  Leg.  liuitpr.  VI.  37.  74.  v.  Savigny  L  S.  128  ff.  Gengier  S.  189.  191. 
Walter  R.G.  §.  46. 

•)  Leg.  Bothar.  .S90.    v.  Savigny  L  S.  128. 

*)  Ausser  in  den  cit.  Sammlungen  bei  E.  Freih.  v.  Rieht  ho  fen  Friesische 
üechtsquellen,  Berlin  1840.  4.  p.  XXTII— XLII. ,  E.  Th.  Gaupp  Lex  Frisionunu 
In  usnm  soholarum  recens.  inirod.  bist. — crit.  et  adnot  instnudt,  Yratisl.  1832. 
liiteratnr  auBserdem  bei  Gengier  S.  155  ff.  Dazu  Gaupp  in  seinen  Germanist. 
ABhandl.  1853.  S.  1  ff. 
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§.  34. 
12.  Lex  Saxonum.*) 

Sie  ißt  ein  kurzes  (gewöhnlich  19  Titel,  bei  Merkel  66  Cap.  umfassendes) 
unter  Karl  d.  G.  (wahrscheinlich  als  Ganzes  802  auf  dem  Keichstage  zu 
Aachen  publicirt)  aufgezeichnetes,  rein  deutsches  (aJtsächsisches  Gewohnheits- 
nnd  fränkisches  Reichsrecht)  Recht  enthaltendes  Gesetz,  welches  grösstentheils 
Strafsatzungen,  daneben  aber  auch  auf  eheliches  Güter-  und  Erbrecht  bezüg- 
liche Bestimmungen  enthält,  mehre  Hauptziige  bietet,  die  uns  im  späteren 
sächsischen  Rechte  entgegentreten  (nämlich  im  Sachsenspiegel)  und  unter  den 
einzelnen  Stämmen  eine  Rechtsverschiedenheit  in  einzelnen  Punkten  bekundet« 
Ergänzt  ist  dieselbe  durch  die  „Capitulatio  de  partibusSaxoniae"  a.  785 
und  ein  Kapitulare  vom  J.  797. 

Sie   galt   im   ganzen  Sachsenlande,   also   zwischen  Ruhr   und  Weser   und 
längs  der  Elbe. 

§.  35. 

13,  Lex  Anglionim  et  "Werinorum  hoc  est  Thuringorum.  **) 

Sie  besteht   aus  yerschiedenen  Bestandtheilen,   welche   zum  Theil    bis  in^s 
6.  oder  7.  Jahrhundert   reichen,   auf  dem  Reichstage   zu  Aachen   im  J.  802 


*)  In  den  cit.  Sammlimgen.  Dazu:  E.  Th.  Gaupp  Recht  und  Yerfassung  der 
alten  Sachsen.  In  Yerbindung  mit  einer  krit.  Ausg.  der  Lex  Saxonum,  BresL  1837. 
Schulausg.  Joh.  Merkel  Lex  Saxonum,  Berl.  1858.  Literatur  bei  Gen  gier 
Grdr.  S.  159  flf. 

Merkel  unterscheidet  (Yorr.  S.  5  %.)  drei  Theile  des  Gesetzes:  „I — XXIH. 
ein  Adelsstatut  und  yerbrieftos  Landrecht  des  herrschenden  Stammes  sicherlich  yoz^ 
banden  vor  dem  ersten  Kapitulare,  nämlich  782;  XXIY — LX.  unter  vorwiegend 
fränkischem  Einflüsse,  nach  785,  aber  vor  797  veriasst,  LXI.  bis  Ende  frühestens 
von  798  setzt  eine  Zeit  voraus,  wShr^d  welcher  ein  Theil  des  Adels  in  der  Ver- 
bannung lebte.^     Dag^en  tritt  auf  v.  Daniels  B.G.  8.  263  ff.  — 

Die  Geltung  in  späterer  Zeit  lehrt  Wippo  Yita  Chuonradi  c.  6.  (Monum.  Script. 
XI.  p.  268)  „Reversus  Bex  .  .  ad  Saxoniam  venit  ibi  legem  crudelissimam  8ax.oiium. 
eecundum  voluntatem  eorum  constanti  auctoritate  roboravit.^  Dieser  Ruf  der  crude- 
Utas  (der  sich  auch  in  Transl.  S.  Alexandri  c.  2.  Monum.  Script,  ü.  p.  675.  zelg;t) 
bat  seinen  Grund  in  dem  Yerhängen  der  Todesstrafe  für  in  den  übrigen  Rechten  mit 
Bussen  bestrafte  Yerbrechen. 

**)  In  den  cit.  Samml.  dazu:  £.  Th.  Gaupp  das  alte  Gesetz  der  Thüringer  oder 
die  Lex  A.  et  W.  hoc  est  Th.  in  ihrer  Yerwandtsch.  mit  der  L.  Sal.  u.  L.  Rip.  dar- 
gestellt u.  mit  erklär.  Aom.  herausg.  .  .  Breslau  1884.    Job. Merkel  Lex  Anglionun. 
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revidirt  und  mit  einem  Weisthume  —  judicia  Uulemari  —  vermehrt  sind. 
8ie  ist  zusammengesetzt  aus  thüringischen,  firänkisehen  und  sächsisch-frisischen 
Bechtssätzen  und  galt  bis  nach  Holstein,  Dänemark  und  England  hinein. 
Uebrigens  ist  sie  ein  sehr  dunkles  und  schwieriges  Gesetz,  zeigt  auch  sehr 
geringen  Einfluss  christlicher  Ideen. 

§.  36. 
Verwandte  Rechte.    Die  Gesetze  der  Anglo-Sachsen.    Leges  Anglo-Saxonicae.  *) 

Wir  besitzen  eine  chronologische  Sammlung  der  Gesetze  von  13  Konigen 
von  561 — 1087,  worunter  hierher  gehören  die  von  Ethelbert  aus  dem  Ende 
des  6.  Jahrhunderts  für  Kent,  von  Lothar  und  Eadrich  aus  der  2.  Hälfte 
des  7.  für  dasselbe,  von  Withred  aus  dem  Ende  des  7.  für  Kent,  von  Ina 
aus  der  letzten  Hälfte  des  7.  oder  Anfange  des  8.  Jahrh.  für  Wessex  u.  a. 
Zwar  haben  die  neuen  Verhältnisse,  in  welche  die  nach  England  eingewan- 
derten Deutschen  kamen,  Einfluss  geübt.  Im  Ganzen  aber  bieten  die^e  Ge- 
setze rein  deutsches,  vor  Allem  von  jedem  Einflüsse  des  römischen  reines  Recht. 
Hierdurch  und  durch  ihre  Abfassung  in  deutscher  Sprache  bleiben  sie  von 
grossem  Werthe. 

§.  37. 
B.  Fränkisches  Reichsrecht.    Kapitularien.*) 

Neben  den  Volksrechten,  als  den  Normen  für  die  einzelnen  Stämme  und 
solche  Bechtsverhältnisse,  welche  ihre  Wurzel  in  der  Gewohnheit,  der  Sitte, 
kurz  dem  Volke  selbst  finden,  bedurfte  es  nothwendig  im  fränkischen  Reiche 
bei  der  Verschiedenheit  der  Stämme  und  Rechte  allgemeiner  gesetzlicher  Anord- 
nungen .über  die  nicht  in  den  £j*eis  des  Stanunes-  und  Volksrechtes  fallenden 
Terhältnisse  (Heerbann,  Handel,  Verkehr  und  dessen  Sicherheit,  Kirchen- 
und   Unterrichtsangelegenheiten,   Finanzwesen,    Strassen,    Kanäle    u.   s.   w., 


et  Werinonmi  h.  e.  Thnringonim,  Berl.  1851.  (Im  Kachtrage  zur  Handausg.  der 
L.  Saxonum  hat  ders.  die  OoUation  des  Codex  Corbejensis  —  jetzt  dem  Domkapitel 
in  Paderborn  gehörig  —  mitgetheüt.)    Literatur  bei  Gengier  Grdr.  S.  162  ff. 

*)  ^oBg.  n.  Literatur  bei  Gen  gier  S.  20S  ff.  Reinh.  Schmidt  die  Gesetze  der 
Angelsachsen.  In  der  Ursprache  mit  Uebers.  u.  Erläuterungen.  2.  Aufl.  Leipz.  1857. 
Vgl  noch  St  ebbe  R.G.  S.  194  ff. 

^)  Ausgaben:  Die  älteren  weist  nach  Gengier  Grdr.  S.  208  ff.  Bei  Walter 
Corp.  jur.  n.  u.  HI.  (p.  1—282;  685—690);  Pertz  Monumenta,  Leg.  Tom.  L  ü. 
Literatur:  Gen  gl  er  a.  a.  0.  S.  210.  Dazu  besonders  die  Darstellung  Yon  y.  Da- 
niels R.G.  S.  278  ff.  und  Stobbe  RX>.  S.  209  ff. 
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Beaufsichtigung  der  Verwaltung,  Rechtspflege),  sodann  gleichfalls  Normen  für 
jene  Verhältnisse  des  Privat-  und  öffentlichen  Lebens,  die  man  zwar  als  Sache 
des  Stammesrechts  ansehen  kann,  welche  aber  doch  im  Einklang  stehen  mxash 
ten  mit  den  Grundsätzen  des  Reichsrechts.    Diesen  Kreis   umfassen  die  zahl- 
reichen von  den  merovingischen  Königen  an  erlassenen  Königsgesetze,  seit  den 
Karolingern   allgemein  Kapitularien  genannt.^    Sie   gingen   aus   von  den 
Königen.^)    Wofern  sie  Angelegenheiten  eines  Stammes  betrafen,  pflegte  man 
sie  den  geistUchen  und  weltlichen  Grossen  und  dem  ganzen  Stamme   auf  der 
Eeichsyersammlung  vorzulegen.*)    War  das  nicht  der  Fall,  enthielten  sie  blos 
allgemeine  Bestimmungen,  so  legte  man  sie  nur  den  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  (wie  der  Eingang  vieler  beweist)  vor.")    Abgefasst   sind  sie   in  latei- 
nischer  Sprache;   das   Original   hinterlegte   man   in    dem  Archiv   des   Pfalz- 
grafen;  publicirt  wurden   sie   durch   offiziell  gemachte  —  vom  Kanzler  be- 
glaubigte  —  Abschriften,    die   man   den  einzelnen  Bischöfen  und  Grafen  zu- 
stellte und  von  diesen  verlesen  liess.  ^)    Dieselben  sind  früh  gesammelt  worden 
vom  Abte  Ansegisus   von  Fontanella  im  J.  827    in  4  Büchern  und  3  An- 
hängen.')    Diese  Sammlung  hat  bald  öffentliches  Ansehen   erlangt.    Weitere 

^  Die  Namen  in  der  meroving.  Zelt  sind  decretio,  decretnm,  edictum,  con- 
stituiio,  pactus  u.  8.  w. 

Capitula,  capitulationes,  capitularia  heissen  sie  davon ,  dass  sie  inmehren 
kleineren  mit  fortlaufenden  Zahlen  versehenen  Abschnitten  abgefasst  —  tmd  wohl  auch 
auf  der  Versammlung  vorgelegt  —  wurden. 

^  Es  gibt  übrigens  noch  zwei  von  Karlmann  und  Pippin  als  Majordomus 
erlassene. 

*)  Cap.  Saxon.  a.  797  (Leg.  I.  p.  75.)  prindp.,  Cap.  minora  a  803  c.  19.  (Leg.  I. 
p.  115.)  „üt  populus  interrogetur  de  capitulis  quae  in  lege  noviter  addita  sunt.  Et 
posiquam  omnes  consenserint,  subscriptiones  et  manufirmationes  suas  in  ipsis  capitulift 
faciant.**  Dasselbe  ergibt  sich  aus  Cap.  legi  Sal.  add.  a.  819  (ib.  p.  225  sq.)  u.  Cap. 
Long.  a.  819  (ib.  p.  228.),  femer  Cap.  Aquisgr.  a.  820  c.  ö.  (ib.  p.  229.):  ^^Generaliter 
omnes  admonemus,  ut  capitula,  quae  praeterito  anno  Legi  Salicae  per  omninia 
consensum  addenda  esse  ceosuimus,  jam  non  ulterius  capitula,  sed  tan  tum  lex 
dicantur,  immo  pro  lege  teneantur.^ 

'^)  üebrigens  heissen  auch  diejenigen  Konigsgesetze  Capitularia,  die  nicht  vorgelegt 
wurden,  weil  sie  keine  solche  Dinge  betrafen,  z.  B.  de  villi s  imperialibus. 

^)  Cap.  Aquisgr.  a.  825  c.  26.  (ib.  p.  246.):  „Volnmus  etiam,  nt  capitula  quae  nunc 
et  alio  tempore  consultu  fidelium  nostromm  a  nobis  constitutasunt,  a  cancellario  nostro 
archiepiscopi  et  comites  eorum  de  propriis  civitatibus  modo,  aut  per  se  aut  per  suob 
missos,  accipiant  et  unusquisque  per  suam  dioecesim  ceteris  episoopis,  abbaübus,  comi- 
tibus  et  alüs  fidelibus  nostris  ea  transcribi  faciant,  et  in  suis  comitatibus  coram  omm- 
bus  relegant,  ut  cunctis  nostra  ordinatio  et  voluntas  nota  fieri  possit.  Oancellarius 
tamen  noster  nomina  episcoporum  et  comitnm  qni  ea  acdpere  ooraverint,  notet,  et  esu 
ad  nostram  notitiam  perferat,  ut  nidlus  hoc  praetermittere  praesumat.** 

0  üeber  diese  Sammlung  liefert   das  beste  Material  Pertz.     Qedr.    bei    Pertz 
Mon.  Leg.  L  p.  256—825.  (auch  bei  Walter  Corp.  jnr.  germ.  11.  p.  401 — 490.)- 


^ 
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Sammlungen  sind  yon  dem  mainzischen  Diakon  Benedict  (daher Benedictus 
Levita)  lun  840,^)  dann  eine  offiziell  angelegte  und  publicirte  unter  K.  Lo* 
thar  I.  Yor  847,*)  endlich  eine  des  Erzbischofs  von  Tours  Capitnla  Herardi 
archiepiscopi  Touronensis,  coUecta  ex  Capitularibus  regum  Francomm  a.  858.  ^°) 


m.  Quellen  des  ungeschriebenen  Bechts. 

§.  38. 
A.  Die  Fonnelsammlimgen. 

Die  wichtigste  Quelle  bilden  diejenigen  Sammlungen,  welche  in  lateinischer 
Sprache  abgefasste  Beispiele  enthalten  für  die  Anfertigung  yon  Bechtsgeschäf« 
ten  aller  Art,  formulae  (alle  möglichen  Verträge,  Eidesleistungen,  Inyesti- 
tiiren  u.  s.  w.)  Sie  stützen  sich  bald  auf  germanisches,  bald  auf  römisches 
Becht,  und  haben  namentlich  dazu  beigetragen,  das  letztere  überhaupt  in  das 
Leben  einzuführen.  Sie  sind  einzeln  Zusammenstellungen  yon  wirklichen  im 
Leben  abgeschlossenen  Geschäften  u.  dgL,  einzeln  freilich  auch  als  Schablone 
gemacht.  Durch  sie  wird  uns  der  wirkliche  Bechtszustand  gewissermassen 
urkundlich  dargestellt.  Wir  besitzen  eine  ganze  Menge  yon  solchen,  die  bald 
nach  ihrem  Yerfasser,  bez.  Sammler,  bald  nach  dem  Herausgeber,  bald  nach 
dem  Orte  der  Auffindung  oder  dem  Kreise  der  darin  behandelten  Ge- 
schäfte benannt  werden.  SoFormularumMarculfimonachi  librilT.  um  660;*) 
dazu  ein  adpendix  yon  58  Formeln  und  die  s.  g.  formulae  Lindenbro- 
gianae.^  Andere  sind  „Anamodi  subdiaconi  Batisponensis  traditionum  Sanct- 
Emmeranensium  libri  11.^  nach  886  yerfasst;^  Form.  Andegayenses^)  aus 


0  Diese  Sammlmig  hat  ihre  Hauptbedeutung  fOr  das  Ebrehenrecht,  weshalb  hier 
nicht  weiter  darauf  eingegangen  zu  werdeio  braucht  Siehe  Schulte  die  Quellen  des 
kath.  Eirchenrechts ,  Giess.  1860.  S.  S04.  (Allgem.  katfa.  Kirchenr.  Bd.  L). 

^  YgL  die  !Notizen  bei  Gen  gl  er  S.  220  fg.  Erschöpfend  handelt  darüber  schon 
Biene r  Commentarii  Yol.  I.  p.  189.  mit  den  Not.  1.  u.  2. 

^^  Eine  Uebersicht  der  wichtigsten  meroiring.  und  karoling.  Eönigsgesetze  gibt 
Gengier  Grdr.  S.  222—239. 

0  Herausg.  yon  Bignon,  Paris  1613,  Argentor.  16Sö.  8.,  bei  Baluze  Capitular. 
T.  n.,  Walter  Corp.  jur.  T.  HI.  üeber  die  Entstehung  gibt  diePraefatio  AufBchluss. 
Gerade  diese  sind  nadb.  der  Yorrede  fingirt  („ad  exercenda  üiitia  puerorum*^).  Die 
Literatur  überh.  gibt  Gengier  Grdr.  S.  244  ff. 

*)  NachLindenbrog,  der  sie  zuerst  fand  und  in  seinem  Codex  legum  antiquarum 
edirte  (Frankf.  1613.  fol.). 

^  BeiPez  Thesaurus  anecdotorum  novissimus.  Aug.  Yindel.  1721  sq.  fol.  T.  I.  P.  DI. 

*)  Walter  Corp.  jur.  T.  DI.  p.  497—522.    Gengier  S.  247  f. 
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dem  Anfange  des  8.  Jahrinmderts  Ar  die  Gegend  ron  Angers  gemacht,  be- 
sonders wichtig  flir  den  Frocess;  Fem.  Alsaticae  ans  dem  9.  Jahrhondert, 
Bignonianae  und  Balnzianae  n.  a/) 

§•  39. 
B.  Urkunden  und  senstige  Schriftdenkniale. 

I.  Diese  Urkunden  über  rechtliehe  Torgange  gewähren  nach  der  Natur  der 
Bache  einen  tiefen  Einblick  in  das  Rechtsleben,  besonders  das  priTatrechttiche. 
Ihrer  sind  wenige  im  Originale,  dagegen  in  Abschriften  dne  Unzahl  erhalten, 
namentlich  über  die  Besitzyerhältnisse  der  Klöster,  in  denen  die  Erwerbs- 
(Schenknngs-,  Kanf-,  Tanscb-  n.  s.  w.)  Urkonden  in  Bücher  eingeschrieben 
zu  werden  pflegten,  s.  g.  Polyptjcha,  polyptiei  indices,  registra,  libri 
eensnales,  Indices  redditnnm,  Codex  traditionnm  n.s.  w.  Sie  zeigen 
uns  die  Anwendung  der  Rechtssätze,  lehren,  indem  sie  über  die  Art  derYer- 
theilnng  des  Bodens,  die  Zahl  der  Eingesessenen,  Abgaben  n.8.  £.  Anfsehloss 
geben,  uns  die  Verhältnisse  von  Grund  und  Boden  kennen,  und  bilden  so 
eins  der  wichtigsten  gescMehtlichen  HfiUsmitteL*) 

n.  Hierh^  gehören  weiter  Staatsschrifken,  Bri^e  u.  dgL*) 
ICL  Endlich  sind  noch  anzufOhren  die  sonstigen  Sprachdenkmaler,  aÜB  deren 
wichtigstes  der  in  altsächsischer  Sprache  im  9.  Jahrhundert  geschriebene  He- 
iland,  in  dem  uns   ein  klares  Bild   der   alten  Verfassung  unter  DarsteUung 
der  Lebensgeschichte  des  Heilandes  entgegentritt,  b) 


^)  Biehe  über  diese  o.  andere  Gengier  S.  248  fL    Stobbe  B.G.  8.  241  ff. 

')  Gengier  S.  270  ff.  zählt  die  bekannteren  und  wichtigeren  aal    Ich  nenne  nur 
^Polyptiqne   de   Pabb^   Irminon  (St   Germain)  .  .  .   par  Mr.   Benjamin    Guerard 
8  T.   Paris  1836—45.  4.   entstanden   in  Folge  Befehls  von  Pippin  (n.  Karls    ▼.  802) 
dasB  die  Ir&nk.  Abteien  ihre  Gfiter  vl  Einnahmen  seilten  zur  Besteaenmg  verzeichnen 
lassen.    Codex  traditionnm  Fnldensiom  heransg.  Yon  Dronke^  Fulda  1844.  4.    Auge- 
meine  Bammlungen:  L.  d^Ach^ry   Spiofl^um  vetemm  aHqnot  sofiptorunif    13   T. 
Paris  1655--1677.  4.  (2.  Ausg.  Yon  de  la  Barre,    3  T.  Paris  1724.  fei).    Bouquet 
et  Dantine  Recoeil  des  Historiens,  T.  8.  u.  4.,   Monumenta  Boica  ed.  Academia 
scientiarum  Boica,  vol.  1—35;   Collect,  noyae   vol.  8.    Muratori  Rer.  Italic    scripto- 
res  .  .  25  T.  foL  MedioL  1728—51.    Antiquitates  itaücae,  eod.  1728—42.    6  yoI.    foL 

*)  Besonders  der  Codex  Carolinus  (99  Briefe  der  Päpste  an  die  Klinge  Karl 
Kartell,  Pippin  n.  Karl  d.  G.  enthaltend)  auf  der  kais.  HofbibL  suWien.  y.  Saviguy 
B.G.  I.  S.  357.  nota  a. 

^  Vilmar  deutsche  Alterthümer  im  Heliand,  1845.  4. 
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Fänftes  Kapitel. 

Did  Yerfassung  des  Reiches. 
L  Die  Gemeinden. 

§.  40. 

1.  Die  Niederlassung.') 

L  Eine  innere  Terschiedenheit  der  Gemeinde-  und  hierauf  gestützt  der 
Steateverfassung  entstand  anfänglich  dadurch,  ob  die  Einwanderung  stattfand 
in  eine  früher  römische  Gegend  oder  nicht.  Denn  da  der  Zweck  der  germa- 
mschen  Einwanderungen  lediglich  auf.  feste  "Wohnsitze  ging,  lag  weder  die 
Vernichtung  noch  die  Unterdrückung  der  besiegten  Völker  in  ihrem  Plane.*) 
Daraus  ergab  sich  aber  von  selbst,  dass  nach  beendeter  Unterwerfung  eines 
Landes  die  Besiegten,  so  viel  sich  dies  nur  mit  ihrer  politischen  Unabhängig- 
keit vertrug,  selbstständig  blieben,  deren  höhere  Kultur  und  geregelte  Ver- 
haltnisse Einfluss  auf  die  Germanen  übten. 

n.  Auf  diesen  Principien  ruht  das  von  den  Germanen  beobachtete  Ver- 
fahren in  Betreff  der  Aneignung  des  Bodens,  welches  sich  übrigens  nicht  für 
alle  Stämme  genau  feststellen  lässt.  Bei  der  Einwanderung  in  römische  Ge- 
biete liessen  sie  sich  meist  zuerst  von  den  Römern  verpflegen  (hospitalitas), 
forderten  darauf  bald  zusammenhängende  Gebiete,  gewöhnlich  ein  Drittheil, 
dazu  wohl  noch  '/s,  auch  von  Vomhinein  zwei  Drittheile;  bald  musste  der 


0  Oaupp  die  germanischen  Ansiedlungen  und  Landtheilnngen  in  den 
ProTinzen  des  römischen  Westreiches  in  ihrer  völkerrechtL  EigenthÜmL  u.  mit  Rüclo». 
auf  verwandte  Erscheinungen  der  alten  Welt  xl  des  späteren  M.A.  dargest  Breslaa 
1844.  Andere  Literat,  weist  nach  Gen  gier  Grdr.  S.  74  fg.  Vorzüglich  kommt  in 
Betracht  v.  Savigny  R.G.  I.  8.  289  ff. 

^  Der  Zustand  der  rom.  Provinzialen  wurde  daher  nach  dem  Kriege  in  der  That 
besser.  Salvianns  de  gubemai  Dei  L.  V.  (v.  Savigny  1.  c.  p.  291.)  ,,.  .  .  Itaqne 
onum  ilHc  Bomanorum  omnium  votnm  est,  ne  nnquam  eos  necesse  sit  in  jus 
transire  Bomanum.  üna  et  consentiens  illic  Romanae  plebis  oratio,  nt  liceat  eis 
Titam  agere  com  barbaris.  Et  miramnr  si  non  yinoantur  a  nostris  patribus  GK)thi,  cum 
vuüint  apud  eos  esse  quam  apud  nos  Romani?  Itaque  non  solum  transfugere  ab  eis 
ad  noB  fratres  nostri  omnino  nolunt,  sed  ut  ad  eos  confugiant,  nos  relinquunt.*^  Sal- 
vianus  war  Priester  zu  Massilia  um  480.  — 

Es  mag  hingewiesen  werden  auf  die  Annahme  römischer  Titel  Seitens  der  Könige 
(§.  19.).    Eine  Ausnahme  machten  die  Vandalen. 
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einzelne  Körner   dem  einzelnen  Germanen  ein  Gebiet  abtreten,   bald  endlich 
erhielten  sie  auch  wohl  freiwillig  von  den  Körnern  Gebiete  angewiesen. 

m.  Man  liess  den  römischen  Provinzialen  ihr  Recht,   nahm   die  yomelun-- 
taten  als  conTiyae  regis  in  dessen  Dienstadel  auf;  die  geringeren  kamen  in  die 
mildere  Abhängigkeit  des  deutschen  Rechts;  man  legte  den  Römern  ein'Wehr- 
geld   bei.")    Römische  Municipalverfassung   und   römisches  Steuerwesen  blieb 
bestehen.     Hierdurch   änderte   sich   der   Charakter   der   öffentlichen   Gewalt. 
Diese   blieb   über  die  unterworfenen  Römer   im  nämlichen  Zustande,  so  dass 
noch    eine  Zeitlang   die  Herrschaft   über  Germanen   und  Römer   sich  schied. 
Die  nothwendige  Einwirkung  der  römischen  Einrichtungen,    das  in  Folge  des 
Eriegsruhmes  erlangte  grössere  Ansehen  erhöheten  fortdauernd  die  königliche 
Macht,   welche  mehr  und  mehr  über  Deutsche  und  Römer  eine  gleiche  ward. 
Dazu  kam  das  Christenthum,  welches  eine  völlige  Umwandlung  im  Gebiete 
des  öffentHchen  Rechts  durch  die  Trennung   der  priesterlichen  Macht  von  der 
königlichen,  die  Stellung  der  türche  und  des  Klerus,  die  Anschauung  über  die 
Quelle   der   obrigkeitlichen   Gewalt,   die   Abschaffung   der   Sklaverei   hervor- 
brachte, auf  dem  des  Priyatrechts  durch  die  Umwandlung  des  Eherechts,   die 
pnTatrechtliche  Stellung   von  Kirche   und  Klerus   neuen  Ideen  Eingang  ver- 
schaffte.   So   konnte  sich   das  iränkische  Königthum  von  Gottes  Gnaden 
bilden,  so  fiel  der  alte  schroffe  Abstand  zwischen  Herrn  und  Knecht,  war  aber 
zugleich  Raum  geboten  für  Bildung  neuer  Stände,   so  ging  die  bisherige  lose 
Verbindung   der   einzelnen  Gaue  über   in   eine    organische  Staatsverbindung. 
Vom  fränkischen  Reiche,   in  dem  diese  Zustände  sich  bildeten,  weil  alle  jene 
Gründe  dort  vorlagen,   ging  diese  Entwicklung  mit  der  Ausdehnung  der  Kö- 
nigsgewalt auf  alle  Stämme  über   und   hatte  bereits  den  Sieg  davongetragen, 
als  die  dauernde  Trennung   zwischen   dem  fränkischen   und  deutschen  Reiche 
eintrat. 

lY.  In  den  nichtrömischen  Ländern  blieben  die  Yerhaltnisse  Venn  auch 
in  einer  Fortbildung  begriffen  doch  wesentlich  auf  den  frühem  Grundlagen 
beruhen;  dasselbe  war  auch  der  Fall  in  den  bis  zu  Chlodwig  von  den  Fran- 
ken eingenommenen  Gebieten  im  Gegensatze  zu  den  Reichen  in  rein  römi- 
schen Ländern.  Die  Form  der  Niederlassungen  bildeten  also  bald  die  Dörfer, 
bald  einzelne  Höfe,  villae,  Curtis,  Herrnhöfe  mit  ihren  Aeckem  und 
Feldern. 


*)  Unterschied  der  Komani  tributarii  (v.  Savigny  Zeitschr.  f.  gescbu  Rechts- 
wissenschaft YI.  S.  369  ff.)  und  Romanus  homo  possessor.  Ueber  die  lege& 
Romanae  Barbarorum  §§.  24.  25. 
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§.  41. 

2.  Die  YolksgemeindeiL 

Die  ältere  Fonn  der  Selbstregierung  wich  unter  den  Karolingern  der  Ans- 
dehnung  frankisclier  Zustände  auf  die  übrigen  Gebietstheile.    Bei  den  Franken 
zerfiel  das   Land   in    viele   Comitatus    unter    der  Leitung    eines   Comes, 
Grafio,   Graf,    auch  wohl  judex,    Graf  genannt.    Diese  Einrichtung  dehnte 
man  auch  auf  das  römische  Proyinzialgebiet  aus,  desgleichen  wohl  ohne  Zweifel  , 
auf  die  romischen  Städte   an   der  Donau,   wahrend  die   im  alten  Gallien   bis 
in's  9.  und  10.  Jahrhundert  ihre  römische  Verfassung  behielten  und  erst  dann 
zu  den  rein   germanischen  Bildungen   übergingen.^)    Unter   den  Karolingern 
ward  die  Grafschaftseintheilung    auf  das  ganze  Keichsgebiet  in  der  Art  über- 
tragen,  dass  man  je  nach  den  Verhältnissen  den  Gau  mit  der  Grafschaft  zu- 
sammenfallen Hess ,  oder  aus  einem  Gau  mehre  Grafschafken  ^  oder  aus  mehren 
Gauen  eine  Grafschaft  machte.  ^    Das  alte  Gemeindeleben  machte  in  politischer 
Bezfehung  der  Regierung  durch  den  König  und  seine  Beamten  Platz;  für  die 
(Gemeinde    blieb    die   volle   Freiheit   in   rein   gemeindlichen   Angelegenheiten. 
Ton  der  Mitgliedschaft   in   denselben  hing   daher  auch  fernerhin   nicht  mehr 
die  politische  Rechtsfähigkeit  allein,  wenngleich  im  Grossen  und  Ganzen  vor- 
zugsweise,   ab;    dadurch   trat  der    politische  Charakter  der  Landgemeinden 
zurück  und    bestimmte    Stände   in  den  Vordergrund,    während    durch    gün- 
stige Verhältnisse  in  der  folgenden  Periode   auch  die  Städte   zu  politischer 
Bedeutung  gelangten.    In  den  Gemeinden  selbst  erhielten  sich  die  alten  Ver- 
hältnisse, insbesondere  die  Marken  Verfassung  (§.  9.)  diese  ganze  Zeit  hin- 
durch wegen  des  Fortbestandes   der   alten  Verhältnisse  des  Grundeigenthums 
imd  Erbrechts. 


^)  üeber  die  Fortdauer  der  rom.  Municipalyerf. ,  namentlich  in  den  lombard.  Städ- 
ten, herrscht  grosser  Streit.  Hauptschr.:  v.  Savigny  R.G.  I.  S.  409  ff.  M.  A.  y.  Beth- 
mann-Hollweg  Ursprung  der  lombard.  Städtefreiheit,  Bonn  1846.  C.  Hegel 
(lesch.  der  Städteverf.  y.  Italien  seit  der  Zeit  d.  röm.  Herrsch  bis  z.  Ausg.  des  12.  Jahrh. 
2  Bde.  Leipz.  1847.  Die  fernere  Lit.  weist  nach  und  gibt  eine  gute  Skizze  der 
Controverse  Gengier  Grdr.  S.  287  ff. 

^  Daher  ist  so  oft  die  Bede  von  Grafschafken  in  einem  bestimmten  Gau. 

^  Dies  aber  nur  an  den  Beichsgrenzen.  Monachi  SangalL  de  gestis  Eiiroli. 
Momun-  Script.  H.  736. 
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n.    Das   Reich. 
A.  Der  König. 

§.  42.  ' 

1.  Erlangung  der  Würde.     Stellung. 

I.  In  der  merovingischen  Eönigsfanulie  hatte  sich  keine  feste  Erbfolgeordnung 
ausgebildet,    so    dass   überhaupt  Familienangehörigkeit  zum  Throne  berief.^), 
Söhne  succedirten  in  der  Kegel  zuerst,  dann  Brüder  und  Neffen;  waren  mehre 
vorhanden,  so  vertheilte  wohl   der  König   bei  seinen  Lebzeiten  das  Reich  auf 
den  Todesfall,  oder  setzte  einen  Sohn  über  ein  einzelnes  Land;  ebenso  kamen 
nach  dem  Tode  Theilungen    vor.^    Kraft   des  Familienrechts   folgt    der  neue 
König,  weshalb  die  Mitwirkung  des  Volkes  seit  Chlodwig  nur  da  uns  entgegen- 
tritt, wo  entweder  ein  nicht  nach  strengem  Erbrecht  Berechtigter  folgte   oder 
es  galt,  den  Thronfolger  gegen  Verwandte  zu  schützen.®)    Nur  bei  den  Theil- 
königen   macht   sich  besonders   in  Austrasien    eine    anerkennende  Mitwirkung 
der  Grossen  geltend;  als  Pippin,  ein  nicht  durch  das  Erbrecht  Gerufener,  zur 
Regierung  gelangt,    findet  die  Schilderhebung  statt,    welche  in  der  Folge  der 
blossen  Akklamation  der  Grossen  Platz  macht,  da  sofort  das  Erbrecht  wieder 
eintrat.  *) 

Mit  Pippins  "Weihung  und  Salbung  durch  den  h.  Bonifacius  zu  Soissons 
752,^)  so  wie  durch  Papst  Stephan  III.  im  J.  754®)  wurde  die  Weihe,  mit 
der  Krönung    der  Söhne  Karl  d.  G.    zu  Rom   durch  Papst  Hadrian  I.,    im  J. 


^)  lieber  die  Ehen  der  Könige,  für  welche  Ebenbürtigkeit  als  Regel  erscheint^ 
8.  Waitz  V.G.  n.  S.  125  fg.  ^gl.  übrigens  Herrn.  Schulze  de  testamento  Gense- 
lici  seu  de  antiquissima  lege  successoria  in  Germanorum  regnis.  Jenae  1859. 

^  Siehe  hierüber  noch  v.  Daniels  R.G.  §.  149.  Es  ist  gewiss  richtig,  dass  die 
TheUungen  im  fränkischen  Reiche  in  den  verschiedenen  Bestandtheilen  desselben  ihren 
Grund  haben.  Nachstehen  der  Weiber  nach  L.  Sal.  emend.  Tit.  TiXTT.  §.  6.  ^De  terra 
vero  salica  nulla  portio  hereditatis  mulieri  veniat,  sed  ad  virilem  sexum  tota  terrae 
hereditas  perveniat.*^     Davon  die  successio  ad  legem  salicam. 

3)  Waitz  D.  Verf.Ge8ch-  H.  S.  106  f.  Den  Grund  sieht  Waitz  mit  Recht  in  der 
durch  die  Ausdehnung  der  Herrschaft  gewonnenen  Macht  der  Merovinger. 

*)  Einhardi   Vita  Karoli  M.  c.  3.      Divisio  imperii  a.  806.    c.  5.     Greg.    Touron. 

n.  40.  rv.  51.  vn.  lo. 

^)  Einhard.  Annal.  ad  a.  750. 

^)  Einhard.  AnnaL  ad  a.  754.  Zugleich  wurden  seine  Söhne  Karlmann  und  Karl 
gesalbt. 
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781')  die  Kronniig  des  neuen  Herrschers  üblich  mit  Krone  und  Scepter» 
Diese  kirchliche  Weihe  veranlasste  E.  Pippin  zugleich,  sich,,BexDei  Gratia^ 
zu  nennen,  ein  seitdem  üblicher  Titel.  Der  eigentliche  Titel  war  Bex  Fran* 
corum,  seit  Unterwerfung  des  Langobardenreiches  „Rex  Francorum  et 
Langobardorum.^ 

n.  Mündig  wurde  der  König  mit  dem  15.  Lebensjahre,^)  bis  wohin  früher 
ein  Verwandter,  später  der  Majordomus  die  Regentschaft  führte. 

KL  In  Folge  der  inneren  Kämpfe,  des  Sieges  der  Merovinger  über  die 
ifi^tokratie,  der  in  langen  Kämpfen  errungenen  Macht,  der  Berührung  mit 
den  Römern,  vor  Allem  des  Einflusses  christlicher  Ideen  erschien  unter  den 
iferovingem  zwar  weniger  deutlich  ausgeprägt,  unter  den  Karolingern  aber 
nach  dem  Sturze  des  Majordomats  und  der  Erlangung  kirchlicher  Weihe  YÖUig 
entwickelt  das  Königthum  als  Inbegriff  einer  von  Gott  verliehenen  obrigkeit- 
lichen Gewalt,  deren  Träger  selbe  durch  Gottes  Gnade  zu  eigenem  Rechte 
auszuüben  befugt,  aber  zum  Wohle  der  Unterthanen  zu  handhaben  ebenso 
yeipflichtet  ist.    Anfangs  war  das  Yerhältniss  verschieden. 

IV.  Ueber  die  imterworfenen  Romer  und  unterjochten  Germanen  erlangte 
der  König  mit  dem  Besitze  des  römischen  Staatsgutes  so  wie  des  Privatgutes 
dei  römischen  Kaiser  die  imperatorische  Gewalt,  dieselbe  volle  und  unum- 
schränkte Macht,  wie  sie  die  römischen  Imperatoren  gehabt;  deren  Handhabung 
unterscheidet  sich  jedoch  kaum  mehr  unter  den  Karolingern  von  der  über  die 
freien  Stämme.  Denn  auch  über  diese  haben  die  Könige  die  höchste  Gewalt 
aber  Leben  und  Tod  zu  eigenem  Rechte  erlangt.  Diese  ist  getreten  an  die 
Stelle  der  Volksmacht;  der  König  erscheint  als  Quelle  des  Rechts  und  Be- 
schützer des  Friedens;  der  Yolksfriede  ist  zum  Königsfrieden  gewor- 
«ien.*)    Dun  verpflichtete  sich  das  ganze  Volk  durch  Eidschwur  zur  Treue;") 

0  Einhard.  Annal.  a.  781.  Annal.  Lauriss.  a.  781.  Pippin  ward  zum  König  der 
Lomhardei,  Ludwig  von  Aquitanien  geweüit«ind  gekrönt. 

Die  perBönlichen  Vorrechte  und  Auszeichnungen  des  Königs  stellt  zusammen 
öengler  ördr.  8.  274  fg. 

Als  personliches  Recht  der  Könige  erscheint  das  ripuarische  (Recht  ihres 
^olks),  wie  sich  aus  Divisio  imperii  a.  817.  c.  16.  ergibt,  wo  es  heisst:  „8i  vero 
aÜcni  illorum  contigerit,  nobis  decedentibus,  ad  annos  legitimes  juxta  Ribuariam 
legem  nondiun  perrenisse  .  .  .^ 

")  Waitz  Verf.  Gesch.  IL  S.  112. 

^  Diese  Anschauung  zeigt  Lex  Salica  LYI.,  wo  es  von  dem  Oontumax  heisst: 
•  •  .  .  tunc  rex,  adquemmannitasest,  eum  extra  sermonem  suum  ponat.  Tunc 
ip^c  culpabilis  et  onmes  res  suas  erunt,  et  quicunque  eum  aut  paverit  aut  hospitalem 
Merit,  etiamsi  uxor  sua  proxima,  malb.  lampicii,  hoc  est  600  dinarios,  qui  faciunt 
wüdos  15,  culpabilis  judicetur.** 

'")  Gregor.  Touren.  IV.  30.  VI.  12.  VU.  7.  Greg. IX.  30.  sagt:  „Similiter  et  ille 
(nmlich   K.   Charibertus)   cum  juramento  promisit,    ut  leges   consuetudinesque   novas 
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anfänglich  nur  beim  Antritte  der  Regierung,   später   auch   der  Einzehie  nach 
Beiner  Mündigwerdung.") 

y.  Vom  König  geht  aus  der  Schutz  der  Rechte  und  Personen,  die 
mundeburdis  regia,  *^  welcher  sich  allen  gegenüber  darin  zeigt,  dass  der 
Yerletzer  des  Friedens  neben  der  Sühne  für  den  Yerletzten  dem  Fiskus  einen 
Theil  als  fredum  entrichtet.  ^^  Wo  ein  besonderer  Schutz  nöthig  ist,  wird 
auch  dieser,  wie  in  früherer  Zeit  durch  das  Yolk,  so  jetzt  vom  Könige  ge- 
währt, woraus  der  Ding-,  Heer-,  Heim-,  Acker-,  Kirchen-,  Königs- 
frieden  entstand, ^^)  dessen  Bruch  höheres  Friedensgeld  oder  Friedlosigkeit 
nach  sich  zog. 

VI.  Mit  dem  Schutze  Aller  yerbindet  sich  nothwendig  Recht  und  Pflicht 
des  Königs,  über  Recht  und  Unredit  zu  entscheiden;  er  ist  oberster  Rich- 
ter, ernennt  diejenigen,  welche  anstatt  seiner  und  in  seinem  Namen  Recht 
sprechen. 

VII.  Der  König  leitet  das  ganze  Land,  setzt  die  Yorsteher  der  einzelnen 
kleineren  Kreise  ein  und  yereinigt  so  in  sich  die  höchste  Machtrollkommenheii 
Um  diese  seine  Rechte  desto  nachhaltiger  wahren,  jeden  Eingriff  zurückweisen 


popiilo  non  infligeret.*^  Capii.  gen.  a.  789  c.  2.  (Leg.  L  p.  68.) :  „De  sacramentiB  Me- 
litatis  causa,  quod  nobis  et  fiJüs  nostris  jurare  debent,  quodhis  yerbis  contestari  debet: 
Sic  promitto  ego  ille  partibus  domini  mal  Caroli regia,  et  filiorum  ejus,  quiafidelis  sum, 
et  ero  diebus  yitae  meae,  sine  fraudo  et  malo  ingenio.'' 

Ueber  die  Frage,   ob   der  bei  Marculf  I.  40.   („Ut  leudesamio  promittantur  regi. 
Dum  et  nos  una  cum  consensu  Procerum  nostrorum   in  regno  nostro  illo  gloriose   filio 
nostro  illo  regnare  praecipimus,  ideo  jubemus  ut  omnes  pagensesyestros,  tamFrancos, 
BomanoB,  yel  rellqua  natione  degenljbus  bamiire  et  locis  congniis  per  civitates,    yicos, 
et  castella  congregare  faciatis;  quatenus  praesente  Misse  nostro  inlustri  yiro  illo,  quem 
ex  nostro  latere  illuc  pro  hoc  direximus,  fidelitatem  praeoelso  filio  nostro  yel  nobis  et 
leode  et  samio  per  loca  Sanctorum  yel  pignora  quae  iUnc  per  eodem  direximus,    de- 
beant  promittere  et  conjurare.*^)   mitgetheilte  Eid  ein  Unterthanen-   oder    beBondereT 
Treu-Eid  sei,  sowie  überhaupt  über  das  Yerhältmss  beider  ygL  man  Waitz  IL  115  f., 
Roth  Beneficialw.    108  ff.,    Walter  R.G.   §.  67   f.,   Zöpfl  B.G.    Th.    IL  •  §.    10., 
y.  Daniels  R.G.  §.  137. 

^0  Cap.  Earoli  M.  in  Theodoris  yilla  805.  IL  o.  9.  „Et  infantes  qui  antea  non 
potuerunt  propter  juyenalem  aetatem  jurare,  modo  fidelitatem  nobis  repromittant.^ 

^')  W.  Th.  Kraut  die  Vormundschaft  nach  den  Grandsätzen  des  deutscken  Rechtes 
dargestellt  (Götting.  1837.  47,  1859.  8  Bde.)  Bd.  L  S.  63  ff.  -r-  Vgl  über  diese  Ver- 
haltnisse noch  die  Darsteüung  yon  y.  Daniels  §.  14  L  ff. 

")  Tacitus  Germ.  cap.  12.  Greg.  Touron.  de  miracul.  8.  Mart  IV.  26.  „Com- 
positionem  fisco  debitam  quam  iUi  fredum  yocant.*^  Wilda  das  Strafrecht  der  Q-er« 
manen  (Halle  1842.)  S.  469  ff. 

^*)  Wilda  Strafr.  der  Germ.  S.  233  ff.  Zusammenstellungen  der  Quellenstellen  bei 
Walter  R.  G.  §.  57. 
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und  die  allgemeine  Ordnung  aufrecht  halten  zu  können,  steht  ihm  das  Becht 
zu,  Befehle  und  Anordnungen  zu  treffen  und  auf  deren  Uebertre- 
tung  eine  Busse  zu  setzen,  das  Kecht  des  Bannes  (§.10.).*^)  Durch  die 
BannbuBse  wurden  ursprünglich  diese  besonderen  königlichen  Befehle,  die  rich- 
terlichen Anordnungen,  insofern  sie  sich  auf  solche  stützten,  geschützt,  ausser- 
dem besondere  Arten  von  Vergehen,  namentlich  gegen  den  besonderen  £ö- 
ü^ineden  und  den  Heerbann  bestraft.  ^^)  Er  betrug  in  der  Begel  60  sol.'^ 
und  wurde  von  dem  ripuarischen  Rechte  auf  das  ganze  Reich  ausgedehnt;  im 
Laufe  der  Zeit  yerwischte  sich  der  Unterschied  zwischen  dem  Banne,  als  einem 
Vorrechte  des  Königs  und  dem  Friedensgelde,  das  jenem  gewissermassen  nur 
als  Nachfolger  in  die  alte  Yolksgewalt  zustand,  so  dass  bannus  und  fredus 
gleichbedeutend  wurden.*^ 

Viil.  Mit  dieser  yeränderten  Stellung  des  Königs  nahm  der  Einfluss  des 
Volkes,  des  einzebaen  Stanmies,  auf  die  Regierung  und  Gesetzgebung  einen 
anderen  Charakter  an.  Bei  den  Merovingem  hatte  noch  in  den  ?nchtigeren 
Angelegenheiten  das  Volk  seine  Zustimmung  zu  geben,  ^^  über  Krieg  und 
frieden  mit  zu  beschliessen;  allmälig  aber  fiel  dies  fort.  Wo  gleichwohl  eine 
derartige  Zustimmung  sich  später  findet,  ist  sie  mehr  eine  Förmlichkeit,  welche  die 
Karolinger  in  der  klugen  Absicht  beibehalten  mochten,  die  Herrschaft  weniger 
iaUbar  zu  machen.  Je  mehr  diese  königliche  Gewalt  sich  ausbildete,  desto 
mehr  musste  das  besondere  Yerhältniss  zum  Könige  Einfluss  und  Macht 
geben.  An  die  Stelle  des  den  König  berathenden  Volkes  traten  mehr  und 
mehr  die  Grossen,  denen  ihr  besonderes  Yerhältmss  zum  Herrscher  Ansehen 
und  Macht  verlieh. 

IX.  Die  königliche  Gewalt  war  jedoch  keine  ungemessene.  ^^)    Jeder  unter- 
steht ihr  mit  der  Yerpflichtung  zur  unbedingten  Treue   gegen  die  Person  des 


*^)  Ueber  den  Königsbann  siehe  J.  A.  M.  v.  Woringen,  Beiträge  zur  Gesch.  d. 
deutsch.  Strafrechts.  I. 'Beitr.  Erläut  ü.  d.  Gompositionswesen.  Berlin  1836.  S.  154  ff. 
Wilda  Strafr.  d.  Germ.  S.  469  ff.  u.  ders.  in  Weiske^s  Rechtslexikon  Art.  Bann. 
Qegen  deren  Meinung  Walter  R.G.  §.  58.  Vergl.  auch  Zöpfl  R.G.  S.  407  ff. 
412.  N.  29. 

**)  Die  7  alteren,  die  8  karol.  Fälle  des  Bannes  sowie  dessen  allmälige  Ausdeh- 
niuig  Bind  nachgewiesen  von  Walter  R.G.  §.  58. 

*')  Lex  Ribuar.  XXXV.  3.  LVHI.  12.  LXV.  1.  8.  LXXDI.  1.  2.  4.  LXXXVII. 
Dag  Capit.  Saxon  797  c.  9.  gestattet  eine  bis  zu  1000  sol.  (Merkel  Lex.  Sax.  p.  20.). 

^^  Diese  Entwicklung  lehrt  Wilda  a.  a.  0. 

^«)  So  bei  der  Taufe  Chlodwigs.  Gregor.  Touron.  n.  29.  Vita  S.  Remigil 
(bei  Bouquet  HI.  p.  377.). 

^  Er  konnte  zwar  auch  begnadigen,   aber  doch  nur  in  beschränkter  Weise. 

^gl  Capit.  a.   797  c.  10. 

Schnite,  Beichs-  u.  Rechtsg^sch.  *  6 
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Königs,  zur  Pietät  gegen  dessen  Familie,  zur  Leistung  dessen,  was  an  Dieiv- 
sten  alle  leisten  müssen.  In  der  Kegierung  seines  Hauses  bleibt  der  freie- 
Mann  unbeschränkt.  Der  König  ist  verpflichtet,  das  Recht  der  Einzehien  m 
achten  und  zu  schützen,  kann  nur  in  den  bestimmten  Dingen  und  der  herge- 
brachten Weise  die  Freien  verbinden.  Soll  darüber  hinaus  eine  Verpflichtung^ 
bestehen,  so  ist  ein  besonderes  Treuverhältniss  nöthig  (§.  43.). 

§.  43. 

2.  Antrastionen.    Leudes.    Beneficiaten.    Yasallen.') 

I.  Aehnlich  der  älteren  Zeit  (§.  15.)  erscheint  in  der  merovingischen  um 
den  König  eine  Schaar  von  Getreuen,  die  trustis  regia,  dominica,^  An- 
trastionen, welche,  ohne  einen  besonderen  Stand  zu  bilden,  oder  eine  erbliche 
Würde  inne  zu  haben,  ^  vom  Könige  aus  den  Freien,  aber  auch  den  Römern,, 
ja  auch  Halbfreien  (Liten)  genommen,^)  durch  einen  in  manu  regis  abge- 
legten Eid   eine   besondere  Treue  schwuren,*^)   von  diesem   beliebig  entlassen 


^)  Paul  Roth  Geschichte  des  Beneficialweseiis  von  den  ältesten  Zeiten  bis  m's 
zehnte  Jahrhundert.  Erlang.  1850.  Lex.-8.  Darin  ist  die  gesammte  Literatur  angegeben^ 
auch  werden  die  yerschiedenen  Meinungen  referirt,  z.  B.  S.  209.  210.  Wait& 
Yerf.Ge8ch.  n.  S.  208  ff.  607  ff.  Ders.  über  die  Anfänge  der  Yassallität.  (Abge^ff. 
aus  dem  YII.  Bde.  der  Abhandl.  d.  kön.  Gesellsch.  der  Wissensch.  zu  Götting.)  G^tting. 
1856.  4.  Zöpfl  R.G.  Th.  ü.  §.  10.  (8.  282  ff.),  v.  Daniels  R.G.  S.  136  ff.  Letz- 
terer tritt  besonders  gegen  Both  auf.  Ganz  adoptirt  sind  die  Ausführongen  Kothsr 
von  Walter  §.  67  ff. 

^  lieber  die  Ableitung,  die  Verwandtschaft  mit  dem  neuhochd.  trost,  abd.  traust 
=  mundium,  potestas  domini,  solatium,  s.  Grimm  B.A.  275.  u.  603.  Ygl. 
auch  Zöpfl  a.  a.  0.  N.  45. 

')  An   den   alten  Adel  knüpfen   dieselben   an   nach  dem  Yorgange  von  Montes- 
quieu im  Esprit  des  loix  XXX.  22.:   Maurer  Adel  S.  87.,    Eichhorn  R.Gh.    §.  47.,. 
V.  Savigny  verm.  Schriften  lY.  S.  30  f.    Dagegen  Roth  Beneficialw.  S.  119  fF. 

^)  Lex  SaL  XLI.  3.  „Si  quis  vero  Romano  homine  conviva  rege  ocoidexit  ou 
fnerit  adprobatum,  12000  dinarios  qui  fadunt  solidos  300  culpabilis  judicetur.^  Recap. 
L.  SaL  c.  30.  „Inde  ad  solides  900,  ut  si  quis  Romanum  vel  lidum  in  tT-aate 
dominica  oociserit*^  Merkel  p.  99.  Eod.  p.  97.  c.  33.  „Solidos  900,  ut  qxii  antru- 
sionem  quo  puer  regis  est  occiserit  et  eum  ignem  combusserit.'^ 

^)  Formular  bei  Markulf  I.  18.  „De  Regis  antrustione.  Rectum  est  ut  qni  nobie 
fidem  poUicentur  inlaesam,  nosiro  tueantur  auxUio.  Et  quia  ille  fidelis  Deo  propitio 
noster  veniens  ibi  in  palatio  nostro  una  cum  arimannia  sua  (richtiger  arxna  sua) 
in  manu  nostra  tmstem  et  fidelitatem  nobis  visus  est  conjurasse,  propterea  per  prae- 
sentem  praeceptum  decemimus  ac  jubemus  ut  deinceps  memoratus  ille  in  niimero  antm- 
stionum  oomputetur.  Et  si  quis  fortasse  eum  interficere  praesumpserit,  novexit  se  wir- 
gildo  suo  solides  sexcentis  esse  culpabilem  judicetur.**    Dieser  ist  übrigens    im  Ixillalt^ 
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werden  konnten.  Als  stete  Begleiter  des  Königs,  seine  Diener  und  Tisch- 
genossen ^)  erlangten  sie  einen  naturgemässenEinfiuss,  der  sich  juristisch  jedoch 
nur  in  der  Verdreifachung  des  Wergeides,  das  ihrem  Geburtsstande  oblag 
kund  gibt.^ 

n.  Mit  dem  fortwährenden  Steigen  der  königlichen  Macht  hob  sich  immer 
höher  auch  das  Ansehen  seiner  besonderen  Getreuen,  welche  mit  den  gleich» 
falls  durch  dreifaches  Wergeid  und  Ansehen  hervorragenden  Beamten  des  Kö- 
nigs mehr  und  mehr  die  Theilnahme  der  Freien  in  Leitung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten  zurückdrängten.  Zugleich  lag  es  in  der  Anschauung  jener 
Zeit  —  wie  überhaupt  aller  Zeiten  —  dass  zahlreiche  Begleitung  ein  Zeichen 
Ton  Ansehen  und  Macht  bilde.  Auch  in  der  karolingischen  Zeit  begaben  sich 
fortwährend  in  des  Königs  Dienstschafk  (se  commendare)  Personen,  dieVassi 
Yassalli  regales,  dominici  genannt  werden.®)  Zwischen  diesen  Vasallen 
und  den  Antrustionen  der  merovingischen  Zeit  dürfte  wohl  nur  ein  Namens- 


nicht   von   dem   allgemeinen  Fidelitäts-  (ünterihanen-)  Eide   verschieden,   wie  Roth 
S.  122  ff.  dargethan  hat.    Dagegen  y.  Daniels  §.  187. 
«)  Siebe  die  Belege  bei  Roth  8.  125  ff.  Nota  52  ff. 

^)  Die  Stellen  in  nota  4.  dazu  L.  SaL  XLI.  2.  XLII.  1 .  Wird  der  Antrustio  bei 
Ausübung  des  Dienstes  getödtet  (z.  B.  in  .oste),  so  hat  er  dreifaches  Wergeid,  das 
neunfache  seiner  Geburt.  L.  Sa^  LXTTT.  2.  Dreifaches  auch  der  ingenuus  nach 
LXTTT.  1.  „Si  quis  hominem  ingenuum  in  oste  occiserit  (quia  lege  salica  vivit  et 
in  truste  dominica  uon  fuit  iUe  qui  ocdsus  est),  malb.  leude  hoc  est  24000  dinarios 
qui  faciunt  soUdos  600  culpabilis  judicetur.  2.  Si  vero  in  truste  dominica  fuerit  ille 
qui  occisus  est  cui  fuerit  adprobatum,  malb.  mother  hoc  est  1800  solidos  culpabilis 
judicetur.'^  bei  Tödtung  in  oste.  Gegen  die  Ansicht  Eichhorns  R.O.  §.  26.  47., 
das  Charakteristische  der  Antrustionen  habe  in  der  ausschliesslichen  Befähigung  bestan- 
deo,  ein  Dienstgefolge  zu  haben  (diese  hat  ihren  Grund  in  der  entschieden  falschen 
Lesart  arimannia  der  in  nota  ö.  abgedr.  Stelle  Marc.  I.  18.)  und  Immunitäten 
besitzen  zu  können,  sehe  man  Roth  S.  116 — 119.,  dem  sich  Walter,  v.  Daniels, 
Zopfl  anschliesst 

^  In  denliCges  bezeichnet  vassus  noch  theilweise  einen  Unfreien,  der  zu  Diensten 
im  Hause  verwendet  wird.  So  lex  Sal.  XXXY.  5.  „Si  quis  vassum  ad  ministerium 
(quod  est  horogavo,  puella  ad  ministerium)  aut  fabrum  ferrarium  .vel  aurifice  aut  por- 
cario  Tel  vinitorem  autstratorem  furaverit  aut  ocoiderit  cui  fuerit  adprobatum,  1200  dina- 
no8  qui  fadunt  solidos  SO  culpabilis  judicetur.^  L.  AI  am.  Leg.  lib.n.  LXXXI.  3., 
bei  Pertz  Leg.  T.  IIL  p.  78.,  wo  Merkel  in  den  Koten  die  Literatur  angibt;  dazu 
Both  S.  367.  und  Waitz  IL  S.  152.  Damit  entfällt  von  selbst  der  hiergegen  von 
Zopf]  B.G.  S.  294.  Anm.  70.  aus  „den  ältesten  Stellen'^  und  der  Etymologie, 
welche  in  diesem  Falle  nichts  beweist,  erhobene  Einwand  und  dessen  gegentheiüge 
Behanptangj  „die Bezeichnung  vassus  oder  vasallus  deute  von  Haus  aus  auf  einen 
frden,  durcli  eigne  Wahl  eines  Herrn  ergebenen  Diener  oder  Gefolgsmann.  <^  Wie  das 
Wort  skalk  in  seniscalcus,  xpariscalcus  (Grimm  R.A.  p.  302.),  ist  es  mehr  und 
mehr  aach  fELr  freie  Diener  gebraucht  worden  und  hat  so  jedes  Entehrende  verloren. 
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imterschied  obwalten;  der  Treuschwur, ^   das  Begleiten  des  Königs,  Yersehen 
von  Hofdiensten  ^^)  kommt  auch  bei  ihnen  Yor.    Das  Gefolge  war  offenbar  sehr 
gross  geworden,  so  dass  man  bereits  die  Vasallen  auch  mit  Aemtem  belieh, ^^) 
ja  selbst,  wenn  man  ihrer  nicht  bedurfte,  daheim  liess.^^    Zweifelsohne  wur- 
den diese  Vasallen  wie  die  früheren  Antrustionen  von  den  Königen,  während 
sie  bei  Hofe  waren,  unterhalten.    Wie  in  älterer  Zeit  die  principes,  hatten  m 
der  merovingischen  Zeit  die  mächtigeren  Antrustionen,    in  der  karolingischen 
diese  Vasallen,  überhaupt  die  grösseren  Grundbesitzer,   wiederum   eine  zahl- 
reiche Dienerschaft,   bestehend  aus  ihren  Unfreien ^^  (den  pueri,  ihrer  fa- 
milia),   welche  dieselben  auch  im  Dienste  des  Königs  begleiteten  und  höchst 
wahrscheinlich  vom  Könige  unterhalten  wurden,  so  lange  sie  mit  ihren  Herrn 
bei  Hofe  waren.    Mit  der  aUmäügen  Abnahme   der  alten  Freiheit,  der  wach- 
senden Macht  einzelner  Grossen,  dem  Anhäufen  des  Grundbesitzes  in  der  Hand 
der  Könige,  der  Kirche  und  der  Grossen,  der  Unyermögenheit  vieler  Gemein- 
freien,  die  grosse  Last  des  ununterbrochenen   und  beschwerlichen  Kriegsdien- 
stes aus  dem  bei  Vermehrung  der  Familie  mehr  und  mehr  keine  ausserordent- 
lichen Ausgaben  gestattenden  Grundbesitze  zu  tragen,  endlich  mit  der  Zunahme 
der   von   der  Grafengewalt  eximirten  Güter   vieler  Grossen,   auf  denen   auch 
Freie  sassen,   welche   das  Land  bebauten,   bot  sich  in  der  ^Nachahmung  des 
Vasallenthumes   ein  Mittel   zur  Bessenftg   seiner  Lage'^).    Es  commendirten 
sich  so  seit  Karl  Martell  freie  Leute  freiwillig  durch  den  Fidelitätseid  ^'*)  ein- 


Diese  Entwicklung  liegt  bereits   in  den  yon  Zöpfl  a.  a.  0.   citlrten  Kapitularien  vor, 
nicht  aber  in  den  andern  beiden  von  ihm  angefahrten. 

^  Einhard.  Annal.  a.  757.  „Tassilo  more  Francico  in  manns  regis  in  yassaücmn 
manibns  sais  semetipsum  commendaylt,  fideUtatemque  jurejnrando  pronüsit,*'  geschöpft 
aus  Annal.  Lanrissens.  a.  757  (Pertz  L  p.  140.). 

10)  Capit  Bonon.  811.  c.  7.,  ad  Theodon.  vill.  821.  c.  4. 

**)  Capit.  ad  Theodon.  yiU.  1.  c. 

**)  Baluze  Capitul.  reg.  Franc.  IL  coL  1400.  1405. 

1»)  Siehe  die  Belege  bei  Both  Beneficialw.  S.  152  ff. 

**)  Man  sehe  überhaupt  Roth  a.  a.  0.  Buch  IV.  Kap.  L  u.  IL,  wo  auch  die  in 
der  politischen  Geschichte  liegenden  Gründe  dargelegt  werden. 

")  Capit.  in  Theod.  viDa  805.  IL  c.  9.  (Leg.  I.  p.  188.)    „De  jnramento,    ut  nuUi 
alten  per  sacramentum    fidelitas    promittatur,    nisi   nobis   et  unicuique 
proprio  seniore   ad  nostram  utilitatem  et   sui  senioris,  excepto  bis  sacramentis 
quae  juste  secundum  legem   alteri   ab  altero   debentur.    Et  infantis,   qui  antea   non 
potuerunt  propter  juvenalem  aetatem  jurare,    modo  fidelitatem   nobis  repromittant.*^ 
Praecept.  pro   Hispan.    815.   c.   6.   (Walter  Corp.  jur.  II.   291.):    „Noverint   tarnen 
iidem  Hispani   sibi  licentiam   a  nobis   esse  conoessam  ut  se  in  yassaticum  (K>]iiitibuA 
nostris  more  solito  oommendent    Et  si  benefidum  quisquam  eomm  ab  eo  cni  se   com- 
mendavit,  fuerit  consecutus,  sciat  se  de  illo  tale  obsequium  seniorisuo  exhibere  debere 
quäle  nostrates  homines   de  simili  benefido  senioribus  suis  exhibere  solent.^  Praeo.  IL 


Antrustionen.  Leudes.   Beneficiaten.  YasaUen.  g5 

zelnen  Grossen,  wurden  deren  homin es,  vassi,  vassalli.")  «Hu*  Herr,  senior, 
hatte  gegen  die  persönliche  lebenslängliche  Yerpüchtnng  der  beständigen  Treue, 
welche  sich  im  Schutze  desHerm  im  Frieden  und  Kriege,  dessenBegleitungzeigte,^0 


(eod.  p.  308.))  Cap.  Aqnisgr.  a.  818.  c.  16,   (Leg.  I.  p.  189.)    „Quod  nuHus   Beniorem 
ganm  dimittat  postquam  ab  eo  acdperit  yalente  solido  imo;   excepto  si  eum  Tiilt  occi- 
derei  aut  cum  baculo  caedere,  vel  uxorem   aut  fiUUam  maculare,   seu  hereditatem  ei 
tollere."     Cap.  Pipp.  a.  789  c.  12.  13.  (Leg.  L  p.  71.):    „Stetit  nobis   de  illos  liberos 
LangobardoB,   ut  licentiam  habeant   se  commendandi   ubi  yoluerint,   si   seniorem  non 
habnerit,  sicut  a  tempore  Langobardorum  fecerunt,   in  tantmn  qnod  ad  partem  comiti 
sui  faciat  rationabüiter  quod  debet.*^    DItIb.  imper.  a.  806  c.  10.  (Leg.  L  p.  112.)   „Et 
imusquisque  liber  homo  post  mortem  domini  sui  licentiam  habeat  se  commendandi  inter 
haec  tria  regna  ad  quemcunque  yoluerit.    Similiter  et  ille  qui  nondmn  alicui  coimnen- 
datas  esf^     Divis,  a.  817  c.  9.  (ib.  p.  199.)  „Praecipiendum  etiam  nobis  videtor,   ut 
post  decessum  nostrum  miiuscujusque  vassalluB  tantom  in  potestate  domini  sui  beneficimn, 
propter  diBCordias   eyitandaB,   habeat,    et  non  in  alterins.    Proprium   autem  Buum   et 
hereditatem,  ubicumque  fiierit,    salva  justitia  cum  honore  et  securitate  seoundum  suam 
l^em  unusquisque  absque  injusta  inquietudine  poBBideat ;  et  licentiam  habeat  unusquis- 
q[ae  liber  homo  qui  seniorem  non  habuerit,  cuicunque  ex  bis  tribus  fratribus  yoluerit, 
86  commendandi;"    diviB.  a.  830  c.  6.  (ib.  p.  357),    Capit.  de  exerc.  a.  808  c.  5.  (ib. 
p.  119,)   Adnunc.    £aroli  Calyi   a.  847  c.  2.   (ib.  p.  895.)  „Yolumus  etiam,  ut  unus- 
quisque liber  homo  in  nostro  regno  seniorem ,  qualem  yoluerit,  in  nobis  et  in  nostris  fide- 
libuB  accipiat."    Ueber  die  Form  der  Commendation  ygl.  die  Notizen  bei  Z5pfl  §.  10. 
*^  Spätere  Formen   sind  yalyassor,   walyassor.    So  schon  in  Gonst.  Chuon- 
radi  Salici.  a.  1037.    Monum.  Leg.  11.  39.    Das  Yerhältniss  des  Yasallen  zum  Herrn 
wird  bezeichnet  mit  yassaticum,  seryitium,  obsequium. 

Unterschied  der  Yassi  regii,  welche  wieder  seniores  waren,  und  yassi  epi- 
Bcoporum,  abbatum,  comitum,  ducum. 

Yassi  casati:  Capit.  Bonon.  £aroli  M.  a.  811  c.  7.  (Monum.  Leg.  L  173.):  „De 
TasalliB  dominicis  qui  adhuo  intra  casam  seryiunt,  et  tarnen  beneficia  habere  noscuntur, 
statatnm  est,  ut  quicunque  ex  üs  cum  domno  imperatore  domi  remanserint,  yasallos  suos 
casatoB  secnm  non  retineant,  sed  cum  comitem  cigus  pagenfies  sunt  ire  permittai^ 
Capii  ad  Theodonis  yillam  a.  821  (eod.  p.  230.)  c.  4.:  „De  yassis  nostris,  qui  ad  mar- 
cam  nostram  constituti  sunt  custodiendam  aut  in  longinquis  regionibus  suahabent  bene- 
ficia yel  res  proprias,  yel  etiam  nobis  assidue  in  palatio  nostro  seryiunt,  et  ideo  non 
possunt  assidua  custodire  placita:  quam  rem  yolumus  ut  missi  nostri  yel  comes  nobis 
notam  faciant,  et  nos  faciemus,  ut  ad  eorum  placita  yeniant.^ 

'0  Roth  S.  379  f.  u.  Walter  §.  74.  stellen  die  Belege  zusammen.  Es  konnte  der 
Vasall  den  Dienst  au&agen  aus  den  GHinden  im  Capit.  Aquisgr.  813  c.  16.  (abgedr. 
in  nota  15.)  Const.  de  liberis  et  yasaUis  a.  816  c.  2.  (Leg.  L  p.  196.):  „Si  quis  senio- 
rem Buum  dimittere  yoluerit  et  ei  approbare  potuerit  unum  de  his  criminibus:  id  est 
primo  capitolo,  si  senior  eum  injuste  in  seryitio  redigere  yoluerit;  secundo  cap.,  si  in 
Tita  ejus  consiliayerit ;  tertio  cap.,  si  senior  yassaUi  sui  uxorem  adulterayerit,  quarto 
cap.  si  eyaginato  gladio  super  eum  yoluntarie  occurrerit;  quinto  cap.  si  senior  yassalli 
sui  defensionem  facere  potest,  postquam  ei  ipse  manus  suas  commendayerit,  et  non 
fecerit,  liceat  yassallum  eum  dimittere.  Qualecumque  de  istis  quinque  capitulis  senior 
contra  yassallum  suum  perpetrayerit,  liceat  yassallum  eum  dimittere.'' 
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die  Pflicht,  den  YasaUen  zu  8<^ützen*®)  und  zu  yertreten.  Nach  der  Natur 
der  Sache  gab  das  höhere  Ansehen  des  Senior  auch  ein  solches  den  YasaUen. 
Daher  erscheinen  die  vassi  regii  als  die  ersten,  welche  selbst  wieder  YasaUen 
hatten;  nach  ihnen  erlangten  auch  die  der  Erzbischöfe  und  Bischöfe  ein 
bedeutendes  Ansehen. 

in.  Schon  frühzeitig  war  es  Sitte  geworden,  dass  die  Könige  ausser  der 
Yerpflegung  an  ihre  Getreuen  einzelne  Besitzungen,  wozu  ihr  ausgedehnter 
Grundbesitz  das  Mittel  bot,  vergaben,  anfangs  wohl  in  der  Regel  zu  Eigen- 
thum.^^)  Jedoch  bildete  diese  Beleihung  nichts  für  das  besondere  Fidelitats- 
Terhältniss  Eigenthümliches ,  sondern  kam  auch  ohne  dieses  vor,  besonders 
als  Mittel,  sich  einzelne  mächtige  Freie  dadurch  zur  unbedingten  Ergebenheit 
zu  verpflichten,  ^°)  wie  umgekehrt  sich  bis  in  die  spätere  Zeit  YasaUen  ohne 
solches  Gut  finden.  *^)  Mehr  und  mehr  aber  wurde  es  seit  Karl  Martell  Sitte, 
den  YasaUen  für  die  Yerpflichtungen  aus  dem  Dienstverhältnisse  Grundstucke 
zum  Genüsse  zu  übertragen,   welche  man  Beneficia**)  nannte.    Als  zu  sol- 


")  Ygl.  z.  B.  cap.  Ingelh.  807.  c.  9.  (ib.  p.  151.),  Const.  Hloth.  Olonn.  82S.  c.  13. 
(ib.  p.  283.),  Capit.  Aquisgr.  825.  cap.  26.  (in  nota  6.  §.  37.). 

^^  Dies  hat  Both  Gesch.  d.  Beneficialw.  S.  204  ff.  242.  nachgewiesen,     lieber  die 
Möglichkeit  der  Gonfiskation  hat  derselbe  sieh  gleichfaUs  ausgelassen.  216  ff. 

Auch  das  Yersprechen,  ein  hohes  Amt  zu  verleihen,  war  wohl  selbst  Grund  der 
Commendation.  Darüber  siehe  Waitz  Anfänge  der  Yassallität  S.  31.,  wo  aus  ^it- 
hard  IH.  c.  2.  ein  Beispiel  gegeben  wird,  dass  „honores"  Grund  zur  Commendation 
waren.  Ebenso  ist  ohne  Zweifel  auch  ein  Gut  oft  Grund  gewesen.  Aber  weder  in 
dem  Einen  noch  dem  Andern  Hegt  das  Wesen  der  Yassallität  für  diese  Zeit.  Ygl. 
auch  Zöpfl  S.  297. 

*^)  "Waitz  Y.G.  n.  S.  209  ff.  sucht  nachzuweisen,  dass  solche  Yerleihungen  wesen- 
lich als  Entgeld  der  Treue  für  die  Dauer  des  Treuverhältnisses  gemacht  seien,  desshalb 
hätten  vom  Ifachfolger  bestätiget  werden  müssen,  dass  eine  ausnahmsweise  Schenkung 
zu  vollem  Eigenthum  nur  an  Kirchen  hauptsächlich  vorgekommen  sei.    Dem  ifit  Both 
a.  a.  0.  entgegengetreten.    Dagegen  hat  W.aitz  in  der  ange£  Abhandlung  seine  Mei- 
nung näher  zu  begründen  versucht.    Beneficien  finden  sich  auch  im  Besitze  von  Mön- 
chen,  niederen  Geistlichen   und   Weibern.    Die  Belege  bei  Both  S.  428.    n.   50.  51. 
Ebenso  hatten  von  Kirchen  sowohl  Frauen  Beneficien,  als  auch  andere  Personen,   die 
unmöglich  im  Dienstverbande  zu  denselben   gedacht  werden   können,   auch  selb&t  der 
König  und  einzelne  Grafen:    Both  S.  435.  n.  92.  u.  93.    Ueber  die  Entwicklung  der 
Beneficia  auf  kirchlichem  Gebiete  sehe  man  Mein  System  des  Kirchenrechtes.    Gie&a. 
1856.  §.  99. 

^0  Nachweise  bei  Both.  S.  379.  n.  53.,  384.  n.  75.  u.  a. 

^^  In  dieser  technischen  Bedeutung  konunt  der  Ausdruck  zur  Zeit  der  Merovinger 
nicht  vor.  Eichhorn  B.G.  §.  26.  Waitz  Y.G.  IL  213.  Both  Benef.  S.  232.  Der 
Ausdruck  beneficium  findet  sich  schon  im  römischen  Beiche  bei  den Militärkolonien, 
ist  wohl  von  da  durch  die  Kirche  übernommen ,  und  von  dieser  auf  das  offenbar  analoge 
Yerhältniss  im  weltlichen   Gebiete   übertragen.     Hieraus   ergibt  sich,    dass    ein     An- 
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«hen  die  fiskaJischen  Güter  nicht  mehr  hinreichten,   griffen   die  Söhne  Karl 
Jüartells  zu  dem  Kirchengute,  yon  dem  sie  in  Neustrien  einen  Theil  unbedingt 
einzogen  und  vergaben ,   in  Austrasien  hingegen  Beneficien   austhaten   gegen 
eine  bestimmte  Abgabe   und   die  Verpflichtung   des  Rückfalles   an  die  Kirche 
nach  dem  Ableben  des  Beliehenen.  '^    Die  Menge  des  Kirchengutes  gestattete 
ohne  Zweifel   eine  Beleihung   aller   königlichen  Yasallen.    Eine   gleiche  Ver- 
leihung nahmen  nun  die  Senioren  yor,   indem  auch  sie  wieder  ihren  Vasallen 
Beneficien  gaben.    Nicht  minder  wurde  mehr  und  mehr   die  Verleihung  eines 
Beneficinms  directer  Grund   eines  Dienstverhältnisses,   indem   einzelne   grosse 
Grundbesitzer,   um   Fideles   zu   haben,   femer   um    als   Entgelt  die   Kriegs- 
folge sich   zu  yerschaffen,   Ländereien  nach  Beneficialrecht   austhaten.    End- 
lich   übertrugen    Manche,    um    die    Vortheile    des   VasaUenverhältnisses    zu 
gemessen,   ihr  Gut  dem  Könige  oder   einem  Grossen,   und   nahmen   es  von 
demselben   nach  Beneficialrecht   zurück.    In  der  Regel   waren  die  Beneficien 
nur  für  die  Lebensdauer   des  Herrn  gegeben,   allmälig  wurden  jedoch   unter 
verschiedenen  Formen  dieselben  auf  die  Lebenszeit  des  Empfängers  verliehen 
und  auch  nach  dessen  Ableben  häufig  dem  Erben  aufs  Neue  übertragen,   so 
dass,  wenn  kein  Fall  der  Einziehung  vorkam,  das  Verbleiben  in  der  Familie 
zur  Regel  wurde.**) 

IV.  Das  anfänglich  rein  persönhche,  allmälig  aber  auf  ein  dingliches  Süb~ 
Btrat  gebaute  Treuverhältniss  wurde  mehr  und  mehr  von  Einfluss  und  die 
Grundlage  der  Staatsverfassung;  denn  obwohl  allmälig  die  trustis,  das  persön- 


knüpfen  an  römische  Einrichtungen  für  das  Beneficialwesen  durchauB  unnöthig  ist.  — 
Die  königl.  Beneficien  waren  meist  eine  yilla  dominica  mit  ihrem  Zubehör.  Ueber 
die  Verzeichnisse  derselben  und  die  Controle  s.  Walter  §.  75. 

'^  Diese  Säcularisation  ist  umständlich  beschrieben  von  Roth  Gesch.  d.  Benef. 
-S.  318  ff.  Roth  hat  auch  gezeigt,  dass  nicht  bereits  Karl  Martell  zu  derselben  ge- 
griffen, wie  noch  y.  Daniels  Syst.  u.  Gesch.  des  franz.  u.  rheiu.  CivilprooessreohteB 
I.  Bd.  Berl.  1849.  S.  94  f.  festhält.  Ueber  die  in  Folge  davon  zu  Gnnsten  der  Kirche 
constitnirten  Abgaben,  und  die  Einwirkung  dieser  Säcularisation  auf  die  Entwicklung 
'des  kirchl.  Güterrechtes  (Zehnten,  Baulast)  siehe  mein  System  des  Eirchenrechtes 
S.  513.  545.  Abweichende  Ansichten  hat  y.  Daniels  R.G.  §.  160.  aufgestellt,  bez* 
yon  Neuem  zu  beweisen  gesucht.  Wo  die  Uebertragung  eine  bedingte  war,  geschah 
^ie  in  der  Form  von  Precariae,  welche  häufig  auch  nach  dem  Abieben  des  Inhabers 
-durch  den  König  mit  dessen  Sohne  oder  einem  anderen  Nachfolger  erneuert  wurden, 
80  dass  faktisch  fast  alles  eingezogene  Ghit  nach  und  nach  der  Kirche  dauernd  ent- 
fremdet ward. 

'^)  Vgl.  über  diese  Entwicklung  die  genauen  Belege  bei  Roth  S.  416  ff  Es 
kann  hier  nicht  d^  Ort  sein,  auf  die  yerschiedenen  Meinungen  über  die  Entstehung 
des  Beneficialwesens  näher  einzugehen.  Man  findet  sie  sämmtlich  aufgezählt  bei  Roth, 
Walter  a.  a.  00.    Die  Literatur  am  (Genauesten  bei  O  engl  er  Grdr.  S*  290  ff. 
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Hebe  Umgeben,  fortfiel,  blieb  die  Treue  und  Verpflichtung  zu  Diensten  be» 
Bteben,  und  bOdete  das  Band^  durch  welches  in  der  Folgezeit  König  und 
Stände  zusammengehalten  wurden. 

§.  44. 

3.  Die  Einkünfte  des  Königs.  ^) 

L  Hauptquelle  der  königlichen  Einkünfte  waren  die  Reichsgüter,  Do- 
Biftnen,  yillae  dominicae,  bestehend  zum  Theile  aus  dem  angestammten 
Familienbesitze,  zum  grössten  aber  aus  den  in  den  früher  römischen  Theüen 
bestandenen  Fiskalgütem  und  in  den  übrigen  Gebieten  aus  den  Landereien,, 
welche  die  Könige  für  sich  behalten  hatten.  Durch  Schenkungen  an  Getreue, 
Austhun  zu  Beneficien  und  besonders  Ausstatten  der  Bisthümer,  Klöster  u.  s.  w.  ^ 
waren  dieselben  allmalig  bedeutend  zusammengeschmolzen. 

n.  Dazu  kamen  beibehalten  aus  der  römischen  Zeit  in  dem  südlichen  Gal- 
lien Ton  den  Possessores  (Grundeigenthümem)  die  in  jedem  Steueijahre 
(indictio)  fUlige  Capitatio  (Grundsteuern)  bemessen  nach  je  1000  soM 
des  auf  Ghrund  des  allemal  auf  15  Jahre  festgestellten  Capitastrum  abge- 
sch&tzten  Vermögens,  von  den  Uebrigen  eine  Kopfsteuer  (tributum)').  An- 
teigs  waren  zwar  nur  die  römischen  Unterthanen  dieser  Steuer  unterwoifen, 
aIhn&Hg  wurden  auch  die  fränkischen  dazu  yerpflichtet  in  jenem  Gebiete.^ 
Diese  Steuern  sind  aber  aus  mannigfachen  Gründen  (Erwerb  des  romischen 
Guts  durch  Franken,  Verfall  der  Steuerrollen,  Begeben  der  Kopfeienerpflieh- 
tigen  in's  Treuverhfiltniss  u.  a.)  ihefls  fortgefallen  theils  in  andre  Formen  über- 


^)  ZnsammeiiBtellimg  Ton  Literatur  und  QaellensteUen  bei  Gengier  €Mr.  8. 2SSff^ 
Dem  mündfichen  Vortrage  überiassen  die  DarsteDimg  des  ZusainmenfiyieiMi  der  kömgL 
und  Staateeinkünfie,  Bedeatung  yon  fiscus,  fiscalia,  regalia  derQneOen;  Art  der 
Benutnmg,  Venraltong,  palatia.  Gurtes,  raansioniles  doiiiinieatae,  Tillae 
u.  8.  f.  VgL  bes.  Cap.  Aquisgr.  812  e.  7.  (Leg.  L  p.  174.)  und  BeneficioraBi  teo- 
nmique  regaL  deseribead.  föimulae  81S.  (ih.  pu  175  sqq.).  Gu^rard  Sj^fiealioB  da 
CapitaUdie  de  tüIis.  Paris  1853.    Waiti  IL  8.  498  £,  t.  Daniels  B.O.  §.  IGL 

*)  Hiervon  findet  man  bei  Roth  im  oft  dt  Werke,  besonders  aber  bei  ThoHa»- 
sini  Vetos  ei  noTa  eoelesiae  dJRciplina  drca  b^neficia  et  b^neficiarioB  cet    iXeapL  17C». 
m.  Partes  in  10.  T.  4.  reielie  Belege;  die  Urkunden  in  den  Ui 
(§.  S.)  für  die  einielnai  DiScoBen,  Krchen  u.  s.  w. 

3)  8.  Waits  V.G.  IL  S.  510  iL    Ueber  die  Versuche,   diese  Steaeni 
deren  Beibehahong,  Uebergang  dar  Grundsteuer  in  one  auf  dem  Boden  rufcrair  Ab- 
gabe (ReaDast),   der  Kopftteuer  in  eine   den  Famüien  obUeg^ide, 
Abgabe  s.  Roth  Beneßoalw.  8.  85  £    Waits  IL  174.  not  2. 

*)  VTaiti  V.O.  IL  8.  5M  C 
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^gangen.  In  den  übrigen  Gegenden  wurden  gemäss  dem  Herkommen^)  bald 
auch  Steuern,*)  bald  vom  ganzen  Volke  eine  Abgabe,')  bald  Geschenke ')  der 
Einzelnen  entrichtet.  Hierzu  kommen  die  Leistungen  von  Naturalien  an  den 
Hof,  sowie  yerschiedene  Beamte,  die  von  Naturaldiensten  (Hand-  und  Spann- 
Dienste,  Fuhren)  u.  dgl. 

m.  Eine  andere  Klasse  yon  Einkünften  bildeten  die  Bussen  für  den  Bruch 
des  Friedens  (freda)  und  die  Banngelder,  Bannbussen,  femer  Einnahmen  au» 
Confiscationen,  erblose  Sachen.^  Hierzu  traten  die  Nutzungen,  welche  der 
königliche  Forst-  und  Wildbann  abwarf,  die  Zoll-,  Wege-,  Brückengelder^ 
soweit  dieselben  nicht  an  Grosse  vergabt  waren,  das  Münzregal,*")  eine  Art 
Bergzehnt. ") 

B.  Die  Reichsregierang. 

§.  45. 
1.   Die  Reichsbeamten,  Hofbeamten.') 

I.  In  Nachahmung  der  byzantinischen  Hofrerfassung  treten  uns  unter 
Chlodwigs  Nachfolgern  eine  Anzahl  von  Hofämtem  entgegen,  welche  theils 
nur  für  den  Hof,  theils  für  die  ganze  Reichsregierung  von  Bedeutung  waren. 
In  jener  Beziehung  erscheinen  die  Inhaber  der  Aemter,  welche  nach  alter 
Sitte  den  Dienst  für  die  Bedürfnisse  des  Königs  versehen,  für  dessen  Klei- 
änng,  Nahrung,  Rosse.    Diese  sind  1)  der  Cubicularius,*)  betraut  mit  der 


^)  Cap.  Aqnisgr.  828  Oratomm  relatio  ad  Imp.  c.  7.  (Leg.  I.  p.  327.)  „Censufr 
tarnen  singulanim  provindamm  antiqnitas  oonstitutus  hujus  rei  ocoasione  pauperibus 
non  aogeatar.'' 

•)  Eme  solche  findet  sich  bei  den  Alamannen:  Waitz  V.G.H.  S.  507  ff.,  Merkel 
<Je  rep.  Alam.  §.  10.  n.  31.  (p.  43.). 

0  So  z.  B.  von  den  Sachsen,  Thüringern,  desgleichen  den  slavisohen  Yöl- 
iem,  80  oft  sie  die  Oberhoheit  des  fränkischen  Königes  anerkannten. 

•)  Vgl.  divis.  imper.  a.  817.  c.  4.  Eichhorn  R.Ö.  §.  171.  Diese  von  den  ein- 
gehen Grossen  (Bischöfen,  Aebten,  Grafen,  Vasallen)  alljfthrlich  gebrachten  nnterschei- 
<ien  sich  von  denen,  welche  der  Einzelne  zu  geben  pflegte,  wenn  er  zu  Hofe  kam,  und 
▼on  den  Naturalleistungen,  welche  auch  wohl  dona  heissen.  Vgl.  Zöpfl  R.G.  ThU.  §.40» 

•)  L.  Rip.  LVH.  4.    L.  Sal.  Emend.  LXHI.  §.  8. 

*")  8.  die  Notizen  bei  v.  Daniels  R.G.  §.  162.  N.  18. 

")  Waitz  n.  S.  554. 

0  Hincmar  Remens.  de  ordine  palatii  in  Walt  er  Corp.  jur.  geruLÜL  p.  761— 772. 
nack  der  Schrift  des  Abtes  Adalhardns  von  Corvey  gearbeitet,  wie  Hincmar  selbst 
c-  12.  nAher  angibt 

*)  Gregor.  Tonron.  V.  18.  18.  21.  38.  VH.  13.  17.  21.  X.  10. 
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Sorge  für  dasHaiu  und  dessen  Bewohner,  somit  auch  für  den  Schatz  (th es  aura- 
riu s) ,  der  Yor  den  Majoresdomus  zurücktrat  und  unter  den  Karolingern  als  Game- 
rarius  die  eigentliche  Hofhaltung  besorgte.    2)  DerDapifer  oder  siniscal- 
cus,  senescalcus,  Seneschall,^  später  Truchsess,*)   Oberküchemneister, 
dem  die  8orge  fiir  die  Küche  und  die  Bedienung  bei  der  Tafel  oblag.   3)Piii- 
cerna,  Scantio,^   in  karolingischer  Zeit  buticularius,^   Schenke,  Keller- 
meister.    4)   Comes   stabuli    (Connetable),   Marescalcus,^)    Marschall, 
Oberstallmeister,  betraut  mit  der  Sorge  des  königlichen  Stalles,  für  die  Equi- 
pirung  der  Vasallen  und  deshalb  deren  albnäliger  Anführer.    Ausserdem  gab 
es  noch  yerschiedene  andre  Aemter  (venatores,  falconarius)  und  zur  tag- 
lichen Leistung   der  Dienste   eine  Anzahl   von  Stellyertretem,   Unterbeamten 
der  Genannten,   nebst  den  nöthigen  Dienern  (Ministerialejs)  zur  Besorgung 
der  niedem  Geschäfte.^) 


')  Grimm  B.A.  p.  302.  nimmt  den  Ausdruck  fOr  „der  älteste  Diener;^  richtiger 
abzuleiten  yon  sen  (Gesinde  oder  Heerde,  Schaar),  so  viel  als  ein  Diener,  der  einer 
Bchaar  vorsteht,  während  jenes  als  üebersetzung  yon  major  domus  erschiene. 

*)  Einige  leiten  es  ab  yon  truhe,  Gefäss  und  sehen  es  als  Üebersetzung  yon 
dapifer  an;  richtiger  yon  trustis,  trucht,  Schaar,  der  einer  Schaar  vorsteht.  Vgl. 
über  die  Namen  dieser  Aemter  noch  Zöpfl  Th.  Ü.  §.  29.  in  der  Anm. 

^)  Lex  Sal.  Novell,  bei  Merkel  p.  66. 

^)  Gap.  Karoli  M.  de  villis  c.  16.    Hin c mar  1.  c.  c.  23.  von  buta  =  Butte. 

0  L.  Sal.  1.  c.  Die  SteUe  lautet:  „Si  quis  m^orem,  infestorem,  scantionum,  mari- 
JBcaloum,  stratorem,  fabrum  ferrarium,  aurificem  sive  carpentarium,  vinitorem  vel  per- 
carium  vel  ministerialem  furaverit  .  .  .^  Gregor.  Turon.  Y.  39.  Hin c mar.  c.  16.  28. 
Das  deutsche  Wort  stellt  sich  als  Üebersetzung  heraus. 

^)  Ueber  diese  Verhältnisse  geben  Auskunft  folgende  Stellen  von  Hin  cm  ar  de  ord. 
pal.  c.  16.:  „Post  eos  vero  (die  sub  num.  H.)  sacrum  Palatium  per  hos  ministros  dis- 
ponebatur:  per  Camerarium  videlicet  et  Comitem  Palatii,  Senescalcum,  Buticiüanum, 
Oomitem  stabuli,  Mansionarium,  Yenatores  principales  quatuor,  Falconarium  unum. 
17.  Et  quamvis  sub  ipsis  aut  ex  latere  eorum  alii  ministeriales  fnissent,  et  osüa- 
rius,  sacellarius,  dispensator,  scapoardus,  et  quorumcunque  ex  eis  juniores,  aut  De- 

cani  fiussent,  vel  etiam  alii  ex  latere,   sicut  bersarü,  veltrarii,  beverarii 

22.  De  honestate  autem  Palatii,  seu  specialiter  omamento  regali,   nee  non  et  de  donis 
annuis  militum,  absque  cibo  et  potu,  vel  equis,  ad  Reginam  praecipue,    et  sub 
ipsa  ad  Camerarium  pertinebat  .  .  .  .    24..  .  .    Sed  et  hoc  et  illud,    id  est,    et 
intra  et  extra  palatium,  ita  semper  cum  mensura  et  ratione  ordinaretur,  ut  quantum 
prodesset,    esset,   et  quantum  non  prodesset,   non  esset;   quia  in  ipais    ministeriis 
non  sie   facile  certus   numerus  .  .  .  dif&niri  potest:   ideo  in  ipsorum  arbitrio  manebat, 
quanti   et   quales   essent.     Sensus   autem    in   his   onmibus    talis    erat,    ut    nun- 
qtfam  Palatio  tales  vel  tanti   deessent  ministrl,  propter    has  praecipue    inter  ceteras 
necessitates,   vel   honestates    .    .   .**     Er   beschreibt    dann,   wie    man    dies     bewerk. 
fitellige.    Ueber  Erziehung  u.   Disciplin  bei  Hofe  s.  Waitz  H.  S93  ff.,    v.  Da- 
niels R.G.  §.  154  f. 
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n.  Für  die  Beichs Verwaltung  von  directer  Bedeutung  waren  1)  der  Befe- 
Tendarius,   welcher   das   königliche    Siegel   zu  bewahren,    die   königlichen 
Urkunden  zu   beglaubigen  hatte,    der  Kanzlei   vorstand,    unter   den  Karolin- 
gern Cancellarius,    meist   ein    hoher   Geistlicher    ujiter     dem  Namen 
Apocrisiarius,    Archicapellanus,    welcher    zugleich   der   Hofgeistlichkeit 
Torstand'')  und  überhaupt  die  geistlichen  und  Unterrichtsangelegenheiten  leitete 
{Cultusminister).     2)  Der  Comes  palatii,  Pfalzgraf,   welcher  hervorragen- 
der Gehülfe   des   Königs   für   die  G-erichtsbarkeit   in   älterer  merovingischer 
Mt^^)  ia  dieser  Stellung  verdunkelt  durch  den  Majordomus  ")  unter  denKaro- 
iingern  als  oberster  Hof-  und  Beichsbeamter  für  die  weltlichen  Angelegenhei- 
ten, somit  als  zweiter  überhaupt  erscheint.  ^^     8)    In  der  merovingischen  Zeit 
erscheint  seit  der  Begentschaft  von  Frauen   allmälig   als  der  erste  Hof-   und 
Reichsbeamte  sowohl  im  westlichen  als  östlichen  Franken  und  inBurgund  der 
Mher  nur  mit  der  Leistung  des  Hofstaates  betraute  insbesondere  als  Kammer- 
herr der  Königin  und  Prinzessinen  fungirende  Majordomus,  dem  zuletzt  die 
Oberverwaltung  des  Krongutes,  damit  auch  der  grösste  Einfluss  auf  dasBene- 
icialwesen,  die  Aemterbesetzung,  femer  die  Yormundsehaft  über  den  minder- 
jährigen König  u.  8.  w.  zustand.   Mit  König  Pippin  verschwand  diese  Würde.  ^*) 


^  Hin  c mar  c.  16.  „Apocrisiarius  autem  jqaem  nostrates  Capellanum  vel  Palatii 
castodem  appellant,  omnem  clerum  Palatii  sub  cura  et  dispositione  aua  regebat.  Cui 
fociabator  summus  Cancellarius,  qui  a  secretis  olim  appellabatur,  erantque  illi  subjecti 
pnidentes  et  intelligentes  ac  fideles  viri,  qui  praecepta  regia  absque  immoderata  cupidi- 
taÜB  venalitate  scriberent,  et  secreta  illis  fideliter  custodirent.'^  Dessen  Amt  beschreibt 
4ann  noch  eingehend  cap.  20.,  womit  zu  verbinden  sind  c.  18 — 15.,  welche  die  geistl. 
Angelegenheiten  näher  darlegen.  Der  Apocrisiarius  hatte  übrigens  auch  Geistliche  als 
Stellvertreter. 

'')  Vgl  die  Belege  bei  Waitz  H.  S.  378. 

")  Siehe  die  Angaben  bei  v.  Daniels  §.  157.  (S.  497.). 

^')  Hincmar  c.  19.  „.  .  E  quibus  praecipue  duo,  id  est,  Aprocrisiarius  ...  de 
Omnibus  negotiis  iecelesiasticis,  vel  ministris  eedesiae;  et  comes  Palatii  de  omnibus 
«aecularibus  causis,  vel  judiciis  suscipiendi  curam  instanter  habebant:  ut  nee  Eodesia- 
stiel,  nee  saeculares  prius  Dominum  Regem,  absque  eorum  consultu  inquietare  necesse 
liaberent,  quousque  illi  praeviderent,  si  necessitas  esset,  ut  causa  ante  Begem  merito 
Tenire  deberet.  Si  vero  secreta  esset  causa,  quampriuscongrueretBegi,  quamcuiquam 
alten  dicere,  eundem  dicendi  locum  eidem,  ipsi  praepararent  introducto  prius  Bege,  ut 
hoc  jurta  modum  personae,  vel  honorabUiter,  vel  patienter,  vel  etiam  misericorditer 
sosciperet.*'  c.  21.  „Comitis  autem  Palatü,  inter  caetera  paene  innumerabilia,  in  hoc 
ii^axime  soUicitudo  erat,  ut  omnes  contentiones  legales,  quae  alibi  ortae  propter  aequi- 
tätig  Judicium  Palatium  aggrediebantur,  juste  ao  rationabiliter  determinaret;  seu  per- 
Tersa  judicata  ad  aequitatis  tramitem  reduceret.^  An  den  Konig  sollten  nur  die  Sachen 
kommen,  über  die  es  keine  oder  eine  solche  weltliche  Satzung  gebe,  die  vom  christ- 
lichen Standpunkte  aus  zu  grausam  oder  verwerflich  erscheine. 

^^  Die  unendlich  abweichenden  Ansichten  können  hier  nicht  näher  erörtert  werden. 
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§.  46. 
2.  Die  ReicliB-Hoftage. 

I.  Neben  der  gewöhnliehen  Yersammlung  der  Hofbeamten  und  sonstigen 
gerade  beim  Könige  anwesenden  Grossen,  deren  sich  derselbe  als  consilinio, 
consistorium  zur  Entscheidung  wichtiger  Begiemngssachen  wie  der  Tor  ihn 
gebrachten  Bechtsstreitigkeiten  bediente,  finden  sich  bereits  im  6.  Jahrhundert, 
seitdem  die  königliche  Macht  entwickelt  und  die  alten  Tolksmässigen  Ein- 
richtungen abgestorben  waren,  ausserordentliche  Versammlungen,  placita,  con- 
ventus,  die  späteren  Beichstage.  Auf  ihnen  erschienen  die  geistlichen  (Erz- 
bischöfe, Bischöfe,  Aebte)  und  weltlichen  Grossen  (Herzöge,  Grafen,  königliche 
Yasallen),  schlechtweg  die  Majores,  in  Begleitung  ihrer  Unterbeamten  und 
Vasallen,    der  juniores,   in   den   austrasischen  Ländern  auch  die  einfachen 

Freien.  0 

n.  In  merovingischer  Zeit  wurde  die  allgemeine  Versaitunlung  (placitum 
generale)  abgehalten  im  März  zugleich  mit  der  alljährlich  zu  dieser  Zdt 
stattfindenden  Heeresmusterung  (Campus  Martins);  unter  den  Karolingern 
führte  die  Aenderung  des  Kalenders  die  Verlegung  auf  den  Mai  (Campu» 
Madius)  herbei. 

ni.  Der  Ort  dieser  Beichstage  richtete  sich  nach  dem  jeweiligen  Aufent- 
halte des  Königs  auf  der  einen  oder  andern  Pfalz  (palatium). 

IV.  Eigentliche  Bedeutung  erlangten  die  Beichstage  unter  den  Meroinngem, 
seit  Chlotar  H.  im  J.  614  auf  Grund  der  Beschwerden  seiner  Getreuen 
eine  Anzahl  von  Garantien  für  die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  zuge- 
stehen musste.*)  Auf  ihnen  wurden  von  da  ab  alle  wichtigeren  Angelegen- 
heiten Torgenommen.    Hatte  auch  unter  Karl  d.  G.  und  schon  seinem  Vater 


Das  Material  enthalten:  J.  G.  Zinkeisen  de  majore  domuB,  Jen.  1816.  G.  H.  Perts 
die  Gesch.  d.  meroving.  Hausmeier,  1819.  G.  Schone  die  Amtsgewalt  der  &änk. 
majores  domus,  Braunschw.  1856.  H.  E.  Bonnel  de  dignitate  majoris  domus  cet. 
Berol.  1858.    Waitz  H.  367  ff.     v.  Daniels  B.G.  §.  156. 

^)  Das  ist  mindestens  fOr  bestimmte  Fälle  ausser  Zweifel.  Capit.  Earoli  M.  mi- 
nora  a.  803  c.  19.  „Ut  popnlus  interrogetur  de  capitoliB,  quae  in  lege  noviter  addita 
sunt:  et  postquam  omnes  consenserint,  subscriptioneB  et  mannfirmationes  suas  in  ipsis 
capitulis  fadant.**  Edict.  Pistense  Earoli  Calvi  a.  864  c.  6.  „  .  .  Et  quoniam  lex 
consensu  populi  fit  et  constitutione  Begis,  Franci  jurare  debent.* 

«)  Siehe  dieselben  in  Chlotharii  II.  Edictum  (Monum.  Leg.  I.  14.).  Sie  sind  ge- 
richtet gegen  willkürliche  Erhöhung  der  Abgaben,  Zolle,  Forsten,  —  Erpressungen 
und  Willkürlichkeiten  der  Beamten,  —  auf  Handhabung  des  Landfriedens  und  Frei- 
heit der  Person  u.  s.  w. 
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das  Eönigthum  eine  viel  grossere  Macht,  so  behielten  gleichwohl  die  Reichs- 
yersammlungen  ihre  Bedeutung  theils  wegen  der  wohlberechneten  Wirkung 
!uT  Festigung  des  königlichen  Ansehens,  theils  der  Entwicklung  des  Yasallen- 
thnms.  Deren  Angelegenheiten  waren:  Musterung  des  Heeres,  Annahme  der 
dona  der  Stamme  und  der  Tribute,  Erlassung  (Publikation)  von  Gesetzen, 
Empfang  von  Gesandten,  Entgegennahme  der  Berichte  der  Sendboten  und  deren 
Bestellung,  endlich  auch  Fällung  wichtiger  Urtheile.'*) 

Y.  Neben  diesem  grossen  Tage  fand  regelmässig  im  Herbste  ein  kleinerer 
statt  zur  Vorbereitung  der  auf  dem  nächsten  allgemeinen  zu  yerhandelnden 
Angelegenheiten.  *) 

YI.  Mit  diesen  Versammlungen  waren  yerbunden  die  yon  den  geistlichen 
Grossen  allein  abgehaltenen  Beichssynoden  zur  Begelung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten,  Aburtheilung  der  von  Bischöfen  begangenen  Vergehen.*) 
Ihre  Beschlüsse  sind  für  die  Entwicklung  des  kirchlichen  Lebens  jener  Zeiten 
Yon  Bedeutung  und  fanden  ihre  äussere  Durchführbarkeit  in  den  Kapitularien, 
welche  die  Könige  nach  denselben  erliessen. 

Vn.  Mit  dem  allmäligen  Verfalle  der  durch  Karl  d.  G.  auf  den  höchsten 
Oipfel  gehobenen  königlichen  Macht  unter  Ludwig  d.  F.  imd  dessen  Nach- 
folgern in  Folge  der  innem  Kriege,  der  Beichstheilungen,  Schwäche  der  Kö- 
nige, zunehmenden  Macht  der  Grossen  kam  der  Schwerpunkt  der  Begierung 
mehr  und  mehr  an  die  Beichstage  als  Versammlung  der  allmälig  zu  einer 
Yon  dem  königlichen  Willen  im  Wesentlichen  unabhängigen  Stellung  gelangten 
geistlichen  und  weltlichen  Grossen,  deren  Zustimmung  auf  den  Beichstagen 
zu  allen  Sachen  yon  grösserer  Wichtigkeit  erforderlich  wurde.®) 

ViU.  Die  bei  einzelnen  Stänunen  unter  ihren  Herzogen  noch  bis  in  die 
späte  karolingische  Zeit  fortlebenden  placita  generalia  sanken  seit  der  Ein- 
rerleibnng  in  das  fränkische  Beich  zu  Versammlungen  für  Berathungen  pro- 
vinzieller Angelegenheiten  herab.  ^)   Denselben  Character  tragen  die  unter  den 


^  Hincmar  de  ord.  pal.  c.  29.  Annal.  Laurisham.  ad  a.  788  (Yerartheilimg 
Herzog  Thassilo's  u.  a.). 

*)  Hincmar  de  ord.  paL  c.  30.  „Caeteram  autem  ....  aliud  placitum  cum  se- 
moribns  tantiun  et  praecipuis  Oonüliariis  habebatur  .  .  .^ 

^)  Gregor.  Turon.  X.  19.  erzählt  eine  solche.  — 

üeber  den  Gang  der  Verhandlungen,  die  Berathung,  Bestätigung  durch  den  König 
^den  Beichstagen  gibt  Auüschluss  Hincmar  de  ord.  paL  c.  34— S 6. 

^  Schon  im  Gonventus  apud  Maranam  a.  851  (Monum.  Leg.  I.  p.  408)  c.  6  werden 
^eselben  genannt  „seu  adjutores  atque  cooperatores^  des  Königs.  Im  Gap. 
^uoVi  n.  apud  Garieiacum  a.  877  (eod.  p.  541)  ist  zu  jedem  decretum  die  Annahme 
imd  das  Versprechen,  es  halten  zu  wollen,  Seitens  der  Grossen  bemerkt. 

0  VergL  über  solche  die  Notizen  bei  Zöpfl  Th.  H.  §.  42. 
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Earolingem  yorkommenden  YersammluDgen  yon  Grossen  vorzüglich  eines  Btam- 
mes  zur  Berathung  und  Festsetzung  provinzieUer  Gesetze. 

§.  47. 
3.  Die  Grafschafteverfassung. 

I.  In  altfränkischen  Ländern  und  seit  der  Ausdehnung  der  Grafschafisyer- 
fassung  über  das  ganze  Eeich  stand  an  der  Spitze  der  Grafschaft  (pagus, 
comitatus,  grafia)  ein  in  deren  Hauptort ^)  residirender  Tom  Könige  ein- 
gesetzter und  absetzbarer *)  Beamter  unter  dem  Namen  comes,  judex,  ju* 
dex  fiscalis  (auch  palatii),  grafio,  Graf.  Derselbe  erscheint  als  Stellver- 
treter des  Königs  fiir  die  Regierung  des  Gaues,  gehört  zu  den  königlichen 
Leudes,  Fideles,  und  zählt  somit  zu  den  Grossen  des  Beiches.^ 

n.  Dem  Grafen  unterstehen  alle  freien  Eingesessenen  des  Bezirks  (pagen- 
ses),^)  mochten  sie  Deutsche  oder  Römer  sein.  Ihnen  gegenüber  hat  er  die 
königlichen  Rechte  auszuüben,  während  er  über  die  hörigen  Leute  des  Königs 
als  dessen  SteUvertreter  wie  über  seine  eignen  die  Herrenrechte  besitzt. 

in.  Das  Grafen amt  (comitatus)  umfasste  die  Ausübung  der  Gerichts- 

barkeit,  die  Polizei  (Sicherheit  der  "Wege  u.  s.  f.),   den  Heerbann,  die 

•Finanzverwaltung  (§.  44),    endlich  die  Obsorge   für  die  Kirche    und   alle 

hülfsbedürftigen  Personen  (Arme,  Wittwen,  Waisen);  mit  ihm  war  verbunden 

das  Recht  des  Bannes.'^) 

rV".  Der  Graf  bezog  keinen  Gehalt,  hatte  aber  Anspruch  auf  ein  Drittheil 
der  Bussen,^)  auf  verschiedene  Naturalleistungen  (Hand- und  Spanndienste)  und 


^)  Ueber  die  Verhältnisse  in  Gallien,  wo  die  Grafechafken  und  Stadtgebiete  zn.- 
sammenfielen  (daher  der  Graf  auch  judex,  comes  civitatis)  und  der  Graf  in  der 
Stadt  residirte,  s.  Waitz  Verf.  Gesch.  n.  S.  277  ff. 

')  Waitz  IL  S.  333  ff.  weist  dies  besonders  aus  Gregor  v.  Tours  nach.  Der 
Keim  zur  Stabilität  der  Grafen  liegt  in  dem  citirten  Edict  Chlotarü  n.  von  614  c.  12, 
das  die  Versetzung  in  andere  Provinzen  aufhebt,  also  Indigenat  des  Grafen  fordert; 
aber  wohl  erst  allmälig  wurde  dieser  Grundsatz  praktisch. 

^  Daher  sein  dreifaches  "Wergeld  in  den  Leges. 

^)  V.  Daniels  R.G.  §.  165  erklärt  hiermit  für  gleich  den  Ausdruck  bargildi,  bhar- 
gildi,  barigUdi,  den  er  als  Bezeichnung  f&r  „die  zu  ordentlichen  Leistungen  verpfiich- 
teten  Pfarrgenossen  der  Kirchspiele,  aus  denen  die  Grafschaft  bestand^,  ninunt. 

^)  Dieser  Bann  fOr  Befehle  in  Verwaltungssachen  Erscheint  z.B.  in  Marcnlf  1.  40 
(abgedr.  §.  42.  Anm.  10.),  Capit.  exerc.  a.  802  c.  57,  Paderbr.  785  c.  31 ,  zahlreiche 
Beispiele  in  der  Lex  Franc.  Chamavor.,  z.  B.  o.  34,  35,  38,  41. 

•)  Capii  gener.  Franc,  a.  783  c.  5.  (Leg.  I.  p.  46).  „Si  comites  ipsas  causas  com- 
moverint  ad  requirendum,  ülam  tertiam  partem  ad  eorum  reoipiant  opus,  duas  Tero  ad 
palatium.^ 
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war  überhaupt  zufolge  seiner  SteDung  in  der  Lage,  die  Pagenses  unter  yer- 
schiedenen  Titeln  zu  bedrücken  und  dadurch  viele  in  ein  persönliches  Abhängig- 
keits-  und  Dienstverhältniss  zu  bringen.  ^)  Hierzu  kam,  das«  man  den  Grafen 
in  der  karolingischen  Zeit  regelmässig  Beneficien  gab  oder  dieselben  aus  könig- 
Men  Beneficiaten  in  der  Grafschaft  wählte.^ 

Y.  Der  Gau,  die  Grafschaft;  umfasste  eine  grossere  oder  geringere  Anzahl 
Ton  Centenen,^)  Centenae,  unter  dem  Centenarius,  centurio,  tunginus, 
Hunne,  hundasi,'**)  welcher  die  Leitung  der  Yersammlungen  hatte.  Bereit» 
in  der  merovingischen  Zeit  leitete  aber  der  Graf")  bei  seinen  Rundreisen  die 
Versammlung  der  Centenen  sowohl  als  politische  Versammlung  wie  als  rich- 
terliche. Der  Centenar  unterstützte  ihn  dabei '*)  Mit  den  von  Karl  d.  G. 
eingeführten  drei  jährlichen  placita  generalia  der  Grafschaft  ^^  und  der  Ein- 

0  Von  yielen  Stellen  der  Capitolarien  vergl.  nur  Cap.  de  exped.  exeroit.  . .  a.  811 
c  2£  (ib.  p.  168):  ^Quod  pauperes  se  reclamant  expoliatos  esse  de  eorom  proprietate. 
Et  hoc  aequaliter  clamant  super  Episoopos  et  Abbates  et  eorum  AdyocatoB,  et  super 
ComJtes  et  eorum  Gentenarios.  3)  Diount  etiam  quod  quicunque  proprium  suum  epis- 
oopo,  abbati,  yel  comiti  aut  judid,  yel  centenario  dare  noluerit,  occasiones  quaerunt 
snper  illum  pauperum  quomodo  eum  oondemnare  possint,  et  illum  semper  in  hostem 
faciant  ire  usque  dum  pauper  factus  Yolens  nolens  suum  proprium  tradat  aut  vendat; 
aSi  yero  qui  traditum  habent,  absque  ullius  inquietudine  domi  resideant.  4)  Quod 
Episoopi  et  Abbates,  siye  Oomites,  dimittunt  eorum  liberos  homines  ad'casam  in  nomine 
miniBteriaUum  .  .  .^ 

0  Gapit  !Niumag.  a.  806  c  7.  (ib.  p.  144)  beweist  dies  durch  die  Allgemeinheit,, 
mit  der  es  spricht.  ,,Auditum  habemus,  qualiter  et  Gomites,  et  alii  homines  qui  nostra 
beneficia  habere  yidentur,  comllparant  sibi  proprietates  de  ipso  nostro  beneficio,  et  fa- 
ciimt  seryire  ad  ipsas  proprietates  seryientes  nostros  de  eorum  benefioia,  et  curtes 
nostras  remanent  desertas,  et  in  aliquibus  locis  ipsi  yicinantes  multa  mala  patiuntur.*^ 
Heber  das  allmälige  feste  Verbleiben  bei  den  Grafen,  wodurch  sie  förmlich  als  zum 
Amte  gehörig  erschienen,  s.  Roth  Benefioialw.  S.  480  ff. 

*)  Für  die  angelsächs.  Yerhältnisse  s.  die  Gitate  bei  Zöpfl  R.G.  Th.  ü.  §.  88.  N.  65ff. 

^^)  Z.  B.  L.  Sal.  (Merkel)  Tit.  44.  46.  50.  In  den  Leges  Langob.  kommt  dafür 
unendlich  häufig  der  Name  sculdasius,  scultetus,  sculdahis  (Schultheiss,  Schulze,  Schulte) 
▼or.  In  den  Capitularien  erscheint  der  Gentenarius  unzählige  Malen.  Yergl.  noch  dio 
cit.  Werke  von  "Waitz  und  Gemeiner. 

")  Waitz  Verf.  Gesch.  ü.  432  flf. 

^0  ^aitz  a.  a.  0.  Das  gilt  auch  für  die  spätere  Zeit.  Vergl.  noch  Walter  R.G. 
§.  99.  N.  8. 

'*)  Den  Anfang  macht  Gapit.  a.  769  c.  12.  (ib.  p.  38).  „Ut  ad  mallum  yenire  nemo 
tardet,  primum  circa  aestatem,  secundo  droa  autnmnum.  Ad  alia  yero  placita,  si  neces- 
sitas  fuerit,  yel  denuntiatio  Regis  urgeat,  yocatus  yenire  nemo  tardet.*^  Im  Gapit. 
Langob.  a.  802  c.  14  (ib.  p.  104)  werden  drei  placita  für  Alle,  die  andern  nur  für 
8ch5ffen  und  Parteien  yorgesohrieben.  Es  heisst:  „Et  ingenuos  homines  nulla  placita 
&ciant  custodire,  postquam  illa  tria  (^todiant  placita  quae  instituta  sunt,  nisi  forte 
contingat,  ut  aÜquis  aliquem  accuset;  exoepto  illos  scabinos  qui  cum  judioibus 
resedere  debent.* 
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aetzung  von  Schöffen  ^^)  zog  sich  das  politische  Leben  mehr  aus  den  Cen- 
tenen  zurück  und  hörten  die  alten  Yersammlungen  auf,  eine  andere  als  rein 
örtliche  Bedeutung  zu  haben.  Bereits  in  der  meroyingischen  Zeit,  regelmässig 
aber  in  der  karolingischen  hat  der  Graf  für  Yerhinderungsfälle  einen  Stell- 
vertreter, Yicarius,  später  yicecomes,  der  die  kleineren  Gerichtsversamn^ 
lungen  bald  überhaupt  leitete  und  auch  sonst  in  die  Yerwaltung  mit  eingri£ ") 
Neben  diesen  ordentlichen  Gehiilfen  ordneten  die  Grafen  zur  Besorgung  ein- 
zelner besondrer  Angelegenheiten  auch  Missi^®)  ab.  Innerhalb  der  Centenen 
standen  die  einzelnen  Gemeinden,  Dörfer,  deren  Einwohner  vicini  hdssen, 
für  ihre  Gemeindeangelegenheiten  unter  Ortsyorstehem  (tribunus,  decanus), 
Schultheiss  der  spätem  Zeit.  ^^) 


§.  48. 

4.    Die  Markgrafen  und  Herzöge.^) 

I.  Zur  wirksamen  Bewachung  der  Marken  (§.  20)  bestellte  Karl  d.  G.  eigne 
Grafen,  marchiones,  marchisi,  comes  terminalis,  duces,  Markgrafen, 
welche  einerseits  einen  grossem  Sprengel,  meist  mehre  Comitate,  innehatten, 
sodann  mit  Rücksicht  auf  die  Entfernung,  die  Sicherheit  des  Landes,  !Noih- 
wendigkeit  einer  starken  und  raschen  Yollzugsgewalt,  grössere  Rechte  hatten 
bezüglich  des  Heerbannes,   die  Aufsicht  über  die  Castra  in  der  Mark,    Recht 


^^)  Darüber  ist  bei  dem  Gerichtswesen  ausführlich  zu  handeln. 

")  Yergl.  über  sie:  Capit.  mm.   a.  803  app.  c.  8  (I.  p.  116).    Capit.  a.  803  c.  18 
(ib.  p.  121).     Cap.  in  Theodonis  villa  dupl.  805.  ü.  c.  12   (ib.  p.  134).      Lang.   819 
c.  8   (ib.,  p.  228).     Cap.  Aquense  807  c.  7   (ib.  p.  149).    Wormat.   829    alia   cap.   13 
(ib.  p.  352).     „Quicunque  idcaiii  vel  alii  ministri  comitum  tributum  quod  in  ferenda 
Yocatur,  majoris  pretii  a  populo  exigere  praesumpsit  quam  a  missis  bonae  memoriae 
geuitoris  nostri  constitutum  fuit,  hoc  est  duos  solides  pro  una  yacca,  hoc  quod  injuste 
superposuit  atque  abstulit  sibique  retinuit,   his  quibus  hoc  tulit  cum  sua  lege  restitaat, 
et  insuper  fredum   nostrum  persolyat,   et  nünisterium  nostrum  amittat.     Vergl.   noch 
überiiaupt  Waitz  n.  S.  838  flf.,  Walter  R.G.    §.  39   und  gegen   des   letztem   und 
Hillebrand  Lehrb.   §.  76.  Behauptung,   dass  es  für  jede  Centene  einen  Ticarius  ge- 
geben, der  yicecomes  yon  diesem  yerschieden  gewesen  sei  s.  Stobbe  in  Zeitschriit 
f.  d.  R.  Bd.  XY.  S.  84. 

")  Yergl.  Waitz  H.  S.  340. 

")  Yergl.  Waitz  an  yerschiedenen  Stellen  (im  Index),  Walter  §.  100.  lieber 
die  Unterabtheilung  der  Gra£aohafben  in  decaniae  unter  dem  decanus  iBt   Streit. 

^)  Stenzel  De  marchionum  in  Germania,  potissimum  qui  saeculo  nono  exstitere, 
origine  et  officio  publice.  Yratisl.  1824.  4.;  idem  de  ducum  Germanor.  post  tempora 
OaroliM.  orig.  et  progressu  Lips.  1816. 4.  Dönniges  Das  deutsche  Staatsr.  S.  96 — 113. 
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Festigungen  anzulegen,  Berufung  der  Nachbargrafen  u.  s.  f.  zu  Yersamm- 
longen.  Hierzu  trat,  dass  in  den  Markgrafschaften  keine  Exemtionen  gegeben 
wurden,  der  Markgraf  alle  Sachen  unter  eignem  Banne  abmachen  konnte; 
Auch  erscheint  das  Gebiet  insofern  nicht  festbestimmt,  als  sich  dasselbe  er- 
weitern konnte  über  die  GrenzTÖlker. 

n.  Herzöge,  duces,^  kommen  unter  den  Meroiringem  und  auch  bis  auf 
Xarl  d.  G.  vor  als  Vorsteher  der  grossen  Reichstheile,  Provinzen,  welche  ge- 
wöhnlich mit  dem  Gebiete  eines  Stammes  (Alemannien,  Baiem)  zusanmienfielen; 
sie  hatten  zunächst  den  Heerbann  zu  besorgen,  dann  aber  auch  über  die  Amts- 
führung der  Grafen  ihres  Gebietes  die  Oberaufsicht,  in  ihrem  unmittelbaren 
Gebiete  ausserdem  die  gewöhnlichen  Grafenrechte.  Einzeln  war  das  Herzogs- 
amt^  auch  noch  bis  auf  die  Karolinger  eine  erbliche,  nationale  Obergewalt  unter 
Anerkennung  des  fränkischen  Königs.  Karl  d.  G.  brach  die  Macht  der  Yolks- 
herzoge  gänzlich  und  setzte  ebensowenig  in  den  ducatus,  provinciae  beständige 
Herzoge  ein.    Ygl.  §.  20. 

§.  49. 
5.  Die  Sendboten.*) 

L  Zur  Besorgung  specieUer  ausserordentlicher  Geschäfte  und  Aufträge  ord- 
nete man  in.  merovingischer  und  karolingischer  Zeit  Boten,  Gesandte,  Missi 
ab.')  Karl  d.  G.  sandte  von  Anfang  seiner  Regierung^  solche  Missi  zur  Beauf- 
sichtigung der  Amtsführung  der  Grafen  regelmässig  ab,  schuf  daraus  aber  bald 
nach  Erlangung  der  Kaiserwürde  ^  ein  genau  umgrenztes  Amt. 

n.  In  die  einzelnen  mit  den  Erzdiöcesen  zusammenfallenden  Missatica, 


*)  Vergl.  die  Darstellung  von  Dönniges  a.  a.  0.,  Waitz  H.  S.  842  ff.  v.  Da- 
niels §.   170. 

')  Ueber  die  besondere  Stellung  dos  Baiernherzogs  s.  die  Darstellung  von  Zöpfl 
R.a.  Th.  n.  §.  42.  Vn.  Walter  R.G.  §.  113.  Ausser  Baiem  finden  sich  in  Ale- 
mannien bis  zur  Mitte  des  8.  Jahrh.  solche. 

*)  Literatur  bei  Gengier  Grdr.  S.  282. 

0  Yergl.  die  Citate  bei  v.  Daniels  R.G.  §.  172. 

*)  Capit.  a.  779  c.  21.  (Mon.  Leg.  L  S8.),  Lang.  a.  786  c.  6.  7.  8.  (eod.  p.  51)  u.a. 
Dass  die  kirchlichen  Visitationen  durch  die  Metropoliten  Vorbild  waren,  ist  gewiss  an- 
zanehmen.     Vgl.  über  diese  mein  System  des  Kirchenrechts. 

^  Eichhorn  R.O.  §.  160.  Walter  §.  118.  über  die  Oründe.  Das  gibt  auch 
T.  Daniels  R.Ö    §.  172.  zu. 

Die  Bestinunungen  enthalten  die  zahlreichen  Oapitula  missis  data  von  802 
anfangend,  welche  aufzählt  Walter  und  y.  Daniels. 

Schalte,  Reichs-  u.  Bechtsgesch.  7 
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legationes  wurden  alljäbrlicli  nidire  (zwei  bis  vier)  Abgeordnete,  Missi^ 
Sendboten,  geistlichen  und  weltlichen  Standes  (Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte^ 
Grafen  und  Hofbeamte)  abgesandt  mit  schriftlichen  und  oft  anch  noch  münd- 
lichen Instructionen^  zur  Untersuchung  des  Zustandes  der  Provinz,  die  eich 
erstreckte  auf  die  Beobachtung  der  Gesetze,  Gerichtsbarkeit  der  Grafen, 
Verwaltung  des  Krongutes,  das  Abgabenwesen,  auf  die  Bedrückungen  und 
sonstigen  Willkürlichkeiten  der  Grafen,  endlich  den  kirchlichen  Zustand. 

m.  Zu  dem  Ende  hielten  sie  sowohl  placita,  conventus  publici  für 
alle  pagenses,  als  auch  besondere  für  die  geistlichen  und  weltlichen  GrosBen 
und  deren  juniores.^)  Am  Schlüsse  der  Legation  erstatteten  sie  dem  Eonig 
schriftlichen  und  mündlichen  Bericht. 

rV".  Unter  Ludwig  d.  F.  und  dessen  Söhnen  beibehalten,*)  obwohl  man. 
nicht  mehr  alljährlich  Missi  absandte,  kam  die  Einrichtung  am  Ende  des  9» 
Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  Verfall,  woran  die  Theilungen  des  Reichs, 
die  aufkommende  Macht  der  Grossen,  die  Schwäche  der  Könige  Theil  hatten. 

§.  50. 

6.  Die  Immunitäten.*) 

I.  Die  Bewidmung  der  Kirche  (Stiftung  von  Bisthümem,  Klöstern  u.  s.  f.) 
erfolgte  im  fränkischen  Beiche  zum  grossen  Theile  aus  königlichen  (fiscalischen) 


*)  Diese  schriftlichen  enthalten  die  vorhergenannten  Capitola.  Mündliche  erwähnt 
Capit.  misso  coidam  data  a.  808  c.  6.  (Leg.  I.  p.  122.).  ^In  sexto  autem  capitulo 
scriptum  erat  de  pontibus  antiquis  constitotis  vel  de  inlicitis  theloneis.  Unde  prae- 
cipimus,  ut  ubicunque  antiqua  conBuetado  fuit  theloneum  accipiendi,  theloneum  legiti- 
mum  accipiant.  Nam  et  hoc  antea  vobis  ore  proprio  injunximas  et  nequaquam 
iatellexistis.^ 

^)  Zugleich  verband  sich  damit  regelmässig  die  Abhaltung  der  Provinzialsynoden 
und  kirchlichen  Visitationen,  auch  Sendgerichte,  die  jedoch  nur  den  GeistUchen  zu- 
fielen. YgL  mein  System  des  Kirchenr.  u.  Dove  in  der  Zeitschr.  f.  d.  K.  Bd.  19. 
S.  321  ff. 

•)  Im  Conventus  apud  Maren  am  a.  847  c.  7.  (Leg.  I.  p.  394.)  heisst  es:  ^Ut  in 
singulis  partibus  regni  missi  idonei  constituantur,  qui  querelas  pauperum  ot  oppressio- 
nes  sive  quorumcunque  causas  examlnare,  et  secundum  legis  aequitatem  valeant  de- 
finire.  Et  si  ab  uno  in  aliud  regnum  hujusmodi  praesumptores  confiigerint ,  similiter 
opprimantur.*^  Vgl.  Conv.  Hlotharii  et  Karoli  apud  Valentinas  a.  853  c.  1.  (eod. 
p.  422.),  Kar.  ü.  Conv.  Silvacensis  a.  853  praef.  c.  u.  c.  1.  (eod.  p.  423  sq.)  Kar.  H. 
Conv.  Attiniacens.  a.  854  c.  1.  (eod.  p.  428.),  Earoli  n.  Edictum  Pistense  a.  864 
c.  1.  2.  3.  cet.  (eod.  p.  489.).  Karl  ü.  gab  im  Februar  865  nochmals  Capitola  missis 
data  (Monum.  1.  c.  p.  501  sqq.). 

*)  Vgl.  Waitz  Verf.Ge8ch.  n.    S.  291  ff.,   317  ff.,  569—580.,   v.  Daniels    Syst- 
XL  Gesch.  des  franz.  Clvilproc.  I.  (Berlin  1849)  S.  83  ff. 
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Gütern,  welche  auch  in  den  römischen  Provinzen  keinerlei  Abgaben  trugen« 
Diese  Lastenfreiheit  liess  man  den  Gütern  bei  der  Schenkung.*)  Nach  dem  be- 
reite im  römischen  Reiche  enthaltenen  Vorbilde,  *)  welches  das  Kirchengut  nicht 
allen  Abgaben  unterwarf,  verliehen  die  fränkischen  Könige  auch  dem  von  der 
Kirche  anderwärts  her  erworbenen  die  Freiheit  von  Abgaben  und  Lasten 
(immimitas,  emunitas).^  Schon  unter  den  merovingischen  Königen  den  ein- 
zelnen Kirchen  regelmässig,  wurde  unter  den  Karolingern  mehr  und  mehr  die 
Immunität  allen  Kirchen  ertheilt  und  so  oft  wiederholt  und  bestätigt,  dass  sie 
fast  schon  als  ein  unbedingtes  Recht  derselben  erscheint.*) 

II.  Aus  der  Freiheit  von  Steuern  und  andern  Abgaben  für  das  ganze  Gut 
folgte  von  selbst,  dass  die  Grafen  und  andern  Beamten  behufs  ihrer  Beitrei- 
bung das  Gebiet  nicht  betreten  durften.  Um  so  mehr  versuchten  dieselben 
einzeln  auf  die  auf  den  Stifts-  und  Klostergütem  wohnenden  Leute  Druck 
auszuüben. '')  Dies,  sodann  die  Absicht,  jede  Gelegenheit  zur  mögHchen  Störung 
der  geistlichen  Ordnung  und  überhaupt  zu  den  fast  unausbleiblichen  Reibun- 
gen zu  vermeiden,  veranlasste,  den  Stiftern  und  Klöstern  nicht  blos  das  Recht 
die  von  den  Eingesessenen  zu  entrichtenden  und  sonstige  Abgaben  (Zölle 
u.  dgl.)  zu  eignem  Nutzen  zu  erheben  zu  verleihen,  sondern  auch  den  Grafen 
u.  8.  f.  jede  Amtshandlung  in  denselben  zu  verbieten  und  sie  unter  den  be- 
sondem  Königsschutz  aufzunehmen.  Aus  dieser  Stellung  floss  von  selbst  die 
Gerichtsbarkeit  (civile  und  criminale)  über  die  Insassen,  kurz  die  Herrengewalt 
über  das  ganze  Territorium.^ 


^)  Z.  B.  dipL  Dagob.  Reg.  pro  Monast.  S.  Dycnisü  a.  636  (bei  Brequigny  IV.  630.) 
heiBst  es:  ^sic  ut  hactenus  a  fisco  nostro  fuit  posBesBus.** 

*)  Vgl.  mein  System  des  Kirchenrechts  S.  501. 

^  Chlothacharü  I.  regis  const.  a.  560  c.  11.  (Monum.  Leg.  I.  p.  3.)  „Agraria, 
pascuaria,  vel  deeimas  porcomm,  ecclesiae  pro  fidei  nostrae  devotione  concedimus,  ita 
ut  actor  aut  decimator  in  rebus  ecclesiae  nuUus  accedat;  ecclesiae  vel  dericis  nullam 
requirant  agentes  publici  fimetionem,  qui  avi  vel  genitoris  aut  germani  nostri  immuni- 
tatem  meruerunt.** 

*)  So  heisst  es  im  Capit.  Vem.  a.  755  c.  9.  (Leg.  I.  p.  27.)  „De  immunitatibus, 
at  omnes  immunitates  per  universas  ecclesias  conserratae  sint.^  Im  Cap.  a.  817  c.  6. 
(eod.  p.  211.)  heisst  es,  nachdem  vorgeschrieben,  wie  jede  Schenkung  an  Kirchen 
gültig  und  von  den  Erben  aufrecht  zu  halten  sei,  ganz  allgemein:  „Postea  ipsae  res 
äd  immunitatem  ipsius  ecclesiae  redeant.^ 

^)  Das  sprechen  zahlreiche  Kapitularien  aus. 

9  Bald  wurden  die  einzelnen  Rechte  in  den  Urkunden  ausgedrückt,  bald  nicht. 
S.  die  bei  "Waitz  11.  S.  506.  N.  2.,  575  flP.  u.  "Walter  §.  103.  auszugsweise  mitge- 
theilten Ürkniiden ,  in  denen  es  z.B.  heisst:  „ut nuHa publica  judiciaria  potestas  ...  ad 
causas  audiendum  aut  aliquid  exactandum  ibidem  non  praesumat  ingredi,  sed  sub  omni 
emonitate  hoc  ipsum  monasterium  vel  congregatio  sua  sibimet  omnes  fredos  concessos 
<lebeat  possidere,  vel  quidquid  exinde  —  fiscus  poterat  sperare,   ex  indulgentia  nostra 
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HL  Zur  Sicherong  der  Tmimmität  bestellte  anüangs  der  König  zumeist  aof 
Buten  des  8tifb  im  neunten  Jahrhnndert  aber  schön  vietfach  das  Stift  und 
Kloster  selbst  einen  Adyocatus,  Vogt,  Schinnyogt,  ans  den  Getreuen  des 
Königs,  dem  bald  dal&r  bestimmte  Einkünfte  gereicht,  bald  Kirchenguter  nach 
Beneficialrecht  gegeben  worden;  oft  behielten  auch  die  Stifter  for  sich  und 
ihre  Nachkommen  die  Yogtei  yor.^ 

lY.  Ans  dieser  Immnnitat  entwickelte  sich  mehr  nnd  mehr  eine  feste 
Herrengewalt  der  Immnnitatsbesitzer  aus,  nachdem  die  Bezdehnngen  zwischen 
ihnen  und  den  Grafen  sich  scharfer  geschieden  hatten.  Bis  zum  Ausgange 
des  9.  Jahrhunderts  musste  im  Allgemeinen  der  Immunitatsherr  für  die  Immu- 
nität") und  gegen  Ansprüche  Fremder  d.  h.  nicht  innerhalb  der  Immunitat 


in  luninaribiis  ipeius  sancti  loci  —  debeant  concta  proficere'^  (Br^quigny  11.  n.  270.). 
Harc.  Form.  L  8.    ,,Stataente8  ergo  ut  neqae  tos  neque  jmiiores,   neque  sacoeesorea 
yestri,  nee  ulla  publica  judiciaria  potestas  quoque  tempore  inTÜlasabicanqae  in  regne 
noBtro  ipsius  ecdesiae   aut  regia   aut   priyatoram   largitate  oonlatas,   aut  qui  inantea 
fderint  conlatnras,   aut  ad  audiendimi  altercationes  ingredere,   aut  freda  de  quaslibet 
eausas  exigere,  nee  mansiones  aut  paratas  yel  fidejussores  toUere  non  praesumatis;  sed 
quioquid  ezinde  aut  de  ingenuis   aut  de  serrientibus  caeterisque   nationibus   qoae  sunt 
infra  agros  yel  fines  seu  supra  terras  praedictae  Ecclesiae   conuuanentes   fiscus  aut  de 
freda   aut  undecunque  potuerat   sperare,   ex  noatra  indulgentia   pro  futura  salute  in 
luminaribus  ipsius  GccL  per  iwATinTn  agentium  eorum  proficiat  in  perpetuum.*^  YgL  n.  4. 
(eine  confirmatio  de  emunitate)  u.  1.  — 

Die  Folge   der  bei  der  Immunität   yorliegenden  eigenthümlichen  Grundherrlichkeit, 
Schutzhoheit,  hiess  die  Mitio,   mitium,  mitium  legitimum,   z.  B.  Marc.  Form. 
L  23.  „Cognoscat  .  .  .  dum  .  .  .  apostolico   iUo  yiro   pro  nostris  utiUtatibus    ambulare 
praecepimus,  ideo  jubemus  ut  .  .  .  onmes  causas  suas  suisque  amicis  aut  gasindis,  seu 
undecunque  ipsi  legitime  redebit  mittio,   in  suspenso  debeant  residere  .  .  .  decemimus 
.  .  ut  .  .  omnes  causas  ejus   aut  amicorum  suorum  ...  yel  undecunque  ipse  legitimo 
redebit  mittio  .  .  .^    24.  Charta  de  mundeburde  Regis  et  Principis.    „Oognoscat  magni' 
tudo  .  yestra  quod  nos  apostolico  yiro  illo  .  .  .  cum  omnibus  rebus   yel  hominibus  suis 
aut  gasindis,  yel  amicis,  seu  undecunque  ipse  legitimo  reddebit  mittio,  juxta  ejus  peü- 
tionem  propter  malorum  hominem  inlicitas  infestationes,    sub  sermone  tuitionis  nostrae 
yiei  fiiimus  recepisse,   et   sub   mundeburde  yel  defensione   inlustris   yiri  Ulius  Majoris 
domus   nostri  cum  omnibus   rebus  .  .  .  quietus   debeat  residere,   et   sub  ipso  viro    illo 
inlustris  yir  ille   causas   ipsius  Pontificis  ...   yel   qui  per  eum   sperare  yidentur,    yel 
undecunque   legitimo   reddebit   mittio,   tam   in   pago  quam   in  palatio  nostro    persequi 
deberet.  .  .  Et  si  aliquas  causas  adyersus  eum  yel  suo  mittio  surrexerint,  quae  in  pago 
absque  ejus   grayi   dispendio  definitae  non  fuerint,   in  nostri   praesentia   reseryentur.'^ 
Ygl.  Waitx  n.    S.  291  %.,    Roth  Beneficialw.  163  ff.,    Zöpfl  R.G.   Th.  II.    §.  41., 
über  das  Wort  noch  Grimm  Yorr.  zur  L.  Sal.  ed.  Merkel  p.  XI. 

^  Siehe  0.  Franklin  Observat.  ad  articulos  quosdam  Constitutionis  Pacis  quam 
Frid.  n.  Imp.  publicayit  Moguntiae  a.  1235  (dissert.  inaug.).  Berol.  1852.  4.  pag.  2  sqq., 
wo  die  Literatur  y ollständig  angegeben  ist. 

^)  Denn  für  ihre  Person   unterstanden  sie  den  Grafen   nicht.    Mein  System  des 
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Wohnender  auch  seine  Gnmdholden  (homines)  yor  dem  Grafengerichte  yer- 
treten,  wenn  es  ihm  nicht  gelang,  oder  er  verweigerte  dem  Kläger  Recht  zu 
yerschaffen.^  Dies  galt  auch  für  Streitigkeiten  der  Immunitätsherren  unter 
einander  ^^)  sowie  fOur  die  Rechtssachen  der  Freien,  welche  innerhalb  derlmmuni- 
iätegrenzen  wohnten  oder  zu  den  Immunitätsherm  im  Yerhälinisse  derYasal- 
Utat  oder  als  Beneficiaten  standen.")  Zur  Vermeidung  der  hieraus  leicht  her- 
TOi^ehenden  Streitigkeiten  pflegte  aber  allmälig  auch  hierauf  die  Gewalt  der 
Herrn  ausgedehnt  zu  werden.  ^^ 

Y.  Yertreten*^  wurden  die  Immunitäten  und  deren  eigne  Insassen  im 
Grafengerichte  durch  den  vom  Bischöfe,  Abte  u.  s.  f.  mit  Zustimmung  von 
Graf  und  Yolk  aus  den  im  Gerichtssprengel  Ansässigen,  welche  keine  könig- 
lichen Beamte  waren,  zu  wählenden  defensor  oder  advocatus.'^)    Diesem 


Kirchenrechis  S.  379.  409.  Const.  Olonnens.  a.  823  a  7.  (Mon.  Leg.  I.  p.  238.) 
^Yolumus  ut  episcopi,  abbates  et  abbatissae  eonim  advocatos  habeant,  et  plenam 
jostitiam  üaciant  ante  comitem  sunm.'* 

^  Capit.  Lang.  a.  802  c.  16.  (eod.  p.  105.)  u.  803  c.  16.  (eod.  p.  111.)  schreiben 
Tor,  dass  der  adrocatos  auf  Klagen  Fremder  die  Qrundholden  verurtheilen  soll.  Das 
letztere  sagt  dann:  ,,Si  vero  de  crimine  aliquo  accusantur  (servi,  aldiones,  ]iye|larii), 
episcopns  primo  compellatur,  et  ipse  per  advocatum  snum  secundum  quot  lex  est,  juxta 
eonditionem  BingularumpersonarumjuBtitiamfSEudant;  sin  vero,  sicnt lex sicut in capitulari 
domno  imperatori  Bcriptom  est,  ita  fiat.^  Das  hier  bezogene  Kapitolar  istwohlOap.  779 
Franc,  c.  21.  (eod.  p.  38.)  über  die  Comites,  Yassi  u.  s.  f.,  die  die  Justiz  yerweigem, 
IL  Gap.  782  c  6.  (Anm.  14.). 

^^)  Capitula  quae  legibus  addenda  sunt  a.  817  c.  10  (eod.  p.  211).  „Ubi  vero  ex 
ntraque  parte  eodesiasticum  fuerit,  rectores  earundem  ecclesiarum,  si  se  familiariter 
pacificare  velint,  licentiam  habeant.  Si  autem  de  hujuscemodi  pacificatione  inter  eos 
conyenire  non  possit,  advocati  eorum  in  maUo  publico  ad  praesentiam  comitis  veniant, 
et  ibi  legitimus  terminus  eorum  contentionibus  imponatur.'^ 

")  Gap.  Lang.  816  c.  16  dt.  „Ceteri  vero  liberi  homines  qui  vel  commendationem 
Tel  beneficinm  eodesiasticum  habent,  siout  reliqui  homines  justitias  fadant^ 

^*)  YergL  die  bei  Walter  R.ö.  §.  106  N.  3  aus  Böhmer  Reg.  n.  777  angefl  ür- 
iimde  Ton  846. 

^^  Der  Grund  liegt  in  den  Yerboten  des  canonischen  Rechts  fOr  den  Clerus,  vor 
dem  weltlichen  Richter  zu  Recht  zu  stehen  oder  anzuklagen.  S.  mein  System  des 
Kirchenrechts  S.  378  ff.  408. 

^*)  Ghlot.  n.  Ediot.  a.  614  c.  19  (Leg.  L  p.  15).  „Episcopi  vero  vel  potentes,  qui 
in  aliis  possident  regionibus,  judices  vel  missos  discussores  de  aliis  provinciis  non 
instituant,  qui  justidam  perdpiant  et  aliis  reddant.*^  Gap.  Pipp.  782  c.  6  (eod.  p.  43). 
f)£t  si  episcopus  ipse,  Francus  aut  Langobardus,  distulerit  justitiam  faciendum,  tunc 
jnxta  ut  ipsi  episcopi  eligeront,  ubi  consuetudo  fuerit  pignerandi  a  longo  tempore,  ut 
et  in  antea  in  eo  modo  sit  pro  ipsas  justitias  fadendas.  Et  hoc  statuimus,  ubicumque 
pontifex  substantiam  habuerit,  advocatum  habeat  in  ipso  comitatu,  qui  absque 
tarditate  justitias  faciat  et  suscipiat.    Et  talis  Sit  ipse  adyocatus,  liber  homo  et  bonae 
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fiel  von  selbit  die  dem  Stifte  oder  Kloster  zustehende  Gerichtsbarkeit  anheim, 
welche  sich  nicht  auf  grössere  Verbrechen  der  Insassen  ^'^)  noch  auf  die  Per- 
sonen bezog,  welche  sich  in  die  Immunität  flüchteten/^) 

YI.  Neben  dem  Advocatus  erscheinen  in  den  Immunitäten  der  Monateria^') 
die  Praepositi  theils'mit  der  YermÖgensyerwaltung  betrauet  theils  zur  Yex» 
tretung  überhaupt  und  insbesondere  auch  als  Gerichtsherm.  Unter  ihnen,  in 
den  bischöflichen  und  den  Immunitäten  der  Abtissinen  überhaupt,  stand  die  Ver- 
waltung des  Vermögens  den  Vicedomini,  Kastenvögten  zu,  welchen  beson- 


opinioniB,  laicus  aut  dericus.'^  .  .  .  Cap.  Aqoisgr.  a.  809  c.  11  (ib.  p.  15&).  »Ut  ju- 
dices,  adrocati  praepositi,  centenarü,  scabinii,  quales  meliores  inveniri  possunt  et 
Deum  tunentes,  constituantur  ad  sua  ministeiia  exercenda  cum  comite  et  populo; 
elegantur  ^mansueti  et  boni."  Cap.  Aquisgr.  a.  813  c.  14  (ib.  p.  188).  „Fi  episcopi 
et  abbates  adrocatos  habeant.  Et  ipsi  habeant  in  iUo  comitata  propriam  bereditatem. 
Et  ut  ipsi  recti  et  boni  sint,  et  habeant  voluntatem  recte  et  juste  causas  perEoere.'^ 
Cap.  misfior.  a.  817  c.  19  (ib.  p.  218).  „Ut  nuUus  episcopus,  nee  abbas,  nee  comis, 
nee  abbatissa  centenarium  comitis  adyocatum  habeat.^ 

^^)  Cap.  a.  779  Franc,  c.  9  (ib.  p.  86):  „Ut  latrones  de  in£ra  immunitatem  illi 
jndicis  ad  comitum  placita  praesentetor;  et  qui  hoc  non  fecerit  benefidum  et  honorem 
perdat.^  .  .  .  Lang.  c.  8.  9.,  Cap.  legibus  addita  817  c.  18  (ib.  p.  213),  nemlich 
^hi,  qui  denarioB  bonos  accipere  nolunt.*^ 

^^  Cap.  quae  in  lege  Sal.  mitt.  sunt  a.  803  c.  2  (ib.  p.  113).     „De  bis  qui  inlra 
immunitatem  confugiunt,  vel  damnum  aliquod  ibi  faciunt.    Si  quis  in  Immunitatem  dam- 
num  aliquid  fecerit,  600  solides  componat.    Si  autem  homo  furtum  fecerit  aut  homi- 
oidium,  vel  quodlibet  crimen  foras  committens  infra  immunitate  fogerit,  man- 
det  comes  vel  episcopo,  vel  abbate  yel  ricedomino,  yel  quicunque  h>bum  episcopi  aut 
abbatis  tenuerit,  ut  reddat  ei  reum.    8i  ille  contradixerit  et  eum  reddere  noluerit,  in 
prima  contradictione  solidis   15  oulpabüis  judicetur.    Si  ad  secundam  inqnisitionem  et 
eum  reddere  noluerit,  SO  solidis  culpabilis  judicetur.    Si  nee  ad  tertia  consenüre  no- 
luerit, quioquid  reus  damnum  fecerat,  totum  ille  qui  infra  immunitatem  retinet  nee 
reddere  vult,  solvere  cogatur,  et  ipse  comes  yeniens  licentiam  habeat,  ipsum  hominem 
infra  immunitatem  quaerendi,  ubicumque  eum  inyenire  potuerit.    Si  autem  statim  in 
prima  inquisitione  comiti  responsum  fuerit,  quod  reus  infra  immunitatem  quidefm  fiusset, 
sed  fiiga  lapsus  sit,  statim  juret  quod  ipse  eimi  ad  justiciam  cujuslibet  disfaciendam 
fiigire  non  fecisset,  et  sit  ei  in  hoc  satisfactum.    Si  autem  intranti  in  ipsam  irmmini« 
iatem  comiti  coliecta  manu  quilibet  resistere  temptayerit,  comes  hoc  ad  regem  vel  ad 
principem   deferat,  ibique  judicetur;   ut  sicut  ille  qui  in  immunitatem  damTmm  fecit, 
600  solidos  componere  debeat,  itaque  qui  comiti  coliecta  manu  resistere  praesnmpserit, 
600  solidis  culpäbüis  judicetur.*" 

Ueber  die  abweichende  Ansicht  Eichhornes  B.G.  I.  §.  86,  172,  188,  i^elche  auch 
T.  Daniels  R.G.  §.  169  zu  theilen  scheint,  bezüglich  der  Stellung  der  Advocad  yergl. 
Waitz  Verf.  Gesch.  H.  S.  608  f.  und  Walter  R.G.  §.  105  N.  2. 

^0  Dieser  Ausdruck  wird  bis  in^s  11.  Jahrhundert  hinein  sehr  aUgemein,  nicht 
blos  für  Ordenshäuser  im  eig^itlichen  Sinne,  sondern  überhaupt  für  Häuser,  in 
denen  Cleriker  in  yita  communi  leben  und  für  Institute  der  Art,  auch  -wenn  die  yita 
4}ommuni8  factisch  nicht  mehr  stattfand,  z.  B.  Collegiatstifter,  gebrauclit. 
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ders  die  Aufsicht  über  die  TÜlae  und  ihre  Verwalter  oblag.  Das  Amt  des 
yicedominus  ist  häufig  mit  dem  des  advocatus  zusammengefalleji;  häufig  er- 
scheint jener  als  Stellvertreter  des  letztem. 

Vn.  Wurde  einem  weltlichen  GrosÄen  Fiscalgat  geschenkt  oder  als  Bene- 
Mum  verliehen,  so  behielt  dies  gleichfalls  die  Immunität  bei,  womit  die 
Gerichtsbarkeit  über  die  Gmndholden  von  selbst  verbunden  war.  Deren  Aus- 
übung besorgte  der  Herr  oder  ein  Stellvertreter  (vicedorainus). ")  Auch  die 
fortwährend  im  Besitze  des  Königs  (Fiscus)  verbleibenden  Güter  tragen  gegen- 
über dem  übrigen  Grundvermögen  den  Character  von  Immunitäten,  deren 
Leitung  durch  Actores  mit  judices  zur  Seite  geschah.  ^^) 

Yin.  Durch  Uebertragungen  des  Eirchenguts  nach  Beneficialrecht  an  Vögte 
imd  Vasallen,  wobei  dasselbe  die  Eigenschaft  der  Immunität  beibehielt,  sowie 
durch  Verleihung  der  Immunität  auch  für  die  eignen  Güter  einzelner  Grossen 
Termehrten  sich  die  Immunitäten  bedeutend  und  entstand  eine  vielfache  Kreu- 
zung der  Gewalten  in  den  Grafschaften. 

§.  51. 

7.  Der  Heerbann.*) 

I.  Die  bis  auf  Karl  d.  G.  bestehende  Pflicht  aller  freien  waffenfähigen 
Männer  dem  Aufgebote  des  Königs  zum  Heere  jederzeit  zu  folgen  wurde  von 
diesem,  wegen  der  Unmöglichkeit  für  die  Aermem,  dieser  Pflicht  zu  genügen, 
in  beschränkterer  Gestalt  beibehalten,  indem  die  unbedingte  Folge  an  einen 
bestinunten  Grundbesitz  geknüpft,  für  die,  welche  so  viel  nicht  hatten,   aber 


^^)  Manche  der  in  den  vorherg.  Noten  mitgetheilten  Stellen  haben  geistliche  und 
weltliche  Inoonunitäten  im  Auge. 

^^  lieber  diese  Verhältnisse  geben  Auüschluss:  Cap.  Lang.  a.  809  (Mon.  Leg.  L 
p.  157)  c.  1.  „Qnaliter  jubet  domnus  rex  ad  omnes  actores  suos  qui  curtis  ejus  com- 
missas  habent;  id  est  inprimis  de  iUo  quod  jam  nostris  temporibus  inpublicatum  est, 
0^  juret  onusquisque  actor  et  dicat  per  evangelias:  quia  quodcunque  cognovero 
<)uod  contra  rationem  alicui  tultum  est,  facio  exinde  notitia  domno  mei 
regi,  utrelaxetur...^c.  2  eod.  Aus  Cap.  de  discipl.  palat.  a.  809  c  2  (ib.p.  158) 
geht  hervor,  dass  auch  Grafen  als  actores  fangirten.  Das  Cap.  de  villis  imperialibus 
^12.  (ib.  p.  181  sqq.)  zeichnet  deren  Amtswirksamkeit,  besonders  rücksichtlich  der 
Justiz. 

üeber  die  Befreiung  der  grossem  Güter  von  der  gewohnlichen  Gemeindeverbindung 
(Feldgemeinschaft)  s.  Maurer  £inleit.  S.  239  ff.;  über  das  Recht  des  ächten  freien 
Onmdbeeitzers,  kein  Eindringen  in  sein  Haus  zu  dulden  s.  Zöpfl  B.G.  Th. ü.  §.41, 
Tor  Allem  Ed.  Osenbrüggen  Der  Hausfrieden,  Erlang.  1857. 

*)  Vgl.  besonders  Waitz  Yerf.  Gesch.  H.  S.  468  ff.,  Roth  Gesoh.  des  Beneficialw. 
8.  169  —  202,  392  —  416. 
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verordnet  wurde,  in  Gememscbaft  mit  andern  derselben  durch  einen  conjec- 
tus  zu  genügen,  Art  der  Waffen,  Pflicht  der  Selbstbeköstigung  und  deren 
Umfang  sowie  die  Anzahl  der  von  den  Unbemittelteren  zu  stellenden  Streiter  war 
g&aaxi  vorgezeichnet  und  richtete  sich  zumTheil  nach  dem  Kriegsschauplätze.^) 


^)  Die  HauptSteU^i  Bind:    Cap.  Aquense  a.  807.  (Mon.  Leg.  T»  I.  p.  149)   ^c.  1.^ 
In  primis  quicunque  beneficia  habere  yidentur,  onmes  in  hostem  veniant.    2:  Quicun- 
que  liber  mansos  quinque  de  proprietate  habere  yidetur  similiter  in  hostem  veniat.   Et 
qui  4  mansos  habet,  similiter  faciat.    Qui  8  habere  yidetur,  similiter  agat.    Übicnnque 
autem  inventi  faerint  duo  qnoram  unusqnisque  2  mansos  habere  videtor,  unns  alium 
praeparare  faciat;  et  qui  melius  ex   ipsis  potaerit,   in  hostem  yeniat.    £t  ubi  inventi 
faerint  duo  quorum  unus  habeat  2  maus.,  et  alter  habeat  1  maus.,  similiter  se  sociare 
faciant,  et  imus  alterum  praeparet  ....    Ubicunque  autem  tres  f.  i.  quorum  unus- 
qnisque maus,  imum  habeat,   duo  tercium  praeparare  faciant  ....    Uli  yero  qui  di* 
midium  m.    habent,  quinque  sextum  p.  f.  .  .  .    Et  qui  sie  pauper  inventus  fherit  qui 
nee   mancipia   nee  propriam   possessionem  terrarum   habeat  tarnen   in  precio  yalente 
5  solides,  quinque  sextum  praeparent;    et  ubi  duo  tercium,  de  Ulis  qui  parvulas  pos- 
sessiones  de  terra  habere  yidentur.    Et  unicuique  ex  ipsis  qui  in  hoste  pergunt,  fiant 
conjectftti  solidi  5  a  suprascriptis  pauperioribus  qui  nullam   possessionem  habere   yi- 
dentur in  terra.    Et  pro  hac  consideratione  nullus  suum  seniorem  dimittat.  c.  S.  Omnes 
itaque  fideles  nostri  capitanei  cum  eorum  hominibus  et  carra  siye  dona,  quantum  melioa 
praeparare  potuerint,  ad  condictum  placitum  yeniant.  Et  unusquisque  missorum  nostrorum 
per  singula  ministeria  considerare  faciat  unum  de  yasallis  nostris,  et  praecipiat  de  yerba 
nostro  ut  cum  illa  minore  manu  et  carra  de  singulis  comitatibus  veniant,   et  eos  post 
nos  pacifice  adducat ....  c.  4.  Einschärfung  zur  Beobachtung  Seitens  der  Grafen . . . 
c.  5.  Si  partibus  Hispaniae  siye  Avaritiae  solatmm  ferre  fiierit  necesse  praebendi,  tune 
de  Saxonibus  quinque  sextum  praeparare  faciant    Et  si  partibus  Beheim  fiierit  necesse 
solatium  ferre,  duo  tertium  praeparent.    Si  yero  circa  Surabis  patria  defendenda  ne- 
cessitas  fiierit,  tunc  omnes  generaliter  veniant.  c.  6.   De  Fresionibus  yolumus  ut  comites^ 
et  yassalli  nolitri,  qui  beneficia  habere  yidentur,  et  caballarii,   omnes  generaliter  ad 
placitum  nostrum  veniant  bene  praeparati.    Reliqui  yero  pauperiores,   sex   septimma 
praeparare  faciant,  .  .  c.  7.    Yolumus  itaque  atque  praecipimus,  ut  missi  nostri  per 
singulos  pagos   praecidere   studeant  omnia   beneficia  quae  nostri  et  aliomm  homines 
habere  yidentur,  quomodo  restaurata  sint  post  annimciationem  nostram,  siye  destructa^ 
Primum  de  ecdesüs  .  .  .    Similiter  et  alia  beneficia ....  Qualiter  autem  sit,  hoo  unus— 
quisque  yicarius  singulis  comitatibus  in  suo  ministerio  simul  cum  nostris  missis  praevi— 
deat,   et  sie  ut  ipse  hoo  conjurare  yaleat,  totnm  quod  inyenerit  in  brevem  mittat,    et 
ipsoB  breves  nobis  deferant . . .  .'^  Cap.  de  exero.  promovendo  a.  811  (nach  Both  a.  a.  O. 
S.  397.  gegen  Pertz,  der  es  808  setzt)  ibid.  p.  119.  c.  1.    „üt  omnes  liber  homo  qui 
4  mansos  vestitos    de  proprio  suo   siye   de   alicujus   beneficio   habet,   ipse   se   prae^ 
paret  .  .  .   Qui  yero  S  maus,  de    proprio  habuerit  huic   adjungator   qui  1  m.  habeat. 
.  .  .  Qui  autem  duos  habet  .  .  .  jungatur  Uli  alter  qui  similiter  2  m.  habeat  .  .  .    Qiü 
etiam  tantum  Im...  habet,  adjungantur  ei  ires  qui  similiter  habeant  ...    c.  2.  Vo-- 
lumus  .  .  ut  idem  missi  nostri  diligenter  ioquirant,  qui  anno  praeterito  de  hoste  baxi.^ 
nito  remansissent  ....  et  quicunque  fuerit  inventus,   qui  nee  parem  suum  ad  hostezn. 
suum   faciendum   secundum  nostram  jussionem   adjuyit  neque   perrexit,    haribannuxzK 
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n.  Das  Aufgebot  ging  aus  Yom  König;  seine  AusfQhmng  hatten  die  Misai 
zu  überwachen,  zu  dem  Ende  die  Register  zu  fuhren,  die  Stellung  zu  beauf- 
achtigen^  die  Mannschaft  des  Missaticum  durch  einen  von  ihnen  beauftragten 


noBtnun  pleniter  rewadiet,  et  de  solyendo  illo  secnnduni  legem  fidem  faciat.    c.  3.  Qnod 

a  forte  talis  homo  inventus  faerit  qui  dicat,  quod  jussione  comttis  vel  vioarii  aut  cen- 

tenarii  sui,   hoo  de  quo  ipse  semetipsum  praeparare  debeat,   eidem  comiti  yel  vicario 

ant  centenario   vel  quibuslibet  hominibuB  eorum  dedisset,   et  propter  hoo  Ulud  demis- 

Bisset  iter,  et  misBi  nostri  hoc  ita  yerum  esse  inyestigare  potuerint,  is  per  cujus  jussio* 

nem  ille  remansit,  bannmn  nostrum  rewadiet  atque  persolyat,  siye  sitcomes,  siye  yica- 

rius,  siye  adyocatus   episoopi  aut  abbatis.    c.  4.   De  hominibus   comitum  casatis.    Isti 

sunt  excipiendi,  et  bannum  rewadiare  non  jubentur;  duo  quidimissi  fiierant  cumuxore 

illius,   et  alii   duo  qui   propter   ministerium   ejus  custodieudum,   et  seryidnin  nostnua 

faciendum  remanere  jussi  sunt  .  .  .  .  ut  quanta  ministeria  unusquisque  comes  habuerit^ 

totieuB  duos  homines  ad   ea  custodienda  domi  dimittat,   praeter   illos   duos  quos   cum 

uxore  sua.     Ceteros  yero   onmes  secum  pleniter  habeat,   yel   si  ipse  domi  remanserit, 

com  illo  qui  pro  eo  in  hostem  proficiscitur,   dirigantur.    Episcopus  yero  yel  abbas  dua 

tantom  de  casatis  et  laicis  hominibus  suis  domi  dimittant.     c.  5.   De  hominibus  nostri» 

et  episcoponim   et  abbatom,  qui   yel   beneficia,   yel  tafia  propria  habent,   ut   ex  ei» 

secnndum  jussionem  in  hostem  bene  possunt  pergere  exceptis  his  quos  eis  secum  domi 

remanere  permisimus.     Si  aliqui  inyenti  faerint   qui  yel  pretio  se  redemissent,    yel  do- 

minis  suis  permittentibus  domi  remansissent,   bannum  nostrum   sicut   superius   dictum 

est  rewadient,    et  fidem  fadant   ac   persolyant.  .  .    c.  7.    Yolumus   ut  isti  missi  nostri 

qui  hac  legatione  fungi  debent,  ab  his  hominibus  conjectum  accipiant   qui  in  hostem 

pergere  debuerunt  et  non  perrexerunt.    SimUiter  et  a  comite  yel  yicario  yel  centenario, 

qai  ad  hoo  consenserunt   ut    domi   remansissenf     Capit.  Bonon.   a.  811  (ib.  p.  172.)* 

nC.  1.  Quicunque  liber  homo  in  hostem  bannitus  fuerit,  etyenire  contempserit,  plenum 

lieribannuni ,  id  est  solides  sexaginta  persolyat,  aut  si  non  habuerit  unde  illam  summam 

persolyat,  semet  ipsum  pro  wadio  in  senritinm  principis  tradat,  donec  per  tempora  ipse 

bamius  ab  eo  fiat  persolutus.    Et  tunc  iterum  ad  statum  Ubertatis  suae  reyertatur.    Et 

si  ille  homo  qui  se  propter  heribumum  in  seryiiium  tradidit,   in  illo  seryitio  defunctus 

faerit,   heredes  ejus  hereditatem  quae  ad  ejus  pertinent  non  perdant,  nee  libertatem« 

nee  de  ipso  heribanno  obnoxii  fiant.    c.  2.   IJt  non  per  aliquam  occasionem,   neo  de 

wacta,  nee  de  scara,  nee  de  warda,  nee  pro  heribergare,  neque  pro  alio  banno,  heri- 

bannum   comis    exactare  praesumat,    nisi  missus  noster  prius  heribannum  ad  partem 

nostram  recipiat,  et  ei  suam  tertiam  partem  exinde  per  jussionem  nostram  donet.    Ipse 

rero  heribamius  non  exactetur  neque  in  terris  neque  in  mandpiis,    sed  in  auro  et  ar- 

gento,  palleis  atque  armis,  et  animalibus  atque  pecoribus,  siye  talibus  speciebus,  quae 

ad  atilüateni  pertinent  ...    4.  Quicunque   absque  licentiam  yel   permissione   principis 

de  hoste  reyersus  fuerit,   quod  factum  Franc!  herisliz  dicunt,   yolumus  ut  antiqua  con- 

stitutio,  id  est  capitalis  sententia,    erga  illum  puniendum  custodiatur.  .  .    c.  8.  Consti-^ 

tatnm  est,    ut  secundum   antiquam  consuetudinem    praeparatio  ad  hostem   fietciendam 

indicaretur  et  seryaretur,  id  est,  yictualia  demarca  ad  tresmenses  et  arma  atque  yesti- 

menta  ad  dimidium  annum;    quod  tamen  ita  observari  placuit,    ut  his  qui  de  Reno  ad 

Ligerem  pergunt,   de  lagere  initiimi  yiaius  sui  computetur.    His  yero  qui  de  L.  ad  R. 

ter  faciunt,  de  R.  trium  mensium  yictualia  habenda  esse  dicatur.     Qui  autem  transR. 
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königlichen  Vasallen  dem  JBe&Bß  jaHaMven,  die  Bussen  für  das  unerlaubte 
ATuAAe9)en  einzuziehen. 

in.  Ausser  den  Gemeinfreien  waren,  und  zwar  zum  unbedingten  Heerbanne, 
Terpflichtet  alle  Senioren,  geistliche  und  weltliche  in  Folge  der  Commendation 
und  der  Beneficien,  desgleichen  die  Vasallen  und  sonstigen  yermoglicben 
Leute  jener. 

IV.  lieber  die  Pagenses  führte  der  Graf  mit  den  Centenarien,  über  ^e 
Kontingente  der  königlichen  Vasallen  jeder  Senior  oder  an  deren  Stelle  bei 
gesetzmässiger  Verhinderung  ein  anderer  Vasall  oder  der  Graf  den  Oberbefehl; 
^ese  einzelnen  Haufen  ordneten  sich  weiter  imter  Führung  der  Missi,  zuletzt 
unter  dem  persönlichen  Oberbefehl  des  Königs. 

V.  Durch  die  bei  Gelegenheit  des  Heerbannes  ausgeübten  Bedrückungen 
<ler  Grafen,   gegen  welche  Karls  Gesetze  vielfach  eifern   aber  auch  in  dem 
theilweisen  Uebertragen  des  Heerbannes  an  Missi  kein  wirksames  Mittel  schu- 
fen,   sind  allmälig  bedeutende  politische  Veränderungen   vor   sich   gegangen. 
Häufige  Einberufungen  und  Verhalten  zur  Leistung  von  Frohndiensten  aller  Axt 
isind  gegenüber  den  Freien  yielfach  vorgekommen.    Die  Unmöglichkeit  sofor- 
tiger und   stets  nachhaltiger   Abhülfe  dagegen  durch   den  Missus  einerseits, 
^ie  Berechtigung   der  Grafen  und  Senioren  eine  bestimmte  Zahl  ihrer  Leute 
überhaupt  vom  Heerbanne  entbinden  zu  dürfen,  ja  dies   auf  die  Gefahr  hin, 
4en  Heerbann  zu  zahlen,  allgemein  thun  zu  können,  in  den  Mark-  undGrenz- 
^a&chaften  vorzügKch  die  Aufbietung  zu  vielfachen  Wachdiensten,  Leistung 
von  Fuhren  u.  dgl.,  endlich  die  Pflicht,  auf  den  Aufruf  der  Grafen  zur  Hand- 
habung der  Polizei,  Instandhaltung  von  Brücken  und  Wegen  Dienste  zu  leisten, 
alle  diese  Umstände  machten  die  Lage  der  gemeinen  in  keinem  Vasallenver- 
hältnisse stehenden  Freien  mehr  und  mehr  schwierig.    Hierdurch  veranlasst 
eommendirten  sich  Viele  an  Grafen,  vor  Allem  aber  den  Stiftern  und  Klöatem, 
ihr  Gut  denselben  hingebend  und  gegen  bestimmte  Abgaben  dasselbe  zurück- 
«mpfangend.    Damit  erreichten  dieselben,  dass  sie  gegenüber  den  Grafen  'wirk- 
same Vertretung  fanden,  entweder  wenig  oder  gar  nicht  zu  Kriegsdiensten 
gezogen  wurden,  zu  deren  Besorgung  die  Grossen  ftHiwälig  auch  ihre  nicht&eien 
Leute,   die  Ministerialen   und  Liten   zuzogen.    Auf  der   andern   Seite    aber 


sunt  et  per  Saxoniam  pergunt,  ad  Albiam  marcam  esse  sciant  Et  qui  traosL.  znanent^ 
atque  in  Spania  proficisci  debent,  montes  Pirenaeos  marcam  sibi  esse  co^noscant. 
€.  ».  Quicunque  über  homo  inventus  fuerit  .  .  cum  seniore  suo  in  hoste  non  fiiisse, 
plenum  heribannum  persolvere  cogatur.  Et  si  ßenior  vel  comes  eum  domi  dimiserit 
ipse  pro  eo  eundem  bannum  persolvat;  et  tot  heribanni  ab  eoexigantur,  quod  iiominef 
domi  dimisit.  .  .  ,  c.  11.  üt  quandocunque  navigium  mittere  volumus,  ipsi  seniores  ii 
ipsis  navigibus  pergant,  et  ad  hoc  sint  praeparati."  Die  andern  Kapitularien  finde 
man  aufgezählt  bei  den  Genannten. 
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schmolz  die  Zahl  der  Yollfreien,  stieg  die  Macht  der  GfroBven, 

der  Immunitätsbesitz,  und  wurde  der  Boden  geebnet,  auf  dem  sich  eine  neue 

Staatsverfassung  aufbauen  konnte. 


C.  Die  Stände. 

§.  52. 

1.  Die  Freien.    Der  Adel. 

I.  Der  Begriff  der  Freiheit  ist  wesentlich  in  der  merovingischen  und  karo- 
lingischen  Zeit  nicht  geändert.  Eine  Modification  desselben  war  es  auch  kaum, 
dass  die  Franken  gegenüber  den  andern  Stämmen  durch  ein  höheres  Wergeid 
ausgezeichnet  waren,  ^)  die  BÖmer  aber  allen  Stammen  an  solchem  nachstan- 
den.^ Alle  ingenui,  liberi,  franci,  arimanni^)  haben  bestimmte  Bechte 
miteinander  gemein,  welche  gerade  als  die  der  Freien  anzusehen  sind. 

n.  Der  Adel  im  altem  Sinne  des  Wortes  war  bei  den  Franken  verschwun- 
den, da  er  weder  in  dem  salischen  noch  ripuarischen  Gesetze  hervortritt.  Un- 
zweifelhaft liegt  der  Grund  in  den  yeiiieerenden  Kriegen,  den  innem  Kämpfen 
und  dem  erreichten  Bestreben  der  fränkischen  Könige,  jede  ihnen  gefahrliche 
Macht  imYoIke  zu  stürzen.^)  Bei  den  übrigen  Stämmen  findet  sich  aber  nach 
deren  Volksrechten  ein  durch  höheres  Wergeid  und  auch  einzelne  andre 
E^enthümüchkeiten  ausgezeichneter  Adel.*^) 


*)  Lex  Rip.  Tit.  XXXYI.  §.  1. 2.  4.  „8i  quis  Ripuarius  advenam  Fr  an  cum  interfecerit, 
200  8olidi&  culpabilis  judicetor.  Si  qiiis  Rip.  advenam  Burgundionem  interf., 
160  solid,  cnlp.  jud.  Si  q.  Rip.  advenam  Alamannum  seu  Fresionem  vel  Baju- 
rarium  aut  Saxonem  int^f.,  160  solidis  c.  j.^ 

^  L.  Bip.  1.  c.  §.  3.  „Si  quis  Ripuarüis  advenam  Romanum  interfecerit,  100  so- 
lidis multetur.* 

»)  Vgl.  über  diese  Ausdrücke  L.Sal.XXV  2.  u.  nov.  66.  (Merkel  p.  61.)  „Siquis 
ingenuus  cum  ancilla  aUena  se  publice  junxerit,  ipse  cum  ea  in  servitio  cadat*^  und 
^si  quis  Francus  cum  ancilla  aliena  sibi  in  publice  jimxerit,  ipse  cum  ea  in  servitio 
cadat.<'     L.  Bac&s  2.  11.  u.  a.     Grimm  R.A.  S.  262. 

*)  In  L.  SaL  XXIV.  2.,  LXVHI.  1.  nov.  60.  kommt  ein  „puer  crinitus**  vor,  im 
Gegensatze  zu  dem  nov.  293.  auch  einen  „incrinitus**  hat;  ein  höheres  Wergeid  findet 
sich  nicht. 

^)  Z.  B.  li.  Sax.  XrV. "  „Qui  nobilem  occiderit  1440  fioUdos  conponai  ruoda  dicitur 
apud  Saxones  120  solidi  et  in  premium  120  solidi.  XYI.  Litus  occisus  120  solidis 
componatur.  .  .  XYII.  Servus  a  nobili  occisus  36  sol.  conponatur  vel  tribuß  jurantibus 
negetur.    a  libero  vel  lito,  pleno  sacramento  negetur." 

Die  einzelnen  Folgen  der  Standesverschiedenheit  zeigen  sich  bei  den  betrefifenden. 
Materien. 
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§.  53, 

2.  Die  Grossen. 

I.  Mit  der  erhöhten  königlichen  Macht  und  der   veränderten   Yerfassimg^ 
hegann    eine    ganz   neue  Ordnung    der  YolksUassen    sich    zu   bilden.    Die 
Bedeutung    der   Yolksyersammlung  war   sehr  gesunken;   ihre   Bechte  übten 
die  Grafen,  Missi,  Immunitätsherm  aus,  soweit  sie  nicht  vom  Könige  selbst 
vorbehalten   waren.     Damit   sank   in   der   That   die  politische   Bedeutung 
3er   Freiheit.    Grafen,   Missi,    deren   Stellvertreter,   die  Hofbeamten   hatten 
ein   höheres   Ansehen  erlangt,   genossen  höheres  Wergeld  und  nahmen  ge- 
wissennassen  Theil   an    der   königlichen   Macht.     Die   in   der   trustis    regia 
stehenden  Personen,  die  königlichen  Leudes,  Fideles,  Yassalli,  Senioren  bilden 
eine  an  Macht,  Ansehen,  Wergeld  über  den  Freien  ausgezeichnete  Klasse.  Bie 
sind  die  Optimates,  Proceres,  auch  wohl  Nobiles,  der  Quellen  jener  Zeit. 
Ihr  Ansehen  ruht  aber  so  sehr  auf  der  persönlichen  Yerblndung  zum  Könige, 
dasB  selbst  die  mindere  Freiheit  der  Geburt  ihnen  nicht  schadet. 

IL  In  den  Yerhaltnissen  des  Heerbannes  einerseits  und  der  zunehmenden 
Macht  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  andrerseits  lag  der  Grund  zu 
der  in  den  nächstfolgenden  Jahrhunderten  eintretenden  grossen  Umänderung» 
Yor  den  Grossen  tritt  in  der  karolingischen  Zeit  der  Adel  ganz  in  den  Hintei* 
grund.    Es  war  dies  nothwendige  Folge  davon,  dass  mit  dem  Aufhören  des 
Wahlrechts   der  Yorsteher   seine  politische  Bedeutung  entfiel,  der  Adel  von 
den  Königen  zu  Hof-  und  Reichsämtem  gezogen,  in  das  Treuverhältniss  auf- 
genommen wurde  und  auch  selbst  nach  solchen  Aemtem  streben  musste.  Yor 
der  aus  dem  Yerhältnisse  zum  König  fliessenden  Bedeutung  trat  aber  ihr  Ge- 
burtsstand um  so  mehr  zurück,  als  auch  das  höhere  Wergeld  keinen  Unter- 
schied mehr  begründete,  weil  die  königlichen  Getreuen  durch  dasselbe  aus- 
gezeichnet waren. 

§.  54. 

3.  Die  Schatzbefohlenen. 

I.  Ein  eigenthümliches  Yerhältniss  hatte  sich  zimachst  zwischen  dem  Könige 
und  seinen  Getreuen  gebildet  (§.  43),  welches  nothwendig  ähnliche  Bildungen 
hervorrufen  musste.    Dazu  fand  sich  die  Yeranlassung  vor. 

n.  Manche  Freie  konnten  in  Folge  der  vielen  Kriege  besonders  unter 
Karl  d.  G.  aus  ihrem  Grundbesitze  die  Lasten  aller  Art  nicht  mehr  bestreiten.  ^) 


0  Dies  beweisen  die  Anordnungen  Karls  d.  G.  bezüglich  des  Heerbanns.   Siebe  §.51. 
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Mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  reichte  der  Grundbesitz  der  Familie  nicht 
mehr  aus,  um  alle  Söhne  mit  einem  genügenden  Antheile  zu  versehen.    Die 
Xirchen  hatten  durch  königliche  Verleihung  und  Vergabungen  grosse  Qrund- 
complexe   erhalten,    deren  Bewirthschaftung   blos   durch   eigne  Leute  kaum 
stattfinden  konnte.    Ebenso  hatte  auch  der  König  und  die  königlichen  G^ 
treuen  wegen  ihrer  grossen  Beneficien  Ueberfluss   an  Grundstücken.    Je  mehr 
Aber  die  blosse  Freiheit  und   gänzliche  Unabhängigkeit  von  jedwedem  Ein- 
flüsse gegenüber  den  Anforderungen  des  Lebens  zurücktrat,  die  mannigfaltig- 
sten Verhältnisse  und  Gründe  sich  bildeten,  .welche  den  Schutz  eines  Grossen 
wünschenswerth  erscheinen  Hessen,  je  hoher  das  Ansehen  der  Grossen,  beson- 
ders der  Geistlichen,  und  je  fester  deren  Macht  wurde,  desto  mehr  mussten 
Verbindungen   der   verschiedensten  Art   zwischen  Grossen   und  Gemeinfreien 
entstehen.     Zugleich  lag  aber  eiaerseits  in  dieser  Entwicklung  selbst  und  der 
noch  nicht  zu  einem  abgeschlossenen  Stande  gediehenen  Stellung  der  Grossen, 
sowie  in  der  freiwilligen  Natur  solcher  Schutzverhältnisse   der  Grund,   hierin 
kerne  Minderung  der  Freiheit  zu  erblicken;    andrerseits   aber  war  doch  der 
Keim  gelegt,  aus  dem  unter  neuen  Verhältnissen  eine  völlige  Abhängigkeit 
entstehen  konnte. 

n.  So  finden  sich  allmäHg  unter  den  Freien  Leute,  welche  ihre  Freiheit 
besassen,  aber  an  die  Kirche  bestinmite  Abgaben  zu  entrichten  hatten,  sei  es 
zufolge  einer  Uebertragung  von  Person  und  Gut  an  dieselbe  und  Rücknahme 
des  letztem  als  beneficium*)  oder  als  Folge  des  nach  der  Freilassung  bleiben- 
den Schutzverhältnisses. ")  Aus  gleichen  Ursachen  finden  sich  auf  den  könig- 
lichen Besitzungen  und  denen  der  Grossen  freie  aber  schutzgehörige  Leute.  ^) 

*)  L.  Alam.  Hloth.  (Merkel  in  Mon.  Leg.  III.  p.  45.)  1.  „IJt  si  quis  über  res 
soas  Tel  semet  ipsuin  ad  ecclesiam  tradere  yoluerit,  nullus  habeat  licentiam  contra- 
dicere  ei  .  .  .  2.  Si  quis  liber,  qni  res  suas  ad  ecclesiam  dederit  et  per  cartam  firmi- 
tatem  fecerit,  sicut  superius  dictum  est,  et  post  haec  ad  pastorem  ecdesiae  ad  bene- 
ficium  BUBceperit  ad  victualem  necessitatem  conquirendam  diebus  vitae  suae:  et  quod 
spondit  persolyat  ad  ecclesiam  censimi  de  iUa  terra,  et  hoc  per,epiBtulam  firmitatis  fiat, 
ut  post  ejus  discessum  nullus  de  heredibus  non  contradicat.  Vgl  dazu  Merkel  in  der 
nota  7.     Dagegen  Walter  R.G.  §.  409.  N.  1. 

^)  Von  der  Abgabe  ceraecensuales.  cerarii,  libellarii  (L.  Liutpr.  VI. 
38.  u.  a.).  —  „Si  quis  autem  liber  ecclesiae,  quae  colonus  vocant,  si  occisi  fuerint, 
sicut  alii  Alamanni   ita   componatur.^    L.  Alam.  Hloth.  c.  8.  b.  —  Homines  votivi. 

*)  Cap.  de  villiß  imper.  a.  812  c.  52.  (Leg.  I.  p.  185.)  „Volumus  ut  de  fiscalis,  vel 
serriB  nostris,  sive  de  ingenuis  qui  per  fiscos  aut  yillas  nostras  commanent,  diversis 
hominibiis  plenam  et  integram,  qualem  habuerint,  reddere  faciant  justitiam.'^ 
L.  Sax.  LXUIL  Liber  homo,  qui  sub  tutela  nobilis  cujuslibet  erat  qui  jam  in  exilium 
misBus  est  .   .  .^ 

lieber  die  Möglichkeit,  die  den  Schutzbehörigen  des  Fiscus  gegeben  wurde,  diesVer- 
liältniss  zu  lösen  und  mit  der  Kirche  einzugehen  s.  M  erk  el  n.  7.  ad  c.  2.  L.  Alam.  Hloth. 


110  Qesch.  d.  Verfass.  I.  Per.  V.  Kap.  §.  55. 


§.  55. 

4.  Die  Unfreien.  0 

I.  Die  Unfreiheit  bestand  wesentlich  darin,  dass  der  Unfreie  nicht  dem 
Könige  und  seinen  Beamten  als  solchen  unterstand,  sondern  einem  besondem 
Herrn  ohne  Kecht,  das  Verhältniss  zu  lösen,  dass  er  der  eigentlichen  Rechts- 
fähigkeit entbehrte,  dem  Herrn  gegenüber  als  Sache  erscheint.  In  den  Quellen 
kann  man  zwei  Arten  von  Unfreien  unterscheiden,  die  Servi  und  Liti. 

n.  Die  Knechte  (seryus,  ancilla,  mancipium,  Knecht,  manahoupit,  schalk, 
Vassus,  gasindus  u.  a.)*)  stehen  nach  den  Volksrechten  im  vollen  Eigenthum 
ihres  Herrn;*)  dieser  durfte  den  Schuldigen  selbst  richten,  jedoch  nur  mit  Beob- 
achtung des  Gesetzes,  nicht  nach  blosser  Willkür;*)  sie  wurden  vom  Herrn 
unbedingt  in  Folge  seiner  potestas  vertreten,^)  und  denselben  gebüsst,®)  wur- 


0  Vgl.  die  Zusammenstellungen  in  Grimm  R.A.  S.  300  ff.,  bei  Walter  B..G. 
§.  859  ff.,  Zöpfl  R.G.  Th.  ü.  §.  25  ff. 

*)  üeber  die  verschiedenen  Ausdrücke  s.  Grimm  R.A.  a.  a.  0. 

^  L.  Alam.  Hloth.  c.  XC.  (Leg.  HI.  p.  77.)  „Si  quis  res  suas  post  alium  hominem 
invenerit,  quiequid  sit,  autmancipia  aut  pecus  aut  aurum  aut  argentum  aut  aliae 
spetiae ,  et  üia  reddere  noluerit  et  contradiKerit  et  post  haec  convictus  est  ante  judicem» 
aut  similem  aut  ipsum  reddat  et  12  solides  componat,  quare  quia  proprietatem 
alterius  apud  se  habens  contradixit.'* 

*)  L.  Alam.  Hloth.  XXX  VII.  „Ut  mancipia  foris  provincia  nemo  vendatur  nee  in 
pagano  nee  in  christianos  nisi  si  jussio  ducis  fiierit.  2.  Infra  provincia  ubi  neceaeltaB 
est,  unusquisque  de  mancipio  suo  potestatem  secundum  legemjudicandi.  3.  Foris 
terminum  autem  captivum  faciendi  non  habeat  .  .**  Vgl.  L.  Visigoth.  VI.  tit.  5.  c.  12. 1S.> 
Vn.  2.  c.  21. 

°)  L.  Sal.  XL.  (1 — 3.   bestimmt   die  Busse  für  Vergehen   derselben)    4.    „Si    vero 
servus  in  quolibet  crimine  comprehenditur,    dominus  servi  ipsius  si  praesens  est   ab  eo 
qui  requeret  admonere  debet,   ut  servum  suum  debeat  justis  suppliciis  dare,  ....    Si 
dominus   servi  supplicia  distulerit    et  servus  praesens  fuerit,    continuo   üle    qui    repetit 
domino  solem  coUocare  debet  ....**      L.    Sax.  „4.  Quiequid  servus   aut  litus   jubente 
domino  perpetraverit  dominus  emendet.  .  .  Si  servus  scelus  quodlibet  nesciente  donüno 
commiserit  aut  puta  homicidium   frirtum,    dominus  ejus  pro  illo   juxta  qualitatem  facti 
multam  componat.^    L.  Fris.  Tit.  I.  c.  13.  „Si  servus  nobilem  seu  liberum,  seulitum, 
nesciente   domino    occiderit,    dominus    ejus,   cujuscunque   conditionis  fiierifc    bomo    qui 
occisus  est,  juret,   hoc  se  non  fecisse,   et  mulctam  ejus  pro  servo,  bis  simpluni  com- 
ponat.   14.  Aut  si  servus  hoc  se  jussu  domini  sui  fecisse  dixerit,  et  dominus  non  nega- 
verit,  solvat  eum,    sicut  manu  sua   oeoidisset,   sive  nobilis,   sive  Über,   sive    Utas  sit. 
15.  Et  si  servus  hoc  se  perpeirasse  negaverit,  dominus  ejus  juret  pro  iUo.*^ 

^)  Cf.  nota  3.    Dazu  L.  Sal.  nov.  106.    Die  Bestimmungen  über  das  "Wergeld  sind 
sehr  zahlreich  in  den  Leges. 
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den  von  dem  Herrn  nach  Belieben  zu.  den  häuslichen  und  sonstigen  Diensten 
verwendet  (pueri,   yassi  ad  ministerium,   ministe riales)  oder  mit  dem 
Betriebe  von  Gewerben  oder  der  Bewirthschaftung  des  Bodens  gegen  bestimmte 
Leistungen  an  den  Herrn  beschäftigt,  auch  endlich   zur  Kriegsdienstleistung 
gebmuchf)    Was  der  Knecht  besass  und  erwarb,   war   des  Herrn;   bereits 
bildete  sich  aber  der  üebergang  zu  Eigenthum  derselben.®)    Diese  mangelnde 
Äechtspersönlichkeit  hatte  die  weitere  Folge,  dass  man  den  Knecht  bald  über- 
haupt für  unfähig  hielt,  eine  Ehe  einzugehen,  welche  unabhängig  vom  Willen 
des  Herrn   Eechtsbestand  hatte,  bald  wenigstens  zur  Schliessung  von  Ehen 
mit  Freien  oder  selbst  den  nicht  vollkommen  Freien  ausser  mit  grossen  Kechts- 
nachtheilen  für  Beide.®) 


I 


I 


0  In  der  L.  SaL  erscheinen  vassus  ad  ministerium.  puella  ad  minist.^ 
faber  ferrarius,  aurifex,  porcarius,  vinitor,  strator,  moliarius,  carpentarius ,  ministe- 
rialiß  (XXXV.  5.  u.  nov.  106.),  in  der  L.  Aiam.  (Pactus  fragm.  in.  S5.  86.)  faver 
ferrarius,  aurifex  (Lex  Hloth.  cod.  adjunct.  LXXYI.  3.,  LXXXI.  LXXXII.)  pastor, 
pastor  poTcariuB,  siniscalcus  servns,  vassus,  mariscalcus ,  cocus,  pistor,  faber  aurifex 
e^spaterius  („publice  probati"),  ancilla  vestiaria,  pulicla  de  genicio,  die  auf  Grund- 
stücken heissen  servicasati,  coloni,  mansoarii  u.dgl.  Recap.  leg.  Salicae  c.  22.  (Merk. 
p.  99.)  „servum  ministerialem  in  oste.'' 

^  L.  BajuY.  T.  XY.  c.  6.  „Si  quis  servum  suum  vendiderit,  forsitan  ejus  nesciens 
facultates  quas  habebat,  dominus  ejus  potestatem  habeat,  qui  eum  vendiderit,  requi- 
rendi  res  ubicunque  invenire  potuent.  7.  Si  quis  servus  de  peculio  suo  fuerit 
redemptus,  et  hoc  dominus  ejus  forte  nescierit,  de  domini  potestate  non  exeat:  quia 
non  pretitiin,  sed  res  servi  sui,  dum  ignorat,  accepit.^  L.  Alam  Hloth.  XXII.  8.  „Servi 
dimidiam  partem  sibi  et  dimidiam  in  dominico  arativum  reddant.  Et  si  super  haec 
est,  sicut  servi  ecclesiastici  ita  faciant,  tres  dies  sibi  et  tres  in  domnico.^ 

9)  L.  Sal.  Xin.    4.  Si  vero  puer  regis  vel  letus  ingenuam  feminam  traxerit ,  de  vita. 

eomponat.      ö.    Si  vero   ingenua   puella    quemcunque   de  illis   suam  voluntatem   secuta 

fnerit,  ingenuitatem  suam  perdat.      XXY.  2.    Si  quis  ingenuus   cum  ancUla  aliena   se 

publice  junxerit,   ipse   cum   ea   in  servicio   cadat.    Nov.  1.  ad' leg.  Sal.    „Ingenuus  si 

ancilla  aliena  prisserit,  similiter  (d.  h.  wie  im  Falle   von  XTTT.  5.)  paciatur.'^    Nov.  39. 

«Sj  ingesuns    anoiUam  alienam  in   oonjugium   praeserit,    malb.  bonema,  cum  ea  ipse 

in  servitio  permaneat.    Si  quis  litam  aUenam  ad  conjugium  sotiaverit,   malb.  anfamia 

1200  denaiios  qui  faciunt  solides  80  oulpabilis  judicetur.^    Cf.   nov.  10.  66.  68.:    „Si 

servus  anciUam  alienam  extra  voluntate  domini   sui   sibi  conjugium  copulaverit,   malb. 

anthamo  solidos  3  oulpabilis  judicetur  (nov.  296.  „aut  120  ictus   accipiat").*     Aehnlich 

sind  die  Besümmimgen   der  andern  Bechte;   am   strengsten   war   das  sächsische  nach 

Ruodolfi  transl.  S.  Alexandri  (Monum.  Script.  U.  p.  675.)  1.  „Quatuor  igitur  differentüs 

gens  üla  consistit,   nobilium  scilicet  et  liberorom,   libertorum   atque   servorum.    Et   id 

legibus  firmatom,   ut  nuUa  pars  in  copulandis  conjugiis  propriae  sortis  terminos  trans- 

ferat,  sed  nobilis  nobilem  ducat  uxorem,  et  Über  liberam,  Ubertus  conjugatur  libertae, 

et  Bervus  ancillae.    Si  vero  quispiam  herum  sibi  non  congruentem   et  genere  praestan- 

tforem  duxerit  uxorem,  cum  vitae  suae  damno  componat.'^ 
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nL  Durch  die  fortwährenden  Bemühungen  der  Kirche  ^^)  kam  es  dahin, 
dass  man  in  der  karolingischen  Zeit  die  Ehen  der  Sklaven  unter  sich  aner- 
kannte und  auch  schützte/^)  desgleichen  dem  Verkaufe  der  Knechte  noch 
weitere  allgemeine  Schranken  setzte.  ^^  In  ihrer  yermögensrechüichen  Stellung 
-wie  auch  gegenüber  dem  Herrn  blieb  es  jedoch  im  Wesentlichen  bei  den  Be- 
stimmungen der  Yolksrechte,  zumal  die  Beichsgesetzgebung  nach  ihrer  Natur 
hier  weniger  Einfluss  nahm.^^ 

lY.  Eine  allmälige  Umänderung   trat  aber  einmal  dadurch  ein,  dass  die 
Xnechte,  welche  die  Güter  desFiscus  (servi  fiscalini)  und  der  Kirchen  (serTi 
ecclesiae)  bebauten,  nicht  nur  überhaupt  besser  gestellt  waren  durch  grosseren 
Schutz,  höheres  "Wergeid,  geringere  Leistungen,  eine  gewisse  Vertretungsfahig- 
keit,  sondern  auch  vorzüglich  durch  Verwendung  im  persönlichen  Dienste  be- 
sonders des  Königs  (pueri  regis)  häufig  zu  hohem  Ansehen  gelangten.*^)   Dies 
wirkte  auf  die  Behandlung  und  Stellung  der  übrigen  zurück.    Sodann  stieg 
ihr  Ansehen  mit  der  sich  steigernden  Verwendung  zum  Kriegsdienste  und  dem 
in  Folge  ihrer  persönlichen  Dienstleistung  bei  den  immerfort  an  Macht  zuneh- 
menden Herrn  sich  mehrenden  Einflüsse. 

V.  Die  Unfreiheit  entstand  und  pflanzte  sich  fort  durch  Geburt  von  unfreien 
Eltern  oder  aus  Verbindungen  zwischen  einer  unfreien  imd  freien  (halbfreien) 
Person,**^)  durch  Heirath  einer  Unfreien.^®)  Dazu  kam  das  freiwillige  Begeben  m 


^^)  Zahlreiche  Concilien  haben  von  der  ältesten  Zeit  an  auch  im  frankisclien  Beiche 
diesem  Ziele  zugesteuert.  Vgl  Conc.  Aransican.  I.  a.  441  c.  5.  6.  7.  Arelat.  H.  zwischen 
443  u.  458  c.  33.  34*.  Agath.  a.  506  c.  62.  („si  quis  servum  proprium  sine  conscientia 
Judicis  occiderit,  excommunicatione  vel  poenitentia  biemiii  reatum  sanguinis  emendabit'*). 
Aurel  I.  a.  511  c.  3.  8.  Epaon.  a.  517  c.  34.  39.  Aurel  IV.  a.  541  c.  9.  24. 
AureL  V.  a.  549  c.  6.  7.  22.  Matiscon.  IE.  a.  585  c.  7.  8.  u.  a.  Vgl.  mein  Handbuch 
des  kath.  Eherechts  S.  115  fg. 

^^)  Cap.  Lang.  a.  813  c.  5.  (Leg.  L  p.  192.)  „Ut  oonjugia  servorum  non  dirimantur 
si  diverses  dominos  habuerint  (anders  noch  Cap.  Vermer.  753  c.  19.   ib.  p.  23.)*,    aed 
in  uno  conjugio    servi  permanentes   dominis   suis  seryiant;   sie   tamen,   ut    ipBtun  con- 
Jugium  legale  sit,  et  per  voluntatem  dominorum  suorum  juxta  illud  evangelium :  Quod 
Dens  conjunxit,   homo  non  separet.^     Vgl  L.  Rothar.  213.  Liutpr.  VT-   12.  86. 
87.  12.)  Cap.  Franc.  779  c.  19.  (Leg.  L  p.  38.)     „De   mancipia  quae  vendunt,    ut    in 
praesentia  episcopi  vel  comitis  sit,    aut  in  praesentia  archidiaconi,   aut  centenarii,    aut 
in  praesentia  yicedomini,  aut  judicis  comitis,   aut  ante  bene  nota  testimonia.     £t  foras 
marca  nemo  mancipium  yendat.    Et  qui  hoc  fecerit,  tantas  vices  bannos  solvat  quanta 
mancipias  vendidit.    Et  si  non  habet  pretium,   in  wadio  pro  servo  semet  ipsum  comiti 
donet,  usque  dum   ipsum  bannum  solvat.^     Capit.  Mantuan.  a.  781  c.  7.    (ib.  p.  41.). 

^^)  S.  z.  B.  Cap.  de  villis  imper.  c.  4.,  Aquisgr.  817  legib.  add.  c.  1.    15.  u.   a. 

^*)  L.  Ripuar.  LYm.,  Alam.  Hloth.  XVm.  XXn.,  Cap.  Aquisgr.  817   1.   c.  u.  a. 

15)  Vgl.  das  Nähere  Grimm  R.A.   S.  324  flf. 

*6)  Stellen  in  den  frühern  Anmerkungen.    L.  Rip.  LYIU.  14.    „Si  autem  B.\pTiaTvui 
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^KEechtschoft^^)  sowie  die  Hingabe  aiLZahlimgsstsIt  bei  InsolTemi  oderUn« 
fahigkeit  den  Bimn  n^s.ft  zu  entrichteiL  ^^)  Angehoben  vurde  sie  regebnaaüg 
durch  die  Freilassung/^  welche  vor  dem  König,  Yot  der  Kirche,  der  Volks- 
Tersammlung  mit  Bürgschaft  von  Freien,  durch  Wehrhaftmachung,  Ausstelhing 
einer  Urkunde  u.  Sr  f.  stattfand.  Sie  hatte  übrigens  weder  stets  die  ToUa 
gleiche  Wirkung,  indem  häufig  nur  ein  gdingerer  Qrad  der  Freiheit  verüdieB 
Forde,  noch  löste  sie  jedes  Yerhaltniss  zum  bisherigen  Herrn.  Neben  der 
Freilassung  wurde  die  Freiheit  in  dnzelnen  FäBen  durch  das  Gesetz  gegeben 
MF  Strafe  des  Herrn  ^^)  oder  zur  B^hnnng  des  Unfreien.  '*) 


§.  56. 

5.  Die  Halbfreien. "') 

L  Wie  in  der  ältesten  Zeit  (§.  12.  lY.)  finden  wir  während  dieser  ganzen 
Zeit  zwischen  den  YoUfreien  und  den  Knechten  eine  zahlreiche  Klasse  ron 
Leuten  unter  dem  Namen  liti,  leti,  ledi,  lassi,  lazzi,  aldi,  aldiones, 
welche  wohl  ihren  Ursprung  zumeist  in  der  Freilassung  haben,*)  weshalb  sie 
auch  häufig  den  liberti  gleichgestellt  werden,  zum  TheU  aber  auch  in  dem 
Verhältniss  der  römischen  Coloni  stehen.  Sie  untersdieiden  sich  von  den 
Freien  vorzüglich  durch  das  geringere  Wergeid,*)  das  Mundium  eines  Herrn,*) 


ancillam  Begis  seu  ecelesiasticam,  vel  ancillam  tabulariam  aibi  sociaverit,  non  ipse,  sed 
procreatio  ejus  serTiat.^ 

^0  Capit.  Aquisgr.  813  c.  15.  (Leg.  I.  p.  189.)  u.  a.  enthält  Beschränkungen. 
Cap.  leg.  Sal.  add.  a.  819  c.  6.  (ib.  p.  22€^.)  „«Tudioatum  est  ab  onmlbus,  nt  si  Fran- 
cos  homo  Tel  ingenua  femina  in  servitio  aponte  sua  implioaTerit  se,  ut  si  res  snas, 
dmn  in  übertäte  sua  permanebat,  ad  ecclesiam  Dei  ant  ouilibet  legibus  tradidit,  ipse 
cni  traditae  fiierint,  eas  habere  et  tenere  possit.  £t  si  filios  vel  filias,  dum  in  sua 
ffät  übertäte,  generavit,  ipsi  Uberi  permaneant.'^ 

^^  Ygl.  nota  12.  dieses  Paragraphen. 

^^  Ygl.  Grimm  BA.  S.  179  f.  SSI  ff.  Im  Einzehien  beschrdben  die  Fonnan 
genau  Walter  u.  Zopfl. 

^^  Z.  B.  beim  Yerkaufe  ausser  Landes:  L.  Burg,  addit.  IL  c.  2.,  Ehebrudi  mit 
^r  Frau  des  aervus:  L.  Luitpr.  YL  87. 

**)  Siehe  L.  Yisig.  YI.  1.  c.  5.,  XIL  2.  c.  12.  18.  14.,  Xu.  8.  c.  12.  18.  u.  a. 

*)  Grimm  B.A.  S.  305  ff.  Waitz  H.  S.  158  ff.  Eichhorn  B.a.  L  8.  294  ff, 
Walter  B.G.  §.  392  ff.    Zöpfl  R.G.  Th.  H.  §.  27. 

0  Das  hat  Walter  §.  396.  gezeigt. 

^)  In  einzelnen  Bechten  die  Hallte  Yon  dem  des  Freien.  Walter  hat  die  des- 
^igen  Bestimmungen  genau  zusanunengeBtellt. 

^  L.  Sal.  XXYL    ,,Si  quis  alienum  letum  extra  consiliinn  domini  sui  ante  rege  per 

Scbol^e,  Reichs«  u.  Rechtsgesch.  8 
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den  Mangel  des  eommbimii^)  die  Pflicht  zh  Diensten  imd  Abgaben,  den  An- 
sprach des  Herrn  auf  das  Ganze  oder  einen  Thefl  des  Wergeides, ^  die 
-'Notibwendigkeit  der  Einwilligung  des  Herrn  znr  Eingehung  einer  Ehe,*)  die 
Unfähigkeit,  ihr  Yerhältmss  einseitig  zu  losen.  Yon  den  Knechten  stan- 
den sie  wesentlich  ab  durch  die  stets  anerkannte  Fähigkeit,  eine  im  Yolksh 
rechte  geschützte  Ehe  au.  schliessen,  das  hierauf  beruhende  Wergeid,  das 
zum  TheO  ihnen  bez.  den  Yerwandten  zufiel,  durch  ihre  Fähigkeit  zum  Be- 
sitz und  Erwerb  Ton  Yermögen,')  zur  eigenen  Yertretung,^  die  Waffen-  und 
Eidesmündigkeit.  ^     In   dem  Ausschlüsse  jeder  Willkür   des  Herrn,   welcher 


dinario  (mgemnmi)  dimiserit  et  ei  faerit  adprobatnm,  malb.  malthoitiis  meo  letu  hoc  est 
4000  dinarioB  qni  fadnnt  solides  100'  culpabiüs  jadicetnr,  res  yero  leti  ipsius  legitime 
reformetar.'^ 

^)  Das  beweist  die  Erklämng  in  Oapit.  Chlodovechi  a.  500 — 511  (Monum.  Leg.  n. 
p.  4.)  7.  §.  2.  (^de  puellas  milittmias  yel  Utas,  haec  lex  medietate  senretnr'') ,  dass  die 
Yoisehriften  über  Mitgift  u.  s.  f.  Anwendung  finden.  L.  Sax.  LXY.  ,,Lito  regis  liceat 
Qzorem  emere  ubioumqne  voluerit,  sed  non  liceat  nllam  feminam  yendere.^ 

^)  L.  Fris.  Tit.  IX.  §.  1  ff.  „Si  foemina  qnaelibet  homini  coUibet  fomicando  se 
miseuerit,  componat  ad  partem  regis  weregüdum  annm.  Hoc  nobilis  et  libera  £aciant 
2.  Lita  yero  ad  partem  domini  suL  3.  Si  yero  ancilla  et  yirgo  erat  .  .  .  componat  is, 
qni  eam  yilayit,  donuno  ejus  soL  4.  hoc  est  denarios  12.*^  §.  10.  „Si  yero  puelüa 
(nemlieh  rapta)  lita  fiierit,  satisfaeiat  ei  similiter  solutione  weregiidi  sni,  et  domino 
ejus  decem  solidos  componat.*^    §.  13.  (not.  6.) 

^  L.  Fris.  IX.    13.    „Si  Uta   fuerit,  soUd.  X.   domino   ejus  persolyere    cogatur.'^ 
Dazu  §•  11.  n.  12.:  „Si  Uberam  foeminam  extra  yoluntatem  parentum  ejus,  Tel  eorum, 
qui  potestatem  ejus   habent,   uxorem   duxerit,   componat  tntori  ejus   solid.  XX.  id  est 
dinarioB  LX — 12.     Si  autem  nobilis  erat  foemina  soL  XXX." 

0  L.  FiiB.  XI.  1.  „Si  Über  homo  spontaneayoluntate,  yel  forte  necessitate  coactus, 
nobiU  sen  Ubero,  seu  etiam  Uto  in  personam  et  senritium  Uti  se  subdiderit  ...  2.  Si 
Utns  semetipsum  propria  pecunia  a  domino  suo  redemerit  .  .'^  L.  Sal.  L.  §.  1.  „Bi 
qnis  ingenuus  aut  letns  alten  fidem  fecerit  .  .  .*^ 

^  Dar&ber  hat  besonders   die  L.  Fris.  in  Tit.  I — IIL   ausfuhrUohe  Bestimnningen. 
Ygl.  die  Fortsetzung   der  SteUe  in  n.  7.  der  L.  SaL    Der  Herr  hatte  aber    auch  die 
Yertretnngspflicht:   L.  Francor.  Chamay.  c.  44  ff.    L.  Sax.  XVill.    „Si  autem  aY>sque 
oonsdentia  domini  hoc  fecerit,  dimittatur  a  domino  et  yindicetur  in  illo  et  alüs  septent 
oodsangnineis  ejus  a  propinquis  occisi,   et   dominus  Uti  se   in  hoc   consciuxn    non  esse 
cum  undecim  juret."    Für  das  Yerhältniss  zum  Herrn   s.  noch:  Lex  Sax.  XXY.     „Qm 
dominum  snum  occiderit  capite  puniatur.    26.  Qui  fiUum  domini  sui  occideiit  vel  fiUam 
aut  uxorem  aut  matrem  stuprayerit  juxta  yoluntatem  domini  occidatur.*'    L.  Fris.  XX.  3. 
„Si  seryus  dominum  suum  interfecerit,  tormentis  interficiatur.    SimiUter  et  litos.'* 

^  L.  Sal.  XXYI.  mit  noy.  69.:    „Si  quis  aUenum  letum  qui  apud  domlniun  in  oste 
faerit  .  .  .^    Recap.  leg.  Sal.  c.  27.  „Inde  ad  soUdos  300,  ut  si  quis  litmn  alieniun  in 
oste  occiserit  .  .  30.    Inde  ad  soUdos  900,   ut  si  quis  Bomanum   yel  Hdnm    in  tröste' 
domimca  occiserit.'*  —  L.  Fris.  I.  8.    „Si  Utas  nobilem  occiderit,  simiUter  80  sol.  con-> 
ponat,  aut,  si  negayerit,   cum  triginta  quinque  juratoribus  suae  conditionia  s^  excnaet» 
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Terpflichtei  war,  den  hergebrachten  Zustand  zu  belassen,  sowie  in  der  Mög- 
lichkeit, sich  durch  Auszeichnung  im  Kriege  emporzuschwingen,  war  von  selbst 
der  Gnrnd  zu  einer  Besserung  ihrer  Stellung  und  Erlangung  der  Freiheit 
gegeben. 

IL  Fortgesetzt  wurde  das  Yerhältniss  der  Liten  durch  die  Geburt,  die 
Ehe,^°)  freiwillige  Ergebung")  und  Versetzung  in  diesen  Stand  in  Folge  der 
geimgem  Grade  der  Freilassung.  Freilassung")  oder  Freikauf  ^'^  hoben  das- 
selbe auf. 


9.  81  fibenim  ocoiderit,  sol.  53  et  unum  denarium  solyat,  et  si  negaverit,  cum  Tiginti 
iribns  sacramentalibuB  juret.  10.  Si  litom  occiderit.  soL  27  uno  denario  minus  com- 
ponat  domino  suo,  et  propinquis  occisi  sol.  9  excepta  tertia  parte  unius  denarii,  et  si 
uegayerit,  sibi  duodecimus  juret.  ^    Daselbst  noch  andre. 

^®)  L.  Sal.  XTTT.  5.    Si  vero  ingenua  puella   quemcunque  de  illis   suam  yoluntatem 
secuta  fnerit,  ingenuitatem  suam  perdat.**    L.  Fris.  VI.  „Si  Ubera  femina  lito  nupserit 
nesciens  eum  litom  esse.,   et  iUe  postea  de  capite  suo,  eo  quod  litus  sit,  fderit  calum- 
mtoB'j   si  illa  sua  sexta  manu  jurare  potent,   quod  postquam   eum  litnm  esse  resciyit, 
«om  eo  non  concumberet,  ipsa  libera  permaneat,   et  filii,    quos  prooreayit    Si  yero 
jurare  non  possit,  in  compositionem  mariti  sui  una  cum  filiis  suis  transeaf 
")  L.  Fris.  XL  1.  (s.  nota  7.). 
^6  VgL  die  SteUe  in  nota  3. 

'^  L.  Fris.  XI.  2.  „Si  litus  semetipsum  propria  pecunia  a  domino  suo  redemerit 
et  unum,  vel  duos,  yel  tres,  yel  quoÜibet  annos  in  libertate  yixerit,  et  iterum  a  do- 
mmo  de  capitis  sui  conditione  faerit  calumniatus,  dicente  ipsi  domino:  Kon  te  rede- 
Büsti,  nee  ego  te  libertate  donayi:  respondeat  ille:  Aut  tu  cum  juratoribus  tuis  sex 
rd  12y  yel  20,  Tel  etiam  si  30  dicere  yolaerit,  me  tibi  sacramento  tuo  ad  seryitutem 
acqnirere;  aut  me  cum  meis  juratoribus  tantis,  yel  tantis  abhao  calumnia  liberare  per- 
Mite.  Si  ille  qui  dominus  ejus  fiierat  cum  totidem  hominibus,  quorum  ei  propositi 
nmt,  jurare  velit,  conquirat  eum  sibi  ad  seryitutem;  sinautem,  juret  alter,  et  in  liber- 
tate permaneat.  ** 

Besondere  Arten  der  liii  die  homines  regii,  fiscalini,  ecclesiastioi;  coloni 
legis,  ecdesiae.  —  Feste  Dienste:  Cap.  Lang.  835  c.  €.  (Leg.  I.  p.  371.)  „Praecipimns 
Qt  noya  conditio  aldioni  a  domino  non  imponatur.'' 


Zweite  und  dritte  Periode. 

Vom  Aassterben  der  Karolinger  bis  zum  Ewigen  Landfrieden  (888—1495). 

Erstes  Kapitel. 

Die  Bechtsquellen. 

§.  57. 
A.  Gang  der  Rechtsbildung. 

I.  In  Folge  der  Bildung  neuer  Herzogthümer,  des  Feudalwesens,  der  Ter^ 
ritorialbildung,  neuer  Stande,   kurz  durch  die  allmälige  Yerfassungsändenmg 
liatten  die  öffentlichrechtlichen  Satzungen  der  Leges  und  Kapitularien  grössten- 
theils  ihre  Anwendbarkeit  verloren;  die  Yeranderungen  und  Neubildungen  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrs  im  Verein  mit  jenen  Gründen  entzogen  auch  deren 
privatrechtlichem   Inhalte   den  Boden.    Finden  sich  auch  fOr  deren  formelle 
Geltung  bis  ins  zehnte  Jahrhundert  einzelne  Spuren/)  so  erscheint  doch  die 
Bekanntschaft  mit  ihnen  im  Allgemeinen  als  eine  rein  theoretische   und  blieb 
ohne  merklichen  Einfluss  auf  das  Bechtsleben.  ^    Der  Character  der  Zeit,  die 
vielen  Kriege  zumal  unter  den  Hohenstaufen,  die  Abgezogenheit  der  Kaiser 
durch  die  italienischen  Verhältnisse,  endlich  der  Particularismus,  der  «im  Rechte 
sich  ausgebildet  hatte,  verhinderten  die  Vornahme  einer  neuen  Bedaction. 

n.  Die  altem  Bechtssatze  erhielten  sich  in  Geltung  und  wurden  weiter 
fortgebildet  vom  10.  bis  ins  12.  Jahrhundert  fast  ausschliesslich  durch  die 
Gewohnheit.  Als  deren  natürliche  Folge  stellte  sich  ein  der  Particularis- 
mus, je  mehr  die  Territorialbildung  voranschritt,   anstatt  des  alten   Systems 


')  Constit.  Francof.  a.  951  (Monum.  Leg.  11.  p.  26.):  „Anno  incamatioiiis  Domini 
951,  indict.  9.  constitutam  est  in  Franconofort  a  rege  glorioBiBsnno  Ottone,  ann( 
illius  15,  consentientibus  episoopis,  comitibus,  alüsque  fidelibus  compluribns ,  canonun 
sanctorumquepatrumanctoritate,  nee  non  capitularium  praecedentium  regui 
institutis  coram  positis  .  .  .'*' 

^  Vgl.  Stobbe  Bechtsquellen  S.  267  ff.  —  Der  Ausdruck  Lex  Alamannornn 
Bajuyariorum,  Saxonum,  der  hin  und  wieder  YOrkommt,  bedeutet nicbt  mehr  da 
Gesetz  der  Alamannen  u.  s.  f.,  sondern  nur  das  Becht  der  Alamannen  u.  s.  w. 
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der  Stammesrechte  der  Oharaeter  der  Territorialität.    Im  PriTatrechte  und 

auch  znm  Theil   im  öffentlichen^  geht  die  BechtsbOdnng  ans  von  den  Be- 

theüigten,  fttsst  auf  einer  Willkür,  Statut;  ihre  erkannte  Zweckmässigkeit 

sichert  die  Annahme  in  der  Gemeinde,  die  Verbreitung  im  Territorium;  die 

gemeinsamen  Bande  yermitteln  die  Ausdehnung  über  das  Gebiet  des  Stammes. 

Die  Eenntniss  des  Bechts  vermittelten  die  symbolischen  Formen,   die  oifent- 

Hche   Bechtssprechung,    das  Bathholen    bei    andern    Gerichten    (Gemeinden, 

Schöffen).    Weisthümer,  Weisungen,  Oeffnungen,  Ordele  bilden  neben 

Urkunden  die  wichtigste  Quelle.     Seit   dem  Ausgange  des  11.  Jahrhunderts 

treten  hierzu   Bechtsaufzeichnungen,    deren  Absicht  bald  darauf  hinaus  lief, 

die  Unsicherheit  der  Uebung  zu  beheben,  bald  Statuten,   Willküren  fOr 

einen  bestimmten  Kreis  festzusetzen. 

m.  Neben  und  trotz  der  Particularität  erhielt  sich  und  wurde  fortgebildet 
ein  gemeines  Becht  einzelner  Länder^)  und  des  Beiches '^)  überhaupt.  Dessen 
Grundlage  waren  die  gemeinsamen  Prinzipien  der  alten  Leges  und  Kapitula- 
rien, die  im  Wesentlichen  überall  gleichen  Zustande  des  staatlichen  Lebens, 
gemeinsame  nationale  Anschauungen,  gleichmassige  Bedürfnisse  und  Entwick- 
lung des  städtischen  und  des  Yerkehrs-Lebens  überhaupt,  der  Einfluss  mancher 
Stadtrechte,  endlich  die  Entscheidungen  der  Könige  u.  s.  w. 

rV.  Die  Grundlagen  des  Bechts  blieben  zunächst  durchaus  nationale.  Denn 
liatten  sich  auch  in  Folge  der  Bekanntschaft  mit  dem  romischen  Bechte  in 
den  ehemals  römischen  Provinzen  und  durch  dessen  Einfluss  bei  Abfassung 
der  Leges  für  die  in  jenen  Ländern  sitaienden  Stänune  einzelne  römische  Bechts- 
satze  Eingang  verschaSt,  so  schloss  gleichwohl  die  unbestimmte  Allgemeinheit 
dieser  Aufhahme  jeden  gestaltenden  Einfluss  aus.  Ebensowenig  übte  der 
Umstand,  dass  die  Kirche  und  der  Klerus  durchgehends  in  ihren  privatrecht- 
Hchen  Beziehungen  nach  römischem  Bechte  lebte,  bis  ins  15.  Jahrhundert 
lünein  einen  entscheidenden  Einfluss.^) 


^  Dies  beruhet  auf  dem,  von  unserm  heutigen  Standpunkte  aus  betrachtet ,  privaten 
Verbände  zwiBcheiwFürst  imd  Vasallen  n.  s.  w.  duroh  dasLehenswesen,  dieYogiei  n.  dgL 

*)  Der  Sachsenspiegel  zeichnet  das  gemeine  Becht  der  Sachsen  auf,  eine  Ton 
^e  in  der  gereimten  Vorrede  wiederholt  angedeutete  Anschauung. 

^)  Vgl.  die  Stellen  bei  St  ebbe  S.  271.  Anm.  16.,  welche  von  einem  jus  com* 
fflune  reden.  —  Der  Schwabenspiegel  hat  deutlich  den  Zweck,  ein  gemeines 
B«cht  des  Beiches  aufzuzeichnen. 

")  üeber  die  Bedeutung  des  römischen  und  oanonisdien  Bechts  im  Mittelalter  fDr 
^  dentsche  siehe  Eichhorn,  Zöpfl  u.  a.,  besonders  Stobbe  S.  609  If.  Eine  ge- 
iime,  hier  allein  firuchtforingende,  Entwickhrag  auch  nur  zu  skizsiren  verbietet  der 
^^un.  Meine  Lehre  von  den  Quellen  des  kath.  Kirohenrechis,  Oiessen  1860.  §§.  79. 80. 
^t  den  Einbliek  in  den  historischen  Entwicklungsgang  beifiglich  des  eanonischen 
Rechts. 
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V.  Mit  den  Leges  selbst  war  die  fonnelle  Geltung  der  in  iiinen  aufgenom- 
menen römischen  Sätze  gefallen;  durch  das  Verschmelzen  der  Bevölkerungen 
in   den  früher   römischen  Provinzen   und   die  Abtrennung  der  meisten  vom 
deutschen  Reiche  hörte  diese  Geltung  vollends  auf.    Trotzdem  blieben  viele 
Sätze  des  römischen  Rechts  theils  rein  theils  verändert  in  steter  Bekanntschaft 
und  materieller  Geltung,  einmal  wegen  Aufiiahme  in  den  allgemein  verbreiteten 
Sammlungen  des  canonischen  Rechts,  vor  Allem  in  das  um  1150  gemachte 
und  rasch  zu  grosser  Verbreitung  gelangte   Decretum  Gratians,^)   sodann 
durch  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  bezüglich  einer  grossen  Anzahl  rein  civiler 
imd   civil-kirehlicher   Rechtsverhältnisse,®)   welche   sich  stützte  auf  römisches 
Recht  oder  eigne  von  der  Kirche  geschaffene  bald  sich  an  das  römische  bald 
an  das  einheimische  anschliessende  Sätze.    Handelte  es  sich  hierbei  auch  vor- 
2ug8weise  um  die  rechtliche  SteDung  der  Kirche  und  des  Klerus  auf  dem  ver- 
mögensrechtlichen Gebiete,  so  brachte  doch  der  Verkehr  beider  mit  Privaten 
lind  Corporationen  von  selbst  eine  grössere  Ausdehnung  mit  sich.    Nicht  min- 
der fand  durch  den  stets  grössern  Einfluss  des  canonischen  Straftechts,  Straf- 
imd  Civil-Processes  eine  faktische  Handhabung  römischer  Rechtssätze  auch  auf 
diesen  Gebieten  statt.    Hierzu  trat  die  bereits  unter  Karl  d.  G.®)  seit  Ueber- 
Iragung   der   römischen  Kaiserwürde  auftauchende  und  von  da  ab  stets  die 
Kaiser  beherrschende  Idee  von  einer  Nachfolge  in  das  (west-)  römische  Kaiser- 
thum,   zufolge   deren  seit  Friedrich  I.  von   den  Kaisern  die  Befugnisse  der 
römischen  Imperatoren  beansprucht,  das  Gesetzbuch  Justinians  als  das  ihrige 
angesehen  wurde,  ihre  Gesetze  als  Authentiken  in  dasselbe  Au&iahme  fanden. 
Mit   dem   Wiedererwachen   der   römischen   Jurisprudenz   im  12.  Jahrhundert 
durch  Lmerius  zu  Bologna  fand  das  römische  Recht .  in  Italien,  wo  es  nie  gajiz 
ausser  Geltung  getreten  war,  eine  neue  praktische  Bedeutung.    Die  Stellung 
der  Kaiser  zu  Italien  wirkte  nothwendig  zurück  auf  Deutschland.   Dieses  und 
die  eben  bezeichnete  Anschauung  förderten  mehr  und  mehr  den  Begriff  eines 


0  Ueber  diese  Sammlungen  überhaupt  s.  Schulte  die  Lehre  vqn  den  Quellen  des 
kath.  Kirchenreohts  (das  kath.  Kirchenreeht  Bd.  I.)  §§.  52  ff. 

^  Siehe   die  genaue   quellenmässige  Erörterung  in   meinen  citirten  Beohtsquellen. 
§.  80.  vgl.  mit  §.  95.  u.  mein  System  des  Kirchenr.  Giess.  1856. 

^)  In   dem  Schreiben  Odilberti,   Erzbischofis   von  Mailand  (irrig   sagt  Stobbe 
8.  612.  Anm.  2.  Mainz)  von  811  (Leg.  I.  p.  171.)  an  Karl  heisst  es:    ,»•  •  .  Qui  vos 
soUicitudinem   habentes   orthodozae    fidei,   magis   prae  ceteris   omnibus   qui    ante  vos 
ohristiani  imperatpres   in  universo  mundo    fuerunt  deyotione,   quique  divino  zelo  com.^ 
moti  id  est  Constantinus,  Theodosius  major,  Martianus  et  Justinianus.^    Dasselbe  lieg^ 
schon  darin,  dass  £arl  in  den  Gesetzen  wiederholt  von  sich  sagt  „Bomanum  guber— 
nans   Imperium^  (Leges  L  p.  128.  140.  150.  171.),    „Bomanum   regens    iiiip&>~ 
rium«*  (Leg.  I.  p.  83.)  u.  a. 
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Jcaiserlichen  Rechtes,  Kaiserrechtes,  worunter  man  neben  den  .Ton  den 
Kaisem  ausgehenden  Gesetzen  auch  das  Corpus  juris   begriff.^^    In  d^i 
Xalsergesetzen  finden  sich  auch  fortan  häufige  Berufungen  auf  das  römisohe 
Becht.    Auf  den  italienischen  Uniyersitaten  studirten  yiele  Deutsche  aus  allen 
GfaDCD,  welche  in  die  Heimath  zurückgekehrt  mit  Yorliefoe  romisches  Becht 
anzuwenden  suchten.    Das  war  um  so  leichter  als  vom  14.  Jahrhimdert  ab 
hei  den  Höfen,  in  Aemtem  und  auch  bei  einzelnen  Gerichten  gelehrte  Juristen 
angesteUt   wurden.     Mit  der  Errichtung  von  Uniyersitaten  im  Beiche  selbst 
(Prag  1348  durch  Karl  lY.,  Wien  u.  s.  fOj'an  denen  zwar  anfanglich  nur  ca- 
nonisches,  aber  bald  auch  römisches  Becht  gelehrt  wurde,  hob  sich  dessen 
Ansehen  noch  mehr,  wurden  die  (gelehrten)  Juristen  ein  ausgezeichneter  Stand, 
dem  man  seit  Karl  lY.  förmlichen  Adel  beilegte.    Nunmehr  behandelte  man 
selbst  die  einheimischen  Bechtsbücher  im  römischen  Geiste,  yerfasste  für  die 
Oerichtspraxis  (Ordines  judiciarii)  Bücher  nach  dem  Muster  der  yon  den  Glossa- 
toren gemachten.    Alle  diese  Umstände  erklären  zur  Genüge,  wie  man  bei 
dem  im  Zustande  bunter  Mannigfaltigkeit  befindlichen  und  fEkr  die  namentlich 
in  den  Städten  rasch  fortschreitenden  Yerhältnisse  des  Yerkehrs  ungenügenden 
einheimischen  Bechte  für  e.twaige  Lücken  zu  dem  fremden  griff,  welches  als 
Weltrecht  erschien,  yon  der  Kirche  gehandhabt  wurde,  durch  seine  Yollendet- 
iieit  dem  Schöffen  das  Urtheilsfinden  wesentlich  erleichterte.  So  kamen  nach  und 
nach  manche  Institute  und  Sätze  des  römischen  Bechts  in  Aufiiahme.  Bei  diesem 
Vorgange  war  unwillkürlich  der  Anschauung  yorgearbeitet,  das  römische  Becht 
sei  gemeines,  das  einheimische  nur  als  particuläres ,  als  Becht  guter  Gewohn- 
heit anwendbar.    Yon  .der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  nahm  durch  den  £in- 
fioss  der  Uniyersitaten,  auf  denen  seitdem  römisches  Becht  überwog,   durch 
das  Studium  der  italienischen  Praktiker  und  yorzüglich  durch  die  Wirkungen 
des  Humanismus  die  Bedeutung  und  Anwendung  des  Corpus  juris  ciyilis 
als  kaiserlichen  Bechts,  Gesetzbuches,  der  Art  zu,  dass  am  Ende  des  Jahrhun- 
derts   dasselbe   thatsächlich   als  recipirt  erscheinen  konnte  und  nur  das  Be- 
stehende  in  dem  Beichsabschiede  yon  Worms  (1495)  einen  gesetzlichen  Aus- 
druck  fand,   der  Bichter  und  Beisitzer  des  Kammergerichts  geradezu  anwies, 
nach  ihm  Recht  zu  sprechen. 

YI.  Schon  im  frühen  Mittelalter  gewann  das  canonische  Becht  durch  die  An- 
wendung in  den  geistlichen  Gerichten  allgemeines  Ansehen.  Dessen  Einfluss 
erstreckte  sich  in  Folge  der  Stellung  und  Macht  der  Kirche  und  des  Klerus 
such  nach  imd  nach  auf  bürgerliche  Yerhältnisse.  Seine  Beception  in  der 
Gestalt  des  Corpus  juris  canonici  ist  auf  ganz  ähnliche  Weise  als  beim  rö- 
ndschen  mit  diesem  gleichzeitig  erfolgt.  Es  erhielt  aber  dabei  zugleich  als  wirklich 

^^)  Die  praktische  Wirkung  dieser  Idee  zeigt  eich  im  Schwabensptegel,  kleinen 
Kaiserreohte  u.  s.  w.    Eine  gute  ZusammensteUung  gibt  Stobbe. 
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qpäteres,  jüngeres  Recht,  wegem  des  Anschiniegens  an  germanische  An- 
schanimgen,  wodurch  es  in  manchen  Punkten  dem  Rechtsleben  stets  näher 
stand,  femer  als  natürliche  Wirkung  der  aus  der  Aufgabe  der  Kirche  in  jener 
Zeit:  mit  dem  Kaiser  die  Welt  zu  ordnen,  Alles  zu  entfernen,  was  gegen  Gott 
und  christliches  Leben  gehe,  hervorgehenden  Stellung  der  kirchlichen  zur 
weltlichen  Gewalt,  das  Ansehen  einer  lex  posterior,  durch  welche  das  ro- 
mische modifizirt  wird. 

Tn.  Endlich  kam  der  in  Italien  entstandene  Liber  feudorum  von  1300 
ab  mehr  und  mehr  in  den  Gebrauch.  Hierzu  trug  neben  der  durch  die  Bdrale 
bewirkten  äusserlichen  Yerbindung  mit  dem  Corpus  juris  civilis  vorzüglich  der 
Umstand  bei,  dass  ein  grosser  Theil  seines  Inhalts  aus  Kaisergesetzen  besteht. 
Bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  war  jedoch  auch  sein  Gebrauch  ein  lokaler, 
ohne  den  Sieg  über  deutsche  Lehnsgewohnheiten,  bis  zu  dem  Ende  des  Jahr- 
hunderts aber  gerade  so  entschieden  als  die  Anerkennung  des  römischen  Ge- 
setzbuches. ") 

§.  58. 
B.  Die  Keichsgesetzgebung'. 

I.  Im  Vergleich  zu  den  Zeiten  Karls  d.  G.  und  seiner  Nachfolger  ist  die 
Gesetzgebung  des  Reiches  anfänglich  wenig  fruchtbar.    Dies  erklärt  sich  hin- 
länglich aus  der  Aendenmg  der  Yerfassimg,  den  vielen  Kriegen,  den  Streitig- 
keiten zwischen  Kaisem  und  Päpsten,  dem  Mangel  einheitlicher  Gewalt.     Bis 
ins   13.  Jahrhundert  erstrecken  sich  die  Reichsgesetze  grösstentheils  nur  auf, 
das  Lehnswesen,  die  Regelung  der  kirchlichen  und  italienischen  Yerhältnisse. 
Von  da  ab  ist  es  die  Stellung  der  Landesherm,  vor  Allem  aber  der  Land- 
friede,  dessen  Ordnung  sich  die  Kaiser  zuwandten.    Dazu  konmien  Verträge,. 
Privilegien,  Urtheile  u.  s.  w. 

n.  Erlassen  wurden  die  Gesetze  vom  Kaiser  unter  Beirath  und  Zustimmung 
der  Grossen^)  bis  zum  Jahr  1281^  in  lateinischer  Sprache,  seitdem  regelmässig 

")  Di  eck  de  tempore  quo  jus  feudale  Langobardomm  in  Germamam  translatuinr 
ibique  reoeptum  alt  commentatio,  Hai.  1843.  4.    Eichhorn  B.G.  m.  S.  838  f. 

0  VgL  §.  57.  nota  1.  Die  Eiogangsformeln  sind:  „pontificum  alioiumque  pnmatum 
suonuii  consilio  fretos^  (Conv.  August,  a.  952  Leg.  n.  p.  27.),  „wir  setzen  u.  ge- 
bietten  von  unserm  keyserlichen  gewalt  u.  mit  der  fursten  rate  u.  mit  andren  des 
riches  getruwen  mannen''  (LandMeden  von  1285),  „mit  guten  rathe  unser  u.  des 
h.  riches  ohurßirst^i,  forsten,  herm  u.  städte^  (Laadfr.  £.  Wenzels),  „mit  guteia 
rate,  mit  aintrechtigen  rat,  willen  u.  vollwort  unser  ohurfürsten'^  u.  s.  w.  (Landfr.  v. 
1466).  Daneben  kommt  vor  die  regia  auctoritas ,  plenitudo  potestatis  des  Kaisers  u.  dgL 
^  Der  Land&iede  von  1235  ist  zuerst  in  deutscher  Sprache  amtlich  kund  ge- 
muM.    Vgl  die  Literatur  in  nota  10.  und  Stobbe  S.  462  f.  — 

Der  aUgemeiue  Name  für  die  Gesetze  ist  Gap itula,  Leges,  später  Gonstitutiones» 
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m  deutsche.  Sure  Bekanntmachimg  fiel  den  auf  den  Beidisti^en  TenamiiielteiB 
GrosBen  zu. 

Offizielle')  Sammlimgeii  gab  es  mcht,  gleichwenig  private,  die  zu  Ansehen 
gelangt  wären.  Deshalb  war  die  Bekanntschaft  mit  ihnen  wie  deren  Hand* 
habmigy  ungeachtet  des  Gebots  dass  der  Richter  sie  kennen  solle  und  der 
Yonchrift  allgemeiner  Geltung,  häufig  eme  höchst  mangelhafke.  Friedrich  L 
Hess  einige  seiner  wichtigsten  Gesetze  ins  Corj^  juris  als  Authentiken  auf- 
nefamen;  dies  ahmte  Friedrich  IL  nach/) 

IIL  Die  wichtigst^i  Reichsgesetze  ans  dieser  Zeit  sind: 
a.  Verfassungsgesetze.  Die  Constitutio  Fri  derlei  I.  de  Regalibus 
Yon  1158,^)  die  confoederatio  cum  principibus  ecclesiasticis  Fried* 
lichs  n.  irom  26.  April  1220  zu  Frankfurt,  dasStatutum  in  f aTorem  prin- 
cipum  König  Heinrichs  zu  Worms  vom  1.  Mai  1231  nebst  dessen  Bestä^ 
tigang  durch   E.  Friedrich  vom  Mai   1232   in  Curia  Silndati  und  ähnliche 


^  Landfr.  y.  1285  c.  15.  (Leg.  IL  p.  318.):  ^Idem  (boIL  notarius  judicis  curiae) 
Sdibet  onines  sentendas  coram  nobis  in  majoribus  causis  myentas  maziiae  contra- 
dictorio  judicio  optentas,  que  vulgo  dicimtur  gesamint  urteil,  ut  in  posteruin  in  casibus- 
similibTis  ambigoitcus  rescindator,  expressa  terra  secundum  consuetudinem  ci:guB  sen- 
tendatum  est.^ 

*)  Cod.  JuBt.  Lib.L  Tit.  2.  ad  c.  12.,  Tii  3.  ad  c.  2.  13.  32.  (33.),  Lib.IV.  Tit.  13. 
ad  c  5.  („Hanc  autem  legem  inter  imperiales  oonstitutiones  sab  titalo  „  „ne  filius 
pro  patre'^'*  etc.  scribi  jubemos.  Datum  apud  Boncalias  amio  Dominl  1158  mens» 
Novembris**  Leg.  IL  p.  114.).  — 

Sammlungen  der  Reichsgesetze.  Die  beste  ältere  ist  „Neue  und  yoUstän- 
stiadigere  Sammlung  der  Reichsabschtede  n.  s.  w.  Frankf.  am  Mayn  bei  Brnst 
Aagust  Koch  („kais.  BÜcher-CommiBsions-Aetaarias''  miterscbreibt  er  die  Dedication 
an  K.  Franz  u.  den  Churf.  von  Mainz),  MDCCXXXXYÜ.  4Thle.  (mit  separater Pagi- 
ainuig)  in  2  Bdn.  foL  Vor  Th.  L  steht  B.  1—40.  eine  Einleitung,  41—60.  ein  Send- 
Bchreiben  Senckenbergs  an  Olensohlager,  welches  über  die  frOhem  Sammlun» 
gen  Auskunft  gibt.  Th.  I.  geht  bis  zum  Landfr.  von  1495  exoL  —  Monumenta  Legom 
Tom.  n.  enthält  die  ConBtit  von  Conrad  L  bis  Heinrich  VII.  (916—1813).  — 
J.  F.  Böhmer  Regeeten,  u.  deBB.  die ReiehsgeB.  von  900  bis  1400.  Ffkü  1882.  4. — 
Merkel  de  repnbl.  Alam.  p.  78.  n.  8ö. 

^)  „Regalia  sunt  heo:  Arimanie,  yie  puUice,  flumina,  navigabilia,  et  ex  quibua 
finnt  nayigabilia,  portuB,  ripatica,  vectigabilia  que  Tulgo  dicuntur  tholoaea,  monete, 
molctarom  penarumque  compendia,  bona  yacantia,  et  que  indigidB  legibus  anferuntur, 
BiBi  que  spetialiter  qnibusdam  conceduntur,  et  bona  contrahentium  incestas  nuptias^ 
et  dampnatonim  et  proBcriptorum  secundum  quod  in  noyis  constitutiombus  cayetor, 
Aogarianun  et  parangariarum  et  plaustrorum,  et  nayium  prestationes,  et  eztraordinaria 
coUatio  ad  felidssimum  regalia  numinis  expeditionem,  potesias  oonstttoendorum  magi- 
strstnum  ad  justKiam  expediendam,  argentarie,  et  palatia  in  dyitatibns  consuetis^ 
piscationiiBi  redditus,  et  salinarum,  et  bona  eommittentium  crimen  majettatis,  et  dimi- 
<imm  theaaiiri  inyenti  in  loco  Coesaris,  non  data  opera,  yel  in  looo  reUgioso;  si  data 
opera,  totam  ad  eum  pertinet.^    Aueh  mi  U.  Feud.  56. 
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StatoieB  irad  Urtheite;  Bulla  aarea  yon  Karl  lY.  vom  10.  Jamiar  1856 
zu  Niinibe]^  (Cap.  L  bis  XXm.)  und  25.  Dezember  1356  zu  Metz  (Cap. 
XXIV — XXX.) ;^  —  die  yencfaiedeneii  Gesetze  über  das  Lehnswesen  you 
Conrad  IL  von  1037  an  sowie  im  15.  Jahrhimdert  über  die  Heeresfolge 
(FeststeUung  d»  Heeres-Contingente,  Beichsmatrikel,  des  gemeinen  Pfen- 
nings)^ endlich  Tiele  Gesetze  über  Münzwesen  n.  dgL  m. 

b.  Die  Landfriedensgesetze  des  Reichs,  welche  in  den  ältesten  über^ 
lieferten  Dokumenten  auf  Heinrich  lY.  und  das  Jahr  1081^  zurückgeheiL 
Unter  ihnen  ist  zu.  nennen  die  sog.  treuga  Henrici  regis,  wahrseheinUch 
1224  von  E.  Heinrich  als  Statthalter  seines  Yaters  Friedrichs  IL  in  Deutsch-' 
knd  erlassen,^  ferner  der  auf  den  von  Heinrich  1234  zu  Frankfurt  errichtetoi 
sich  stützende  Landfriede  Friedrichs  IL  zu  Mainz  von  1235.^®)  Von  da  ab 
gibt  es  bis  auf  den  ewigen  Landfrieden  eine  grosse  Menge,  deren  spätere 
dnrchgehends  auf  den  früheren  fussen. 

c.  Strafgesetze.  Solche  bilden  einmal  die  LandMeden,  dazu  kommen 
einzelne  über  Mord  u.  dgL,  vorzüglich  aber  die  Gesetze  E.  Friedrichs  11.  über 
Ketzerei,")  welche  seitdem  allgemein  befolgt  und  yon  mehren  Kaisern  erneuert 
wurden,  desselben  Kaisers  Gesetz  über  die  Acht,")  und  Heinrichs  VII.  E dic- 
tum de  crimine  laesae  majestatis  vom  2  April  1313.'^ 

^  Neue  SammL  L  S.  45— g7.  lat.  u.  deutsch,  auch  in  F.  M.  Oertel  Die  Staats^ 
grundgesetze  des  deutsch.  Reiches,  Leipz.  1841.  S.  58 — 117.  Vgl.  y.  Olenschlager 
Jfeue  Erläuterung  der  güldenen  BuUe  Kayeers  Carls  des  IT.  etc.  Frkf.  u.  Leipz.  1766..  4. 

0  Die  erste  Aufstellung  der  Contingente  für  die  einzelnen  Territorien  erfolgte  auf 
dem  Beichstage  zu  Nürnberg  1422  (Neue  SammL  I.  S.  117  fL)  behufe  des  Krieges 
gegen  Böhmen;  den  gemeinen  Pfenning  legt  zuerst  um  der  Reichstag  zuFrankf.  1427 
(das.  S.  120  £f.)  auch  wegen  des  Hussitenkrieges. 

^)  Aus  diesem  Jahre  ist  der  im  Oouy.  Ticinensis  erlassene  (Leg.  U.  p.  53.);  an 
ihn  Bchliesst  sich  für  Deutschland  der  von  Heiorich  Y.  zu  Mainz  den  6.  Jan.  1103 
erlassene  (das.  pag.  60  sqq.). 

^  Vgl.  Homeyer  Stellung  des  Sachsenspiegels  (unten  §.  62.)  S.  74.,  Ficker 
Entstehungszeit  des  Sachsensp..  S.  86  ff.,  welche  die  weitere  Literatur  angeben. 

^^)  H.  Boehlau  Noye  Oonstitutiones  domini  Alberti  d.  i.  derLandfdede  v.J.  1235 
mit  der  glosse  des  Nioolaus.  Wurm,  Weimar  1858.  4.  YgL  dazu  Zöpfl  in  Heidelb. 
Jahrb.  1853.,  O.  Franklin  Observati  ad  articulos  quosdfun  constit.  pacis  quam 
Prid.  IL  imp.  pubUcarit  Mogunt.  a.  12S5,  BeroL  1852.  4. 

^^)  In  der  Const  in  basilioa  beati  Petri  a.  1220.  22.  Nov.,  c.  5.  6.  ist  daa  er^ie 
enthalten,  das  seitdem  oft  von  ihm  wiederholt  wurde;  diese  Gtesetze  sind  auch  in  zahl- 
rsiohen  Decretalen  aufgenommen. 

^^  Sentenoia  de  feodis  et  receptatoribus  proscriptorum  a.  1219;  const  cit.  (nota  11.) 
0.  8.  ,,Itrai  qaeounque  oommunitas  vel  persona  per  annum  in  excommunicatione  propter 
libertatem  eodesie  facta  perstiterit,  ipso  jure  imperiali  banne  subjaceat,  a  quo  nulla- 
tenus  extrahatur,  nisi  prius  ab  eoolesia  benefioio  absolutionis  obtento.^ 

^^  Im  Anhange  zum  Corpus  juris  oiyills  als  Tit  U.  (XYL)  au^enommen. 
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d.  Yerscbiedene  Gesetze  und  UrtheOe  über  Gerichtswesen,  namentlich 
den  Beweis,  die  Berufting  und  Bechtsverweigerung.  Insbesondere  sind  henror- 
2iiheben  mehre  dasYehmgericht  betreffende,*^)  die  Ordnung  des  Eayserl. 
Oammer-Gerichts  Friedrichs  DI.  von  1471.") 

e.  DasPrivatrecht  ist  allein  kein  Gegenstand  eines  Reichsgesetzes,  jedoch 
gibt  es  zahbreiche  Urtheile  über  einzelne  privatrechtliche  Verhältnisse,  die  in 
der  Geschichte  des  Privatrechts  ihre  Stelle  finden. 

f.  Weiter  gehören  hierher  die  wichtigen  und  zahlreichen  Gesetze  über 
Kirche  und  Klerus,  von  denen  die  Verträge  mit  den  Päpsten,  Concor- 
date**)  zu  Worms  1122  Constanz  und  unter  K.  Friedrich  Dl,  sowie  die 
aDgemeinen  Gesetze  E.  Friedrichs  IL  yon  1213  und  1219*^  hervorzuheben 
sind. 

g.  Endlich  ist  zu  gedenken  der  Privilegien,  welche  die  Kaiser  einzelnen 
Pursten,  Städten  u.  s.  w.  gaben  rücksichtlich  der  dem  Kaiser  zustehenden 
Rechte.  Der  Art  sind  zwar  auch  einzelne  der  unter  a  aufgeführten  Gesetze. 
Torzugsweise  sind  aber  zu  nennen  die  Privilegien  des  Herzogthums 
Oesterreich.***)    Von  der  grossem  Form  (s.  g.  Privilegium  majus;  angeb- 


^*)  Von  K.  Ruprecht  1408  (Neue  Samml.  I.  S.  105  ff.),  Arnsberger  Reformation 
Ton  1430  unter  Sigismund  (das.  S.  128  ff.),  im  Landfrieden  K.  Albrechts  IL  v.  14S8 
(das.  S.  154  ff.). 

")  Neue  Sammlung  L  8.  249  ff. 

**)  Schulte  Quellen  des  Kirchenrechts  §.  87.  (8.  479—488.). 

^0  Promißsio  Innocentio  III.  Papae  12.  JuL  1213  in  Leg.  IL  p.  224  sq.  Prom. 
Honorio  UL  P.  Sept  1219  ibid.  p.  231  sq.  Die  jütern  u.  neuem  anderen  im  ohronolog. 
Index  bei  Pertz  u.  in  Neue  Sammlung. 

*^)  lieber  die  Streitfragen  betreffs  derselben  siehe  die  AbhandL  von  Wattenbach 
:,die  osterr.  Freiheitsbriefe''  im  Archiv  f.  die  Kunde  österr.  Geschichtsquellen  Bd.  YIII. 
IL  im  Iter  austriacum  das.  Bd.  XIY.,  Ohmel  in  den  Sitzungsber.  der  kais.  Akad.  d. 
Wissensch.  v.  1850  Dec,  1852  Bd.  YIIL  S.  435.,  E8L  S.  616.,  die  österr.  Privil.  H.  L 
1857,  Ficker  über  die  Echtheit  der  kleinem  österr.  Freiheitsbr.  Sitzungsber.  XXTTI. 
S.  489.  Das  priv.  mi^us  steht  bei  Pertz  Leg.  U.  p.  99.,  der  es  für  echt  hielt,  alle 
bei  Wattenbach  im  Archiy  YIIL  S.  112  ff.  Die  wichtigsten  Stellen  des  minus 
Tou  1156  lauten  nach  diesem  Abdmcke:  ,,.  .  Marchiam  Austrie  in  ducatnm  commuta- 
'^us;  et  eundem  ducatum  cum  omni  jure  praefato  patruo  Heinrioo  et  prenobilissime 
Qxori  sue  Theodre  in  benefioium  conceesimus,  perpetoaii  jure  sanctientes,  ut  ipu  et 
liberi  eoniin  post  eos  indifferenter  filii  siye  filie  eundem  Austrie  ducatom  hereditario 
jore  a  regno  teneant  et  possideant.  Si  autem  predictus  dux  austrie  .  .  et  uxor  ejus 
absque  liberis  decesserint,  libertatem  habeant  eundem.  ducatum  affeotandi  ouicunque 
voluerint.  Statuimus  quoque  ut  nulla  magna  yel  parva  persona  in  ejusdem  ducatns 
regimine  sine  ducis  consensu  yel  permissione  aliquam  justiciam  presumat  exercere. 
IHix  yero  Austrie  de  ducatu  suo  aliud  seryiaum  non  debet  imperio  niai  quod  ad  coriaa 
qaas  Imperator  prefizerit  in  Bayaria,   eyocatus   yeniat;  uullam  quoque  expeditionem. 
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Ikhes  Privileg  Heiniichfi  lY.  Tom  4.  Oct.  1058,  worin  die  aufgenommenen 
Privilegien  des  K.  Julius  und  Nero  bestätigt  und  neue  ertheilt  werden,  yon 
Friedrich  I.  aus  d.  J.  1156,  17.  Sept.,  die  Confirmationen  des  majus  yon  Hein- 
rich YII.  24.  August  1228  und  Friedrieh  IL  vom  Juni  1245  und  Rudolph 
Tom  11.  Juni  1283)  existriren  falsche  Originale,  deren  AMkssung  ins  Jahr  1360 
zu  setzen  ist.  So  unzweifelhaft  unecht  diese  Formen  sind,  eben  so  zuver- 
sichtlich lässt  sich  das  s.  g.  Privilegium  minus  (vom  17.  Sept.  1156  und 
bestätigt  im  Juni  1245),  das  nur  in  alten  bis  ins  13.  Jahrhundert  reichenden 
Abschriften  erhalten  ist,  als  echt  behaupten. 

§.  59. 
C.  Gesetze  der  Landesherm.    Landes-  oder  Territorialrechte. 

L  Der  Gaug  der  Rechtsbildimg,  die  erst  am  £nde  dieser  Zeit  nach  allen 
Richtungen  hin  zum  Abschlüsse  gelangte  Landeshoheit,  die  unabhängige  Stel* 
lung  der  Einzelnen  Hessen  der  Gesetzgebung  nur  einen  geringen  Spielraum. 
Bis  gegen  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts  bilden  Privilegien  beim  Regierungs* 
antritte  über  die  Steuern,  die  Rechte  der  Stande^)  u.  dgl.  neben  Landfrie- 
den^  mit  benachbarten  Fürsten,  Judenprivilegien,'')  Satzungen  über  Rega- 
lien^) (Bergbau,  Münz-  und  Marktwesen)  den  Hauptinhalt  der  landesherrlichen 
Gesetze. 

n.  Die   Landrechte   dieser   Zeit  fixiren   durchgehends   nur  bestehendes 
(Gewohnheits-)  Recht.     Sie   sind   bald   von  den  Herrn  mit  Zustimmung   der 


debeat,  nifi  forte  quam  imperator  in  regna  vel  provincias  Anstrie  vidnas   ordinaverit 
....  Datum  Ratisbone  XY.  Kai.  Oct.  ind.  TTTT.  anno  domimce  incamatioms  MCLYI .  . .  .'^ 

^)  Solche  oi^anische  Gesetze,  die  übrigens  häufig  auch  nur  einzelne  Punkte  betra- 
ft, sind  die  s.  g.  Landesordnungen,  deren  es  für  Tyrol,  Böhmen  n.  a.  gab. 
Einige  Privüegien  hat  y.  Meiller  im  Arch.  f.  die  Kunde  Österr.  Geschichtsq.  Bd.  X. 
8.  91  fP.  abdrucken  lassen. 

*)  Landfr.  E.  Rudolphs  y.  1287  (Leg.  IL  p.  452.)  c.  44.  ,,Swaz  euch  die  forste 
oder  die  lantherren  in  irme  lande  mit  der  herren  rate  sezzent  und  machent  disem  lant- 
fideden  zu  bezzerunge  und  zu  yestenunge,  daz  mugensi  wol  tun,  und  damitte  brechen^ 
sie  des  lantfridis  niht."" 

«)  Priy.  K.  Friedrichs  ü.  für  die  Wiener  y.  1238,  H.  Friedrichs  H.  von  1244,  be- 
stätigt von  E.  Rudolph  y.  1277.  Dergleichen  gibt  es  weiter  fOr  Böhimen  (Rössler 
Präger  Recht  8.  177  ff.).  Mähren  (Rössler  BrOnner  Recht  8.  367  £);  vgL  auch 
T  omaschek  Deutsches  Recht  in  Oesterreioh  im  dreizehnten  Jahrb.  Wien  1859,  S.  IS  ff.)* 
Schlesien,  Ungarn,  Polen  u.  s.  w.  im  Laufe  des  18.  bis  15.  Jahrh.  —  Nachweise 
gibt  auch  0engler  Grdr.  8.  538  ff. 

*)  Dahin  gehört  eine  Bergordnung  tüi  Schlesien  (Gaupp  sohlesisches  Landr. 
&  22d  iL),  Berggesetze  für  Iglau  (angezahlt  bei  F.  Bischoff  osterr.  Stadtr.  u. 
Priril  Wien  1857  8.  43  ff:),  Böhmen  (von K.  Wenzel ,  för  Enttenberg  drca  1800). 
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Stände  gegeben,  bald  nur  Aufzeichnungen  von  Urtheilen,  Statuten  u.  dgl.') 
Unter  ihnen  zeichnen  sich  aus:  £e  theils  yon  der  Obrigkeit  theOs  Privaten  in 
lateinischer  friesischer  und  niederdeutscher  Sprache  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
aufgezeichneten,  dem  durch  die  beibehaltenen  Yolks-Yersammlungen  fortgebüde- 
ten  Rechte  entnommenen  friesischen  Gesetze  (Landrechte,  liudkesta, 
kesta,  domar);^) —  femer  das  österreichische  Landrecht  aus  der  2.  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts,  welches  über  Gerichtsbarkeit,  Verbrechen  und  ihre  Strafen, 
üebertragung  und  Vererbung  von  Eigen,  Leibzucht,  Lehen,  eheliches  Güter- 
recht, Civilklagen,  Münzwesen,  Landfrieden,  Vogtei,  Dienstmannenrecht,  Zölle 
11.  8.  w.  handelt;  —  die  Culmische  Handfeste  von  1232  (1251);^)  —  das 
baierische  Landrecht  von  1346;^)  —  Ritter-  und  Landrecht  der  Graf- 
schaft Berg  von  1350;^^  —  Landesordnung  for  Salzburg  vom  Erzbischof 
Friedrich  HI.  von  1328.")  Dazu  kommen  noch  manche  im  15.  Jahrhundert 
gemachte  Aufzeichnungen  von  Gewohnheitsrechten  z.  B.  das  Dithmarser 
Landrecht  von  1447.**) 

m.  Gegen  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erliessen  manche  Landesherm 
mit  Zustimmung  der  Landstände  Landesordnungen,  welche  die  Verfassung, 


^)  Frid.  n.  (Heinrici  regia)  Sententia  de  jure  statuum terrae  vom  I.Mai  1281  (Leg.  Ü. 
p.  283.):  „Heinricus  Dei  gratia  Bomanorum  rex  et  semper  augostua,  universis  imperii 
fidelibuB  gratiam  suam  et  omne  bonnin.  Kotum  esse  cupünus  universis  ^  quod  nobis 
apüd  Wormaciam  curiam  solennem  celebrantibus,  in  nostra  presentia  petitum  fult  dif- 
finiri,  si  aliquis  dominorom  terrae  aliquas  constitutiones  vel  nova  jura  facere  possit, 
melioribus  et  majoribus  terre  minime  requisitis.  Super  quare,  requisito  consensu  prin- 
cipum,  fiiit  taliter  diffiuitum,  ut  neque  principes  neque  alii  quilibet  constitationes  vel 
nova  jura  facere  possint,  msi  meUorum  et  majorum  terre  consensus  primitos  habeatur.^ 

*)  Asega-Buch  ein  altfriesisches  Gesetzbuch  der  Rüstringer.  Herausg.,  übers,  u. 
erläut.  von  T.  D.  Wiarda,  Beri.  u.  Stettin  1805.  4.  Friesische  Beohtsquellen  von 
£arl  Freih.  v.  Bichthofen,  BerL  1840.  4.  (dazu  ein  altfries.  Wörterbuch,  Qöt- 
tingen  1840.  4.). 

0  Es  findet  sich  in  einer  altem  u.  jungem  Redaction ,  jene  istgedrackt  in  Ludwig 
Beliquiae  manuscr.  IV.  p.  8 — 28.,  letztere  bei  Senckenberg  Vision,  divers,  p.  218 — 266., 
beide  am  Besten  neu  durch  A.  v.  Meiller  im  Archiv  t  die  Kunde  österr.  Gesohichtsq* 
X.  S.  148 — 172.     Die  ältere  Beoansion  hat  66,  die  jüngere  86  Artikel 

^  Literator  u.  Ausgaben  bei  G- engl  er  Stadtrechte  S.  227  ff. 

^  V.  Freyberg  Sammlung  histor.  Schriften  u.  Urkunden  IV.  S.  381  ff.  (28  Titel 
mit  350  Abschr.) 

^^  Lacomblet  Archiv  f.  die  Gesch.  des  Kiederrheins,  1831.  L  S.  30  ff.;  gedmckt 
S.  79  ff. 

")  BöBsler  über  die  Bedeut.  u.  Behandl.  der  Gesch.  des  Rechts  iuOesterr.  1847, 
Ürkundl.  Beitr.  S.  I— VI. 

*^  Mich  eisen  Samml.  altdithmarscher  Rechtsquellen,  Altena  1842.  Üeber  die  Ver- 
suche Wenzels  IL  für  Böhmen  ein  Landrecht  zu  geben  u.  die  Karls  IV.  (majestas 
Carolina)  8.Palaoky  Gesch.  v.  Böhmen  n.Abth.L  S.  366.,  Abth.ILS.  290 ff.,  381  ff. 
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Sickerheitspfl^ge  ludgL  beliandeJn.  So  die  thüringisclie  Ton  1446,  baieriBche 
ym  1474,  1491,  sächsisehe  Ton  1482,  württembergische  1495.'*)  Anch 
auf  dem  Gebiete  des  Gerichtswesens  begann  die  landesherrliche  Gesetzgebung 
im  15.  Jahrb.,  wie  die  hessische  1455,  baierische  1474,  sächsische  1488 
Gerichtsordnung  zeigen. 

S.  60. 

D.  Stadtreehte.*) 

L  Der  Anfschwong  des  Handels,  grosser  FremdenTcrkehr,  die  Hebung  der 
Gewerbe,  Zunahme  der  Bevölkerung  aus  yerschiedenen  Standen,  das  Terschie- 
dene  Yerhaltniss  der  Städte  zu  dem  Landesherm,  Vogte  u.  s.  f.,  alle  diese 
Gründe  führten  zu  Privilegien,  welche  anfanglich  meist  un  Interesse  ihres 
Herrn,  so  besonders  in  den  alten  Römerstädten  der  Bischöfe,  deren  Aufblühen 
durch   Exemtion   von   der  Grafengewalt  und  Ertheilung  von  Vorrechten  be- 
zweckten, bald  aber  die  Freiheit  der  Bürger  zur  Selbstregierung  gegenüber 
den  Beamten,  Vögten  des  Herrn  im  Auge  hatten,  Streitigkeiten  zwischen  Helm 
und  Bürgerschaft  schlichten  sollten.     Solche  Privilegien  gab  man  auch  bei  der 
Erhebung  eines  Orts  zur  Stadt.    Gleiche  Verhältnisse  Lebensweise  und  Zwecke 
brachten  im  Grossen  und  Ganzen  ein  gleichförmiges  in  den  einzelnen  Theilen 
Deutschlands   zufolge  der  engem  Beziehungen  übereinstimmendes  Recht   der 
Städte  hervor,  das  Weich  bildrech  t.^)    Sein  in  dem  Privileg  beschlossener 
Kern  mehrte  sich  durch  spätere  Privilegien,    Gewohnheiten,  Schöffensprüche, 
Satzungen  des  Rathes,  so  dass  man  sich  veranlasst  fand,  allmälig  das  Recht 
zusammenzusteUen  und  von  Zeit  zu  Zeit  zu  revidiren.    Es   bildete  sich  dies 
Stadtrecht  später  besonders  fort  durch  Anlehnen  an  die  Landrechtbücher,  den 
Rechtszug  an  die  Oberhöfe,   wodurch  der  Oberhof  seine  Eenntniss  erweiterte,. 


^^  Nachweise  bei  Kraut  Grdr.  §.  19.  sub  I£I. 

*)  Abdrücke  und  Nachweise  von  Stadtrechten  geben:  E.  Th.  Gaupp  deutsche 
Stadtrechte  des  Mittelalters  mit  rechtsgcsch.  Einleit.  Breslau  1851  f.,  2  Bde.,  Gengier 
deutsche  Stadtr.  des  Mittelalt.  Erlang.  1852.,  A  y.  Meiller  österr.  Stadtr.  u.  Satssungeu 
aus  der  Zeit  der  Babenberger  im  Arch.  t  Kunde  österr.  Gesch.  X.  (1853.)  S.  89  ff., 
Ferd.  Bischof  Österr.  Stadtr.  u.  PHyü.  mit  Literaturangab,  u.  Anmerk.  Wien  18.^7. 
Aufzählungen  u.  Literaturnachweise  gibt  auch  Kraut  Grundr.  §.  20.  Vgl.  Stobbe 
U.  a.  0.  S.  482—551. 

^)  lieber  die  Etymologie  (yon  weich  =  sanctus,  so  dass  es  das  durcli  dcus  aus- 
gestellte Bild  des  Schutzheiligen  bezeichnete  Territorium  bedeute ;  wie,  weicli  =  Stadt, 
so  Tiel  als  Stadtbild,  Rolandsbild,  welches  als  Symbol  des  Königsfriedens  in  den  Städ- 
ten gestanden;  nach  Moser  von  wich  =  Dorf,  Stadt,  und  bilden,  bolen,  abzir- 
keln =  abgeschlossener  Bezirk)  Tgl.  die  Zusammenstellung   von  Stobbe  S.  4  83.  17.  1. 
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die  berufende  Stadt  ihr  Recht  läuterte.  Biese  Weisthfimer  bilden  eine  der 
wichtigsten  Quellen  besonders  für  das  Priyatrecht.  Neben  diefem  mehr  xBtA 
mehr  zusammengestellten  einheitlichen  Weichbildredite  wurden  für  einzelne 
besondere  Yerhältnisse  Yom  Landesherm  oder  der  8tadt.  selbst  Normen  er- 
lassen z.  B.  für  die  Polizei  in  den  Bauer  sprachen*)  der  norddeutschen 
Städte,  die  Handhabung  des  Friedens  in  den  Friedensbüchern, ^  dieZ^unft- 
Ordnungen^)  u.  dgl. 

War  das  Stadtrecht  direkt  yom  Landesherm  gegeben,  so  Hess  man  sich 
seibiges  meist  vom  Kaiser  bestätigen,  in  den  Städten  des  Reichs  ging  man  den 
Kaiser  um  dessen  Verleihung  an.*^) 

U.  Das  älteste  bekannte  Stadtrecht  ist  das  von  Strassburg*)  aus  dem 
11.  Jahrhundert  in  lateinischer  Sprache  mit  deutscher  Uebersetzung  aus  dem 
13.,  ein  Privileg  über  die  Stellung  der  bischöflichen  Beamten  und  des  Bischofii 
zur  Stadt  und  den  einzelneu  (gewerbtreibenden)  Klassen  der  Berdlkerung. 
Es  ist  später,  zwischen  1245  und  1260,  yielleicht  1249,  sehr  erweitert  wcMrden 
und  QueUe  vieler  schwäbischer  Stadtrechte.  Wichtig  ist  weiter  das  Stadtrecht 
Ton  Köln,  welches  wir  aus  der  Verleihung  an  Freiburg  im  Breisgau  durch 
E  Conrad  von  Zähringen  1120^  kennen.  Auf  diesem  ruhet  die  Berner 
Handfeste  von  1218,^)  durch  goldne  Bulle  Friedrichs  II.  bestätigt.  An  das 
Stadtrecht  von  Köln  schlössen  sich  an  die  meisten  rheinischen  Städte.*) 
/ 

^  Vgl.  Eichhorn  R.G.  §.  284.  K.  d.  IL  S.  318.,  Michelsen  Oberhof  S.  137. 
Anm.,  Gengier  Stadtr.  8.  553.,  Stobbe  8.  498  f. 

^  Stobbe  Bechtsquellen  8.  499  t  K.  48. 

*)  J.  A.  Ortloff  Corpus  juris  opificiarii  oder  Samml.  von  allgem.  Innungsges.  n. 
Yerordn.  für  die  Handwerker,  Erlang.  1804.,  Kraut  Grdr.  §.  90  £ 

^)  PriTil.  K.  Rudolphs  I.  für  Augsburg  von  1276  (Gengler  Stadtr.  8.  15.):  „Hinc 
est,  quod  sappUcantibus  nobis  dilectis  fidelibus  nostris  dvibus  Augustensibus,  ut  cum 
ipsi  quasdam  sententias  sive  jura  pro  communi  in  unum  coUegerint  ac  scripturam  me- 
inoriae  commendayerint,  et  adhuc  ampliora  et  utilia  cum  prioribus  velint  reponere,  et 
ezinde  codicem  conficere,  nos  tarn  scripta  quam  soribenda  TeUmus  auctoritatis  nostre 
mimimine  confirmare.  Nos  ipsonim  predbus  benignum  prebentes  assensum,  jura  siye 
sententias  scriptas  et  scribendas  sub  debito  juramentioonfirmamus,  oonfirmatas  presentis 
deereti  moniniine  roboramus.'^ 

^  Gaupp  L  8.  36  ff.  Gengier  8.471  ff.,  lat  u.  deutsch  belGaupp  I.  8.82  ff.t 
Uoe  lat  bei  Q engler. 

0  Abgedr.  bei  Gaupp  IL  8.  19  ff..  Das.  a  28  ffl  der  Freiburger  Stadtrodel 
aoB  dem  Anfange  des  13.  Jahrh.    Vgl.  Gengier  8.  124  ff. 

^  Gaupp  IL  88  ff.  Gengier  8.  22  ff.  Die  übrigen  sich  hieran  anschliessenden: 
Haadfeste  von  Laupen  v.  1275  durch  Rudolph  L,  Frei  bürg  im  Uechtlaade  y.  1219 
durch  Berthold  lY.  Ton  Zähringen,  Thun  y.  1264  u.  s.  f.  bei  Gaupp  a.  a.  O. 

*)  Z.  B.  Andernach,  Bees,  Golmar.  Yon  letzterem  Orte  aus  yerbreitete  es  sich  in 
Bohwaben,  dem  Elsass  und  der  Pfalz. 


^28  Gesch.  d.  Yerfaas.  TL  u,  m.  Per.  I.  Kap.  §.  60. 

Neben  ihm  ist  für  ^e   fränkischen  besonders  das  'Recht  von  Frankfurt 
«m  Main^^)  eitie  Quelle  geworden,  dessen  ältester  bekannter  Freiheitsbrief  von 
E.  Konrad  IV.  von  1240  ist.    Ihm  folgen  die  Stadtrechte  der  Wetterau  und 
in  Hessen.    In  Thüringen  war  besonders  das  yon  Ei^enach  seit  alter  Zeit 
massgebend,  neben  welchem  Erfurt  und  Nordhausen  hervtorreten,   obwoU 
alle  innerhalb  der  innem  Grenzen  wirkten.")    In  den  baierischen  (Donau-) 
Ländern  hat  sich  kein  hervorragendes  Stadtrecht   ausgebildet.     Am  einfluss- 
reichsten wurde  das  vonBegensburg  als  dem  Hauptsitze  des  alten  norischen 
Herzogthtims.  ^^)   Mit  ihm  verwandt  ist  das  Stadtrecht  von  Nürnberg,  dessen 
ältestes  Privüeg  von  1219")  ist,  und  Eger  (Privileg  K.  Rudolphs  L  von  1279).") 
Das   von   Eger   fand  Eingang   in  einzelnen  Städten  des  südlichen  Böhmens. 
Unter  den  österreichischen  Städten  nimmt  einen  hervorragenden  Platz  ein  und 
hat  andern  zum  Muster  gedient  das  von  Enns  von  Leopold  dem  Glorreichen 
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{1198 — 1230)  vom  J.  1212,  welches  auf  keinen  direkten  Vorbilde  ruhet,  auch 
keinen  Bechtszug  voraussetzt;^*^)  femer  das  Stadtrecht  von  Wien,  welches 
manche  Aehnlichkeit  mit  dem  Ennser  hat,  aber  viel  ausgebildetere  Yerhalt- 
nisse  voraussetzt.  Es  gehört  hierh^  das  für  Wien  im  J.  1221  ^^)  vom  Herzog 
Leopold  dem  Glorreichen,  der  Freiheitsbrief  K.  Friedrichs  H.  für  Wien  von 
1237,")  das  Stadtrecht  H.  Friedrichs  H.  für  Wien  von  1244,*«)  H.  Leopolds 
von  1221—1230*^  für  Wiener-Neustadt,  Freiheitsbrief  far  dessen  Bürger 


*°)  Die  Kachweise  bei  J.  G.  Chr.  Thomas  der  Oberhof  zu  Frankfurt  a.  M.  u. 
das  fränkiBche  Recht  in  Bezug  auf  denselben.  EinNachlass  herausg.  von  L.  H.  Euler 
n-  bevorwortet  von  J.  Grimm,  Frankf.  1841.    Gengier  Stadtr.  8.  11.1  AT. 

*0  Gattpp  I.  S.  XXym.,  198  ff.  über  das  Eisenacher  von  1283. 

")  Hieriiber  Gaupp  I.  S.  XXX.,   über  das  älteste  Privileg,    von   K.  Friedrich  IL 
V.  1280  das.  S.  155  ff.,  abgedr.  8.  167  ff.  u.  Gengier  8.  872  ff. 

")  Gaupp  I.  8.  171  ff.    Gengier  8.  820  ff. 

^*)  Gaupp  I.  8.  189  ff.    Gengier  8.  97  ff.    Bischof  8.  29. 

")  Gaupp  IL  8.  206.,  von  Neuem  nach  dem  Originale  abgedr.  durch  v.  Meiller 
a.  a.  O.  3.  96  ff.  Dahin  gehören  aueh  die  hier  8.  92  f.  mitgetheilten  „8atzuiigen 
für  die  nach  der  Stadt  Enns  Handel  treibenden  Kaufleute  der  8tadt  Regensburg  und 
einiger  anderer  8tädte  Deutschlands,^  nach  dem  Original  abgedruckt.  Es  ist  von 
Bischof  übergangen.  Ein  ähnliches  Privileg  gab  H.  Leopold  (das.  8.  93.)  1192  toi 
die  nach  Oesterreich  überhaupt  Handel  treibenden  Bürger  Ton  Regensburg. 

")  Gaupp  n.  8.  225  ff.,  Gengier  8.  529  ff.,  Bischof  8.  178—206.,  v«ro  die  Lite- 
ratur nachgev^iesen  ist.  Das  älteste  Privileg  ist  v.  1208  fär  die  in  Wien  angesiedelten 
^Niederländer  (Flandrenses).  Das  von  1221  am  Besten  bei  v.  Meiller  a.  a.  O.  S.  100  ffL 
nach  einem  Cod.  saec.  XTTT.  der  Münchener  Hofbibliothek. 

")  Bei   V.  Meiller  a.  a.  O.    8.  125  ff.    An   dies   schliessen   sich   die    Satzungen 
K.  Friedrichs  n.  v.  1288  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  Wien  (das.  S.  127  ff.). 

^^  Gedr.  bei  v.  Meiller  a.  a.  O.  8.  181  ff.  zum  erstenmale. 

»»)  Bei  V.  Meiller  a.  a.  O.  8.  107—124. 
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TOD  E  Friedrich  II.  von  1239,  *^  desselben  Satzungen  von  1244.  *^)  Eigen- 
ihümlich  und  in  mannigfacher  Hinsickt  bedeutend  ist  das  Stadtrecht  von  Augs- 
burg, dessen  Grundlage  ein  1104  von  Heinrich  lY.  zu  Begensburg,  1152  ron 
Friedrich  I.  bestätigtes  Privileg  bildet. '*) 

Von  dem  grössten  Einflüsse  auf  die  deutsche  Rechtsbildung  i&berhaupt  so- 
wohl durch  ihren  innem  Werth  als  ihre  weit  über  die  Grenzen  des  Stammes 
ja  selbst  Deutschlands   hinausreichende   Verbreitung  sind   die  sächsischen 
Stadtrechte  geworden.'^   Unter  ihnen  scheiden  sich  zwei  Gruppen,  deren  Ver- 
schiedenheiten einmal  auf  Stammesunterschieden^  sodann  im  Rechte  besonders 
darauf  beruhen,  dass  in  der  ersteren  das  eheliche  Güterrecht  die  hervorstechende 
Bicktang  nach   Gemeinschaft  trägt,  während  in  der  zweiten  das  Recht  des 
Sachsenspiegels  mehr  oder  minder  festgehalten  wird  und  keine  Gemeinschaft 
besteht,   die  westphälische  und  ostphälische  Gruppe.    Für  die  Rechtsge- 
schichte überhaupt   ist  in  jener  Gruppe  hervorragend  das  Recht  von  Dort- 
mund,  an  welches  sich   direct.und  mittelbar  viele  Städte  Westphalens  an- 
schlössen,'^) bei  Weitem  aber  noch  mehr  das  von  Soest. ''^)    Dessen  älteste 
Willkür  ist  von  1120,  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrh.  neu  verfasst    Hierzu 
kommen   die  Statute  über  die  Stadtverfassung   von  1259  und  12S3;  im  14. 
JahrL  erhielt  es  eine  ganz  vermehrte  Redaction.    Mit  dem  Redite  von  Soest 
bewidmete  H. Heinrich  der  Löwe  die  neu  erworbene  Stadt  Lübeck,*®)  wahr- 


^  Abgedr.  das.  S.  128  S. 

^0  Das.  S.  129—131.  Das.  138—145.  ist  auch  des  H.  Friedrichs  IL  Siadtrecht  für 
Haimburg  (in  deutscher  Sprache)  von  1244  nach  einem  Cod.  membr.  saec.  XIY.  der 
ServitenbibL  zu  Wien  u.  S.  146 — 148.  aus  demselben  Codex  die  Satzungen  H.  Fr iedridis- 
T.  1244  über  die  Rechtsyerhäitnisse  der  Juden  in  Oesterreich  überhaupt 

**)  Gaupp  n.  S.  185  iL  lieber  das  Stadtrechtsbuoh  von  1276  u.  dessen  Yerh&ltniss 
zom  Schwabenspiegel  s.  Merkel  de  repubL  Alam.  p.  95.  n.  12.  p.  97.  n.  20.»  Ficker 
Spiegel  deutscher  Leute  S.  153 — 158. 

>^)  Vgl.  die  Einleit  bei  Gaupp  L  S.  XX  ff.,  dessen  Ausföhmngen  ich  mich 
anschliesse. 

**)  Bei  Wigand  Gesch.  Ton  Conrey  LAbth.  H  AnL  2.  (S.  205f.).  Die  einzelnen 
I^achweise  für  denRechtszug  sehe  man  inv.  Eamptz  die  Proyinzial-  n.  statutarischen 
Bechte  in  der  preuss.  Monarchie,  BerL  1826.,  STheile  in  2  Bdn.  lin  Herzogthum 
Westphalen  ist  das  bedeutendste  das  von  Ruthen,  dem  üast  aUe  Städte  desselben 
folgen.  S.  noch  Seibertz  die  Statutar.  u.  Gewohnheitsr.  des  Herz.  Westph.  Anisb. 
1858.  S.  83  £EL  In  Engern  das  Recht  von  Paderborn,  Münster  u.  a.,  auf  denen 
Tiele  ruhen. 

^)  Gaapp  I.  S.  ^^n  ff.  Gengier  8.  438  ff.,  die  Abdrücke  bei  Seibertz 
üibmdenbuoh  zur  westphal.  Gesch.  L  Nr.  42.,  H.  Nr.  719. 

^  Ueber  deren  Recht  besonders  T.  Fr.  Hach  das  alte  lübische Recht ,  Lüb.  1839, 
L.  J.  Michels en  der  ehemalige  Oberhof  zu  Lübeck,  o.  seine  Rechtssprüche,  Altona 
1839,  Gaupp  u.  Gengier. 
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scheinKch  um  1153.  K.  Friedrich  L  (1188)  und  Friedrich  II.  (1226)  erneuere 
ten  und  beBtätigten  dasselbe.  Dazu  yon  1270  die  justitia  Lubicensis  und 
auch  seit  Anfang  des  13.  Jahrh.  deutsche  Abfassungen.  Auf  lübischem  Bechte 
fusst  das  Becht  der  holsteinischen  (auch  einzelner  schleswigischen)  und 
der  meisten  Eüstenstädte  der  Ostsee  bis  nach  Esth-  und  Liefland  hin.'^ 

Neben  dem  lübischen  ist  das  bedeutendste  das  yon  Magdeburg.*^  Seine 
älteste  Fassung  ist  die  Oonstitutio  des  Erzbischofs  Wichmann  von  1188.  Aus- 
gebUdet   ist   es  durch  die  Mittheilungen  an  andre  Städte,  welche  unendlich 
zahlreich  waren,  sodann  durch  die  Schöffensprüche,  die  von  den  Tochterstädten 
eingeholt  wurden.     Seine   wichtigsten   Tochterstädte   sind   Halle,   Leipzig,^ 
Brandenburg,  Oulm'^  und  Breslau.'^)    Yon  letzterer  Stadt  hat  es  sich 
über  Schlesien,   den  nördlichen  und  nordöstlichen  Theil  Ton  Böhmen,^*) 
nach  Mähren'^  und  Polen  hin  yerbreitet.  Ebenso  wurde  es  yon  den  andren 
Tochterstädten  weiter  verpflanzt,  so  dass  es  fast  den  ganzen  Osten  unterhalb 
der  Küstenländer  einnahm."^    Zur  Klasse  der  sächsischen  Stadtrechte  gehört 
endlich  noch  das  yon  Goslar.")   Sein  erster  Freiheitsbrief  ist  vom  K.  Fried- 
rieh U.  vom  J.  1219.     Goslarisches  Becht  hatten  viele  sächsisch-thüringischen 
Städte,'^)  welche  auch  ihren  Bechtszug  nach  Goslar  nahmen. 

Yon  grosser  Bedeutung  sind  noch  die  zwar  mit  dem  magdeburgischen  in 


^0  Aufgezählt  bei  Mich  eisen  a.  a.  CS.  47—82.  Einzebie  dieser  Töchter8tlldt& 
(z.  B.  BoBtock)  sind  selbst  wieder  Mutterstädte  geworden,  bei  einzehien  findet  sich 
eine  Yerschmelztmg  mehrer  Bechte. 

^)  E.  Th.  Gaupp  das  alteMagdeb.  u.HalliBche  Becht,  Bresl.  1826.,  dess.  Stadtr. 
I.  S.  XXTT.  ff.,  n.  S.  256  —  274.,  enth.  „Beitr.  z.  Gesch.  des  deutsch.  namentL  des 
Sachs,  magdeb.  Bechts  in  verschiedenen  böhmischen  Städten.*'  üeber  seine  Form  im 
8.  g.  Weichbildrechte  s.  unten  §.  65.  I.  b. 

^  E.  K.  Leman  das  alte^  Kubmsche  Becht,  mit  einem  Wörterb.,  Berl.  1888.; 
G  engl  er  S.  227  ff.  gibt  die  Literatur. 

'^  Gaupp  a.  a.  O.  Gengier  8.  47  ff.  0.  Franklin  Magdeb.  Weisthümer  für 
Breslau,  BresL  1856. 

^^)  Z.  B.  in  Königgrätz,  Ohrudim,  Glatz,  Leitmeritz,  LeitomiBchl,. 
Braunau,  Hohenmauth  u.  a.  Gaupp  n.  S.  256  ff.  Palaoky  Gesch.  IL  Abth.L 
S.  157  ff. 

^*)  Hifr  galt  es  inNeustadt  seit  1221,  Olmütz  vor  1229.  Ygl.  Bischof  8.  111.^ 
Gengler  S.  836. 

'^  üeber  dessen  'Mischungen  mit   dem   lübischen   Bechte    s.   Gaupp    Stadtr.    L 

s.  xxm  f. 

^)  O.  Göschen  die  Goslarischen  Statut^i  mit  einer  vergleich.  Zusammenst.  der 
darin  enth.  Bechtss.  unter  Yergl.  des  Sachsp.  u.  vermehrt.  Ssp.  Berl.  1840.,  Ortloff 
Bechtsbuch  nach  Distinctionen,  EinL  8.  XXY  f.,  Gengler  8.  164  ff. 

^^)  Z.  B.  Altenburg  (Stadtr.  v.  1256,  Gaupp  L  8.  205  ff.),  Asch  ersleben» 
Halberstadt,  Nordhausen  u.  a. 
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Yerwandtschaft  stehenden  aber  selbetständigen  Bechte  von  Prag,  Ig  lau  und 
Brunn.  Das  Prager'*)  ißt  gebildet  aus  Privilegien  mehrer  Könige  von  Wra- 
tislaw  n.  (1061 — 1092)  an  bis  auf  Johann,  sodann  aus  verschiedenen  Samm- 
lungen, Statuten  u.  s.  w.  Das  Iglauer^')  ist  in  vielen  Bergstädten  gebend 
gewesen.  Das  Brunn  er'')  ist  wegen  seiner  bis  ins  Kleinste  bekannten  Eint-* 
Wicklung  eins  der  lehrreichsten. 

BI.  Im  Laufe  des  15.  Jahrh.  sind  viele  dieser  Stadtrechte  revidirt,  ver- 
bessert und  vermehrt.  Dabei  hat  sich  im  Ganzen'^  derEinfluss  des  fremden 
JSechts  noch  nicht  in  einer  überwiegenden  Weise  geltend  gemacht,  obwohl  er 
bereits  beginnt,  namentlich  im  Forderungsrechte.  ^ 

§.  61. 
E.  Hofrechte,  Dienstrechte,  Dorfrechte.*) 

I.  Im  Zeitraiune  von  900 — 1200  hatte  sich  allmälig  wegen  der  unsichem 
Stellung  der  Eigengehörigen  (Halbfreien,  Kolonen,  Zinspflichtigen  u.  s.  f.)  zu 
den  Herrn,  der  veränderten  Stellung  der  letztem  als  Immunitäts-Landesherm 
die  Notbwendigkeit  fester  Normen  ergeben.  Solche  wurden  unter  Begünstigung 
des  Kaisers  imd  der  Herzöge,  welche  sich  dadurch  treue  Anhänger  erwarben, 
durch  Verträge  mit  den  Herrn  oder  Privilegien  geschaffen  und  trugen  bei  der 
ziemlichen  Gleichförmigkeit  der  Verhältnisse  im  Ganzen  einen  gleichartigen 
Character.  Wichtig  sind  die  privilegia  de  justitia  ministerialium  eccle- 
siae  Babebergensis,  das  Dienstrecht  der  Dienstmannen  der  Erzstifre  Köln 
und  Magdeburg,  der  Stifte  Hildesheim,  Basel,  Worms  u.  a.^ 


^^)  C.  F.  Rossler  deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  u.  Mähren  Bd.  L  das 
al^rager  Stadtr.  etc.  Prag  1845.  Derselbe  gibt  über  den  Rechtszug  mancher  Städte 
nach  Prag  Auskunft. 

«0  Gengier  S.  209  ff.,  Rössler  S.  XXX.  u.  Bd.  IL  Die  Stadtr.  von  Brunn 
a.  d.  13.  n.  14.  Jahrh.  Prag  18ö3.  S.  XY.  XXIY.  Tomaschek  Deutsches  Recht  in 
Oesterreich  im  dreizehnten  Jahrhundert.  Auf  Grundlage  des  ^tadtrechts  von  Igla^. 
Wien  1859.  Es  bietet  Text,  kritische  Bearbeitung,  Erklärung,  Yergleichung  mit  andem^ 
Untersuchungen  über  das  alte  slavische  Landrecht,  und  ist  für  die  Rechtsgeschichte 
Oesterreichs  sehr  werthvoll. 

^  Vgl  die  Citirten  und  Stobbe  8.  525  ff. 

'^  Eine  Ausnahme  bildet  z.  B.  Brunn,  in  dessen  Rechte  sich  früh  ein  grosser 
Einflnss  des  römischen  zeigt. 

^)  Das  Historische  bei  Aug.  Freih.  von  Fürth  die  Mmisterialen,  Köhi  1836. 
g.  247—260.,  Eichhorn  R.G.  §.  259.  (H.  S.  195  ff.),  Nachweise  bei  Kraut  Grund- 
riss  §.  21. 

*)  Bei  Fürth  S.  509  ff.  sind  einzelne  abgedruckt.  Weitere  Kachweisungen  bei 
den  Genannten  und  Stobbe  S.  579  ff. 
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n.  Aefanlu^e  AnfiEeiclmimgeii  gibt  es  r&ckrichflich  der  Beamten  einzelner 
BSfe,  8.  g.  Botulas  officiorum.*) 

UL  Für  das  Lehnreeht  sind  nur  einzelne  kleinere  Oesetze  erlassen,  welche 
das  deutsche  Lehnrecht  der  Bechtsbücher  nidhtwesentiichmodifizirten,  mit  dem 
Eindringen   des  langobardischen  aber  ihre  Bedeatnng  znm  Theil  yerloiexL^) 

lY.  Für  das  Becht  der  am  den  Hermhof  liegenden  Bauern  gibt  es  eine 
grosse  Zahl  durchgehends  auf  Weisungen,  Oeffinungen,  WUlkOren  der  Bethei- 
ligten ruhende  nach  und  nach  angezeichneter,  bald  auch  von  den  Herrn 
gegebener  Bechte,  weldie  zwar  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  zeigen,  jedoch 
gewisse  Sätze  und  Bichtungen  gemein  haben.  ^ 

F.  Die  RechtsMcher. 
L  Des  dreizehnten  Jahrhunderts.*) 

S.  62. 

a.   Saehaensplegrel* 

L  Mit  dem  I^amen  Sachsenspiegel  bezeichnet  man  ein  Bechtsbncb, 
bestehend  aus  einem  Buche  Land-  und  Lehnrechts.  A.  Das  Landrecht- 
bach ist  zwischen  den  Jahren  1224  und  1235  im  südlichen  Theile  der  Qraf- 


*)  Fürth  a.  a.  O.  u.  S.  533  iL  der  rot  ofEl  Hoinoiensiimi  abgedmckt 

«)  YgL  die  Nachweise  bei  Kraut  Gnmdr.  §.  21  ff. 

^  Am  reichhaltigsten  ist  die  Baoamliing  Ton  J.  Grimm  Weisthümer,  €tötting. 
1840—42.  8  Bde.  Nachweise  Ton  Drucken  bei  Stobbe  S.  586.  N.  2.  S.  auch 
H.  Zöpfl  Alterthfimer  des  deutschen  Beichs  u.  Bechts,  Bd.  L  Leipz.  u.  Heidelb.  1860 
{über  Dinghöfe  u.  s.  w.). 

*)  Literatur:   Homeyer  die  deutschen  Bechtsbücher  des  Mittelalters   and  ihre 
Handschriften,  Berl.  1856. 

A.   Zum   Sachsenspiegel,     a)   Allgemeine:   Homeyer   die   Genealogie    der 
Handschr.   des  Sachsensp.  BerL  1859.    (AbhandL   der   BerL  Akad.   d.  WIbs.    v.  1859 
8.  88  £E1),   desselb.   Sachsenspiegel  erster   Theil,  Binl.   S.  LI  £,   Kraut    C^rondr. 
§.  32.,  Stobbe  Bechtsquellen  S.  288  £E:  —  b)  Geschichte  der  Abfassung.    Ho- 
meyer Sachs.  L  Th.  S.  4  £,  H  Th.  I.  Abth.  EinL  S.  45^56.,  IL  Abth.  S.  21 — 23.; 
JnL  Weiske   über  d.  Alter  des  Sachsp.   in  Zeitschr.  £  deutsch.  Becht  L  S.  54 — S5., 
C.  B.  Saohsse  das.  X.  S.  62—88.,  XIY.  S.  90—112.  —    o)  Ueber  sein  Verhält- 
niss  zum  SchwabenspiegeL    Alex,  a  Daniels   de  saxonid  speculi  origine  ex 
juris  conunttDis  libro  sueyico  speoulo  perperam  nominari  solito,  BeroL  1852.     Dagegen 
Homeyer  in  den  Monatsber.   der  Berl.  Akad.   d.  Wiss.   ▼.  August  1854   S.  -485   ff., 
Saohsse  in  der  Heidelb.  krit  Zeitsohr.  L  6.  173  fL;   y.  Daniels  Alter  u.   Ursprung 
des  Sachsensp.  u.  s.  w.  BerUl853;  Homeyer  die  Stellung  des  Sachsp.  zum  Scliwraben- 
Spiegel,  BerL  1853;  Gaupp  in  Germanistische  Abhandlungen  Mannh.  1858,  IV.  u.  V. 
8.  92 — 139;   JuL  Ficker  über  den  Spiegel  deutscher  Leute  u.   dessen  StdUung^  zum 
Sachsen-  und  Schwabensp.  etc.   (aus  d.  Februarhefte  lö57   der  Sitzungsber.  der  Icaia. 
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jBcbaft  BillingshÖhe  durch  einen  dortigen  Landgerichisschoffen  Eike  yon  Bep- 
gow')  wahrscheinlich  lateinisch  abgefasst,  dann  auf  Bitten  eines  Grafen  Hoy  er 
FOD  Falkenstein  ins  Deutsche   übertragen.*)     Das  lateinische  Original  ist 


Aka(i.d."Wißs.Bd.XXIILS.  115.)  Wienl857;  Homeyer  in  den Monatsber.  d.k.Akad. 
d.  Wiflß.    zu  BerL  Dez.  1857   S.  622—689.,   meine  Anzeige  in  Haimerls  Viertel- 
ja2uT8ßchr.  L  H.  2.,   A.  y.  Daniels  Spiegel  deutscher  Leute,  Handschriftenfiind   des 
Prof.  Dr.  Ficker  zu  Innsbruck,   BerL  1858;   J.  Fioker  über  die  Entstehungszeit  des 
Äachsensp.  u.  die  Ableitung  desSchwabensp.  ausdemDeutschenspiegel,  Innsbr.  1859. — 
d)  Handschriften,   Textabfassung   und  Ausgaben  bei  Homeyer  EinL   zu 
I  u.  n.  Abth.  L,  femer  in  den  Lehrbüchern.    Beste  Ausg.  Des  Sachsensp,  erster  Theil 
oder  das   sac^.  Landrecht   nach  der  Berliner  Handschr.   t.  J.  1369,   herausg.   Ton 
C.  G.  Homeyer,  BerL  1827.,   2.  Ausg.  1835.,  Des  Sachsensp.  zweiter  Theil   nebst 
den  verwandten  Bechtsbüohem   L  Bd.  Das  sächs.  Lehnrecht  u.  der  Biohtsteig  Lehn- 
rechts,  BerL  1842.   (a.  E.  ein  Glossar),  H.  Bd.  Der  Auotor  vetus  de  beneficiis,   das 
Gorützer  Bechtsbuch,  BerL  1844.    Text  u.  Uebersetzung:   Sachsensp.   oder  sächs. 
Landr.  zusammengestellt  mit  dem  schwäbisohen  nach   dem  Cod.  Pal.  167  unter  Yer- 
gldchung  des  Cod.  Pict  164  mit  Uebersetz.  u.  reichhalt. Repertor.  von  CR.  Sachs se^ 
Heidelb.    1848.     Kleine  Schulausg.   J.  Weiske    der  Ssp.  nach  der  ältesten  Leipz. 
flandschr.    2.  Aufl.    Leipz.  1853.    16.  —    e)   Erklärende   und   monographische 
Werke:  H.  Ch.  Meckbach  Anm.   über  den  Sachsensp.  u.  s.  w.  Jena   (Vorr.  datirt 
17.  Mart  1764.)  4.   J.  Weiske  Grundzüge  des  teutschen  Frivatreehts  nach  d.  Sachsp. 
mit  Berücks.   u.  YergL    des  Schwabsp.  u.  s.  t  Leipz.  1826.,  R.  v.  Sydow  Diurst.  des 
Erbrechts  nach  den  Grundsätzen  des  Sachsp.   BerL  1828.,   Steinbeck  das  Bergrecht 
des  Sachsensp.  (Zeitschr.  t  D.  B.  XL  S.  254—265.),    J.  Weiske  der  Sachsp.  u.  das 
Bergrregal    (das.  XH.  S.  270—280.),    O.  St  ebbe  die  Gerichtsverfassung   des  Sachsp. 
(das.  XY.   S.  82  £),  ders.    die  Stände   des  Sachsp.    (das.  S.  311  ff.),   Sachsse  Be- 
merkungen zum  Sachsp.  (zu  L  art.  4,  10.  12.  13,  11.  31,  Gesch.  Andeutungen  in  den 
Bildern  des  Ssp.  zuHI.  53.  33.  §.1.)  in  Zeitschr.  f.D.R.  XIY.  S.  1—45.,  Alb.  Hänel 
das  BeweiBsystem  des  Sachsp.  Leipz.  1858. 

B,  Zum.  SchwabenspiegeL  Ausser  den  Lehrbüchern  und  bereits  hier  angeü 
Schriften  Keyscher  die  neuesten  Ausgaben  des  Schwsp.  in  Zeitschr.  YH.  S.  157 — 172. 
Ausg.  Der  Schwabensp.  oder  schwäbisches  Land-  und  Lehen-Rechtsbuch  nach  einer 
Handschr.  v.  J.  1287  herausg.  von  F.  L.  A.  Freih.  von  Lassberg.  Mit  einer  Yorr. 
Ton  A.  L.  Reyscher.  Tübing.  1840  (enthält  ein  Yerzeichniss  der  Handschriften  u.  s.  w.). 
Wilh.  Y^ackernagel  das  Landrecht  des  Schwbsp.  in  der  ältesten  Gestalt  mit  den 
Abweichungen  der  gemeinen  Texte  u.  den  Zusätzen  ders.,  Zürich  u.  Frauenf.  1841. 
£me  synopt.  Ausg.  des  Schwsp.  des  Mlroir  de  Souabe  und  des  Sachsp.  hat  gegeben 
T.  Daniels  BerL  1858  f.  4. 

0  Er  kommt  in  Urkunden  von  1209  bis  1283  vor,  zuerst  alsSchdffe  der  Grafschaft 
Wettin,  zuletzt  alik  Schöffe  eines  Gerichts  nahe  bei  Magdebuig,  nemüch  zu  Salpke  an 
der  Elbe.     Homeyer  Stellung  S.  17. 
*)  Gereimte  Yorrede  von  261  ff.: 

Nu  danket  al  gemeine 

dem  von  Yalkensteine, 
Der  greve  Hoyer  ist  genannt, 
daz  an  diütisch  is  gewant 
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nicht  erhalten.  Ursprünglich  bildete  dasselbe  ein  fortlaufendes  etwa  in  Ar- 
tikel abgetheütes  Buch,  welches  der  spätere  Glossator  Johann  von  Buch 
um  1340  in  drei  Bücher  zertheilte.  Dasselbe  ist  nach  und  nach  mit  vielen 
Zusätzen  vermehrt  worden  und  findet  sich  daher  handschriftlich  in  verschie- 
denen Gestalten  vor;  am  nächsten  steht  dem  Originale  der  dem  13.  Jahrb. 
angehörende  Quedlinburger  Codex.  •)  Geschrieben  ist  das  Rechtsbuch  in  nie- 
dersächsischer Mundart,  aber  von  den  Abschreibern  nach  dem  Bedürfnisse 
in  die  verschiedenen  deutschen  Mundarten  übertragen. 

n.  Dem  Werke  vorher  geht  eine  gereiiüte  Vorrede  (280  Verse),  welche 
wohl  von  V.  97  an  von  Eike  selbst  gemacht  und  dem  Werke  beigefügt  ist;  dap 
neben  noch  eine  ganz  kurze  unter  dem  Namen  Textus  prologi  und  eine 
andere  kurze  prosaische  beginnend  „des  hilegen  geistes  minne,"  welche 
beide  wahrscheinlich  gleichfalls  von  Eike  herrühren.  Manche  Handschriften' 
Jhaben  noch  andere,  so  dass  im  Ganzen  sechs  Vorreden  vorkommen,  übrigens 
soviel  bekannt  in  keiner  zusammen. 

m.  Früh  ist  dasselbe  über  sein  Vaterland  hinaus  im  ganzen  Norden, 
Westen  und  Osten  verbreitet  worden.  Es  gibt  von  ihm  drei  verschiedene 
lateinische  Uebersetzungen,  eine  aus  dem  13.  Jahrhundert,  femer  holländische 
imd  auch  eine  (1559  zu  Krakau  gedruckte)  polnische.^) 


Diz  buch  durch  sine  bete: 

Eyke  von  Bepgowe  iz  tete 
Ungeme  er*z  aber  an  quam, 

do  er  aber  Tomam 
So  groz  dar  zu  des  herren  gere, 

do  ne  hatte  her  keine  were; 
Des  herren  liebe  in  gare  verwan, 

daz  her  des  buches  began, 
Des  ime  was  vU  ungedacht 

do  her^z  an  latin  hatte  gebracht 
Ane  helphe  und  ane  lere: 

do  ducht  in  daz  zu  svere, 
Da^  er^z  an  dütisch  wante; 

zulest  er  doch  genante 
Des  arbeites,  unde  tete 

greven  Hoyeres  bete. 

^)  Dies  hat  besonders  Fickcr  gezeigt  und  hierdurch  dem  Schar&inne  Homeyers 
(in  dessen  Ausgabe  ist  der  Text  des  Codex  durch  den  Druck  heryorgehoben)  eine 
grosse  Anerkennung  verschafft. 

*)  Eine  eigenthümliche  Art  von  Handschriften  sind  vier  (Heidelberg,  Wolfenbüttel, 
Varel,  Dresden),  welche  die  Materien  des  Textes  fortlaufend  mit  BUdem  erläutern. 
Vgl  Kopp  Bilder  u.  Schriften  der  Vorzeit,  2  Th.  1819  ff.,  Deutsche  Denkmäler  von 
Batt   von  Bobo,   Eitenbeig,   Mone  und  Weber,    Lief.  I.    1820.  fol.,    Homeyer  Ssp. 
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lY.  Der  Zweck  des  Landrechtsbuchs  geht  auf  Darstellung  des  Bechts  der 
freien  Landbewohner  im  Lande  Sachsen/)  also  mit  Ausschluss  des  Lehnrechts, 
Dienstrechts  und  Stadtrechts,  Sachsen  ist  hier  im  weiteren  Sinne  gefasst. 
Auf  den  Inhalt  hat  der  Unterschied  der  einzelnen  Theile  Sachsens  einen  nicht 
jfanz  unbedeutenden  Einfluss  geübt.  So  ist  das  GFerichtswesen  westphalisch,^) 
das  eheUche  Qüterrecht  hingegen  ostphälisch/)  Auch  haben  die  besondem 
Yerhaltnisse  der  thüringischen  und  brandenburgischen  Markgrafschaft  ^)  einge- 
ifirkt  Auf  süddeutsches  (schwäbisches)  Recht  ist  nur  insofern  Rücksicht  ge- 
nommen^  als  einzelne  Abweichungen  desselben  vom  sächsischen  Rechte  ange- 
geben werden,  zweifelsohne  in  Berücksichtigung  jener  Schwaben,  die  ins 
ßachsenland  eingewand^t  waren.  ^) 

Y.  Veranlassung  der  Aufzeichnung  war  zweifelsohne  die  Kothwendig- 
keit  bei  den  yielfach  neuen  Verhältnissen  der  entwickelten  Landeshoheit,  eine 
feste  Basis  für  die  Schöffen  zu  haben,  denen  das  Urtheilen  auf  Orund  blossen 
mündlich  überlieferten  Gewohnheitsrechts  zu  schwer  wurde.  Auch  mochte 
vielleicht  der  missliebige  Einfluss  mancher  nach  Sachsen  übersetzter  Grafen, 
femer  die  Furcht,  das  auf  der  Universität  Bologna  aufblühende  Studium  des 
römischen  Rechts  möge  durch  den  hieran  haltenden  Klerus  sowie  das  cano- 
nische Recht  allmälig  das  nationale  verdrängen,  dazu  antreiben,  in  der  Schrift 
diesem  eine  feste  Grundlage  zu  geben.  ^°) 


IL  1.  S.  80  fEl  —    Ueberset^ungen   des   reinen   Sachsenspiegels  in^s   Böhmische,   wie 

Homeyer  VerzeidmlBS ,  jedoch  selbst  zweifelnd,  mittheilt,  gibt  es  nicht. 

*)  Gen.  Vorr.  Y.  178  ff.: 

spigel  der  Saxen 

Sal  diz  buch  sia  genant, 

wende  saxen  recht  ist  hir  an  bekant, 

Als  an  einem  spiegele  de  vronwen 

ire  antlize  beschouwen. 
V.  97.  XL  98. 

Got  hat  die  sassen  wol  bedacht, 

sint  diz  buch  ist  vore  bracht 
Den  lüten  al  gemeine  u«  s.  w. 
^)  Darauf  hat  Gaupp   Von  Fehmgerichten,  BresL  1857.  S.  24  ff.   auf  Grundlage 
der  üebereinstimwinng  der  Gerichtsyerfassung  des  Sps.  mit  der  der  Vehmgerichte   und 
gestutzt   auf  die  besondere  Entwicklung  im  Herzogthum  Westphalen  aufinerksam  ge- 
macht   Dagegen  Stobbe  Rechtsq.  S.  804. 

0  Gaupp  Recht  u.  Verfass.  der  alten  Sachsen,  Bresl.  1837.  S^  184.,  Ders. 
Deutsche  Stadtr.  L  S.  XX  ff.,  wo  nachgewiesen  ist,  dass  bereits  in  der  Lex  Saxonum 
diese  Verschiedenheit  ihre  Grundlage  hat. 

^  VgL  die  Zusanmienstellung  bei  Homeyer  Register  sub  voce  Mark  u.  Mark- 
gral   Von  Thüringens  Geschichte  spricht  Sps.  HL  44.  §.  2.  3. 

^  Homeyer  im  Register  sub  voce  Schwabe  stellt  die  Belege  zusammen. 

^^)  Diese  Gedanken  liegen  nicht  undeutlich  in  der  gereimten  Vorr.   Ton  y.  141.  an. 


136  Geeoh.  d.  Yerfass.  IL  u.  m.  Per.  I.  £ap.  §.  62. 

YI.  Seine  Quelle  bildet  überwiegend  sächsisches  Gewohnheitsrecht,")  das 
auf  gemeine  deutsche  Rechtsanschauungen  zurückfuhrt  Neben  ihm  ist  auf 
Beichsgesetze  (Landfrieden)  rmfi  die  wenigen  Urtheile  des  kaiserlichen  Gerichts 
zurückgegangen.^^  Dem  romischen  Rechte  ist  kaum  irgendwelcher  Einflus» 
gegönnt/')  ebensowenig  den  dTÜrechtlichen  Bestimmungen  des  canonisdien 
Bechts,  welches  zwar  in  kirchlichen  (z.  B.  Ehehindemisse,  Stellung  der  Mönche 
u«  dgl.)  aufgenommen  ist.  Dass  sich  aber,  wie  behauptet  worden,  eine  prin- 
zipielle Abneigung  gegen  Papst  und  canonisches  Becht  finde,  ist  um  so  weniger 
annehmbar,,  als  schwerlich  Jemand  in  jener  Zeit  bei  dem  gerade  an  dar  Kirche^ 
so  festhaltenden  Sachsenyolke  die  Vorboten  des  16.  Jahrhunderts  suchen  wird. 
Was  anscheinend  im  Vergleiche  zum  Schwabenspiegel  gegen  den  Papst  sieh 
findet,  erklärt  sich  sehr  gut  aus  den  politischen  Verhältnissen  der  Zeit  yon 
1215  ab,  den  Streitigkeiten  Friedrichs  ü.  mit  den  Päpsten.  Zur  Zeit  de» 
Sachsenspiegels  hat  noch  Keiner  die  Theorie  der  zwei  Schwerter  in  jenen 
Worten  formulirt,  welche  Bonifacius  VHI.  in  der  Bulle  Unam  sanctam  ge- 
braucht; es  liegt  auch  insofern  keine  Opposition  vor,") 

")  Deshalb  heissi  es  ger.  Vorr.  v.  195  ff.: 

Syer  an  dissem  buche 

Trage  rede  suche 
Ob  ime  dar  an  icht  missehAge, 

des  ne  tu  er  zu  hant  necheine  dage , 
Unde  wege  de  saohe  na  siaeme  sinne 
na  dem  ende  un  na  deme  beginne, 
Unde  errrage  sich  mit  wisen  lüien, 

de  di  warheit  künnen  bedüten, 
Unde  euch  hayen  die  sieie, 
das  se  recht  sin  da  nute  u.  s.  w. 
^')  Ob  er  aber  für  diese  Handschriften  hatte  oder  sie  nur  aus  der  Uebung  kannte^ 
lässt  sich  nicht  feststellen. 

^^  Denn  die  gewöhnlich  angefahrten  Stellen  IL  56.  §.  2.  u.  S.  über  ahrens  dere- 
liotns  und  insnla  nata,  IL  68.  wo  die  in  Li.  §.  5.  D.  de  postnlando  erzählte  Geschichte 
offenbar  aus  unyollkonunener  Eenntniss  referirt  wird,  L  29.  yon  der  dreissigjfihrigen 
Veijähmng,  IL  40.  §.  1.  über  Ersatz  des  durch  Thiere  angestifteten  Schadens,  L  36. 
über  uneheliche  Geburt  lassen  sich,  mit  Ausschluss  yon  IL  68.,  sehr  gut  ohne  römi- 
sches Becht  erklären,  kommen  aber  selbst  hierron  abgesehen  kaum  in  Betracht.  VgL 
Homeyer  Stellung  S.  80  fg, 

^^)  Gleichwohl  fanden  sich  im  Sps.  Artikel,  in  denen  man  einen  Widersprach  mit- 
den  Lehren  der  Kirche  fand.  Dies  griff  Johannes  Elenkok  (aus  einer  Hoya'schen 
BitterflEunilie,  geboren  zu  Bücken  bei  Hoya,  Augustinermönch)  auf  und  brachte  es» 
durch  einen  sein  ganzes  Leben  hindurch  währenden  Kampf  dahin,  dass  Gregor  XL 
durch  Bulle  yom  J.  1874  yierzehn  Artikel  reprobirte.  Uebrigens  sind  diese  Artikel 
trotzdem  meistens  in  die  Handschriften  angenommen;  ob  aber  nicht  die  Antiquining 
derselben  mit  eine  Folge  jener  Bulle  ist,  lasse  ich  dahingestellt  YgL  Homeyer 
Johann  Kienkok  wider  den  Sachsenspiegel,  Berlin  1855.  4.,  wozu  er  noch  einige  Kaoh* 
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Vn.  Das  Material  g^ort  yerhältnissmäsflig  znmeiBt  dem  PriTatrecfate,  fer* 
ner  dem  Strafireclite,, Gerichtswesen  und  Yerfassungs-  (Staats-)  Rechte  an.  Ein 
festes  System  ist  in  demselben  nicht  befolgt;^*)  die  Folge  der  einzelnen  Ma^^ 
terien  beruhet,  wie  das  fast  bei  allen  Werken  des  Mittelalters  ansser  den 
pliüosophischen  nnd  selbst  bei  diesen  sich  findet,  sehr  häufig  auf  ttnasom  An» 
knüpfungspnnkten,  welche  das  vorhergehende  Kapitel  bietet.  Daher  wird  über 
denselben  Gegenstand  bisweüen  an  mehren  Stellen  gehandelt  nnd  bei  Gelegen» 
hdi  eines  Satzes  abgemacht,  was  sich  daran  knüpfen  lässt.  Die  einzelnen 
Satze  sind  in  einfacher,  klarer  nnd  durchans  volksmfissiger  Auffassung  und 
Sprache  ohne  Casuistik  hingestellt. 

ViU.  B.  Das  Iiehnrechtbuch  ist  wahrscheinlich  von  demselben  Verfasser 
ziemlich  bald  nach  dem  Landrechte  mit  Benutzung  von  diesem  geschrieben» 
Seine  Quelle  ist  ein  in  den  ersten  Decennien  des  13.  Jahrh.  mit  Rücksicht 
auf  das  lateinisdie  Landrecht  yer&sstes  Buch  in  lateinischen  Reimen,  das  uns 
erhalten  ist  und  als  Au  et  er  vetus  de  beneficiis^')  von  den  Neuem  bezeich» 
net  wird.  Dieses  Buch  wurde  von  dem  Verfasser  frei  übertragen,  bedeutend 
Teimehrt  und  gibt  uns  das  sächsische  Lehnrecht  oder  Lehnrecht  des 
Sachsenspiegels.  Nach  dieser  Uebersetzung  ist  der  lateinische  Text  (Auetor) 
noch  mit  einzelnen  reimfähigen  Zusätzen  versehen  und  in  dieser  Gestalt  mit 
geringen  Abweichungen  und  Zusätzen  ins  Deutsche  übertragen  und  enthalten 
im  8.  g.  Görlltser  Lehnrecht  aus  dem  Ende  des  13.  oder  Anfange  des  14.. 
Jahrhunderts. ") 

IX.  Quelle  des  Lehnrechtsbuchs  sind  ausser  dem  sächsischen  Landrecht» 
der  Feudist  (Liber  feudorum  Langob.)  und  die  Gewohnheitsrechte  der  säch» 
nschen  Lehenshofe. 

X.  Das  Lehnrecht  ist  nicht  in  Bücher  eingetheilt,  sondern  nur  in  (80) 

trige  geliefert  hat  Es  liegt  der  Yoigang  im  Geiste  jener  Zeit  (vgL  die  Notate  in 
meinen  Quellen  des  Earchenrechts  S.  248.  N.  19.)?  obwohl  kaum  abzusehen  ist,  das» 
die  Sätze  des  Sps.  an  sich  mit  Lehren  der  Kirche  oder,  wie  Walter  in  der  Tor- 
rede  zur  Beohtsgesch.  1.  Aufl.  S.  VI.  meint,  Grandsätzen  der  gesunden  Yemunft  und 
gesonden  Moral  im  Conflict  stehen.  Denn  dann  könnte  man  denselben  Widenpruch 
such  in  mehr  als  einer  Bestimmung  kirolilioher  Quellen  finden. 

'*)  DassaberTon  einer  Verworrenheit,  welche  y.  Daniels  und  Walter  §.  297.. 
findet,  keine  Bede  sein  könne,  hat  Homeyer  in  der  cii  Schrift  die  Stellung 
zur  GFenfige  bewiesen. 

^')  Abgedruckt  bei  Homeyer  Sps.  n.'2.  S.  75—158.  Die  m  der  Emleitnng  und 
in  den  zwei  ersten  Bänden  yon  H.  niedergelegten  Forsolumgen  sind  so  überzeugend^ 
dass  ich  ihnen  unbedingt  folge. 

'0  Hit  diesem  yerband  man  dann  nach  1304  eine  aus  andern  Quellen  geschöpfte 
landrechtliche  Arbeit,  das  s.  g.  Görlitzer  Landrecht,  welche  auch  Einiges  an 
den  lehniedtäiehen  Theil  abtreten  musste.  Beide  sind  herausgegeben  yon  Homeyer 
Sps.  n.  Abth.  2.,  deren  Einleitung  Qesohiohte,  Literatur  u.  s.  w.  bietet 
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Artikel  und  Paragraphen.  Es  ist  firob  nicht  nur  fiber  gan^  Nieder-  und  Ober- 
flachsen,  sondern  auch  bis  über  den  Niederrhein  hin  verbreitet,  nicht  mind» 
über  Schlesien  und  dessen  benachbarte  slayische  Gegenden,  jedoch  hier  be- 
reits mit  einigen  ßtoffvermefarungen.  Grösser  werden  die  Yennehnmgen  in 
Norddeutschland,  so  dass  sie  die  älteste  Form  zuletzt  verdrängten.  Dieselbe 
Bedeutung  mit  dem  Landrechto  hat  das  Lehnrecht  nicht  erlangt,  weil  sich  das 
langobardische  gemeinrechtliche  Geltung  verschaffte. 

Beide  Bücher  des  Land-  und  Lehn-Bechts  wurden  früh  mit  einander  vo^ 
bunden  und  finden  sich  auch  in  den  meisten  Handschriften  zusammen. 

§.  63. 

b.  Scliwabenspiegel. 

L  Durchgehends  auf  dem  Sachsenspiegel,  daneben  auf  anderen  Quellen  ^ 
römisches,  canonisches  Becht,  Beichsgesetze  bis  zur  Zeit  K.  Budolphfl  L,  Btadt^ 
rechte,  Bibel,  Predigtbücher  u.  s.  w.  —  ruhet  ein  Bechtsbuch,  gleichlSaUs  in 
Landrecht  und  Lehnrecht  geschieden,  welches  in  d^i  Handschnften  bis  zum 
15.  Jahrh.  schlechtweg  „Landrechtbuch^   und  ,,Lehnrechtbuch,*^  seitdem 
in  Handschriften  und  in  den  Drucken    „Keyserrecht,^    ,,Spiegel    keyser- 
lichen   und   gemeinen  Landrechts*^  u.  s.  w.  bezeichnet  ist.     Im  Land- 
rechte lassen  sich  zwei  ältere  Beeensionen  deutlich  erkennen.  Die  frühere  hat 
offenbar  einen  noch  unvermehrten  Sachsenspiegel  vor  Augen  gehabt  und  aus  den 
bezeichneten  Quellen  (Decretum,  Decretales,  Institutiones,  Brachylogus  u.  s.  w.) 
mit  Zusätzen  versehen;  hieran  schloss  sich  alsbald  eine  zweite,   welche  jener 
Sammlung   unter  Zugrundelegung  von  Stellen  des  Sachsenspiegels,    der  Lex 
Bajuvariorum,  Alamannomm,  Breviar.  Alane,  und  der  Kapitularien  nach  An- 
segisus  grosse  Zusätze  beifügte. 

n.  Sein  Zweck')  geht  dahin:  ein  gemeines  über  dem  Landesrechte  stehen- 
des, nur  Stadtrecht  und  gute  Gewohnheit  vorbehaltendes  Becht  darzustellen. 
Ihm  entsprechend  ist  dann  auch  im  Ganzen  Alles  fortgefallen,  was  sich  nur 
auf  Sachsen  bezog,  jedoch  sind  aus  Nachlässigkeit  einzelne  Stellen  der  Art 
beibehalten.  ^  Anstatt  der  spezifisch  sächsischen  Institute  sind  die  des  schwäbisch- 
bainschen  Bechts  gesetzt.  Es  zeigt  auch  mehrfache  Missverständnisse  des  Sachsen- 
spiegels, welche  sich  unmöglich  ohne  des  letztem  Priorität  erklären  lassen.^) 


^)  Schwsp.  (Wack.)  cap.  1.  ^unde  dar  umbe  wü  man  an  disembuoche  tören  aYLe 
die,  die  gerihte  pflegen  sullen,  wie  si  ze  rehte  rihten  süllen  n&ch  gotes  willen  .  .  .'^ 
4.  Y.  28:  „aber  diz  baoch  seit  niht  wan  von  wereltlichem  gerihte,*^     40.  49.    76.  a.  E. 

^  S.  die  Ausfuhrang  von  Homeyer  die  Stellung  S.  45  ff. 

^)  Vgl.  Homeyer  a.  a.  0.,   besonders  aber  hat  Fieker  solche  an  vielen  Stellen. 
aii%edeckt 
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m.  Das  Werk  selbst  hat  eine  grosse  Yerbreitung  über  ganz  Süddeutsch- 
land und  Böhmen  gefunden,  ist  ins  Böhmische  und  Französische,  auch  1356 
ins  Lateinische  übersetzt,  mit  vielerlei  Zusätzen  und  Yerändernngen,  welche 
zuletzt  bis  zur  völligen  Umstellung  der  Artikel  gehen,  so  dass  die  Hand- 
schriften, als  deren  dem  Urtexte  nächststehende  Form  die  Freiburger,  so- 
dann die  Schnalser  (Innsbruck  Nr.  498)  erscheint,  unendlich  von  einander 
abweichen. 

IV.  Gemacht  ist  das  Rechtsbuch  um  1280  wahrscheinlich  in  Augsburg.  Es 
ist  blos  in  Kapitel  oder  Artikel  eingetheilt.  Seine  Methode  ist  die  einer  ziem- 
lich breiten  Darstellung,  in  der  bereits  einige  Casuistik  auftritt.  Eine  eigent- 
liche Glosse  zu  dem  Werke  existirt  nicht  soviel  bekannt  ist. 

Die  hier  befolgte  gemeine  Ansicht  über  das  Verhältniss  des  Sachsen-  und 
Schwabenspiegels  ist  zur  Evidenz  hergestellt  durch  das  von  F ick  er  in  Inns- 
bruck aufgefundene  (Cod.  membr.  saec.  XTV.  sign.  11.  45.  E.  8.  Nr.  922  der 
Innsbr.  Universitätsbibl.)  Rechtsbuch 

c.  Spiegel  dentscher  Leute. 

Diesen  Namen  gibt  sich  das  Buch  selbst,  er  entspricht  dessen  Bestreben, 
ein  für  alle  Deutschen  gemeines  Recht  aufzuzeichnen.  Derselbe  enthält  auch 
Land-  und  Lehnrecht.  Das  Landrecht  zerfällt  in  zwei  Theile.  Der  erste 
(vonSps.  L  1.  bisll.  12.  §.13.  Homeyer)  hält  sich  genau  an  denSps.,  schei- 
det das  sächsische  aus,  wirft  Veraltetes  weg,  erweitert  durch  Zusätze  aus  dem 
römischen,  canonischen  und  Augsburger  Recht  u.  s.  w.  Theil  11.  (von  Sps.  IE. 
12.  §.13  bis  zu  Ende)  enthält  nur  eine  oberdeutsche  Uebertragung  des  Sach- 
senspiegels mit  Abweichungen  meistens  in  Folge  von  Missverständnissen.  Dieses 
Werk  hat  Jemand  wahrscheinlich  in  Augsburg  um  1280  zu  dem  s.  g.  Schwa- 
benspiegel verarbeitet,  sich  im  ersten  Theile  genau  daran  haltend,  im  zweiten 
auch  im  Allgemeinen,  jedoch  offenbar  ungeschickter  als  der  Verfasser  minder 
gut  und  dessen  Missverständnisse  beibehaltend.  Im  Lehnrechte  des  Deutsch- 
fipiegels  liegt  nur  eine  oberdeutsche  Uebertragung  des  Sachsenspiegels  vor. 
Ausgabe:  Der  Spiegel  deutscher  Leute.  Textabdruck  der  Innsbrucker  Hand- 
schrift. Mit  Unterstützung  der  kais.  Akad.  der  "Wiss.  herausg.  von  Jul. 
F ick  er,  Innsbr.  1859.  Das  Rechtsbuch  hat  nur  einen  relativen  Werth  für 
das  Verhältniss  der  beiden  andern.  Aus  diesem  Grunde  ist  ein  näheres  Ein- 
gehen nicht  erforderlieh. 

V.  Das  Lehn  recht  des  Schwabenspiegels  ist  gMchfalls  nach  dem 
sächsischen  gearbeitet,  jedoch  unter  Zugrundelegung  einer  bereits  mit  Zusätzen 
vennehrten  Form.  Die  Ordnung  des  sächs.  Lehnrechts  ist  im  Ganzen  beibe- 
halten, jedoch  durchgängig  nach  den  verschiedenen  Bestimmungen  des  süd- 
deutschen Lehnrechts  frei  von  dem  Einflüsse  fremder  Quellen  bearbeitet  Ihre 
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Erldäning  findet  diese  mindere  Selbstständigkeit  wie  beim  zweiten  Thefle  des 
Landrechts  in  dem  Zustande  des  vermittehiden  Dentschspiegels,  welcher  flir 
diese  Theile  der  geschickten  Ueberarbeitung  entbehrte. 

n.  Die  späteren  Rechtsbücher. 
A.  Klasse  der  sächsischen. 

§.  64. 
1.  Land-  imd  Lehnreeht. 

I.  Der  Sachsenspiegel  wurde  yersehen  mit  alphabetischen  Sachregistern 
(Abecedarien,  Bemissorien,  Schlüsseln)  und  einer  Glosse,  die  durchgängig  ar- 
tikelweise hinter  dem  Texte,  auch  wohl  yon  ihm  getrennt  in  denselben  oder  be- 
sondem Handschriften  vorkommt.^)  Das  Landrecht  hat  zuerst  glossirt  um  1340 
l^ikolaus  von  Buch  oder  dessen  Sohn  Johann  oder  beide;  diese  Glosse  ist 
aJlmälig  yermehrt,  besonders  von  Brand  von  Tzerstede  uml442undTammo 
Ton  Bocksdorf.  ^  Die  deutsche  Glosse  zum  Lehnrecht  stammt  aus  der  Zeit 
von  1350  und  ist  später  vermehrt  von  Nicolaus  Wurm  (Vermis)  aus  Neu- 
Buppin  in  der  Mark,  der  zu  Bologna  unter  Magister  Johannes  (de  Lignano) 
studirt  hatte.  Für  diese  Glosse  sind  nicht  nur  die  deutschen  Bechtsbücher, 
sondern  vorzüglich  römisches  und  canonisches  Becht  zum  Theil  in  der  geist- 
losesten Weise  benutzt,  so  dass  wohl  der  Vorgang  der  Glossatoren  auf  deren 
Abfassung  gewirkt,  aber  auch  diese  Glosse  zur  Vertrautheit  mit  dem  fremden 
Bechte  und  so  zu  dessen  Verbreitung  beigetragen  haben  mag. 

n.  Hierher  gehören  die  s.  g.  Bechtsgangbücher,  mit  welchem  Namen 
die  Neuem  eine  Gruppe  von  Werken  zusammenfassen,  welche  das  Verfahren 
vor  Gericht,  den  Gang  des  Bechts  darzulegen  und  mit  Beispielen  klar  zu 
machen  bezwecken.    Dahin 

a.  Der  Bichtsteig  Landrech ts,^  (desBichtes  Stich,  Bechtsteiger,  Sehe- 


0  Homeyer  deutsche  Bechisb.  S.  5.  57  ff.,  Kraut  Grundr.  §.  22. 

^  Eichhorn  B.G.  §.  2^1.  Ueber  die  Art  des  Vorkommens  in  Drucken  u.  Hand- 
schriften s.  Homeyer  Verzeichniss  S.  5  ff.  Sachsp.  E.  1.  S.  71  ff.  Es  gibt  deutsche 
und  lateinische  Glossen. 

»)  Eichhorn  R.G.  §.  281.  (HI.  8.  290  ff.),  Homeyer  Verzeiohn.  S.  16  ffl  Die 
Handscbr.  u.  alten  Ausg.  beschreiben:  Grupen  bei  Spangenberg  Beiträge  S.  66 — 69., 
Homeyer  a.  a.  0.  und  in  der  Einleit  zur  Ausg.  des  Bichtsteigs  S.  1 — 28.,  wodurch 
das  Frühere  entbehrlich  wird.  Die  neueste  u.  beste  Ausg.  ist  Homeyer  der  Bicht- 
steig Landrechts  nebst  Gautela  und  PremiSi  Berl.  1857.  Von  S.  411 — 520.  stellt  „das 
Gerichtswesen  nach  dem  Bichtsteige,^  von  da  bis  zum  Schlüsse  ein  Glossar.  —  Ich 
folge  den  Foischungen,  welche  in  dem  Werke  niedergelegt  sind. 
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yedoit,  processus  judiciarius,  Ordnung  oder  Handhabung  des  Rechten)  ist  von 

Johann  von  Buch  um  1335  in  der  Altmark,  im  Stammhause  Buch,  in  nie- 

denächsischer  Mundart  abgefasst.   Er  zerfallt  in  eine  Vorrede,  das  Hauptstück 

und  2  Nachreden,  welche  jedoch  selten  beide  in  Handschriften  stehen,  meist 

überhaupt  fehl^L    Das  Hauptstück  hat  47  bis  51  Ei^itel,  die  bisweilen  in 

3  Bücher  eingetheilt  sind.    Das  Verfahren  ist  dargestellt  nach:  den  Personen 

—  den  Klagen  (bürgerliche,  peinliche,  gemischte)  —  dem  Urtheile.    Zweck 

des  Buches  ist  dem  einheimischen  Rechte  (Sachsenspiegel)  mehr  Geltung  zu 

7eivcha£fen.    Er   sucht   die  Gattungen   der  Klagen  dadurch   anschaulich  zu 

machen,  dass  er  zeigt,  wie  sie  yor  Gericht  sich  nach  ihrem  materiellen  Inhalte 

rerschieden  gestalten;  deshalb  wird  in  der  Regel  der  wirkliche  Gang  des  Recht- 

findens,  seltener  die  directe  Rechtsregel  hingestellt.    Bei  der  Abfassung  hat 

derselbe  wahrscheinlich  die  Bearbeitungen  des  romisch-canonischen  Processes 

Ton  Tancred  und  Durantis  vor  Augen  gehabt,  jedoch  ohne  von  denselben 

bis  zur  Einbusse  der  Selbstständigkeit  geleitet  zu  sein.  Das  Werk  steht  meist 

mit  dem  Sachsenspiegel  Landrechts  zusammen,  hat  eine  grosse  Verbreitung 

gefunden,  ist  in  alle  deutschen  Hauptmundarten  übersetzt  und  hat  allwialig  eine 

fünffache  Redaction  erlebt. 

b.  Der  Richtsteig  Lehnrechts^)  sollte  für  das  Lehnreeht  sein,  was  der 
Torhenge  für  das  Landrecht.  Ihn  hat  schon  Johann  Yon  Buch  versprochen 
(cap.  21  Richtst.  Landr.  „wo  me  denne  len  vor  den  heren  wint  ader  vorlust, 
mde  wo  me  lenes  gewere  betugen  scal,  des  wil  wi  di  wil  got  up  des  len- 
rechtes  gerichte  besceiden^)  aber  nicht  geliefert  Er  ist  wahrscheinlich  ab- 
gefasst zwischen  1330  und  1390  in  derselben  Gegend  als  der  Richtsteig  Land- 
rechts nach  dem  Muster  von  diesem,  mit  Verweisung  auf  ein  Lehnrecht  in 
125  Kapiteln,  ohne  scharfe  Abtheilung  durch  Kapitelzahlen  und  Rubriken  und 
ohne  Register,^)  hat  mehrfache  Vermehrungen  und  Recensionen  erfahren.  An 
Bedeutung  erreicht  er  bei  Weitem  nicht  den  vorhergehenden, 

c.  Cautela  und  d.  Premis^)  sind  zwei  Anleitungen  von  sehr  geringem 
Umfange  um  die  Mitte  des  14.  Jahrh.  von  Hermann  von  Oesfeld  (Oebis- 
felde  im  Herzogthum  Magdeburg)  verfasst  zu  dem  Zwecke:  die  Vorträge  vor 


*)  Am  Besten  gedruckt  bei  Homeyer  Saohsp.  IL  Th.  Bd.L  8.  409—540.  Einleii 
8.  371—408  gibt  über  die  Handsohr.,  Drucke,  Geschichte  u.  b.  w.  die  eingehendsten 
Stadien  u.  Literatur.    Ich  habe  mich  hieran  gehalten. 

^)  Der  Verfasser  ist  unbekannt,  denn  die  Autorschaft  des  Hermann  von  Oesfelde 
(Obisfelde),  die  man  früher  annahm,  steht  nicht  fest.  Homeyer  S.  386.  üeber  ver- 
wandte Arbeiten  das.  S.  397  fL 

^  l^euester  und  bester  Abdruck  bei  Homeyer  Richtsteig  Landr.  S.  392—398. 
Teber  die  Abfassung  das.  S.  390  ff.    Verzeichn.  S.  19  ff. 
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Gericht  behutsam  einzurichten,  nm  sich  in  keiner  Weise  zn  schaden,  "wie  schon 
ihr  !Name  andeutet.^) 

e.  Die  Blume  des  Sachsenspiegels^)  heisst  eine  grosse  noch  ungedruckte 
Arbeit  des  Nicolaus  Wurm  (Vermis)  aus  Neu-Ruppin   (unter    dem  Ghrafen 
von  Lindau  im  Stifte  Havelberg)  aus  dem  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts» 
Sie  enthält  ein  ausführliches  Register,  dann  vier  Bücher  1.  von  den  Klagen. 
Es  entwickelt  den  Ursprung  und  die  Arten  des  Rechts,  Ursprung  und  Ansehen 
der  magdeburgischen  Schöffen,  die  Gerichtsverfassung,   das  gerichtliche  Ver- 
fahren,   die  Klageformeln.    2.  und  3.  enthalten  das  weitere  Verfahren  nach 
der  Klage  jedoch  imter  Einmischung  materieller  Sätze  und  ohne  strenge  Ord- 
nung.   B.  4  über  die  Urtheile.    Es  leidet  an  Unbehülflichkeit  und  Unklarheit 
im  Vergleiche  zu  den  Richtsteigen,  ist  jedoch  för  (fie  Kenntniss  der  Entwick- 
lung des  Rechts  und  gerichtlichen  Verfahrens  von  Bedeutung.  Sein  Zweck  ist 
gestützt  auf  den  Sachsenspiegel,  das  magdeburgische  Stadtrecht  (Weichbild), 
geistliche  und  kaiserliche  (römisches)  Recht,  den  Gerichtsgebrauch,  zu  welchen 
Quellen  noch  unermittelte  Schriften  kommen,  das  Verfahren  vor  Gericht  in 
seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  lehren.    Zu  dem  Ende  werden  die  benutzten 
Rechtssätze  in  einer  alphabetischen  Abtheilung  dem  Werke  beigegeben,  bis  in 
die  kleinsten  processualischen  Einzelnheiten  durchgeführt,    so   dass  sich   das 
Ganze  als  eine  absichtliche  Weiterführung  des  Richtsteiges  darstellt. 

f.  Die  Blume  des  Magdeburger  Rechts®)  ist  eine  ungedruckte,  wohl 
ohne  Zweifel  demselben  Nicolaus  Wurm  zuzuschreibende,  vor  1375  vollendete 
Arbeit,  welche  in  ähnlicher  Weise  wie  die  sub.  e  genannte,  in  3  Abtheilungen 
zu  167,  100  und  399  Kapiteln  unter  ziemlich  ausschliesslicher  Benutzung  des 
Sachsenspiegels,  Richtsteig  Landrechts  und  Weichbildrechts,  den  Zweck  hat, 
das  Verfahren  nach  dem  magdeburgischen  Rechte  darzustellen  und  vielleicht 
den  Entwurf  zur  Arbeit  unter  e.  bildet. 


^  Dies  ergibt  sich  für  Cautela  von  selbst.  Premis  kommt  her  von  Premse, 
Bremse  (premsen,  bremsen),  worüber  zu  vgl.  Grimm  Wörterbuch. 

^)  Homeyer  Bichtst.  Landr.  S.  355  ff.  Verzeichn.  S.  20ff.  Proben  gibt  derselbe 
Richtet  Landr.  S.  363  ff.  Der  genaue  Titel  ist:  „Die  blume  ubir  der  Sachsen  Spiegel 
den  wir  euch  lantrecht  heissen  und  ubir  weicbildis  recht  daz  wir  euch  meideburgi&ch. 
recht  heissen  und  statrecht.*^ 

^  Homeyer  Verzeichn.  S.  23  f.,  Richtsteig  Landr.  S.  339  ff.,  wo  die  Art  der 
Abfassung,  der  Inhalt  dargelegt  und  Proben  mitgetheUt  werden.  Andre  zu  dieser  Gat- 
tung gehörige  Arbeiten  sind:  1)  die  Gerichts  formein  der  Joachimsthaler  Handschr. 
zu  Berlin  (Homeyer  Richtet.  Landr.  S.  327  ff.,  abgedr.  das.  S.  329  ff.))  2)  eine  be- 
sondre Klasse  des  Richtsteigs  (das.  S.  381  ff.  S.  76.  u.  Verzeichn.  S.  18.  beschrie- 
ben, 3)  eine  Weichbildsglosse  (Homeyer  Richtst.  S.  399  ff.),  4)  die  Vebm- 
gerichtsbücher  (Homeyer  Verzeichn.  S.  24). 
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§.  65. 
2.  Kreis  der  Stadtrechtsbücher. 

I.  Wenngleich  die  Bechtsentwicklung  in  den  Städten  sich  seit  dem  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  an  den  Sachsenspiegel  anschliesst,  so  hat  die  Bearbeitnng- 
des  Stadtrechts  doch  einen  spezieDen  Zweck,  weshalb  sie  yon  der  des  Land- 
rechts  zu  scheiden  ist.  Es  gehören  hierher  zunächst  einige  in  den  Kreis  des 
magdeburger  Bechts^)  fallende  Bücher  und  zwar: 

a.  Magdeburger  Schöffenrecht.^  Unter  diesem  Namen  begreift  man 
mehre  zu  verschiedenen  Zeiten  auf  Ersuchen  von  den  Schöffen  zu  Magdeburgs 
angefertigte  Aufzeichnungen  ihres  Bechtes,  welche  den  ansuchenden  Städten 
in  eignen  Urkunden  mitgetheilt  wurden.  So  das  von  Schöffen  und  Bathmännem 
zu  Magdeburg  der  Stadt  Breslau  mitgetheilte  Becht  yon  1261  und  1295,  welches 
Tielfaehe  Zusätze  und  Vermehrungen  eifahren  und  die  Grundlage  für  das  Becht 
mancher  Städte  gebildet  hat. 

b.  Das  Sächsische  Weichbild^)  (Weichbildrecht,  Stadtrecht,  Magdeburger 
Recht).  Das  unter  diesem  Namen  in  zahlreichen  Handschriften  und  altem 
Drucken  yorkommende  Bechtsbuch  enthält  zwei  Theile.  1.  vom  ari  1 — 27^ 
jedoch  mit  grosser  Yariation  der  Handschriften,  ist  eine  doktrinelle  Arbeit  in 
belehrendem  Tone  (über  die  Arten  des  Bechts,  der  Personen,  Freiheit,  Un- 
freiheit, Bann  und  Acht,  Ursprung  des  Weichbilds,  Ursprung  und  Geschichte 
des  Beichs,  Becht  des  Kaisers,  Bewidmung  Magdeburgs  mit  Weichbildrechte, 
Urtheilholen  aus  Halle,  Magdeburg  u.  s.  w.),  Th.  2  eine  aus  dem  sächsischen 
Landrechte,  vielleicht  auch  einer  altem  Priyatarbeit  über  dasselbe,  dem  magde- 
burger Schöffenrechte  (sub.  a.)  und  Weisthümern  gemachte  Zusammenstellung 


')  Ueber  den  Begriff  des  Magdeburger  Bechts  s.  Homeyer  Yerzeichn.  S.  26  f. 

^  Eichhorn  R.G.  §.  284.,  Gaupp  das  alte  Magdeburgische  und  Hailische Becht> 
Bre8Ll826.,  Homeyer  Yerzeichn.  S.  27f.,  Gaupp  das  schlesisohe Landr.  Leipz.  1828. 

*)  Gaupp  Magdeb.  Becht  S.  119  ff.,  Homeyer  Yerzeichn.  S.  28  ff.,  Kraut 
Onuidr.  §.  22.  C,  wo  die  weitere  Literatur  nachgewiesen  ist  Das  Alter  dieses  Buchs 
ist  mit  in  den  Streit  über  das  Yerhältniss  des  Sachsp.  zum  Schwabsp.  gezogen,  wes* 
halb  die  Literatur  darüber  auch  in  Betracht  kommt.  Homeyer  die  Stellung  S.  27  ff. 
hat  die  Behauptungen  von  v.  Daniels  widerlegt  Drucke  bei  Homeyer  Yerzeichn. 
Dazu:  yon  Daniels  dat  buk  wichbelde  recht,  Berl.  1853.  und  „Bechtsdenkmäler 
des  deutsch.  Mittelalters  herausg.  Ton  A.  y.  Daftiels,  F.  y.  Gruben  U.F.J. Kuhns. 
Bas  Sachs.  Weichbüdrecht  Jus  municipale  saxonicum,  herausg.  yon  y.  Daniels  und 
Gruben,  I.  Bd.  Weltchronik  u.  Weichbildrecht  in  XXXYI  (so  auf  dem  Titelblatt, 
der  Text  enthalt  CXXXYI)  Art  mit  der  Glosse,  BerL  1858.  4.  Ygl.  noch  Stobbe 
B.  403  ff,  der  noch  über  andre  Formen  berichtet  u.  überhaupt  am  Eingehendsten  ist 
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des  Rechts  für  Städte.  Das  Werk  als  Ganzes  ist  nicht  vor  1304  entstanden, 
ein  Stück  (art  6 — 18)  ist  schon  vor  1294  geschrieben.  Von  ihm  existirt  eine 
lateinische  Uebersetzung  nnd  eine  um  1386  gemachte  Glosse  eines  Unbekannten. 
Dasselbe  hat  eine  sehr  grosse  Verbreitung  gefunden,  ist  ins  Polnische  und 
Böhmische  übersetzt 

n.  Buch  der  Distinctionen/)  sächsische  Distinctionen  (Vermehrter 
Sachsenspiegel,  schlesisches  Landrecht,  liber  legnm  secundum  distinctiones)  ist 
^e  nach  der  Mitte  des  14.  Jahrh.  (die  älteste  bdcannte  Handschrift  ist  yon  1387) 
Ton  einem  unbekannten  in  der  Gegend  von  Meissen  lebenden  Verfasser  in  5  bis 
S  Büchern,  die  in  Kapitel  und  Distinctionen  (Ausscheidungen)  zerfallen,  zum 
Gebrauche  in  den  nach  sächs.  magdeburgischen  Rechte  lebenden  Städten  ge- 
machte Verarbeitung  von  Material  aus  dem  Sachsenspiegel,  sächsischem  Weich- 
bilde und  den  Goslarischen  Statuten  (in  ihm  keyserwicbilde  oder  keyserredit 
genannt)  mit  Einfügung  neuerer  Gewohnheiten  ohne  erhebliche  Benutzung  des 
römischen  Bechts. 

HL  Mit  ihm  hängt  zusammen  ein  aus  ihm  Magdeburger  Sdiöffensprüchen 
und  zum  sehr  geringen  Theile  römisch-canonischem  Rechte  im  15.  Jahrh.  yon 
Thomer  Stadtschreiber  Walther  Echardi  yerfasstes  Werk  unter  dem  Titel: 
„Die  IX.  Bücher  des  Magdeb.  oder  sächsischen  Rechten^  durch  den  Notar 
Albert  Pölmann  1547  zu  Magdeburg  herausgegeben.') 

IV.  Die  Bücher,  welche  das  Schöffenrecht  systematisch^  verarbeiten. 
Diesen  schliessen  sich  an  die  Magdeburger  Fragen,^  in  3  Theilen  mit  der 
Unterabtheilung  von  Kapiteln  und  Distinctionen,  Anfragen  an  die  Magdeburger 
Schöffen  nebst  deren  Antworten  enthaltend. 

V.  Eisenacher  Rechtsbuch,  ^)  zusammengearbeitet  aus  den  sächsischen 
Distinctionen,  yermehrt  durch  Material  aus  dem  Sachsenspiegel,  dessen  Glosse 
und  dem  Schwabenspiegel. 

VI.  Das  von  dem  Eisenacher  ^  Stadtschreiber  Johann  Purgold  um  1500 


^)  J.  F.  Böhme  diplomat.  Beiträge  zur  Untersuchung  der  schlesischen  Rechte  u. 
Geridite:  Th.  4.  BerL  1772.  F.  Ortloff  das  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  nebst 
einem  Eisenachischen  Bechtsbuch,  Jena  1836.  Eichhorn  B.G.  §.  443.  (TEL  S.  359  1), 
Homeyer  Verzeichn.  S.  88  ff.,  Kraut  Grundr.  §.  22.  C. 

^)  Kraut  Grundr.  a.  a.  0.,  Homeyer  Verzeichn.  S.  86.  Ueber  ein  grosses  Abe- 
cedarium  über  die  sächsischen  Rechtsbücher  von  Pölmann  s.  Kraut  Grundr.  Vorr. 
z.  3.  Aufl. 

®)  Gaupp  Schles.  Landr.  S.  240  ff.*  Homeyer  Verzeichn.  S.  31. 

0  Homeyer  a.  a.  0.  S.  32,  wo  noch  ähnliche  Arbeiten  genannt  werden.  Zuerst 
gedruckt  in  der  Ausg.  des  Sachsp.  Augsb.  1517.    Kraut  Grundr.  §.  24. 

^  Gedruckt  u.  beschrieben  bei  Ortloff  Reohtsb.  nach  Distinctionen. 

®)  Ortloff  a.  a.  O.  S.  LIV  ff.,  Homeyer  a.  a.  O.  S.  35  f. 


:j 


AusBerBächnBche  Bechtsbücher.  145 

aus  dem  sub.  V.  genannten,  den  Eisenacher  Statutarre(^ten ,  Sachsenspiegel, 
Weichbüde,  römischen  und  canonischen  Bechte  gearbeitete  Bechtsbuch  in  10 
Bachern,  zu  denen  1512  noch  2  hinzugefügt  sind.'^ 


§.  66. 
B.  AüSBers&chsische  Bechtsbücher. 

I.  Unter  dem  Namen  lex,  liber  imperatoris,  Eeyserrecht,   des  Keysers 
Recht  (boek),  lüttike  Eeyserrecht^)   besitzen  wir  ein  Bechtsbuch   eines 
unbekannten  Verfassers  in  4  Büchern,  deren  erstes  vom  Gerichtsverfahren  und 
was  dahin  gehört,  zweites  von  allen  Sachen  (Bechten),  drittes  vom  Lehen, 
viertes  vom  Stadtrechte  handelt,  wahrscheinlich   aus  dem  14.  Jahrhunderte, 
frühestens  aus  der  Zeit  Budolphs  von  Habsburg.    Es  ist  geschrieben  in  hoch- 
deutscher Mundart  in  Franken,  hat  aber  von  hier  aus  Verbreitung  gefunden 
bis  in  den  Norden,  Westen  und  Süden  hinein,  und  ist  vielfach  in  die  nieder- 
deutsche Mundart  übersetzt  worden.   Seine  Quelle  ist  vorzugsweise  der  Schwa- 
benspiegel,  daneben  der  Sachsenspiegel,  die  Kapitularien,  Volksrechte.    Sein 
Zweck  geht,  wie  schon  die  Verbindung  von  Process-  Land-  Lehn-  und  Stadt- 
recht  lehrt,  darauf:  ein  für  das  ganze  Beich  gemeines  Becht  zur  Au&echt- 
baltung  des  Landfriedens  zu  schaffen.   Hierauf  deutet  auch  die  stete  Verweisung 
auf  das  Reichsrecht  und  die  Zurückführung  auf  Karl  d.  G. 

II.  Rechtsbuch  Buprechts  von  Freysing.  Dieser,  Fürsprecher  zu 
Freysing,  schrieb  (im  J.  1328  war  das  Buch  vollendet)  auf  Grundlage  des 
Schwabenspiegels  für  die  Stadt  Freising  ein  Bechtsbuch,*)  welches  häufig  als 
zweites  Buch  des  schwäbischen  Landrechts  (Schwabenspiegel)  in  Handschriften 
WTkonnnt.  Ungefähr  zu  gleicher  Zeit,  aber  wohl  nicht  vom  selben  Verfasser, 
ist  der  Schwabenspiegel  für  das  Land  Freising  in  ein  Landrechtsbuch  ^  verar- 


'^  lieber  das  Stadtrechtsbuch  des  oben  genannten  Wurm  u.  das  Mährische 
Stadtrechtsbuch  s.  Homeyer  Verzeichn.  S.  37  flf. 

*)  Zuerst  gedr.  bei  Senckenberg  Corp.  jur.  Germ.  1760.  T.  I.  von  Neuem  u. 
gnt  bei  BL  E.  Endemann  das  Eeyserrecht  nach  der  Handschrift  von  1372.  Gassel 
1846.,  dessen  Einleit.  übisr  die  Handschr.,  Geschichte  u.  Literatur  Aufsohluss  gibt. 
Vgl  noch  Kraut  Grundr.  §.  22.  Homeyer  Verz.  8.54  ff.  Eichhorn  R.G.  §.  283., 
der  aber  gestutzt  auf  die  schlechte  Senckenbergische  Ausgabe  dasselbe  nur  für  einen 
Auszug  des  Schwabenspiegels  hält. 

^  Herausg.  durch  L.  Westenrieder  Baierisches  Bechtsbuch  des  Ruprecht  v. 
yrejang  München  1802. 

*)  Nacli  einer  solchen  Handschr.  von  1473  herausg.  durch  G.  L.  v.  Maurer  das 
Btadt-  u.  Hiandrechtsbuch  Rupr.  v.  Freysing  u.  s.  w.  Siuttg.  u.  Tübing.  1839.  Ygl^ 
Kraut   Qnxiidr.  a.  a.  0.  u.  Homeyer  Yerz.  9.  55  ff. 
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beitet.  Beide  hat  man  im  15.  Jahrb.  (zuerst  wohl  1436)  zusanmieii  abge- 
schrieben, dann  am  Ende  des  15.  Jahrh.  zu  einem  Rechtsbuche  yerarbeitet, 
wobei  die  bereits  im  1.  Theile  befindlichen  Partien  im  2.  übergangen  wurden. 
Dasselbe  ist  namentlich  von  Einfluss  auf  das  Recht  bairischer  Städte  und  das 
Landreeht  E.  Ludwigs  gewesen. 

f 

§.  67. 

C.  Formelbücher.    Schriften  der  Juristen. 

L  Seit  dem  12.  Jahrhundert  entstand  eine  Menge  neuer  fOr  den  praktischen 
Gebrauch  bestimmter  Mustersammlungen  (dictamen,  summa  dictaminis 
u.  dgl.)  in  lateinischer  und  später  auch  in  deutscher  Sprache,  welche  für  die 
Geschichte  des  Rechts  von  Wichtigkeit  sind.*) 

n.  Die  Erkenntniss  der  Rechtsgeschichte  wird  endlich  far  diese  Zeit  ge- 
fordert durch  die  besonders  in  den  Streitigkeiten  zwischen  Papst  und  Kaiser 
entstandenen  Schriften,  welche  für  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  yon  Be- 
deutung sind.  Hierher  gehören  die  Schriften  des  Engelbert  von  Volkers- 
dorf, Wilhelm  von  Occam,  Marsilius  de  Menandrino,  Lupoid 
von  Bebenburg  und  Peter  von  Audio.*) 


*)  L.  Bockinger  Aber  Formelbücher  vom  dreizehnten  bis  zum  sechzehnten  Jahr- 
hundert als  rcchtsgesch.  Quellen,  Münch.  1855.    Stobbe  Rechtsquellen  S.  446  ff. 
*)  Siehe  die  Nachweise  bei  Stobbe  a.  a.  0.  S.  452—458. 


Die  Territorien. 


Zweites  Kapitel. 

Die    ReichaverfaBBimg. 
A.  Ihre  Bildung. 

§.  68. 
1.  Die  Territorien. 

I.  Durch  die  regelmässige  Ernennung  der  Grafen  aus  den  gröesten  Grund- 
besitzern des  Bezirks,  diä  mehr  und  mehr  zur  Regel  gewordene  Belehnung 
derselben  mit  einem  meist  in  der  Grafachaft  liegenden  Benefieium,  welches 
durch  lange  Zeit  jedesmal  dem  zum  Nachfolger  im  Grafenamte  ernannten 
Sohne  des  Besitzers  Terlieben  nach  und  nach  in  der  Familie  erblich  wurde, 
bildete  sich  auch  die  Erblichkeit  des  Qaafenamtes  aus,  so  dass  man  dies  als 
der  Familie  zustehend  ansah.')  Zu  dieser  Entwicklung  trug  wesentlich  bei  und 
wurde  gleichzeitig  durch  selbe  befördert  das  Verleihen  des  GnUTenamt^s  an 
Bischöfe    und  Stifter    zu  vollem  Rechte,')    welche   ihrerseits  wiederum  theila 


')  Interessant  Bind  die  beidea  von  Walter  K.G.  §.  180.  hervorgehobenen  SCeUen 
Ton  LambertuB  (Honum.  Script.  V.  p.  180  u.  1S2.)  ad  a.  lOTI.  ,In  comitatu  Bal- 
dawini  ejusque  familia  et  maltis  jam  gecallB  serrabator  quasi  sandtnm  lege  perpetua 
ot  nnns  fiüonun,  qui  patri  potdssinmm  placuisset,  nomen  patrlB  ac«iperet,  et  totins 
FUndriae  prinoipatum  solus  hereditaria  mcoesBione  obtineret,  ceteri  vero  trattea  ant 
hnie  sabditi  dictoque  obtemperantes  ingloriam  vitam  ducerent,  aut  peregre  profecti, 
magis  proprüs  rebus  gestie  florere  contenderent,  quam  deeidiae  ao  socordiae  dsditi. 
egeatatem  suam  vana  m^artun  opinione  oonsalarentur.  Hoc  BcUicet  fiabat,  ne,  in  pln- 
res  diviSB  provincia,  claritaB  itlius  famüiae'  per  inopiam  rei  familiariB  obsoleret.  —  Filina 
Baldawinj  .  .  .  comitatnm  Bsginheri  qDondam  oomitis  cnm  oasteilo  muititiaBimo ,  Mons 
nomine,  qaae  sdlicel  praedia  mater  ejus  a  priore  marito  sao  dotis  nomine  acceperat, 
uncto  Lamperto  tradidit;  qaae  rnrsum  episcopus  Leodiensis  dnci  Ootefndo,  illo  itidam 
ipsi  fiüo  .  .  Baldnwini  beneficii  loco  dedit." 

■)  Als  Beispiel  UHc.  K.  Eonrad  II.  v.  30.  Juli  1031  (Oünther  Codex  diplomaf. 
Bheno-HosellanuB  I.  EobL  1S22.  S.  115.);  „.  .  Nos  nostro  Popponi  Trevirensi  veno- 
rsbiü  archiepiscopo  et  eccloBiae  aaae  cui  ipse  .  .  .  praeüdet  comitatum  Hari- 
*elis  (HarfelB)  nominatoin  situm  in  pago  Einrieb  .  .  .  qnoe  ad  enndem  comltabim 
jmte  et  legaltter  pertinere  videntnr,  in  perpetunm  ooncee^mus,  donavimas  atque  co^• 
raboraTimns ,  so  quoque  tenore  ut  praedictus  arobiepiecopns  suique  snecesBores  .  .  .  von- 
dant ,  commutent ,  vol  quidquid  sibi  placnerit ,  iude  faciant ,  ad  usum  tarnen  pronnntiataa 
wclesiae."  Dipl  Otto  111.  v.  28.  Dez.  989  (eod.  p.  e^.)  filr  Trier:  ,Per  quod  precipi' 
uns  atque  jubenniB,  nt  nullns  judex  publicuB,  vel  quüibet  ex  judiciaria  potestate  in 
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ganze  Comitate ,  theils  Stücke  davon  an  Getreue  austhaten.  Auch  an  manche 
weltliche  Grosse  gab  man  Grafschaften  zu  eignem  Kechte.  So  wurden  bald 
mehre  Comitate  vereinigt,  bald  einzelne  zerstückelt.  Hierdurch  trat  der  Cha- 
rakter des  Grafeo^mtes  in  den  Hintergrund,  das  darin  enthaltene  Eecht  als 
beruhend  auf  dem  mit  dem  geistlichen  Amte  verbundenen  Gute  oder  erblicbeQ 
Familienbesitze  in  den  Vordergrund.  Damit  aber  zerfiel  die  bereits  in  der 
fränkischen  Zeit  dur/ch  zahlreiche,  seitdem  mehr  und  mehr  gehäufte,  Immuni- 
täten durchbrochene  alte  Gau-  und  Grafschaftsverfassung  vollständig,  der  Bil- 
dung neuer  Territorien  Platz  machend. 

n.  Hatte  sich  durch  diese  Veränderungen  die  Beichseinheit  mehr  und  mehr 
gelockert,  so  war  in  den  neugebildeten  H er zogthümern*)  ein  zweites  wich- 


monaeteria,  ecclesias,  castella,  vicos,  loca  vel  agros,  seu  reliquas  possessiones  predicte 
ecclesiae  quas  prisco  et  moderno  tempore  juste  et  legaliter  tarn  eis  Benum  quam  citra 
Ligerem  in  pagis,  vel  territoriis,   infra  ditionem  regni  nostri  memorata  tenet  vel  pos- 
sidet  ecclesia ,  vet  que  deinceps  in  jure  ipsius  sancti  loci  voluerit  diyina  pietas  augeri, 
ad  causas  audiendas,  vel  freda  aut  trib^ta  aut  conjectos  aliquos  exigendos,  aut  man- 
siones  vel  paratas  faciendas,    aut  fidejussores  tollendos,   aut  homines  ipsius   ecclesiae 
distringendos ,  aut  redhibitiones  vel  illicitas  occasiones  requirendas,   nostris  et  futuris 
temporibus  ingredi  audeat,   vel  ea  que  supramemorata  sunt,   neque  telOneum  penitus 
exigere  presumat  .  .  et  quicquid  de  prefatis  rebus  ecclesie  jus  fisci  exigere  poterat,  in 
integrum   eidem  concessimus  ecclesie.**     Dipl.  K.  Friedrich  I.  v.  30^  Juli  1167   (cod. 
p.  391.),  worin  er  dem  Erzb.  Beinold  von  Köln  zum  Lohne  für  dessen  Hülfe  in  Italien 
eine  Schenkung  macht:    „ei  et  ejus  successoribus  onmibus  archiepiscopis  Coloniensibus 
concedimus,  largimur,  donamus  et  in  perpetuum confirmamus  omne  nostrum  jus  et 
dominium  ac  totam  curtem  nostram  in  Andernaco  cum  honunibus,  poBsessioni- 
buB,  pratis,  pascuis,  silyis,  terris  cultis  et  incultis  et  in  moneta  et  in  theloneo  placitis 
piscationibus,  molendinis  et  distrlotu  omnique  honore   et  justitia  eidem  curti  attinente. 
Ooncedimus  etiam,  largimur  et  donamus  ei  ejusque  successoribus  omnibus  in  perpe- 
tuum  totam  curtim  nostram  Eckenhagen  cum  omnibus  possessionibus  argenti  fodiiüs  ac 
aliis  curtis  ejusdem  justitiis  et  pertinentiis.'*  . 

^)  In  Sachsen  setzte  Karl  d.  G.  809  zum  Schutze  gegen  die  Normannen  Cckbert, 
Gemahl  einer  seiner  Verwandten,  über  die  Sachsen  zwischen  Bhein  und  Weser  als 
Statthalter  (Herzog)  ein.  Vgl.  Vita  S.  Idae  bei  Pertz  Scriptor.  H.  p.  571.  Auf  ihn 
folgte  sein  Sohn  Ludolf  f  864,  der  auch  „dux  Saxonum  Orientalium  fuit,*^  und  !Enkel 
Bruno  ^%%0  und  Otto  der  Erlauchte  t^l^i  auf  letztem  sein  Sohn  Heinrich,  der  Kaiser. 
Heinrichs  Sohn,  K.  Otto  I.  gab  961  den  nordöstlichen  Theil  des  Herzogthums  dem 
Hermann  BiDung  f  973,  in  dessen  Familie  (Bemard  I.  f  1001,  Bemard  H.  +  1010, 
Otto  t  1061,  Magnus  1073—1106)  es  bis  zum  Aussterben  des  Mannsstammes  blieb. 
Heinrich  V.  verlieh  es  hierauf  1106  dem  Lothar  von  Supplinburg,  dem  durch,  seine 
Gemahlin  (Biehenza,  Tochter  des  Grafen  von  Nordheim)  Braunschweig  zugebraclit 
wurde.  Lothar  gab  es  nach  seiner  Erhebung  zur  £aiserwürde  1127  Heinricli  deza 
Stolzen  (Gemahl  seiner  Tochter  Gertrud)  aus  dem  Hause  der  Weifen,  Herzog  von  Baiem. 

Das  zweite  Herzogthnm  war  Baiern.    Hier  folgte  ArnuK  seinem  Vater,  dem  985 
mit  der  bairischen  Mark  beliehenen  Grafen  Liutbold,    welcher  im  Treffen  gegen    die 
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üges  Element  dieser  Lösung  durch  die  Bildung  von  Stammesherrschaffcen  ent- 
standen. Die  auf  grossem  Allodialbesitze,  zahlreichen  Beneficien  und  in  Folge 
dessen  einer  Schaar  von  Vasallen  beruhende  bedeutende  Macht  der  Herzöge 
machte  es  leicht,  das  Amt,  welches  den  yoUen  Heerbann,  die  Sorge  für  die 
Mentliche  Sicherheit  und  ziemlich  auch  die  übrigen  Befugnisse  der  Missi  um- 
fasste  und  hierdurch  eine  Hoheit  über  die  Grossen  des  Sprengeis  gab,  ebenfalls 
erblich  zu  machen.  Dies  gelang  in  einigen  früher,  wurde  bei  allen  am  Ende 
des  11.  Jahrhunderts  als  die  Regel  angesehen,  obwohl  die  Kaiser  noch  mehr- 
fache Verleihungen  yomahmen  und  auch  das  Herzogthum  einzelne  Malen  wie- 
der entzogen.  Von  den  Herzögen  hing  wesentlich  im  9.  und  10.  Jahrhundert 
die  Wahl  des  Kaisers  und  die  Leitung  der  Beichsangelegenheiten  ab. 


TJngam  blieb,  907  und  bekam  die  Rechte  des  Herzogthums  in  ausgedehntem  Maasse 
Ihm  folgte  937  sein  Sohn  Eberhard.  Diesen  setzte  Otto  L  ab  938  und  yerlieh  Baiem 
dem  Bruder  Amulfis,  dem  Herzoge  Berthold  von  Kämthen;  die  übrigen  Söhne  behiel- 
ten einzelne  Stammländer,  so  Arnulf  den  obem  Donaugau  (Graf  von  Seh  eiern,  später 
liVittelsbach),  Hermann  bekam  939  die  Rheinpfalz.  Das  Herzogthum  Baiem  war 
in  yerschiedenen  Händen,  bis  es  1071  an  WelfL,  des  Markgrafen  Azo  yon  Este 
Sohn  kam  (f  1101),  yon  ihm  auf  semen  Sohn  Weif  H  (f  1120),  den  Bruder  yon 
diesem  Heinrich  den  Schwarzen,  welcher  mit  des  H  Magnus  yon  Sachsen  Tochter 
Wulfhilde  yermählt  war.    Nach  seinem  Tode  fiel  es  1126  an  Heinrich  den  Stolzen.. 

Kärnthen  (ygl.  das  yorher  über  Baiem  Gesagte)  war  yon  938 — 976,  983 — 985, 
^89—995  mit  Baiem  yereinigt,  seit  996  ein  selbstständiges  Herzogthum. 

Schwaben  wurde  ein  Herzogthum  nach  der  Hinrichtung  der  Kammerboten  £r- 
changer  und  Berchtold  (917),  nach  der  die  schwäbischen  Grossen  den  („comes  et 
princeps  Alamannorum'' ,  „dux  Alamanniae'^)  Burchard  zum  „dux*^  wählten.  Das  Her- 
zogthum war  bis  1079  in  yerschiedenen  Händen,  zuletzt  in  der  Hand  Rudolphs  yon 
Bheinfelden,  des  Gemahls  der  (Tochter  Heinrichs  UI.  und  Agnes)  Mechtüdis,  f  1080 
bei  Mersebui^.  Heinrich  gab  es  darauf  dem  Grafen  Friedrich  yon  S taufen,  Ge- 
mahl seiner  Tochter  Agnes,  f  1105.  In  dessen  Familie  blieb  es  bis  zum  Untergange 
des  Geschlechts. 

Zähringen  wurde  Herzogthum  unter  Berthold,  Graf  des  Breisgau,  Herzog  yon 
£ämthen  und  Markgraf  yon  Verona.  Es  begriff  unter  sich  die  westlichen  Theile  Ale- 
manniens  mit  der  Reichsyogtei  über  Zürich.  In  Bertholds  Familie  blieb  es  bis  zum 
Aussterben  des  Hauptstammes  1218.  Die  jüngere  Linie  (abstanunend  yon  Bertholds 
Bruder  Hermann)  nannte  sich  yon  dem  Harkgrafenthum  Yerona  Markgrafen  und  war 
im  Besitze  einzelner  schwäbischer  Stammlande.  Seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
erscheinen  sie  unter  dem  Kamen  Markgrafen  yon  Baden. 

Franken  bUdete  kein  eigentliches  Herzogthum.  Graf  Konrad  (der  spätere  £5nig 
Konrad  I.)  und  dessen  Bmder  Eberhard  werden  zwar  duces  genannt,  jedoch  weder 
allein  noch  auch  in  der  Weise,  dass  man  daraus  auf  ein  fränkisches  Herzogthum 
schliessen  konnte.  Es  erscheinen  daher  im  11.  Jahrhundert  noch  nuntii  camerae 
in  Franken,  das  auch  später  kein  eigentliches  Herzogthum  bildete. 

Ober-  und  Nieder-Lothringen  waren  schon  im  9.  Jahrhundert  selbstständige 
Herzogthümer. 
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m.  Gleiche  Orfinde  führten  die  Erblichkeit  der  Markgrafen-Aemter,  welche 
im  zehnten  und  eilften  Jahrhundert  noch  vermehrt  wurden,  herbei,  wodurch 
an  den  Ostgrenzen  der  Grund  zu  mächtigen  Herzogthümem  gelegt  wurde.*) 

IV.  Lag  auf  der  einen  Seite  in  den  Herzogen  und  Markgrafen  seit  der 
Erblichkeit  der  Würde  ein  grosses  Hindemiss  für  die  starke  einheitliche  Macht 
des  Kaisers,  so  bildeten  dieselben  auf  der  andren  Seite  auch  ein  Gegengewicht 
gegen  das  fortwährende  Streben  der  Bischöfe,  Aebte  und  Grafen  zur  Ver- 
grösserung  ihrer  Macht.  So  la^  in  der  That  noch  bis  ins  12.  Jahrhundert  die 
Entscheidung  der  Reichsangelegenheiten  in  der  Hand  des  Kaisers ,  welchem  mit 
Hath  und  Beschluss  zur  Seite  standen  die  Bischöfe,  Herzoge,  Markgrafen  und  jene 
wenigen  übrigen  Grossen,  denen  die  Exemtion  vom  Herzogthume  mit  den  herzog- 
lichen Rechten  ertheilt  war.  Dieser  Zustand  änderte  sich  bedeutend,  als  von  der 
Mitte  des  12.  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  die  alten  Herzogthümer,  deren 


*)  Vgl.  §.  20.  —  Die  Ostmark  wurde  nach  Besiegung  der  Ungarn  und  deren 
gänzlicher  Zurdckdrängung  aus  dem  Reichsgebiete  erneuert.  Sie  kam  zuerst  an  Bur. 
chard.  Otto  IE.  gab  sicher  vor  976  die  Mark  Leopold  I.  dem  Erlauchten  au» 
dem  Hause  dos  Grafen  Adalbert  von  Babenberg  (Bamberg),  der  vorher  Graf  des  bai- 
rischen  Donaugaues  war  (f  994  zu  Würzburg).  Dim  folgte  durch  kaiserliche  Verleihung 
sein  ältester  Sohn  Heinrich  I.,  f  1018,  darauf  der  vierte  Sohn  Leopolds,  Adalbert  I.y 
f  1056.  Unter  Heinrich  L  kommt  in  einer  Urk.  K.  Otto  HI.  v.  996  zum,  Erstenmale 
der  Name  Oesterreich  —  Ostirrich i  —  vor.  Auf  Adalbert  („victorioBus*),  der  die 
Hark  bis  zur  Leitha  ausdehnte,  folgte,  da  der  älteste  mit  der  Mark  bereits  beliehene 
Leopold  schon  1048  gestorben  war,  dessen  zweiter  Sohn  Ernst  („strenuus,*  der 
Tapfere),  der  1075  in  der  Schlacht  an  der  Unstmt  fiel.  Die  Mark  erhielt  EmstsSohn 
Leopold  der  Sch5ne;  ihm  nahm  sie  Heinrich  IV.  ab  und  gab  sie  dem  H.  Wratislav 
von  Böhmen.  Dieser  besiegte  1082.  12.  Mai  Leopold  bei  Mailberg,  wurde  aber  1083 
von  ihm  aus  Oesterreich  vertrieben.  Leopold  starb  im  Besitze  der  Mark  1096.  Ihm 
folgte  sein  Sohn  Leopold  IH.  der  Heilige,  f  1187,  diesem  sein  jüngster  Sohn  Leo- 
pold IV.,  t  1141- 

Die  von  Karl  d.  G.  gegen  die  Slaven  errichteten  Marken  zerfielen  allmälig.  Graf 
Gero  (Markgraf  im  östlichen  Sachsen)  schuf  in  Nordthüringen  aus  Theilen  der  ser- 
bischen (Meissen,  Bautzen,  Sorau)  und  sächsischen  Mark  (Land  zwischen  Ohre 
und  Elbe)  und  der  Gegend  von  Brandenburg  eine  neue  Mark,  welche  nach  dessen 
Tode  965  zerfiel  in  a)  Nordmark,  deren  Hauptsiiz  seit  Albrecht  Brandenburgs 
wurde,  wovon  sie  den  Namen  erhielt.  Sie  hatte  von  965  an  sechs  Markgrafen,  kam 
1056  an  den  Grafen  Udo  von  Stade,  in  dessen  Familie  sie  bis  1130  blieb,  wo  sie  Kon- 
rad  I.  aus  einer  Nebenlinie  erhielt.  Von  ihm  kam  sie  11S4  an  Albrecht  den  Bären, 
Sohn  des  Grafen  Otto  von  Ballenstadt  aus  dem  Hause  Anhalt,  b)  Meissen,  welches 
eine  selbstständige  Markgrafischaft  blieb  bis  zu  der  unter  Markgraf  Heinrich  HE.  (1220> 
erfolgten  Vereinigung  mit  Thüringen,    c)  Lausitz,  die   1210  Dietrich  von  Meissen 

erwarb. 

Die   Ostmaric  stand  unter   dem  bairischen,    die  übrigen  unter  dem   sächsischeA 
Herzogthume. 


Die  Territorien.  151 

Yeniichtang  gldchergestalt  in  des  Kaisers  wie  der  dem  Herzogthume  unter- 
gebenen Grossen  Yortheile  zu  liegen  schien,  zersplittert  wurden  und  sich  auf 
deren  Trümmern  theils  neue  bildeten,  theils  zahlreiche  Grafen  die  volle  Unab- 
hängigkeit erwarben.  ^)  Hierdurch  fiel  von  selbst  die  Machtbefogniss  des  herzog- 
ücben  Amtes  allen  bisher  unter  den  Herzogen  stehenden  Grossen  zu,  welche 
sich  im  Besitze  der  Selbstständigkeit  zu  behaupten  vermochten.  Dies  gelang 
den  Meisten;  einzelne  aber  blieben  unter  der  Oberhoheit  von  andren  Fürsten, 


^)  K,   Eonrad  III.  belegte  H.  Heinrich  den  Stolzen  (vgl.   nota  3.)   1138   mit  der 
Reichsacht,  nahm  ihm  seine  Herzogthümer  ab,  gab  Baiern  seinem  Stiefbnider  (Leo- 
pold ni.  von  Oesterreich  war  yennählt  mit  Agnes,  Schwester  Heinrichs  Y.  und  Wittwe 
des  hohenstaufischen  H  Friedrichs,  des  Vaters  K.  Konrads)  Leopold  IV.  von  Oester- 
reich, Sachsen  Albrecht  dem  Bären.    Auf  Leopold  folgte  (f  1141)  in  Oesterreich  und 
Baiern  dessen  älterer  Bruder  Heinrich  H.  Jasomirgott,   der  sich  mit  der  "Wittwe  Hein- 
richs d.  St.   (der  1189  gest.  war)  Gertrud  yermählte.     1142   erhielt  der  Sohn  Hein- 
richs  d.  St.,  Heinrich  der  Löwe,  Sachsen,  1154  (aber  erst  1156  verzichtete  Hein- 
rich Jasomirgott  darauf)  Baiem  zurück.    Von   diesem  aber  wurde  durch   ein 
Priyileg  (vgl  §.58.  notal  8.)  Oesterreich  als  selbstständiges  Herzogthum 
getrennt.     Auf  den  Beichstagen  zu  Goslar  1179,  Würzburg   und  Gelnhausen  1180 
wurde  Heinrich  beider  Herzogthümer  entsetzt.     Baiem  kam  an  den  Pfalzgrafen  Otto 
Ton  Wittelsbach.    Vom  Herzogthume  rissen  sich  los  die  Bischöfe  von  Passau,  Re- 
gensburg,   Salzburg,  Brixen,  Seckau,   Lavant,   Ohiemsee.    Steiermark  wurde  1180 
zum   selbstständigen  Herzogthum  erhoben,   dessen  Herzog  Ottokar  VL  es   1186    mit 
Zostimmang  der  Stände   an  H  Leopold  V.  von   Oesterreich  (1177—1194)   schenkte, 
wozu  der  Kaiser  seine  Zustimmung  gab.    Weiter  wurden  selbstständig  die  Grafen  von 
Andechs  im  Gebirge,  die  Grafen  von  Tirol  (Herzoge  von  3ieran)  u.a.    In  Sachsen 
erhielt  nach  einer  jedoch  nicht  unzweifelhaft  echten  Urkunde  das  Erzbisthum  £51n  das 
Herzogthum  ia  den  Grenzen  des  Kölner  und  Paderbomer  Diözesansprengels  nebst  allen 
Keichsländereien,  den  östlichen  Theü  Albrechts  des  Bären  Sohn  Bernhard  von  An- 
halt,  welcher  auch  den  Herzogstitel  führte.    Dies   trennte  sich  später  in  Sachsen- 
Wittenberg  und  Sachsen-Lauenburg.    Aus  den  Erbgütern,   welche  Heinrich  d.  Löwe 
unter  Fortführung  des  Herzogstitels  behielt,  wurde  für  dessen  Enkel  Otto  vom  E.  Fried- 
rich n.  1235  (Monum.  Leg.  H.  p.  318.)   ein  auch  im  Weiberstamme  vererbliches  Her- 
zogthum Braunschweig-Lüneburg  als  Beichslehen  errichtet.    Im  alten   Sachsen- 
lande wurden  nach  und  nach  selbstständig:  die  Bisthümer  Paderborn,  Münster,  Osnabrück, 
HUdesheim,  Halberstadt,  Erzb.  Magdeburg,  Schwerin,  Verden,  Lübeck,  Erzb.  Bremen; 
die  Grafen   von  Arnsberg,   Altena   (zur  Mark),    Teoklenburg,   Oldenburg,    Holstein, 
Schwerin.     Brandenburg   wurde  sofort  1142   mit  allen  Rechten    des  Herzogthums 
hewidmet. 

Durch  das  Aussterben  des  Hauses  der  Hohenstaufen  (1268)  wurden  vom  Herzog- 
thum befireit  neben  vielen  geistlichen  Herrn  die  Markgrafen  von  Baden,  Pfalzgrafen 
von  Tübingen ,  Grafen  von  Württemberg ,  Zollem ,  Herrn  von  Hohenlohe.  Ebenso  hatte 
dies  Ereigniss  «uf  Franken  Einfluss,  wo  neben  dem  schon  im  11.  Jahrh.  mit  herzog- 
lichen Rechten  ausgestatteten  Bisthume  Würzburg  eine  Menge  geistlicher  und  welt- 
licher Territorien  sich  bildete.  Auch  kamen  in  Schwaben,  Franken  und  Baiem  viele 
Städte  unter  das  Reich. 
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andre  wurden  im  Laufe  der  Zeit,  zumal  wahr^d  des  s.  g.  Interregnums,  wie* 
der  unter  dieselbe  gebradlit,  oder  auch  davon  frei. 

V.  Neben  diesen  neuen  Territorialherm  war  noch  manches  Gebiet  im  im- 
mittelbaren  Besitze  des  Reiches  geblieben,  besonders  Städte,  Burgen  an  den 
Grenzen,  einzelne  Landesgebiete.  Diese  standen  bald  unter  Burggrafen 
(praefectus  civitatis)  oder  Beichsvogten,  Landvögten  (adyocatns  provin> 
Cialis),  sind  aber  durch  Erblichwerdung,  Yerpföndungen,  denen  keine  Ein* 
löstmg  folgte,  Verkauf  und  Yerschenkung  zum  allergrössten  Theile  demBeiche 
entfremdet  worden/) 

YI.  Unter  den  verschiedenen  Gebieten  des  Beiches  treten  bis  ins  spätere 
Mittelalter  als  ein  eigenthümhches hervor  die  friesischen  Seelande,  welche 
ihre  alte  volksthümliche  Verfassung  behielten.') 

Vii.  Fortwährend  hatte  sich  von  der  Earolingischen  Zeit  an  die  Freiheit 
der  zahlreichen  Grafen  und  andren  weltlichen  Grossen  bald  zu  Eigenthum, 
bald  nach  Beneficialrecht  verliehenen  königlichen  Güter  erhalten.  Dazu  hat* 
ten  sich  aber  im  Laufe  der  Zeit  durch  königliche  Verleihung,  Uebertragung 
Seitens  der  Kirche  an  Vögte  und  Vasallen,  eine  Menge  neuer  gesellt.  So 
finden  wir  eine  bedeutende  Anzahl  von  Gebieten  verschiedenen  Umfangs,  welche 
sich  an  einen  Herrenhof  (einSchloss,  eine&urg)  anlehnen,  dessen  Herr  über 
die  Einwohner  den  Gerichtsbann  und  andre  obrigkeitliche  Bechte  besass.^) 


')  Eine  Masse  von  Material  findet  man  fOr  diese  Verhältnisse  in  Pfeffinger  Vi- 
triarius  illnstr.  unter  den  betreffenden  Worten  des  Index. 

')  "Wiarda  Ostfriesische  Geschichte  1781 — 1818,   10  Bde.    Dess.  Von  den  Land- 
tagen der  Friesen  in  den  mittleren  Zeiten  bei  XJpstalsboon,  1777. 

^  In  den  Sammlungen  der  Urkunden  (§.  39.  A.  1.)  und  den  Begesten   von  Böh- 
mer findet  man  zahlreiche  Beispiele.    Die  folgenden  mögen   zur  Erläutening  dienen. 
Urk.  K.  Otto  in.  V.  19.  Mai  992  (Günther,  p.  88.),   worin  er  seinen  Getreuen  Sige- 
bod  undBichwin  concedirt,  „utfaciant  forest  um  infra  spacium  quod  hie  praenotatum 
est.  .  .  Et  in  eodem  foresto  dedimus   eis  bannum  iiostrum  .  .  ita  ut  nuUa    persona 
magna  vel  parva  infra  spacium  supradictum  aliquam  feram  vel  bestiam,  hoo  est  cer- 
Yum  aut  cervam,  aprum  velapram,  aut  hinnulum,  sive  aliam  bestiam ,  quae  ad  bannum 
nostmm  pertineat,  sine  licentia  eorum  insequi,  venari  aut  capere  praesumat,  nisi  statim 
sibi  sicut  nobis  fieri  solet  in  forestis  nostris  regium  bannum  persolrat.^    Urk.  dess.  v* 
995  (ib.  p.  90.)    „.  .  Nos  .  .  dedimus  nostrae  proprietatis  praedium  Donnissa 
dictum  Becillino  fideli  nostro,  atque  id  ipsum  praedium  in  pago  Nachgowe  dicto  et  in 
pago  Emichonis  comitis  situm,  cum  omnibus  utensilibus  suis,   hoc  est    in  man- 
cipiis  utriusque  sexus,  areis,  aedificiis,   terris  cultis  et  incultis,   agris,   pratis,    campis, 
pascuis,   silvis,   venationibus,    aquis  aquarumve   decursibus,  piscationibus,   xnolendinis, 
TÜs  et  invüs,  exitibus  et  reditibus,  quaesitis  et  inquirendis,  cunctisque  aliis  quae  adhuc 
dici  aut  nominari  possunt,  et  in  proprium  tradidimus,  ea  videlicet  ratione ,  nt  idem  jam 
dictns  BecilinuB  de  praefata  proprietate   sibi  a  nobis  tradita  liberam  dehinc    faciendi 
quod  Teilt  potestatem  habeat,  siye  eam  tradere  yel  commutare  aut  yendere,   seu  magis 
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Vm.  Völlig  selbstetändig,  im  Einzelnen  je  nach  der  Verfassimg  des  Lan- 
des mit  grösserer  oder  geringerer  Herrschergewalt  versehen,  und  nnr  in  einer 
sehr  losen  Verbindimg  mit  dem  Reiche  standen  die  Gebiete  jener  slavischen 
Fürsten,  welche  theils  tributpflichtig  waren ,  theils. in  Lehnsverband  zum  Reiche 
traten  und  überhaupt  als  Reichsfürsten  anerkannt  wurden.*) 

§.  69. 

2.  Die  Landeshoheit. 

L  Durch  die  in  der  Zeit  vom  Ende  des  9.  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhun- 
derts erfolgten  innem  Umänderungen  (§.  68.)  zerfiel  das  Reich  in  eine  grosse 
Zahl  von  Gebieten,  deren  Besitzej  durch  die  Zersplitterung  der  alten  Herzog- 
thümer  die  volle  herzogliche  Gewalt,  mit  dieser  die  Unmittelbarkeit  unter  dem 
Kaiser  erworben  hatten.  Neben  ihnen  waren  allmälig  nur  wenige  eigentliche 
Reichsgebiete  unter  Burggrafen ,  Reichs-  oder  Landvögten  geblieben,  zu  denen 
sich  als  eine  besondere  Klasse  die  Pfalzgrafschaften*)  gesellten.  Alle  diese 
Herrn  vereinigten  je  nach  der  Verschiedenheit  der  historischen  Entwicklung  des 
Gebiets  in  ihrer  Hand:  die  alten  Grafenrechte,  die  herzoglichen,  die  Befugnisse, 
welche  der  Besitz  von  Immunitäten  Herrnhöfen  sowie  das  Verhältniss  des  Se- 
nior zum  VasaUen  verlieh.  So  war  einerseits  die  rechtliche  Stellung  der 
Emwohner  eines  solchen  Gebiets  nicht  durch  das  Wohnen,  Befinden  in  dem- 


8ibi  retinere  voluerit.'*  Vgl.  ürk.  Heinr.  H.  v.  1002,  1015,  1021  (ib.  p.  98,  103,  106.) 
und  1044  (ib.  p.  117.),  worin  Heinrich  HI.  dem  Kloster  zu  Keuss  schenkt  „curiam 
et  omnia  ad  fllam  pertinentia  absque  seryitio  et  placito  ullius  advocati  in  proprium 
tradidimus  sitam  in  loco  qui  didtur  Bochhardum  (Boppard)  et  in  comitatu  Berchtoldi 
comitis,  ea  videlicet  ratione,  ut  praedicta  eodesia  et  ejusdem  ecclesie  abbatissa  de 
prefata  curia  liberam  dehinc  potestatem  habeat  obtinendi,  tradendi,  commutandi,  prae- 
cariandi  et  qulcquid  ßibi  ad  usum  ecclesie  placuerit  inde  faciendi."  —  üeber  die 
Binghöfe  und  ihre  Rechte  handelt  ausführlich  Zöpfl  AlterthOmer  des  deutschen 
Beichs  und  Rechts.  Bd.  i.  Leipz.  u.  Heidelb.  1860. 

^  Dahin  Böhmen,  Schlesien,  Mähren  (ausser  Palacky  Gesch.  Ton  Böhmen, 
Tgl  man  die  Literatur  bei :  P  ölitz  Oeeterr.  Geschichte,  neu  herausgeg.  yon  O  ttokar  L  o- 
renz,  Wien  1859),  Pommern  (Rügen),  dessen  Fürsten  seit  1181  Herzöge  des  Reichs 
waren,  Mecklenburg,  dessen  Fürsten  Karl  IV.  im  J.  1849  die  UerzogswÜrde  ver- 
lieh.   VgL    die  Notate  in  Pfeffinger  Vitriar.  iUustr.   sub  voc.  du'ces  Pomerani  cet. 

0  Pf  äff  Geschichte  des  Pfalzgrafenamtes,  Halle  1847.  Früher  dess.  dissert.  de 
origine  et  natura  potestatis  quae  fuit  sacri  palatii  comitum,  1827.  4.  Dönniges 
deutsch.  Staatsr.  S.  354  flF.  529  ff.  Eichhorn  R.G.  §.  221.  (H.  54  ff.).  Walter  R.G. 
§•  172  ff.  Vgl.  auch  den  Artikel  bei  Er  seh  u.  Grub  er. —  Ueber  die  Pfalzgrafschaffc 
ftm  Rheine,  Comes  Palatinus  Reni  siehe  Reiseisen  de  origine  comit.  palat.  (Acta 
aeademiae  palat.  I.  p.  99  sqq.),  Häusser  Gesch.  der  rhein.  Pfalz.  Heidelb.  1845. 
2  Th,,  die  schwäbische  L.  Schmidt  Gesch.  der  Pfal^.  von  Tübingen,  1835. 
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«elben  bestimmt,  wurde  Niemand  durdb  den  blossen  Aufenthalt  (Wohnsitz)  im 
Lande  Unterthan,    sondern  jene  richtete  sich  nach  dem  persönlichen  Abhän- 
gigkeitsverhältnisse vom  Herrn,   war  mithin  eine  sehr  mannigfaltige  (§.  76.). 
Auf  der  andern  Seite  aber  war  durch  das  'gemeinsame  Merkmal  der  Erblich- 
keit und  Eigenthümlichkeit  bei  den  weltlichen,  der  Zuständigkeit  an  das  Stift, 
Kloster  u.  s.  w.  bei  den  geistlichen  Gebieten  der  Charakter  des  Amtes  gänz- 
lich in  den  Hintergrund,   die  Ausübung  der  Herrscherbefugnisse   zu  eignem 
Eechte  kraft  eines  Amtes  oder  des  Erbrechts  in  den  Yordergrund  getreten. 
Blieb  auch  far  das  Herzogsamt  und  die  Beichslehen  die  fortwährende  Beleh- 
nung des  Kaisers,    kam  noch  hin  und  wieder  eine  Entziehung  wegen  Yer- 
hängung  der  Reichsacht  vor,  so  erschien  doch  allmälig  Beichslehen  und  Amt 
nicht  mehr  gesondert;    es  fielen  die  verschiedenen  Gründe  der  Hermrechte  in 
cler  praktischen  Anschauung  so  sehr  zusanunen,  dass  die  Herrlichkeit  über 
das  Land,   die  Hoheit   über   das  Gebiet   sich   bilden  musste.    Schon  im 
eilften,    stärker  aber  im  12.  und  13.  Jahrhundert   treten  uns  diese  Gebiete 
entgegen  unter  dem  Ausdrucke  terrae,   territoria,   dominium,   ihre  Be- 
sitzer als  domini,  principes,  rectores  terrae.^ 

n.  Die  meisten  Gebiete  dieser  Art  bildeten  jedocl;  keine  zusammenhängen- 
den Länder;  sie  waren  bald  durchbrochen  von  Herrnhöfen,  DinghÖfen,  deren 
Besitzer  (liberi  domini,  dynastae,  freie  Herren)  sich  durch  die  Verhält- 
nisse begünstigt  von  der  Unterordnung  unter  die  Grafengewalt  bei  der  (vm 
§.  68.)  geschilderten  Entwicklung  zu  befreien  oder  in  der  bereits  früher  er- 
langten Exemtion  von  jener  zu  erhalten  gewusst  hatten,  —  bald  von  Gebie- 
ten, welche  vom  Reiche  oder  geistlichen  Fürsten  als  erbliche  Lehen  besessen 
wurden,  namentlich  Besitzungen  der  Vögte,  —  bald  von  den  Besitzungen 
erblicher  Burggrafen,  welche  mit  dem  Untergange  der  alten  Gau-  und  Ghraf- 


«)  Juramentum  pacis  dei  Henrici  IV.  imperatoris  a.  1085  (Monuiii.Leg.ILp.  59.): 
^Qui  vero  absque  inevitabili  necessitate  se  subtraxerit,   si  principum  terrae  aliquis 
est  decem  libras,  si  nobilis  quinque,  si  liber  aut  minißterialis  duas,   si  servus 
aut  lito  quinque  solides  persolvat,  aut  cutem  et  capülos  perdaf*    Pactum  FridericiL 
cum  Bertoldo  duce  a.  1152  (eod.  p.  91.):    „Dominus  rex   dabit   eidem   duoi   terram 
Burgundiae  et  Provinciae  .  .  .  Post  discessum  regis   dux  utrasque  terras  in  pote- 
State  et  ordinatione  sua  retinebit.  . .  Si  quos  autem  episcopos  comes  Wülehehnus  vel  alii 
principes   ejus  dem   terrae   investiermt,    eosdem    dux   investiat.**     PriviL    domas 
Austriae  (§.  58.  Anm.  18.).     Constitutio   pacis  Frid.  L   a.  1158  (ib.  p.  112.):   ^Duces, 
marchiones,    comites,   capitanei,    valvassores,    et    omnium  locorum    rectores  .    .    ."^ 
Frid.  n.  statutum  in  favorem  principum  (ib.  p.  282.) :   „Item  locum  cente  nemo  muta- 
bit  sine  consensu  domini  terre.    Item  conductum  principum  per  terram  eorum, 
quam  de  manu  nostra  tenent  in  feodo  .  ."    Der  Ausdruck  principes  imperii,   ecdesia- 
stiel,  seculares,  mundani  findet  sich  an  zahllosen  Stellen  im  zweiten  Bande  der  Leges. 
Ygl.  die  Stellen  in  nota  3  ff.  dieses  §. 
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sehaftsyerfassimg  selbBtstandig  geworden  waren.  Hierzu  kamen  noch  Gebiete, 
meist  bestehend  ans  einem  Schlosse,  einer  Borg  nebst  Gütern  und  Grundhol- 
deii)  die  nachgebomen  Söhnen  zur  Abfindung  gegeben  bei  deren  Kachkommen- 
schaft erblich  yerbheben  oder  aus  Stücken  einer  zersplitterten  Grafschaft  be- 
standen. Solche  Besitzer  nahmen  sehr  früh  den  Grafentitel  von  ihrem  Sitze 
an  und  führten  ihn  fort  (Burggrafen).  Eine  weitere  Durchbrechung  hatte 
ihren  Grand  darin ,  dass  seit  der  Ausbildung  der  vollen  Erblichkeit  des  Grafen- 
amtes bei  der  Vereinigung  mehrer  Grafschaften  in  derselben  Hand  das  Gericht 
hau&g  zu  Lehen  gegeben  wurde,  woraus  sich  regehnassig  Erblichkeit  bildete. 
Dazu  kam  noch,  dass  yiele  Dynasten  sich  als^ Vasallen  einem  mächtigen  Nach- 
ham  unterworfen  hatten,  einzelnen  Herzogen  u.  s.  w.  Beneficien  in  andern 
Territorien  zustanden  oder  Vasallen  und  Ministerialen  des  Beichs  behufs  des 
Heerbannes  zugewiesen  waren. 

HL  Seit  der  Durchbrechung  der  alten  Herzogthümer  richtete  sich,  da  die 
Kaiser  die  Grossen  in  das  alte  Abhängigkeitsyerhaltniss  zurückzubringen  ausser 
8tande  waren,  das  natürhche  Bestreben  aller  unmittelbaren  Herrn  dahin,  ihre 
Herrschaft  von  der  bisherigen  persönlichen  Grundlage  zu  befreien  und  zu  einer 
Vollgewalt  über  das  Territorium  zu  gestalten.   Hier  traten  ihnen  zwar  die  gemein- 
samen Interessen  aller  kleinern  Herrn  entgegen,  auf  deren  Seite  der  Kaiser  zu 
stehen  schien.  Aber  einmal  vermochte  ihre  nur  für  ihr  angestammtes  Gut  ganz 
selbstständige  deshalb  regelmässig  geringe  Macht  und  die  Unmöghchkeit  vereinten 
Handelns  dem  Streben  der  Grossen  keinen  dauernden  Einhalt  zu  thun.    Sodann 
lag  es  im  Interesse  der  freien  Grundbesitzer,  bei  den  vielfachen  Anfordenmgen 
tmd  Lasten  einen  grossem  Herrn  zu  haben.    Weiter  hatten  die  grossen  Herrn 
durch  ihren  bedeutenden  Allodial-  und  Lehenbesitz  Mittel,  sich  zahlreiche  An- 
hänger zu  verschaffen;  endlich  Hessen  die  Verhältnisse  in  Italien  und  besonders  die 
Streitigkeiten  mit  den  Päpsten  die  hohenstaufischen  Kaiser  nicht  dahin  gelangen, 
die  in  den  Verhältnissen  liegenden  Mittel  anzuwenden,  welche  eine  grössere 
Kräftigung  der  kaiserlichen  Macht  auf  Kosten  der  emporkeimenden  Landesherm 
hätten  bewirken  können.    So  wurden  bereits  im  13.  Jahrhundert  für  die  Bildung 
der  Landeshoheit  die  Grundlagen  gelegt ,  auf  denen  sie  unaufhaltsam  vorwärts 
schritt     Diese  waröh    die  allmälige  Abschliessung  der  Territorien   und 
^Q  Aufhebung  der  beziehentlich  Ausschliessung  neuer  Exemtionen. 

IV.  Was  zur  Erreichung  dieses  Zieles  durch   die  Privilegien  Friedrichs  H. 
die  geistlichen  Fürsten  im  Jahre  1220,^)  alle  aber  1232^)  erlangt  hatten,  be- 


^  Confoederatio  cum  Prineipibus  ecclesiasticis  a.  1220,  26.  Apr.  u.  Nov.  1234 
(Leg.  IL  p.  236.):  ^.  .  .  1.  Primo  promittentes ,  quod  nimquam  deinceps  in  morte 
cttjusquam  principis  ecclesiastici  rehquias  suas  fisco  Tindicabünus.  Inhibentes  etiam,  ne 
laicos  qoisquam  aliquo  pretextu  sibi  eas  vindicet,  set  cedant  successori,   si  antecessor 
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haupteten  sie  von  da  ab  um  so  mehr,  als  diese  Zusagen  theils  wesentlich  nur 
bereits  Bestehendes  anerkannten,  jedenfalls  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des 


intestatus  decesserit.     Cujus  testamentum,  si  quod  inde  fecerit,   volumus  esse  ratnm. 
2.  Item  nova  thelonea  et  novas  monetas   in  ipsorum  territoriis  sive  Jurisdiction 
nibus,  eis  inconsultis  seu  nolentibus  non  statuemus  de  cetero;  set  antiqua  tiielonea  et 
jura  monetarum  eorum  ecclesüs  concessa,  inconyulsa  et  firma  confierrabünuB  et  tue- 
bimur  ...    8.  Item  homines,  quocunque  genere  seryitutis  ipsis  attinentes,  quacumque 
causa  ne  ab  eorum  obsequiis  alienaverhit ,  in  nostris  ciyitatibus  non  recipiemus  in  eorum 
prejudicium;  et  idem  ab  ipsis  inter  se,  eisque  a  laicis  omnibus,  inyiolabiliter  volumus 
observari.    4.  Item  statuimus,  ne  quis  ecclesiam  aliquam  in  bonis  suis  dampnificet  oo- 
casione  advooatie  eorumdem  bonorum;  set  si  dampnificayerit,  dampnum  in  duplo  resti- 
tuat,   et  centum  maroas  argenti  camere  nosire   solvat.    5.   Garantie   der  Lehen. 
6.  Beachtung  von  Excommunicationen  derselben.     7.   Et  quia  gladius  mate- 
rialis  constitutus  est  in  subsidium  gladii  spiritualis,  excommunicationem,  si  excommuni- 
catos  in  ea  ultra  sex  septimanas  perstitisse,  predictorum  modorum  (seil,  per  litteras  yel 
per  nuntios)  aliquo  nobis  constiterit,  nostra  proscriptio  subsequatur;  non  reTOcanda» 
nisi  prius  excommunicatio  rerocetur.    8.   Versprechen,   sie   bei  ihren  Rechten 
zu  schützen.     9.  Item  constituimus,   ut  nulla  edificia,   castra  yidelicet   seu  civitates, 
in  fdndis  ecclesiarum,  yel  occasione  advocacie,  yel  aliquo  quoquam  pretextu,  construan- 
tur;    et   si  qua  forte   sunt  constructa  contra  yoluntatem  eorum   quibus  fundi  attinent, 
diruantur  regia  potestate.     10.  Item  inhibemus,  ad  imitationem  avi  nostri  fei.  mem.  im- 
peratoris  Friderici,   ne   quis   officialium  nostrorum  in  ciyitatibus  eorumdem    principum 
jurisdictionem  aliquam,    siye   in  theloneis  siye  in  monetis,   seu  in  ahis   offieüs  quibus- 
cumque,  sibi  yendicet:  nisi  per  octo  dies  ante  curiam  nostram  ibidem  publice  indictam 
et  per  octo  dies  post  eam  finitam.    ÜSfec  etiam  per  eosdem  dies  in  aliquo  excedere  pre- 
sumat  jurisdictionem  principis,   et  consuetudines  civitatis.    Quocienscumque    autem   ad 
aliquam  ciyitatum  eorum  accesserimus  sine  nomine  publice  curie,  nichil  in  ea   juris  ha- 
beant;  set  princeps  et  dominus  ejus  plena  in  ea  gaudeat  potestate  .  .  .^ 

^)  Zuerst  gab    der  Sohn  Friedrichs  n.,   K.  Heinrich,  zu  Worms  den  1.  Hai  1281 
ein  Statutum  in  favorem  principum  (Leg.  IL  p.  282  sq.),  darauf  folgte  die  curia 
Sibidati Friedrichs n.  (ib.  p.  291  sqq.):  „Concedimus  igitur,  juxta  quod  idem  rex  filius 
noster  noscitur  concessisse,   ac  perpetue  confirmacioni   donamus,   statuentes:    quatenus 
nullum  noyum  castrum  yel  ciyitas,  in  fundis  ecclesiarum,  yel  occasione  advooatie,    per 
nos  vel   per  quemquam  alium   sub  pretextu   quolibet  construantur.    Item:    Quod   nova 
fora  non  possint  antiqua  aliquatenus  impedire  —  Nemo  cogatur  ad  aliquod  forum  ire 
invitus  —   Strate  antique  non  declinentur  nisi  de  transeunoium  voluntate  —    In  ciyita- 
tibus nostris  novis  bannitum  miliare  deponatur.  —    Unusquisque  principum  libertatlbuB, 
jurisdictionibuB ,  comitatibus,  centis,  sive  liberis  vel  infeodatis,   utatur  quiete  secundum 
terre  sue   consuetudinem  approbatam.  —    Centumgravii   recipiant  centas     a    dondno 
terre,  vel  ab  eo  qui  per  dominum  terre  fiierit  infeodatus.  —  Locum  cente   nemo  mu- 
tabit  sine  consensu  domini.  —   Ad  centas   nemo  sinodalis  vocetur.  —    Gives  qui  phal- 
bürgere  dicuntur,  penitus  ejiciantur.  —  Census  vini,   pecunie,   frumenti,  vel  alii  quos 
rustici  constituerunt  hactenus  se  soluturos,  relaxentur,   et  ulterius  non  recipiantur.  — 
Principum,  nobilium,  müiisterialium,   ecclesiarum  homines  proprii  in  ciyitatibus  nostris 
non  recipiantur.    Item  principibus,  nobilibus,  ministerialibus  et  ecclesüs  proprietates  et 
feoda  per   civitates   nostras   occupata  restituantur,  nee   ulterius   occupentur.   —    Item 
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13.  Jahrhunderts  im  Rechtsleben  y^ge  Anwendung  fanden.^)  Nachdem  wäh-* 
rend  des  Interregnums  die  Herrn  ihre  Macht  gefestigt  hatten,  manche  klei- 
nere im  Laufe  desselben  wieder  in  Abhängigkeit  gebracht,  zu  Vasallen 
gemacht  waren,  blieb  den  folgenden  Kaisern  nichts  übrig  als  Anerkennung 
des  Bestehenden/)  Die  Unfähigkeit  der  Kaiser  allein  den  Frieden  im  Beiche 
zu  schützen  und  aufrecht  zu  halten  (§.  73.)  ftihrte  die  Landesherm  zu  stets 
grosseren  Rechten;  die  Vergabungen  von  Reichsgut  machten  die  Kaiser  vollends 
machtlos  und  abhängig  von  einer  Hausmacht.  Auf  Errichtung  dieser  ging 
wesentlich  von  Rudolph  von  Habsburg  an  das  Streben  aller  Kaiser.  Hierdurch 
aber  fiel  ihr  Interesse  mit  dem  der  Landesherm  zusammen.  Seine  feste  Grund- 
lage bekam  der  Abschluss  der  Territorien,  nachdem  bereits  früher  ihre  Un- 
theilbarkeit  ausgesprochen  und  die  Nichtberechtigung  des  Königs,  dieselben 
zu  behalten,  festgesetzt  war,  ^)  durch  die  Satzungen  der  goldnen  Bulle  hin- 


condnctum  prindpum  per  terram  eorum,  quam  de  manu  nostra  tenent  in  feodo,  per 
noB  Tel  per  nostros  non  impediemus  vel  infringi  paciemur.  —  Item  non  coiapellantur 
aliqui  per  Bcultetos  nostros  ad  restitutionem  eorum  que  a  longinquo  tempore  ab  ho- 
minibns  receperant  priusquam  so  in  nostris  civitatibus  coUocarent  nisi  homines  ipsi 
fiiermt  imperio  immediate  subjecti,  quos  tenebuntur  juvare  super  eonim  jure,  in  foro 
eorum  in  quorum  terris  talia  sunt  percepta.  —  Item  in  civitatibus  nostris  nullus  terre 
dampnosus,  vel  a  judice  dampnatus,  vel  proscriptus,  recipiatur  scienter;  reoepti,  con- 
victi,  ejiciantur,  —  Item  nullam  novam  monetam  in  terra  alicujus  prineipis  cudi  facie- 
fflns,  per  quam  moneta  ejusdem  prineipis  deterioretur.  Item  civitates  nostre  juris- 
dictionem  suam  ultra  ciyitatis  ambitum  non  extendant,  nisi  ad  nos  pertineat  jurisdictio 
speeiaJis.  —  Item  in  civitatibus  nostris  actor  forum  rei  sequatur,  nisi  reus  vel  debitor 
principalis  ibidem  fuerit  inventus,  quo  casu  ibi  tenebitur  respondere.  —  Item  nemo  re- 
dpiat  in  pignore  bona  quibus  quis  iofeodatus  sit,  sine  consensu  et  manu  domini  prin- 
cipalis. —  Item  ad  opera  civitatum  nemo  cogatur,  nisi  de  jure  teneatur.  —  Item  ho- 
mines in  nostris  civitatibus  residentes  consueta  et  debita  jura  de  bonis  extra  civitatem 
suis  dominis  et  advocatis  persolvant,  neque  indebitis  exactionibus  molestentur.  —  Item 
homines  propiü,  advocaticii,  feodales,  qui  ad  dominos  suos  transire  vohierint,  ad 
manendum  per  officiales  nostros  non  artentur.^ 

^)  Vgl.  Sachsp.  ni.  52  ff.,  Schwabsp.  oap.  99  ff.  (Wack.) 

*)  Rudolph  von  Habsburg  bestätigte  die  mii^etheilten  Privilegien  in  curia  Nuren- 
bei^ae  a.  1274.  19.  Nov.  (Leg.  H.  p.  S99  sqq.)  und  Spirae  a.  1275  (ib.  p.  401  sq.). 
l^ie  geringen  Abv^eichungen  kommen  hier  nicht  in  Betracht. 

0  Frid.  I.  constit.  de  jure  feudor.  a.  1158  (Leg.  n.  p.  113  sq.)  „Praeterea  duca- 
tafi,  marchia,  comitatus,  de  oetero  non  dividantur.**  Curia  Batisbon.  a.  1281  (ib. 
p.  426.)  „  •  .  .  dictatum  et  etiam  approbatum,  quod  curie  et  alia  bona  principum  ad 
principatuB  suos  spectantia,  sive  Batispone  sive  alibi,  ubicunquesita,  alienari  non  pos- 
sint,  nee  de  eis  aliquid  per  ipsos  principes  ordinari,  quod  successoribus  prejudicium 
aliquod  valeat  generare  .  .  ."  Seni  in  curia  August,  a.  1283  (ib.  p.  442.):  „ .  .  quod 
mülos  comitatus  sub  Romano  imperio  sine  nostro  consensu  possit  vel  debeat  dividi  vel 
Yendi,  aut  distrahi  pars  aliqua,  per  quam  esset  comitatus  hujusmodi  dlminutus  .  ."" 
Spe.  IQ.  53.  §.  3.    ^Man  ne  mut  ok  nen  gerichte  delen,   noch  ganz  lien  noch  del,   de 
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sidiilich  der  KnrforBtentliDiiier  und  Kurfiteten.^  Deren  BteOinig  bildete  fortan. 
das  Ton  Allen  angestrebte  nach  und  nach  dordi  Jbuserlidie  Yerleflnmg  und 


dem  it  dar  gelegen  is,  so  dat  dar  Tolge  an  si  vnde  it  die  lantlüde  liden  seien;  it  ne 
si  en  snndeiük  grafecap,  die  in  en  Tanlen  höre;  die  ne  mntman  san  nicht  ledichlieV 
ben:   Also  ne   mnt   die  koning   nen  Tanlen,   he  ne  verhe't  binnen  jar  nnde  dage.*^ 
Schws.  c.  101.  (W.)  ,,Man  enmac  mit  rehte  dehein  forsten  ampt  zwein  mannen  geü- 
hen.    Geschihet  ez  aber,  ire  deweder  mac  da  yon  ein  forste  geheizen  noh  gesin.  also 
enmac  man  weder  marcgräTeschaft  noch  phalenzgräfechafi  noch  gräTeschaft.  nnde  swer 
si  teilet,  sd  hftnt  si  iren  namen  verioren.    Der  kfinic   sol   mit   rdiie  diser  hdrschefte 
deheine  in  Siner  gewalt  h4n  jilr  nnde  tac :  er  sol  si  hin  Ithen.  mide  toot  er  des  mht, 
daz   klagen   die  herren  nnde  and^  daz  in  werre  dem  phalzgräTen  von  Bine.    der  ist 
ze  rehte  rihter  über  den  künic.'^     Sps.  UL  64.  §.  6.    ,yKonmges  ban  ne  mut  nieman 
lien  wen    die  koning  selve.    Die  koning  ne  mach  mit  rechte  nicht  weigeren  den  ban 
to  liene,  deme  it  gerichte  gelegen  is.'^ 

^  Bnlla  anrea  Karoli  lY.  a.  1356  cap.  IX.  §.1.    ,, .  .  statoimns,  .  .  .  qnod  sncces- 
sores  nostii  Bo^niae  B^es,  nee  non  nniTersi  et  singnli  Prineipes  Eleetores,   ecdena- 
stici  et  secnlares,  qui  pejrpetno  liierint,  nniyersas  anri  et  argenti  fodinas,  atqne  mineras 
stamii,  eapri,  fern,  plumbi,  et  alterins  cujusconque  genensmetaUi,  ac  edam  saUs  tarn 
inventas  qnam  inyeniendas   in  posterom,   qnibnscnnqne   temporibns  in  Begno  predicto^ 
ant  terris  et  pertineneüs  eidem  B^;no  snbjectis,  nee  non  snpradicti  Prindpee  in  Piin- 
eipatibus,  terris,   dominus,   et  pertineneüs  suis  ten^re  jnste  poflsint,   et  l^itime  pos- 
sidere  com  omnibns  jnribns,  nnllo  prorsnsexcepto,  proot  possnni  sea  consaeTemnt  taüa 
possiderL    §.  2.  Nee  non  Juäeos  habere,  thelonea,   in  preterito  statata  et  indicta  per- 
dpere.   Cap.  X.  dehnt  das  unbedingte  Mnnzrecht  nnd  Becht  dw  Gtebietsyergrossenmg 
auf  alle  Xurfiirsten  ans.    Cap.  XL  §.  1.    Statninras  eciam,  nt  nuUi  conütes ,    barones, 
nobiles,  feudales,  yasalli,  castrenses,  milites,  clientes,  ciyes,  bnrgenses,  nulle  quoqpe 
persone,   Coloniensi,  Mognntinensi  et  Treyerenisi  eoclesüs  subjecti  yel  subjecte,   cujus- 
conque Status,   condicionis  yel  dignitatis  ezistant,    ad  eojnsconque  actoris  instantiam, 
extra  territorium  et  terminos   ac  limites  earondem  eodesiaram  et  pertinencia- 
rom  soarom,   ad  quodcunque  aliud  tribunal,  seu  cnjusyis  alterios,    praeterquam 
archiepiscoporom  Hag.  Treyer.  et  Colon,  et  judicom  soomm  judidum  citari  potuerint 
temporibos  retroactis,   yel  trahi  seu  yocari  debeant  p^petois  in  antea  temporibns 
...    §.2.  Qood  si  .  .  .  predictos  .  .  .  sobditos  .  .  ad  cujusconque  instandam,  seu  ad 
cujosconque  tribunal,  pro  quacunque  causa  criminali,  cirUi,  yel  mixta,  seu  qnocunque 
negodo  ....  citari  contingeret,  comparere  yel  respondere  minime  teneantar,  et  citacio 
ac  processos,   et  sentende  interlocntorie  yel  diffinitlye   contra  non  yenienies    a  talibus 
judidbus  extraneis  late  yel  fSocte,  fiende  yel  ferende,  nee  non  precepta  et  premissoram 
execuciones,  et  omnia,  quae  ex  eis,  yel  aliquo  eorom  queübet  sequi  attemptari  possent, 

yd  fieri,  irrita  decernimos  eo  ipso.    §.  3.   Adjicientes  expresse,   quod  nuUi 

a  procesubus,  sentendis  interlocntoriis  et  diffinitiyis, ad  quodcunque  tri- 
bunal aliud  liceat  appellare,  quamdiu  in  arehiepiscopomm {Nredietomm  et  suorum 
judido  querulantibuB  non  fuerit  justicia  denegata,  appeUationea  contra  hoc 
factas  non  redpi  statninms,  cassasqoe  et  irritas  nnndamus.  §.  4.  In  defectu  yero 
justiciae  omnibns  ad  Imperialem  duntaxat  Curiam  et  tribnnal,  seu  judicia  immediate 
in  Imperiali  Curia  pro  tempore  presidentis  audiendam,  et  etiam  eo  casu  non  ad  quem- 
yis  aUom  judicem  dye  ordinarium   dye  eciom  delegatom,   büs  qoibos  denegata  fuerit 
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Üebung  erreichte  Ziel.')  Wären  die  nachfolgenden  Kaiser  auch  weni» 
ger  um  ihr  Hausland  besorgt  und  energische  Charaktere  gewesen,  sie  hätten 
dennoch  unter  dem  Einflüsse  der  Yerhältnisse,  namentlich  wegen  der  zur  Hand- 
habung des  Eeichsiriedens  nothwendigen  Unterhandlungen  mit  den  als  Stände 
des  Reichs  als  geschlossener  Körper  ihnen  entgegentretenden  Fürsten  der 
einmal  begonnenen  Entwicklung  kein  Ziel  setzen  können.  An  die  Stelle 
der  persönlichen  Abhängigkeit  war  die  TJnterthanenschaft  der  Landes- 
einwohner getreten,  während  umgekehrt  der  Verband  der  Landesherm  mit 
demEeiche  immer  lockerer  wurde.  So  trat  bereits  durch  das  ganze  15.  Jahr- 
bondert  aUgemein  der  Charakter  der  Landesherrlichkeit  dahin  auf,  dass,  wer 
im  Lande  wohnt,  von  Landesbewohnern  geboren  ist,  dessen  Herrn  untersteht, 
dass  jedwede  Exemtion  von  ihm  ausgeht.  Die  noch  immer  vorhandenen  Aus- 
nahmen kommen  allmälig  kaum  in  Betracht. 

B.  König  und  Reich. 

§.  70. 
1.   Erlangung  der  Königswürde.*)    Stellung  des  Königs. 

I.  Arnulfs  "Wahl  zum  Könige  sowie  die  seines  Sohnes  hatte  ohne  Zweifel 
ihren  Grund  in  deren  Abstammung  von  den  Karolingern.  Mit  dem  Aussterben 
dieser  fiel  fort  jedes  Anrecht  auf  den  Thron,  den  naturgemäss  die  Wahl  der 
Grossen  (§.  68.)  vergab.  Die  Berechtigung  der  einzelnen  Wähler  setzte  vor 
der  goldnen  Bulle  kein  Rechtssatz  fest;  es  entschied  die  Geschichte  allmälig 
fär  eine  kleine  Zahl  von  Fürsten,    die  Erzbischöfe  von  Mainz,    Trier,   Köln, 


JQsticia,  liceat  appellare  ...  §.5.  Eandem  constitutionem  ad  .  .  comitem  Palatinum 
fieni,  Ducem  Saxonie  et  Marchionem  Brandenburgensem,  Principes  Electores  seculares, 
sive  laicos,  heredes,  successores  et  subditos  eorum  plene  extendi  volumus  sub  omnibuS' 
modis  et  conditionibus ,  ut  prefertur.**  Wegen  der  Exemtion  Böhmens  s.  cap.  VIIL 
Cap.  XIIL  revozirt  alle  Privilegien,  welche  den  Rechten  der  Kurfürsten  zu  nahe  treten; 
c  XXIV.  „de  crimine  lese  majestatis  Principum  Electorum."  Cap.  XXV.  „Becernimus 
•  •  .  qaod  ex  nunc  in  antea  .  .  .  insignes  et  magnifici  Principatus,  videlicet  Regnum 
Boemie,  GomiiatasPalatinuB  Reni,  Ducatus  Saxonie,  et  Marchionatus  Brandenburgensis 
terra,  districtus,  homagia,  vasallagia,  et  alia  quevis  ad  ipsa  spectantia,  scindi  dividi, 
sea  quavis  conditione  dimembrari  non  debeant,  sed  ut  potius  in  sua  perfecta  integritate 
peipetoa  maneant.'^     §.  3  ff.  über  die  Succession  in  dieselben. 

*)  Oesterreich  hatte  schon  früher  die  Exemtion  (§.  58.  nota  18.).  Wieweit  diese 
aber  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  ging,  beweist  das  Privilegium  majus,  welches 
gewiss  der  Uebung  jener  Zeit  entspricht. 

*)  G.  Phillips  die  deutsche  Königswahl  bis  zur  goldenen  Bulle,  "Wien  1858  (von 
Neuem  abgedr.  im  3.  Bande  von  dessen  Vermischten  Schriften,  Wien  1860). 
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den  Pfalzgrafen  vom  Rheine,  Herzog  von  Sachsen,  Markgrafen  Ton  Branden- 
burg und  Herzog  von  Baiem;  daneben,  beziehentlich  anstatt  des  letztem  er- 
scheint auch  der  König  yon  Böhmen.^ 

n.  In  der  goldenen  Bulle  ^)  (§.  58.  HI.  a.)  wurde  das  ausschliessliche  Wahl- 


')  Ssp.  HL.  57.  2.    „In  des  keiseres  köre   sal    die  erste   sin   die   bischop   von  me- 
genze;    die   andere   die  von  trere;    die  dridde   die  von  kolne.    ünder  den  leien  is  die 
erste  an'  me  köre  die  palenzgreve  von  brandeburch   die   kemerere.    Die  schenke  des 
rikes  die  koning  von  behemen,   die  ne  hevet  nene  köre,   mnme  dat  he  nicht  düdescli 
n'is.    Sint  kisen  des  rikes  voisten  alle,  papen  unde  leien.    Die   to  'me  ei^en  an'  me 
köre  genant  sin,   die  ne  solen  nicht  kiesen  na  iren  mutwillen,  wenne  sven  die  vorsten 
alle  to  koninge  irwelt,   den  solen  sie  aller  erst  bi  namen  kiesen. '^     Ssp.  Lehnr.  Art  4. 
§.  2.    „Svenne  aber  die  düdeschen  enen  koning  kiesen,  unde  he  to  rome  vert,   to  dei 
Yrienge,  so  sint  plichtich  ses  vorsten  mit  ime  to  varene.  die  de  ersten  indes  rikes  köre 
sin:    die  bischop  von  megenze  unde  von  trlere  unde  von  kolne,   unde  die  palenzgreve 
von  'me  rine,  die  hertoge  von  sassen  unde  die  marcgreve  von  brandeburch,  durch  dat 
dem  paves   wetenlik   si    des  koninges    redelike   kore.^    Sch^^s.  c.  110:    „Den   künic 
suUen  dri  phafen  fürsten   unde   vier  leien  fürsten  kiesen.    Der  bischof  von  Henze  ist 
kanzler  ze  diutschen  landen;  der  hat  die  ersten  stimme  an  der  kür.    Der  bischolf  von 
Triere  ist  kanzler  über   daz  künicrich  Arel;   der  hat  die  andern  stimme    an  der  kür. 
Der  bischolf  von  Kollen  der  ist  kanzler  ze  Lamparten,  unde  hat  die  dritten  stimme  an 
der  kür.    Daz  sint  driu  fürsten  ampt,  diu  hoerent  ze  der  kür.   under  den  leien.  foisien 
80  hat  der  phalenzgrave  von  Rine  die  ersten  stimme  an  der  kür;  der  ist  des  liches  tnih- 
saeze,  unde  er  sol  dem  künige  die  ersten  scüzel  tragen.   Der  herzöge  von  Sahsen  hat  die 
andern  stimme  an  der  kür  under  den  leien;    der  ist  des  küniges  marschalc,    unde  sol 
dem  künige   sin  swert   trägen.    Der  marcgrave  von  Brandenburc   der  hat    die  dritten 
stimme  an  der  kür,   unde  ist  des  riches  kamerer,   unde   sol  dem  künige  wazer  geben. 
Der  herzöge  vonBeiem  hat  die  vierten  stimme  an  der  kür,  unde  ist  des  riches  schenke^ 
unde  sol  dem  künige  den  ersten  becher  tragen.   Dise  vier  sallen  tiutsche  man  sin  von 
vater  unde  von  muoter  oder  von  eintwederme.**    Siehe  die  §.  62.  n.  *  A.  c.  angegebenen 
Schriften,  welche  diese  Stellen  erörtern.    Vgl.  noch  Albertus  Stadions,  ad  a.  1237, 
1240,  1245. —  Gotfried  von  Hagen  in  der  Kölner Reimchromk  v.  1270.  vers  21  ff.: 

„Der  leigen  fürsten  der  sint  vier, 

der  palantzgrave  von  me  ryne, 

dama  voigt  sich  wail  zo  syn 

der  koninc  van  Beme  an  der  kure ,  * 

die  node  des  riches  reicht  verlure.^ 
Im  Graf  Rudolf  (ed.  W.  Grimm  ^  Ausg.  Gott.  1844.  4.)  heisst  es,  als  der  Reichs- 
tag beschrieben  wird: 

man  saget  joch  svenne  in  durste, 

so  schenke  im  ein  riche  künic, 

der  ist  kreftic  unde  vrumic, 

der  trage  von  ime  die  crone. 
Grinmi  p.  44  f.   weist  nach,   dass  dies  auf  Wladislav  H.  geht,    dem  Friedricb  L 
im  J.  1158  die  Krone  verlieh.    S.  hierüber  auch  Palacky  Gesch.  von  Böhmen  I.  S.  437. 
^)  Gap.  n.   (cap.  I.  handelt  über  den  conductus,   Geleite,    der  >?VahI£ui&ten). 
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recht  beigelegt  sieben  Eurfürsten,  den  sechs  yorher  zuerst  genannten  und 
dem  König  yon  Böhmen.  Die  Wahl  schreibt  aus  der  Erzbischof  von  Mainz 
als  Erzkanzler;  sie  findet  statt  in  Frankfurt  am  Main.  Auf  sie  folgt  unter 
grossen  Feierlichkeiten  die  Krönung  zu  Aachen;  der  so  Gewählte  undGe- 
bönte  (Geweihte)  heisst  deutscher  König,  Rex  Romanorum.  Den  letz- 
tem Titel  ^^Römischer  König''  führten  schon  früh  auch  die  .bei  Lebzeiten 
des  Königs  erwählten  Nachfolger. 

in.  Mit  dem  Fortfallen  des  Erbrechts  auf  den  Thron,  welches  trotz  der 
Yersuche  Heinrichs  YI.,  die  Ejrone  erblich  an  sein  Haus  zu  bringen,^)  nicht 
meder  eintrat,  obwohl  man  selten  von  einem  Hause  abging,  so  lange  noch 
iäiifge  Nachkommen  vorhanden  waren, '^)  erschien  von  selbst  als  wahlfähig,  wer 
ein  vollkommen  freier  Herr  (§.  84.)  und  körperlich  wie  geistig  zur  Regierung 
befähigt  war.®) 

IV.  Der  König  erscheint  nach  der  Krönung  als  Franke  und  lebt  nach 
fränkischem  Rechte.^ 


C.  Vn.  bestimmt,  dass  die  Stimme  am  Territoriiim  hafte,  untheilbar  sei  und  bei  den 
veitlichen  nach  dem  Rechte  der  Primogenitur  vererbe.  lieber  die  altem  Wahlformen 
siehe  die  Fortsetzung  der  Stelle  von  Schwabs p.  oap.  110. 

*)  F  ick  er  de  Henrici  YI.  conatu  electiciam  regum  in  Imperio  Romano-Germanico 
«Docesflionem  in  hereditariam  mutandi,  Bonnae  1849. 

')  Dies  zeigt  das  sächsische,  fränkische  und  hohenstaufisohe  Haus. 
Broso  de  belle  saxonico  c.  91.  (Monum.  Scriptor.  Y.  p.  S65.):  „Hoc  etiam  ibi  (nem- 
Ueh  1071  zu  Forchheim  bei  der  Wahl  Rudolfs  yon  Bheinfelden  zum  Gegenkönig  Hein- 
richs lY.)  consensu  communi  comprobatum,  Bomani  pontificis  auctoritate  est  corrobo- 
nitnm,  ut  regia  potestas  nulli  per  hereditatem,  sicut  ante  fuit  consuetudo,  cederet,  sed 
Slios  legis,  etiam  si  yalde  dignus  esset,  potius  per  electionem  spontaneam,  quam  per 
sacceesionis  lineam  rex  proveniret;  si  yero  non  esset  dignus  regis  filius,  yel  si  nollet 
cnm  populus,  quem  regem  facere  yellet  haberet  in  potestate  populus.^  Otto  Fri- 
singens.  de  gestis Frider.  I.  Hb.  H.  c.  1.  „Id  juris  Bomani  imperii  apex,  yideUoet  non 
per  sanguinis  propaginem  descendere,  sed  per  prjjicipum  electionem  reges  ereare,  sib. 
toqoam  ex  singulari  yendicat  praerogatiya.^ 

^)  Bsp.  TTT.  54.  3.  „Lamen  man  noch  meselseken  man,  noch  den  die  in  des  payes 
ban  mit  rechte  komen  is,  den  ne  mut  man  nicht  to  koninge  kiesen.  Die  koning  sal 
Wesen  yri  unde  echt  geboren,  so  dat  he  sin  recht  ok  behalden  hebbe.*^  Schwsp. 
C8p.  103.  W.  (123  L.):  „Die  fürsten  sullen  kiesen  einen  künic  der  ein  yrier  herre  si, 
also  Tri  daz  sin  yater  unde  sin  muoter  yri  gewesen  sint,  unde  sullen  nicht  mitter  yrien 
sio,  unde  sullen  niemans  man  sin  wan  der  phafen  fürsten  man,  unde  sol  mitter  yrien 
ze  man  han.  unde  haut  si  wip  g^iommen  so  man  si  kieset,  unde,  ist  .diu  niht  also 
m,  so  sol  man  si  niht  kiesen  ze  künige,  wan  daz  wäre  wider  rehi'' 

0  Oben  §.  42.  nota  7,  —  Ssp.  HI.  54.  4.  „Die  koning  sal  hebben  yrenkesoh 
^M  syenne  he  gekoren  is,  yon  syelker  bord  he  ok  si,  wanne  also  die  yranke  sinen 
^  nicht  yerwerken  ne  mach,  he  ne  werde  in  der  hanthaften  dat  geyangen,  oder  ime 
ite  si  sin  yrenkesch  recht  yerdelet,  alsone  mach  deme  koninge  neman  an  sin  lif  spreken 
ane  ne  si  dat  rike  yore  mit  ordelen  yerdelt.    Sohws.  c.  104.  (W.),  128  b.  (L.). 
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V.  Mit  der  deutschen  Eönigswürde  war  seit  Otto  d.  ö.®)  dauernd  ver- 
bunden die  römische  Kaiserkrone;  der  deutsche  König  Imperator  Romano- 
rum, das  deutsche  Beich  Sacrum  Imperium  Romanum  Nationis  Ger- 
manica e.    Obwohl   der  Papst   gebunden  war,   Keinen    als    den  König  der 
Deutschen  zum  römischen  Kaiser  zu  weihen  und  zu  krönen,^  machte  sich 
doch  aus  der  Verbindung  der  Königs-  und  Kaiserwürde  ein  Einfluss  des  Papstes 
auf  die  Wahl  und  Stellung  des  Königs  geltend,  der  für  das  Yerhältniss  von 
Kirche  und  Staat  im  Mittelalter  von  der  grössten  Bedeutung  wurde.    Denn 
beruhte  auch  die  königliche  Macht  auf  der  Wahl,  und  galt  als  unmittelbar 
von  Gott  übertragen,*^)  so   brachte  jenes  Verhaltniss  von  selbst    mit  sich, 


^)  Pact.  Ottonis  M.  et  Leonis  YIU.  übergegangen  ins  Beeret.  Grat.  D.  LXm.  c.  23. 
Hein  System  des  Kirchenrechts  S.  197  %.  in  den  Noten.  Dasselbe  hängt  zusammen 
mit  den  Bestimmungen  über  die  Papstwahl 

^  Dafür  sind  am  interessantesten  die  Erklärungen  Innocenz  IIL   (Registr.  de  ne- 
gotio  imperii  epistl  55.  Coloniensi  Archiep.  bei  Steph.  Baluzius  Epistolar.  Lmoc.  in. 
Rom.  Pont.  Libri  undeeim  cet.  Paris.  1682.  fol.  T.  I.  p.  712  sq.):    ,,.  .  .   Kec  te  mo- 
yeant  maledicta  quorumdam,  qui  nos  asserunt  libertatem  eleotionis  adimere  Prinoipibus 
Yoluisse,  cum  libertati  eomm  detulerimus  potius  in  hoc  facto,    et  ülaesam  eam  duxeri- 
mus  conservandam.    Non   enim   eligimus    nos  personam,  sed   electo  ab  eorum 
parte  majori ,  qui  vocem  habere  in  Imperatoris  electione  nosountur ,  et  ubi debuit 
et  a  quo   debuit  coronato,   favorem   praestitimus   et  praestamus,   cum   apostolica     i 
sedes  illum  in  Imperatorem  debeat  coronare  qui  rite  faeiit  coronatus  in  Re- 
gem.   In  eo  quoque  stamus  pro  Principum  libertate  quod  ei  favorem  penitos  denegar 
mus,   qui  sibi  jure  successioiiis  imperium  nititur  vendicare  .  ,^    Epist.  62.   nobiü  Yiro 
duci  Zaringiae  (ib.  p.  715.  auf  das  Schreiben  der  Anhänger  PMUips  daselbst  die  Ant- 
wort).   Er  sagt,   man  werfe  seinem  Legaten  vor,   derselbe  habe   sich   entweder    als 
Wähler  gerirt  und  dann  eine  fremde  Saat  gemähet  oder  als  „cognitor'^  und  dann  nicht 
in  der  Form  Rechtens  gehandelt,  und  fahrt  fort:  „Yemmnos  quisecundum  apostolicae 
serritutis  officium  sumus  singulis  in  justitia  debitores,  sicut  justitiam  nostram  ab  alüs 
nolumus  usurpari,    sie  jus  Principun^  nobis  nolumus  yendicare.    Unde  Ulis  Prinoipibus 
jus    et   potestatem   eligendi  Regem,   in  Imperatorem  postmodum   promoven- 
dum  recognoBcimuB  ut  debemus  ad  quos  de  jure  ac  antiqua  consuetudine  noscitur  per- 
tinere;  praesertim  cum  ad  eos  jus  et  potestas  hujusmodi  ab  apostolica  sede 
pervenerit,  quae  Romanum  Imperium  in  persona  magnifid  Eiaroli   a  Graecis    trans- 
tulit  in  Germanos.   Sed  et  Prinoipes  recognoscere  debent ,  et  utique  reoognoscunt,  quod 
jus  et  auotoritas  examinandi  personam  electam  in  Regem  et  promovendum  in  imperium 
ad  nos  spectat  qui  eam  inungimus,  oonsecramus   et  ooronamus.    Est  enim  regulariter 
et  generaliter  obserratum ,  ut  ad  eum  examinatio  personae  pertineat  ad  quem  impositio 
manus  spectai    ÜSfumquid  enim  si  Principes,  non  solum  in  discordia,  sed  etiam  in  con- 
eordia  sacrilegum  quemcunque  vel  excommunicatum  in  Regem,    tyrannum  vel  fatunm, 
hereticum  ehgerent   aut  paganum,   nos  inungere,  oonsecrare,  ac   coronare   homiuem 
hujusmodi  deberemus?    Absit  omnino  .  .  .'^ 

^®)  Ssp.  in.  51.  1.   „Die  düdeschen  solen  durch  recht  den  koning  kiesen.     Bvexmc 
die  gewiet  wert  von  den  bischopen   die  dar  to  gesät  sin,   unde  up   den  stol  io 
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dass  beide  Kronen  der  Art  unzertrennlich  erschienen,  dass  derjenige,  welchem 
die  kaiserliche  yerweigeort  oder  abgesprochen  werde,  die  königliche  nicht  be* 
halten  könne,  dass  der  Bann  der  Kirche  für  den  König  den  Verlust  der  Krone 
herbeiführen  müsse. 

YL  Die  dritte  Krone,  welche  der  deutsche  Kaiser  seit  Otto  I.  trug,  war 
die  des  Königs  yon  Italien.  Als  solcher  wurde  er  gekrönt  vom  Erzbischofa 
von  Milaand  in  Payia,  einzeln  auch  in  Mailand  oder  Monza.^^) 

Yn.  Als  König  hatte  der  deutsche  Kaiser  im  Prinzipe  dieselbe  Macht  wie 
früher  (§.  42.)  in  Wirklichkeit  aber  war  diese  durch  die  veränderte  Verfassung 
allmälig  eine  viel  geringere  geworden.    Er  erscheint  zwar  durch  das  ganze 
Mittelalter  als  Träger  und  Schützer  des  Friedens  und  Hechts;  in  seinem  Na- 
men  wurde     die  Rechtspflege    gehandhabt,    der  Friede  geboten.     Wem    der 
Xönigsschutz   entzogen  wird  durch   die  Achterklärung,    der  wird  recht-   und 
friedlos.    Zunächst  aber  haben  die  Grafen,  Herzoge  u.  s.  w.,  kurz  die  Landes- 
Äerm,   sehr  grosse  und  wichtige  Rechte  erlangt,    die  durch  Herkommen  ge- 
schützt   und  vom   Reiche  selbst  anerkannt   auch   der  Kaiser   nicht  mehr  zu 
kränken  vermochte.     Obwohl  ferner  der  Grundsatz  galt,  dass  dem  Kaiser  alle 
Rechte  zuständen,  welche  die  Fürsten  nicht  besonders  erworben  hätten,  dass, 
wo  er  erscheine,  die  Fürstengewalt  bezüglich  des  Gerichtsbannes  und  der  Re-* 
galien  aufhöre,   so  fiel  doch  mit  der  festen  Gestaltung  der  landesherrlichen 
Gewalt    fast  jede  Einflussnahme  auf  die  Regierung  der   einzelnen  Territorien 


komt,  so  hevet  he  koningUke  walt  unde  koningliken  namen.  Svenne  in  die  paves 
wiety  so  hevet  he  des  rikes  gewalt  undt  keiserliken  namen.'^  Ssp.  I.  1.  (nota  14.). 
Dazu  Glossa:  „Das  Reich  hat  man  von  niemand  denn  von  Gott,  ut  di.  10.  quoniam 
et  22.  q.  3.  quesitum  (c.  8.  D.  X.;  c.  45.  C.  XXm.  qu.  4.  Das  Citat  der  Ausgaben  ist 
falsch.)  Were  es  das  der  Keiser  das  Reich  von  dem  Bapst  hette,  so  möcht  mau  in 
weltUchen  Sachen  sich  berufifen  von  dem  Keiser  an  den  Bapst.  Das  widerspricht  Bapst 
Alexander  und  sagt  es  gehöre  an  sein  gerioht  nicht:  de  appel.  si  duobus  et  cau- 
sam qui  fiL  sunt  legit.  (o.  7.  x.  de  appell.  II.  28;  c.  4.  x.  qui  fil.  lY.  l?.).*^ 
Öchws.  c.  98.  (W.)  ^Die  tiutschen  kiesent  den  künic.  daz  erwarb  in  der  kiinioKarL 
Svenne  er  gewihet  wirt,  unde  uf  den  stuol  ze  Aohe  gesezet  vrirt  mit  der  willen  die  in 
erweit  hant:  so  hat  er  voUecUchen  des  riches  gewalt  unde  keis erheben  namen.^  Der 
Deutschspiegel  c.  28 ö.  hat  genau  den  Satz  des  Sachsenspiegels.  —  Decretum  et 
constitatio  ab  Imperat.  (Ludwig  dem  Bayer)  et  ordinibus  de  jure  Imperat.  facta  8.  Aug. 
1338  (abgedr.  nach  Leibnitz  und  Freher  bei  Oertel  Gnmdges.  p.  47  ff.)  §.  4. 
sJEt  ea  propter  hac  in  perpetuum  vahtora  lege  deoernimus,  ut  electus  in  Imperatorem 
concorditer  Tel  a  majori  parte  Electorom  ex  sola  eleotione  oenseatur  et  habeatur  ab 
Omnibus  pro  vero  et  legitimo  Imperatore ,  et  eidem  ab  omnibus  subjeotis  Imperio  debeai 
obediri,  et  admhiistrationem  et  jurisdictionem  Imperialem  et  Imperialis  potestatis  pleni- 
tndinem  habeat,  et  habere  ao  obtinere  ab  omnibus  cwiseatur  et  firmiter  asseratur.^ 
")  Die  Geschichte  bei  Muratori  de  corona  ferrea  in  Anecdota  Tom.  11. 

Schulte,  Reichs-  n.  Bechtagesch.  1 2 


164  Gesch.  d.  Yerfass.  H.  u.  m.  Per.  ü.  E^p.  §.  70. 

hinweg.  Aach  die  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers  wurde  stets  beschränkter;  ander 
Handhabung  des  Landfriedens,  des  Heerbannes  nahmen  die  Fürsten  mehr  und 
mehr  Antheil;  die  Regalien  kamen  in  den  Territorien  gleichfalls  an  die  Lan- 
desherm.  So  übte  der  König  die  durch  das  Herkommen,  das  Gesetz  und  gute 
Gewohnheit  ihm  zustehenden  Rechte.  Kein  Recht  zu  kränken,  Jedem  zu  dem 
seinigen  zu  verhelfen,  Allen  Frieden  zu  geben,  gelobte  er  feierlich  bei  der 
Krönung.  Fehlt  er  dagegen,  so  richtet  über  ihn  der  Pfalzgraf  Tom  Rheine 
als  sein  Stellvertreter  mit  den  Fürsten.  ^^)  Als  das  Band,  welches  die  Fürsten 
an  den  Kaiser  knüpft,  erscheint  bis  zum  Ende  des  Reiches  die  Lehentreue. 


**)  Ueber   die  rechtliche  Stellung   des  Königs  vergl.  man:    Constit.  pacis  Frid.  H. 
a.  1285  c.  4.  de  judioiis,  S8p.L  59.,  ÜI.  52.  2.  „Den  künic  küsetmanto  richtere  over 
egen  unde  len  unde  orer  jewelkes  mannes  lif.   Diekeiser  ne  mach  aver  in  allen  landen 
nicht  sin,  unde  al  ungerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar  umme  liet  he  de  Torsten  grafscap 
unde  den  greven  scultheitdum.'^   III.  54.  1.  „Len  an  geriohte  ne  mut  neman  hebben  he 
ne  si  scepenbare  yri,  unde  dat  hedeme  koninge  hulde  du  na  yries  mannes  rechte,  unde 
bi  den  hulden  sik  yerplege,  svenne  man  getüges  an  in  tüt.'^   m.  55.  1.  „Over  der  Tor- 
sten lif  unde  Ire  gesunt  ne  mut  neman  richtere  sin,  wan  die  koning.'^     in.  60.  2.  „In 
syelke  stat  des  rikes  de  koning  kumt  binnen  deme  rike,  dar  is  imeledich  monte  unde 
toln,  unde  in  STelke  laut  he  kumt,  dar  is  ime  ledich  dat  gerichte,  dat  he  wol  richten 
mut  alle  die  klage,   die  Tor  gerichte  nicht  begunt  noch  nicht  gelent  ne  sin.*^     §.  4' 
das.  —  m.  64.  (§.  69.  nota  7.).    Schws.  (W.)  c.  106.  112.  114.  115.   u.  a.  —    Ssp. 
m,  54.  2.  „Als  man  den  koning  küset,  so  sol  he  deme  rike  hulde  dun,   unde  syeren 
dat  he  recht  sterke  unde  unrecht  krenke  unde  it  rike  Toresta  na  sime  rechte,    als  he 
künne  unde  möge;  seder  ne  sal  he  nümmer  neuen  eid  dun,  it  ne  si  dat  in  die  paTos 
soüldege,  dat  he  an'me  rechten  geloTcn  trivele.    Dar  na  sal  he  getüchsin  aller  dinge, 
die  man  an  in  tut,   bi  des   rikes  hulden;   unde  sin  geloTcde  sal  he  dun  vor  den  eid, 
dar  man  Trede  STeret.**    Schws.  c.  102.  (122  L.)  „Als  man  den  künic  kiuset,   so  so\ 
er  dem  riche  hulde  sweren,  unde  sol  in  den  eit  Tier  dinc  nemen.    Daz  er  reht  sterke, 
imde  unreht  krenke,  unde  daz  riche  Terspreche  an  sinem  rehte,   unde   daz  ricke    aUe 
zit  mere  unde  nit  ermer  mache.    Diz  schribet   der  künic  an  allen  sinen  brieveft  die  er 
sendet,  daz  er  das  riche  alle  zit  richende  si,  imde  niht  ermer  mache.    Als    der  küidc 
uf  den  stuol  ze  Ache  gesezet  wirt  mit  dem  meren  teile  der  forsten  die  in  deryreli  hant, 
so  sol  er  nimmer   mer  deheinen   eit  gesweren;   wan  umb   ein  dinc:  ob  in    der  pabest 
zihet  daz  er  an  dem  gelouben  zwiTeL    er  muoz   euch  der  Trowen  sweren  die   er    ze  ^ 
nimt.    daz  beeret  aber  hie  zuo  niht.    wan  STie  ofte  daz  geschiet,  daz  ist  relit.     Ob  er 
geziuc  sol  sin  einer  sache,  des  sol  er  helfende  sin,  unde  sol  sagen  bi  desriclies  hulden. 
daz  sol  man  im  gelouben.    unde  umbe  swelicher   sache   ander  Hute  swerent,    für  die 
eide  sol  er  gelübde  tuon.     daz  sol  man  gelouben.**  —    Ssp.  IIL  52.  3.  „wenne  Maget 
man  OTcr  den  richtere,    he  sal  antwerden  tot  deme  scultheiten,   wen  die  scuUlieite  is 
richter  siner  schult;   als  is  die  palenzgrcTC  OTer  den  keiser,   unde  die  burdigreie  o^ex 
den  marcgreren.**     Schws.  c.  110.;    C.  121.,    128.,    130  c.  (L.):    „und  wirt   der  kunc 
derselben  schulde  uberkomen,   so  ist  er  ze  unreht  an  dem  riche,    da  sol  man    ixL  xinib 
beclagen  Tor  dem  phalzgraTen  Ton  dem  rine.   niemen  mac  geziuc  über  in  sin.  luab  die 
schulde,    wan  die  fursten   si  sin   phafen   oder  leigen.**    Tgl.  Ssp.  III.  54.    4.   (vorlieTg, 
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Viil.  Die  Stelltmg  und  Aufgabe  des  Kaisers  war  aber  auch  eine  kirchliche. 
Sein  Yerhältniss  zum  Papste  und  zur  Kirche,  daraus  dis  Stellung  der  Kirche 
znm  Staate  im  Mittelalter,  beruhet  auf  der  Anschauung,  dass  der  Kaiser  als 
-weltliches  Haupt  der  Christenheit,  wie  der  Papst  deren  geistliches  war,  den 
Bemf  hatte,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  christliche  Rehgion  und  Kirche  aufrecht 
erhalten  bleibe  und  Alle  nach  deren  Geboten  leben.  Man  legte  dem  Kaiser 
geradezu  ein  Imperium  mundi  bei.")  Ihm  lag  ob  die  Pflicht,  als  Advo- 
catns  der  romischen  Kirche  vor  Allem  für  den  Stuhl  Petri  Sorge  zu 
tragen,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Papste  christlichen  Glauben  und  echte  christ- 
liche Sitte  aufrecht  zu  halten  und  rein  zu  bewahren.  ^^)    In  gewissem  Sinne 


nota  7.),  Schws.  c.  104.  105.  (W.),  c.  128  b.,  124.  (L.).  Bulla  aurea  cap.  V.  §.  3. 
,Et  quamyis  Imperator  sive  Bex  Bomanorum  super  causis,  pro  quibus  impetitus  fuerit, 
habeat,  sicut  ex  consuetudine  introductum  dicitur,  coram  Comite  Palatino  Beni,  Sacri 
imperii  Archidapifero ,  Electore  Principe  respondere:  illud  tarnen  Judicium  Comes  Pala- 
tinuB  ipse  non  alibi  preterquam  in  Imperiali  Curia,  ubi  Imperator  seu  Bomanorum  Bex 
presena  extiterit,  potent  exercere.** 

")  Siehe  die  Zusammenstellung  bei  Pfeffinger  Yitriar.  illustr.  Lib.  I.  tit  lY.  §.  7. 
(T.  I.  p.  375  sqq.)    Ton  Savigny  Gesch.  d.  röm.  Bechts  IV.  S.  171  fgg. 

Daraus  leitete  man  das  Becht  des  Kaisers  ab,  den  Konigstitel  fremden  Fürsten 
za  geben  (dasselbe  Becht  hat  der  Papst  bis  auf  die  neueste  Zeit  faktisch  geübt),   die 
Thatsachen    stellt   zusammen  Pfeffinger   1.  c.  tit  Y.   §.  8.   (L  p.  423  sqq.).  —  Es 
erscheint  das  deutsche  Beich  des  Mittelalters  deshalb  auch  nicht  als  ein  nationales 
im  engsten  Sinne,  sondern  umfassteTerschiedene Nationen,  welche  ihre  volle  nationale 
Berechtigung  behielten.   Das  zeigt  besonders  die  Bestimmung  —  welche  offenbar  die  regula 
cancellariae  de  idiomate  nachahmt  —  der  aurea  buUa  cap.  XXX.,   dass  die  Sohne 
der  weltlichen  Kurfürsten  Tom  7.  Jahre  an  böhmisch   und  italienisch  lernen  soll- 
ten, damit   sie  es  mit  14  Jahren  yerständen   und  so  später  fähig   seien,   die  Beohts- 
sachen  aus    diesen  Ländern  ohne  fremde  Hülfe   mit  dem  Kaiser  zu  entscheiden.    Der 
hier  ausgesprochene  Satz  findet  seine  Bestätigung  ganz  besonders  in  Sachsp.  DL  71. 
„Jewellk  man  den  man  sculdeget  mach  wol  wegeren  to  antwerdene,  man  ne  scüldege 
ine  an  der  sprake ,  die  ime  angeboren  Ib  ,  of  he  düdisch  nicht  ne  kan  unde  sin  recht 
dar  to  dut.     Sculdeget  man  ine  denne  an  siner   sprake,   so  mut  he  antwerden,   oder 
sin  Yorspreke  von  sinent  halven ,  als  it  die  klegere  unde  die  riohtere  vememe.    §.  2.  He- 
vet  aver  he  in  düdeschem  geklaget  oder  geantwerdet  oder  ordel  gevunden  vor  gerichtC) 
imde  mach  man^s  ine  vertügen,   he  mut  antwerden  in  düdischem,   ane  vor  deme  rike, 
'wende  dar  hevet  manlik  recht  na  siner  bort.''     Ygl.  §.  22.  II.     Das  deutsche  Becht 
des  Mittelalters  beweist,  dass  es  nicht  deutsche  Art  ist,  eine  Nationalität  auf  ihrem 
Gebiete  zu  unterdrücken,   dass  aber  die  [Nationalität  nicht  als  Grundlage  der  Staaten, 
bildung  angesehen  werden  kann. 

^*)  Hieraus  der  Antheil  des  Kaisers  bei  der  Papstwahl :  Mein  System  des  Kirchen- 
reclits  a.  a.  O.;  über  das  Yerhältmss  des  Papstes  zum  Kaiser  überhaupt  meine  Lehre 
Too  den  Quellen  des  Kirchenr.  §.  79.  (KathoL  Kirchenr.  I.  S.  863  ff.),  mein  Syst.  d. 
Kirchenr.  §.   85. 

Promissio    Imp.  Frid.  I.  a.  1158  (Leg.   n.  p.    97.):    „In  nomine  Christi  promitto, 
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war  somit  zwischen  weltlicher  und  geistlicher  Gewalt  eine  Einheit;  gerade  diese 
war  in  ihrer  idealen  Auffassung  zwar  einerseits  die  Quelle  der  grossartigsten 
Erscheinungen  (Ritterthum ,    Kreuzzüge  ^   Poesie),   Utt  jedoch  auch  andrerseits 


spondeo,  atque  polliceor  ego  N.  imperator  coram  Deo  et  beato  Petro,   me  protectorem 
ac  defensorem  esse  hi^as  sanctae  Bomanae  ecclesiae  in  omnibns  utüitatibns,  in  quan» 
tum  divino  fultus  fuero  adjutorio  secunduin  scire  meum  et  posse.'^    DasB  der  Kaiser 
aber  nicht  Yasall  des  Papstes  war,   erklären  ausführlich  die  litterae  Adriani  papae 
excusatoriae  vom  14.  Juni  11.^8  (Leg.  II.  p.  106  sq.);  den  Eid  des  Papstes  gegen  den 
Kaiser  s.  Leg.  n.  p.  106.  —  Die  yerschiedenen  Formen  des  Versprechens  Seitens  des 
Kaisers  an  den  Papst  s.  im  2.  Bande  der  Leges.  —  Const.  Frid.  n.  a.  1220  (§.  69  n.  S.).   Ssp. 
L  1 .     n^^^i  syert  Ut  got  in  ertrike  to  bescermene  de  Christenheit.    Deme  pavese  is  gesät  dat 
geistlike,  deme  keisere  dat  wertlike.  Deme  parese  is  ok  gesät  to  ridene  to  bescedener  tiet  up 
eneme  blanken  perde  unde  de  keiser  sal  ime  den  stegerip  halden,  dnr  dat  de  sadel  nicht  ne 
winde  (hergenommen  Yon  dem  auf  einem  Lehnsverhältnisse  beruhenden  Yorgange  bei  Lothar 
n.,  Friedrich  I.  und  Friedrich  11.).     Dit   is   de  beteknisse,  svat  deme  pavese  wider- 
sta,  dat  he  mit  geistlikeme  rechte  nicht  gedvingen  ne  mach,  dat  it  de  keiser  mit  wert* 
likem  rechte  dvinge  deme  pavese  gehorsam  to  wesene.    So  sal  ok  de  geistlike  gewalt 
helpen  deme  wertlikem  rechte,    of  it  is   bedarf.'*     Dazu  die  Glosse:    „dat  ene  svert 
hadde  sinte  peter,  dat  het  nu  de  paves;  dat  andere  hadde  Johannes,  dat  het  nu  de 
keyser."  Schws.  c.  1.  (W.)  „Sint  nu  got  des   friedens  fürste  heizet,  so  liez  er  zwei 
mrert  hie  uf  erderiche,  do  er  ze  himmel  fuor,  ze  schirme  der  kristenheit.    diu  lech  got 
Sant  Peter  beidiu,  daz  eine  mit  geistlichem  gerihte,  unde  daz  ander  mit  wereltlichem 
gerihte.  Daz  wereltliche  swert  des  gerihtes ,  daz  Uhet  der  pabst  dem  keiser.    daz  geistliche 
ist  dem  pabest  gesezet  daz  er  da  mit  rihte.   Dem  pabest  ist  gesezet  ze  bescheidenlicher 
zit  ze  riten  uf  einem  blanken  pherde  unde  der  keiser  sol  dem  pabest  den  Stegreif  haben,  daz 
sich  der  satel  iht  winde,     daz  bezeichent  als  vü :  swaz  dem  pabest  widersteht,  des  er  mit 
geistlichem  gerihte  nicht  betwingen  mac,  daz  sol  der  keiser  unde  ander  wereltlich  gerihte 
betwingen  mit  der  achte.    Als  ein  man  ist  in  dem  banne  sehs  wochen  unde  einen  tac,  so  sol 
in  der  wereltliche  rihter  ze  achte  tuen,    unde  swer  euch  in  der  achte  ist  sehs  wochen  unde 
einen  tac,  den  sol  manze  banne  tuen.**  Ssp.III.  63. 2.  „Ban  scadet  der  sele  undene  nimt  doch 
niemanne  den  lif,  noch  ne  krenket  niemanne  ne  lantrechte  noch  an  lenrechte,  dar  ne  folge 
des  koninges  achte  an.**  Ssp. III.  57.  „Den  keiserne mut  de  paves  noch  neman  bannen  seder 
der  tiet  dat  he  gewiet  is,  ane  unmie  dre  sake:  of  he  an'me  geloven  tviflet,  oder  sin  echte  wif 
let,  oder  godes  hus   tostoret.**     Der  Schwabenspiegel  o.   108  (W.)  sagt,   nachdem   er 
denselben  Satz  hat:   „Diz  reht  hat  er  als  er  ze  keiser  gewihet  wird,    unde  taot  er  da 
vor  einem  bischolfe  iht  oder  jemande  anders,  der  sol  aber  dem  phalzgraven  von  Rine 
klagen,  bi  dem  ersten,  der  sol  sinem  erzbischolfe  klagen,    der  mac  in  mit  rehte  wohl 
bannen."    Vgl.  Sachs.  Weichb.  VIII.  §.  1.  2.  (Dan.)     „Nu  vomemet  umme  dy  fursten 
unde  vrie  herren,  wy  sy  mit  den  Römern  zu  rate  wurden,  unde  alle  dy  do  rittersnamen 
hatten.    Dy  wolden  wissen,  an  welchem  rechte  daz  rieh  besteen  solde,   unde    sazten 
dem  koninge  zotan  recht  mit  der  fursten  rate,  daz  er  den  stul  zuBome  vorsteen  saldo 
von  sente  Peters  halben  mit  dem  werltlichen  swerte,  do  er  noch  römischer   voit   von 
heist.    Dorumme  ist  em  ledik  wurden  in  allen  steten  daz  gerichte,  so  er  kernet   in 
deutsche  lant,  obir  alle  gerichte,  unde  monze,  imde  zolle.  —  Dorumme  daz   er  römi- 
scher voit  ist,  hirumme  mag  er  synen  Up  m'cht  vorwirken,  noch  euch  an  synen  eren 
ich  krenken,  wen  mit  drien  dingen,  die  wir  uch  ouch  wollen  sagen.    Daz  eyne  i&t^ 
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an  einer  Unklarheit  oder  Unbestimmtheit,  welche  den  Keim  zu  den  grossen 
Kämpfen  zwischen  beiden  Gewalten  A^on  Anfang  in  sich  trug.  Sie  lag  aber 
im  Plane  der  weltgeschichtlichen  Entwicklung.  Yergeblich  und  falsch  wäre 
€8,  an  jene  Zeit  unseren  Massstab  anzulegen,  sie  als  Muster  aufzustellen  fiir 
die  Ordnung  der  Welt;  ebenso  aber  auch  lächerlich,  die  Männer  in  Kirche 
und  Staat  jener  Zeit  dafär  zu  tadeln,  dass  sie  nicht  die  Maximen  des  19.  Jahr- 
hunderts befolgten. 

§.  71. 
2.  Die  Beichs-Hoiämter.    Die  Beiohsyicarien. 

I.  Unter  den  aus  der  karolingischen  Zeit  (§.  45.)  erhaltenen  Reichsämtem 
war  das  erste  das  des  Erzkanzlers,  Archicancellarius ,  das  sich  allmahg  in 
ein  dreifaches  theilte:  für  Deutschland  (per  Germaniam)  mit  dem  erzbischöf- 
lichen Stuhle  von  Mainz,  für  Italien  mit  dem  von  Köln,  für  Galhen  (per  Gal- 
liam  et  regnum  Arelatense)  mit  dem  von  Trier  verknüpft.*)  Nur  das  Amt 
des  Mainzer  Erzbischofs  ist  fiir  das  Beich  dadurch  von  Bedeutung,  dass  mit 
ihm  bis  zum  Untergange  des  Reiches  die  Leitung  des  Wahlgeschäfts,  die  An- 
ordnungen und  Beglaubigung  der  Reichstagsgeschäffce  und  die  Bestellung  der 
Personen  verknüpft  war,  die  beim  Kaiser  die  wirklichen  Kanzlerdienste  versahen. 

IL  Yon  den  Pfalzgrafenämtem  bUeb  nur  das  des  Pfalz grafen  vom 
Hheine  von  Bedeutung,  insofern  derselbe  Richter  im  Gerichte  der  Fürsten 
war.  *)   Er  hatte  zugleich  das  Hofamt  des  Truchsess,  Archidapifer,  inne.®) 

nL  Neben  diesen  führte  der  Herzog  von  Sachsen- Wittenberge*)  das  Amt 


ab  er  den  stol  zu  Borne  Yorstoren  wolde,  daz  andere,  ab  er  den  unglouben  Sterken 
weide,  daz  dritte  ab  er  sien  elich  wip  lest.  Welcher  drier  er  eyns  obirwunden  wurde, 
80  Bai  man  ober  en  richten;  man  sal  em  daz  honpt  abeslaen  mit  eyner  golden  harten, 
danmime  daz  er  daz  werltliche  swert  hat  zu  richten  obir  alle,  die  unrecht  thun.*^ 

0  Das  Mainzer  bestätigte  K.  Albrecht  1298  (Böhmer  Beg.  a  Conr.  I.  usque  ad 
Henr.  YL  num.  4946,  4948  (Yortritt  von  Trier).  Ueber  das  Kölner  8.  mein  System 
des  Kirchenr.  8.  250  Anm.  1.,  woraus  sich  dasselbe  schon  fürs  11.  Jahrb.  ergibt.  In 
der  Sent.  a.  1174  (Leg.  11.  p.  145)  unterschreibt,  der  Erzbischof  wird  selbst 
unter  den  Anwesenden  aufgeführt,  „ego  Gk>thofredu8  canoellarius  vice  Philippi 
colonienais  archiepiscopi  et  Italiae  regni  archicancellarii  recognovi.*^  Die  Bestätigung 
aller  drei  in  Bulla  aur.  KarolilV.  cap.L§.  18  sqq.,  cap.  IIL  Ygl.  auch  Sohws.  c.  110. 
(§.  70  n.  2.)  Beiches  Material  hat  über  die  Aemter  überhaupt  Pfeffinger  Yitriar. 
ülnstr.  L.  L  tit.  XHI.  u.  XIY. 

*)  Siehe  die  Stellen  im  §.  70.  n.  12.  —  Für  die  Geschichte  Adolph.  Fred.  Jo. 
Biedel  (Diss.  inaiig.)    de  comite  palatü  judicüs  praefecto.    Berol.  1881. 

*)  Siehe  die  §.  69.  n.  1.  angegebene  Literatur. 

*)  Siehe  §.  68  n.  5. 
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des  Marschalls,  Archimarescallus ,  der  Markgraf  yon  Brandenburg  das  de» 
Kämmerers,  Archicamerarius ,  endlick  das  Schenkenamt  der  König  von 
Böhmen.*) 

lY.  Den  wirklichen  Dienst  leisteten  lange  Zeit  hindurch  StellTertreter,  für 
den  Erzkanzler  ein  (Yice-)  Cancellarins  mit  Kotaren,  für  die  anderen  Officiales. 
Bis  zur  goldenen  Bulle  waren  auch  die  Aemter  dieser  Officialen  bei  bestimm- 
ten Familien  erblich  geworden.  <))  Aus  diesem  Grunde  wurden  zur  taglichen 
Dienstleistung  Gehülfen  bestellt  aus  den  Reichsministerialen,  welche  sich  im 
Gefolge  des  Kaisers  befanden  oder  auf  den  Reichsgütem  sassen,  in  denen  der 
Kaiser  seinen  Aufenthalt  nahm.  ^)  So  versahen  die  Erbämterinhaber  ihre  Amts- 
verrichtungen nur  bei  etwaigem  Aufenthalte  am  Hofe;  die  Inhaber  der  Erz- 
ämter aber  hatten  nur  bei  Gelegenheit  der  Krönung  wirkliche  Dienstleistung.^ 

V.  Mit  den  Erzämtem  der  genannten  drei  geistlichen  und  vier  weltlichen 
Fürsten  war  zugleich  verbunden  die  Kurfürstenwürde.  Beides  gab  deren 
Trägern  über  die  andern  Fürsten  ein  Uebergewicht,  zugleich  aber  auch  ge- 
genüber dem  Kaiser  eine  besonders  mächtige  Stellung.  Hierzu  kam,  dass  die 
goldne  Bulle  sie  als  die  Säulen  des  Reiches  pries, ^  die  Stimme  an   das  far 


5)  Bestätigt  von  Rudolph  1290  (Böhmer  Reg.  num.  4672;  Reg.  ab  a.  1246  ad 
1318  pag.  151). 

^)  Sie  Messen  im  Gegensatze  der  vorhergehendeu  Erzämter  die  Reichs-Erbäm- 
ter  und  waren  nach  der  Bulla  aur.  cap.  XXvil.,  XXIS.  also  vertheilt:  Subcamerarius 
die  Grafen  von   FalkcDstein,  Magister  ooquine  die  von  Nortenberg,  Yicepincema  die 
Grafen   von  Limburg,    Yicemarescallus   die  Grafen   yon   Pappenheim.    ErbkämmeTer 
waren  seit  dem  15.  Jahrh.   die  von  Weinsberg,  dann  seit  Anfang  des  16.  die  Grafen 
Ton  Seinsheim,  und  die  Fürsten  und  Grafen  von  HohenzoUem;    Erbtruchsessen  seit 
dem  Ende  des  15.  Jahrh.  die  yon  Seiden-Eck,  seit  dem  Ende  des  16.  (belehnt  1538 
in  eventum)  die  Freiherrn  spätem  Grafen  von  Waldburg,  welche  übrigens  bereits  vor 
der  goldnen  Bulle  dies  Amt  auch  bekleideten.    Vgl.  Besoldus  Thesaurus    practicns 
cet.  cum  contin.    Dietherri  etFritsohii,  Pedep.  et  Ratisp.  1740  fol.  sub  voce  Erb- 
Aemter  (P.  I.  p.  253  ff.,  P.  ü.  p.  195),  der  noch  andre  nennt,  Dokumente  angibt  n. 
die  Sportein  nachweist,  welche  diese  bei  Belehnungen  durch  den  Kaiser  erhielten. 

^)  Bulla  aurea  cap.  XXVn.  §.  8.  „Si  tamen  ipsi  in  Curia  linp.  seu  Regali  tali 
presentes  existant,  et  eorum  quilibet  in  officio  suo  ministret:  si  vero  ipsi  vel  eortun 
aliqui  a  prefata  Curia  se  duxerint  absentandos,  extuno  Imp.  vel  Regalis  Curiae  cotti- 
diani  ministri  yice  absencium,  puta  quilibet  in  loco  ejus  absentis,  cui  in  yocabulo  sen 
officio  communicat,  sicut  geret  officium,  sie  tollat  in  premissis  et  fructum. 

^)  Das  Nähere  Bulla  aurea  L  o.    Der  Marschall  trug  das  Schwerdt,  der  Trachsess 
den  Reichsapfel,  der  Kämmerer  den  Scepter. 

^)  So  heisst  es  z.  B.  cap.  in.  §.  1.     „Decor  et  gloria  .  .  .    Imperii,  et  lionor  cesa- 

reus,    et  Reipublicae  grata  compendia,  .  .  .    Principum  Electomm  concordi    voluntate 

^^''entur,  qui  velut  columpne  .proceres,  sacrum  edificium  ciroumspecte  prudencie  aolerti 

^  sustentant,  quorum  presidio  dextra  Imperialis  potencie  roboratur.'^      V^l.    cap. 

und  das  in  byzantinischem  Geschmake  abgefasste  Proemium. 
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nntheilbar  erklärte  Territorium  band,*®)  und  durch  die  Vorschrift,  jährlich  in 
einer  Congregation  die  Reichsangelegenheiten  zu  berathen,  sie  zu  einem  direc- 
ten  Einflüsse  auf  die  Reichsregierung  yeranlassen  musste.")  Obgleich  nemlich 
gerade  diese  Satzung  nicht  ins  Rechtsleben  trat,  so  haben  doch  die  Kurfürsten 
idch  bei  passender  Gelegenheit  yereinigt  und  entscheidend  auf  die  Regierung 
gewirkt. ") 

yi.  An  diese  obersten  und  natfirlichen  Räthe  der  Krone  fiel  bei  der  Ab- 
wesenheit des  Königs  und  der  Erledigung  des  Thrones  die  Verwaltung  des 
£eichs.  Im  erstem  Falle  bestellten  die  Könige  in  der  Regel  in  älterer  Zeit 
den  Pfalzgrafen,  einzeln  auch  andere  Fürsten,  besonders  die  zu  NacMolgem 
Erwählten;*^)  im  letztem  Falle  übte  der  Pfalzgraf  und  der  Reichsmarschall 
das  Amt  der  Reichs  vi  carien  aus.^^} 


^<^)  Bulla  aur.  cap.  Vü.  XX.  XXV. 

^^)  Bulla  aur.  cap.  XTT.  de  congregaiione  Principum.  Vorher  der  Kurverein  zu 
Kense  1338  und  in  Folge  dessen  die  Const  Ludovici  aus  Frankfurt  (Oertel  1.  c.  p. 
47  sqq.). 

**)  So  bei  den  Verhandlungen  über  den  AbBchluss  von  Konkordaten  unter  Frie- 
drich in.  S.  mein  Kirchenrecht  I.  S.  482  fg.  (Lehre  Yon  den  Quellen  des  Kir- 
chenrechts). 

^^  Die  Bestellung  des  Pfalzgrafen  kommt  schon  yor  unter  Karl  ü.  im  Conv.  Cari- 
Biac  a.877.  c.  17.  (Leg.  L  pag.  540).  Shws.  c.  125.  (L.;  c.  106.  W.)  „und  vert  der 
h'om'g  von  tüschem  lande,  so  boI  er  einen  hof  gebieten,  an  die  stat  da  er  ze  rehte 
Bin  Bol,  da  sei  er  dem  phallentzgrayen  yon  Bine  den  gewalt  geben,  daz  er  rihter  si 
an  des  kiunigs  etat,  über  der  fürsten  lip.  unde  git  er  im  dez  gewalt  niht,  so  hat  er 
kein  reht  dar  an.*^  —  K.  O^o  setzte  Hermann  BiUung  zum  Statthalter  ein;  unter 
Friedrich  n.  waren  es  dessen  Sohn  Albrecht  und  Heinrich.  Material  und  Literatur  bei 
Pfeffinger  im  Lidex  sub  yoce  yicarius,  yicariatus. 

^^)  Bulla  aurea  cap.  V.  Quociens  .  .  yacare  continget  Imperium,  illustris  comes  Pa- 
latinus  Reni  ...  ad  manus  futuri  Regis  ...  in  partibus  Reni  et  Sueyie,  et  in  Jure 
Franconico,  radone  Principatus  seu  Comitatus  Palatini  priyüegii  esse  debet  proyisor 
ipsins  Imperii,  cum  potestate  judicia  exeroendi,  ad  beneficia  ecclesiastica  praesentandi^ 
recoUigendi  redditus,  et  proyentus,  et  inyestiendi  de  feudis,  juramenta  fidelitatis,  yice 
et  nomine  Sacri  Imperii  recipiendi,  que  tamen  per  Regem  Romanorum  postea  electum, 
BUG  tempore  onmia  innoyari,  et  de  noyo  Bibi  juramenta  ipsa  praestari  debebunt,  feudi 
Principum  duntaxat  exceptis  et  Ulis  que  Vanlehen  yidgariter  appellantur:  quorum  inye- 
stitoram  et  collationem  soll  Imperatori  yel  Regpi  Romanorum  specialiter  reseryamus. 
Ipse  tamen  Comes  Palatinus  onme  genus  alienacionis  seu  obligacionls  renim  Imperia- 
liom,  hujusmodi  proyisionis  tempore  ezpresse  sibi  noyerit  interdictum.  Et  eodem  jure 
proyisionis  illustrem  Ducem  Saxonie,  Sacri  Imperii  Archimarescallum,  frui  yolumus,  in 
^  locis,  ubi  Saxonica  jura  seryantur,  sub  onmibus  modis  et  condioionibus,  sicut 
BQperius  est  expressum.^  Ausführlich  ist  über  das  Vicariat  des  Pfalzgrafen  bezüglich 
des  Lehnswesens  Schws.  Lehnr.  c.  147.  L.  —  Gerlaoh  Adolph,  de  Münchhau* 
Ben  de  yicariatu  italico,  Hai.  Magdeb.  a.  1712.  4. 
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§.  72. 

3.  Die  Reichssiände.    Der  Reichstag. 

I.  Wie  in  der  fränkischen  Zeit  (§.  43.)  standen  dem  Könige  bei  derReidu- 
regierung  zur  Seite  die  Grossen,  deren  Einfluss  mit  dem  steten  Abnehmen  der 
königlichen  Gewalt  über  die  Territorien  mehr  und  mehr  stieg,  bis  er  zu  einem 
ToUen  Rechte  der  Mitregierung  wurde,  als  jede  Spur  yon  dem  ehemaligen  Be- 
amtencharakter derselben  verwischt  und  aus  deren  verschiedenen  Ordnungen 
«ine  geschlossene  Korporation  gegenüber  dem  Kaiser  erstanden  war.    In  den 
Besitz  dieser  Stellung  traten  von  Anfang  an:  1)  die  Inhaber  der  alten  Her- 
zogthümer  und  jene,  welche  bei  deren  Zersplitterung  die  vollen  Horzogsrechte 
{§.  48.)  über  ihr  Territorium  erworben  hatten,  geistliche  und  weltliche,  ^)  moch- 
ten sie  den  herzoglichen  Namen  fuhren^)  oder  ihren  bisherigen  beibehalten.^ 
Allen  kam  das   gemeinsame   Merkmal  der   blossto  Abhängigkeit  vom  Kaiser, 
der  Unmittelbarkeit  unter  ihm  imd  dem  Reiche  zu;  sie  trugen  ihr  Land 
direct  vom  Reiche  zum  Lehen,  wurden  vom  Kaiser  unmittelbar,  in  Person, 
mit  ihm  beliehen.    Ob  der  Einzelne  Herzog,  Bischof,  Abt,  Markgraf,  Pfalz- 
graf, Graf  hiess,  war  für  seine  rechtiiche  Stellung  bis  gegen  das  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  ohne  Einfluss.    Von  dem  sachlichen  Merkmale  hiessen  sie 
Fürsten,  Principe s.*)    Der  Gipfel  ihrer  Macht  lag  im  königlichen  Banne^ 
den  sie  direct  vom  Könige  hatten,  und  im  Herzogthume,  als  dessen  äusserer 
Ausdruck  der  Heerbann  galt.     Sein  Zeichen,  die  Fahne,  diente  danun  dem 
Kaiser  bei  der  Belehnung  als  Symbol,  woher  der  Name  Fahnlehen  für  diese 
Länder.    Mit  der  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  eingetretenen   festeren 
Bildung   der   landesherrlichen  Gewalt   und  der  ausgeprägteren  Stellung    der 
Landesherm  zum  Kaiser  und  zu  den  kleinem  Herrn  trat  der  Fürstenstand 


^)  Siehe   die  DarsteUimg   der  neuen  TerritorialbUdang  des   12.  und  18.  Jahrhun- 
derts im  §.  68. 

*)  Wie  Oesterreich. 

^)  Z.  B.   der  Markgraf  von  Brandenburg.    Dasselbe  war  der  Fall    bei   den 
Pfalzgrafen. 

*)  Eigentlich  so  viel  als  die  Vordersten,  Ersten,   Yorsten,  first,   weil    sie  die 
Ersten  im  Reiche,    die  Nächsten  beim  Kaiser  sind.    Vgl.  auch  oben  §.13.     In   ^et 
karolingischen  Zeit  wird  der  Ausdruck  princeps  für  den  König  gebraucht   (z.  B. 
Capit.  Bonon.  a.  811.  c.  1.  4.  Oben  S.  105.);    auch  später  kommt  prinoepa  Rom&- 
norum  fttr  den  deutschen  Kaiser  vor.    Mit  dem  Ausdrucke  principes  (in    der   frftn- 
kischen  Zeit   erscheinen   die  Grossen    als   fidel  es    oder   werden   einzeln    aufigezfiMt: 
Bischöfe,    Aebte,   Herzöge,    Grafen)  kommt  bis  ins    13.  Jahrh.  hinein  der    Ausdruck 
primates,    proceres,   majores   synonym   vor.    Im  10.   Jahrh.   ist   der    Ausdrack 
fidel  es  (vgl.  §.  57.  n.  1.,  §.  58.  n.  1.)  noch  häufig. 
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scharfer  hervor;  es  wurde  der  Name  Fürst,  pnnceps,  ein  teclmischer  Ansdrack 
iur:  rdehsunmittelbarer  Herr  eines  direct  vom  Kaiser  verliehenen  mit  vollem 
Gerichts-  imd  Heerbann  versehenen  Territorinms.  Im  Laufe  der  Zeit  hatten 
die  meisten  älteren  Glieder  des  Standes  den  Ffirstentitel  angenommen.  Wer 
diesen  nicht  fährte,  kern  Bischof  war,  den  hohem  herzoglichen  Titel  oder  nicht 
den  eines  Markgrafen,  Pfalzgrafen  Von  Alters  her  hatte,  der  wnrde  nunmehr 
den  Fürsten  nur  zugezählt,  wenn  er  deren  „consortium,  collegium^  vom  Kaiser 
beigesellt  wurde.  Das  geschah  bei  manchen  Aebten,  Landgrafen,  Grafen  und 
Burggrafen,  welche  das  angegebene  materielle  Substrat  des  Fürstenthums  hat- 
ten.'^) >~  2)  Die  zweite  Ordnung  der  Beichsstände  bildeten  die  Herrn,  welche 


^  Ich  finde  den  Ausdruck  principes  jedoch  ganz  allgemein  zuerst  in  Ottonis  I. 
et  Ottonis  IL  Leges  a.  969  (Leg.  IL  p.  34.):  „nostri  imperii  principes  publici  officii  et 
«cdesiastici  ordinis,  divites  et  pauperes,  majores  et  minores.''  In  Ottonis  U.  Fax  cum 
Yenetis  tob.  983  (ib.  p.  35.)  ist  die  Bede  von  „prinoipibus  ultramontanis  et  italicis,^ 
worunter  angezahlt  werden  mehre  Bischöfe,  der  Herzog  von  Baiem,  zwei  Grafen, 
^alüsque  quam  pluribus  majoris  et  inferioris  ordinis  nobilibus  hominibus.^  Unter 
Konrad  II.  (z.  B.  Leg.  IL  p.  39.)  ist  der  gewohnliche  Ausdruck  „walvassores  majores^  und 
minores.^  Deutlicher  heiset  es  in  Const  Henr.  HC.  a.  1054  (ib.  p.  42.):  „consüio  nostrorum 
principum,  arohiepiscoporum,  episooporum,  marchionum,  comitum,  ac  judicio  judicum.^ 
Heinrich  lY.  schreibt  1076  aus  Wonns  (ib.  p.  48.)  an  die  Bischöfe:  „qula  de  nullius 
regni  principttm  fidelitate,  quam  de  tua  majora  speramus.*^  In  dessen  Promissio  Ca- 
ntaina  a.  1077  (ib.  p.  50.):  „archiepiscopi  et  episcopi,  abbates,  duces,  et  comites, 
caeterique  principes  regni  Teutonici.'^  Curia  Mogunt.  a.  1100  (ib.  p.  60.) 
rprincipes  qui  nobiscum  erant^  u.  dgL  Const.  pacis  a.  1103  (ib.  p.  60.)  „fiUus  regis 
jnrayit  et  primates  totius  regni,  duces,  marchiones,  comites,  et  alii  quam  multi.*^ 
Cony.  Batispon.  a.  1104  (ib.  p.  62.)  „tam  ecclesiae  quam  regni  prindpibus  conlaudan- 
tibos  et  oonfirmantibus.'^  Des  Bathes ,  Consenses  der  Fürsten  zu  Heerzügen  u.  Anderm 
gedenken  z.  B.  Expeditio  Flandrica  a.  1107  (ib.p.  64.),  Conv.  Spir.  a.  1110  (ib.p.  65.), 
Cony.  "Wioeburg.  a.  1121  (ib.  p.  74.;  Beilegung  des  Streites  mit  dem  Papste)  Concordat. 
Wormat-  (ib.  p.  76.)  Chuonradi  DL  const.  a.  1186  (ib.  p.  84.)  „Habito  itaque  consilio 
archiepiacoporum,  episooporum,  ducum,  marchionum,  comitum  palatinorum,  cetero- 
rumque  nobilium,  simul  et  judicum.^  Mehr  und  mehr  ist  blos  Bede  yon  principes. 
Wer  dazu  gehörte,  darüber  liessen  die  Quellen  keinen  Zweifel  S.  Const  Chuonr.  DL 
a.  1144  (1147)  ib.  p.  84.,  Curia  Wiroeb.  a.  1148  ib.  p.  86.,  Exped.  Bom.  a.  1151  ib. 
p.  S7,  —  Um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  kommen  Verleihungen  des  Fürstenstandes 
▼or.  8o  wurde  der  Landgraf  von  Thüringen  1130  zum  Fürsten  (Historia  Er^ 
phesfordiensis  Anonymi  scriptoris  de  Landgrayiis  Thuringiae  cap.  XVID.  bei  Jo.  Pi- 
storius  Herum  germanicarum  scriptores  aliquot  insignes  cet.  Batisp.  1731  foL  T.  I. 
p.  1310  sq.  Ludoyicus,  tertius  comes  Thuringiae,  filius  Ludoyici  secundi,  duxit  in 
nxorem  filiam  Lotharii,  ducis  Saxoniae  imperatoris,  suecessoris  Henxici  regis,  nomine 
Hedeyig.  Kota,  anno  Domini  MCXXTV  monasterium  in  Walckenrieden  fundatum  est 
ordinis  Cisterciensis.  Qui  Imperator  yidens  Ludoyicum  generum  suum  esse  militem  stre- 
nunm  et  potentem  in  Thuringia  et  Hassia,  de  consilio  prindpum  ipsum  cum  yexillorum 
festiya  exhibitione ,  ut  moris  est,  imperatoris  largitione  solenniter  eztulit,  et  cum  magno 
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eine  Grafschaft  Yon  geistlichen  oder  weltiiohen  Fürsten  zum  Lehen  tragen^ 
desgleichen  die  Dynasten  (YgL  §.  68.).  Viele  von  diesen  haben  ihre  Beichsstand- 
sdhaft  verloren,  die  meisten  sich  allmälig  den  Grafentitel  beigelegt,  viele  end- 
lich sind  im  Laufe  der  Zeit  in  den  Reichsgrafen-  oder  selbst  den  Reicfasfur- 
stenstand  erhoben.  3)  Seit  Wilhelm  von  Holland  erscheinen  auch  die  Städte 
des  Eeiches  auf  den  Reichstagen.^) 

n.  Das  Yerhältniss  der  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  zum  Eiuser  hatte  sich 
mit  der  Territorialbildung  von  selbst  dahin  gestaltet,  dass  sie  von  ihm  das 
mit  dem  Territorium  verbundene  Fürstenamt  oder  die  Grafschaft  zum  Lehen 
trugen,  ihn  als  Senior  anerkannt^i,  ihm  durch  die  Lehenstreue  verbunden 
waren.  Trat  ein  neuer  Kaiser  oder  ein  Nachfolger  auf,  so  musste  das  Band 
binnen  Jahr  und  Tag  erneuert  werden.^)    Durch  dieses  Lehensband  war  die 


preconio  ei  nomen  Principis  imposuit,    ei  Landgrariimi  Thnringiae  ipsum   proclamari 
ab  Omnibus  fecit*^),   der  Markgraf  von  Oesterreioh  1156  zum  Herzog  erbeben,  der  von 
Brandenburg  vom  Bächsischen  Herzogthum  eximirt.    Yerleihung  der  Beichsunmittelbar- 
keit  an  Honte  Oassino  (Böhmer  Beg.  n.  2831)  durch  Heiniich  VI.  im  J.  1194,  deit 
Unmittelbarkeit  mit  der  Fürstenwfirde   an  den  Abt  yon  Pfeffers  (Böhmer  num. 
2864,  er  belehnt  ihn  mit  dem  Scepter).    Dies  bestätigte  Friedrich  H.  a.  1221  (Böh- 
mer n.  3255).     Derselbe    erlaubte   1226  (Böhmer  n.  3312)   dem  Dentschorden  und 
dessen  Hochmeister  Hermann  von  Salza,  das  von  Herzog  Conrad  von  Masoyien  ihm 
angebotene  Ouhnische  Land  anzunehmen,  Preussen  von  da  aus  zu  erobern  und  es  als 
ein  Beichsfürstenthum  zu  besitzen.    Derselbe  erhob  1235  die  Stadt  Braunschweig  und 
die  Yeste  Lüneburg  mit  ihren  Zugehörungen    zu  einem  Herzogthum,  „ducem  et  prin- 
cipem""  (Leg.H.  p.  318.).  Rodulf  I.  erhob  1274  (Böhmer  Beg.  n.  4144.)  den  AbtUhich 
von  Marien-Einsiedeln  in  den  ReichsfÜrstenstand.  —  Ssp.  HL  52.  2.    (§.  70.  n.  12.); 
Ssp.HL  53. 1.  3.  (§.  69.  n.  7.).  IH.  58.  „Des  nkes  vorsten  ne  seien  neuen  leien  to  herren 
hebben,  wen  den  koning.    2.  It  n^is  nen  vanlen ,  dar  die  man  af  möge  des  nkes  vorste 
wesen,  he  ne  untva^t  von  deme  koninge.   Svat  so  en  ander  man  yonhneuntveitfdar  n'is 
jene  die  vorderste  an'  me  lene  nicht,  went  ei  en  ander  yor  ime  untfeng,  unde  ne  mach  des 
nkes  yorste  dar  af  nicht  sin.''     Glosse  §.  2.  „Wen  bruder  deilen,   wi  dit  forstendum 
beholt,  di  wert  des  nkes  forste,  unde  die  ander  ein  slicht  forste,  den  heitenwie  forste 
genot.^    Sachsp.  Lehnr.  art.  71.  §.  21.    „Yorste  het  dar  umme  vorste  des  rikes,   dat 
sin  yanlen  dar  he  yorste   van  wesen  wel   nieman  yor  ime  untyan  ne  sal.    Sven  it  en 
ander  yor  ime  untyeit  die  't  ime  Uet,   so  n'is  he  die  yorderste  an  der  lenunge  nicht; 
dar  umme  ne  mach  he  yon  deme  lene  nen  yorste  wesen.    Syie  so  yanlen  heyet  unde 
vorste  is,  die  ne  sal  neuen  leien  to  herren  hebben  ane  den  koning.'^    Den  Grand  die- 
ser Unmittelbarkeit  erklärt   Ssp.  IH.  53.  1.    YgL    überhaupt  Homeyer  System   des 
Lehnrechts  §.   62.    Die  Pfalzen,   Yaniehn,   Erzbisthümer  und  Bisthiimer  in   Sachsen 
z&hlt  auf  Ssp.  in.  62.—  YgL  Schws.  o.  111.  114.  (W.)  131.  132.  136.  (L.),  Schwab. 
Lehnr.  c.  133.  143.  144.  (L)  — 

^)  Sent.  Wilh.  regis  a.  1255  (Leg.  H.  p.  371.),  ejusdem  confirm.  pads  (ib.  p.  S79J)y 
Cony.  Oppenheim,  (ib.  p.  375.).    Ygl.  §.  73.  lY. 

0  Sachs.  Lehnr.  XXH.  1.,  XXY.  1.  2.  3.    SchwB.Lehnr.  art  143a.  147  a.  (L->- 
Ueber  die  Form  der  Belehnung  s.  Const.  ducatus  Colon,  a.  1180  (Leg.  H.  p.  163.>: 
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Yerbindimg  zwischen  den  Fürsien  nnd  dem  Reiche  erhalten,   indem  dasselbe 
einerseits  die  Grundlage  für  die  Gewalt  des  Herrn  bildete,®)  und  andrerseits 
zur  Folge  verpflichtete,  wenn  der  Kaiser  rief.**)    Brach  der  Herr  die  Treue, 
80  konnte  der   Kaiser   das   Lehen   einziehen.*®)    Die   volle   Erblichkeit   der 
Lehen   brachte  aber  mit  sich,   das«   der  Kaiser  dem  fähigen  Nachfolger  die- 
selben nicht  verweigern   konnte  (§.    76.).    Sie  gab   zugleich   der  Herrschaft 
über  das  Land  den  Charakter  der  Patrimonialitat,  indem  das  zu  Lehen  be- 
gessene   Fürstenthum  u.  s.  f.  nicht  so  sehr  als  Inbegriff  öffentlicher  Rechte, 
sondern  als  Folge  eines  der  Familie  erworbenen  Besitzthums  erschien.    Diese 
Doppelnatur  der  Reichslehen  brachte  einerseits  mit  sich,  dass  der  Herr  über 
dasselbe  nicht  wie  über  sein  Allode  verfügen  konnte;  zugleich  hatte  aber  das 
gemeinsame  Interesse  der  Reichsstände  und  ihre  Macht  dem  Grundsatze  Aner- 
kennung verschafft,  dass  auch  der  Kaiser  weder  ohne  ihre  Zustimmung")  die 


„praememoratom  arohiepiscopmn  Philippuni  portione  iSa  duoatus ,  snae  collata  eoclesiae, 
Texillo  imperiali  solenmiter  invesiivmius.^  Const.  ducat.  Bronsvio.  et  Lüneburg,  a.  1235 
(ib.  p.  318.)  ^et  eum  solempniter  juxta  consuetadinem  InvestiTiiiius  per  vexilla.'^  Con- 
cordat.  Wormat.  a.  1122  (ib.  p.  75.):  „Electus  autem  regalia  absque  omni  exactione 
per  Bceptrum  a  te  recipiat.**  Bulla  aurea  a.  1356  cap.  V.  §.  1.  (§.  71.  n.  14.);  cap.  XXIX. 
über  die  Taxen  bei  der  Belehnung.  —  Sachsp.  III.  59.  1.  „Svenne  man  küset  bi- 
schope  oder  ebbete  oder  ebbedischen,  die  den  herschilt  hebben,  dat  len  seien  sie  vore 
untvan  unde  die  bisorge  na.^  m.  60.  1.  „Die  keiser  liet  alle  geistlik  Torsten  len  mit 
deme  seepter,  alle  vertlik  vanlen  liet  he  mit  vanen.  !Nen  vanlen  ne  mut  he  ok  ledich 
hebben  jar  unde  dach."    Vgl.  hierüber  Homeyer  a.  a.  O. 

*)  Dies  entscheidet  für  die  Vasallen  der  Fürsten  ausdrüoklich  die  Sententia  de  offi- 
datis  principum  a.  1223  (Leg.  H.  p.  250.).  Dasselbe  ergibt  sich  aus  den  Bestimmun- 
gen der  Beichsgesetze  über  Untheilbarkeit,  Unveräusserlichkeit  ohne  Zustimmung  von 
Kaiser  und  Reichsständen  u.  s.  w. 

^  Siehe  überhaupt  Homeyer  System  des  Leimrechts  §.  23  ff.  Sachs.  Lehnr. 
art.  3.,  art.  4.  „Des  nkes  denst,  dat  dem  manne  geboden  wert  mit  ordelen  ses  weken 
vor  deme  dage  er  he  varen  sole,  unde  ime  dat  gekündeget  wert  dar't  tvene  man  des 
Herren  hören,  dar  sal  he  denen  bi  plicht  binnen  düdischer  tungen  die  deme  romeschen 
rike  underdan  is  .  .  .  .**  art.  4.  §.  2.  (§.  70.  n.  2.).  §.  3.  „Ok  sal  dar  varen  jegelik 
man  mit  sime  herren  die  des  rikes  gut  to  lene  hevet,  oder  he  sal  die  vart  losen  mit 
deme  tegeden  punde  dat  he  jarlikes  von  ime  hevet.  Disse  hervarfc  sal  man  ok  gebie- 
den  Tore  ses  weken  unde  en  jar  unde  dre  dage  er  der  samenunge,  unde  die  hervart 
lent  den  düdischen  alse  die  koning  gewiet  is.*  Schwab.  Lehnr.  art.  8  L.  „Swer  lehen 
Ton  dem  künige  oder  von  dem  riche  habe,  dem  sol  der  künig  heizzen  gebieten  eine 
hervart  mit  im  ze  varenne,  die  sol  man  in  gebieten  über  sehs  woohen  unde  einen  tag 
e  daz  er  Tarn  sule"  etc.  (über  die  Römerfahrt  des  Königs). 

**)  "Wie  bei  Heinrich  dem  Löwen  geschah. 

")  Dies  zeigt  deutlich  die  citirte  Const.  ducatus  Colon,  a.  1180.  „Nos  itaque  habita 
com  principibus  deliberatione,  oommuni  ipsomm  consilio,  ducatum,  qui  dicitur  West- 
phaÜae  et  Angariae,  in  duo  divisimus,  et unam  partem,  eam  yide licet  quae 
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Beichslehen  verändern  durfte,  noch  ein  erledigtes  Fahnlehen  über  Jahr  und 
Tag  in  seiner  Hand  behalten  konnte.")  Uebrigens  konnte  der  König  ein  sol- 
ches jeder  fähigen  Person  geben. 

m.  Während  dieses  ganzen  Zeitraumes  schreibt  kein  Beichsgesetz  die  Art 
genau  vor,  wie  der  Kaiser  die  Eeichsstäf de  zur  Theilnahme  an  der  Beieha- 
regierung  beiziehen  solle.    Es  geschah  dies  einzeln  durch  Zuziehung  der  ge- 
rade bei  ihm  anwesenden,  regelmässig  jedoch  auf  den  Reichstagen.    Dieae 
wurden,   ausgenommen  wenn  Kriege  abhielten,  beinahe  alljährlich  oder  nach 
Bedürfhiss   abgehalten.    Auf  ihnen  wurden   die  Gesetze  erlassen,  der  Land- 
friede geboten,  die  Streitigkeiten  entschieden,  welche  vor  den  Kaiser  gehörten, 
wie  die  Sachen  der  Beichsunmittelbaren,^^)  die  Beschlüsse  über  Krieg  und 
Frieden,  Abschliessung  yon  Bündnissen,  Verträge  mit  dem  Papste  und  frem- 
den Fürsten,  Fällung  der  Beichsacht,  Entziehung  der  Beichslehen  vorgenom- 
men u.  dgl.  m.**) 

lY.  Keben  den  bisher  aufgezählten  Grossen  und  den  Städten  kommen  bis 
zum  14.  Jahrhundert  regelmässig  auch  noch  die  Ministerialen  des  Beiches 
als  anwesend  und  mitwirkend  auf  den  Beichstagen  vor.^^) 

V.  Bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  oder  Lösung  von  Bechtsfragen 
forderte  der  Kaiser  einen  Bischof,  Fürsten  oder  Grafen  u.  s.  w.  auf,  seine  Mei- 
nung auszusprechen,  welche  dann  der  König  nach  erlangter  Zustimmung  der 
Stände  als  Beichssentenz  (sententia  imperii)  verkündigte.^^)  Bei  Oesetzen 
u.  s.  w.  wird  des  consilium,  consensus,  assensus  der  Stände  erwähnt, 
ohne  dass  über  die  Art  der  Yerhandlung  und  Beschlussfassung  ein   Näheres 


in  episcopatum  Coloniensem  et  per  totum  Pathebumensem  episcopatum  protendebatoTf 
cum  omni  jure  et  jurisdiotione,  videlicet  cum  comitatibus ,  cum  advocatüs,  cum  con- 
ductibus,  cum  mansis,  cum  curtibus,  cum  beneficiis,  cum  ministerialibus,  cum  man- 
cipüs,  et  cum  omnibus  ad  eundem  ducatum  pertinentibus,  eccleaiae  Coloniensi  legitimo 
donationis  titulo  imperatoria  liberalitate  contulimus,  et  requisita  a  principibus  sententia, 
an  id  fieri  liceret,  adjudicata,  et  communi  pnncipum  et  iotius  curiae  assensu  appro- 
bata^  cet.  (nota  7.).    Aehnlich  die  const.  ducatus  BmiiBTicensis.    Cf.  §.  75.  n.  4. 

^^  Ssp.  m.  53.  3.  (§.  69.  n.  7.),  UL  60.  1.  (dieses  §.  n.  7.).  Es  wurden  in  der 
Folgezeit  för  solche  Fälle  im  Yomhinein  Eventualbelehnungen  ertheilt  Z.B.  Böhmer 
Beg.  n.  3343.  3549. 

^')  Ssp.  nL  45.  ,,Oyer  der  Torsten  lif  unde  ire  gesunt  ne  mut  neman  richtere  sin, 
wan  die  konixig.^ 

^^)  Ueber  alle  diese  Dinge  findet  man  im  2.  Bande  der  Leges  viele  Belege. 

^^)  Sie  werden  in  fast  allen  der  bisher  erwähnten  Beichstage  angezählt 

^^)  Z.  B.  Chuonradi  m.  regis  sententia  a.  1149  (Leg.  ü.  p.  564.),  Budolphi  L 
a.  1281  (ib.  p.  426).  Handelte  es  sich  um  eine  Yerurtheilung,  so  ging  der  Sentenz 
die  gewöhnliche  dreimalige  Ladung  voraus ,  auf  deren  Fruchtlosigkeit  die  Acht  folgte. 
Vgl  z.  B.  Henrid  YII.  sent.  in  regem  Bobertum  a.  1313  (ib.  p.  545.),  die  Aechtung 
Heinrichs  des  Löwen  (Böhmer  Beg.  n.  2611.  2614.  2615.  2619.  2624.  2625.). 
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erhellt.  Es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sa.che,  dass  mit  der  schärferen 
Sonderung  der  Stände  auch  ein  förmlicheres  Verfahren  eintrat  und  sich  die 
Genossen  zusammenfanden.  Seitdem  die  KurfQrsten  zu  Bense  in  coUegiale 
Berathung  getreten  waren,  haben  sie  zweifelsohne  f actisch  ein  besonderes 
KoDeg  gebildet;  denn  von  da  ab  ist  regelmässig  in  den  Keichsgesetzen  die 
Rede  von  Kurfürsten,  Fürsten,  Grafen,  Herrn  und  Städten.") 

VI.  Ausser  den  Reichstagen  hielt  der  Kaiser  in  den  einzelnen  Theilen  des 
Reiches  Hof  tage,  auf  denen  die  dazu  geladenen  Grossen  des  betreffenden 
Eeichslandes  (Sachsen,  Baiem,  Franken,  Schwaben)  zu  erscheinen  hatten.*®) 
Wer  ohne  Grund  ausblieb,  den  konnte  Strafe  treffen. ")  Auf  diesen  Hoftagen 
wurden  die  besondem  Angelegenheiten  des  Reichstheiles  geordnet  und  die 
allgemeinen  vorbereitet. 

VII.  Die  Zeit  der  Reichs-  und  Hoftage  bestimmte  der  Kaiser;  er  musste 
nur  zur  rechten  Zeit  vorher  die  Fürsten  entbieten.  Der  Ort  waren  die  kai- 
serlichen Pfalzen,  die  Städte  des  Reichs  und  die  bischöflichen.'^) 


*0  Landfiieden  E.  Wenzels  zu  Eger  1389  (Neue  Samml.  der  Reichsabsch.  L  S.  91.); 
Abschied  v.   1422  (das.  S.  117  ff.).  —  ^ 

Es  hing  mit  den  TerritorialverhältniBsen  zusammen,  dass,  abgesehen  von  der  Eur- 
8timme  bei  der  Wahl  (Bulla  aurea  cap.  VII.),  nicht  blos  das  Familienhaupt  auf  dem 
Reichstage  erschien.  So  sind  im  Landfr.  zu  Kümberg  1388  (Neue  Samml.  I.  S.  88.) 
ausser  dem  ältesten  Pfalzgrafen  noch  vier  —  im  Reichsabsch.  zu  Nürnberg  1431  (das. 
S.  149.)  fünf  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  zwei  Landgrafen  zu  Luehtenberg,  zwei  von  Wol- 
kenstein  —  in  dem  von  1495  mehre  Landgrafen  von  Hessen  (ib.  11.  S.  15.)  erwähnt 
Haa%  geschieht  auch  der  mitgebrachten  Söhne  Erwähnung. 

*®)  Ygl.  das  §.  58.  n.  18.  abgedruckte  Privileg  für  Oesterreich,  dass  der  Herzog  nur 
ZD  den  in  Baiem  ausgeschriebenen  Hoffcagen  zu  erscheinen  brauche. 

^®)  Ssp.  ni.  62. 1.  „Vif  stede  die  palenze  heten  liegen  in  'me  lande  to  sassen,  dar 
die  koning  echte  hove  hebben  saL  Die  irste  is  gruna;  die  andere  werle,  die  is  to 
goslere  gdieget;  walehusen  is  die  dridde;  alstede  die  vierde;  merseburch  die  vefte.'' 
m.  64.  1.  „Büt  die  koning  des  rikes  dienst  oder  sinen  hof  mit  ordel^i,  unde  let  he 
ine  kundegen  den  vorsten  mit  sinem  brieve  unde  ingesegele  ses  weken  er  he  werden 
sole,  den  solen  se  süken  binnen  düdischer  art  svar  he  is;  laten  sie^t,  sie  wedden  dar 
Qmme.''  Er  zählt  dann  die  Grösse  der  Bussen  auf  und  die  Grösse  des  Bannes.  VgL 
Schwabsp.  c.  136.  137.  138  L. 

*<0  VgL  Ssp.  ni.  62.  1.  (n.  19.)  Sohws.  c.  137  L.  „Der  kunc  giht  er  sul  in  allen 
Kteten  da  bistum  inne  sint  hof  gebieten,  da  criegten  etwenne  die  phaffen  fursteu  wider 
die  haut  ir  eriec  nu  gelaezen.  er  sol  och  sinen  hof  gebieten  ze  firankenfurt,  und  ze 
mirenberc,  und  ze  ulme,  in  ander  stete  die  des  rikes  sint,  dar  in  mao  er  wol  gebieten 
^  gespraeche  mit  reht.^    Ueber  die  Zeit  Ssp.  HI.  62.  l.  u.  Schws.  c.  138.  L. 
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§.  73. 

4.  Handhabung  des  Friedens  und  Rechts.^) 

I.  Während  des  Mittelalters  war  der  öffentliche  Rechtszustand  sehr  unsi- 
cher, durch  bestandige  Fehden  der  grossen  und  kleinen  Herrn  getrübt.  Dies 
lag  anfanglich  in  der  Unbestinuntheit  aller  Yerhältnisse  während  der  üeber- 
gangsperiode  des  9.  und  10.  Jahrhunderts,  in  der  stets  zunehmenden  Macht 
der  Landesherm,  der  grossen  Anzahl  yon  Territorien,  deren  Zersplitterung  und 
Durchbrechung  mit  yielen  exemten  Gebieten,  wodurch  die  Landesherm  selbst 
an  einer  kräftigen  Regierung  gehindert  waren,  später  in  der  stets  sinkenden 
Macht  des  Kaisers,  den  vielen  Kriegen  und  sonstigen  Verwicklungen  nadi 
Aussen,  endlich  als  Folge  aller  dieser  Yerhältnisse  in  dem  Mangel  eines  ein- 
heitlichen und  kräftigen  Heerwesens  und  in  dem  Vorwiegen  des  privatrecht- 
lichen Charakters  des  Unterthansbandes  wie  der  Landesherrlichkeit.  Auf  die 
Verfassung  des  Reiches  waren  diese  Zustände  vom  grössten  Einflüsse. 

n.  Zunächst  suchte  die  Kirche  um  der  durch  die  ungezügelte  Selbsthülfe 
nothwendig  eintretenden  Lockerung  christlicher  Zucht  einen  Damm  zu  setzen, 
wenigstens  die  kirchlich  geheiligten  Tage  und  Zeiten  durch  Stellung  derselben 
unter  den  Gottesfrieden  (Fax  Dei)  zu  schützen,  dessen  Bruch  sie  mit  Aus- 
schliessung aus  ihrer  Gemeinschaft  und  auch  andern  Strafen  bedrohte.  ^ 


^)  Volumen  remm  germanicanmi  noTiun  sive  de  pace  imperii  publica  libri  Y. 
«et.  authore  Jo.  PhiL  Datt,  Ulmae  1698,  foL 

*)  Aug.  Eluckhohn  Geschichte  des  Gotteefnedens,  Leipzig  1857.  In  Deutschland 
fahrte  ihn  zuerst  ein  Erzbischof  Sigiwln  von  Köln  in  Constitutio  Pacis  Dei  in  synodo 
Coloniensi  a.  1083  d.  20.  Aprilis  promulgata  bei  Pertz  Leg.  H.  p.  55  sqq.     Ib.  p.  61. 
die  const.  pac.  in  dioec.  Constant.  a.  1103.    Der  Charakter  erhellt  aus  dem  ins  Corpus 
juris  canonici  (Tii  X.  de  treuga  et  pace  L  34.)  aufgenommenen  can.  2L.  u.  *i2.  des 
3.  Concils  vom  Lateran  1179:   „Treugas  a  quarta  feria  post  occasum  solis  usqne  ad 
seeundam  feriam  in  ortu  solis,  et  ab  Adventu  Domini  usque  ad  octavas  Epiphaniae,  et 
a  Septuagesima  usque  ad  octavas  Paschae  ab  Omnibus  inyiolabiliter  observari  praeci- 
pimus.    §.1.   Si  quis  autem  treugas  frangere  praesumpserit,  post  tertiam  admonitionem 
si  non  satisfecerit,  suus  episoopus  sententiam  excommunicationis  dictet  in  eum,  et  scrip- 
tamvicims  episcopis  annunciet,  quorum  nullus  excommunicatum  in  communione  recipiat, 
immo  scriptam  sententiam  qmsque  confirmet.    Si  quis  autem  haec  violare  praesumpse- 
rit, ordinis  sui  periculo  subjaceat.    §.  2.    Et  quoniam  funiculus  triplex  difficile  mmpi- 
tur,  praecipimus,  ut  episcopi  ad  solum  Deum  et  ad  salutem  populi  habentes  respectum, 
omni   trepidatione   seposita  ad  pacem   firmiter   tenendam   mutuum  sibi    consüium    et 
auxilium  praebeant,  neque  hoc  alicujus  amore  vel  odio  praetermittani    Quod  si  quis 
in  hoc  opere  trepidus  inventus  fuerit,  danmum  propriae  dignitatis  incurrat.     Cap.  2. 
InnoYamus,  ut  presbyteri,  clerici,  monachi,  conversi,  peregrini,  mercatores,  rustici,  eun- 
ies  et  redeuntes,  et  in  agricultura  existentes,  et  animalia,  quibus  arant  et  quae  semina 
portant  ad  agrum,  congrua  securitate  laetentur.^     Sachsp.  11.  66. 
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in.  Weder  dieser  Gottesfrieden  noeh  dessen  Yerkündigimg  dnrch  den  Kai- 
ser') erwiesen  sich  als  wirksam,  da  sie  die  Berechtigung  zur  Fehde  nur  auf 
Tage  unterbrachen,,  diese  darum  in  offenen  Zeiten  nur  einen  desto  heftigeren 
Charakter  annahm.  Es  griffen  darauf  die  Kaiser  zu  dem  Mittel,  auf  bestimmte 
Zeit  alle  Fehde  zu  xerbieten,  diesen  Landfrieden  selbst  zu  beschwören  und 
eidlich  yon  den  grossen  und  kleinen  Yasallen  geloben  zu  lassen,  unter  Fest- 
fletzong  Ton  Strafen  für  dessen  Bruch.  ^)  Da  jedoch  die  Fehde  gestattet  blieb, 
wenn  die  yom  Gesetze  geforderten  Bedingungen  zur  gütlichen  Beilegung  eines 
Streites  und  die  Formen  far  die  Befehdung  eingehalten  wurden,  '^)  ausreichende 


^  Henrici  lY.  Constit.  pacis  Dei  in  STnodo  Moguntina  a.  1085  promulgata  in  Leg. 
n.  p.  55  sqq. 

*)  Auch  den  Gottesfrieden  beschwor  man.  Juramenta  pacis  dei  a.  1083,  1085  in 
Leg.  n.  p.  58  sq.,  wodurch  jedoch  sein  Charakter  nicht  yerändert  ist.  Das  erste  Bei- 
spiel des  Landfriedens  ist  Const.  pacis  generalis  Henrici  lY.  a.  1103  io  Curia  Ho- 
guotina  in  Leg.  11.  p.  60.  Im  zweiten  Bande  der  Leges  und  in  !Neue  Samml.  der 
Beichsabschiede  Bd.  I.  u.  11.  sind  alle  abgedruckt. 

^)  Henr.  Y.  treuga  a.  1105  (so  nach  Homeyer  Sachsensp.  Ü:  1.  S.  97.  Anm.;  bei 
Pertz  Mon.  Leg.  ü.  p.  266.,  wo  sie  Heinr.  YII.  zugeschrieben  ist),  benutzt  in  Ssp. 
JL  B6  ff,  Frid.  I.  const.  contra  incendiarios  (ib.  p.  183.)  a.  1187,  Henr.  reg.  const.  a. 
1234.  (ib.  p.  SOO  sqq.),  Frid.  11.  const.  pacis  Hogunt.  a.  1235.  (ib.  p.  818.;  oben  S. 
122.)  c.  3.  5.  „Ut  nemo  se  yindicet  sine  judicis  auctoritate.  Ad  hoc  magi- 
stratos  et  jura  sunt  prodita,  ne  quis  sui  doloris  yindex  sit;  quia  ubi  juris  eessat  auc- 
toritas,  excedit  licencia  seviendL  Statuimus  igitur,  ut  nuUus,  in  quacumque  re  damp- 
Dom  ei  Tel  gravamen  fuerit  ülatum,  se  ipsum  Tindicet,  nisi  prins  querelam  suam  coram 
suo  judice  propositam  secundum  jus  usque  ad  dilfinitiyam  sententiam  prosequatur;  nisi 
in  continenti  ad  tutelam  corporis  sui  vel  honorem  suorum  vim  vi  repellat,  quod  dicitur 
nothwere.  Si  quis  aliter  processerit  ad  yindictam,  dampnum  illatum  adyersario  solyat 
^  duplum,  nallam  aotionem  sibi  de  dampnis  yel  grayaminibus  illatis  sibi  de  cetero 
corapetente.  Si  quis  yero  coram  judice  sicut  predictum  est  in  causa  processerit,  si  jus 
0011  fuerit  consecutus,  et  necessitate  cogente,  oportet  eum  diffidare  inimicum  suum, 
quod  yulgo  dicitur  widersage,  hoc  diumo  tempore  faciat,  et  extunc  usque  in  quartum 
^em^  id  est  post  tres  integres  dies,  diffidans  et  difQdatus  integram  pacem  seryabunt 
sibi,  in  personis  et  rebus.  Is  autem  in  quo  yiolatum  fuerit  hoc  statutum,  coram  judice 
conquerator  qui  per  se  yel  per  noncium  citabit  yiolatorem,  et  nisi  yiolator  productus 
sfs^r  hoc  Tel  septena  manu  sinodaKum  hominum  purgayerit  innocentiam  suam,  quod 
non  commiBerit  contra  hoc  statutum,  perpetuo  pene  subjaceat  quod  dicitur  erenlos  und 
rechtlos.^  Bulla  aurea  a.  1356.  c.  17.  §.  2.  „ . . .  Etsancimus,  . . .  neo  lieere,  pretextu 
^iffidacionis  cujusUbet  quempiam  inyadi  per  inoendia,  spolia,  yel  rapinas,  nisi 
<Üffidacio  per  tres  dies  naturales  ipsi  diffidando  personaliter  yel  in  loco  quo  habitare 
consueyit,  publice  fuerit  intimata,  possitque  de  intimadone  hujusmodi  per  testes  idoneos 
^  plena  fides.  Quisquis  secus  quempiam  diffidare  et  inyadere  modo  premisso  pre- 
^ampserit,  infamiam  eo  ipso  incurrat,  ac  si  nulla  diffidaoio  facta  esset,  quem  etiam 
taoqaam  proditorem  per  quosounque  judices  poenis  legalibus  statuimus  castigarL*^  — 
Verbot  des  Waffentragens:  Const.  Rudolphi  L  a.  1281.  c.  45.  (Leg.  II.  p.  430).  Ssp. 
D-  71.  §.  2.  3.  (ygL  auch  11.  67.),  HI.  2.,  56.  §.  2.,  69.  §.  1. 
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Mittel  zur  Ueberwachung  geschweige  denn  zur  Bnrchfölinmg  fehlten,  so  hat- 
ten die  Landfrieden  keinen  durchgreifenden  Erfolg. 

lY.  Ganz  besonders  litt  unter  der  Bechtsunsicherheit  d^^  Handel  und  mit 
ihm  das  Interesse  der  Städte.  Diese  schlössen  daher  schon  im  Anfange  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  unter  sich  Bündnilise  zum  gegenseitigen  Schutze,  zur 
Sicherung  des  freien  Geleites  für  die  fremden  Eaufleute  und  eignen  Bürger.«) 
Aus  Besorgniss  vor  der  hierdurch  wachsenden  Macht  derselben  traten  dieLan- 
desherm  und  auf  deren  Betrieb  der  Kaiser  diesen  Bündnissen  entgegen.') 
Die  wirkliche  Macht  der  Städte  siegte  aber;  während  des  s.  g.  Interregnums 
fanden  sich  selbst  die  Fürsten  bewogen,  diesen  Bündnissen  beizutreten,®)  der 
König  bestätigte  sie,®)  ja  Hess  die  Boten  der  Städte  zu  den  Reichstagen,^^) 
so  dass  seitdem  ihre  Reichsstandschaft  entschieden  war.") 

V.  Yon  jetzt  ab  sind  die  Landfrieden  nicht  mehr  kaiserliche  Gebote,  welche 
die  Stände  zu  grösserer  Bekräftigung  beschworen,  sondern  in  Wahrheit  Yer- 
träge  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Reichsständen,  deren  Inhalt  jener  als 
Reichsgesetz  publicirte.  Erscheint  dies  auch  anfanglich  nicht  deutlich,")  so 
ist  doch  bereits  seit  dem  14.  Jahrhundert  jeder  Zweifel  daran  unmöglich,") 


^)  Auch  das  Institut  der  Phalbürger  (§.  80.)  hängt  hiermit  zusammen. 

0  Cassatio  confoederationis  Moguntmae,  Pinguiae  etc.  Friedrichs  11.  vom  27.  Not. 
1226  (Leg.  n.  p.  257.),  Henr.  reg.  sent.  contra  communiones  ciyitatum  a.  1231  (ib.  p. 
278.);  desB.  Edictum  contra  commimia  ciyitatum  a.  1232.  (ib.  p.  286.)  hatte  den  Zweck, 
jede  Machtentfaltung  der  Städte  zu  verhindern  und  sie  wieder  unter  die  Landesherrn 
zu  bringen. 

^)  Am  13.  Juli  1254  (Leg.  U.  p.  868)  schlossei)  Mainz,  Köln,  Worms,  Speier, 
Strassburg,  Basel  u.  a.  ein  Friedensbündniss  auf  zehn  Jahre,  dem  die  Erzbisohöfe  von 
Mainz,  Köln  und  Trier,  die  Bischöfe  von  Wormys,  Strassburg,  Metz,  Basel,  viele  Grafen 
u.  Nobiles  beitraten.    Dies  wiederholten  sie  am  6.  Okt.  ej.  a.  zu  Worms  (ib.  p.  369). 

^)  Confirmatio  pacis  a.  1255  in  Leg.  H.  p.  371. 

^^)  Wilhelmi  reg.  sent.  de  bonis  naufiragantium  et  de  moneta  a.  1255,  ib.  p.  871. 

^^)  Schon  im  August  1274  gab  K.  Rudolph  (Mandatum  de  negotiis  imperii  adnum- 
strandis  in  Leg.  ü.  p.  398.)  dem  Erzb.  v.  Salzburg  sowie  dQ^  Bisch.  v(m  Regensburg 
u.  Passau  den  Aufkrag  zur  Ordnung  der  Beichsangelegenheiten  zu  conferiren  „cum 
baronibus,  comitibus,  hberis  ministerialibus,  miUtibus,  civibus  ei  communitatibas  civita- 
tum,*^  bestätigte  am  20.  Sept.  ib.  p.  399.  die  Immunität  der  Reichsstädte  und  erklärte 
in  Curia  August,  a.  1275  (ib.  p.  402.),  dass  er  behufö  des  Landfriedens  einen  Reichs- 
tag berufen  wolle,  zu  dem  er  zuzuziehen  beschlossen  „prineipes,  comites  et  barones 
nee  non  et  communia  civitatum.*^  Vorher 'hatte  er  im  selben  Jahre  (ib.  p.  401.)  die 
constitutiones  contra  communiones  civitatum  seiner  Yorfahren  bestätigt. 

^^  Erst  die  oonst.  pacis  in  curia  Mogont.  a.  1281.  Rudolphs  erwähnt  die  Städte 
neben  den  Grossen. 

^^)  Landfr.  Ludwigs  des  Baier  zu  Nürnberg  v.  1323;  (Neue  Sanunl.  I.  S.  48.)  „mit 
gunst  und  mit  rat  der  erb^n  herren  und  fursten,  geistiicher  u.  weltlicher,  graien  und 
freyen  dinstman  u.  stet.*^ 
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Tollends  aber  Ton  dit  ab,  ah  die  andern  Stande  des  Reiches,  weil  ihnen  did 
Maeht  der  Städte  immer  gefährlicher  zu  werden  schien,  ^^)  sich  gl^chfaUs  in 
venchiedenen  Bündnissen  zusammenthatoi,  *'^)  und  endlich  der  Kaiser  Wenzel 
selbst  die  gesammfcen  Stände  zur  vertragsmässigen  Schliessung  eines  Friedens-^ 
bondes,  ja  selbst  die  Fürsten  u.  \  f.  zum  Eintritte  in  den  grossen  Städtebund 
beweg.  ^^)  So  treten  die  Reichsstände  ToUends  dem  Kaiser  gegenüber  ala 
wklich  zur  Theünahme  an  der  Regierung  berechtigt  entgegen.  ^^) 

YI.  Der  Rechtszustand  würde  trotz  aller  Landfrieden  und  der  ans  alter 
Zeit  hergebrachten  wie  der  neu  angewandten  Mittel'^)  kein  yöllig  gesicherter^ 
weil  kein  Reichsgericht  existirte,  das  über  Friedensbrüche  unbedingt  erkannte 
und  Mittel  hatte,  seinen  Urtheüen  Geltung  zu  yersehaffen.  Erst  durch  den 
Ewigen  Landfrieden  von  1495  wurde  ein  geordneter  Rechtszustand  ge* 
schaffen.  Dies  wurde  nicht  so  sehr  durch  dessen  neue  Bestimmungen  als 
viehnehr  dadurch  erreicht,  dass  die  veränderte  Kriegsfiihrung  in  Folge  der  Er- 
findung des  Schiesspulyers  und  das  Aufkommen  stehender  Milizen  die  Möglich- 
keit bot,  das  Faustrecht  gründlich  abzuschaffen.  Indem  nun  im  ewigen  Land- 
frieden die  Handhabung  der  Ordnung  in  die  Hand  der  grösseren  Landesherm 
gelegt  wurde,  weidie  in  ihren  Territorien  schon  länger  im  Ganzen  geordnete 


^*)  Grund  der  schwäbische  Städtebund  von  1331,  1356,  1376,  welcher  besonder» 
dem  Handwerk  der  ylelen  schwäbischen  Herrn  Eintrag  that. 

^^)  Datt.  L.  L  c.  Vn.  (S.  42  ff.)  beschrdbt  die  „sodetates  beUieae  sub  S.  Gre- 
gorii,  S.  Wilhelmi,  et  Leonum  symbolo'^,  u.  yiele  andere. 

^^)  YgL  Datt.  1.  c.  c.  YHL  S.  52  ff.  Die  rheinischen  u.  schwäbischen  Städte  hatten 
1381  sich  zu  einem  Bunde  vereinigt.  Wenzel  bewirkte  1383  (Nene  Sanunl.  I.  8.  88.) 
zwischen  den  Städten  u.  andern  Ständen  „eyne  Eynonge**;  Landfr.  y.  £ger  1398 
(das.  S.  91.)  sagt,  er  thue  kund,  „das  wir  .  .  .  eins  gemeinen  lant&idens  uberkonmien 
sin'^  §.  1.  „Auch  haben  wir  uns  mit  den  Kurfürsten,  Fürsten,  Grafen,  Herren  u. 
ätedten  ....  uff  ersten  gnugen  gentzlichen  yereiniget.  .  .** 

^^)  Das  zeigen  die  Beiohsgesetze  seitdem  deutlich.  In  den  Beschlüssen  zu  Mainz 
V.  1402  wegen  der  Hünze  §.  1.  (Neue  SanunL  I.  S.  103.)  heisst  es:  „Es  ist  zu  wissen^ 
dass  nnsers  gnedigen  Herren  des  römischen  Königs  u.  unser  Herren  der  KuifQrsten 
Frunde  .  .  .  Yon  der  gülden  Muntze  wegen  gerathsohlaget  haben,  und  eynmudedioh 
überkommen  sin.  .  .'^  Im  J.  1435  legt  der  Kaiser  dem  Beiohstage  Propositionen 
vor,  worauf  diese  Erklärungen  abgeben. 

^^  Beschränkung  des  Waffenreohts  (nota  5.),  Einfahrung  Yon  Schiedsgerichten 
(nach  den  Anfangen  unter  Wenzel  besonders  Yon  Aibrecht  im  Landfr.  y.  1488,  Neue 
Samml.  I.  S.  155,  und  seitdem  öfter  Ycrsucht)  Austrägalgeriohte  —  Eintheilung  des 
fieichs  in  Kreise  (unter  Albrecht  Yier,  dann  in  einem  andern  Vorschlage  das.  S.  164. 
»echs  Yorgeschlagen)  zur  besseren  Durchführung  der  Justiz  u.  dgL  m.  Auch  die  Ab- 
schaffung der  Selbsthülfe  (die  Schwankungen  der  Gesetzgebung  weisen  die  Beichsab* 
schiede  you  1438,  1442,  1467  und  1486)  half  nicht  unbedingt. 
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Bechiszastande  geschaffen  hatten,  hörte  Ton  eelbet  daa  Rfiuberhaadwerk  der 
kleinen  Herrn  auf;  die  Neuzeit  Hess  femer  von  selbst  das  Ritterthum,  welches 
keine  Statte  mehr  hatte  und  von  seiner  idealen  Art  im  frühem  Mittelalter  nur 
das  beibehalten  hatte,  was  auch  an  jenem  nicht  ideal  war,  die  Oelage,  Tar- 
niere u.  dgl.,  verschwinden;  die  Selbsthülfe' der  grossen  Herm,  mochte  ihr 
ein  Rechtsgrund  unterliegen  oder  nicht,  nahm  den  Charakter  des  modernen 
Kriegs  an.  Von  diesem  hat  die  Folgezeit  zwar  weniger  Beispiele,  als  das 
Mittelalter  Fehden  bietet,  aufzuweisen,  aber  doch  leider  einige,  die  deutsche 
Fürsten  im  Bunde  mit  dem  Auslande  gegen  deutsche  Brüder,  ja  selbst  deutsche 
Fürsten  gegen  den  Kaiser  führten,  ein  Zeichen,  dass  das  einst  so  grosse  heilige 
römische  Reich  deutscher  Nationr  zum  Schatten  geworden  war. 

§.  74. 
5.  Das  Heerwesen.^) 

L  Mit  der  Bildung  der  Landesherrlichkeit,  welche  den  Gemeinfreien  der 
Territorien  aus  dem  unmittelbaren  Verbände  mit  dem  Reiche  drängte,  sowie 
der  Ausbildung  der  Ritterschaft  (§.  86.)  trat  die  bis  zum  Ende  der  karolingi- 


*)  Stenzel  Geschichte  der  Kriegsrerfassung Deutschlands,  yorzüglich  im  Mittelalter. 
Beri.  1820. 

Die  wenigen  Gesetze,  welche  sich  auf  das  Kriegswesen  in  der  ersten  Hälfte  des 
Mittelalters    beziehen ,   siehe  in   Monumenta  Leges  ü.    Für   die   Bömerzüge,    die 
Kriege  in  Italien,  aber  auch  fELr  das  Kriegswesen  überhaupt,  wichtig  ist  das  fälschlich 
Karl  d.  G.  zugeschriebene  (s.  die  Einleitung  bei  Pertz)    aus  den  letzten  Jahren  des 
12.  Jahrhunderts  herrührende  s.  g.  Decretum  de  expediiione  Romana  in  Leg. 
II.  P.  n.  p.  2  sqq.  Ihre   Hauptstellen  sind:  „Statuimus  .  .  .  quando  pro  Corona  nostra 
▼el  aliqua  regni  utilitate  aut  honore  Romana  expediüo  .  .  praeparetur,   ad   onmium 
nobiscum  euntium  praeparationem  annus  cum  sex  ebdomadxbus  pro  induciis  detor,  et 
taliter  per  totum   regnum  fidelibus  nostris  indicetur.    Ouicunque  .  .  .  expeditio  impe- 
retur,  si  ad  curiam  Gailorum,  hoc  est  in  campum  qui  vulgo  Rungalle  dicitur,  dominum 
suum  non  comitetur,  et  ibi  cum  militari  apparatu  non  repraesentetur,  feodo  preter  hos 
qui  cum  gratta  dominorum  suorum  remanserint,  .in  conspectu  nostro  absque  spe  recu- 
perationis  privetur.    Qui  autem  per  hominium,  sive  liberi  sive  famuli,  dominis  suis  ad- 
haeserint,    quot  decem  mansos  in  beneficio  possideant,   tot  brunias  cum  duobns  scuta- 
riis  ducant;   ita  tamen  ut  pro  halsperga  tres  marcas  et  pro  singulis  scutariis  singalas 
marcas   accipiant;   et  sie  eundo  ao  redeundo  cum  hoc   stipendio  sine  omni  dominorum 
dampno  vel  expensa  nisi  quantum  ipsis  dominis  placuerit  fideUter  serriant.     8i  .  .  ac- 
cidat,   ut  idem  milites  dirersos  dominos  propter  diversa  beneficia  acquirant,  .   .  singuli 
singula  debita  singulis  dominis  persolyant,  yidelicet  quantum  ab  ipsis  si  irent  aocepturi 
erant,  tantum  se  daturos  cognoscant,  yel  .  .  .  feodum  amittant;  nisi  aliqui  a  nobis  rel 
a  regno  sint  inbeneficiati,   hi  si  nobiscum  yadant,  nolumus  ut  feodum  amittant,    sed 
stipendia  nisi  roluntate  dominorum  non  praetermittant.    Similiter  de  ecclesianixn  filiis 
Tel  dome&ticlB,  id  est  ministerialibus,  vel  quorumcunque  principum  clientela  qui  cotti- 
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sehen  Zeit  bestehende  Pflicht  der  Freien  zur  Heereefolge  gänzlich  in  den  Hin- 
tergnmd*    Diese  Pflicht  lastete  seitdem  auf  den  grossen  und  kleinen  Vasallen 


die  ad  seryiendum  paratl  esse  debent,  statuimus,   ut  quicimque  5  .mansos  in  beneficis 

j)os£iJdeant,    domino  suo  .  .   broniam  cum  uno    scutario    ducant    Et  hoc  in  arbitrio  • 

dominonun  pendeat,  quos  ducant,  a  quibus  stipendia  accipiant,  quibus  etiam  halspergas 

concedant.    Ipsis  etiam  ad  itineris  praeparationem  5  librae  suae  monetae  i&  Stipendium 

tdbuantur,  et  duo  oqui,  unus  currens  alter  ambulans,   addantur,  ao  duabus  sodis  sou- 

juarius  yictilibus  bene  oneratus  committatur,  .  .    Ipsi  quoque  in  dominonun  tamdia 

yiyant  procuratione,   quamdiu  in  incepta  yadant  expeditione,   et  quicquid  a  rebellibus 

regnis  pugnando  acquisierint,  partes  duas  ad  donünos  deferant,  tertiam  sibi  pro  oonso- 

latione  retineant.    Quos  autem  non  pascunt  domini  ad  ipsos  reportent  tertiam  partem 

43ai  acquisiti.    Singuli  vero  principes  suos  habeant  officinarios  speciales,  marscalcum, 

dapiferum,  pincemam  et  kamerarium;   qui  4  quanto  plus  sunt  laboraturi,  tanto  plus  in 

«tipendio,  in  yestitu,  in  equitura  prae  ceteris  sunt  honorandi;   scilicet  unicuique  eorum 

]D  librae  cum  tribus  equis  tribuantur;  quartus  marscalco  addatur,  quorum  unumadprae- 

<!arrenduni,  alterum  ad  pugnandum,  tertium  ad  spatiandum,  quartum  ad  loricam  por- 

tandum.     Isti  Tero  tales  remanere  cupientes,   sl  apud  dominos  impetrare  Taleant,  quot 

mausos   possideant  tot  libras  suae  monetae  vel  totum  fructum  feodi  in  illo  anno  pro 

stipendio  persolyant  .  *  .  .  .  praedpimus,  ut  singuli  buringi  decem  cum  12  funibus  de 

canapo  solidos  dominis  suis  impendant,  et  •  soumarium  cum  capistro  concedant;  quem, 

si  domini  yoluerint,   ipsi  ad  primam  nayalem  aquam  usque  perducant    Mansionarius  5 

«oh'dos,  absarius  80  denarios,  bunuarius  15,  quorumlibet  larum  possessores  6  supple&nt 

.  .  .^    n.  Feud.  40.  §.  2.,  55.  §.  3.    Ghuonr.  IL   Capitula  de  benef.    (Leg.  IL  p.  38.) 

§.  3.,  £dict.   de  bene£  a.  1037.    (ib.  p.  39.),  Frid.  I.  const.  de  jure  feudor.  a.  1158. 

(ib.  p.  113). 

Einen  Einblick  geben  folgende  Stellen  aus  Schriftstellern.  Lambertus  Hersfel- 
densis  Annales  ad  a.  1075.  (Pertz  Scriptor.  Y.  p.  223  sqq.)  »Rex  .  .  .  solemni  edicto 
cunctis  qui  in  regno  suo  erant  ezpeditionem  indixit  in  Saxoniam;  diemque  et  looum 
statuit    coadunandi   exercitus,    yidelicet  6.    Idus   Junii,    in    possessione   Henreldensis 

monasterii  in  loco,  qui  dicitur  Bredingen Statuta  die  yenit  in  Bredingen.  cum 

infinita  multitudine  .  *  Quicquid  in  regno  episcoporum  erat,  quicquid  ducum,  quicquid 
comitum,  quicquid  ecclesiasticarum  aut  secularium  dignitatum,  omnes  •  .  in  hoc  bellum 
enisi  convenerant.  Kemo  prorsus,  nisi  quem  forte  grayis  admodum  et  omnino  inexpli- 
<iabili8  necessitas  excusasset,  aberat.  Jetzt  zählt  er  als  entschuldigt  yom  Könige  auf 
den  Erzbischof  yon  Köln  u.  Bischof  y.  Lüttich.  Uterque  tamen  milites  suos  ampUssimo 
numero  transmisit  .  .  .  Missi  a  rege  exploratores  speculari  exercitum  Saxonum  retu- 
iemnt  .  .  •  Ueber  das  Friedensgebot  der  Sachsen  lachten  des  Königs  Begleiter:  secum 
esse  nulitem  lectissimum,  qui  in  faciendis  stipendiis  aetatem  exegisset,  et  quem  singuli 
principes,  diligenti  delectu  habito,  de  toto  orbe  exquisissent;  iUinc  yulgus  esse  ineptum, 
agriculturae  pocius  quam  militiae  assuetum,  quod  non  animo  militari,  sed  prindpum 
terrore  coactum,  contra  mores  et  instituta  sua,  in  aciem  processisset  .  ,  .  Dato  ad 
pugnam  signo,  ocius  omnes  assui^;  ^  .  singuU  duces  suas  seorsum  legiones  instruunt. 
£t  quia  nee  situs  loci,  nee  multitudo  patiebatur,  ut  uno  eodemque  tempore  omnibus  una 
fieret  Tnaniis  conserendi  copia:  datum  negotium  est  duci  Buodolfo,  ut  ipse  cum  suis 
prima  acie  confiigeret,  peculiari  scilicet  Sueyorum  priyilegio,  quibus  ab  antiquis  jam 
diebuB  lege  latum  est,  ut  in  omni  expeditione  regis  Teutonici  ipsi  exercitum  praecedere 
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des  Kelches,  Fürsten,  Grafen,  freien  Herrn  und  auf  den  Städten.    Jene  muss- 
ten,  soweit  sie  der  Kaiser  nicht  aus  Gründen  im  einzelnen  Falle  oder  durch 


et  primi  committere  debeant  .  .  .'^  Der  Sohwabsp.  C.  31.  W.  sagt  hierüber:  ^dar 
nach  besaz  künio  karl  Rdme.  dö  yiel  der  herzöge  Gerold  Ton  Swäben  bt  dem  Ersten 
in  Rdme  mit  den  SwAben,  unde  gewan  Rdme  über  houbet  mit  der  sw&be  helfe.  Er 
Idch  euch  den  swAben,  swft  man  durch  des  itches  ndt  striten  solde,  dA  snln  die  sw&be 
vor  allen  sprachen  strtten,  unde  sol  stn  ir  houbet  man  der  herzöge  Ton  Swftben.  Ist 
der  d&  nicht,  86  sol  ez  des  riohes  marschall  sfn.^  Otto  Frisingensis  de  gestis 
Friderid  I.  Lib.  IL  c.  12.  (Edict  BasU.  1569.  foL):  „Inde  castra  moTens  in  campo 
RoncaUae  super  Padum  .  .  .  resedit.  Est  autem  consuetudinis  regum  Francorom,  quae 
et  Teutonicorum,  ut  quotienscunque  ad  sumendam  Romani  imperii  coronam,  nulitem 
ad  transalpizandum  coegerint,  in  praedicto  campo  mansionem  faciani  Ibi  ligno  in 
altom  porrecto  scutom  suspenditur,  umyersoromque  equitum  agmen  feuda  habentium^ 
ad  excubias  proxima  nocte  prinoipi  faciendas,  per  curiae  praeconem  expositur:  quod 
sectantes  qui  in  ejus  comitatu  fderunt,  singuli  singulos  beneficiatos  suos  per  praecones 
exposcunt.  at  sequenti  die  quicunque  noctumis  yigilüs  deüiisse  deprensus  fiierat,  denuo 
ad  praesentiam  regis  aliorumque  prinoipum,  Tel  Tirorum  illustrium  eTOcatur:  sicque 
omnes  omnium  beneficiati,  qui  sine  bona  yoluntate  dominorum  suorum  domi  remanse- 
runt,  in  feudis  condenmantur.  Huno  morem  principe  secuto,  non  solum  laoorum  feuda 
sed  et  quonmdam  episcoporum,  id  est,  HartTici  Bremensis,  et  Ülrici  Halberstatensis 
regalia  personis  tantnm,  quiu  nee  personis,  sed  ecdesiis  perpetnaliter  a  principibus  tra- 
dita  sunt,  abjudicata  fuere.^  RadeTici  Frisingensis  Canonici  Append.  ad  Ottonem  de 
reb.  gestis  Frid.  L  (benutzt  nach  der  Ausg.  Ottonis  Ep.  Fris.  Leopoldl  Pü  March. 
Austr.  T.  Ohron.  cet.  Basil.  1569.  fol.  p.  261  sqq.)  Lib.  I.  c.  32.  „Itaque  .  .  .  Fride- 
ricus  ad  obsidionem  dTitatis  ducens  exerdtum,  omnes  copias  suas  in  YII  legiones  par* 
titur,  praefidens  singufis  de  principibus  rectores  ordinum,  quos  antiqui  centuriones 
decacontarchos ,  sen  chiliarchos  appeilare  consueTeruni;,  cum  signiferis,  aliisque  disd- 
plinae  et  ordinis  custodibus.  Praemissi  autem  miÜtes  cum  stratoribus  Tiarum  ibant 
.  .  ,  Circum  aquüam,  et  signa  alia,  tubidnes  et  comlcines.  Serri  singulorum  agminum 
cum  peditibus  erant,  muMs  aliisque  jumentis  adyehentes  militum  sardnas.  Hos  seque- 
bantur  qoi  expugnandis  ciTiiatibus  machinas  et  caetera  tormenta  portarent.  Omnimn 
Tero  agminum  postrema  erat  mercenaria  multitudo.'^  Voran  ging  der  Pfalzgraf  Conrad 
und  der  Herzog  Friedrich  Ton  Schwaben. 

Ueber  die  Pflicht  der  Vasallen:  Auetor  Tetus  de  beneficiis  cap.  I.  §.8.  „Exhi- 
beat  etiam  domino  suo  debitum  honorem  et  serTitium.  9.  Regis  justum  servitium  a 
domino  suo  sententialiter  praeceptum,  sex  hebdomadis  ante  diem  expeditionis  in  duo- 
nun  hominimi  suorum  audientia,  serriat  inquam  ex  justitia  infra  terram  teutonicam. 
Romano  regno  subditam.  10.  Omnes  Trans-Salani  inbeneficiati  in  parte  orientali  ser- 
viant  in  Poloniam,  SclaTiam  et  Bohemiam.  11.  Sex  hebdomadibus  homo  serriat  do- 
mino  suo  in  domini  expensa;  a  serritio  sex  hebdomadibus  quiescat  postea.  12.  Rex 
quem  eUgunt  Teutonici,  cum  Romam  Tadlt  ordinari,  secum  ibunt  de  jure  sex  prin- 
dpes,  qui  primi  sunt  in  ejus  electione,  ut  paieat  Apostolico  regis  justa  electio. 
18.  Ibuni  iUuc  et  alii  omnes  imperiaÜa  benefida  habentes,  quisquis  cum  domino  sac^ 
nisi  talento  dedmo  iter  redimat,  quod  annuatim  a  domino  suo  habuerat  14.  Haec 
expeditio  prius  tribus  diebus  et  anno  et  sex  hebdomadibus  ante  diem  expeditionis  cui- 
fibet  ex  justitia  erit  intknanda.   15.  Hujus  serritü  sitterminus,  cum  rex  fderit  ordinatus. 


j 


Das  Heerwesen.  133 

ein  PriyOeg  dieser  PfUcht  enthob,  in  Person  erscheinen  mit  jener  Anzahl  Ton 
Streitern,  welche  Gesetz,  Gewohnheit  oder  ein  etwaiger  Vertrag  bestimmte. 

n.  Dieselbe  unbedingte  Pflicht  zum  Erscheinen  lag  ob  den  Reichsdienst« 
leaten,  während  die  Städte  nur  die  herkömmliche  Anzahl  zu  stellen  hatten 
Die  Stände  nahmen  ihr  Contingent  aus  ihren  Vasallen,  Ministerialen  und  Hö- 
rigen; der  Lehnsvertrag,  die  Beschaffenheit  des  Gutes,  die  Art  der  Uebertra" 
gung  entschieden  neben  den  Gesetzen  über  den  Umfang  des  Dienstes,  sowie 
über  die  Pflicht  des  Herrn,  seine  Leute  auszurüsten  und  zu  unterhalten.  Neben 
diesen  Truppen  kommen  seit  Friedrich  I.  auch  stehende  Schaaren  (Söldner) 
Tor,  die  um  festen  Sold  beständig  oder  auf  Zeit  dienten. 

HL  Dauer  und  Art  der  Eriegsleistung  richtete  sich  sowohl  danach,  ob  der 
Krieg  im  Lande  (Deutschland)  oder  ausserhalb  zu  führen  war,  ob  ein  RÖmer- 
mg  oder  ein  Reichskrieg  vorlag.  Davon  hing  auch  der  Zeitraum  ab,  welcher 
bis  zur  Sammlung  des  Heeres  voraus  zu  bestimmen  war.  Ihn,  sowie  den 
Ort  der  Zusammenkunft;  setzte  der  König  fest  und  Hess  beides  allen  Vasallen 
durch  Boten  auf  glaubhafte  Weise  verkündigen. 

IV.  Jeder  Herr  fährte  seine  Truppen;  die  Reichsministerialen  und  Contin- 
gente  der  Städte  standen  unter  dem  Befehle  von  Reichsvögten.  Kam  es  zu 
einer  Schlacht,  so  ordnete  der  König  als  Oberbefehlshaber  oder  ein  von  ihm 
hierzu  bestimmter  Herzog  die  Vertheilung  und  Führung  der  einzelnen  Abthei- 
ItuQgen,  wobei  auf  einzelne  herkömmliche  Rechte  bezüglich  des  Vortritts  ge- 
balten wurde. 

V.  Je  mehr  sich  die  alten  Verhältnisse  änderten,  die  Reichsunmittelbarkeit 
sich  auf  die  Landesherm  imd  Städte  allein  zurückzog,  desto  ungeregelter  und 
ohmnächtiger  erwies  sich  die  Kriegsverfassung.  Das  Schiesspulver  gab  ihr 
vollends  den  Todesstoss.  Die  Hussitenkriege  und  später  die  Türkenkriege 
zwangen  das  Reich,  an  die  Ordnung  des  Kriegswesens  zu  gehen.    So  wurde 


108.  110.  Si  homo  duos  vel  tres  habet  dominos,  d  quis  prius  inter  eo8  sibi  regis  ser- 
Tiihim  demmtiet,  Uli  homo  serriet,  aut  ezpeditionis  auxilium  alüs  det,  si  quod  habeat 
ab  eis  beneficium.''  Sachs.  Lehnr.  art.  4.  §.  1.  2.  3.  (§.  72.  n.  9.);  46.  §.  2.  „Of  die 
man  hevet  tvene  herren  oder  mer  die  ime  des  rikes  dienst  alle  bieden  mit  ordelen, 
die't  ime  toirst  gebot  mit  deme  aal  he  varen,  unde  den  anderen  alle  herstäre  geven, 
den  tegeden  Schilling  oder  punt  die  he  jarlikes  von  ime  hevef  Lehnr.  des  Schwbsp.  art.  8. 
Priril^en  der  Befreiung  vom  Kriegsdienste  z.  B.  für  Monte-Gassino  von  1194 
(Böhmer  B^g.  Henr.  YI.  n.  2830),  für  St.  Maximin  (das.  Beg.  Henr.  n.  a.  1023 
IL  1249)  gegen  6656  Mansi,  die  dem  Herzog  von  Baiem,  dem  Pfabsgrafen  Ezzo  und 
<lem  Grafen  Otto  gegeben  wurden  mit  der  Pflicht,  für  den  Abt  die  Kriegsdienste  zu 
leisten;  Befreiimg  für  einzehie  ünterthanen  Yon  Beichsstiftem  (das.  Beg.  Ottonis  L 
n.  373);  einzehie  Kirchen  lieferten  nur  Kriegsmaterial  (Böhmer  Beg.  OttonlsL  n.  81); 
bisweilen  war  die  Anzahl  besonders  bestimmt,  z.  B.  für  Böhmen  zur  Bomfahrt  300  Be- 
waffiiete  (Böhmer  Beg.  Frid.  II.  n.  3061). 
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zuerst  im  J.  1422*)  festgesetzt,  wie  viele  Streiter  der  einzelne  Reichsstand^ 
die  Städte  und  Ritter  zu  stellen  und  wie  grosse  Beiträge  man  zu  leisten  habe» 
In  dieser  Weise  wurde  durch  Reichsschlüsse  für  die  einzelnen  Fälle  Fürsorge 
getroifFen,  *)  auch  die  Art  der  SLriegsfQhrung  bestimmt. 

§.  75. 
6.  Die  Einkünfte  des  Kaisers  und  Reichs. 

I.  Mit  der  immer  grosseren  Ausdehnung  des  Benefieialwesens  war  das 
königliche  Krongut  (§.  44.)  beständig  verringert  worden;  dies  nahm  noch  mehr 
zu,  weil  manche  Kaiser  nur  durch  Schenkungen  von  Gütern  oder  Gefällen  den 
Beistand  einzelner  mächtiger  Grossen  erhalten  konnten;  endlich  verzehrte 
die  Gründung  und  Dotirung  von  Bisthümem,  besonders  aber  von  Klöstern, 
ein  unermessliches  Gut.  *)  Trotzdem  blieb  bis  ins  13.  Jahrhundert  hinein  den 
Kaisem  manches  Gut,  manches  Gefalle  in  allen  Theilen  des  Reiches.  Seitdem 
ist  beides  auf  ein  sehr  bescheidenes  Maass  herabgesunken.  Uebrigens  wurden 
auch  insofi^m  die  Ausgaben  stets  geringer,  als  mit  der  allmäligen  Umänderung 
des  Fidelitätswesens  (§.  48.)  der  König  in  keiner  Weise  mehr  für  den  Unter- 
halt der  Vasallen  zu  sorgen  hatte. 

n.  Die  Güter  (villae)  des  Königs,  soweit  sie  nicht  seinem  Privatvermögen 
angehörten,  waren  gegen  bestimmte  Abgaben  in  natura  oder  Zins  wie  in 
älterer  Zeit  in  der  Hand  von  Kolonen  oder  Ministerialen;  über  sie  führten 
besondere  Kammerboten  (nuncii  camerae)  die  Aufsicht,  diese  sorgten  auch  für 
die  Abfuhr  an  den  Hof.')  Die  Einkünfte  hieraus  schmolzen  auch  dadurch,  dass 
auf  manchen  Reichsgütem  die  Ministerialen  und  Zinsleute  verschenkt  wurden.^ 


*)  Anschlag  des  tegliches  Kriegs  zu  Beheim  etc.  zu  Nürnberg  (Neue  Samml.  I. 
S.  117  ff.). 

*)  Reichstag  zu  Frankfurt  1427  (das.  S.  120  ff.),  Nürnberg  1431  (das.  S.  131  tE.\ 
Wien  1460  (das.  S.  190  ff.),  Nürnberg  1466  (das.  S.  204  ff.),  Regensburg  1471  (das. 
8.  233  ff.),  Nürnberg  1480  (das.  8.  265.),  1481  (S.  268.),  Frankfurt  1486  (S.  2  71.), 
Frankf.  1489  (das.  8.  284.),  Nürnberg  1491  (S.  290.) 

^)  "Wenn  man  die  Böhmer'schen  Regesten  durchliest,  begreift  man,  wo  das  könig- 
liche Gut  geblieben  ist;  der  grösste  Theil  (besonders  unter  Heinrich  Ü.)  ist  für  Klöster 
verwendet  worden;  das  seit  alter  Zeit  in  den  Händen  der  Chrafen  bereits  befindliclie 
Gut  ist  seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  gar  nicht  mehr  zu  rechnen. 

*)  Siehe  die  Zusammenstellung  von  Pfeffinger  1.  c.  T.  Ü.  p.  302  sqq.  Sie  kom- 
men besonders  in  Franken  u.  Schwaben  vor.  Für  die  Einkünfte  aus  den  Reichsstäd- 
ten besorgten  die  Burggrafen  des  Reichs,  für  die  übrigen  Reichsgüter  seit  dem  12.  Jalir- 
hundert  die  Landy5gte  dies  Geschäft. 

")  Ein  Beispiel  in  Böhmer  Reg.  Fried.  U.  num.  3154. 
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ObwoU  schon  im  13.  Jahrhundert  das  freie  YeräusseruBgsrecht  des  Königs 
aufgehoben  ward,^)  so  sind  dooh  imt  Zustimmung  der  Rddisstände  und  ohne 
dieselbe  deren  zaUreiche  vorgekommen. 

m.  Eine  zweite  Klasse  yon  Einnahmen  bilden  die  yerschiedenen  Arten 
öffentlicher  Abgaben  (Steuern).  Allgemeine  Steuern  aus  der  früheren  Zeit 
waren  nur  vereinzelt  geblieben.^)  Die  mchtigsten  Einnahmen  dieser  Art 
waren  die  von  den  Eingesessenen  der  Beichsburgen/)  den  Heichsstädten/)  den 


*)  SeatenÜA  de  non  alienandis  prindpatibos  a.  1216  (Leg.  IL  p.  227  sq.)  ^Gum  ad 
Aunmam  instantiam  düeeti  prinoipis  nostri  Chunradi,  Batisp.  episeopl,   com  ipso  epi» 
ficopo  nomine  ecclesie  sue  quoddam  concambium  feoissemus   de  duobos  prineipati- 
buB,  BoU.  de  inferiori  et  superiorl  monasterüs  in  dvitate  Batispona  constitatis,   pro 
quibusdam  alüs  prediis   et  possessionibus  ad  prenominatum  episcopum  et  episeopatum 
saiun  pertinentibus,  accedens  ad  presentiam  regis  .  .  .  domina  Tuta  .  .  nee  non  do- 
mina  Gerdmdis  .  .  (abbatissae)  .  .  per  suum  procoratorem  .  .  .  coram  prinoipibus  et 
baronibus  atque  tota  curia  nostra  gravi  quMimonia  protolit,  se  et  ecdesias  suas  inde- 
bite  a  nobis  foisse  gravatas,  et  saper  hoo  adjutorium  et  sententiam  priacipnm  postn- 
lanint  .  .  .    Super  quo  .  .  per  sententiam  principum  et  subsecutionem  tarn  nobilium 
qoani  baronom  atque  ministerialium  et  onmium  qui  aderant  judicatum  est,  nullum  prin- 
cipatum  posse  vel  debere  nomine  concambii  vel  ciiguscunque  alienationis  ad  aliam  per- 
BOBam  transferri  ab  ünperio,  nisi  de  mera  voluntate  et  assensu  priDcipis  presidentis  et 
numsterialium   ejusdem  principatus.*^    Bad.  I.  sent.  a.  1281  (Leg.  IL  p.  485.)   „Nos 
BudolphuB  Dei  gratia  Bomanorum  rez  semper  augnstus  tenore  presentium  profitemur 
et  publice  protestamur,  quod  nobis  pro  tribunali  sedentibus  in  solemni  curia  nostra 
apud  Kuremberg,   sententiatum   extitit  coram  nobis    omnium  principum,   nobilium  et 
aliorum  fidelium  .  .  .  applaudente  consensu,  quod  omnia  donata,  confirmata,  seu  facta 
quocunque  alio  modo,  de  rebus  vel  bonis  imperii  per  quondam  Bichardum  regem  illu- 
strem aut  predeoessores  suos  in  Bomano  imperk),    a  tempore  quo  lata  fuerat  in  olim 
Fredericum  imperatorem  secundum  depositionis  sententia,  nuBius  habere  debeant  roboris 
finnitatem^    nisi  consensu  majoris  partis  principum  in  electione  Bonuuii  regis  vocem 
habentium  fderint  approbata.*^ 

^)  So  in  G hur,  wie  die  Angaben  bei  Böhmer  Beg.  Ottonis  I.  n.  179.  218. 
beweisen. 

^)  Böhmer  Beg.  Otto  lY.  a.  1213  num.  3049.  verordnet,  dass  diejenigen,  welche 
in  der  Reichsburg  Duisburg  Erb  oder  Eigen  besitzen,  welcher  Profession  sie  auch 
seien,  nur  nach  alter  Gewohnheit  Steuern  zahlen  sollen. 

0  Curia  Mogunt.  a.  1182  (Leg.  II.  p.  165.).  Die  Canonici  zu  "Worms  beklagten 
sich  „quod  cives  W.  ecclesie  sue  mlnistros  ad  solvendas  de  suo  peculio  collectas^ 
que  in  civitate  ad  nostrum  fiunt  obsequium,  ipsos  acriter  angariarent  ...» 
judicatum  fuit,  quod  universi  ecclesiarum  ministri  ab  hujusmodi  exactionibus  liberi  esse 
debeant  et  immunes,  hü  videlicet,  qui  fratribus  et  ecclesie  cottidie  in  propria  persona 
deserriant,  nee  mercimonüs  operam  dant,  nee  foro  rerum  yenalium  Student,  nee  pro 
rabterfagio  nostre  coUecte  obsequio  fratrum  se  applicant.^  Friedrichs  n.  Handfeste 
für  Bern  von  1218  (öaupp  Stadtrechte  H.  p.  44.;  Böhmer  Beg.  n.  3160.):  „§.  1.  .  . 
in  perpetaum  vos  liberos  faclentes  et  posteros  vestros,  et  absolventes  ab  omni  servitii 
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Abteien  cmd  sazistigen  mchsvmmittdRbaren  Sldstem  zu  entrichtenden,^  welche 
letzteren  aber  dureh  «rieMkche  Pritüegien  erlassen  wurden.  Hi^zu  ktunen  die 
Tribute  von  unterworfenen  oder  solchen  Völkern,  die  gegen  Tribut  sich  in 
den  Schutz  des  Beiehes  begeben  hatten.^)  In  besondem  FäDen  wurden  vom 
Kaiser  und  Beiohe  seit  dem  12.  Jaharhundert  allgemeine  Bteuem  ausgeschrie- 
ben und  deren  Einziehung  genau  geregelt.  ^^)     Während   des    13.   und   14. 


exactione,  qua  oppressi  füistis,  nisi  tarnen  a  censu  domorum  et  arearnm  vestra« 
rum,  yidelicet  de  qualibet  area,  100  pedes  in  longitudine  et  60  in  latitudine  habente, 
XII  denarios  usuails  monete  singnlis  annis  de  fündo  imperii  persolvendos,  per  cujus 
census  solutionem  tob  et  posteros  vestros  liberos  esse  volumus  ab  omni  aha  serritü 
exactione  a  nobis  et  a  cunotis  suooessoribus  nostris  vel  a  nosftris  ricariis  .  J*'  Friedrich  n. 
(Böhmer  fieg.  n.  3510.)  erUess  1288  der  abgebrannten  Stadt  Nördlingen  die  Beiehs- 
steuer  auf  drei  Jahre,  wozu  Conrad  lY.  (ib.  n.  3701.)  im  J.  1239  noch  weitere  zwei 
Jahre  bewilligte.    S.  die  folgende  Anmerk. 

Diese  Einkünfte  aus  den  Reichsstädten  waren  der  Omnd  häufiger  Verpfändungen 
derselben  durch  die  Kaiser,  z.  B.  der  Beiidisstadt  Düren  durch  Friedrich  n.  im  J.  1241 
an  den  Grafen  Wilhelm  von  Qülch  für  zehn  tausend  Mark  (Böhmer  Beg.  n.  3532.), 
der  Stadt  Botenburg  mit  den  Juden  und  dem  Dorf  Gebsattel  um  dreitausend  Mark  durch 
Conrad  IV.  im  J.  1251   an  Gotfried  von  Hohenlohe  (Böhmer  n.  3848.),    der  Beichs. 
Stadt  Duisburg  an  seinen  Vetter  Waleram  von  Limburg  für  zwölfhundert  Mark  durch 
Wilhd^  1248  (Böhmer  n.  3867.),  Dortmunds  mit  den  umhegenden  Höfen  an  Erzb. 
Conrad  von  CöUi  um  zwölf  hundert  Mark  durch  Wilhehn  1248  (Böhmer  n.  3886.),   der 
Städte  Horburg  und  Dinkelsbühl  (des  ScMosses  Sorheim  und  der  Vogtei  des  Klosters 
Both  nebst  den  Zehnten  zu  Aufkirch)  an  Graf  Ludwig  von  Oettingen  um  1590  Mark 
(Böhmer  3852.)  durch  Conrad  IV.  im  J.  1251.   Um  dem  zu  entgehen,  liessen  sich  ein- 
zelne Städte  ein  Privilegium  de  non  alienandö  geben.  So  Bheinfelden  1225  yom 
K.  Heinrich  (Böhmer  n.  3631.),  Mülhausen  1251  von  Conrad  IV.  (Böhmer  n.  8850.). 

^)  Otto  L  bestimmte  962  (Böhmer  Beg.  a  254.)  St.  Maximin  bei  Trier  zom  Wit- 
tum der  Kaiserin,   den  Abt  zu  daren  Kaplan.    Curia  Francofurt.   a.  1149.   (Leg.  IL 
p.  86.)  „ .  .  certi,  quod  Corbejenses  pecuniam,  quam  juranenü  assertione  promiserant, 
indubitanter  nobis  (Chuonr.  HI.)  persolvant.**     Otto  IV.  befireite  1198  (Böhmer  Beg. 
n.  2960.)   das  Kloster  Werden  an  der  Buhr  von  den  an  frühere  Kaiser  jährlich  ge- 
zahlten 25  Mark;  Friedrich  H.  erliess  1218   dem  Niedermünster  zu  Begensbnig  die 
10  Pfund  jährlicher  Beichssteuer,  gab  1219  u.  1222  dem  Kloster  Volkoiderode  Steuer- 
freiheit für  seine  Bezitzungen   in   der  Beichsstadt  Mühlhausen,   ertheilte   1221    dem 
Deutschorden  Steuerfreiheit,  gab  1232  dem  Kloster  Bebenhausen  die  Steuerfreiheit  für 
dessen  Besitzungen  in  der  Beichsstadt  Esslingen;   Heinrich  (Yil.)  gab  1225    dem  Klo- 
ster Schönthal  bei  Heilbronn  Steuerfreiheit,    1227   dem  Cisterzienserkloster  "Wettingen 
(maris  Stella)  Abgabenfreiheit  für  seine  Häuser  in  den  Beichsstädten;   Heinrich  VIL 
iriederholte  12:i3  das  Pririieg  für  Bebenhansen.    Siehe  Böhmer  Beg.  n.  3169.  8268. 
3185.  3259.  3388.  3633.  3669.  3747. 

^)  Ueber  den  Böhmens  in  älterer  Zeit  (unter  Wenzel  928,  500  Mark  Silber  u. 
120  Stück  Ochsen  jährlich;  neue  Verpflichtung  Boleslaws  I.  dazu  950)  s.  Palacky 
I.  S.  205,  215. 

^^)  Frid.  L  mandatum  de  subsidio  solyendo  a.  1177    „abbati  OampidoBensi^    Leg. 
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JahrhnQderts  kam  diese  allgemeiiie  Besteoenuig  Seitens  des  Reiches  niokt  mehr 
vor;  die  Kriege  gegm  die  Hossiten  imAirfitiige  des  15.  und  die  Tfirkenkriege 
gaben  die  Yeraiilassuiig  zu  erneuerter  Ausschreibmig,  bei  der  man  bald  einen 
8.  g.  gemeinen  Pfenning  (s.  B.  den  hundertsten)  des  Vermögens  abzugeben 
YorBchiieb,  bald  auch  auf  die  einseinen  Beichsstande  ^e  bestimmte  Smnme 
1^  (Anschlag).  In  beiden  Fällen  wurde  die  Erhebung  yon  den  Landesherm 
bez.  kaiserlichen  Commissarien  besorgt;  im  letztem  stand  es  den  Landesherm 
frei,  fOr  ihre  Quote  die  Unterthanen  verhältnissmassig  beizuziehen.  ^^) 

IT.  Eine  anfängliche  sehr  reichüch,  im  Laufe  der  Zeit  aber  m  Folge  von 
Schenkungen,  Belehnungen,  Yerpfandungen,  die  nicht  eingelöst  wurden,  und 
durch  den  Erwerb  von  fast  allen  Landesherm  sehr  spärHch  fdessende  Ein- 
nahmequelle bildeten  die  Zölle  und  Mauthgefälle  (Wege-  Brücken-  Kanal- 
Gelder'').     Sie   stehen   am   Ende   des    14.   Jahrhundert   überall  den  Landes- 


L  p.  151):    „Noverii  toa  discretio,  quod ordinatum  est,  ut  ab  ecolesiasticis 

prinoipibus  per  terram  Teatonioam  miUe  maicamm  summa  persolyator.  Quare  tibi  ad 
solTendum  decem  marcae  tantum  Bont  asrignatae.  Mandamus  ergo . . . ,  quatenus  ipsas 
omni  oocassione  remota  in  octava  paschae  H.  de  Bretioe  in  pondere  Ooloniensi  de 
paro  argento  persolras.''  Curia  Quedlinbuig.  PhiL  a.  1207  (ib.  p.  218  sq.).  Hier  wurde 
die  zu  Nordhausen  zur  ünterstQtiung  des  h.  Landes  beBohlossene  Steuer  ausgesöhnt 
beo  ftXmtL  cum  prinoipibus  oonTenimus,  nt  per  singulas  imperii  provincias  de  quolibet 
aratro  sex  denarii  persolTantur;  in  singulis  etiam  civitatibus  aut  villis  quüibet  meroator 
Tel  aiterius  officii,  seu  oujusoanque  fuerit  homo  proprtas  habens  aedes,  duos  denarios 
persohat.  .  .  Prindpibus  yero,  bIto  eint  olerici  sire  laid,  oomitibuB  quoque  et  liberis 
siye  quibascunque  nobilibus,  nnlla  eleemosynae  summa  est  constituta,  nisi  quantum 
mücuique  jnxta  arbitrium  raum  diyina  gratia  voluerit  inspirare.  Haec  autem  ooUeota 
de  nostra  et  piinoipum  constitutione  per  quinque  annoB  fieri  debet,  et  talitor  est  quo- 
libet anno  expedienda,  nt  qu]Hl)et  episcoporum  per  totam  dioecenm  suam  eam  per 
certos  et  utiles  nuntios  colligi  fkciat;  quüibet  etiam  prinoeps  laicus,  siye  comes  yel 
aliuB  nobilis,  in  sui  jurisdictione  eam  cum  discretione  dari  praecipiat;  et  ita  unusquis- 
que  eam  in  ordine  suo  ezpediat,  ut  in  proxima  natiyitate  Domini  per  omnee  partes 
imperii  pariter  collecta,  nuntüs  certis  ad  ipsam  deferendam  deputatis  parata  sit  assignari.^ 

")  Siehe  die  im  §.  74.  n.  2.  n.  3.  citirten  Beichsabschiede. 

^^  YgL  die  Stellen  im  §.  70.  n.  12.  Dazu:  Ssp.  IL  27.  (Zolltarif,  ZcOlfreiheit). 
Cuiia  Wonnat.  Frid.  L  a.  1157.  (Leg.  11.  p.  104.)  „Noyerit  igitur  omnium  ChriBti 
imperiique  nostri  fidelium  presens  etas  et  sncoessura  pOBteritas,  quod  cum  diyina 
largiente  gratia,  Urbis  et  Orbis  oorona  et  dignitaie  percepta,  ab  ItaUa  redeuntes  .  . 
lüftTiTUft  ciyium  ac  negodaiorum  querimonia  ocourrit,  pro  eo  quod  a  Babenberc  usque 
Maguntiam  in  fluyio  Mogo  noya  et  inconsueta  omnique  ratione  oarentia  thelonea  .  . 
exigerentnr  .  .  Unde ....  ex  judioio  prindpum . .  palatino  comite  Hermanne  de  Bheno 
sententiam  proferente,  preoepimus,  nt  in  proxima  natiyitate  Dom.  fiitura  omnes  qui  .  . 
theloneom  solebaat  accipere,  nostro  se  oonspeotui  praesentarent,  et  sua  thelonea  impe- 
ratorum  yel  regum  donationibus  sibi  eese  collata  per  priyilegia  coram  posita  monstra- 
rent;  ea  yero  thelonea  que  imperatorie  yel  regio  donationis  auctoritate  carerent,  nostro 
jodido   perpetnaliter   amputwentur.  .  .^    Curia  August.  1209  (ib.  p.  215  sq.)    „Item 
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heim  zu;  die  Tietfachen  Bedrückungen  brachten  mit  sich,  daes  in  den  Land- 
Meden  Bestunnmngen  getro£Een  wurden.  ^^)  Auch  das  Münzrecht  (meneta) 
lieferte  einige  Einnahmen,  kam  jedoch  auch  bis  zum  Ende  des  14.  Jahrhunderts 
in  die  Hände  aller  Landesherm.  Hierdurch  war  der  schon  während  des  frühe- 
ren Mittelalters  schlechte  Zustand  des  Münzwesens  ein  so  kläglicher  geworden, 
dass  sich  endlich  im  15.*Jahrh.  das  Reich  veranlasst  sah,  Anordnungen  zu 
tre£Een,  welche  jedoch  nicht  von  besonderem  Erfi^ge  waren.  ^^)  Gewisser- 
massen  als  eine  Art  Ton  Zoll  fär  den  ihnen  verliehenen  Schutz  erscheint  die 
Steuer,*^)  welche  dem  Kaiser  von  den  Juden  zu  entrichten  war,  allmälig  aber 


quesiyit  (nemlich  Fridericus  Tridentmns  episcopus)  in  sententia,  n  aliquis  sine  regia 
licentia  ei   authoritate  noviun  possit  instiiuere  theloneum?  Et  data  est  .  .  sententia, 
quod  ntdlo  modo  hoc  fieri  possit  yel  debeat;  et  si  factum  fiierit,  irritom  sit  et  inane.'' 
Sent.  a.  1220  (ib.  p.  237.)    „apud  Frankenyoert  in  curia  ....  talis  data  est  sententia 
et  a  principibus   approbata,   quod  nuUam   auotoritatem  seu  warandiam  thelonei  vel 
monetae  ia  dampnum  sire  praejudicium  alicujus  prestare  possknus,'^  cassirt  dann  die, 
welche  der  „Cornea  Gelriae'^   Ton   ihm   zu  haben  behaupte.     C(mfoed.  Frid.  H.   cum 
princ  eocL  c.   2.  (oben  §.  69.  a  3.),  Landfr.  t.   1*235.  c.  6.     „.  .  .  Beceptores  vero 
teloneorum,  tam  in  terris  quam  in  aquis,  debito  modo  teneri  yolumus  ad  reparationem 
poncium  et  siaratamm,  transeuntibus  et  nayigantibus,  a  quibus  telonea  aceipiunt,  pacem 
securitatem  et  conductum,  ita  qnod  nihil  amittant,  quatenus    durat    districtus  eorum, 
prout  melius  possunt  procurando.  .  ,^   Gassatio  ezactionis  Ungelt  Wormatiensis  a.  1269 
(ib.  p.  382.)     Mandat,  de  deponendis  theloneis  für  Sirassbui^  1269.  (ibidem),   Budoi- 
phil.  sent.  contra  thelonea  ii^uata  a.  1290  (ib.  p.  454.),  Aibertil.  cassatio  theloneorum 
ad  Bhenum  a.  1301    (ib.  p.  474.).    Bulla  aurea  cap.  IX.  (s.  §.  69  n.  8.).    Vgl.   auch 
Böhmer  Beg  n.  2981   Otto  IT.  a.  1209    (yerzichtet  zu  Gimsten  des  Erzb]soho&  yon 
Magdeburg  auf  yerschiedene  königliche  Bechte,  namentlich  an  den  Kachlass  yerstorbe- 
ner  Prälaten,  die  Zolleinnahmen  in  d^:i  bischöflichen  Städten,  wenn  der  König  daxin 
Hof  hält,  und  das  Horbergsnehmen  in  den  Besitzungen  des  Erzstiftes),  n.  3025.  (hebt 
zu  Gunsten  des  Bisthums  Trient  eine  yon  E.  Philipp  dem  Ulrich  de  Arcu  yerliehene 
Zollstätte  auf),  n.  3141.  (Friedrich  n.  ertauscht  1217  yon  dem  Kloster  der  h.  Fides 
zu  Schlettstadt  die  Hälfte  des  dortigen  Zolls  u.  Gerichts  gegen  Liegenschaften    daselbst 
zu  Brunner  u.  zu  Eönigsheim),  n.  3267.  (derselbe  gibt  1221  dem  Schifie  des  Nonnen- 
klosters Königsbrück  die  Zollfreiheit  auf  dem  Bhein).  — 

^^)  Siehe  die  im  §.  74.  n.  3.  citirten. 

^^)  Siehe  die  Note  12.  Dazu  Heinr.  YI.  const.  de  moneta  Spirensi  a.  1196  (Leg. 
n.  p.  569.),  Frid.  H.  const.  de  cambüs  et  denarüs  ciyitat.  a.  1231.  (ib.  p.  18 1.)«  sent 
de  argento  yendendo  a.  1234.  (ib.  p.  302.),  Henr.  const.  gen.  a.  1234.  (ib.  p.  301.), 
Frid.  IL  const.  a.  1232.  (§.  69.  n.  4.),  const  pao.  a.  1235  c.  7.,  Wüh.  sententiae  •  .  de 
moneta  a.  1255.  (ib.  p.  371.),  Bud.  I.  statutum  de  moneta  a.  1282.  (ib.  pag.  440)  a 
1283.  (ib.  p.  443.)  sent.  contra  falsatores  monetae  a.  1285.  (ib.  p.  446.)}  bulla  anrea 
Lc;  Handl.  u.  Abschied  u.  Churförstentag  zu  Mainz  wegen  der  Münz  a.  1402.  (Neue 
Samml.  L  S.  103  i%.)  Beichstag  zu  Nürnberg  yon  1438.  (das.  S.  163  fg.)  —  &&p.  IL 
26.  Schwsp.  e.  165  W. 

^^)  Biohardi  B.  dipl.  a.  1262  (nach  Kraut  Grundr.  §.  79.)   „yolumus  —    ut  judei 
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an  die  Eiiifflrsien  und  80iiBti^;6&  Landesherrn  kam,  denen  das  Recht,  Jnden 

zu  geleiten,  verliehen  wurde.  Schon  im  12.  Jahrhimdert  nahmen  die  Kaiser 
das  Becht  in  Ansprach,  ansschüessHch  edle  Metalle  zu  graben,  welches  nach 
und  nach  auf  alle  Metalle  und  das  Salz  ausgedehnt,  vielfach  zu  Lehen  oder 
gegen  bestimmte  Abgaben  überhaupt  übertragen,  im  14.  Jahrhundert  den 
Eurförsten  ganz  aHgemein  zugesprochen  und  seitdem  allmalig  als  ein  landes- 
Leirliches  Becht  angesehen  wurde.  ^') 

Alle  diese  Rechte,  jedoch  auch  andere,")  aus  denen  Einkünfte  fliessen 
koDDteiij  oder  die  überhaupt  als  eigenthümliche  Rechte  des  Königs  galten, 
faBste  man  unter  dem  Begriffe  jura  regalia,  Regalien,  zusammen.  Dahin 
gehören    dann   noch   die   Naturaldienste   in   Kriegszeiten,  sowie   die  an   den 


de  Hagenowe,  camere  nostre  servi,  nostre  camere  tantum  et  per  nofitras  patentes 
Ütteras  serviant,  nee  ab  aliquo  quicunque  fderlt  ad  indebita  et  inoonsueta  serricia  oom- 
pellantuT.'^  Siehe  bei  Kraut  L  c.  eine  Menge  von  Urkunden-Zeugnissen  über  Ver- 
pfandungen derselben  u.  dergL  Bulla  aurea  a.  1366.  cap.  IX.  §.  2.  Das  (falsche) 
priTÜ.  majus  für  Oesterreich  spricht  auch  das  Becht  zu,  Juden  zu  dulden.  YgL 
Schwsp.  c.  106  W.  (125  L.)  ,,£r  sol  ouch  alle  sine  Juden  die  in  tuitschen  landen 
Bint  sSnem  kanzelaere  emphelen.  unde  tuot  er  des  niht,  s6  phleget  er  ir  doch  mit 
rette. **  Ssp.  lU.  7.,  Schwsp.  c.  214,  215,  W.  260,  261  L.  —  Die  sent  de  bonig 
judeorum  vacantibus  Alberti  L  a.  1299.  (Leg.  II.  p.  471.)  spricht  dem  Erzbisohofe  von 
Mainz  zu  „omnia  debita  suorum  judeorum  occisonun  heredes  non  habentium.*^  Pax 
Alb.  cum  archiep.  Mogyntino  a.  1302  (ib.  p.  477.).  „Daz  ungelt  und  die  Juden  zu 
Frankenfort  die  sal  er  behalden  recht  als  unser  breffe  stant  und  kunic  Adolfs,  die  er 
darüber  hat,  die  briffe  sal  er  auch  behalden.'* 

^»)  VergL  §.  44.  HI.  Thiotmari  Chron.  H.  8.  (Pertz  Scriptor.  IH.  p.  747): 
«Temporibus  suis  (961.  Otto  I.)  aureom  iliuzit  secnlum;  apud  nos  inTenta  est  pruna 
Tena  argenti.'*  Yon  dem  Finden  auf  königUohem  Boden  ist  gewiss  das  Recht  des 
JKönigs  abgeleitet  Urk.  Konrads  H.  v.  1150.  (bei  Job.  Suibert  Seibertz  ürkunden- 
buch  zur  Landes-  u.  Rechtsgesch.  des  Herzogthums  Westfalen,  Amsb.  1839.  Bd.  L  n. 
Ol.  S.  67.):  „Conradus  dei  gratia  rom.  rez  seoundus  Wieboldo  Corbeiensi  abbati  suis- 
qne  sacceesoribus  regulariter  ordinatis  in  perpetuum  yenas  metalli  videlicet  auri  argenti 
capri  phimbiet  stanniet  onmem  pecuniam  sive  rudern  sive  fonnatamque  intra  montem 
Eresberg  qui  Corbeiensi  ecdesie  jure  proprietario  pertinere  nosoitur  latet,  tibi  et  per 
te  Corbeiensi  ecdesie  damus  et  presenti  scripto  confirmamus  ut  liceat  tibi  et  successo- 
ribuB  tois  absque  ulUus  persone  contradictione  in  eodem  monte  fodere  omne  metallum 
quod  inventum  fiierit  eruere  et  oonflare.  .**  Andre  bei  Kraut  §.  127.  Das  Silber 
musste  der  Mtinze  angeboten  werden:  sent.  de  argento  vendendo  Heinr.  reg.  a.  1234. 
(Leg.  DL  p.  302.).  Bulla  aur.  a.  1356  c.  IX.  §.1.  —  Die  Urkunden  Heinr.  VI.  a. 
1189  für  den  Bischof  Ton  Minden,  Friedr.  L  y.  1189  für  Trient  u.  a.  beweisen,  dass 
man  nicht  blos  auf  Reichsgutem  oder  königlichen,  sondern  allgemein  das  Bergregal 
annahm.  Dagegen  Zöpfl  Rg.  H  §.  50.  (S.  478.  n.  4.)  u.  a.  Tgl.  auch  die  const.  Frid. 
L  im  §.  58.  n.  5. 

'^  Siehe  die  constitutio  de  regalib.  a.  1158  (§.  58.  n.  5). 


190  Gesch.  d.  Yerfass.  IL  u.  IIL  Per.  IL  Eap.  §.  75. 

E5iiig  und  seinCFefolge  auf  demDarchznge  zu  lekteiideii  Fuhren,  Abgaben  yon 
Lebensmitteln  n.  dgL  m. 

Y.  Damit  im  Zusammenhange  stehen  die  Einkünfte,  welche  der  König  aus 
der  Yogtei  über  Beichsldöster  oder  deren  Abtretung  an  diese /^)  femer  aus  dem 
schon  früh  angekommenen,  jedoch  bereits  im  13.  Jahrhundert  abgeschaffton 
Bechte  auf  den  Mobilamachlass  der  GFeistliohen,^^)  endlich  aus  der  Handha- 


»«)  So  überKesB  Friedrich  n.  im  J.  1219    (Böhmer  Reg.  n.  8196.)  die  Yogtei  der 
£lo6teig&ter  dem  Abi  Heinrich  yon  Kempten  gegen  eine  jährliche  Abgabe  yon  50  Maik. 

^^  Es  ist  dies  das  s.  g.  Spolienrecht,  jus  spolii,  mit  dem  das  Recht,  die  Ein- 
künfte der  yakonten  Reichsbisthümer  und  Abteien  zu  gemessen,  aufis  Engste  zusammen- 
hängt. Const.  Frid.  I.  de  bonis  clericorum  decedentium  (Leg.  11.  p.  138.  sq.)  „Nos, 
predecessomnr  nostrorum  .  imperatomm,  magni  Constantini  .  .  Justiniani  et  Yalentini- 
ani  .  .  Karoli  ei  Ludoinci,  yestigüs  inhaerentes,  et  sacras  leges  eomm  tanquam  diyina 
oracula  yenerantes,  imitari  non  embescimus  Gonstantinum  ....  dicentem:  Habeat 
unusquisque  decedens  bonorum  quod  optayerit  relinquere,  et  non  sint  cassa  judicia 
. ..  Item  sacratissimam  legem  Yalentiniani  praef.  praet.  Palladio  conscriptam  recolimus; 

yerum  siye  tostamento Hiis  saoris  legibus  ....  sententiam  yeneral^lis  den 

WormaciensiB  ecclesiae,  decedenti  bonorum  suorum  mobiüum,  quod  optayerit,  aut  pro 
remedio  anime  sue,  yel  alio  quoyis  respectu  tribuere,  et  testamentum  facere  sab  testi- 
monio    adminus   duorum  confratrum  suorum,  sane  hnic  libertati  perpetnam  tribuimus 
firmitatem.^    Sent.  a.  1170   (ib.  p.  141.)   spricht  den    adyocaüs  jedes  Recht  auf  die 
dos  der  Kirche  und  die  Sachen  der  Gheisilichen  im  Leben  oder  Tode  ab.    Die  Seni 
a.  1172  (ib.  p.  142.)  spricht  den  Mainzer  GeistUohen  ebenso  zu    „ut  mobilia  sua  que 
infra  emunitatem  habuerint,  ecclesiis  seu  personis  pro  arbitrio  suo  inter  yiyoe  sen  in 
ultima   yoluntate  donandi  liberam  habeant   facultatem.*^    Ottonis  lY.  coronatio  aquis- 
gran.'  a.  1198   (ib.  p.  203  sq.).    Er  sagt  im  Briefe  an  den  Papst:  „et  quod  consnetu- 
dinem  iUam  detestabiiem,  qua  episcoporum,  abbatum  principum  de  hac  yita  migrantium 
bona  tempore  mortis  relicta  quidam  nostri  anteoessores  hactonus  ocoapabantf    omnino 
in  posterum  dimittemus,  et  de  beneflcentia  nostra  principibus  ecdesiasticis  in  perpetuum 
relazamus.^    Dasselbe  Yerspreohen    mit  dem  Zusätze    „aut    etiam    ecclesiarum 
yacantium^    wiederholt  er  in  der  promlssio  regis  Coronatio  Rom.  a.   1209    (ib.  p. 
217.);   Friedrich  11.  in  der  promlssio  Papae  a.  1213  (ib.  p.  224.)  leistete  dasselbe  Yer- 
spreohen,   das  er   öfter  yriederholte:    renunciatio  juri  spoliorum  a.  1216,    ib.  p.  226 
„Ideoque  yeterem  ülam  consuetadinem  detestantes,  quam  ....  imperatores  et  reges  in 
oathedrales  exereuerunt  ecclesias  et  abbatiasque  manu  regia  porriguBtur,  quod  iddelicet 
decedentibus  episcopis  et  prelatis  earum,  non  tarn  reliquias  rerum  mobilium  eonindem 
consueyerunt  oceupare  ac  conyertere  in  usus  proprios  oocupatas,  quam  etiam   redditos 
et  proyentus  per  iotius  primi  anni  circulum  ita  prorsus  auferri,  ut  nee  soM    possent 
debita  deoedentis  nee  succedenti  prelato  necessaria  ministrari,  eidrai  consuetadini  sive 
juri  yel  quocunque  yocabulo   exprimatur,   renundayimus  penitus  ....  stataentes,   ut 
ecolesiarum  omnium  libertate  integra  semper  in  onmibus  permanente,  res  et   redditos 
hujusmodi  in  solyenda  debita  decedentium  prelatorum  et  in  alios  ecclesiaram  usus  per 
manus  legitime  suooedentium  libere  conyertontur;''  Promlssio  Papae  a.  1219,  ib.  p.  2^1, 
Confoed.  cum  princip.  eccl.  c.  1.  (§.  69.  n.  3.).    Rudolph  L  a.  1274  in  (traciata)     oon- 
firm.  priyiL  Rom.   eccL  (ib.  p.  394  sqq.)   erneute   diese  Yerspreohen.    NicfaAsdeato- 
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bang  der  Rechtspflege  bezog.  ^)  In  letzterer  Beeiehiing  md  zu  nennen  die 
Geldstrafen,  Einziehung  von  Gütern  Geächteter,  des  Yermdgens  yon  Personen^ 
die  ohne  Erben  starben,  die  GerichtsE^ortehi,'^)  auch  die  Taxen  bei  der  Er^ 
nenening  von  Lehen,  der  AussteUnng  kaiserlicher  Gnadenbriefe  u«.  dgl. 

Wie  bereits  angedeutet  wurde,  fielen  die  meisten  Einnahmsquellen  mit  der 
yoQstandig  ausgebildeten  Landeshohmt  fort. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Gebiete  des  Reiches;  ihre  Verfassung  und  Regierung. 

A.  Die  landesherrlichen  Territorien. 

§.  76. 
1.   Der  Landesherr.*) 

L  Die  Hoheit  über  das  Territorium  ruhte  auf  dem  der  Familie  als  Allod 
oder  Lehen  zustehenden  Besitze,  auf  dem  Amte  des  Bischofs,  Abts  u.  s.  w., 
verbunden  mit  dem  vom  Reiche  direct  empfangenen  Gerichts-Grafen-Bann,  zu 
welchem  bei  den  Herrn  mit  fürstlichen  Rechten  das  Herzogthum  kam. 

n.  Bei   den   geistlichen   Territorien   war   mit  der  Würde  von  selbst 


weniger  wurden  sie  geübt,  so  dass  man  für  gerathen  hielt,  sich  die  Freiheit  durch  be- 
sondere Priyüegien  yersprechen  zu  lassen.  So  1209  der  Erzb.  von  Magdeburg  von 
Otto  rV.  (nota  12.),  dieAebtissin  von  Quedlinburg  1216  (Böhmer  Reg.  n.  8130.),  der 
Bischof  Yon  Hüdesheim  1226  (das.  n.  3331.),  die  Aebtissin  von  Gandersheim  (das.  n. 
3684.)  von  Friedrich  11.  beziehentlich  K.  Heinrich. 

'^)  Siehe  die  im  §.  58.  n.  5.  abgedr.  Const.  de  regaÜbus.  Vgl.  noch  Otto  Frising 
de  gestis  Frid.  I.  Lib.  ü.  c.  13.  von  den  Worten  an:  „Mos  enim  antiquis,  ex  quo  im- 
perinm  Komanum  ad  Francos  derivatum  est,*^  und  Radevicus  de  reb.  gestis  Frid.  I. 
lib.  IL  c.  5.,  wo  er  erzählt,  welche  Rechte  Bulgarus,  Martinus,  Jacobus  u.  Hugo  dem 
Könige  zugesprochen  hätten. 

^^)  ^gl*  über  die  Grösse  der  Sportein  die  Const.  Auximana  Frid.  I.  a.  1177  (Leg. 
E  p.  162.)y  über  die  erblosen  Sachen  dieselbe  u.  Sent.  Aiberü  L  a.  1299  (ib.  p.  472.) 
bezQgUch  der  Lehen,  desgl.  die  Sent.  das.  p.  473.  über  erblose  Lehen  von  Kirchen.  — 
Heinrich  VII.  gab  (Böhmer  Reg.  n.  3653.)  1227  dem  Deutschorden  die  Taxfreiheit 
bei  aXleia  kaiserlich^i  und  königlichen  Gnadenbriefen. 

0  Es  ivird  hier  selbstredend  die  Entwieklung  der  §§.  68  ff.  vorausgesetzt 
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auch  die  Laadeshoheit  erworben;  deim  diese  haftete  so  sehr  an  dem  Amte, 
4a88  sie  vom  Inhaber  sn  dessen  Sehaden  selbst  durch  Yelbrechen  nidftt  Te^ 
wirkt,   sondern  nur   der   Person  fOr  ihre  Lebenszeit  «bgenoHunen  werd^ 
konnte.')    Diese   geistlichen  Gebiete  trogen   den  doppelten  Charakter  eines 
Beichslehen  und  der  Ausstattung  des  BkÜuims  u.  s.  w.;  errterer  widtete  aber 
so  sehr  im  Mittelalter  yor,  dass  für  Dispositionen  betreffi»  deren  kdneswegs 
die  Eirchengesetze,  sondern  Gesetz  und  Herkommen  des  Beichs  als  massgebend 
erachtet  und  angewendet  wurde.  ^    Wegen  der  Einheit  des  geistlichen  Amtes 
war  für  die  Untheilbarkeit  des  Territoriums  von  selbst  gesorgt;  die  Gesetze 
festigten  diese  noch  mehr.  *)    Zu  jeder  Yeräusserung  von  Eirchengut,  das  die 
Eigenschaft  von  Beichsgut  trug,  war  deshalb  der  kaiserliche  und  der  Beichs- 
stände  Consens  erforderlich,  zu  dem  aber  auch  Kraft  der  Beichsgesetze  sowohl 
hei  Bisthiimem  als  Abteien  Consens  der  Kapitel  beziehentlich  Conyente  und 
der  Landstände  hinzutreten  musste.^) 

ni.  Für  die  weltlichen  Territorien  waltete,  so  lange  die  Anschauung 
lebhaft  blieb,  das  mit  dem  erblichen  Besitze  verbundene  Amt  sei  unbedingtes 
Beichslehen,  der  Grundsatz  der  Untheübarkeit  gleichfalls  vor  und  wurde  in 
den  Entscheidungen  des  Beichs  wiederholt  ausgesprochen.^)    Bevor  aber  die 


^)  Vgl*  §•  74.  nota  1.  am  Ende. 

' j  Das  geht  schon  zur  Genüge  aus  den  Rechten  der  weltlichen  Stfinde  in  denselben 
hervor,  da  nach  dem  Eirchenrechte  Laien  als  solehe  hier  nicht  mit  zu  spreeheR  hfttten. 
Man  braucht  übrigens  nvff  einen  Bliok  in  dieBegesten  von  Böhmer  sn  thun,  um  sich 
durch  die  zahlreichen  Yerfügungen  der  Kaiser  hienron  vdlends  zu  überzeugen. 

*)  Frid.  L  sent.  de  bonis  mensae  episcopalis  non  alienandia  a.  1153 
(Leg.  n.  p.  94  sqq.),  Sent.  de  bonis  eocl.  non  allen.  Henr.  YL  a.  1191  (ib.  p. 
194.)  „dietata  est  sententia,  quod  nullus  episcoporum  vel  abbatum  imperio  pertmentium 
possit  Tel  debeat  aliquid  de  bonis  ad  coquinam  vel  ad  aliud  suum  officium  pertinenii- 
bus  infeodare  vel  alienare ;  quod  ai  forte  aliquem  episcoporum  seu  abbatum  faoere  con- 
tigerit,  talis  infeodatio  seu  alienacio  a  successore  episoopo  potest  et  debei  de  rationem 
irritum  revocari.  De  abbatibus  idem  est  Judicium.^  Frid.  II.  sent.  de  alienat. 
bonor.  eccles.  (irritatio  ahenationum)  a.  1219  (ib.  p.  283.),  Sent.  a.  1250  (ib.  p. 
365.),  Sent.  a.  1253  (ib.  p.  367  sq.). 

*)  Vgl.  oben  §.  69.  nota  7.,  unten  §.  77*  und  Heinr.  reg.  sent.  de  jure 
abbatiarum  a.  1223  (Leg.  U.  p.  252.),  Sent.  de  officiis  et  possessionibus 
eccles.  Wilh.  a.  1250  (ib.  p.  365.),  Sent.  a.  1255  (ib.  p.  873.)  „responsuin  füit  et 
in  nostra  presentia  sententialiter  judicatum,  quod  (abbas  princeps  territorü)  nee  vendere 
uec  alienare  aut  distrahere  seu  donare  potest  aliqua  feuda  vel  bona  sui  monaaterii, 
non  requisito  eonsensu  nostro  et  sui  eapituli  et  obtento.*^  Sent  contra  inf  eodati- 
onem  episcoporum,  capitulis  irrequisitis  BudolpM  L  a.  1277  (ib.  p.  412.). 

^)  Frid.  L  oonst.  de  jure  feodor.  a.  1158  (Leg.  IL  p.  118.),  Bud.  L  sent.  de 
eomitatibus  non  dividendis  (ib.  p.  442.)  Schwsp.  c.  192.  L.  101.  "W.  „Man 
enmac  mit  rdite  dehein  f&reten  saspt  zwein  manw«   gellhen.    Qescfaihet  es   aber,    ire 
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Tenohiedefien  Ton  maußhea  Füniaa  beseaseBen  Qt^Atiiaitea  u.  «.  v.  als  ein 
«inh^Üiehes  Land  sich  abgescldossen  hatten,  galt  es  für  kdine  Theilung,  dass 
die  einzelnen  Grafschaften,  jede  ffSa  sich  ungetheilt,  unter  die  mehren  Skben 
TorÜidlt  wurden;  dies  kommt  bis  ins  15.  Jahrhundert  hin^  YOr.^)    Je  mehr 
«ber  die  Landeshoheit  «nm  Abschlüsse  gelangte,   desto  mehr  trat  diese  Ait- 
fidiauimg  bei  jenen  Territorien  zurück,  deren  Inhaber  keine  direete  YerleihuiEg 
Tom  Reiche  bestandig  an  das  Lehensband  mit  diesem  erinnerte;   TheOungen 
in  yerschiedener  Gestalt  kamen  deshalb  im   14,  Jahrhunderte  bei  manchen 
jueLtfürstUchen  Gebieten  vor»    Dies  war  um  so  leichter,  als  keine  besondere 
Suecessionsordnung  bestand.     Die  gold^ie  Bulle  von  1356^  setsste  zuerst  für 
die  .Kurlande  UntheDbarkeit  und  Sucession  nach  der  Primogenitur  fest  als 
natürliche  Fol^e  der  nach  dem  Bechte  der  Erstgebwt  zu  yererbehden  unthefl- 
bareu  Kurstunme  (§.  71.  UI.).   Diesem  Vorgänge  folg^id  wurde  zur  Behebimg 
der  mancherlei  aus  den  mö^chen  Gebietstheilungen  heryorgehenden  Nachtheile 
im  Laufe  des  14.  und.  15.  Jahrhunderts  in  yielen  fürstiichen  und  grällichen 
Häusern  gldchfalls  die  untheDbare  Erbfolge  nach  der  Primogeniturordnung  hau»- 
gesetzUch  feslgest^t.    Dabei  aber  ging^an,   seit  die  yolle  Landeshoheit  das 
ganze  in  der  Hand  des  Fürsten  yereinte  Gebiet  als  einheitliches  Territorium 
erscheinen  Hess,  aUmäÜg  einen  Schritt  weiter,  indem  nicht  nur  für  das  Haupt- 
land, sondern  for  dies  und  die  damit  yerbundenen  Länder  jene  einheitliche 
Folge  bestimmt  ynirde.    Damit  aber  war  der  Anfemg  gemacht  zu  neuem  Her- 
Tortreten  des  öffentlich  rechtlichen  Charakters  der  Territorialhoheit. 


4eweder  mac  dft  Yon  ein  furste  geheizen  noh  gesin.  als6  emnac  man  weder  marogr&ye- 
schajft  noch  phulenzgräfschaflb  noch  grftyeschaft.  unde  swer  si  teilet,  aö  haut  si  iren 
namen  yerloren."  Ssp.  lEE.  53.  §.  3.  HI.  64.  §.  5.  wider  die  Theilung  der  Orafischaft. 
TgL  §.  68.  n.  1.  u.  §.  69.  n.  7.  §.  75.  n.  4. 

0  Deshalb  erscheinen  auf  den  Beichatagen  mehre  Fürsten,  welche  demselben  Hause 
angehören.  Siehe  §.72.  n.  17.  Hieraus  haben  sich  auch  die  yerschiedenen  Linien  ein- 
zelner Häuser  mit  denselben  Fürstentiteln  gebildet. 

^  Gap.  XXY.  §.  2.  „Decemimus  .  .  .  quod  .  .  .  insignes  et  magnifici  Principatus 
.  .  .  terra,  districtus,  homagia,  yasallagia,  ^t  alia  queyis  ad  ipsa  spectantia,  scindi, 
^Tidi,  aeu  quayis  coildicione  dimembrari  non  debeant,  sed  ut  potius  in  sua  perfecta 
integritate  perpetua  maneant.  §.  3.  Prlmogenitus  filius  suocedat  in  eis,  sibique  soli  jus 
et  dominium  competat,  nisi  forsitan  mente  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi,  et  nota- 
biüs  defectos  existeret,  propter  quem  non  deberet  seu  posset  hominibus  principari. 
§.  4.  Li  quo  casu  inhibita  sibi  successione,  secundo  genitum  si  fnerit  in  ea  progenie, 
seu  alium  seniorem  fratrem,  yel  consanguineum  laicum,  qui  patemo  stipiti,  in  descen- 
deDti  recta  linea  proximior  fuerit,  yolumus  successurum.*^  §.  5.  gebietet  Unterhalt  der 
Geschwister  mit  Ausschluss  jeder  Theilung  des  Fiirstenthums  „et  pertinenciarum 
ejus.**  Das  Priyilegum  majus  für  0 esterreich  hat  diese  Erbfolge  auch  bereits 
anfgenommen. 
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IV.  Der  neue  Laüdeslierr  trat  dem  RfeicÄö  gegfenfiber  durch  dfe  Lehnscr- 
Betterong  (§.  72.  IT.),  seinem  Laude  gegenüber  durch  feierliche  Besitzergreiftmg') 
in  die  Begiening  ein.  Er  mu96te  ans  echter  Ehe  stammen,  k5rper]i6h  tmd 
geistig  zur  Herrschaft  beföfaigt  sein.***)  War  die  erbföhige  Verwandtscliaft 
ausgestorben,  so  fiel  das  Land  als  erledigtes  ReichsAehen  in  die  fVeie  Benetznng 
des  Kaisers  zurück,  der  selbiges  w§!hrend  dieser  ganzen  Zieit  nacb  Belieben 
an  Beichsunmittelbare  oder  auch  Beichsministerialen  aue^hun  konnte.") 

V.  Die  Rechte  der  Lande  ab  errn  waren  die  Grafengewalt  und  dasHer- 
zogthum  mit  ihren  Befugnissen.  Die  Fürsten,  welche  beides  besassen,  also 
alle  geistlichen  Landesherrn  und  die  wirklichen  Reichsfürsten  batten  als  Aus- 
fluss  des  Grafenamtes  die  Gerichtsbarkeit,  das  Recht  Flacita  abzuhalten,  die 
Sorge  fiir  den  Frieden  (Polizei),  das  Recht  Anordnungen  hierüber  zu  treffen, 
als  Rechte  des  Herzogthums  dazu  den  Heerbann,  das  Recht  Höftage  zu  hal- 
ten u.  s.  w.  Mit  diesen  Rechten  verband  sich  allmt^g  der  Genuss  der  Rega- 
lien (§.  79.).  Sie  erdcheinen  somit  ald  die  Herrn  und  Schirmer  des  Landes, 
domini,  principes  territorü.  *•) 

« 

VI.  Ihr   Verhältniss   zu   den  *Einwohnert   des   Territoriums  war 


®)  Empfang  der  hui  de  Seitens  der  Stande,  wobei  der  t^ürst  auf  dem  Füreten- 
(Herzogch)  Stuhle  sass  in  festlichem  Gewände  n.  dgl.  Siehe'  einzelne  Formen,  beson- 
deis  ans  Kämäien,  bei  Grimm  R.A.  S.  252  ff. 

")  Bulla  aurea  cap.  XXV.     Unter  §.  84. 

^0  Der  Herzog  von  Oesterreich  (§.  58.  n.  18.)  hatte  für  diesen  Fall  das  Recht  der 
freien  Verfugung.    Vergl.  §.  84.  n.  4. 

^*)  Den  Inbegriff  dieser  Rechte   laset   die  Urk.  K.  Ludwigs  v.  J.  1338.   17.  Aug. 
womit  er  den  Grafen  Gotfried  IV.  von  Arnsberg  belehnte,  deutlich  erkennen  (Seibertz 
Urkundenbuch  II.  S.  302.  num.  666.).    „Nos  Ludovicus  d.  g.  RonL  Imp.  S.  A.   tenore 
presentium  profitemur  —  quod  yeniens  ad  nostre  majestatis  presentiam  spectabilis  Godo- 
fridus  Comes  de  Arnsberg  fidelis  noster  dilectus  —  supplicavit  ut  sibi  feoda  infra  scripta 
ex  successione  paterna   eidem  pertinentia  videlicet  Advocatiam  in  Susato, 
tres  Gogravias  que  vulgo  Goggericht  dicuntur  unam  scilieet   in  Hurele,   alteram   in 
"Wicke,    tertiam  in  Galle,   onmes  Cometias   que  Frigrafschaft  Tulgariter   noiicu- 
pantur,  monetam  suam,  ducatum  infra  terminos  dominii  sui,  silvam  suam  que  dici- 
tur  Lurewalt   et  in  eadem  ailva   forestum  vulgariter  dictum  Wildforst,   pedagium 
vel  Theloneum   in  Nejheim,   nee  non  jus   primam  pugnam   habendi    quaado 
Regem  vel  Imperatorem  Romanum  yel  summum  ducem  West  falle  in&a  terminos 
Reni    et  wysere  pugnare  vel  bellare  continget  que  volgo  dicitur  forstreit,    conferre   et 
ipsum  de  hüs  investire  gratiosius  dignaremur.    I^os  itaque  —  feoda  suprascripta  a  nobis 
et  sacro  Rom.  imp.  descendentia  prefato  Godfrido  Comiti  de  Arnsberg  prout   et  quan- 
tum  per  progenitores  suos  et  ipsum  hactenus  —  habita  sunt   et  possessa  conferlmuB  et 
cum  —  titulo  feodali  presentibus  inyestimus.^    Sehr  belehrend  ist  das  PriviL  znajus  für 
Oesterreich,  weil  thatsächlich  sein  Inhalt  damals  geltendes  Recht  für  dieses  Xiand  war. 

üeber   die  Buocession  überhaupt  Schulze   das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deut- 
sehen  Fürstenhäusern,  Leipz.  1851. 
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lange  Zeit  hindurch  ein   sehr  yersehiedenes.    Die  grosse  Mehrzahl  derselben 
war  theils  in  Folge  der  Angehörigkeit  an  den  AUodialbesitz  des  Herrn,  theÜB 
zufolge  desAbnehmens  der  alten  Freiheit  (§.  54.),  theils  als  Hörige  der  an  die 
Landesheim  gekommenen  Eeichsgüter,  endlich  auch  durch  Belehnung,  in  einem 
directen  persönhchen  Abhängigkeitsverhältnisse   zum  Herrn;  sie   standen   al» 
Hörige,    Ministerialen,    Vasallen  unter  dem  jus  curiae  und  seiner  (privaten) 
Herrngerichtsbarkeit.    Diese  sind  in  Wahrheit  schon  im  frühen  Mittelalter  Un- 
terthanen.     Eine  zweite  Klasse  bildeten  die  Freien,  welche  dem  Herrn  nur 
als  Inhaber  der  Grafenrechte  unterstanden,  ihren  Gerichtsstand  im  Landge- 
richte hatten  (§.  85.).    Auch  sie  sind  seit  der  Ausbildung  der  Landeshoheit 
[/hterthanen.     Die   erste  Klasse   umfasst    der   spätere  Ausdruck  Hintersas- 
sen, die  zweite  der  Landsassen. *^)   Ob  der  Einzelne  in  einer  Stadt,  welche 
dem  Herrn  gehörte,  oder  auf  einer  Burg,  in  einem  Dorfe  oder  Hofe  wohnte,, 
machte   keinen  Unterschied.     Wohl  aber  trat  ein  solcher  dadurch  ein,  dass 
viele  ursprünglich  der  ersten  Klasse  angehörige  Personen,  femer  Ministerialen 
und  YasaUen  gegen  den  Ausgang  des  13.,  besonders  aber  im  14.  ^Ißhrhundert 
eine  höhere  Stellung  erlangten  gerade  durch  das  persönliche  Band  zum  Herrn^ 
und  dass  in  Folge  dessen  alle   übrigen   selbst  innerhalb   der  Territorien  als 
minder  frei  erschienen  und  in  ein  gewisses  Abhängigkeitsverhältniss  von  jenem 
fliedem  Adel  kamen,   so  dass  sich  aus  ihnen  ein  eigner  Stand  bildete  (§.  87» 
§.  107.),  dem  gegenüber  die  höher  Gestellten  gewisse  Rechte  an  der  Regierung 
erwarben  (§.  77.).     Darin  aber  war  des  Herrn  Macht  über  alle  diese  Personen 
gleich,  dass  sie  seinem  Blutbann  (jus  vitae  ac  necis)  unterlagen.    Eine  dritte 
Klasse  von  Unterthanen,  oder  als  Gegensatz  gegen  alle  vorhergehenden  eine 
zweite,  bildeten  jene  Personen,  welche  die  Grafschaft  vom  Reiche,  einem  geist- 
lichen oder  weltlichen  Fürsten   zu  Lehen  trugen,   Besitzer  eines   Hermhofes 
(djnastae),  kurz  selbst  Landesherm  waren,  aber  nicht   die  voUen  fürstlichen 
Rechte  erlangt  hatten  (§.  68.  VH.)  desgleichen  die  Reichsministerialen,  welche 
aof  den  Keichsgütem  wohnten.    Diese  ^*)  standen  bezüglich  des  Heerbannes 


'  '^  Siehe  Pfeffinger  1.  c.  I.  XXH.  (T.  H.  p.  959  sqq.). 
")  Auch  diese  Klasse  von  Personen  wird  einzeln,  und  offenbar  ganz  mit  Recht, 
mit  dem  Namen  Landsassen  bezeichnet.  —  In  diesem  Verhältnisse  standen  voUe 
Landesherm.  So  z.  B.  die  Grafen  von  Arnsberg  gegenüber  den  Erzbischöfen  von  Köln 
als  Herzögen  von  Westphalen.  S.  Dipl.  a.  1340  (Seibertz  JE.  p.  484.  n.  1117.), 
worin  Erzbischof  Walram  bekundet,  dass  Graf  Gotfried  von  Arnsberg  seine  viUa,  die 
in  puro  et  libero  allodio  suo  „infra  ducatum  quidem  nostrum  Westphalie**  liege,  ihm 
übertragen  und  als  Lehen  zurückgenommen  habe,  und  erlaubt  ihm  daselbst  ein 
Scidoss  zu  bauen  und  das  Dorf  als  Stadt  zu  befestigen.  Daselbst  n.  1095.  (im 
J.  1275.)  erklärt  sich  die  Stadt  Paderborn,  die  doch  dem  Bischöfe  von  Paderborn 
gehorte,  „quod  ven.  dno  Archieps.  Colon,  decem  annis  nunc  instantibus,   quibus  nos  et 
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und  der  Lebnsherrlichkeit,  sowie  der  Pflicht,  ihre  Hoftage  zu  besuchen,  unter 
den  Fürsten.  Uebrigens  kam  es  darauf  an,  ob  sie  innerhalb  der  Grenzen  des 
fürstlichen  Territoriums  wohnten  oder  nicht.  Im  letztem  Falle,  der  durch- 
gehends  nur  in  Franken,  Schwaben  und  am  Rheine  vorkam,  haben  sie  ihre 
Reichsunmittelbarkeit  behauptet  und  auch  der  aus  dem  Fürstenthume  herrüh- 
rende Verband  fiel  fort,  seitdem  dieses  selbst  seinen  alten  Charackter  geändert 
hatte.  Im  ersteren  Falle  sind  sie  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  ^^)  allmalig 
unter  die  wirkliche  Landeshoheit  gekommen,  wenngleich  sie  Grafenrechte  bei- 
behielten. Diese  Entwicklung  hatte  in  den  Eurlanden  bereits  zur  Zeit  der 
goldnen  Bulle  ihren  Abschluss  gefunden,  ^^)  und  trat  auch  in  den  meisten  an- 
dern Fürstenthümem  bis  zum  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  dahin  ein,  dass 
rücksichtlich  der  wirklichen  Obergewalt  alle  Einwohner  des  Territoriums  in 
gleichem  Verhältnisse  zum  Fürsten  standen,  die  Unterschiede  zwiscjien  den 
Einwohnern  nur  darin  lagen,  dass  eine  geringe  Anzahl  selbst  gewisse  landes- 
herrliche Rechte  von  verschiedenem  Umfange  übte,  und  Landstände  wai^n,  die 
Uebrigen  hingegen  lediglich  als  Unterthanen  erscheinen. 


nostra  in  suam  protectionem  recepit  et  tutelam  et  quia  in  suo  ducatu  consisti- 
muB**  gegen  jeden  zwischen  Ruhr  und  "Weser  ausser  den  Kirchen  zu  Paderborn  und 
€51n  beistehen  wolle.  —  Im  J.  1291  (das.  jl  438.)  wird  Erzbischof  Siegfried  von 
Bischof  Otto  von  Paderborn  und  Graf  Ludwig  von  Arnsberg  und  Andern  ersucht  ^^quod 
liobis  .  .  . ,  cum  officii  yestri  debitum  id  exigat  ratione  ducatus  vestri  .  .  .  yestram  sen- 
ientiam  et  jus  dare  et  docere  dignemini  super  eo ,  aÜoquin  hujusmodi  jus  et  sententiam 
a  Serenissimo  Romanorum  rege  nos  reqiurere  oportebit.''  Emen  noch  deutlicheren 
Beleg,  dass  der  Herzog  über  die  vollen  Landesherm  noch  am  Ende  des  13.  Jahrh.  eine 
gewisse  Hoheit  hatte,  gibt  das.  num.  327.  von  1263,  worin  Erzbischof  Engelbert  JL 
dem  Grafen  Gotfried  HI.  von  Amsbeig  erlaubt,  das  Dorf  Neheim  als  Stadt  zu  befesti- 
gen gegen  die  Yerpflichtung  zum  Beistande  gegen  feindliche  Angriffe.  — 

Für  die  spätere  Zeit  siehe  Chr.  Henr.  Drewerus  De  jure  territorii   subordinati 
dissert.  H.  Lips.  1727.  4. 

'^)  Z.  B.  die  Häuser  Schonburg  und  Stolberg. 

^®)  Cap.  XI.  §.  1.  „Statuimus  ut  nulli  Comites,  Barones,  KobUes,  Feudales,  Yasalli, 
Castrenses,  Milites,  Clientes,  Clyes,  Bui^enses,  nulle  quoque  persone,  Goloniensi,  Mo- 
guntinensi  et  Treverensi  Ecclesiis  subj6cti  vel  subjecte,  ciiguscunque  Status,  con- 
ditionis  vel  dignitatis  existant  .  .  .^  Oben  §.  69.  lY.  Für  Oesterreich  lag  diese 
Entwicklung  schon  im  privileg.  von  1156,  fÜrBrandenburgim  Charakter  der  Mark- 
grafschafi;,  und  ergibt  sich  auch  aus  den  Sätzen  des  Sachsenspiegels  H.  12.  §.4.  6. 
m.  64.  §.  7.  m.  65.  §.  1.;  für  Böhmen  bestätigt  sie  Bulla  aurea  cap.  Vm.  als  altes 
Herkommen. 
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§.  77. 
2.  Die  LandBtände/)  Landtage. 

I.  Aus  der  Beschaffenheit  der  Landesherrlichkeit,  welche  dem  Inhaber  nur 
die  bestimmten  herkömmlichen  Rechte  gegenüber  den  einzelnen  Landesbewoh- 
nem  verlieh,  sowie  aus  dem  noch  lange  Zeit  fortlebenden  Bewusstsein,  dass 
der  Herr  aus  kaiserlicher  XJebertragung  die  Orafenrechte  übe,  ist  erklärlich, 
dass  in  den  Territorien  nur  sehr  allmälig  die  alten  Formen  der  Regierung  yer- 
lassen  wurden.    Dies  zeigte  sich  zunächst  in  den  meistens  fortdauernden  drei 
grossen  jährlichen  (§.  47.  V.)  Versammlungen,  die  noch  geraume  Zeit  von  den 
Herrn  gehalten  wurden.    Mit  der  zunehmenden  Bedeutung  des  Lehnswesens 
und  der  stets  abnehmenden  der  gemeinen  Freiheit  hörte  der  Einfluss  der  Ge- 
meinfreien  auf  die  Ordnung  der  politischen  Dinge  mehr  und  mehr  auf,   wäh- 
rend so  die  Vasallen  und  Ministerialen  das  Hauptgewicht  erlangten.    Dies  war 
der  Grund,   weshalb  diese  Versammlungen  mehr  zu  blossen  Gerichtstagen 
mirden.    Als  solche  wurden  sie  auch  von  Reichswegen  den  Herrn  bei  Strafe 
befohlen^  und  haben  sich  in  manchen  Territorien,  jedoch  in  der  spätem  Zeit 
nicht  mehr  für  das  ganze,  sondern  als  Versammlungen  der  kleinem  Kreise 
(Gografschaften,  Centen  u.  s.  w.)  bis  in  die  spätesten  Zeiten  erhalten.    Die 
Geschäfte,  welche  man  auf  diesem  Landding,    Landtag,  placitum   pro- 
vinciale,  vornahm,  waren:  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  und  Vor- 
nahme (Beurkundung)  von  Rechtsgeschäften.  *)    Neben  diesen  Gerichtsversamm- 


^)  Friedr.  Wilh.  Unger  Geschichte  der  deutsch.  Volksvertretong.  I.  Theil  Gesch. 
der  deutsch.  Landstände,  2  Bde.  Hannover  1844.  (S.  XI— XXYHL  die  Literatur); 
Carl  Hegel  Gesch.  dermecklenbuigiBchen  Landstände  bis  zum  Jahr  1555  cet.  Rostock 
1856.     Michels en  in  der  Zeitsohr.  t  D.  Bt.  Bd.  L 

*)  Heinr.  reg.  Gonst.  gener.  a.  12S4  (Leg.  U.  p.  801.):  „Et  ut  in  judicando 
diligencie  formam  omnibus  preferamus,  ecce  in  manus  prineipum  promisimus,  quod  in 
quoUbet  mense,  ubicumque  in  imperio  fiierimus,  quatuor  diebus  ad  minus  personaliter 
yolumus  judicio  publice  praesidere.  Quod  etiam  a  quoHbet  judice  fieri  yolumus,  tem- 
poribus  ad  hoc  secundum  provinciarum  consuetudinem  constitutis. 
Quod  si  princeps  facere  neglexerit,  et  de  hoc  conviefcus  fiierit,  ut  exigit  juris  ordo, 
domino  regi  centum  libras  auri  in  pondere  Earoli  persolvet.  Com  es  vero  vel  alius 
nobilis  Judicium  habens,  si  non  judicaverit  secundum  provinciarum  consuetudinem, 
domino  regi  .  .  .  centum  marcas  argenti  oomponet.^ 

*)  VgL  die  Citate  bei  Ung,er  I.  S.  178  ff.,  Walter  R.G.  §.  264.  In  den  meisten 
XTriomden  über  Streitigkeiten  und  Uebertragungen  u.  s.  w.  (vgl  die  Note  6.)  wird  nur 
die  Zustimmung  zu  dem  Akte  bez.  Bekundung  erwähnt;  diese  ist  aber  nach  den 
damaligen  Terhältnissen  nur  mündlich,  also  auf  solchen  Gerichtstagen  gegeben. 
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lungen,  welche  die  Fürsten  oder  deren  judices  provinciales/)  Landmar- 
schälle abhielten,  wurden  in  den  kleinem  Distrikten  der  mit  dem  Gericht  be> 
liehenen  Grafen,  Yogte  der  Abteien  und  Klöster  gleichfalls  solche  jährliche 
Gerichtsyersammlnngea  abgehalten.  ^) 

n.  Die  Stellung  der  Landesherm  zu  den  verschiedenen  Klassen  yon  Ein- 
gesessenen einerseits,  die  Anschauung  des  Mittelalters,  jede  Gewalt   sei   eine 
übertragene,  jedes  herkömmliche  Becht  ein  wohl  erworbenes,  nicht  ohne  den 
Willen  des  Berechtigten  zu  kränkendes,  endlich  die  persönliche  Begierung  der 
Herrn  und  die  Oeffentlichkeit  bei  allen  Arten  rechtlicher  Akte  brachten  von 
selbst  mit  sich,  dass  die  Landesherm  kein  Geschäft;  yon  irgend  welcher  Wich- 
tigkeit vornahmen,  ohne  die  Männer  ihres  Vertrauens  zu  berathen  und  deren 
Billigung  zu  besitzen.    Gerade  darin  zeigt  sich  aber  die  allmälige  Entwicklung 
am  Besten,  dass  wie  beim  Könige  (§.  43.  72.)  auch  in  den  Territorien  analog 
nur  Vasallen  und  Ministerialen,  aus  denen  die  Landesherm  ihre  SteUyertreter 
nahmen,   zugezogen  wurden.    Im  Einzelnen  waren  nach  der  besondem  Ent- 
wicklung manche  Verschiedenheiten.    In  den  geistlichen  Fürstenthümem  war 
vor  Allem  das  Kapitel  (bei  den  Abteien  der  Convent)  hierzu  berufen;  in  allen 
Fürstenthümem  traten  in  den  Vordei^rund  die  allenfalls  zu  demselben   gehö- 
rigen Grafen  und  freien  Herrn  (Dynasten);  einzeln  kommt,  jedoch  nur  in  An- 
gelegenheiten rein  privatrechtlicher  Natur,  auch  die  Zustimmimg  der   eignen 
Xeute  u.  s.  w.  vor.    So  wurden  Veränderungen  im  Besitzstande  der  Landes- 
herm (Schenkungen  yon  Gutem)  oder  einzelner  Institute  (z.  B.  yon  Kirchen, 
Klöstem),  Verpfandungen  oder  Verkäufe  yon  landesherrlichen  Bechten  (z.  B. 
der  Grafschaft,  Münze  u.  dgl.)  u.~s.  w.   durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
mit  Beirath  des  Landes  vorgenommen.*) 


*)  üeber  die  in  Thüringen  (Hessen)  s.  Carl  Phil.  Kopp  ausführl.  Nachricht  von 
der  altem  u.  neuern  Verfassung  der  GeistL  u.  Civil-Gerichten  in  den  fürstl.  Hessen- 
Casselischen  Landen.  2  Bde.  Cassel  1769.  4.  L  §.  200  ff.  (S.  27S  ff.) 

^)  Es  waren  aber  nicht  immer  drei.  So  bestimmt  Erzb.  Anno  d.  H.  von  Cöln  in 
der  Stiftungsurk.  der  Abtei  Grafschaft  imHerzogthum  Westphalen  von  1072  (Seibertz 
n.  30.,  L  p.  83.)  ^advocatus  placidum  bis  tantum  in  anno  habeaf 

*')  Dipl.  a.  1104,  worin  Graf  Ervo  vonPadberg  ein  Kloster  stiftet,  dem  er  übergib^ 
„omnia  mea  et  me  ipsum,  ministeriales  meos  cum  beneficiis  et  possessionibus ,  item 
eervos  omnes  mihi  bene  in  hoc  consentientes.^  Seibertz  ürkundenb.  n.  37.;  Dipl. 
a.  1166,  Erzb.  Reinald  gibt  einen  Wald  bei  Soest  hin  „consultis  super  hoc  prioribus 
inbeneficiatis  et  ministerialibus  ecclesiae  Colon. ,  ex  cbmmuni  eorum  et  tocius  Susatensis 
familiae  consilio*^  das.  n.  56.;  ein  zweiter  Verkauf  eines  Waldes  als  Zinslehen  geschieht 
1166  „ex  deiiberatione  et  consilio  priorum  Coloniensium,  inbenefidatorum,  et  mi- 
nisterialium  nostrorum,  ex  consilio  quoque  totius  familiae  Sosatensis.''  Die  priores  sind: 
Probst  uftd  Dekan  des  Domstiftes,  Vertreter  der  Kapitel  in  Xanten  und  Soest,  der 
Abt  Ton  Siegburg,  mehre  Grafen,  Advocati,  Ritter,  ein  Scultetus,   das.  n.  57.;     1170 
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Dieses  Herkommen  wurde  nicht  blos  von  Reichswegen  anerkannt,  sondern 
schon  früh  ist  geeetzlich  bestimmt,  dass  zu  allen  wichtigen  Akten  die  Landesherm 


stiftet  und  bewidmet  Erzb.  Philipp  I.  von  Köln  das  Kloster  Bredelar  ,,ez  instinctu  quo- 
nindam  fidelium,  et  totios  cleri  nostri,  .  .  .  nostrorumque    optimatum  consilio, 
ipsiusque  castellani  (der  vorher  mit  dem  Orte  belehnt  war)  et  heredum  suorom  con- 
sensu. '^     Die  Zeugen  sind  ausser  dem  Bischöfe  von  Paderborn  und  andern  Geistlichen 
der  Graf  von  Arnsberg,  Ravensberg,  Froithisbreht,  dann  die  Dynasten  von  Lippe,  Ru- 
denberg,  von  der  Mark.  u.  a.,  advocati,  Leute  aus  Köln  und  Soest,  ein  villicus,    das. 
n.  60.;  —    1177  tritt  derselbe  dem  „Scolteto  nostro  Susatiensi^  Hermann  einen  Wald 
gegen  Zins   ab  „ex  consilio  hominum,   et  ministerialium  nostrorum,   et  Familiae  pre- 
dicte  curtis,^    das.  n.  71.;  —  dipl.  a.  1178  über  Verwandlung  des  palatium  zu  Soest 
in  einen  Thurm  „conununi  et  imanimi  consensu  tam  Suffi*aganeorum  et  Priomm  quam 
etiam  Procorum,  Bernhard!  quoque  Susat.  Prepositi  et  Ministerialium  nostrorum;^  unter 
denen  die  adstipulirt  haben  und  zugegen  waren,  heisst  es  nach  den  namentlich  genann- 
ten Grossen  „nunisterialium  nostrorum  et  ahorum  multorum  tam  consulum  quam  civium 
ejusdem  civitatis.^     Das.  n.  75.,  —   1181  schenkt  der  Graf  von  Arnsberg  einem  Klo- 
ster „Dominam  Godam  cum  onmibus  filüs  et  filiabus^  und  sagt:  „Nam  civili  jure  con- 
sensu condomesticorum  suorum  et  judiciali  sententia  tam  liberorum  quam  ministerialium 
meorum   confirmatum  esi*^    Das.  n.  82.;  —    1186  bestätigt  der  Erzbischof  von  Köln 
die  Rechte  einiger  Oberhöfe    „assensu   et  consilio  priorum   ac  fidelium  nostrorum  tam 
nobilium   quam  ministerialium.'^    Das.  n.  90.;   ähnliche  Erklärungen   das.   n.  98.  von 
1188,    n-  101.  V.  1191,    n.  173.  v.  1200,   n.  162.  v.  1221,    n.  206.  v.  1235,  n.  222. 
T.  1241  (Schenkung  von  Giltem  der  köbiischen  Kirche  an  ein  Kloster    „de  consilio  et 
conniventia  priorum  Coloniensium  fidelium  eciam  et  ministerialium  nostrorum  assensu  et 
approbacione,"  n.  245  a.  1246,   n.  250.  v.  1247  (Verkauf  einer  Fruchtrente,   die   die 
Abtei  Bredelar   einer  Kirche   zu  zahlen  hatte,    durch  den  Abt  von  Corvei    „unanimi 
consensu    et   voluntate   [abbas    et   conventus]   nunisteriahumque   nostrorum    consiho'^), 
n.  382.  (Verkauf  der  Vogtei  über  Soest  an  die  Stadt  1278.  18.  Febr.  durch  den  Grafen 
von  Arnsberg  ausser  dem  Consens   seines  Vaters,   seiner  Gattin  und  Kinder   „de  con. 
silio  fidelium  ac  ministerialium  nostrorum.^    Es  kommen  vor  als  Zeugen:  4  Ritter  (mi- 
Ütes),   ein  vir  nobilis,  ein  notarius,    dapifer  noster,  Camerarius,   vier  namentlich  auf- 
geführte et  aUi  quamplures  nostri  ministenales  et  fideles,    der  judex  Susatiensis,   zwei 
magistri  consulum  et  totum  consilium  Oppidi  et  alii  quamplures  univeisitates.    Datum  et 
actum  in  domo  Consulum  in  Susato.),    n.  S85  a.  1279  (Graf  Ludwig  von  Arns- 
berg bekundet  die  üebertragung  von  Gütern   an  ein  Kloster  mit  dem  Consensus  aller 
seiner  Erben  „accedente  etiam  nobUium  fidelium  nostrorum,  vassallorum,  ministerialium 
et  castellanorum  consensu**),  n.  502.  (Erzb.  Wigbold  verpfändet  a.  1303  der  Stadt  Soest 
das  Schulten- Amt  und  den  Schlagschatz  von  der  Münze  für  die  ihm  geliehenen  1000  Mark 
Pfenninge  „de  consilio  prelatorum  nobilium    et  fidelium  nostrorum'^),   n.  743.  a.  1356; 
n.  793.   a.  1368.    Gotfried  IV.   verkauft   die  ganze  Grafschaft  Arnsberg   an 
die  Kolnische  Kirche  „communi   fidelium   et  Subditorum  nostrorum  Co- 
mitatus    nostri  predicti   communicato   consilio  .  .  quiUbet  nostrum   in  solidum 
fatetur   et  recognoscit   pro  se  ac  heredibus  et  successoribus  suis  quibuscunque  .  .  .  ac 
bona  et  spontanea  nostra  et  cujuslibet  nostrum  volimtate  de  consilio  amicorum  fidelium 
et  subditorum  nostrorum  Comitatus  praedicti  ....  comitatum  nostrum  Amsbergensem 
'  •  infra   limites  sive  terminos   ducatus   Angarie    sive  Westphalie,    qui 
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den  Consens  ihrer  Stände  einholen  sollten,  so  namentlich  zu  Dispositionen  mit 
den  Gütern  des  Landes,   zur  Erlassung  allgemeiner  Anordnungen  u.  dgl.  m,y 


dncatus   ad  dictam  Eccliam  Colon,  pertinet,  Bitaatam   cum  omnibus  et  singnlis  ipsins 
Oomitatas  juribus,  dominus,  jurisdictionibus  altis  et  bassis,  ac  mero  et  mixto  imperio 

ac  specialiter  com  caBtris  et  opidis  in item  cum  villis  et  opidis  in  .  .  .  item 

com  villis  et  parochiis  in item  cum  dignitate  officio  seu  prerogatiya  juris  primi- 

pulariatus  seu  antebellatoris  inter  Weseram  et  Benum,  nee  non  cum  omnibus  et  sin- 
gulis hominibus ,  ministerialibus,  castrensibus  ,  fidelibus,  yasallis,  milita- 
ribus,  oppidanis,  yillanis,  litonibus,  servis  et  anciUis  et  Subditis  qui- 
buBounque  utriusque  sexus,  quocunque  etiam  tytulo  sive  jure,  ad  nos  et  ad  dictum 
nostrum  Comitatum  pertinuerint ,  yel  pertineant,  etiam  siye  infra  terminos  dicti 
Gomitatus  resideant  siye  extra,  ac  cum  uniyersis  silyis,  nemoribus,  pascuis, 
pratis,  aquis,  aquarum  decursibus,  fluyÜB,  piscariis,  banno  ferarum,  mansionibus,  de- 
mibus,  curtibus,  mansis,  agris,  cnltis  et  incultis,  decimis  animalium  et  biadorum,  molen- 
dinis,  pensionibuB,  redditibus,  petitionibus,  censibus,  theloneis  seu  yectigalibus ,  nee 
non  comicÜB  liberis,  dictis  friegrafischaffe  et  hominibus  dictis  frien  etearum  sedi- 
buB,  locis,  terminis  et  distinctionibuB ,  ac  cum  actionibus  realibus  et  personalibus.    Item 

cum  adyocatiis  quibuscumque  cum  jure  patronatus  Ecclesiarum item  cum  omni* 

bus  instrumentis  et  rebus  bellicis   et  defensoriis,   yidelicet  machinis,   tentoriis,    cattis, 
pixidibus  tonitrualibus,  balistis  grossis  et  minutis   ac  Sagatis   cum  ipsorum  attxnentiis 
.  .  .  .   item  cum  omnibus   et  singulis  actis,  mtmimentis,   litteris,   cartis,   instrumentis, 
priyilegÜB,   registris  et  scripturis  ad  dictum  Comitatum  spectantibus,   seu  ipsum  Comi- 
tatum, bona,  jura,  jurisdictiones  et  posaesBiones  illius  quomodolibet  concementibus  .... 
pro  pretio  .  .  centum  müium  et  triginta  müium  florenorum  aureorum,   quorum  triginta 
millia  .  .  .  sunt  persoluti  .  .  .  Pro  residuis   yero   centum  .  .  nobis  .  .  .  pensiones    et 
redditus  ammi  .  .  sunt  deputati  et  legitime  assignati,   yidel.  sex  milium  et  quadringen- 
torum  flor.  aur.  in  theloneis  Kussiensi   et  Bonnensi   ac  castrum   in  Bruele  cum  opido 
totoque  officio  et  districtu  suo  et  cum  umyersis  suis  redditibus  et  pertinentüs  nobis  ad 
yitam  mei  Comitis  .  .  possidendum  deputatum  est  atque  assignatum  .  .  .  Dictum  ita- 
que   comitatum    et  terram  Arnsbergensem  cum juribus   et   per- 
tinentüs   suis    uniyersis,    quae    omnia   et    singula    nostra    bona    libera     et 
allodialia  fuerunt  et  a  nomine  feudali   seu  alio  jure  dependent,   exceptis 
dignitate  seu  officio  primipulariatus  ac  jurisdictionibus  liberis,  dictis  frygedinge  et  sitva 
de  Arnsberg  ac  theloneo  seu  yectigali  in  Nehem,   que  a  sacro  Bomano  Imperio, 
Castro  Hirtzberge,  yilla  hustene  et  bonis  quondam  dominorum  de  Ardey,  adyocatiis  et 
aliis  quibusdam  bonis  que  ab  Ecclia  Colon,  tytulo  feodali  dependent  .... 
in  Eccliam  Colon.  .  libere  transtulimus  et  transferimus   per  presentes  eisdem  Comitatoi 
et  terre  ac  rebus  yenditis  .  .  .  omnique  juri  nobis  in  eisdem  competenti  renunciantes 
et  effestucantes  perpetuo,  ore,  manu  et  calamo,  .  .  .  pro  nobis,  heredibus  et  Suo- 
cessoribus  nostris  quibuscunque ,  ad  usus  et  ad  utilitatem  perpetuos  Ecd.  Colon.  —    !Et 
propterea  renunciamus  omnibus  fidelitatibus  et  juramentis  nobis  per  qnos- 
cunque  fideles,  yasallos  ministeriales ,  castellanos,  castrenses,  officiatos,  judices,   Bc^bi- 
nos,  juratos,  umyersitates,  homines  et subditos  quoscunque  .  .  factis  etprestitis,  eoaque 
.  .  a  .  .  suis  juramentis  et  fidelitatibus  .  .  et  ab  omni  nexu  fideMtatnm  et  juramentomm 
.  .  quitamus   et  absolyimus  in  perpetuum  cum  hujusmodi  fldelitates,  homagia  et  jarur- 
m'enta  Ecclie  Colon.  .  .  .  sine  dolo  prestiterint  etfecerini   Yolumus  ut  exnunc  inantea 
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auch  sind  yorkommendenfalls  durch  Urtheile  des  Beicbes  Akte,  weldie  dem  Reichs- 
rechte oder  guten  Herkommen  zuwider  waren,  vernichtet,  Veräusserungen  ohne 
Zustimmung  der  Stande  rückgängig  gemacht,  landeeherrliche  Mandate  entkräf- 
tet *)  Zur  Berathung  und  Ordnung  der  Landesangelegenheiten  bedienten  sich 
die  Fürsten  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes  der  Hoftage,  auf 
denen  alle  Grossen  des  Herzogthums  oder  Fürstenthums  nebst  den  Vasallen 
und  Ministerialen  desselben  erschienen,  oder  auch  der  Landtage.^ 


dicto  domino  —  nt  vero  eonun  domino  perpetois  temporibus  —  pareant  obediant  et 
Intendant. .  Comitatam  . . .  nos  constituimus  noB  nomine  .  .  Ecol.  Colon,  jure 
preoario  possidere  donee  idem  dominus  .  .  seu  alius  nomine  Ecclie  Colon,  illorum 
possessionem  vel  quasi  per  se,  vel  alium  .  .  .  intraverit  et  acceperit  corporalem,  quam 
Äccipiendi  sua  propria  auctoritate,  sine  aliquo  mandato  judicis  vel  requisitione 
intrandi  et  retinendi  deinceps  plenam  et  liberam  potestatem  et  lieentiam  onmimodam  .  . 
damufl  et  conoedimus.'^  Yersprechen  der  Gewährleistung  und  vacua  possessio,  Verzicht 
auf  alle  Einreden.  Siegel  von  Graf  und  Gräfin,  2  militum,  6  armigerorum,  5  Städten 
und  Burgen,  die  gegenwärtig  und  einwilligten,  femer  Unterschriften  der  2  Ritter,  6  armi- 
geri  castrenses  et  fideles,  „noeque  proconsules  etconsules  ac  universitates  opidorum'^  (5). 
Diese  unterschreiben:  „Et  nos  .  .  .  fiddes  et  Subditi  Spectabilis  domini  nostri  domini 
.  .  Comitis,  ao  nobilis  domine  nostre  .  .  .<^  Die  ausführliche  Mittheilung  aus  dieser 
Urkunde,  welche  mein  Vaterland  betrifft,  ist  dadurch  gerechtfertigt,  dass  sie  über 
eine  Menge  von  Punkten  vollen  Aufechluss  gibt.  Die  Belehnung  durch  Karl  IV.  mit 
der  Grafschaft  siehe  bei  Seibertz  n.  623.  vom  20.  Nov.  1371. 

0  Vgl.  die  §.  59.  n.  5,  abgedr.  Seni  Frid.  H.  a.  1231,  das.  n.  2.  die  Stelle  aus 
Landfr.  K  Rudolphs  v.  1287.  Dazu:  Heinr.  reg.  sent.  a.  1222  de  non  dis- 
trahendis  hofmarchiis  episcopatuum  (Leg.  ü.  p.  248.)  „sententia  data  fuit: 
Quod  nulli  episcoporum  liceat  aliquatenus  redditus  hujusmodi  distrahere  sive  alienaro 
per  infeodotiones  taliter  (nemüch  „preter  consihum  et  assensum  chori  sui  atque  mini- 
Bterialiuni  eorum^)  quoquam  modo;  sed  si  forsitan  per  ahquem  hoc  factum  ftierit,  talid 
distractio  seu  iafeodatio  firmitatem  aliquam  non  habet. '^ 

^  Die  Auffassung  der  Spiegel  lehren  folgende  Stellen:  Ssp.  IIL  61.  1.  „Over  acU- 
tein  weken  sal  die  greve  sin  ding  utlecgen  buten  den  gebundenen  dagen  to  rechter 
dingstat,  dar  de  scultheite  unde  die  scepenen  unde  die  vrone  bode  si.*^  Schwsp- 
c.  104  L.  86  W.  „Versumet  ein  herre  sin  lantteidinc  daz  er  dar  niht  kumet:  da  mit 
veisumet  er  den  liuten  niht  w^and  daz  eine  lantteidinc.**  c.  113  W.  (135  L.)  „139  L. 
118  W. :  „Ein  ieglich  fürste  unde  euch  ander  herren  unde  rihter  hat  stner  gewanheit 
buoze  in  sinem  lande,  doch  b6  sagen  wir  die  alten  buoze,  die  die  künige  gesezet 
bänt  Sumeliche  herren  hänt  daz  reht  daz  si  hof  gebieten  für  sich  selben.  Ist  er  ein 
herzöge  oder  ein  ander  leien  färste,  unde  sint  bistuom  in  sInem  lande  gelegen:  die 
selben  bischove  sullen  sine  hove  suoohen.  unde  allez  daz  reht  daz  der  künic  hat  gein 
den,  die  sine  hove  niht  suochent,  daz  selbe  reht  hänt  die  leien  fürsten  gein  den,  die 
ire  hove  niht  suochent.  Diz  reht  hänt  alle  die  leien  fürsten,  die  mit  rehte  hof  gebie- 
tent  Ein  leien  färste  mao  dem  andern  leien  forsten  niht  ze  shiem  hove  gebieten,  ob 
er  daz  selbe  reht  hat,  daz  er  euch  hove  gebieten  mac  unde  hat  er  aber  des  rehtes 
niht,  unde  hat  er  bürge  unde  stete  in  stnem  lande:  er  muoz  mit  rehte  sinen  hof 
Büochen,    Diz  reht  hänt  si  umbe  gräven  unde  umbe  vrten  unde  umbe  dienstman  die 
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m.  Im  Laufe  des  14.  Jalirhunderts  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  der 
Stände  bestimmter.  Die  Abschliessung  der  Ritter  und  Ministerialen  zu  einem 
Stande  brachte  dessen  geschlossenes  Auftreten  mit  sich;  die  Städte  waren  in 
der  Lage,  durch  ihren  Reichthum,  ihre  Macht  und  Freiheiten  ihr  Literesse  zu 
wahren  und  wurden  zu  dem  Ende  zur  Yereinigung  gedrängt.  Die  Prälaten 
hatten  von  jeher  eine  selbstständige  Stellung.  Yeranlassnng  zu  gemeinsamem 
Auftreten  boten  der  Regierungsantritt,  indem  man  sich  bei  der  Huldigung 
die  alten  Rechte  bestätigen  Hess,  die  Versuche  einzelner  Herrn,  gegen  das 
Hei^ommen  Rechte  auszuüben,  z.  B.  Yeräusserungen  und  Yerpfändungen  yor- 
zunehmen,  der  schlechte  Rechtszustand,  der  die  mächtigem  Einwohner  zu 
Bündnissen  und  Yereinigungen  trieb,  endlich  die  öftem  Geldverlegenheiten  der 
Herrn  und  deren  Anträge  zur  Bewilligung  von  Darlehen,  Steuern  u.  s.  w.^ 
Waren  auch  durch  Reichsgesetze  alle  derartigen  Yereine  verboten,  so  siegte 
doch  die  Macht  der  günstigen  Yerhältnisse.  ^^)   Verlangte  ein  Landesherr  ausser- 


bürge  unde  stete  in  ir  lande  hänt.  unde  hftnt  sl  aber  ander  gnot  dar  inne,  so  sint  si 
ledic  daz  si  ir  hove  niht  ze  rehte  snochen.  nnde  sint  si  niht  gesezen  in  diatschen 
landen,  oder  sint  si  sust  sd  verre  gesezen,  daz  si  den  hof  niht  gereichen  mi^en  in 
ahtagen:  si  sint  des  hoves  mit  rehte  ledic.  si  sullen  aber  dar  senden  ir  tnboren  dienst- 
man.  der  sei  vür  in  da  loben  das  er  staete  halde  als  verre  als  er  sülle  allez  daz  da 
gelobet  oder  gesezet  si  guoter  dinge,  unde  lez  in  sust  ^haft  not,  so  tuo  daz  selbe, 
der  vrie  herre  unde  der  mitter  vrte  senden  ir  eigen  man  dar.  der  dienstman  sende 
sinen  mftc:  die  getuon  als  vor  gereit  iet.**  c.  358  L.  292  W.  —  Beispiele  solcher  Hof- 
tage geben  die  Urkunden  bei  Seibertz  num.  54.  von  1165  (zu  Soest),  n.  60.  u.  61. 
V.  J.  1170,  n.  87.  V.  1185,  n.  90.  v.  1186,  n.  103.  v.  1198  u.  A. 

^  Helnr.  reg.  sent.  contra  communitates  vassallorum  a.  1224.  (Leg.  H. 
p.  254.)  bestimmt  auf  Anfrage  des  Libaldus  de  Bafrimont  „quod  vasalli  et  ceteri  homi- 
nes  sine  consensu  dicti  Lebaldi  et  etiam  absque  nostra  et  imperii  voluntate  nullas  com- 
munitates, constittttiones,  conventiones  et  novitates  poteraiit  attemptare.^ 

^^)  Auch  in  den  Territorien  schlössen  schon  im  13.  Jahrh.  die  Städte  Bündnisse;  so 
in  Westphalen  (Seibertz  Urkundenbuch  n.  277.  296.).  1825  (das.  n.  610.)  schlös- 
sen Burgmänner  und  Städte,  1326  (das.  n.  615.)  diese  und  der  Marschall  einen  ge- 
meinen Landfrieden,  der  1344  (das.  n.  691.)  erneuert  wurde  (hier  führte  man  eine 
ständige  Miliz  von  50  Mann  —  17  der  Marschall  von  Westfalen,  Soest  10,  Brilon  4, 
Werl,  Geseke  und  Ruthen  je  3,  Warstein  2,  Kallenhardt  und  Beleke  je  1,  Medebach, 
Hallenberg,  Schmallenberg  und  Winterberg  zusammen  6;  vier  „Biedermänner,** 
zwei  Ritter  und  2  Bürger,  zur  Ausführung  und  Vertheilung  der  Miliz  —  ein).  Andere 
Schutzbündnisse  von  1370,  1385,  1386,  1451,  1452  das.  n.  818.  870.  872.  873.  958. 
959.  Im  J.  1437  verbanden  sich  Ritterschaft  und  Städte  (das.  n.  911.)  zu  wechsel- 
seitigem Schutze,  1452  (das.  n.  959.)  zur  ordentlichen  Handhabung  der  Rechtspflege; 
1463  (das.  n.  968.)  schlössen  Erzbischof,  Domkapitel  und  Landstände  eine  Erb-Land- 
Vereinigung.  Zum  Widerstände  gegen  die  üebergriffe  des  Erzbischofs 
verband  sich  1474  (das.  n.  977.)  das  rheinische  Erzstift  mit  der  Landschaft  Westfalens. 
1479  (das.  n.  980.)  schlössen  Ritterschaft  und  Städte  Westfalens  mit  mehren  Fremden 
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gewöhnliche  LeistuBgen,  so  gab  man  sie  nur  gegen  urkundliche  BeBiatigangea 
der  alten  Freiheiten/^)  Anerkennung  des  ständischen  Selbsthülfereohts  im  Falle 
derMchteinhaltung  der  Zusage  u,  dgl.  m.   So  traten  im  14.  und  15.  Jahrhun- 
dert Prälaten,  Ritter  und  Städte  in  den  meisten  ^')  Territorien  als  Status  terrae 
auf,  deren  Zustimmung  zu  allen  wichtigem  Angelegenheiten  erforderlich  war. 
Zur  Berathung  derselben  berief  man  die  Landtage,   auf  denen  der  Fürst 
seine  Propositionen  machte.    Die  von  den  Standen  gebilligten  und  sonstigen 
landesherrlichen  Erlasse  wurden  bei  Verabschiedung  derselben  als  Gesetze, 
landtagsabschiede,  kundgemacht.    Die  Rechte  der  Stande  waren  durch- 
gehends  Zustinmiung  zur  Erhebung  neuer  Abgaben,  Yeräusserung  oder  Yer- 
p/andong  yon  Staatsgut,   Berathung  der  Gesetze  u.  s.  w.    Uebiigens  waren 
die  Verhältnisse  im  Einzelnen  höchst  mannigfaltig;  bald  waren  nur  die  drei 
genannten  Stande,  bald  nur  Adel  und  Städte,  bald  auch  die  freien  Landbewoh- 
ner yertreten.    Durch  diese  Stellung  kamen  Prälaten,  Ritterschaft  und  Städte 
allenthalben  in  den  noch  festeren  Besitz  des  Rechts  der  Gerichtsbarkeit,  Po- 
lizei u.  s.  w.^*) 

§.  78. 
3.  Die  Begienmg,  Administratioa. 

L  Analog  den  Erz-  und  Erbämtem  des  Reiches  bestanden  in  den  fOrstli- 
cfien  und  überhaupt  landesherrlichen^)  Territorien  zunächst  die  vier  Hofäm- 
ter  des  Dapifer,   Pincerna,    Camerarius    und    Marscalcus,*)   welche 


2UT  Beilegung  der  Fehden  und  Erhaltung  gemeinen  Landfriedens  ein  Bündniss.  1493 
(das.  n.  998.)  vereinigten  sich  mehre  westfälische  Städte,  um  dem  zu  hohen  Geldkurse 
^  steuern. 

^^)  G.  V.  Lerchenfeld  die  altbayerischen  landständischen  Freiheitsbriefe  (Einleit. 
TOD  L.  Rockinger),  München  1853.    Der  älteste  ist  von  1311. 

^^  In  einigen  gab  es  nie  Stände,  z.  B.  der  badischen  Markgrafschaft  und  in 
mehren  kleinem  Gebieten. 

^^)  So  erliessen  die  Stände  mit  Zustimmung  des  Herrn  auch  Gesetze;  so  1423 
(JSeibertz  n.  921.)  die  westfälischen  eine  „gemeine  Gesinde-  und  Tagelohns- 
Ordnung.** 

*)  Dies  beweist  z.  B.  für  die  Grafschaft  Arnsberg  die  ürk.  bei  Seibertz  ürkun- 
denbuch  n.  209.  von  1237  u.  A. 

*)  Für  Kohl  z.  B.  die  ürk.  v.  1147  (Seibertz  n.  47.)  u.  1230  (das.  n.  189.)  und 
zahlreiche  andere  in  dieser  Sammlxmg. 

Frid.  IL  sent.  de  officiis  episcopatuum  a.  1219  (Leg.  11.  p.  234.):  „per 
^ententiani  difOnitum  est,  quod  mortuo  uno  episcopo  et  alio  Substitute  omnia  officia 
vacant,  exceptis  quatuor  pri  ncipalibus,  dapiferi  videlicet  et  pincernae, 
mareschalii  et  camerarii.**     Frid.  11.    sent.  de    officiis  principum  a.  1223 
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mit  Ifinisteiialeii  besetzt  regelmässig  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  yererbt 
irurden«  Zur  Dienstleistimg  waren  jenen  snbministri  oder  snboffieiati 
aus  Ministerialen  oder  eignen  Leuten  beigegeben,  deren  Dienst  häufig  auch 
erblich  und  mit  Lehen  versehen  war.  Daneben  kommt  vor  das  Amt  der 
Castellani  in  den  Schlössern  und  Burgen,  das  gewöhnlich  Ministerialen  mit 
Schloss  und  Gütern  zum  Lehen  gegeben  war,*)  des  Capellanus  als  Hofgeist- 
lichen,^)  des  Notarius  f&r  die  Beurkundung,  der  Yillici  auf  den  Haupt- 
Ober-Höfen  u.  a.  Durch  alle  diese  Beamten  wurden  die  verschiedenen  Lei- 
stungen in  natura  oder  Geld,  welche  an  den  Hof  abzuführen  waren, i^)  beauf- 
sichtigt und  deren  Yerwendung  für  die  Hofhaltung  geleitet. 

n.  Die  Verwaltung  des  Landes  stand  unter  dem  Landmarschall, ^  der 
für  das  Heerwesen,  den  Landfrieden,  die  Landtage  u.  s.  w.  zu  sorgen  und  die 
Aufsicht  über  die  sonstigen  Beamten  zu  führen  hatte. 

Hierzu  kam  in  den  Stiftern  das  Amt  der  Advocati^  für  die  Vertretung 
des  Stifts,  die  Handhabung  der  Rechtspflege  über  die  Leute  des  Stifts  und  die 


(ib.   p.  250.):    „.  •  prinoeps   domnus  Conrados  Hfldensemensis  episcopus,   sententiam 
imperialis  curiae  nostrae  sibi  postulavit  edici  super  eo,   ei  officiaius  aliquis   prin- 
cipis  cujuscumque,   dapifer  sdlicet,   marBoalous,  oamerarius  yel  pinoema,   posset 
principi  domino  suo  ratione  sui  officii  quemquam  ponere  submlniBtrum,   yel  aliquid 
de  rebus  ejus  mobilibus  yel  immobikbus  pretor  assensum  ejusdem  pnncipis  et  ejus  bene- 
placitum  yoluntatis  ordinäre.    Super  quo  sententiam  haue  imperialis  curia  nostra  pro- 
mulgayit,   quod  nisi  de  assensu  principis  fuerit  et  ejus  Hbera  yoluntate,  nullus  talimn 
offlciatorum  subofficiatum  quemquam  talem  domino  suo  dare  potest,  nee  aliquid  de 
rebus  principis  disponere  preter  ejus  benepladtum  yoluntatis.**     Sent.  Wilh.  a.  1250 
(Leg.  II.  p.  366.):  ^postulayit  (der  princeps  D.  Patayiensis  electus),  si  omnia  officia  sua 
exceptis  quatuor  principalibus  officiis  de  jure  vacarent   et   forent  pro  suo  beneplacito 
instituenda,  dummodo  per  homines  ecclesie  sue  eadem  officia  procuraret?   Quod  utique 
per  sententiam  prineipum  et  magnatum  adjudicatum  ei  extitit,  et  ab  omnibus  approba- 
tum,  nisi  fbrsan  ex  antiquo  jure  hereditario  homines  ecclesie  aliqua  offida  possedissent.*^ 
Vgl.  Heinr.  reg.  sent.  de  jure  abbatiarum  a.  1228  (ib.  p.  252.);  Heinr.  reg. 
Sent.  a.  1280  (ib.  p.  278.):    ^.  .  lata  fiiit  sententia,   quod  nulla  yirgo  yel  mulier  in 
ullo  quatuor  officiatorum  principalium,   sciL  dapiferi,   pincemae,  camerarii,  marschalci, 
ratione  hereditatis  succedere  possit.**     Conr.  IV.  sent.  a.  1240   (ib.  p.  833.  u.  334.)- 
Rud.  I.  bestätigte  1281    die  sententia   ^qua  in  quatuor  offieüs  principalibus   ecclesiae 
Salisburgensis  patrem  filius  major  natu  sequi   debeat**    Ygl.   die  Bemerkungen  von 
Port«  in  Leg.  ü.  p.  422.    Vgl.  die  Exped.  Rom.  (§.  74.  n.  1.). 

*)  So  die  von  Padberg  in  Westphalen.    Siehe  im  Register  zu  Seibertz  Urkon- 
denbuoh  dies  Wort. 

*)  Urk.  von  1114  bei  Seibertz  n.  88. 

^)  Ein  genaues  YerzeichniBS  des  Bestandes  und  der  Einkünfte  der  Grafschaft  Arns- 
berg von  1348  (1863)  ist  abgedruckt  bei  Seibertz  n.  795.  (11.  S.[521— 540.) 

*)  Vgl.  die  bei  Seibertz  im  Register  s.  y.  Marschälle   angegebenen  üikunden. 

';  Siehe  die  gute  Zusammenstellung  bei  Walter  R.0.  §.  -^59. 
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Aufsicht  über  die  Verwaltung  des  Vermögens.  Während  man  jenes  Amt  re- 
gelmässig nach  Belieben  besetzte,  war  die  Vogtei  meistens  zu  Lehen  gegeben 
oder  kam  in  erblichen  Besitz,  wodurch  yiele  Vögte  zu  mächtigen  Herrn  und 
grossen  Grundbesitzern  wurden.  Neben  beiden  Aemtem  kamen  allmälig  noch 
andre  (Landdrosten,  Landjägermeister,  Landrichter  u.  dgl.)  auf. 

nr.  Unter  diesen  Hauptämtern   gab  es  für  die  Gerichtsbarkeit  über  die 
Hofesleute,  die  Erhebung  der  Einkünfte,  die  Polizei  u.  s.  w.  Beamte,  die  bald 
Schnltheisse,  Schulzen,   Schulten,    (z.    B.    in  Westphalen,   überhaupt 
Saciisen),  bald  schlechthin  Officiales,   Centgrafen,   Amtmänner,   Amt- 
leute, Villici  u.  8.  f.  heissen;  in  den  Städten  war  die  Verwaltung  eine  eigne 
(§.  81.);   ebenso  führten  die  Bitter  und  Ministerialen  auf  ihren  Burgen  und 
Schlössern  eine  eigene  Verwaltung  unter  Aufsicht  des  Marschalls.    Je  mehr 
sich  das  Verhältniss  der  Einwohner  zu  dem  von  Unterthanen  gestaltete,  desto 
geregelter  wurde  die   Administration.     Im  Laufe   des  14.    Jahrhunderts  fing 
man  bereits  an,    auch  bei  Hofe  vollständige  Verwaltungsbehörden  zu  organi- 
Biren,   an  deren  Spitze  ein  oder  mehre  Räthe,  Consiliarii,  för  die  verschie- 
denen Geschäftszweige  standen,   an  welche  die  Beamten  zu  berichten  hatten. 
Diese  bereiteten  ihrerseits  die  Sache  zur  fürstlichen  Entscheidung  vor.    Hier- 
zu nahm  man  vielfach  Doctoren  der  Rechte.    Für  die  Angelegenheiten  des 
ganzen  Landes  hatten  die  Stände  auf  den  Landtagen  oder  durch  eigne  stän- 
dige Abgeordnete  ein  bedeutendes  Recht  der  Mitwirkung.    Je  mehr  auf  diese 
Art  die  Verwaltung,  ausser  in  den  Städten,  durch  fürstliche  Beamte  stattfand, 
desto  mehr  fiel  jede  Autonomie   der  einfachen  Landbewohner  fort,    so   dass 
nur  Ritterschaft  und  Städte,  höchst  selten  die  Landgemeinden,  autonomische 
Rechte  besassen. 

§.  79. 

4.  Kriegs-  und  Finanzwesen.^) 

L  Zur  Aufirechthaltung  der  Ordnung  in  dem  Territorium,  Verfolgung  von 
fiaabem,  zur  Führung  der  Fehden,  in  welche  der  Landesherr  verwickelt  wurde, 


*)  Vgl.  die  im  §.  74.  abgedruckten  u.  citiri;en  Stellen.  Ausserdem  gehören  von 
Reichsgeeetzen  hierher:  die  Sent.  de  jure  muniendarum  civitatum  Heinr. 
'eg.  a.  1231.  (Leg.  U.  p.  288.)  „quod  quilibet  episcopns  et  princeps  imperii  civitatem 
Boam  debeat  et  possit,  ad  opus  et  obsequium  imperii  et  ipsius,  in  fossatis  muris  et  in 
Omnibus  munire.**  Rud.  L  sent.  de  constructione  munitionum  (ib.  p.  422  yon 
1279.)  Reichssentenz  ^quod  nullus  homo  qualiscunque  condicionis  fiierit,  in  alicujus  co- 
mitls  comicia,  castnim  vel  munitionem  aliam  qualemcunque  erigere  sive  constniere  debeat, 
oiffl  priuB  ipsius  comitis  super  eo  requisito  beneplacito  et  obtento."  Curia  Nurem- 
berg.   Adolphi  reg.  a.  1294.  c.  2.  (ib.  p.  461.).  —    Die  im  §.  77.   angeführten  ür- 
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sowie  zur  Leistung  der  Beichskriegspfiicht  entboten  die  Landesherm  ihre  Va- 
sallen, welche  bald  eine  Burg,  bald  ein  sonstiges  Gut  zu  Lehen  trugen, 
desgleichen  ihre  Ministerialen,  femer  die  Leute,  welche  unter  dem  Castel- 
lan,  BurgYOgt  u.  s.  w.  als  Burgmänner  in  den  nicht  zu  Lehen  verliehenen 
Burgen  sassen,  weiter  die  Städte,  endlich  auch  nach  BedürMss,  namenthch 
bei  Angriffen  gegen  das  Land  als  Landwehr,  die  Landbewohner.  Art  und 
Umfang  der  Leistung  waren  durch  den  Lehnsyertrag,  das  Hofesrecht  (§..61.) 
besonderes  Uebereinkommen,  Landesstatut  oder  Gewohnheit  geregelt  Einzeln 
hatte  man  schon  früh  sowohl  Bitter  als  Knappen  im  stehenden  Solde.  Im 
14.  Jahrhundert  fing  man  auch  an,  in  einzelnen  Territorien  zur  Aufrechthal- 
tung des  Landfriedens  eine  stehende  Miliz  zu  haben,  wozu  die  verschiedenen 
Kriegspflichtigen  ein  Contingent  stellten,  das  entweder  aus  fremden  Söldnern 
oder  solchen  Personen  genommen  wurde,  die  sich  aus  dem  Lande  freiwillig 
hierzu  gegen  Entschädigung  anboten. 

n.  Die  Kosten  für  Bewaf&iung  und  Unterhalt  hatte  bald  der  Mann  über- 
haupt in  Folge  des  besondem  Vertrages,  bald  auf  bestimmte  Zeit,  sonst  der 
Herr  zu  tragen,  soweit  die  vom  Lande,  den  Städten,  Klöstern  für  diesen  Zweck 
zu  entrichtenden  Abgaben,  sowie  !Naturallieferungen  und  sonstige  Leistungen 
der  Landleute  nicht  ausreichten.^ 

HL  Während  dieser  ganzen  Zeit  musste  der  Landesherr  nicht  blos  alle 
Kosten  seiner  Haushaltung,  sondern  auch  der  Verwaltung  des  Landes  decken; 
das  Einkommen  aller  Art,  welches  vom  Lande  aufgebracht  wurde,  erscheint 
daher  als  Einkommen  des  Landesherm,  dies  und  Einkommen  des  Landes  ist 
identisch.^)  Quellen  des  Einkommens  bildeten:  1)  die  Güter  aller  Art  (Grund- 
stücke, Wiesen,  Wälder,  Häuser  u.  s.  w.),  deren  Erträgnisse,  soweit  man 
nicht  den  Unterhalt  der  Beamten  und  Hofleute  darauf  anwies,  oder  sie  nicht 
zu  Lehen  ausgethan  waren,  durch  den  Vülicus  an  den  Camerarius  oder  Mar- 
schall abgeführt  wurden.    Bedeutend  war  der  Ertrag  der  Mühlen,*)  deren  An- 

kunden  über  die  westphälisohen  Landfrieden  u.  s.  w.  geben  über  manche  Punkte  guten 
Aufschluss.  Vgl.  Ssp.  ni.  66.  2.  „Man  ne  mut  ok  neue  burch  buwen,  noch  stat  ves- 
tenen  mit  planken  noch  mit  müren,  noch  berch  noch  werder  noch  tüme  binnen  dorpe, 
ane  des  landes  richteres  orlof.^ 

^)  Ueber  diese  Verhältnisse  geben  Auüschluss  die  im  §.61.  angefahrten  Dienstrechte. 

^)  Ueber  die  meisten  im  Contexte  berührten  Punkte  geben  Aufschluss  das  §.  78.  n. 
5.  angeführte  Yerzeichniss ;  dazu  bei  Seibertz  n.  370.  (L  S.  453.)  das  interessante 
Yerzeichniss  über  den  Bestand  des  Schultenamtes  zu  Soest  aus  der  Zeit  von  1275  — 
1382,  und  num.  484.  aus  der  Zeit  von  1293—1300  (I.  S.  598  ff.)  über  den  Bestand 
des  Marschall- Amtes  in  Westfalen,  das.  n,  665.  das  Qüterverzeichniss  des  Grafen  Qot- 
fried  rV.  Ton  Arnsberg  von  1338  (IL  s!  273  ff.). 

*)  So  in  dem  n.  3.  zuletzt  genannten  Yerzeichnisse  sehr  oft,  z.  B.  ,Item  habet 
Archiepiscopus  ibidem  aliud  molendinum  yalensXXIY.  maldra  siliginis  annuatun,  quod 
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legung  als  landesherrliches  Torrecht  galt  und  gegen  bestimmte  jährliche  Ab- 
gaben auch  Privaten  gestattet  wurde.  2)  Grundzinsen,  auf  Grund  und  Bo- 
den ruhende  Naturalabgaben:  Zehnten  vom  Getreide,  Lieferungen  von  Thie- 
ren  (Hühner,  Gänse,  Kühe'^)  Eiern  u.  s.  w.,  die  auf  den  verschiedenartigsten 
Bechtstiteln  beruhten:  Kolonat,  Erbleihe,  Schenkung  oder  Belehnung  mit  Vor- 
behalt eines  Zinses,  Grundzinsen  von  Häusern  in  der  Stadt  u.  s.  w.  3)  Ge- 
richtszinsen, Abgaben  der  Städte  u,  s*  w.  für  die  Ausrüstung  zur  Reichs- 
dienstleistung, Kriegsschillinge,  ^N'aturaldienste  zu  diesem  Zwecke,  4)  die  Be- 
den, petitones,  collectae,  welche  verschiedenartigen  Ursprung  haben, 
5)  Einkünfte  aus  der  Advokatie,  6)  Abgaben  von  den  Thieren  und  Waaren, 
die  in  den  Städten,  namentlich  auf  den  Märkten,  verkauft  wurden  (Accise) 
7)  für  bestimmte  ausserordcintliche  Fälle:  Gefangenschaft;  des  Herrn,  Ertheilung 
des  Eitterschlages  an  den  Sohn,  Verheirathung  der  Tochter  (Fräulein-Prin- 
zessinnen-Steuer). 

lY.  Zu  diesen  Einnahmen  gesellten  sich  die  Regalien  (§.  75.):  Zölle, 
Münze,  Bergzehnt  u.  s.  w.,  die  übrigens  auch  vielfach  an  Städte  und  Ministe- 
rialen als  Lehen  gegeben  oder  verkauft  waren.  Ein  eigenthümliches  Einkom- 
men bildete  der  Conductus.*) 

Y.  Wollte  aber  der  Landesherr  ausser  den  ihm  durch  das  Herkonunen  zu- 
stehenden Leistungen  von  seinen  XJnterthanen  eine  Steuer  erheben,  so  musste 


qnidam  famuli  dicti  de  antiquo  monte  pro  media  parte  habent  pro  feodo  suo  castrense 
in  Segen;  alians  partem  ErenMdus  de  Bredenole,  cum  fuit,  marscaleuB,  Hermanno  de 
Haldinchusen  militi  contalit  et  sie  adhue  habet. '^ 

^)  ürk.  y.  1262  n.  322.  bei  Seibertz  ^Kos  godeMduscomes  des  amesbei^  .... 
villicam,  quipro  tempore  fueritin  carte  ipsius  ecclesie  in  Menberge  ab  omni  exactione 
vaccarnm,  que  in  totius  terre  nostre  terminis  fieri  solet  annuatim,  im- 
mimem  reddidimus.^ 

^)  Darüber  heisst  es  in  der  Urk.  bei  Seibertz  num.  484.  am  Ende:  „Item  jus 
Dncis  Westphalic  est  conductus  a  Wesera  usque  ad  Renum  sie  quod  quilibet  curros 
oneratus  JH.  solides,  carruca  Xvill.  denarios  et  equus  cui  nullus  insedet,  vendendus 
de  quolibet  pede  unum  denarium  dabit  pro  conductu.  Et  quandocunque  cOnductus 
violatus  fderit  Dux  soluet  ablata  mercatoribus  et  ad  vocationem  suam  vel  sui  mars- 
caJd,  omiies  gogravii  Ducatus  sui  cum  communitate  hominum  tenentur  insequi  predones, 
faciendo  eis  sequeltun  que  communiter  dicitur  Yolge.  Et  hano  eandem  sequelam  de 
jtire  facere  tenentur,  quando  Dux  mit  obsidere  castrom  aliquod  proj>ter  predicta  de 
eodem  commissa,  vel  castrum  edificare  pro  necessitate  suaet  defensione  terre.  Sietiam 
aliquis  vult  habere  conduetum  ad  mensem  unum  duos  tres  Tel  quatuor  vel  annum  aut 
plus,  de  hoc  potest  conuenire  cum  marscalco.  —  Item  quicumque  ftierit  deprehensus 
com  littera  alterius  conductus  in  illo  judicio  de  eo  tamquam  de  spoliatore  judicabitur 
qma  spoKavit  Ducem  conductu  suo."  —  Ygl.  das  statu  tum  Heinr.  reg.  in  favor. 
principum  (§.  69.  n.  4.  verbis  „Item  conduetum**),  Curia  Nuremberg. 
Adolfi  reg.  a.  1294.  (Leg.  11.  p.  461.). 
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er  das  Land  darum  bitten,  von  dessen  Bewüligaog  dieselbe  abhing.  Gerade 
solche  Steuerbewüligungen  gaben  den  Ständen  Veranlassung,  sich  ihre  Bechte 
und  Privilegien  nicht  blos  bestätigen  sondern  yennehren  zu  lassen,  und  sind 
in  vielen  Ländern  einer  der  Hauptgründe  für  die  Ausbildung  ständischen  We- 
sens, namentlich  auch  die  Landstandschaft  der  Städte,  geworden.^) 

B.  Die  Städte.*) 

§.  80. 
1.  Ihre  Entwicklung.^) 

I.  Der  Ursprung  der  Städte  führt  zurück  auf  die  alten  Bömerstädte  (§.  16. 41.), 
vrelche  bereits  in  den  ersten  vier  Jahrhunderten  als  Bischofssitze  Mittelpunkte 


^)  ürk.  v.  1372  bei  Seibertz  n.  835,  worin  der  Erzb.  Friedrich  m.  ,,die  gemeyne 
Eiddere  und  knechte  ind  onse  manne  ind  burchmanne  in  onsem  Marschalc- 
ampte  im  Lande  van  Westfalen  ind  in  onsem  lande  van  Arnsberg  ind  ampte  van 
Waldenberge''  bittet,  ihm  zur  Bezahlung  des  Eau^eldes  der  Grafschaft  Arnsberg  eine 
Beisteuer  zu  geben  u.  reversirt,  dass  sie  dies  nicht  schuldig  seien,  wofür  er  dann  noch 
äoest  (das.  n.  845.  y.  1376)  für  die  geliehenen  2000  Goldgulden  veispricht,  dass 
das  Marschallamt  von  Westphalen  und  Arnsberg  stets  vereinigt  bleiben  solle.  Einen 
andern  Beyers  des  Erzbischofis  von  1482  siehe  das.  n.  984. 

*)  Gaupp.  Ueber  deutsche  StädtebegrOndung,  Städteverfass.  u.  Weichbild.  Jena 
1824.  Hüllmann  Städtewesen  des  Mittelalters,  4  Thle.  Bonn  1826.  C.  W.  v.  Lan- 
ci zolle  Grundzüge  der  Geschichte  des  deutsch.  Städtewesens,  Berl.  1829.  Eichhorn  in 
u&eitschr.  f.  gesch.  Bechtswiss.  (Ueber  den  Ursprung  der  städtischen  Verfassung  in  Deutsch- 
land.) Bd. LS.  147  ff.,  ILS.  165ff.,  (1815,  1816).  Vgl.  die  oben  §.  60.  citirte  Literatur 
Beiches  Material  bietet  die  D^tellung  von  Walter  B.  G.  §§.  212—224.,  276.,  289. 
Der  Baum  gestattet  nicht,  mehr  ak  allgemeine  Grundzüge  zu  geben,  noch  weniger 
auf  die  zahllosen  Quellen  einzugehen  oder  aus  den  einzelnen  Stadtreohten  Auszüge  zu 
liefern.  Auch  ist  es  gerade  bei  dieser  Materie  nicht  möglich,  wegen  der  unendlichen 
Mannigfaltigkeit  der  Entwicklung,  wenngleich  gemeinsame  Grundlagen  vorlu^^den  sind, 
ein  Büd  der  Ausbüdung  zu  geben  durch  MittheUung  von  Quellenstellen,  ausser  man 
dehnt  diese  mindestens  auf  zahlreiche  Belege  aus  den  in  den  verschiedenen  Gruppen 
hervorragenden  aus.  Deshalb  muss  ich  mich  durchgehends  auf  die  Mittheilung  aus 
den  Beichsgesetzen  beschränken.  — 

0  a.  Bischöfliche  Städte.  Frid.  11.  Seni  de  consiliis  civitatum  epi- 
«copalium  a.  1218  (Leges  11.  p.  229  sq.)  „princeps  noster  Theodoricus  ven.  Trevi- 
Torum  archiep.  .  •  a  nobis  requisitus  •  •  per  sententiam  indixit,  nos  neo  posse  nee 
debere  in  dvitate  .  .  principis  Basüeensis  dare  vel  instituere  consilium,  citra  ejos- 
dem  episoopi  assensum  et  voluntatem,  atque  suorum  in  eodem  prindpatu  suocessomm. 
Faota  .  .  seeundum  juris  ordinem  inquisitione  per  singulos  qui  aderant ,  sententia  epi- 
soopi fuit  per  subsecutionem  proclamata  et  confirmata.'^  Darauf  revodrt  er  die  Privi- 
legien  von  Basel.    Confoed.   cum  princip.    eccL   in   curia  Sibidati   a.   1231 
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V 

des  kirchlichen  Lebens  wurden,  auf  die  grossem  Orte,  welche  bald  als  Bischofs- 
sitze, bald  als  Stätten  von  Elostem,  berühmte  Wallfahrtsorte,  Sitze  der  Tauf- 


<§.  69.  n.  3.).  Heinr.  reg.  Curia  HerbipoL  a.  1226  (ib.  p.  257  sq.).  CaBsaüon 
seiner  und  seiner  Vorgänger  Privilegien  fär  die  conununia  Cameraoensis  (Gambray): 
^oc  addito,  quod  dicti  cives  onmia  privilegia  sua  sive  scripta  reddere  teneaniur  .  . 
episcopo.*^  Die  nicht  übergebenen  cassirt  er,  desgleichen  die  Gtenossenschaften.  Gas- 
satio  confoederat.  Moguntiae  etc.  ibidem:  „Statuimus,  nt  ministeriales, 
Inrgenses,  sive  quicunque  alii  homines  quOTis  jure  prefato  archiepiscopo  (Mog.) 
attinentes,  cum  omni  integritate  reddantur  eidem,  et  null!  ex  honünibus  ejus  ultra 
in  predicto  opido  (nemlich  nostro  opido  i.  e.  Beichsstadt  Oppinheim)  coUigantur.*'  Cas- 
sation aller  Bündnisse  der  Städte  „in  prejudicium  ecclesie  Moguntinensis.*^  Edict. 
contra  communia  civitatum  a.  1232  (ib.  p.  286  sq.)  ,,reY0camus  in  irritum  et 
cassamus  in  omni  civitate  vel  oppido  Alemannie,  communia,  consilia,  et  magistros  ciYium 
sea  rectores,  vel  alios  quoslibet  officiales,  qui  ab  uniyersitate  civium  sine  archiepisco- 
ponim  vel  episcoporum  beneplacito  statuuntur,  quocunque  pro  diyersitate  locorum  nomine 
«enseantur.  Irritamus  nihilominus  et  cassamus  cujusUbet  artificü  confiratemitates  seu 
sodetates,  quocunque  nomine  Tulgariter  appellantur.  Item  hac  nostra  edictali  sanctione 
placuit  statuendum,  ut  m  omni  dyitate  vel  oppido  ubi  moneta  jure  cuditur,  neo  mer- 
cimonia  nee  victualia  aliquo  argenti  pondere  rendantur  yel  emantur,  preter  quam  iUis 
denaiüs,  qui  cuilibet  ciyitati  vel  oppido  sunt  communes.  Sicut  enim  temporibus  retro- 
actis  ordinatio  civitatum,  et  bonorum  omnium,  que  ab  imperiali celsitudine  conferuntur, 
ad  archiepiscopos  et  episcopos  pertinebat,  sie  eandem  ordinati<mem  ad  ipeos  et  eorum 
offidales  ab  eis  specialiter  institutos,  perpetuo  volumus  permanere;  non  obstante  abusu 
aliquo,  si  quis  in  aliqua  civitate  forte  contrarius  eztitisset,  quod  de  facto  potius  quam 
de  jure  censemus.  Ut  igitur  talis  omnino  removeatur  enormitas  et  abusus,  neo  aucto- 
litatis  aliquo  velamine  paUietur,  omnia  privüegia,  litteras  apertas  et  dausas,  quas  vel 
nostra  pietas,  vel  predecessorum  nostrorum,  archiepiscoporum  etiam  et  episcoporum, 
saper  societatibus ,  communibus,  seu  consüÜB,  in  preiudioium  prinoipum  et  imperü,  sive 
private  persone  dedit,  sive  cuilibet  dvitati,  ab  hac  die  in  antea  in  irritum  revooamus, 
ao  Mvola  penitus  et  inania  judicamus.'*  Const.  gen.  Fr  id.  ü.  a.  1284  (ib.  p.  801.), 
Hud.  I.  declaratio  de  libertatibus  civitatum  juri  imp.  et  praelator.  non 
praejudicantibus  a.  1282  (ib.  p.  441.):  „ad  universorum  .  .  .  notitiam  volumus 
pervenire,  quod  per  libertates  ülas,  quibus  a  creationis  nostre  tempore  oivitates  et  loca 
qaecunque  dotavimus,  nullum  volumus  imperio  et  eccleeüs  ac  ecclesiarum  prelatis  in 
suis  iuribiis  et  honoribus  preiudioium  generari,  sed  volumus,  quod  Imperium  et  prelati 
ecclesiastici  omnibus  iuribus  ilüs  gaudeant,  quibus  ante  libertatem  huiusmodi  civitati  et 
lods  a  nobis  indultam  usi  j^erunt,  et  que  in  eis  ante  tempora  liberiatis  eiusdem  ha- 
buisse  noscuntur.*^ 

b.  Reichsstädte.  Sent.  Frid.  ü.  de  immunitate  civitatum  imperü 
a.  1218  (ib.  p.  229.) :  „Significamus  vobis,  talem  in  presentia  nostra  per  principes  et  magna- 
tes  imperü  latam  essesententiam:  quod  si  forte  alicui  per  cirothecam  nostram  contulerimus 
forum  annuale  vel  septimanale  in  quocunque  loco,  quod  comes  aut  alius  iudex  aliquis 
iUiuB  provinde  non  debeat  illic  habere  iurisdictionem  vel  aliquam  potQstatem  puniendi  male- 
ficia.  Sed  si  forte  latro  vel  für  vel  alius  maleficus  fuerit  comdempnatus,  comiti  sive  iudid 
provinciaü  de  loco  ülo  erit  presentandus  ad  sententie  in  eum  late  executionem.^ 
Confoed.  cum  princip.   eccl.   a.    1220  §.  3.  —   Bud.  I.  Mandatum  de  im- 
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kirchen,  Begräbnissplät^ ^  u.  s.  w.  eine  stets  wachsende  Yolksmenge  anzogen; 
dazu  kamen  die  an  Mündungen  yon  Flüssen,  natürlichen  Centralpunkten  für 


munitate  civitat.  imp.  a.  1274  (ib.  p.  399.)*  ^Volentes  dilectos  cives  nostros  Thu- 
ricenses,  ac  onmes  alias  civitates  nobis  et  imperio  adtinentes,  hac  gratie  prerogativa 
gaudere,  ut  nnlluB  extra  hmusmodi  dyitates  super  quacunque  causa  in  iudicium  eyoce- 
tur,  sed  si  quis  contra  ciyes  dictorum  locorum  aliquid  habuerit  actionis,  coram  iudice 
civitatis  actione  proposita,  recipiat  quod  est  iustum:  singulis  ac  universis  nostris  officia- 
libuB,  iudicibus  et  fidelibus  damus  presentibus  in  mandatis,  ne  contra  presentis  nostri 
decreti  tenorem  cives  predictos  extra  suam  civitatem  super  quacunque  causa  audeaiit 
evocare,  in  civitatibus  singulis  de  civibus  singulis  iustitiam  recepturi.*^ 

c.  Yerhältniss  zu  den  Landesherrn.  Heinr.  reg.  sent.  contra  com- 
muniones  civit.  a.  1231  (ib.  p.  279.)  „Notum  esse  volumus  universis,  quod  nobis 
apud  Wormatiam  curlam  sollempnem  celebrantlbus ,  in  nostra  presentia  petitum  fuit 
dif!Bmri,  utrum  civitas  aliqua  vel  oppidum  in  regno  nostro  constitutum,  communiones, 
constltutiones ,  coUigationes,  seu  coniurationes  aliquas,  quibuscumque  nominibus  appel- 
lentur,  facere  possent,  vel  ordinäre.  Super  quo  principes  nostros  et  ceteros  proceres 
sacri  palatii  monuimus,  tamquam  qui  universis  sumus  in  iustitia  debitores. 

Ipsi  igitur  sententialiter  pronuntiando  diffiniverunt;  quod  nulla  civitas,  nulluni  oppi- 
dum, oommuniones,  constitutiones,  colligationes,  oonfederationes ,  vel  coniurationes  all- 
quas,  quOcumque  nomine  censeantur,  facere  possent;  eas  penitus  abiudicantes,  et  quod 
nos,  sine  domini  sui  assensu,  civitatibus  seu  oppidis  in  regno  nostro  constitutis  auctoris 
tatem  faciendi  communiones,  constitutiones,  colligationes,  oonfederationes  vel  coniura- 
tiones aliquas,  quecumque  nomina  imponantur  eisdem,  non  poteramus,  nee  debebamns 
impertiri ,  et  quod  dominis  oivitatum  et  oppidorum  sine  nostre  maiestatis  assensu  similia 
in  suis  civitatibus  facere  non  licebaf  Heinr.  reg.  Statut,  in  favor.  prineip. 
(§.  69.  n.  4.).  Sent.  de  jure  muniendar.  civit.  a.  1231  (ib.  p.  283.):  „.  .  coram 
principibus,  nobüibus  et  familiaribus  curiae  nostrae  subscriptis  talis  lata  sententia  fuit 
et  ab  Omnibus  approbata:  quod  quilibet  episcopus  et  prinoeps  imperii  civitatem  suam 
debeat  et  possit,  ad  opus  et  obsequium  imperii  et  ipsius,  in  fossatis  murls  et  in  omni- 
buB  munire.  Inde  est,  quod  authoritate  praesentium  dilecto  principi  nostro  venerabili 
Frisingensi  episcopo  liberam  authoritatem  dedimus  aedificandi  civitatem  et  montem  Fri- 
singensem  ad  commodum  et  obsequium  imperii  et  ecclesiae  ipsius.**  Curia  Viennae, 
const.  pacis  in  Austria  Bud.  I.  a.  1276  (ib.  p.  410  sq.):  „Item  nullus  recipiat 
et  teneat  homines  proprios  aliouius  vel  alio  iusto  titulo  alten  attinentes,  contra  domini 
voluntatem;  salvis  iuribus,  libertatibus  et  prlvilegiis  civitatum,  municipiorum ,  seu  alia- 
rum  communitatum ,  eis  competentibus ,  ex  imperlali  munificentia,  et  terrarum  principi- 
bus, et  approbata  consuetudine  ex  antiquo.^  Bud.  I.  Sent.  de  jure  communi- 
tatum a.  1291  (ib.  p.  457.):  Judice  nostre  curie  sedente  pro  tribunali,  fuit  per  sen- 
tentiam  inquisitum:  si  aliquis  dominus  terre  habeat  ex  antiqua  consuetudine,  quod 
pössit  locare  et  exponere  communitatem  in  terra  sua,  utrum  hoc  aliquis  sibi  possit 
prohibere?  Ad  quam  inquisitionem  responsum  sententialiter  extitit  sub  hac  forma^ 
quod  si  ab  shtiqua  consuetudine  et  prescriptione  illud  extitit  observatum,  ita  debet 
perpetim  observari.  Item  inquisitum  fuit  per  sententiam:  si  homines  alicuius  ville, 
communitatem  adiacentem  viUe,  in  qua  mörantnr,  slbi  attrahere  possent,  sine  consensu 
domini  terre?  Ad  quam  inquisitionem  sententialiter  extitit  iudicatum,  quod  non.  Item 
inquisitum  fiüt :  si  aliqui  oooupaverint  communitatem  aliquam  sine  Ucentia  domini  terra. 
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den  Yerkebr,  an  zu  Häfen  geeigneten  Orten  angelegten  Dörfer.    Mit  der  Be- 
deutung endlich,   welche  eine  grössere  Niederlassung  für  die  Sicherheit  von 

utrum  dominus,  terre  huiusmodi  terram  occupatam  posset  redigere  in  communitatem,  et 

quam  penam  tales  occupatores  inciderint?    Ad  quam  inquisitionem  extitit  sententialiter 

responsum,   quod  dominus  terre  huiusmodi  terram  occupatam  potest  redigere  ad  com- 

fflimi^atem,  et  pena  occupantium,  cum  sit  arbitraria,   consuetudini  terre  relinquitur  im- 

ponenda.'^    Alberti  reg.  Mandat,  de  Gastro  in  dispendium  pacis  exstructo 

&.  1302  (ib.  p.  479  sq.):    „Ad  noticiam  serenitatis  nostre  insinuacione  querelosa  per- 

venit,  quod  viri  nobiles,   Alb.  et  Frid.  comites  de  Wemingherode ,  in  generalis  iurate 

pacis  dispendium  quoddam  castrum  prope  civitatem  nostram  Qoslariensem,  in  fimdo 

alieno  de  novo  erexerunt  et  fundarunt,    quod  cum  eidem  civitati  Goslariensi,   ac  viis 

regiis,  prout  intelleximus,  impedimenta  possit  et  incommoda  generare,  sinceritati  vestre 

dnximus  committendum ,    quatinus  circa  dictom  castrom,  quicquid  tranquillitati  terre  et 

bono  communi  expedire  videritis,  faciatis;  caventes  ne  occasione  castri  eiusdem  oriaturturba- 

ci'opatrie  sive pacis."  Adolfi  reg.  Curia  Nuremberg.  a.  1294  (ib.  p.  461.):  „4. Quarte 

foit  quesitmn  pro  ipso  comite,   si  alicuius  domini  familia  in  oppido,    cuius  dominium 

spectat  ad  ipsum,   male  tractatur  verbis  vel  factis,   utrum  dominus  loci,   yel  scabini 

ipsius,  debeant  factum  huiusmodi  iudicare.    Et  obtentum  fuit  communi  sententia,  quod 

potius  spectat  ad  dominum  Judicium  huiusmodi,  quam  ad  scabinos  predictos;  nisi  forsan 

ipsi  ciyes  per  libertatem,    ooncessam  ab  ipso  domino   vel  a  suis  predecessoribus ,    con- 

trarium  doceant." 

d.  Keichsgesetze,  Zolle  etc.  Wilh.  reg.  cassatio  sent.  contra  privil. 
regia  latarum  a.  1253  (ib.  p.  367.):  „Universitatem  vestram  (nemlich  die  Stadt 
Lüttich)  scire  yolumus,  quod  nobis  pro  tribunaU  apud  Traiectum  sedentibus,  quesitum 
extitit,  utrum  sententie  late  a  scabinis  vel  quibuscunque  aliis  contra  privilegia,  ecdesiis 
aactoritate  imperatorum  vel  regum  nostrorum  predecessorum  indulta,  yim  aliquam 
deberent  habere  yel  firmitatem?  Ad  quod  responsum  extitit  coram  nobis  per  senten- 
äam ;  quod  huiusmodi  sententie  contra  priyilegia  imperatorum  yel  regum  ecclesiis,  locis, 
dignitatibuB  yel  quibuscunque  personis  indulta,  a  quibuscunque  late,  nee  yim  habeant 
nee  firmitatem.  Unde  nos  auctoritate  regia  predictas  sententias,  taliter  ut  dictum  est 
latas,  revocamus  et  nuUas  esse  penitus  denunciamus.'^  Adolfi  reg.  sent.  a.  1293 
(ib.  p.  460.):  „Et  in  eadem  sententia  coram  nobis  extitit  adjectum,  quod  nulla  consti- 
tntio  municipalis,  yel  civium  ordinacio  seu  eorum  diffinicio,  in  casu  superius  expresso 
regali  sentencie  potent  aliquale  prejudicium  generare '^  Richardi  reg.  cassatio 
exactionis  tJngelt  Wormatiensis  a.  1269  (ib.  p.  381.),  Alberti  reg.  cassatio 
theloneorum  ad  Rhenum  a.  1301  (ib.  p.  474.)  hebt  alle  Zölle  am  Rheine  zum 
^achtheile  der  Städte  auf  ausser,  yorbehaltenen. 

e.  Städteyereine  zu  Worms  1254,  Mainz,  Worms,  Oppenheim  1255,  Köln,  dazu 
Mainz,  Würzburg  1256,  Mainz  1273  über  die  Königswahl  siehe  in  Monum.  Leges  U. 
p.  368  ff. 

f.  Keichssentenzen  gegen  die  Verbindungen  der  Städte,  die  Innun- 
gen u.  8.  w.  y.  J.  1158,  1226,  1231  u.  s.  w.  ib.  p.  112.  257.  279.  etc. 

g.  Pfalburger.  Stat.  in  fayor.  prino.  a.  1231  u.  Curia  Sibidati  a.  1232 
(§.  69.  n.  4.)  Frid.  11.  Const.  pacis  a.  1235  §.  9.  (ib.  p.  315.).  „De  phalbur- 
garia  et  muntmannis.    Precipimus,    ut  phalburgari  in  omnibus  ciyitatibus,    tam  in 

Schulte  .  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  1*> 
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Person  und  Eigenthum  gab,  nahm  die  Bevölkerung  in  der  Umgebung  Yon 
Burgen  und  überhaupt  an  durch  die  Natur  befestigten  Orten  schon  in  alter  Zeit  zu. 
Nachdem  sich  bereits  ein  bestimmter  städtischer  Charakter  gebildet,  wurden 
zahllose  Orte  geradezu  zu  Städten  erhoben,  was  regelmässig  eine  bedeutende 
Vermehrung  der  Seelenzahl  zur  Folge  hatte;  endlich  wurden  im  strategischen 
Interesse  einzelne  Plätze  so  befestigt  und  von  vornherein  mit  dem  Charakter 
von  Städten  bekleidet,  dass  sich  auch  rasch  die  Bewohnerschaft  selbst  einfand.') 
n.  Bischöfe  und  Aebte  hatten  schon  in  der  karolingischen  Zeit  und  seit- 
dem nach  und  nach  die  Immunität  im  Sinne  der  vollen  Exemtion  von  der 
Qrafengewalt  erhalten ,  welche  ihnen  hierdurch  theils  von  selbst,  theils  durch 


nostris  quam  aliorum,  ceBsent  et  is^moveaiitur  omnino.  Mimtmannos  eciam  ubique  peni- 
tus  cessare  jubemus.'^  Conventus  civit.  Wormat.  a.  1254  (ib.  p.  369  sq.).  ^Item 
inhibitum  est,  quod  nulla  civitatom  sibi  assumat  cives  non  residentes,  quod  vulgo  appel- 
latur  paleburger.^  Dasselbe  in  conv.  Mogunt.  a.  1255  ib.  p.  372.  in  curia  Nuremb.  a.  1274 
(ib.  p.  401.),  const.  pasis  in  Curia  Kuremb.  a.  1281  §.  6.  ib.  p.  433.,  const  pac.  in 
curia  Mogunt.  a.  1281  §.  6.  ib.  p.  437.,  const.  pac.  in  Curia  Wirzburg.  a.  1287 
§.  16.  17.  ib.  p.  449.,  const.  pac.  in  curia  Nuremb.  a.  1303  ib.  p.  482.:  „§.  8.  Von 
den  pfalburgem  (ib.  c.  16.).  Wir  gepieten  auch,  dass  man  die  pfalburger  allenthalb 
lass;  wir  wellen  in  unseren  steten  ihr  keinen  haben.  Und  davon  setzen  wir  und  ge- 
pieten, wer  ain  purger  well  sein  und  purgerrecht  well  haben,  dass  der  summer  imd 
Winter  pawlich  und  hablich  in  der  stat  seye,  oder  man  soi  in  nicht  für  ein  porger 
haben;  des  haben  wir  ain  firist  geben  yedem  man  sich  zu  berichten,  bis  zu  sant  Wal- 
bürgen  tag,  der  da  nur  schierst  komt,  ob  er  purger  well  sein  oder  nicht.  §.  9.  Von 
aigen  lewten.  Wir  gepieten  auch,  das  kein  stat  yemant  sein  aigen  man  oder  der 
sein  recht  lehen  ist,  einnem  zu  purger.  Wir  wellen  auch,  war  es  das  kain  stat 
darüber  tat,  mag  dan  des  mannes  herr  oder  sein  wissenthaffter  ambtman  den  man 
bestellen  inner  iars  frist  als  recht  ist,  so  sol  die  stat  den  man  dem  herren  wider  ant- 
wurten.  Es  en  sol  kain  etat  eins  herren  ungeraiten  ambtman  zu  purger  nemen.  Wir 
wellen  auch  allen  freyen  steten  ir  recht  behalten,  dass  sie  nyemant  aus  der  stat  laden 
auff  kain  weltlich  gericht  die  weil  sie  vor  Iren  rechten  richtem  gehorsam  seint ;  an 
uns  und  an  unseren  hoffrichter,  die  mugent  allenthalben  richten  umb  weltliche  sach.*^ 
—  Vgl.  noch  die  §.  73.  n.  13  £f.  angef.  Landfrieden. 

^  Vgl  mein  System  des  Kirchenrechts  S.  277  ff.  307. 

^)  So  ist  offenbar  zu  verstehen  die  Erzählung  von  Widukind  Res  gestae  saxo- 
nicae  ib.  I.  c.  35.  (Pertz  Scriptor.  III.  p.  432.):  „Igitur  Heinricus  rex  accepta  pace 
ab  Ungarüs  ad  novem  annos,  quanta  prudentia  vigilaverit  in  munienda  patria  et  in 
expugnando  barbaras  nationes,  supra  nostram  est  virtutem  edicere,  licet  onmimodis 
non  oporteat  tacerl.  Et  primum  quidem  ex  agrarüs  militibus  nonum  quemque  eligens, 
in  urbibus  habitare  fecit,  ut  caeteris  confamiliaribus  suis  octo  habitacula  extnieret, 
frugum  omnium  tertiam  partem  exciperet  servaretque;  caeteri  vero  octo  seminarent  et 
meterent  frugesque  colligefent  nono,  et  suis  eas  locis  reconderent.  Conoüia  et  omnes 
conventus  atque  convivia  in  urbibus  voluit  celebrari;  in  quibus  extruendis  die  noctuque 
operam  dabant,  quatinus  in  pace  discerent,  quid  contra  hostes  in  necessitate  facere 
buisseni     Villa  aut  nuUa  extra  urbes  fuere  moenia.'* 
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aöfidrückliche  Erklärungen  der  Könige  verliehen  wurde.*)     Ganz  analog  der 
kirchlichen  Verfassung,  zufolge  deren  dem  Klerus  der  bischöflichen  Kirche  eine 
70rzügliche  Stellung  zukommt,  blieb  \on  Anfang  an   die  Immunität  des  Bi- 
schofssitzes  ein   selbstständiges  Granzes,    das  mit   den  übrigen    Gebieten   der 
Lnmunität    in    keiner    direkten    Verbindung   stand,    und    durch    eigne    Be* 
amte,  welche    der  Bischof,    Abt   oder   Adyocatus    einsetzte,    in   Betreff   der 
Rechtspflege  und  was  damit  zusammengehört,  verwaltet  wurde.     Der  Erwerb 
der  Landesherrlichkeit   durch    die   Bischöfe   änderte   hieran   im  "Wesentlichen 
nichts,   indem   dieselben  Rechte   bisher  geübt   waren;    es   fiel  somit   nur  der 
Charakter   der  Exemtion   von   der  Grafengewalt   fort.     Dadurch  aber   hatten 
die  Umänderungen,   welche  in   den  übrigen  Grafengebieten   vor  sich  gingen 
(§,  69.  84 — 86.),  auf  die  bischöflichen  Städte  fast  gar  keinen  Einfiuss,  so  das» 
sich  hier   die  alten  Verhältnisse  der  Rechtspflege  u.  s.  w.  erhalten  konnten. 
Hierm  liegt  der  Grund,  dass  in  den  bischöflichen  Städten  von  jeher  die  Ord- 
nung der  Gemeindeangelegenheiten  unter  Leitung  des  Advocatus,  des  Centenariu» 
oder  sonstigen  bischöflichen  Beamten  den  Bürgern  verblieb  und  sich  eine  be- 
deutende Anzahl  von  freien  Geschlechtem,  aus  denen  fortwährend  die  Schöf- 
fen genommen  wurden,    erhielt.     Neben  diesen   bestand  die  Bewohnerschaft 
aus  den  Grundholden  des  Stifts,  welche  fortwährend  unter  der  Gerichtsbarkeit 
besonderer  Beamten  bleiben.    Es  lag  in  der  Natur  der  Verhältnisse  jener  Zeit, 
dass  Gewerbe  und  Handel  nur  in  den  Städten  sich  ausbilden  konnten;  daraus  floss 
von  selbst  ein  grosser  Fremdenverkehr,  die  Einrichtung  von  Messen  und  Märkten. 
Die  Leute  desselben  Gewerbes  waren  durch  ein  natürliches  Interesse  mitein- 
ander verbunden,  welches  unter  den  Genossen  deshalb  nicht  durchkreuzt  wurde, 
wen  bei  dem  Alleinbetriebe  der  Gewerbe  in  der  Stadt  das  Bedürfniss,  welches 
der  Absatz  in  der  Gegend  sofort  erkennen  liess,    der  einzige  Grund  für  neue 
Gewerbe  wie  für  die  Vermehrung  der  bestehenden  abgab,  dem  Untemehmungs- 
geiste   aber  durch  den  Handel   ein  weites  Feld  geboten  war.     So  erklärt  es 
sich  aus  der  Natur  der  Sache  wie  aus  dem  Triebe  des  Mittelalters  zu  Genos- 
senschaften, dass   die  einzelnen  Gewerbsgenossen   schon  früh  in  bestimmten 
Vereinen*)  (fratemitates,  sodalitia,  consortia,  conjurationes,  societas,  convivium, 
conspiratio,  geldonia,  congilda,  bursa,  compania,  Innungen,  Zunft,  Amt,  Stube, 
Hansa,   Selschop,  Gilde,  Zeche,  Gaffel  u.  a.)  zusammentraten.     Hierzu  führte 
auch  die  !N'othwendigkeit,  dass  zur  Handhabung  der  Ordnung  über  das  einzelne 
Gewerbe,  über  Handel  und  Markt  durch  eine  Anzahl  von  Beamten  (Magistri) 
gesorgt  wurde,  was  von  selbst  eine  gemeinsame  Führung  ihrer  Angelegenhei- 


*)  Man    vgl.  §.  50.  u.   §.   68.,    deren  Quellenstellen   die   rechtlichen   Zustände    des 
9.,  10.  und  11.  Jahrhunderts  deutlich  erkennen  lassen. 
^)  Wilda  das  GUdenwesen  im  Mittelalter  1831. 
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ten  mit  sich  brachte.  Der  Wohlstand,  welcher  dem  Gewerbe  und  Handel 
folgte,  gab  der  Stadt  eine  um  so  grössere  Bedeutung  in  den  Augen  ihres 
Herrn,  als  die  verschiedenen  Leistungen,  zu  denen  die  Städter  yerpflichtet 
waren  (§§.  44.  75.  79.)  von  diesen  in  Qelde  gemacht  werden  konnten,  das 
ihnen  durch  den  Handel  und  Fremdenverkehr  zufloss,  während  das  Landvolk 
nur  mit  Naturalleistungen  auszuhelfen  vermochte.  Hierzu  trat,  dass  die  Ein- 
wohner für  die  Sicherheit  der  Stadt  wie  die  Instandhaltung  der  Mauern  u.  s.  w. 
zu  sorgen  das  grösste  Interesse  hatten  und  auch  stets  sorgten,  so  dass  hier- 
durch einerseits  der  Herr  wenig  Ausgaben  hatte,  andererseits  aber  auch  der 
freie  Sinn  erhalten,  der  kriegerische  Qeist  genährt  und  die  Macht  der  Städte 
sehr  vermehrt  wurde. 

HI.  Während  der  Periode  der  Umgestaltung  des  öffentlichen  Rechts  konnte  es 
nicht  fehlen,  dass  bald  auf  Seiten  der  Bischöfe,  bald  auf  Seiten  der  Städte  Versuche 
gemacht  wurden,  ihre  Rechte  zu  vergrössem.    Jene  suchten  die  landesherrliche 
Gewalt  schärfer  anzuziehen;  diese  aber  widersetzten  sich  und  bestanden  auf  Fort- 
dauer der  alten  Verhältnisse.  In  diesem  Kampfe  siegten  die  Städte.  Wegen  des  be- 
deutenden Nutzens,  den  die  Stadt  dem  Herrn  bot,  wegen  des  Glanzes,   den 
die  Residenz  in  einer  volksreichen  Stadt  gab,  deren  Bewohner  bei  dem  regen 
Kunstsinne  des  Mittelalters  und  bei  ihren  grossen  Mitteln  förmlich  wetteifer- 
ten im  Erbauen   von  Kirchen  und  Klöstern,   hatten  allmälig  manche   Städte 
durch  blosse  Duldung  oder  Privilegien  der  Herrn  das  Recht  erhalten,  gewisse 
Beamte  selbst  zu  wählen  oder  dem  Herrn  vorzuschlagen,  überhaupt  eine  ge- 
meinsame Vertretung  zu  haben;  dazu  versicherten  die  Bischöfe  denselben,  sie 
nicht  ausserhalb  der  Städte  vor  ihre  Richter  laden  zu  lassen.    Häufig   hatte 
der  Herr,  sei  es  zum  Danke  für  besonderen  Beistand,  den  die  Stadt  in  Fehden 
gab,  oder  wegen  ausserordentlicher  Unterstützung  durch  Geld  u.  s.  w.,   der 
Stadt  manches  Recht  abgetreten,  die  Gerichtsbarkeit   zum   Theile  überlassen 
u.  dgl.  m.    Hierzu  kam,  dass  bei  der  häufigen  Abwesenheit  der  Bischöfe   im 
Laufe  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  in  Italien  oder  beim  Reichsheere,  nicht  minder 
wegen  der  vielen  Fehden,  welche  die  Herrn  durchzufechten  hatten,  die  Städte 
manchem  Drucke  der  Beamten  und  Vögte  ausgesetzt  waren,  der  die  natürliche 
Veranlassung  wurde  zum  desto  kräftigeren  Aneinanderschliessen  und  zur  Aus- 
bildung ihrer  Verfassung.     Allmälig  hatte  das  Gildenwesen  und  Selbstregiment 
der  Städte  eine  solche  Festigkeit  erreicht,  dass  selbst  die  zahlreichen  Verbote 
des  Reiches  dagegen  wenig  mehr  ausrichteten.    Die  Bischöfe  wählten  daher 
den  Weg  des    Uebereinkommens   und   verliehen   im  Laufe    des  12.  und   13. 
Jahrhunderts  ihren  Städten  theils  blosse  Privilegien,    welche  die  Verhältnisse 
der  Stadt  zum  Bischöfe  und  dessen  Beamten  ordneten  und  die  Autonomie  der 
Städte  zur  Ordnung  der  Gemeindesachen  anerkannten,  theils  ausführliche  Rechte» 
Auf  dieser  Grundlage  geschah  dann  der  Ausbau  des  städtischen  Wesens. 
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TV.  Eine  zweite  Klasse  von  Städten  hatte  sich   um  die  palatia  und   auf 

den  bedeutenderen  villae  der  Könige  (§.  44.)  sowie  in  den  zum  Schutze  des 

Beiches  angelegten  Castra  gebildet.    Die  Einwohner  waren  theils  freie  Leute, 

die  als  Pächter,  Handwerker,  Kaufleute  sich  in  denselben  niederliessen ,  theils 

Ministerialen  und  sonstige  eigne  Leute  des  Königs.   Auch  sie  waren  durch  die  Ln- 

munität  der  Fiskalgüter  in  der  Lage,  die  alten  Verhältnisse  mehr  zu  bewahren. 

Die  Bedeutung  für  den  König,  die  Unterstützungen  an  Geld  und  Mannschaften, 

welche  einzelne  Kaiser  schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  von  ihnen  erhielten, 

führten  früh  dazu,  dass  man  ihnen  bedeutende  Privilegien  gab,  so  dass  sie 

namentlich  die  ZöDe  und  Münze  erhielten.    Zur  Leitung  der  Rechtspflege  und 

Erhebung  der  königlichen  Einkünfte  war  ein  königlicher  Beamter  (Reichsvogt, 

Burggraf)  mit  der  Grafschaft  über  sie  betraut. 

y.  Einen  Abschnitt  in  der  Entwicklung  des  städtischen  Lebens  nach  Aussen 
hin  bildet  besonders  die  Regierungsperiode  Friedrichs  II.  und  das  s.  g.  Inter- 
regnum. Die  Kämpfe,  welche  fast  während  der  ganzen  Zeit  der  Regie- 
rung Friedrichs  I.  die  lombardischen  und  andre  italienische  Städte  zu  bestehen 
hatten,  legten  ohne  Zweifel  den  deutschen  Städten  die  Befürchtung  nahe,  es 
sei  auch  auf  ihre  Freiheit  abgesehen.  Diese  Gefahr  wurde  vermehrt  unter 
Friedrich  11.,  welcher  bei  seinen  Kämpfen  mit  den  Päpsten  auf  den  Beistand 
der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  unbedingt  angewiesen  denselben  solche 
Privilegien  gab,  dass  fernerhin  die  Landesherrlichkeit  feststand.  Für  die 
Städte  war  diese  Entwicklung  um  so  gefährlicher,  als  die  Ausbildung  von 
Lehenswesen  und  Ritterthum,  mit  dem  die  Bürger  in  den  Städten  nicht  gleichen 
Schritt  gehen  konnten,  den  Landesherm  die  Mittel  gab,  sie  zu  unterdrücken. 
Hierzu  kam  für  die  Reichsstädte  wie  die  grossem  bischöflichen  aus  der  viel- 
fachen Belehnung  mit  dem  Amte  eines  Reichsvogtes  oder  Advocatus  an  mäch- 
tige Herrn  die  Gefahr,  in  den  Unterthans verband  dieser  erblich  gewordenen 
Vögte  zu  konmien.  Endlich  wirkte  der  Nachtheil,  welchen  die  öffentliche  Un- 
sicherheit für  Handel  und  Gewerbe  unvermeidlich  mit  sich  führte.  So  schlös- 
sen sich  die  Städte  eng  aneinander,  errichteten  Bündnisse,  deren  schliesslicher 
Erfolg  (§.  72.  73.)  zur  Reichsstandschaft  der  königlichen  Städte  führte,  und 
auch  manche  bischöfliche  fast  gänzlich  unabhängig  machte.  Die  meisten  der 
letztern  Art  erreichten  dies  zwar  nicht,  ja  die  Bischöfe  brachten  es  dahin, 
dass  durch  Reichssentenzen  jedes  Statut  entkräftet  wurde,  das  ihren  Rechten 
zuwider  war.  Gleichwuhl  waren  diese  Ereignisse  auch  für  sie  von  der  gröss- 
ten  Wichtigkeit,  Es  hatte  sich  überall  die  städtische  Verwaltung  fester  ge- 
staltet, so  dass  es  schwer  war,  den  früheren  Zustand  wieder  herzustellen.  Dazu 
kam  die  häufige  Geldverlegenheit  der  Herrn,  welche  den  Städten  Veranlassung 
gab,  für  Darlehen  die  Aemter  verpfändet  zu  erhalten  oder  geradezu  die  Ad- 
Tokatie,  das  Zollrecht,  Münzrecht  u.  s.  w.  käuflich  zu  erwerben.    Endlich  trug 
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das  trotz  der  zahlreichen  Verbote  mehr  und  mehr  um  sich  greifende  Institut 
der  Pfahlbürger  zur  Hebung  der  städtischen  Macht  wesentlich  bei. 

VI.  Die  letzte  Klasse  bildeten  die  Territorialstädte,   welche  unter  der 
Landesherrlichkeit  weltlicher  oder  geistlicher  Landesherm  standen,  im  letztem 
Falle  aber  nicht  Sitz  des  Bischofs  waren.     Ihre  Entstehungsgründe  sind  theils 
analog  den  angegebenen,  theils  liegen  sie  in  dem  Verluste  der  Reichsunmittel- 
barkeit  durch  Erblichwerdung  derVogtei,  Unterwerfting  von  Seiten  des  Reichs 
unter  einen  Herrn  durch  Verpfändung  u.  s.  w.®)     Seitdem  den  Fürsten  allge- 
mein das  Recht  verliehen  war,  in  ihren  Territorien  befestigte  Orte  anzulegen, 
liaben  selbige  zahlreiche  Orte  zu  Städten  erhoben,   welchen  dann  auf  ihren 
Antrag  vom  Kaiser  und  seit  Abschluss  der  Landesherrlichkeit  auch  von  ihnen 
selbst  Stadtrecht,    Markt   und    damit   zusammenhängend    die    Gerichtsbarkeit 
u.   s.  w.  verliehen  wurde.     Das  Verhältniss  dieser  Städte   zum  Herrn   blieb 
dadurch  ein  stets  lebhaftes,  dass   die  Rechtspflege  durch  den  herrschaftlichen 
Richter  geübt  wurde,   ausser   wenn  dieselbe    der  Stadt   verliehen    verpföndet 
verkauft  oder  auch  Rittern  u.  s.  w.  zu  Lehen  gegeben  war.     In  den  städti- 
schen Angelegenheiten  hatten  aber  auch  diese  Städte  eine  grosse  Autonomie. 

§.  81. 

2.  Die  Verfassung  und  Rechte. 

L  Wesentlich  war  ein  kaiserliches  oder  königliches  Privileg,  das  einen 
Ort  als  Stadt,  civitas,  anerkannte;  bei  den  aus  der  Römerzeit  und  der 
fränkischen  herrührenden  lag  diese  Anerkennung  in  dem  Herkommen.  Da- 
mit hing  sofort  zusammen  die  Bewidmung  mit  Weichbildrechte  (§.  60.),  das 
entweder  neu  gegeben  oder  von  einer  andern  Stadt  hergenommen  wurde. 
Hiermit  war  die  Stadtgemeinde  ausdrücklich  oder  stillschweigend  als  eine 
Universitas  erklärt,  welche  in  den  städtischen  Dingen  das  Recht  der  Auto- 
nomie, der  Erlassung  von  Statuten  hatte.  Die  allenfalls  errichteten  mussten 
je  nach  dem  Inhalte  des  Privilegs  und  dem  Objekte  zur  Bestätigung  des  Herrn 
imterbreitet  werden  oder  bedurften  deren  auch  nicht  nothwendig. 

n.  Zu  ihrem  Schutze  erlangte  die  Stadt  das  Recht,  Mauern,  Gräben  und 
Thürme  anzulegen,  falls  der  Ort  noch  nicht  befestigt  war.  Die  Instandhaltung 
und  Vertheidigung  der  Mauern,  wie  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  inner- 


^j  Es  gibt  auch  einzelne  Städte,  welche  Ministerialen  unterworfen  waren  theiln 
durch  Belehnung  des  Landesherm,  theils  durch  Bildung  auf  seinem  Gute.  Siehe  Dipl. 
a.  1290  (Seih er tz  n.  432.),  womit  der  Ministeriale  Friedrich  von  Padberg  der  Stadt 
Padberg  die  Statutarrechte  bestätigt,  welche  dieser  von  seinem  Vater  und  Oheim 
gegeben  waren. 
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halb  derselben  und  der  zum  Weichbilde  gehörigen  Fluren  lag  der  Bürgerschaft 
ob.  Dieser  stand  deshalb  das  Waffenrecht  zu;  den  Waffendienst  versahen 
bald  die  Bürger  selbst  nach  einer  gewissen  Ordnung,  bald  einzelne  Klassen. 
Die  Leitung  stand  unter  der  mit  Ausübung  der  Gewalt  betrauten  Person. 

UL  Die  Bürger  der  Stadt  genossen  das  Recht  der  Exemtion  von  den  Land- 
gerichten oder  sonstigen  Gerichten  des  Kaisers  oder  Herrn  und  standen  sowohl 
in  Streitigkeiten  untereinander  als  auf  Klagen  Dritter  zu  Recht  Yor  eignen  in 
der  Stadt  befindlichen  Richtern.  Zu  dem  Ende  wurde  gewöhnlich  im  Privileg 
eine  direkte  Bestimmung  gegeben;  bewidmete  man  eine  Stadt  mit  fremdem 
Rechte,  so  war  ein  desfallsiges  Privileg  der  Mutterstadt  damit  von  selbst  ver- 
liehen; vielen  Städten  wurde  wiederholt  dies  Recht  zugesichert.*) 

IV.  Alle  Städte  hatten  das  Recht,  einen  Markt  zu  haben  (mercatus 
pnblicus,  nundinae,  forum),  woran  sich  die  Jurisdiction  in  Marktstreitig- 
keiten und  Anderes  knüpfte. 

Y.  !N'ach  und  nach  erlangten  die  Reichsstädte,  die  meisten  bischöflichen, 
sowie  viele  der  grossem  Territorialstädte  theils  durch  Schenkung  für  geleistete 
Dienste,  theils  durch  einfaches  Privileg,  um  den  Ort  zu  heben,  theils  durch 
Ankauf,  Darlehen  u.  s.  f.  das  Recht  der  Erhebung  von  Zöllen,  Abgaben 
für  die  zu  Markt  gebrachten  Waaren  und  Lebensmittel  (Accise,  assicia),  fer- 
ner das  Münzrecht  u.  dgl.  Für  die  Bestreitung  der  städtischen  Auslagen 
stand  den  Städten  das  Recht  zu,  von  ihren  Einwohnern  Steuern  zu  erheben, 
welche  auf  die  Grundstücke  und  Gewerbe  basirt,  auch  wcj^l  nach  dem  Ver- 
mögen bemessen  waren.  Auch  die  landesherrlichen  Abgabe»  (§.  79.)  wurden 
im  Laufe  der  Zeit  regelmässig  zu  runden  Summen  oder  festen  Lieferungen, 
für  deren  Beitreibung  die  Stadt  sorgte,  welche  an  die  fürstliche  Kammer  die 
Abgaben  abführte. 

VI.  Obwohl  anfanglich  die  Einwohner  den  verschiedensten  Ständen  ange- 
hörten, so  hatte  sich  doch  früh  festgesetzt,  dass  alle  wirklichen  Bürger  als 
freie  Leute  galten,  ausser  in  jenen  Territorialstädten,  welche  unter  der  Patri- 
monialgewalt  (dominium)  eines  Landsassen  standen.  Dies  war  bald  durch 
besondere  Privilegien,  im  Allgemeinen  aus  mancherlei  Ursachen  allmälig  be- 
wirkt worden.     Einmal  nahmen  die  Städte  Hörige  auf,  die  sie  trotz  der  Reichs- 


0  Das  älteste  Soester  Stadtrecht  von  1120  (Seibertz  n.  42.)  hat  zahlreiche  Be- 
stunmimgen  hierüber.  Ausser  in  den  §.  60.  citirten  Wierken  findet  man  in  den  Urkun- 
densammlungen  von  Seibertz,  Günther,  Lacomblet  Urkundenbuch  für  die 
Geschichte  des  Niederrheins,  Düsseid.  1840  ff.  3  Thle.  4.,  Niesert  Münster'sche  Ur- 
kundensammlung,  Crefeld  1826,  7  Thle.  u.  a.  für  alle  Verhältnisse  reiche  Belege. 
Vgl.  noch  Böhmer  Reg.  Friedr.  I.  n.  2548.  (Privil.  v.  1171  für  die  Bürger  von 
Osnabrück  de  non  evocando  dergestalt,  dass  man  dorten  coram  rectoribus  civitatis 
klagen  solle),  Heinrichs  VHI.  n.  3769.  (Privüeg  von  1234  de  non  evocando  für  Bamberg). 
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Terbote  zu  schützen  wussten.  Mit  der  grossem  Bildung  des  stadtischen  We- 
Bens,  dem  aUmäligen  Erwerbe  der  Yogtei  und  der  sonstigen  herrschaftiiehen 
Rechte,  endlich  mit  der  Landstandschaft  derselben  hatten  sie  nach  Aussen  hin 
sich  YoUkommen  abgeschlossen.  Nach  Innen  blieben  zwar  manche  Unter- 
schiede  bestehen;  aber  der  gemeinsame  Gerichtsstand,  die  wenngleich  im  Ein- 
zelnen Terschiedene  Berechtigung  aller  Bewohnerklassen  zui:  Mitwirkung  bei 
Leitung  der  Öffentlichen  Angelegenheiten  brachten  mit  sich,  dass  mit  der 
Stadt  auch  die  Bewohner  für  frei  galten.  Daher  galt  als  Ausfluss  des  Stadt- 
rechts Freiheit  von  den  blossen  Lasten  der  Hörigkeit  aller  Art,  wenn- 
gleich manche  Leistungen  aus  frühem  Yerhältnissen  in  anderer  Form  bestehen 
geblieben  waren. 

Vil.  Die  privatrechtlichcn  Verhältnisse  der  Bürger  entwickelten  sich  durch 
Gewohnheit,  Statuten,  Weisthümer,  welche  man  von  andern  Städten  einholte 
(§.  60.),  ganz  eigenthümlich  aus;  deren  Ordnung  galt  überall  als  Sache  der 
Bürger.  Ebenso  waren  Art  und  Bedingungen  der  Aufnahme  als  Bürger 
durch  die  Statuten  geregelt.  Nur  insoweit  waren  die  Städte  beschränkt,  als 
sie  zur  Schmälerung  der  Hechte  der  Landesherm,  des  Adels,  der  Klöster  keine 
unfreien  Leute  ohne  Consens  ihrer  Herrn  aufnehmen  noch  Personen  das  Bür- 
gerrecht verleihen  durften,  welche  in  der  Stadt  keinen  Wohnsitz  hatten. 

VJJi.  Was  die  Verfassung  der  Städte  anbetrifft,  so  muss  man  unter- 
scheiden zwischen  den  Angelegenheiten,  welche  den  Herrn  oder  das  Beich 
berühren,  und  den  innem.  In  den  Beichsstädten  war  der  Eeichsvogt, 
Burggraf  mit  Jwm  Gerichtsbanne  vom  König  beliehen;  im  Laufe  der  Zeit 
fiel  jedoch  die  Vogtei  über  die  meisten  Städte  durch  Erwerb  Seitens  der  Stadt 
fort.  Zur  Seite  stand  dem  Vogt  ein  bald  vom  Kaiser,  bald  vom  Eeichsvogt 
selbst  ernannter  Untervogt,  Schul theiss.  Kam  die  Vogtei  an  die  Stadt 
so  lieh  der  Kaiser  dem  Richter  noch  den  Bann.  Der  Vogt  übte  auf  den  drei 
alten  placita  und  eignen  Gerichtstagen  mit  Beihülfe  der  Schöffen  die  Ge- 
richtsbarkeit, sorgte  für  die  Sicherheit  der  Stadt,  wozu  besonders  ein  inner- 
halb derselben  liegendes  Schloss,  Castellum  oder  auch  eine  bei  der  Stadt  be- 
findliche, dem  Vogt  zum  Lehen  gegebene  Reichsburg  diente,  bis  die  Bewachung 
u.  s.  w.  an  die  Stadt  selbst  kam.  Von  ihm  ging  weiter  aus  die  Erhebung  und 
Ablieferung  der  königlichen  Einkünfte,  die  Leitung  des  Zoll-  und  Münzwesens, 
sofern  dieses  nicht  der  Stadt  selbst  zustand.  —  In  den  bischöflichen  Städ- 
ten hatte  dieselbe  Stellung  ein  vom  Bischöfe  eingesetzter,  vom  Könige  mit 
dem  Bann  beliehener  Beamter,  welcher  bald  der  Advocatus  des  Stifts  war, 
wo  es  keine  Advokatie  gab  oder  dieselbe  lediglich  nach  Belieben  des  Bischofs 
u.  s.w.  verliehen  wurde,  ein  aus  den  Ministerialen  gesetzter  Beamter  (Schult- 
heiss,  Burggraf,  comes  oder  praefectus  urbanus,  Richter  u.  dgl.) 
Dies  Amt  wurde  häufig  zu  Lehen  gegeben  und  in  manchen  Familien  erblich; 
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je  mehr  aber  die  Territorialität  sich  abschloss,  desto  mehr  tritt  es  wieder  als 
Amt  freier  bischöflicher  Verleihung  auf.  Unter  diesem  Beamten  war  für  die 
geringeren  Sachen  ein  Schultheiss.  —  Ausser  diesen  gab  es  noch  für  die  Ein- 
hebung der  landesherrlichen  Einkünfte,  Zölle,  eigne  Beamte,  sowie  auch  für 
die  Münze.  In  den  Territorialstädten  war  gleichfalls  ein  landesherrlicher 
Eichter,  Schultheiss,  Vogt  u.  dgl.  mit  einem  Unterbeamten  für  die  Rechtspflege 
bestellt,  neben  denen  für  die  übrigen  Geschäfte  ähnliche  Beamte  vorkommen. 

IX.  Die  eigentliche  Gemeindeverfassung  war  im  Einzelnen  höchst  mannig- 
faltig, jedoch  im  Grossen  und  Ganzen  in  ihren  Grundlagen  allmälig  eine 
gleiche,  seitdem  die  Bürger  einen  Stand  bildeten,  dessen  sämmtliche  Glieder 
Zur  Mitregierung  der  Stadt  berufen  waren,  so  dass  die  Unterschiede  zwischen 
schöffenbar  Freien  und  übrigen  Einwohnern  sich  mehr  und  mehr  verwischten. 
An  der  Spitze  der  Verwaltung  stand  ein  Collegium,  unter  dem  Namen  der 
Schöffen,  Scabini,  Rathmannen,  Consules,  Jurati,  an  deren  Spitze 
ein  magister  Consulum,  magister  civium,  Bürgermeister  oder 
mehre  magistri,  rectores  u.  dgl.  Die  Glieder  dieses  Collegiums  wur- 
den früher  aus  den  SchöfPenbaren  genommen,  später  meist  von  der  Bürger- 
schaft oder  den  einzelnen  Fraternitäten  gewählt;  dessen  Vorsteher  bestätigte 
auf  Wahl  des  Collegs  oder  der  Bürgerschaft  der  Landesherr.  Neben  diesem 
Colleg  kommt  häufig,  besonders  dort,  wo  jenes  aus  bestimmten  Familien  be- 
setzt wurde,  ein  von  der  ganzen  Bürgerschaft  oder  den  Innungen  gewähltes 
grösseres  vor,  welches  bei  wichtigeren  Angelegenheiten  zustimmen  musste  oder 
auch  als  Controlbehörde  für  jenes  administrirende  erscheint.  Die  Vorsteher 
besorgten  die  laufenden  Geschäfte  nach  Anordnung  des  Käthes.  Die  wichtig- 
sten Angelegenheiten  wurden  auf  den  grossen  öffentlichen  placita  vorgenom- 
men. Zur  Ausführung  setzten  sich  die  Consuln  mit  Bestätigung  des  Vogts 
oder  Landesherrn  camerarii,  magistri  censuum,  monetarii,  precones 
(Gerichtsdiener),  quaestores  u.  dgl. 

X.  Die  Gewerbe  schlössen  sich  zu  Vereinen  ab,  welche  sich  theils  selbst 
Statuten  gaben  mit  Genehmigung  des  Raths  oder  auch  von  diesem  erhielten, 
and  durch  Zunftmeister,  Aelteste  u.  dgl.  die  Angelegenheiten  der  Zunft 
besorgten  und  deren  Interessen  wahrten.  Häufig  zerfiel  die  Gemeinde  in  ver- 
schiedene kleinere  Sprengel,  Burschaften,  Nachbarschaften,  in  denen 
ein  Burrichter  die  Gerichtsbarkeit  in  BagateUsachen  handhabte  und  die  be- 
sondem  Angelegenheiten  verwaltete. 
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§.  82. 
C.  Die  übrigen  Reiclisgebiete. 

I.  Von  den  Gebieten,  welche  nicht  an  Landesherm  kamen,  sondern  im  un- 
mittelbaren Besitze  des  Reichs  blieben,  hatten  sich  nur  wenige  ausser  den 
Reichsstädten  erhalten,  meist  nur  in  der  Schweiz,  in  Schwaben  und  am  Rhein. 
Sie  standen  unter  einem  Land  vogt,i)  judex  provincialis,  dem  der  König 
den  Bann  lieh  und  einen  Schultheis s,  vicarius,  zur  Seite  setzte.  Unter 
jenem  waren  aus  den  Reichsministerialen  verschiedene  Officiales  mit  der 
Erhebung  der  Steuern,  Vollziehung  der  Urtheile  u.  dgl.  betraut. 

II.  Eine  den  alten  Verhältnissen  analoge  Verfassung  bewahrten  die  Ost- 
friesen,^  welche  lediglich  Gemeinden  bildeten,  die  zur  Leitung  und  Ordnung 
wichtiger  Angelegenheiten  von  Zeit  zu  Zeit  zusanmientraten  und  sämmtlich 
eine  allgemeine  Jahresversammlung  bei  Upstallsboom  hielten,  auf  der  die  all- 
gemeinen Angelegenheiten  berathen  wurden. 

in.  Mit  der  Ausscheidung  der  Schweiz  aus  dem  directen  Reichsverbande 
und  der  Wahl  eines  erblichen  Grafen  durch  die  Prälaten,  Adeligen  und 
freien  Grundbesitzer  von  Friesland  im  Jahr  1454  blieben  nur  noch  einige 
Dörfer  und  eine  Anzahl  von  ehemaligen  Reichsministerialengütem  als  freie 
Gebiete'  des  Reichs  neben  den  Territorien  und  Reichsstädten  bestehen. 


^)  Rud.  I.  mandat.  contra  judices  servilis  conditionis  a.  1291  (Leg.  n. 
p.  457.):  „Rudolfus  Dei  gratia  Bomanorum  rex  semper  augustus,  pnidentibus  viris, 
universis  hominibus  de  Switz,  libere  conditionis  existentibus,  dilectis  suisfidelibus,  gra- 
tiam  suam  et  omne  bonum.  Inconveniens  nostra  reputat  serenitas,  quod  aliquis  ser- 
vilis conditionis  existens,  pro  iudice  robis  detur,  propter  quod  auctoritate  regia  volu- 
mus,  ut  nuUi  hominum,  qui  servilis  conditionis  extiterit,  de  vobis  de  cetero  iudicia 
liceat  aliqualiter  exercere,  presentium  testunonio  litterarum,  quas  maiestatis  nostre 
Bigillo  iussimus  communiri.'^ 

*)  Wiarda  Gesch.  Ostfrieslands,   ders.  Landtage  der  Friesen,   Leer  1818.,    und 
Willküren  der  Brockmänner,  Berl.  1820.    Walter  R.G.  §.  277. 
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Viertes  Kapitel. 

Die    Geburtsstände. 
§.  83. 

1.   Gang  der  Entwicklung. 

I.  Blieb  in  der  fränkischen  Zeit  (§.  52.  £P.)  die  Abstammung  das  Merkmal, 
nach  welchem  die  Freiheit  der  Person  beurtheilt  wurde,  weil  trotz  der  mehr  und 
mehr  zunehmenden  Bedeutung  der  königlichen  Getreuen  und  Grossen  auf  der 
einen  Seite  die  einheitliche  Macht  des  Königs  alle  Volksklassen  als  ünterthanen 
(Subjecti)  umfasste  und  auf  der  andern  die  Macht  der  Grafen  u.  s.  w.  auf  der 
Verleihung  eines  blossen  Amtes   beruhte;   so  musste  sich  mit  der  politischen 
Umbildung  (§§.  68.  69.)  zunächst  ein  grosser  Abstand  zwischen  den  verschie- 
denen Herrn  (§.  76.)  und  den  übrigen  Volksklassen  bilden.   Aus  blossen  Beamten 
waren   die  Herrn   zu  eigenberechtigten  Inhabern  des  Herzogthums,  der  Graf- 
schaft geworden,    besassen  beide    als  Ausfluss    des  mit  dem   geistlichen  Amte 
verbundenen  oder  ererbten  Familienbesitzes.     Hiermit  war  sofort  die  Unmittel- 
barkeit   des  Verhältnisses    der   Freien   zum  Könige   gelöst,    traten    die  Lan- 
desherm  als  ein  Mittelstand  zwischen  beide.    Die  Concentration  der  Öffentlichen 
Gewalt   in  der  Hand  Karls   d.  G.  hatte   die  nothwendige  Folge,    dass  diese 
Herrn    mit   ihrer  veränderten  Stellung    die   Theilnahme    an    der  Leitung    der 
Öffentlichen  Angelegenheiten,    zu  der  sie  lediglich  das  Vertrauen  des  Königs 
berufen  hatte  (§§.  43.  45.  46.  58.),  nunmehr  als  eignes  Recht  ausübten,  Reichs- 
stände (§.  72.)  wurden.     Hing  auch  lange  Zeit  hindurch  das  Recht  des  Herrn 
gegenüber   den  Einwohnern  des  Territoriums  (§§.  69.  76.)   von  einem  persön- 
lichen   Verpflichtungsgrunde    ab,    so    standen    doch   in   den    Territorien    Alle, 
welche    nicht  selbst  die  Grafschaft  hatten,   unter  dem  selbstständigen  Inhaber 
der  Grafschaft,  waren  seinem  Grafenrechte  unterworfen.    Dass  der   Herr    den 
Bann  vom  Könige  erhielt,  später  blos  mit  dem  Reichslehen  begabt  wurde ,  änderte 
hieran  nichts.     So  hatte  von  selbst  der  Gemeinfreie  die  Stellung  des  Genossen 
gegenüber  dem  Landesherrn  verloren;    sie  waren  aus  Gleichen,   Pares,   deren 
Untergebene,  Subjecti,  geworden.     Solange  die   Quelle  der  Landesherrlichkeit 
noch  ersichtlich  blieb,  konnte  die  Abstanunung  von  Freien  noch  für  die  private 
Stellung    von  Bedeutung  sein  und  in  dieser  Beziehung   der  blosse  Freie  dem 
Herrn  noch  gleich  stehen.     Da  aber  diese  blosse  private  Stellung  keine  öffent- 
lichen Rechte  gab,  trat  sie  gänzlich  in  den  Hintergrund.    Mit  dem  Abschlüsse 
der  Landeshoheit  sank    aber    völlig  jede  Genossenschaft,   wurden  die  Landes- 
herm  in  jeglicher  Beziehung  der  erste  imd  höchste  Stand,  aus  dem  der  König 
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hervorging,  fie^  das  alte  Moment  der  Freiheit  (§.  12.  52.)  fort.  So  nahm  die 
Freiheit  den  Charakter  an,  dass  für  frei  galt,  wer  nur  der  öffentUchen  Ge- 
walt (dem  Qrafenrechte)  des  Herrn  unterstand,  nicht  aber  auch  zufolge  eines 
privatrechtlichen  Unterthänigkeitsgrundes  dessen  eigner  Mann  war.') 


')  Die  Bezeichnungen  in  den  Quellen  f&r  diese  Klasse  sind,  wie  schon  das  früher 
(§.  69.)  Gesagte  ergibt,  nicht  constant;    man  ersieht  sie  aus  den  Unterschriften,  Ein- 
gängen und  Schlüssen  der  Beichstage  u.  dgl.    Nach  diesen  ist  der  ältere  allgemeine 
Ausdruck  prima t es  (z.  B.  Heinr.  I.  Cony.  Erford.  a.  932.  Leg.  II.  p.  18.,  Ottonis  M. 
Cony.  August,  a.  952.  ib.  p.  27.  „pontificum  aUorumque  primatum**),  schon  früh  kommt 
yor  principes  imperii   (so  schon  in  Ottonis  I.  Leg.  a.  969.  ib.  p.  34.,  imp.   prin- 
cipes  public!  offitii  et  ecclesiastici  ordinis,  majores  et  minores*^),    „epis- 
copi,  marchiones,  comites,  nobiles,  yasalli*^  (Heinr.  11.  leg.  a.  1019  ib.  p.  38.,  „archiep. 
episc.  abbates  duces  et  comites  caeterique  principes  regni  Teutonici**   (Promissio  Canu- 
sina  Heinr.  IV.  a.  1077  ib.  p.  50.)  u.  a.    Seitdem  der  Ausdruck  princeps  eine  be- 
stimmte Bedeutung  annahm,  schied  man  überhaupt  diese  Klasse  in  principes  (in  der 
Sent.  de  adyocat.  Frid.  I.  a.  1180  ib.  p.  164.  heisst  es  noch:    „Principes  yero   qui  in 
confirmacione  .  .  .  conyenerunt  hl  sunt  —  folgen  Bischöfe,  Herzöge,  Grafen,  Mark- 
grafen, dominus  Eyelolfus  de  Urselingen,  dominus  Wemherus  de  Bolande,  et  multi 
alii  liberi  et  ministeriales,^)  und  nobiles  (Landfr.  y.  1235  Eingang,  ygl.  auch §.4.) 
oder  barones.    Frid.  H.    Edicta  contra  heret.  ib.  p.  326.;    Conr.  IV.  sent.  a.  1240 
ib.  p.  333  sq.  „dictantibus  eas  principibus,  baronibus  et  nobilibus  qui  aderant,^ 
wo  ofiTenbar  der  letztere  Ausdruck  die  sonst  aufgezählten  yasalli  u.  ministeriales  be- 
greift; Curia  Francof.  a.  1252  ib.  p.  366.  „omnes  principes,  nobiles  et  ministe- 
riales", Wilh.  reg.  sent.  a.  1255  ib.  p.  371.  „principibus  nostris,  quam  pluribus  comi- 
tibus,  nobilibus  et  ministerialibus  imperii",    „ut  quilibet,  siye    princeps  vel  com  es 
aut  nobilis  seu  civis  burgensis  opidanus  yel  agricola  sive  yillanus  yel  cujus- 
cunque   conditionis    existat."     Bud.  I.    tractatus  a.  1274  ib.  p.  395.    „et   nobilibus 
yiris  Federico  burcravio  de Nuremberch,  acGottifiredo  comite  Seunensi",  „arcbiep. 
episc.   et   nobilium    consensu."     Curia  Nuremb.  a.  1274  ib.  p.  399.   „considentibus 
principibus  ac  honorabili  caterya  comitum  et  baronum,   maximaque  multitudine 
nobilium  et  plebejorum  astante."     Curia  Augustae  a.  1282  ib.  p.  442.  „nobiles, 
ministeriales,  milites  et  ciyitates  Sweyie."     Sent.  a.  1283  p.  444.  „illustris- 
simi  regis  Bohemie,  illustris  marohio  de  Brandenburg",  unterschrieben  „nobiles  yiri 
H.  marchio  de  Hohberg,  F.  burggrayius  de  Nürnberg,  AI.  de  Hohemberg,  Egeno  de 
Furstenberg,  comites  de  Nifen,  B.  de  Geroltseke,  nobiles,  et  alii  quam  plures.^    Curia 
Erfordiae  a.  1290  ib.  p.  454.  „principum,  baronum,  comitum,  et  nobilium  . .  consensu," 
Sent.  de  actione  dominorum  in  yasallos  ib.  p.  455.  „praesentibus  principibus,  comitibus, 
nebüibus,  baronibus,  nee  non  proceribus  regni,"    „illustres  dux  Saxonie,  dux  Bruns- 
yicensis,  principes  nostri;  nobilis  bm^gravius  de  Nurenbeig,  comes  de  Winsberg, 
comesEyerh.  de Catzenellenbogen,  et  quam  plures  alii  nobiles  et  barones."    Aehn- 
hch  das.  p.  456.;  „nobiles  comites"  in  Sent.  Adolfi  a.  1293  ib.  p.  460.;  Const.  pacis  a. 
1307  Alberti  I.  ib.  p.  488.   „den  edelen  lüten,  grayen  .  .  .  yoget  und  den  erbern 
lüten   den  burgern  .  .  .  und  dorzu  gemeinlich  allen  edeln  lüten  und  bürgern   unsem 
und  des  riches  getruwen."    Diese  Belege  beweisen,  dass  zwar  die  Prädikate  illustris, 
nobilis,  die  Titel  baro,  nobilis,  allmälig  einen  festem  Sinn  annahmen,  jedoch  bis  ins 
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n.  Obwohl  in  den  Reichsstädten  die  Unmittelbarkeit  der  Bürger  zum  Reiche 
geblieben  war,  so  hatte  doch  der  Umstand^  dass  nur  die  Stadt,  nicht  der  Ein- 
zelne an  der  Reichsregierung  Theil  nahm,  nothwendig  den  Einfluss,  dass  ihre 
Stellung  nicht  mehr  als  eine  mit  den  Landesherm  gleiche  angesehen  werden 
konnte. 

m.  Unter  den  yerschiedenen  Klassen  der  Reichsbewohner  bildeten  sich  aber 
mit  den  veränderten  Yerfassungszuständen  des  Reichs   und   dem  Verhältnisse 
zum  Landesherm  allmälig  ganz  neue  Standesunterschiede,  welche  sich  an  die 
Umänderung  des  Heerwesens  und  die  Regierung  der  Territorien  anlehnen.    Auf 
den  bereits  im  karolingischen  Zeitalter  sich  bildenden  Grundlagen  (§§.  43.  47. 
num.  lY.,  51.  num.  Y.,  54.),  besonders  durch  die  Traditionen  ihrer  Güter  an 
Kirchen  und  mächtige  Grossen,  welche  im  Laufe  des  10.  und  lt.  Jahrhunderts 
mehr  und  mehr  zunehmend  von  den  Kaisern  häufig  bestätigt  und  geradezu 
allgemein  als  berechtigt  anerkannt  wurden,^  kam  es  allmälig  dahin,  dass  die 
Freien  regelmässig  nur  zu  Abgaben  yerschiedener  Art  verpflichtet,  dahingegen 
Tom  Heerbanne  ausser  zur  Landesvertheidigung  befreiet  waren  (§.   74.).    Der 
Heerbann  selbst  lastete  seitdem  auf  den  unmittelbaren  Reichsunterthanen,  den 
Landesherm,  Bewohnern  der  Reichsstädte  und  Reichsgüter.    Zur  Leistung  der 
ihnen  obliegenden  Kriegspflicht  nahmen  die  Herrn  ihre  Vasallen,  Beneficiaten 
(§.  48.)  und  Unfreien  (§.  55.);  als  dies  nicht  mehr  genügte,  gaben  sie  Güter, 
Grundrenten,  welche  sie  von  ihren  Unfreien  bezogen   oder  als  Advocati  von 
den  Stiftern  und  Klöstern  oder  durch  königliche  Schenkung  besassen,  Einkünfte 
aus   der   Gerichtsbarkeit  und  dergleichen  als  Beneficien,   feuda,  feoda,  an 
solche  Freie,  welche  das  Wafienhandwerk  anzog.    Die  Stellung  dieser  Dienst- 
mannen,  welche  des  Herrn  tägHche  Begleiter  und  natürliche  Rathgeber  waren, 
stieg  mit  der  der  Herrn  inuner  höher,  so  dass  immer  mehr  Freie,  um  derselben 
theilhaftig  zu  werden,  ihr  Gut  dem  Herm   auftragen  (tradere,    conmiendare) 
und  als  Lehen  zurückempfingen.    Hiermit  wurde  die  Uebung  in  den  Wafien 
Beschäftigung  einer  bestinunten  Klasse.    Diese  Beschäftigung  ward  zum  förm- 
lichen und  ständigen  Berufe,   seitdem  der  Schwerpunkt  der  Kriegsführung  im 
Reiterdienste  lag,  der  einerseits  grössere  und  beständigere  Uebung,  andrerseits 
auch    viel   bedeutendere    Kosten    erforderte.     Zugleich  gab    das    Reiterhand- 


14.  Jahrh.  hinein  durchaus  keine  technische  Bedeutung  haben.  Die  goldne  Bulle  von 
1356  hat  aber  bereits  die  scharfe  Sonderung  der  Kurfürsten,  „alü  Principes,  feuda 
a  sacro  Imp.  Rom.  tenentes,  quocunque  nomine  censeantur,  Gomites,  Baro- 
ne s,  Milites,  Clie^tes,  Nobiles,  et  IgnobUes,  Cives,  Communitates  Gastrorum,  Civi- 
tatum  et  locorum  Imperii'^,  begreift  bis  auf  die  Glientes  alle  unter  den  Nobües  (z.  B.  §.  2.). 
s)  Siehe  z.  B.  Böhmer  Begesten  Heinrich  I.  n.  53.  Ton  930,  Otto  I.  n.  229.  248. 
291.  318.  377.  und  zahllose  Urkunden  über  die  Bestätigung  von  Gütern  der  Stifter 
und  Klöster. 
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werk  dem  Auftreten  des  Herrn  einen  grossem  Glanz,  wurde  Veranlassung 
zu  beständigen  Uebungen  (Turnieren)  und  setzte  sich  als  formlicher  Beruf  Yom 
Vater  auf  den  Sohn  fort.  Damit  waren  auch  die  Beneficien  am  Ende  des  12. 
Jahrh.  erblich  geworden.  3)  An  die  Stelle  der  persönlichen  Eriegsleistung  bei 
den  Freien  war  nun  die  Abgabenpflichtigkeit  in  verschiedener  Gestalt  getreten; 
damit  verloren  sie  auch  das  volle  Waffenrecht  des  freien  Mannes  ausser  zur 
Nothwehr,  und  hatten  als  Landbebauer  beständigen  Frieden.*)  Umgekehrt 
stieg  aber  der  Reiterstand  immer  höher;  dazu  trugen  vor  Allem  die  feierlichen 
Formen  bei,  welche  man  für  den  Eintritt  anwandte,  die  Grade  und  Abstufun- 
gen, die  aufkamen,  der  Gebrauch  der  Wappen  u.  s.  w. ^)  Eine  natürliche 
Entwicklung  dieser  Verhältnisse  war  die  Anschauung  der  Ritter  von  einer 
hohem  Stande^hre;  diese  aber  hatte  zur  Folge,  dass  mcht  mehr  das  blosse 
Ueben  des  Ritterdienstes,  sondern  das  ritterliche  Blut,  die  Geburt  von  ritter- 
mässigen  Eltern  als  Erwerbsgrund  der  Genossenschaft  galt.  So  bildete  sich 
im    12.  Jahrhundert   der  Ritterstand   zu   einem   Geburtsstande    um.®)    In 


^)  Die  Fälle,  in  denen  die  beneficia  entzogen  werden  können,  setzte  fest:  Const, 
Henr.in.  de  benef.  amittendis  (Leg.  11.  p.  43  sq.),  Lothar III.  a.  1127,  ib.  p.  80.  u.a. 
gegen  die  Veräusserung  ohne  Consens  des  Herrn  Frid.  I.  Curia  Roncaliae  a.  Ilö4 
ib.  p.  96.,  a.  1158  ib.  p.  113.  Heinr.  reg.  sent.  a.  1230  ib.  p.  278.  gegen  die  Erbfolge 
der  Weiber  in  feodo,  ejusd.  sent.  a.  1284  ib.  p.  304.,  Curia  Franoof.  a.  1246  ib.  p. 
362.,  Curia  Francof.  a.  1252  ib.  p.  366  sq.,  Rud.  I.  sent.  a.  1276  ib.  406  u.  a. 

In  zahllosen  Urkunden  ist  von  vornherein  die  Erblichkeit  aufgenommen.  Vgl. 
Seibertz  Urkundenbuch  n.  57.  von  1166,  n.  91.  von  1186,  n.  109.  von  1196,  n.  116 
von  1202,  n.  163.  von  1221  u.  a. 

*)  Die  Landfrieden  enthalten  sämmtlich  diese  Bestimmung;  damit  stehen  andre 
derselben  im  Zusammenhange.  Siehe  Frid.  I.  const.  de  pace  tenenda  a.  1156  (Leg. 
n.  p.  101  sqq.)  c.  8.:  „Si  rusticus  militem  de  violata  pace  pulsaverit,  de  manu  sua 
iurabit,  quod  non  voluntate,  set  necessitate  hoc  faciat;  manu  quarta  se  mües  expurga- 
bit.  9.  Si  miles  rusticum  de  violata  pace  pulsaverit,  rusticus  manu  sua  iurabit,  quod 
non  voluntate  set  necessario  hoc  fecit;  de  duobus  unum  rusticus  eligat,  an  divino,  an 
humano  judicio  innocentiam  suam  ostendat,  aut  testibus  ydoneis,  quos  iudex  elegerit, 
se  expurget.  10.  Si  miles  adversus  militem  pro  pace  violata  aut  aliqua  capitali  causa 
duelium  committere  voluerit,  facultas  pugnandi  ei  non  concedatur,  nisi  probare  possit, 
quod  antiquitus  ipse  cum  parentibus  suis  natione  legitimus  miles  existat.  .12.  Si  quis 
rusticus  arma  vel  lanceam  portaverit  vel  gladium,  iudex  in  cuius  potestate  repertus 
fuerit,  vel  arma  tollat,  vel  20  solides  pro  ipäis  accipiat  a  rustico.  13.  Mercator  nego- 
tiandi  causa  per.  provinciam  transiens,  gladium  suum  suae  sellae  alliget,  et  super  vehi- 
culum  suum  ponat,  ne  umquam  laedat  iimocentem,  set  ut  se  a  praedone  defendat.^ 

^)  Unterschied  der  Milites,  Armigeri,  famuli,  servientes,  servi,  Ritter, 
Knappen,  E^^delkn echte,  Knechte;  Ritterschlag,  Rittereid. 

*)  Siehe  const.  Frid.  I.  a.  1156  c.  10.  (in  nota  3.).  Frid.  I.  Const.  contra  incen- 
diarioB  (ib.  p.  185.):  „De  filiis  quoque  sacerdotumj,  dyaconorum  ac  rusticorum  statoi- 
mus,   ne  cingulum  militare  aliquatenus  assumant,   et  qui  jam  assumsemnt,    per 
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diesen  konnten  noch  bis  zum  14.  Jahrhundert  die  Nachkommen  von  Personen 
eintreten,   welche  den  ritterlichen  Beruf  betrieben;  seitdem  aber  forderte  man 


judicem  provintiae  a  militia  pellantur."  Wilh.  reg.  constit.  Electio  regia  a.  1247. 
(Leg.  IL  p.  363.):  „Preparatis  in  ecclesia  Coloniensi  omnibus,  poet  euangelium  soiennis 
misse  prefatus  "Wilhelmus  armiger  coram  cardinali  productuß  est  per  regem  Bohemie, 
dicentem  in  hunc  modum:  Yestre  reverentie,  pater  almiflue,  presentamus  hunc  electum 
annigemm,  devotissime  suppUcantes,  quatenus  yestra  patemitas  Yotivam  eius  profeBsiQ- 
nem  accipiat,  ut  militari  nostro  collegio  dignanter  adscribi  valeat. 

Dominus  autem  cardinalis  in  pontificalibus  assistens  ornamentis,  eidem  dixit  armi- 
gero,  secundum  etymologiam  eiusdem  nominis,  quod  est  miles:  Oportet  unumquemque 
militare  Yolentem,  esse  magnanimum,  ingenuum,  largifluum,   egregium   et  strenuum: 
magnanimum  in  adyersitate,  ingenuum  in  consanguinitate,  largifluum  in  honestate,  egre- 
gium in  curialitate,  et  strenuum  in  virili  probitate;  verumtamen,  antequam  votum  pro- 
fessionis  tue  facias,  cum  matura  deliberatione  iugum  regule  prius  audies.    Heo  est  ita- 
qae  regula  militaris   ordinis:    In  primis   cum  devota   recordatione  dominice  passionis 
missam  dlomatim  audire;  pro  fide  catholica  corpus  audacter  exponere;  sanctam  eccle- 
8iam  cum  ministris  eius  a  quibus  cunque  grassatoribus  liberare;  viduas,  pupillos  aut 
orphanos  in  eorum  necessitate  protegere;  iniusta  bella  vitare,  iniqua  stipendia  renuere, 
pro  liberatione  cuiuslibet  innocentis  duellum  inire;  ityrocinia  non  nisi  causa  militaris 
exercitii   frequentare;  imperatori  Komanorum  seu  eius  patritio  reverenter  in  temporali- 
bu8  obedire;  rempublicam  illibatam  in  vigore  suo  permittere;  feudalia  bona  regni  vel 
imperii  nequaquam  alienare ;  ac  irreprehensibiliter  apud  Deum  et  homines  in  hoc  mundo 
vivere.     Hec  statuta  militaris  regule  si  devote  custodieris,  et  pro  posse  sive  nosse  dili- 
genter  adimpleveris,  scias  te  mereri  temporalem  honorem  in  terris,  et  post  hanc  vitam 
requiem  etemam  in  celis. 

Bis  autem  expletis,  dominus  cardinalis  coniunctas  manus  eius  tyronis  clausit  in 
missali  super  lectum  euangelium,  ita  dicens:  Yis  ergo  militarem  ordinem  in  nomine 
Domini  suscipere  devote,  et  regulam  tibi  verbotenus  explicatam  pro  tua  possibilitate 
perficere?  cui  respondit  armiger:  Yolo. 

Dominus  autem  cardinalis  subsequentem  exinde  professionem  eidem  armigero  dedit» 
quam  et  idem  armiger  palam  omnibus  in  hunc  modum  legit:  Ego  Wilhelmus  Hollan- 
diensis  militie  princeps,  sacrique  imperii  vasallus  Über,  iurando  profiteor  regule  militaris 
obaervantiam  in  presentia  domini  mei  Petri  sancti  Georgii  ad  Yelum  aureum  diaconi 
eardinaHs  et  apostolice  sedis  legati,  per  hoc  s.tcrosanctum  euangelium  quod  manu 
tango,  Cui  cardinalis :  Hec  devota  professio,  peccatonim  tuorum  sit  vera  remissio,  Amen. 
Bis  itaque  peractis,  rex  Bohemie  grandem  dedit  ictum  in  collo  tyronis,  ita  dicens: 
Ad  honorem  pmnipotentis  Dei  te  militem  ordino,  ac  in  nostro  collegio  te  gratulanter 
accipio;  et  memento,  quod  Salvator  mundi  coram  Anna  pontifice  pro  te  colaphisatus  et 
illasus,  coram  Herode  rege  chlamyde  vestitus  et  derisus,  et  coram  omni  populo  nudus 
et  vulneratus  in  cruce  suspensus  est;  cuius  opprobria  te  meminisse  suadeo,  cuius  cru- 
eem  acceptare  te  consulo,  cuius  etiam  mortem  ulcisci  te  moneo.  Quibus  ita  solemniter 
adimpletis,  novus  tyro  post  dictam  missam  cum  stridentibus  buccinis,  perstrepentibus 
tympanis,  et  tinnientibus  cymbalis,  contra  filium  regis  Bohemie  tribus  vicibus  commisit 
baBtiludium,  et  exinde  cum  gladiis  emicantibus  dimicandq  tyrocinium  explevit,  celebra- 
viique  magnificis  expensis  triduanam  curiam,  ac  donis  largifliüs  cunctis  magnatibuB 
Buam  manifestavit  hononficentiam.'^ 
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bestimmte  Ahnen,  deren  Abgang  nur  eine  kaiserliche  Standeserhöhung  ersetzen 
konnte. 

rV.  Die  schon  in  der  karolingischen  Zeit  (§.  45.  num.  I.)  auftretende  Sitte, 
den  hohem  Hofbeamten  zahlreiche  Gehülfen  (ministri)  beizugeben,  wurde 
zur  Regel,  seitdem  die  grössere  Macht  und  Stellung  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Grossen  die  Umgebung  mit  einem  zahlreichen  Gefolge  und  nament- 
lich auch  kriegsgeübten  Leuten  erheischte.  Sie  bedienten  sich  hierzu  der 
tauglichsten  unter  ihren  hörigen  Leuten,  welchen  sie  ausser  der  freien  Verpfle- 
gung  meistens  noch  beneficia  oder  die  Bewachung  von  Schlössern,  Besorgung 
des  Amtes  eines  villicus  u.  dgl.  gaben.  Diese  Diener  im  vorzüglichen  Sinne  des 
Wortes,  Minister  iales,^)  traten  von  selbst  mit  dem  stets  wachsenden  Ansehen 


7)  Aug.  Freih.  von  Fürth  die  Ministerialen,  Cöhi  1836.  Dies  Werk  liefert 
eine  urkundliche  bis  ins  Kleinste  durchgeführte  vortreffliche  Darstellung  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  rechtlichen  Stellung.  Die  im  Anhange  abgedruckten  Ministe- 
rialenrechte  von  Bamberg,  Köln,  Magdeburg,  Hildesheim  und  Tecklenburg  geben  in 
deren  Stellung  den  besten  Einblick. 

Aus  den  Beiehsgesetzen  mögen  folgende  Stellen  hier  Platz  finden:  Heinr.  YL 
sent.  a.  1190  (Leg.  IL  p.  187.):  „talem  dictavit  sententiam,  quod  filü  ministerialium 
ecclesie  cujuslibet  ex  liberis  matribus  progeniti,  et  filie  sinüliter,  patrum  imitando 
conditionem  ecclesie  debeant  esse  ministeriales  .  .^  Sent.  Heinr.  YL  imper.  de 
feodis  ministerialium  a.  1192  (ib.  p.  195.):  „sententiatum  est,  quod  nullus  mini- 
steriahs  alicujus  ecclesie  feodum  quod  habet  ab  ecclesia  jure  ministerialium,  filio 
fiuo  qui  sue  non  est  condicionis,  vel  alii  persone,  in  fraudem  ecclesie  vel  subterfugium 
potest  vel  debet  concedere.'^  Curia  August,  a.  1209  (ib.  p.  216.):  „Et  dictatum  est 
in  sententia,  quod  pueri  ex  hujusmodi  (seil,  ministerialis  cum  muiiere  libera) 
matrimonio  nati,  esse  debeant  ipsius  ecclesiae  ministerialis;  alias  enim  omnes  mi- 
nisteriales omnium  ecclesiarum  imperii  deperirent.  —  Item  quaesiyit  in 
sententia,  si  aliquis  ministerialis  alicujus  ecclesie  de  bonis  suis,  sive  patrimoniali- 
buB  sive  feudalibus,  aliquid  possit  alienare  vel  in  aliquam  aliam  personam  trans- 
ferre  sine  manu  et  domini  sui  licentia  et  voluntate.  Et  dictatum  est  in  sententia, 
quod  hoc  fieri  non  possit  .  ."'  Sent.  de  officiis  episcopat.  (§.  78.  n.  2.)  Heinr. 
reg.  sent.  de  variis  casibus  juris  feodalis  (ib.  p.  249.):  „Inventum  igitur  et 
sentenciatum  est  ibi,  quod  in  iure  feodali  omnis  ministerialis  feodatarius  eque  iudicare 
possit  super  feodis  nobilium  et  ministerialium,  exceptis  tamen  feodis  principum.  Ad 
hec  sentenciatum  est  ibi,  quod  quilibet  nobiUs  sive  ministerialis  feodatarius  a  domino 
suo  in  iure  feodali  prima  citacione  ad  quindenam  potest  citari.  Iterum  si  aliquis,  sive 
nobUis  sive  ministeriaUs ,  allodium  ducis  de  duce  tenet  in  feodum,  ipse  dux  ipsum 
citare  potest  super  Ulo  allodio  ad  alium  locum  ubi  habet  allodium,  ubicunque  voluerit. 
Si  autem  illud  feodum  sit  feodum  ab  alio  principe  obtentum,  tunc  dux  suum  feodata- 
rium  citare  potest  super  quamcunque  partem  illius  feodi,  quod  ab  illo  principe  descen- 
dit.  Ceterum  quemcunque  dux  de  iure  sicut  tenetur  citaverit,  ille  si  citatus  non  com- 
paret,  ad  primam  citationem,  emendam  solvere  tenetur,  que  bota  vocatur.  Insuper  si 
dux  sententiam  ab  aliquo  requisierit,  ille  requisitus  tenebitur  dicere  sentenciam  infrct 
terminum  quo  dux  sedet  pro  tribunali  illo  die,   nisi  ipse  dux  de  gracia  sibi  remittat. 
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der  Herrn  und  ihrem  damit  steigenden  Einflüsse  gegenüber  den  andern  Un- 
freien in  ein  ausgezeichnetes  Yerhältniss,   da  ihre  ganzen  Leistungen  in  der 
persönlichen  Bedienung  und  Beschützung  des  Herrn  bestanden,   was,  seit  der 
Bischof,  Graf  u.  s.  w.  Herr  der  Freien  geworden  war,  nicht  mehr  als  Unehren- 
YoU  angesehen  werden  konnte,  so  dass  selbst  vielfach  freie  Leute  sich  in  diese 
Stellung  durch  Begebung  in   den  Dienst  eines  Herrn  setzten.     Auf  die  zahl- 
reichen Ministerialen  stützte  sich  im  Laufe  des   10.  11.  und  12.  Jahrhunderts 
bis  zur  Abschliessung  der  landesherrlichen  Gewalt  vorzugsweise  die  Macht  der 
Herrn.    Darin  lag  der  Grund,  dass  einzelne  Herrn  ihren  Ministerialen  schon 
früh  mancherlei  Vorrechte   gaben,    sie    von  dem  drückenden    Hörigkeitsver- 
hältnisse   befreiten.     Gleiches  Interesse  bewog    andere   zur   Ertheilung   ähn- 
licher Privilegien  oder  Bewidmung  mit   dem  Rechte,    welches    andere   bereit» 
hatten,  so  dass  sich  ein  eignes  jus  ministerialium  bildete,  das  im  Grossen 
und  Ganzen   auf  denselben  Grundlagen   ruhte   (§.    61.).     AOt  der  Ausbildung 
der  Landesregierung  erhielten  Dienstmannen  namentlich  auch   die  obem  Hof- 


Ad  hec  in  iure  feodali  nullus  potest  es&e  advocatus  nisi  sit  ipsius  ducis  feodatarius: 
adFOcatum  appellamiis  patronum  cause.  Additüm  quoque  ibi  est  per  sentenciam,  quod 
senri  per  stipitem  et  parentelam  ex  parte  matris  provenientem  sunt  retinendi;  homiues 
adyoeaeianim  autem  per  curiam  cui  sunt  censuales  sunt  retinendi."  Sent.  de  offic. 
princip.  a.  12J3  (§.  78.  n.  2.),  ejusd.  sent.  de  jure  abbatiarum  ib.  p.  252. 
Rud.  L  sent.  contra  alienationem  bonorum  feudalium  a.  1290,  ib.  p.  456. 
Rud.  L  sent.  de  damnis  in  belle  per  stipendiarios  sustinendis  a.  1295, 
ib.  p.  463.:  „obtentum  fuit  .  .  per  .  .  sententiam  coram  nobis:  si  aliquis  princeps  aui 
dominus  interpellat  aliquem  subditum  pro  impendendo  slbi  auxilio  contra  suos  adver- 
sarios  de  Castro  quod  ab  eodem  suo  domino  tenet  in  pignore,  pacto  interposito  de 
danda  slbi  pro  huiusmodi  auxilio  pecunie  certa  summa,  idemque  subditus  adiuy,an8 
dominum  ipsum  de  eodem  castrosibi  obligato,  factusque  eiusdem  domini  o£Qcialis,  quod 
ipse  subditus  seu  ofQcialis  dampna  que  exinde  pertulerit,  nisi  aliud  deducatur  in  pac- 
tum, debet  personaliter  sustinere,  nee  illud  tenetur  sibi  suus  dominus  resarcire.'' 
Adolfi  sent.  a.  1296  ib.  p.  465.:  „Nos  Adolphus  Dei  gratia  Romanorum  rex  semper 
augustus,  ad  universorum  noticiam  volumus  pervenire,  quod  anno  Domini  1296  die 
ßanctorum  Cosme  et-Damiani,  indictione  decima,  nobis  in  Werthaim  pro  tribunali 
sedentibus,  quesitum  fuit  in  sententia  coram  nobis:  si  duo  domini  equo  iure  habean^ 
nnum  castnim,  et  iurant  siye  compromittunt  societatem  sive  pacem  que  vulgariter 
borchvrede  nuncupatur  inter  se  in  castro  memorato  servare,  postea  vero  alter  eorum 
prohibet  ne  ab  altere  suo  consocio  custodiatur  idem  castrum  per  excubias  sive  vigilias 
pro  parte  sua,  ymmo  mandat  ut  destruatur  suburbium  sue  partis,  ut  per  hoc  totius 
castri  amissio  seu  perditio  consequatur;  utrum  alter  eorum  hoc  facere  possit  altera 
ieclamante?  diffiniente  multorum  nobilium  tunc  ibidem  astancium  sententia,  est  obten- 
tum,  quod  neuter  eorum,  altero  invito,  partem  suam  in  eodem  castro  sine  custodia 
relinquere  potest  nee  destruere,  nee  quicquam  attemptare  in  alterius  preiudicium  et 
gravamen;  presentium  testimonio  litterarum,  nostre  maiestatis  sigüli  robore  signatarum.*^ 
Schulte,  Reichs-  n.  Rechtsgesch.  16 
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ämter,^)  aus  denen  sich  in  den  meisten  Territorien  erbliche  Aemter  (Landes- 
Erb-Aemter)   bildeten.    Unter   diesen  verschiedenen  Aemtem   standen  die 
Übrigen  Dienstleute,  welche  nach  Herkommen  oder  Ruf  des  Herrn  sowohl  bei 
Hofe  Dienste  leisteten,  als  auch  für  die  Yertheidignng  der  ihnen  anvertrauten 
Burg  u.  dgl.  sorgen,    ausserdem   bei  Fehden   gegen  den  Herrn   diesem  unbe- 
dingt beistehen  mussten.    Hatte  er  vom  Herrn  ausserdem  ein  Lehen,  so  war 
er  überhaupt  zum  Kriegsdienste  verpflichtet.    Als  Entgelt  wurden  sie  während 
der  wirklichen  Dienstleistung  bei  Hofe  verpflegt,  gekleidet,  gerüstet;  mehr  und 
mehr  aber  wurden  ihnen  Lehen  gegeben,  die  gleich  den  übrigen  erblich  wur- 
den.    Unter   den  Ministerialen  standen  oben  an  die  des  Eaüsers  und   Reichs, 
welche  als  stete  Begleiter  selbst  auf  den  Reichstagen  erschienen  und  stimmten 
(§.  72.),  zum  Reichsdienst  verbunden  waren  (§.  74.).    Diese  Stellung  gab  ihnen 
bald  ein  so  grosses  Ansehen,  dass  ihre  Unfireiheit  ganzlich  zurücktrat.    Sollte 
der  Kaiser  Ministerialen  auszeichnen,  so  gab  er  ihnen  die  Rechte  der  Reichs- 
ministerialen,    was  bezüglich  der  Dienstmannen  geistlicher  Fürsten  so  häufig 
geschah,  dass  man  diese  allmalig  als  gleichstehend  mit  den  Reichsdienstmannen 
ansah.     Durch  die  Uebung  des  Ritterdienstes,  die  Erwerbung  von  Lehen,  die 
alhnäligen  Befreiungen  von  den  Beschränkungen^  welche  das  HÖrigkeitsTerhait- 
niss  mit  sich  brachte  und  den  Eintritt  vieler  Freien  in  das  Dienstverhaltniss 
kam  es  dahin,  dass  man  sie  nicht  mehr  als  unfrei  ansaht  sondern  ihre  Stellung 
als   Ausfluss    des  Lehensverhältnisses   auffasste,   sie    selbst  aber   den    Rittern 
beizählte  und  als  einen  über  den  gewöhnlichen  Freien   stehenden  Stand  be- 
trachtete. 

n.  Die  Stände  nach  den  Spiegeln. 
A.  Der  Sachsenspiegel. 

§.  84. 

1.  Die  ToUkommen  Freien.    Fürsten  und  Heira. 

I.  Die  allmäÜge  Sonderung  der  Stände  (§.  83.)  findet  in  den  beiden  grossen 
Rechtsbüchem  des  13.  Jahrhunderts  ihren  genauen  Ausdruck;  auf  der  hier 
gellten  Grundlage  zeigt  die  spätere  Zeit  nur  eine  Fortbfldung. 

n.  Nach   dem   Sachsenspiegel^)  steht  oben   an  der  Stand   der   Fürsten 


^  Siebe  §.  78.  besonders  die  Stellen  in  dessen  nota  2. 

^)  Sachsenspiegel  m.  45.  §.  1.  ^Nn  vemem^  aUer  lüde  weregeAi  unde  bute. 
VoTsten,  vrie  herren,  scepenbare  lüde,  die  sin  gelik  inbnte  unde  inweregelde.  Doch 
eret  man  die  vorsten  unde  die  vrie  heir»!  mit  golde  to  gevene,  unde  gifl  in  tvelf 
galdene  penninge  to  bute,   der  sal  jegeÜk  en  dre  pemungwichte  sUveres  regen.    Bat 
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und  freien  Herrn,  zwischen  denen  nur  ein  politischer  Unterschied  obwaltet, 
während  beide  der  Geburt  nach  gleich  stehen.  Dies  bringt  mit  sich,  dass  er 
häufig,  wo  er  offenbar  beide  bezeichnen  will,  nnr  eine  Klasse  nennt.')    Die 


penning  wichte  goldes  nam  man   do  vor  teine  silveres,   süs  waren  die  tvelf  penninge 
drittich  Schillinge  wert.    Den   scepenbaren  vrien  lüten  gift   man  drittich  Schillinge  to 
bute  pündeger  penninge,    der  solen  tvintich  Schillinge  ene  mark  wegen.    Ire  weregelt 
sin  achtein  punt  pündeger  penninge."    I.  3.  §.  2.    „Tu  dirre    selven  wis  sint  de  her- 
fichilde  ut  geleget,  der  de  koning  den  irsten  heyet;  debiscope  unde  ebbede  undeebdi- 
schen  den  anderen,   die  leien  Torsten  den  dridden,   sint  se  der  biscope  man  worden 
sin;  die  yrien  herren  den  vierden;  de  scepenbare  lüde  unde  der  vrien  herren  man  den 
Teften;    ire  manne  vort  den  sesten.    Alse  de  kristenheit  in  der  seyeden  werlt  neue 
£tedicheit  ne  weit,  wo  lange  se  stan  sole,  also  ne  weit  man  ok  an  dem  seyeden  scilde, 
of  he  lenrecht  oder  herschilt  hebben  möge.    Die  leien  vorsten  hebbet  aver  den  sesten 
schilt  in  den  seveden  gebracht,  sin  se  worden  der  biscope  man,   des  er  nicht  ne  was. 
Alse   de   herschilt  in  me  seveden   to  stat,   also   to   gelt  de  sibbe  an  deme  seyeden.^ 
Vorr.   von  der  herren   geburi     „Nu  vememet  umme  der  herren  bord  von  me 
lande  to  sassen.    De  von  anehalt,  de  von  brandeburch;   de  von  orlemünde,  de  marc- 
greve  von  mysne,  de  greve  von  brenen;  disse  vorsten  sint  alle  svavee.    Under  den 
vrien  herren  sint  svavee:  de  von  hakebome,  de  von  gneiz,  de  von  müchele.  Under 
des  rikes  scepenen  sint  svavee."    n.  1.    „Svar  herren  mit  eiden  sik  to  samene 
äekeret,    se  ne  besceiden  dat  rike  der  buten,   so  hebbet  se  weder  deme  rike  gedan." 
n.  27.  1.    „Penninge  sal  man  vernien   alse  nie  herren  komet."    I.  51.  2.    „Ein  wif 
mach  winnen  echt  kint,   adel  kint,   egen  kint  unde  keves  kint."     §.  3.    „Swelk  man 
von  sinen  vier  anen,  dat  is  von  tven  eldervaderen  unde  von  tven  eldermuderen,  unde 
von  vader  unde  müder  unbesculden  is  an  sime  rechte,  den  ne  kanneman  besceiden  an 
fiiner  bord,  he  ne  hebbe  sin  recht  vorwaroht."    I.  16.  §.  1.  „Nieman  ne  mach  irwer- 
ren  ander  recht,  wan  als  im  an  geboren  is.    Yersmat  aver  he  sin  recht  vor  gerichte 
unde  seget  he  ime  to  en  ander  recht,   des  he  nicht   vulkumen  ne  kan,   he  verlüset 
beide.     Sunder  de  egene  man,  den  man  vri  let,   die  behalt  vrier  lantseten  recht.  — 
§.  2.  Svar't  kint  is  vri  unde  echt,   dar  behalt  it  sines  vader  recht    Is  aver  die  vader 
oder  de  müder  dinstwif,  it  kint  behalt  sogedan  recht,  als  it  in  geboren  is."    III.  72. 
„Dat  echte  kint  unde  vri  behalt  sines  vader  schilt,  undenimt  sinerve  unde  der  müder 
also,    of  it  ir   evenburdich  is  oder  bat  geboren."     Sachs.  Lehnr.  art.  21.  §.  1. 
flDie  sone  behalt  des  vader  schilt  to  lenrechte  die  im  evenbordich  is,  die  wile  he  sik 
mit  manscap  nicht  ne  nederet.    §.  2.  Of  die  sone  in  des  vader  stat  nicht  man  ne  wer- 
den ne  wel,    dar  mede  n^is  sin  schilt  nicht  gehoget.    It  ne  hoget  nicht  des  mannes 
schilt  denne  vanlen,  of  ime  dat  geleget  wert."  —  EI.  55.  1.  „Over  der  vorsten  Uf  unde 
ire  gesunt  ne  mut  neman  richtere  sin,   wan  die  koning."    UI.  58.  §.  1.   „Des  rikes 
Torsten  ne  solen  neuen  leien  to  herren  hebben,  wen  den  koning."    Vgl.  die  Stellen  in 
§.  72.  n.  5.    in.  64.  §.  2.  „Die  vorsten  die  vanlen  hebbet,   die  wedden   deme  koninge 
hundert  punt.    Alle  andere  lüde  (nemlich  die  des  Königs  Hof  suchen  müssen)  wedden 
tein  punt  ...    §.3.  Deme  hertogen  weddet  ok  tein  punt  jewelk  edele  man." 

*)  So  z.  B.  offenbar  lU.  55.  Denn  dass  dies  auch  von  den  Freiherm  galt,  lehrt 
Landfr.  v.  1235  c.  15.  (Leg.  IL  p.  317.):  „Statuimus  igitur,  ut  curia  nostra  iusticiarium 
habeat,  vimm  libere  conditionis,   qui  in  eodem  persistat  officio  ad  minus  per  annum, 
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Fürsten  sind  Inhaber  der  Yanlehen,  die  freien  Herrn  offenbar  die  Dynasten, 
nicht  mit  dem  Fürstenthmne  beliehenen  Söhne  Yon  Fürsten  u.  s.  w.^  Vom 
Stande  der  Freiherm  ging  man  zu  dem  der  Fürsten  allein  über  durch  Er- 
theilung  eines  Fahnlehens ;  dieses  war  auch  der  einzige  Weg,  auf  welchem  ein 
anderer  freier  Mann  oder  ein  Ritter  Freiherr  und  Fürst  werden  konnte.^) 

m.  Als  Folge  der  Unmittelbarkeit  hatten  diese  höchst  Freien  das  politische 
Standesrecht,  nur  vor  dem  Kaiser  im  Fürstengerichte,  nicht  vor  den  gewÖhn- 
lishen  Reichs-Land-Gerichten  oder  dem  Hofrichter  zu  Recht  zu  stehen,  femer 
unbedingt  zum  Erwerbe  von  Fahnlehen  befähigt  zu  sein.  Die  Geburtsrechte 
theilen  sie  mit  der  zweiten  Klasse  (§.  85.). 

IV.  Bei  den  Geistlichen,  welche  ein^Bisthum  oder  eine  Reichsabtei  erwar- 
ben, trat  ihr  Geburtsstand  vor  dem  mit  dem  Fahnlehen  erworbenen  Heer- 
schilde in  den  Hintergrund,  so  dass  sie  wegen  dieser  politischen  Stellung 
dem  ersten  Stande  nicht  blos  angehören,  sondern  sogar  höher  standen  als  die 
Laienfürsten.  ^) 

V.  Wie  bei  dieser  ersten  Klasse,  so  ist  überhaupt  der  Verband  mit  dem 
Reiche  und  dessen  Fürsten  und  Herrn  durch  das  Lehenswesen  das  eigenthüm- 
liche  Bindemittel  zwischen  der  politischen  und  privaten  Stellung.  Nur  in  den 
schöffenbar  Freien  hatte  sich  noch  ein  Rest  der  alten  Zustande  erhalten. 

§.  85. 
2.  Die  Schoffenbaren. 

I.  Die  vom  Sachsenspiegel  den  Fürsten  und  Freiherm  zunächst  gestellten 
scepenbare  lüde,  scepenbare  vri  man,  schöffenbar  Freien  sind  jene 


si  bene  et  laste  se  gesserit.  Hie  singulis  diebus  iuditio  presideat,  exceptis  diebus  domi- 
nicis  et  alüs  festis  maioribus,  ius  reddens  omnibus  querelantibus,  preterquam  de  prin- 
cipibus  et  alüs  personis  sublimibus  in  causis  que  tangunt  personas,  ius,  honorem,  feoda, 
Proprietäten!  vel  hereditatem  eorundem  et  nisi  de  causis  maximis,  predictorum  etenim 
discuBsionem  et  iudiciuni  nostre  celsitudini  reservamus.** 

')  Vgl.  Homeyer  System  des  Lehnrechts  S.  ^50  fg.  Später  nahmen  diese  Söhne 
den  hohem  Titel  in  vielen  Häusem  mit  kaiserlichem  Privileg  an. 

*)  Das  hat  Walter  R.Q.  §.  416.  N.  14.  zuerst  auf  Grund  der  im  Chron.  Ursperg. 
a.  1195  erzählten  Freilassung  eines  Beichsministerialen  und  Belehnung  desselben  mit 
einem  Fahnlehen  hervorgehoben.  Trotzdem  halte  ich  dafür,  dass  Eichhorn  R.G. 
§.  340.  Anm.  1.  (IE.  S.  561.)  u.  Homeyer  System  des  Lehnr.  S.  306  f.  u.  550  f. 
Recht  haben,  wenn  sie  Sachs.  Lehnr.  21.  2.  dahin  auffassen,  dass  dasselbe  nur  die 
Ertheüung  eines  Fahnlehens  an  einen  freien  Herrn  im  Auge  habe. 

^)  Ssp.  I.  26.  „Wirt  en  besloten  (ist  einfache  Uebersetzung  für  reclusa,  sub  clau- 
sura)  nunne  ebbedische,  oder  en  monik  biscope,  den  herscilt  mögen  se  wol  hebben 
von  me  rike;  lantrecht  ne  irwervet  se  aver  dar  mede  nicht. '^ 

')  Für  das  Yerständniss  des  Sachsenspiegels  Landrecht  muss  man  wohl,  was  leicht 
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Freien,  welche  auf  der  einen  Seite  nicht  durch  Eintritt  in  das  Lehensverhält- 
nisB  zum  Könige  einen  höheren  Stand  erlangt  haben,  auf  der  andern  weder 
durch  ein  Dienstrerhältniss  zu  einem  Herrn  noch  durch  Unterwerfung  unter 
die  Yogtei  ihre  echte  Freiheit  gemindert  haben.  Ihnen  kommen  alle  Rechte 
der  Freiheit  zu,  welche  noch  bei  den  veränderten  Verhältnissen  möglich  waren, 
unter  denen  als  das  sicherste  Kennzeichen  hervortritt  der  Gerichtsstand  im 
echten  Dinge  unter  Königsbann,  dem  nunmehrigen  Landgerichte,  sowie  Pflicht 
und  Recht  zu  dessen  Besuch  und  zum  Urtheilsfinden.  Hiervon  rührt  ihr  Namen 
her;  das  sich  hierauf  beziehende  hantgemaP)  bildet  auch  den  besten  Beweis 
ihrer  schöffenbaren  Freiheit. ') 


übersehen  wird,  beachten,  dass  er  nur  die  Beziehungen  auf  dem  Gebiete  des  Land* 
rechts  als  eigentliches  Ol^ject  seiner  Darstellung  im  Auge  hat;  seine  Sätze  aus  dem 
Leimrechte  sind  nur  zufallige  oder  bezwecken  den  Gegensatz  oder  die  Verbindung 
und  Wirkung  bezüglich  des  Landrechts  zu  zeigen.  —  Ssp.  L  2.  „Yriheit  de  is  aver 
drierhande:  scepenbare  lüde,  die  der  biscope  senet  süken  solen,  plechhaften 
der  dumproveste;  landseten  der  ercepriestere.  (Diese Sätze  werden  besonders  durch 
das  älteste  Statutarrecht  von  Soest  von  1120  [Seibertz  n.  42.]  beleuchtet)  §.  2.  Te 
geliker  wies  solen  se  wertlik  gerichte  süken.  De  scepenen  des  greven  ding  over  ach- 
tein weken  under  koninges  banne."  L  3.  §.  2.  (§.  84.  n.  1.);  JH.  45.  §.  1.  (daselbst); 
I.  59.  §.  1.  „AUerhande  klage  unde  al  ungerichte  mut  de  richtere  wol  richten  binnen 
sime  gerichte,  swar  he  is,  ane  of  man  up  egen  klaget,  oder  up  enen  scepenbaren 
Yrien  man  ungerichte  claget.  Des  ne  mach  die  richtere  nicht  richten  wan  to  echter 
dingstat  unde  under  koninges  banne."  HI.  69.  §.  2.  „Ordel  soien  sie  (die  scepenen) 
vinden  vastene  over  jewelken  man,  he  si  düdisch  oder  wendisch,  oder  egen  oder  vri. 
Dar  ne  sal  anderes  neman  ordel  vinden  wan  sie."  11.  12.  2.  „Scepenbare  lüde  muten 
wol  ordel  vinden  over  jewelken  man.  It  ne  mut  aver  uppe  se  neman  ordel  vinden^ 
dat  an  ir  lief,  oder  an  ir  ere,  oder  an  ir  erve  ga,  noch  ordel  scelden,  he  ne  si  in 
evenburdich."  ITE.  19.  „Vrie  lüde  unde  des  rikes  dienstman  die  moten  vor'me  rike 
wol  getüch  sin  unde  ordel  vinden,  durch  dat  sie  deme  rike  hulde  dun,  ir  jeweder  na 
ßime  rechte.  Doch  ne  mut  des  rikes  dienstman  over  den  scepenbaren  vrien  man  noch 
ordel  vinden  noch  getüch  wesen  dar't  ime  an  den  lief  oder  an  sin  ere  oder  an  sin 
erve  gat."  III.  54.  §.  1.  „Len  an  gerichte  ne  mut  neman  hebben,  he  ne  si  scepen- 
bare vri,  unde  dat  he  deme  koninge  hulde  du  na  vries  mannes  rechte,  unde  bi  den 
hulden  sik  verplege,  svenne  man  getüges  an  in  tut."  III.  64.  §.  ö.  „Ban  liet  man 
ane  manscap."  lEL  55.  §.  2.  „Over  scepenbare  vrie  lüde,  svenne  se  iren  lifverwerken 
unde  verdelet  sin,  ne  mut  neman  richten  wenne  die  echte  vrone  böte."  I.  3.  §.  2. 
„Grot  man  enen  man  to  kampe  de  ungewamet  dar  komen  is,  unde  ime  unmie  die 
sake  dar  nicht  gedegedinget  n'is,  he  sal  dach  hebben  no  siner  bord,  of  he's  bedet, 
dat  he  sik  dar  to  warne,  sven  it  kamp  gelovet  is,  unde  er  nicht.  Die  vri  scepenbare 
man  over  ses  weken,  die  dinstman  over  virteinnacht,  unde  andere  vri  lüde."  I.  51. 
§•  4.  „Svelk  scepenbare  vri  man  enen  sinen  genoten  to  kampe  an  sprikt,  die  bedarf 
to  wetene  sine  vier  anen  unde  sin  hantgemal  unde  die  to  benomene,  oder  jene  wei- 
geret ime  kampes  mit  rechte." 

*)  Darüber  Homeyer  in  den  Abhandl.    der  Berliner  Akad.   d.  Wissensch.    1852. 
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n.  Auf  dieser  Stellung  zum  Herrn  als  blossem  Inhaber  des  koniglichai 
Bannes  beruhet  die  Gleichheit  der  Schöffenbaren  mit  der  ersten  Klasse  be- 
züglich des  Geburtsstandes,  soweit  nur  dessen  Folgen,  nicht  aber  politische 
und  Lehenrechte  in  Frage  kommen,  sowie  deren  GeburtsTorzug  vor  den 
Dienstmannen.  — 

in.  Erwerb  und  Beweis  des  Standes  liegt  in  der  Abstammung  von  Schöffen- 
baren, wozu  Tier  Ahnen  gehörten;  diese  kann  nur  ersetzen  Erhebung  in  den 
Stand  durch  den  König.  ^) 


S.  85  ff.;  über  dessen  Zusammenhang  mit  der  Hausmarke  noch  Monatsberichte  ders, 
Akad.  YOn  1853  S.  747  und  ein  fliegendes  Blatt  desselben  vom  21.  Dez.  1857.  ^Die 
Haus-  und  Hofinaiken,**  welches  andre  Literatur  angibt. 

^  Die  Tom  Ssp.  I.  2.  §.1.  auf  die  kirchliche  Stellung  gemachte  Beziehung  ist 
ganz  den  Quellen  gemäss.  Denn  die  Gemein  freien,  welche  die  Beichsgesetze  de» 
18.  Jahrh.  vor  Augen  haben ,  werden  oft  geradezu  mit  Beziehung  auf  den  kirchlichen 
Stand  bezeichnet.  So  Heinr.  reg.  Statut,  in  favor.  princip.  a.  1281.  ^Item  ad 
centas  nuUus  synodalis  Tooetur:*^  dass.  in  Curia  Sibidati  Frid.  II.  a.  1232. 
Beweis  ,,cum  hominibus  synodalibuB ,^  in  Const.  gen.  Helnr.  reg.  a.  1234  (Leg.  IL 
p.  301.),  c.  3.  5.  11.  („cum  duobus  yiris  bone  opinionis  et  integeri  status,  syno- 
dalibus  hominibus*^  entspricht  genau  der  Bezeichnung,  welche  die  Kapitularien 
für  die  Schöffen  wählen)  13.  Landfr.  y.  1235.  So  haben  auch  die  spätem  Landfrie- 
den, welche  den  yon  1235  erweitem,  bez.  emeuem,  dieselben  Bezeichnungen :  „sent- 
bere  mannen'*  im  c.  1.  3.  Const.  Bud.  I.  pac.  in  Franconia  a.  1281  (Leg.  n. 
p.  432  sq.),  ejusd.  Const.  pacis  Mogunt.  (ib.  p.  436  sqq.)  c.  1.  3.  14.,  Const. 
pac.  Wirzburg.  a.  1287  (ib.  p.  448  sqq.)  („sentber  mannen^)  c.  10.  u.  86.  Der 
Dreitheilung  des  geistlichen  Sends,  welche  in  diesen  Gesetzen  und  dem  Sachsenspiegel 
yorkommt,  und  der  des  weltlichen  Gerichts  entsprechend  hat  auch  das  Soester 
Stadtr.  y.  1120  §.  2.  „tria  oppidi  susatensis  judicia :  prepositi,  Adyocati,  et  sculteti. 
3.  Prepositus  susattensis  de  jure  debet  facere  denunciari  synodum,  tribus  yicibns  in. 
anno,  quamlibet  sex  septimanis  ante,  cui  interesse  tenentur  onmes  qui  domestici  sunt 
infira  oppidum.^ 

*)  Ssp.  III.  81.  §.  1.  „Togat  ayer  die  scepenen  binnen  euer  gra&oap,  die  koning 
mut  wol  des  rikes  dienstman  mit  ordelen  yri  laten,  unde  to  scepenen  dar  maken,  dar 
dat  man  rechtes  bekome  unde  koninges  ban  dar  halden  möge.  He  sal  ayer  des  rikes 
gudes  also  yele  to  egen  in  geven,  dat  sie  scepenen  dar  afwesen mögen:  ir  jewelkeme 
dri  hoyen  (ygl.  dazu  §.  51.  u.  74.)  oder  mer.  Dat  gut  mut  he  wol  nemen  ut  deme 
gude  der  grafiscap,  syar  it  die  greye  ledich  heyet,  dur  dat  der  scepenen  egen  in  die 
grafscap  irstonren  is.  —  §.  2.  Dinstman  eryert  unde  nemet  erye  also  yri  lüde  na  lant- 
rechte,  wen  allene,  dat  sie  buten  irs  herren  gewalt  nicht  ne  eryet,  noch  erve  ne 
nemet.'* 
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§.  86. 
3.  Die  Rittenleate.  0 

I.  YasaUeB,  Ritter,  welche  meistens  aus  freien  Familien  stammten  oder  im 
Laufe  der  Zeit  zu  den  grossen  Grundbesitzern  des  Territoriums  gehörten, 
steilen  mit  den  Schöffenbaren  auf  gleicher  Geburtsstufe,  übertreffen  sie  aber 
bereits  durch  die  mit  dem  wirklichen  Ritterdienste  und  dem  Yasallenverhältnis» 
verbundene  höhere  Ehre  und  politische  Bedeutung. 

n.  Mit  der  geschilderten  Entwicklung  (§.  83.)  gelten  aber  im  14.  Jahr- 
hundert die  Schöffenbaren,  welche  nicht  in  den  Ritterstand  eingetreten  waren, 
als  geringere  Freie..')  '  Die  Abschliessung  des  Ritterstandes  zu  einem  Ge- 
burtsstand^  brachte  aber  die  weitere  nothwendige  Folge  mit  sich,  dass  der 
Stand  nicht  mehr  durch  die  Lebensart  bedingt  war;  seitdem  erscheint  der  Ritter- 
stand als  AdeL 

§.  87. 

4.  Die  freien  Landbewohner. 

Neben  diesen  Klassen  der  Freien  kennt  der  Sachsenspiegel  noch  mehre 
Arten  von  freien  Landbewohnern,  welche  eine  niedrige  Stufe  der  Freiheit  ein- 
nehmen.  Dazu  gehören  zunächst  die  nicht  vor  dem  echten  Grafending,  sondern 
dem  Schultheissen  zu  Recht  stehen,  allmälig  mit  der  Ausbildung  der  Ritter- 
schaft und  dem  yeränderten  Heerbannswesen  zinsbar  geworden  waren  und 
hierdurch  die  Standesgleichheit  mit  den  Schöffen  eingebüsst  hatten,  die  Bier- 
gelden.  *)    An  sie  reihen  sich  die  Pfle g haften,*)  welche  unter  die  Eigen- 


^)  Ssp.  L  3.  §.  2.  (§.  84.  n.  1.),  I.  20.  §.  1.  ^man  von  ridderes  art.  I.  27.  §.  2. 
^Jewelk  man  von  ridderes  art  erft  ok  tvier  wegene:  dat  erve  an  den  nesten  eren- 
bürdigen  mach,  sve  de  is,  unde  it  herwede  an  den  nesten  svert  mach.  Sveik  man 
Ton  ridderes  art  nicht  n^is  an  deme  to  etat  des  herschüdes,  de  let  hinder  ime  erve  to 
Demene,  syenne  he  stirft,  unde  nein  herwede.^  n.  21.  §.  1.  Die  tinsmanf  sre  he  si, 
die  erft  sin  gebu  uppe  sinen  erren  uppe  tinsgude;  it  ne  si  en  man  von  ridderes  art^ 
die't  Birne  wive  to  morgengave  hebbe  gegeven.^  Sachs.  Lehnr.  IL  §.  1.  ^Papen 
wif  dorpere  koplüde,  unde  alle  die  rechtes  darvet  oder  unecht  geboren  sin,  unde  all» 
die  nicht  ne  sin  von  ridders  art  von  yader  unde  yon  eldervcider,  die  seien  lenrechtea 
daryen.* 

^  Controyerse,  ob  Sachs.  Lehnr.  n.  §.  1.  20.  §.  1.  nur  ritterl.  Stand  des  Yatera 
nnd  freie  Gebtirt  der  Mutter  oder  auch  Abstammung  dieser  yon  Rittern  fordere.  YgL 
Richtst.  Lehnr.  4.  §.  1.  28.  §.8.  gegen  Glossa  zu  Ssp.  L  5.  s.  Homeyer  System 
§.  5.,  Gohrum  geschichtl.  Darstellung  der  Lehre  yon  der  Ebenb.ürtigkeit,  Tübing. 
1846.  2  TK,  L  S.  331  fg.    Walter  Rg.  §.  418  N.  18. 

*)  Ssp,  I.  2.  §.3.   ^De  plechhaften  sint  ok  plichtich  des  scultheiten  ding  tosükene 
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gerichtsbarkeit  (Yogtei)  gekommen  sind,  als  familia  libera  eines  Hofes  erschei- 
nen, von  ihrem  Gute  Abgaben  aller  Art  zu  entrichten  hatten.  Dieselben  unter- 
scheiden sich  von  den  Unfreien  durch  den  Grund  ihres  Verhältnisses,  die 
Yogtei.  Die  letzte  Klasse  sind  ihm  die  freien  Landsassen, ^  d.  h.  Per- 
soi^en,  welche  sich  im  Lande  aufhalten,  aber,  weil  sie  nicht  in  ihm  Grundbe- 
sitz haben,  trotz  ihrer  Freiheit  nicht  vor  dem  echten  Ding  zu  Recht  stehen, 
jedoch,  weil  sie  keiner  Yogtei  unterliegen,  nicht  vor  dem  Eigengerichte, 
sondern  vor  dem  niedern  Gerichte  des  Centenarius,  dem  sächsischen  Go- 
gerichte. 

§.  88. 

5.   Die  Unfreien. 

I.  Der  Sachsenspiegel  kennt  zunächst  unter  den  nichtfreien  Leuten  die 
Dienstmannen, <)  welche  nur  im  Hofe  und  Gerichte  des  Herrn  rechtsfähig^ 
mit  Freien  nicht  ebenbürtig  sind*)  und  vom  Herrn  eigenmächtig  vertauscht 
werden  können.*)  Nur  des  Eeiches  Dienstleute  können  vor  dem  Reiche  be- 
schränkt Urtheil  finden  und  zeugen*)  und  vom  Könige  in  einen  hohem  Stand 
erhoben  werden. 


over  ses  weken  von  irme  egene;  under  den  mut  man  wol  kesen  enen  vronen  boden, 
of  de  vrone  bode  stirft."  Ssp.  III.  45.  §.  4.  „Die  biergelden  unde  plechhaften  heten 
unde  des  scultheiten  ding  süken,  den  gift  man  veften  Schillinge  to  bute  unde  tein  punt 
to  weregelde.'*  III.  64.  §.  8.  „Deme  scultheiten  weddet  man  achte  Schillinge  sine 
biergelden."  III.  7.3.  §.  1.  „Nimt  aver  en  vri  scepenbare  wif  enen  biergelden  oder 
enen  landseten,  unde  wint  sie  kindere  bi  inte,  die  ne  sint  ire  nicht  evenburdich  an 
bute  unde  an  weregelde,  wende  sie  hebben  irs  vader  recht  unde  nicht  der  müder;  dar 
imime  ne  nemen  sie  der  müder  erve  nicht,  noch  nemannes  die  ire  mach  von  müder 
halven  is."  ni.  80.  §.  1.  „Erstirft  en  egen  von  enem  biergelden  ervelos  dre  huve 
oder  dar  beneden,  dat  hört  in  dat  scultheitendom,  van  svenne  it  erstirft." 

*)  Ausser  den  Stellen  der  nota  1.  Sachsp.  I.  2.  §.  1.   (§.  85.  n.  1.). 

^)  HI.  45.  §.  6.  „Andre  vri  lüde  sint  landseten  gebeten,  unde  komet  und«  varet 
gastes  wise,  unde  ne  hebbet  nen  egen  in^me  lande;  den  gift  man  ok  veften  Schillinge 
to  bude  unde  tein  punt  is  ire  weregelt.**  I.  2.  §.  1.  (§  85.  n.  1.),  §.  4.  „De  land- 
seten, de  nen  egen  hebbet  in  me  lande,  die  solen  süken  ires  gogreven  ding  over  ses 
weken."  lU.  73.  §.  1.  (nota  1.);  I.  16.  §.  1.  (§.  84.  n.  1.);  HI.  80.  §.  2.  „Let  die 
koniiig  oder  en  ander  herre  sinen  dinstmann  oder  einen  egenen  man  vri,  die  behalt 
vrier  landseten  recht." 

0  Ssp.  m.  42.  §.  2.  3.,  IlL  78.  §.  2. 

2)  Ssp.  L  38.  §.  2.  m.  81.  §.  2.     Vgl.  H.  3.  §.  2. 

*)  Siehe  die  vorhergehenden  §§. 

♦)  L  52.  §.  1.,  III.   73.  §.  2.     Vgl.  m.   80.  §.  2. 

^)  Sachsp.  m.  19. 
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n.  Neben  ihnen  kennt  er  Eigne  Leute,*)  welche  im  Ganzen  die  alte 
Stellong  (§.55.)  innehaben,  jedoch  vielfach  modifizirt,  ohne  dass  ihre  Stellung 
im  Einzelnen  scharf  bestimmt  erscheint. 

in.  Von  den  mancherlei  Arten  der  Halbfreien  (§.  56.)  erwähnt  der  Sachsen- 
spiegel nur  hauptsächlich  die  Laten,  Lassen.^) 

§.  89. 
B.  Der  Schwabenspiegel. 

I.  In  den  Sätzen  des  Schwabenspiegels  zeigt  sich  einerseits  die  gegen  das 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  eingetretene  schärfere  Sonderung  der  Stände  auf 
der  mehr  abgeschlossenen  Landeshoheit,  andrerseits  das  Zurücktreten  der  feine- 
ren Unterschiede  zwischen  den  geringem  Graden  der  Freiheit,  endlich  das 
Streben,  die  yielerlei  Mannigfaltigkeiten',  welche  sich  zum  Theil  überhaupt 
kaum  unter  feste  Sätze  bringen  lassen,  durch  Aufstellung  einzelner  Kategorien 
zu  heben. 

n.  Er  kennt  drei  Stände:  Seinperfreie,  Mittelfreie  und  freie  Land- 
sassen.')   Die  ersteren  sind  ihm  die  Fürsten  und  freien  Herrn,  die  zweiten 


«)  Vgl.  Ssp.  m.  42.  §.  3—6.,  m.  32.  §.  7.  8.  (Entstehung);  IH.  32.  §.  2.  3.  4. 
9.  (Beweis  der  Eigenschaft)  III.  32.  §.  8.  lU.  73.  §.  2.     (Kinder)  u.  a. 

')  Ssp.  m.  44.  §.  3.  45.  §.  7. 

*)  Schwsp.  (nach  Wackernagel)  c.  2.  „Diz  ist  von  vrten  liuten.  Wir  zelen  drier 
hande  yrien.  der  heizent  eine  sempervi^en :  daz  sint  die  vrien  herren  als  fürsten  unde 
<Ue  ander  firien  ze  man  h4nt.  86  heizent  die  andern  miter  vrien:  daz  sint  die,  die 
der  hohen  vrien  man  sint.  Die  driten  vrien  daz  sint  die  vrien  lantsaezen,  die  gebüren 
die  da  vr!  sint.  der  hat  ieglicher  sin  sunder  reht,  als  wir  her  nÄch  wol  bescheiden." 
—  c.  19.  („man  von  ritterlicher  art,**  „frier  herre,**  „mittern  vrien,**  „dienestman  der 
fürsten,*'  „der  gebür  der  vrt  ist,  oder  ander  vrihen  die  niht  ritter  sint**,  „eigen  man**), 
c.  57.  besonders  von  v.  20.  „Diu  fürsten  ampt  sint  mit  fürsten  unde  mit  andern  din- 
gen gestiftet,  unde  git  ein  vrier  herre  sine  eigen  liute  an  ein  fürsten  ampt,  die  sint 
niht  dienstman:  si  sint  des  fürsten  eigen;  si  hänt  niht  dienstliute  reht.  Als  wir  da  hän 
gesprochen  von  den  fürsten  ampten,  also  wart  euch  daz  riebe  von  erst  gestiftet.  Ez 
ist  nieman  sempervri  wan  des  vater  unde  muoter  sempervri  wilren.  die  von  den  mittem 
ynen  sint  geboren,  die  sint  mitter  vrien.  unde  ist  Joch  diu  muoter  sempervri,  unde 
der  vater  mitter  vri;  oder  ist  der  vater  sempervri,  unde  diu  muoter  mitter  vri:  so 
werdent  diu  kint  doch  niht  wan  mitter  vrien.  ingenuus  daz  sprichet  in  der  latin  der 
liöhste  vrie,  libertinus  vrie,  liber  die  lantsaezen  vrien.  Der  hÄt  iegelicher  sunderlich  sm 
reht,  als  wir  emäch  wol  sagen."  c.  58. ;  c.  86.  „unde  sprichet  ein  man  den  anderen  kamp- 
lichen an,  unde  ist  in  dar  umbe  niht  tac  dar  gegeben:  man  sol  im  tac  geben  nÄch 
siner  gehurt,  daz  er  sich  da  zuo  bereite,  swes  er  dA  zuo  bedarf.  Den  sempervrien 
git  man  tac  über  sehs  wochen.  Den  mittern  vrien  über  vier  wochen.  Dienestmannen 
unde  allen  liuten  über  zwo  wochen;  siehe  die  Stellen  im  §.  70.,  72.,  76.;  c.  117.  (über 
die  Busse)  flf.  c.  229.     „Vrihe  liute  unde  des  riches  dienestman  unde  der  fürsten  die- 


236  Geflck  d.  Yeriass.  n.  il  DL  Per.  IV.  Kap.  §.  89. 

alle  Freien,  welche  im  Lehensverbande  mit  jenen  stehen,  die  letzten  umfassen 
zum  Theil  die  schöffenbar  Freien  des  SachsenspiegelB  und  dessen  Arten  der 
freien  Landbewohner.  Dass  auch  mehrfache  MissYerstandnisse  des  Sachsen» 
spiegeis  unterlaufen  sind,  lasst  sich  nicht  in  Abrede  stellen.^ 


nestman  die  mögen  über  alle  viie  herren  nnde  über  ander  Trihen  wol  gezinc  sin,  nnde 
nrt^  über  si  vinden.  Aber  die  dienstman  die  ich  hie  vor  gonennet  habe,  die  enmugen 
drler  dinge  niht  geziuc  shi  über  die  yrten  Hute,  dd  ez  in  an  ir  lip  oder  an  ir  Sre  oder 
an  ir  erbe  gSt  dd  snllen  ir  genözen  mnbe  sprechen.  Daz  wir  sprechen  „an  ir  ^ren, 
daz  meine  wir  also:  der  einem  sprichet  an  stnem  eit,  oder  an  stn  Swerc,  oder  daz  er 
niht  geloubio  si,  oder  daz  man  in  saget  von  der  kristenheit,  daz  er  diu  dinc  g^tan 
habe  diu  nnkristenüch  sini  Dirre  dinge  mac  man  niemanden  überziugen  dann  mit 
süiem  gendzen.*'    c.  240.  (yon  eigen  liuten),  241  n.  a.  — 

^  Darüber  siehe  die  Schriften,  welche  über  das  Yerhältniss  beider  Bechtsbücher 
im  §.  62.  note  *  A.  c.  citirt  sind. 


Vierte  Periode. 

Vom  Ewigen  Landfrieden  bis  zum  Untergänge  des  Reichs  (1495—1806). 

Die   Neuere   Zeit. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Reehtsquellen. 
§.  90. 

1.   Gang  der  Kechtsbildung.  ^) 

I.  Für  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  zog  sich  von  selbst  mit 
dem  Momente,  wo  die  Landesherrlichkeit  einen  festen  Abschluss  gefunden 
hatte  und  die  wirkliche  Reichsregierung  an  den  Kaiser  und  Reichstag  gekom- 
men war,  der  Schwerpunkt  der  Rechtsentwicklung  aus  der  Gewohnheit  heraus 
ziemlich  ausschliesslich  auf  die  Gesetzgebung  des  Reichs  (§.  91.)  und  der  Ter- 
ritorien (§.  92.)  zurück.  Es  fusste  zwar  das  Staatsrecht  auf  der  bisherigen 
Grundlage,  nahm  jedoch  mehr  und  mehr  die  Richtung  an,  dass  die  Reichsge- 
setzgebung regelmässig  nur  die  für  alle  Reichsgebiete,  für  die  Erhaltung  der 
Reichseinheit  nothwendigen  Gegenstände  in  ihren  Bereich  ziehend  regelte,  so 
dass  die  Verhältnisse  der  Territorien  fast  nur  der  Gesetzgebung  der  Landes- 
herm,  Autonomie  der  Reichsstädte  u.  s.  w.  anheimfielen,  bis  zuletzt  im  west- 
phälischen  Frieden  ziemlich  jede  Einflussnahme  von  Kaiser  und  Reich  auf  die 
Hechtszustände  der  Territorien  fortfiel.  Die  Fortbildung  des  Rechts  kam  seit 
der  Entstehung  eines  auf  den  Universitäten  gebildeten  Juristenstandes  und  der 
Landesverwaltung  durch  Aemter,  welche  mit  landesherrlichen  mehr  und  mehr 
nur  aus  gelernten  Juristen  genommenen  Personen  besetzt  wurden,  an  die  von 
diesen  gehandhabte  Legislation,  auf  welche  selbst  die  Stände  (§.  102.)  nur  einen 
geringen  stets  abnehmenden  Einfluss  übten.  Hieraus  ist  ersichtlich,  dass  fortan 
die  Schriften  der  Juristen  zu  einer  bedeutsamen  Quelle  der  Rechtsge- 
schichte  (§.  94.)  werden. 


0  Vgl  Kraut  Grundr.  §.  25.  —  §.  30. 
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n.  Der  Entwicklung  des  Privatrechts  war  durch  die  Reception  des 
romischen  Rechts*)  ein  fester  "Weg  vorgezeichnet.  An  dieses  lehnte  sich  die 
EechtsbUdung  so  sehr  an,  dass,  obwohl  die  Reichsgesetze ^)  sicherlich  davon 
ausgingen,  dass  weder  das  bisherige  deutsche  Recht  noch  überhaupt  die  Bil- 
dung guter  Gewohnheiten  durch  das  fremde  Recht  Eintrag  erleiden  sollten, 
durch  den  Einfluss  des  Reichskammergerichts  und  der  Juristen  mehr  und  mehr 
das  deutsche  Recht  verdrängt  wurde.  Erst  allmälig  machte  sich  in  der  Theorie 
ein  Zurückgehen  auf  das  einheimische  Recht  geltend,  das  sich  gewohnheits- 
massig  in  lebendigem  Gebrauche  erhielt.  Mit  dieser  Entwicklung  der  verän- 
derten SteUung  der  Landesherm  und  Umänderung  der  Geburtsstände  steht  in 
nothwendigem  Zusammenhange  der  Umstand,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete 
die  Gesetzgebung  nicht  blos  einen  grossem  Einfluss  übte,  sondern  mehr  und 
mehr  die  gewohnheitsrechtliche  Weiterbildung  verdrängte. 

§.  91. 
2.  Die  Reichsgesetzgebung.  ^) 

I.  Der  Kaiser  konnte  ohne  Zustimmung  des  Reichstages  kein  Gesetz  erlas- 
sen, keine  Privilegien  ertheilen,  ausser  in  den  ihm  besonders  vorbehaltenen 
Sachen  (§.  95.).  Die  hiervon  scheinbar  vorkommenden  Ausnahmen*)  erklären 
sich  leicht.  Abgefasst  wurden  die  Gesetze  regelmässig  ^)  in  deutscher  Sprache 
welche  neben  der  lateinischen  seit  Karl  V.  überhaupt  für  die  in  Reichssachen 
allein  zulässige  erklärt  wurde.*)  Publizirt  wurden  sie  als  Reichsabschiede 
bei  Entlassung  des  Reichstags  durch  den  Kaiser  oder  seinen  Abgeordneten 
und  im  Reichsarchive  aufbewahrt,  sowie  auch  in  authentischen  Abschriften 
den  Reichsständen  verabfolgt;  Publikationen  in  einem  offiziellen  Blatte  oder 
offizielle  Sammlungen  gab  es  nicht. 


*)  Vgl.  §.  57.  num.  Y.  —  Bei  Kraut  §.  26.  ist  eine  Anzahl  von  Quellenstellen 
mitgetheilt,  welche  in  den  Innern  Entwicklungsgang  einen  guten  Einblick  gewähren. 

»)  Vgl.  die  Ausführung  von  Eichhorn  R.  G.  §§.  442.  562. 

*)  Theüs  wegen  ihrer  Wichtigkeit  für  die  Entwicklung,  theils  wegen  des  noth- 
wendigen  öftern  Verweisens  auf  sie  werde  ich  den  Inhalt  der  wichtigsten  Reichsgesetze 
summarisch  angeben,  die  entscheidenden  Sätze  aber  dem  "Wortlaute  nach  abdrucken. 

^  Nämlich  die  Wahlkapitulation  (§.  95.)und  die  Reichshofrathsordnung. 

^)  Nur  die  Reichsgesetze,  welche  zugleich  Friedensschlüsse  mit  auswärtigen  Mächten 
sind  (z.  B.  Westphälischer ,  Rys wicker,  Lüneviller  Frieden  u.  s.  w.)  machen 
eine  Ausnahme  und  sind  in  lateinischer,  bez.  französischer  Sprache  abgefasst  und  erst 
in  die  Deutsche  übertragen. 

*)  Wahlkapitulation  Karls  V.  §.  14.    Vgl.  Oben  §.  70.  nota  13. 
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a)  Yerfassungsgeseize.    Hierher  gehören  besonders: 
1)  die  Wahlkapitulationen, ^)  deren  erste  Karl  V.  am  23.  Octbr.   1520 
vor  der  Königskrönung  zu  Aachen  beschwor  und  hierauf  kund  machte,  nach- 
dem sie  seine  Gesandten  am  S.  Juli  zu  Mainz  unterzeichnet  hatten.     Sie  um- 
fasst  34  Paragraphen  oder  Artikel  (capitula),  woher  der  Name  Capitulation 
oder  Artikelsbrief  stammt.    Die  Abfassung  von  Wahlbedingongen  wurde  von 
Friedrich  dem  Weisen  von  Sachsen,  der  die  am  27.  Juni  1519   auf  ihn  ge- 
fallene Wahl  ablehnte  und  Karl  I.  von  Spanien  gegen  die  Mitbewerber  (Hein- 
rich Vin.  von  England  und  Franz  I.  von  Frankreich)  empfahl,  auf  die  bereits 
gegebene   Anregung  des  Kurfürsten  Albert  von   Mainz   (Brandenburger)  den 
Kurfürsten  zur  Sicherung  vorgeschlagen,  welche  sofort  darauf  eingehend  eine 
genaue  schriftliche  Bedaction  machten.     Seitdem  musste  jeder  Kaiser  vor  der 
Krönung    eine    solche  unterzeichnen    und    beschwören.     Deren   Inhalt    erhielt 
mehrfache  Zusätze,  je  nachdem  die  Kurfürsten  solche  für  gut  fanden.    Diese 
redigirten  sie  allein  Namens  des  Reichs  ohne  Zuziehung  der  übrigen  Reichs- 
stände.    Hierbei  blieb  es  auch,  obwohl  beim  Tode  Rudolphs  H.   (10.  Jan. 
1612)   die  Frage  zur  Erörterung  kam,    ob    die  Kurfürsten    allein   im  Namen 
des  Reiches  dem  neuen  Kaiser  gesetzliche  Bedingungen  vorschreiben  könnten, 
bis  auf  die  Wahl  Ferdinands  III.    Auf  die  Beschwerden  der  Reichsfürsten  zu 
Osnabrück  wurde  im  westphälischen  Frieden®)' die  Abfassung  einer  certa  con- 
stansque  capitulatio  ex  communi  Statuum  consensu  auf  den  näch- 
sten Reichstag  verwiesen.     Hierzu  kam  es  nicht,    so  dass  bei  der  Wahl  des 
römischen  Königs  Ferdinands  IV.^  wieder  nur  die  Kurfürsten  dieselbe  redi- 
girten, weshalb  die  Bestimmung  des  westphälischen  Friedens  erneuert  wurde.®) 
Es  kam  dann  vom  Jahr  1664  an  zu  mancherlei  Verhandlungen,    die   zu   der 
Annahme  eines  Projects  der  gewissen  und  beständigen  Wahl-Capi- 


*)  Capitulationes  Imp.  et  regum  Romano- germanorum  Caroli  V.,  Ferdinandi  L, 
Maximil.  11.,  Rud.  11.,  Matthiae,  Ferd.  II.,  Ferd.  III.  cum  annotamentis  Joh.  Lim- 
naei,  Ed.  2.  Argent.  1658.  4.  Chr.  Ziegler  Wahlcapitulationeß,  welche  mit  denen 
Römischen  Kaisern  u.  Königen,  dann  des  h.  Rom.  Reichs  Churf.,  seit  Carolo  V.  her, 
bis  auf  Ferd.  IV.  etc.  vereiniget  u.  verglichen  u.  s.  w.  Frkf.  1711,  4.  Die  übrige 
Literatur  geben  an  Pütt  er  Literatur  des  deutsch.  Staatsrechts  (Gott.  1776 — 88,  3 
Thle.)  n.  S.  392  fg.  Ersch.  Literat,  der  Jurisprad.  u-  Politik,  Amsterd.  u.  Leipz. 
1812.  Num.  915—982.  Bei  den  zuerst  genannten,  dann  in  den  Werken  von  Moser 
u.  a.  findet  man  die  genaue  Geschichte,  welche  auch  die  Einleitungen  bei  Oertel 
nach  jenen  erzählen. 

®)  I.  F.   O.  Yin.  §.  3.  L  P.  M.  IX.  §.  64. 

0  Gewählt  am  31.  Mai  1653  zu  Augsburg,  gekrönt  am  18.  Juni,  gestorben  am  19. 
Juli  165  4,  so  dass  er  nicht  zur  Regierung  gelangte. 

^  Jüngster  Reichsabsch.   von  1654  §.   192. 
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tulation»)  durch  das  Kurfürsten-  und  Fürsten-Kolleg  Afarte,  jedoch  die  Kraft 
eines  Reichsgesetzes  nicht  erlangte.     Sie  wurde  dem  am  12.  Oct.   1711   er- 


^  Abgedr.  in  Neue  Samml.  IV.  S.  233  flf.  — 

Die  letzte  Wahlk.  hat 30 Artikel  mit  einer  verschiedenen  Anzahl  von  §§.  Art  I. 
Terspiicht  Erfüllung  der  Pflichten  als  advocatus  eoclesiae  u.  Sedis  apostolicae,  Schutz 
für  „Kurfürsten,  Fürsten,  Prälaten,  Grafen,  Herrn  u.  Stande  (die  unmittelbare  freie 
Beichsritterschaft  mitbegriJOfen)  bei  ihren  Hoheiten'^  u.  s.  w.,  keinen  Stand  seiner  Lan- 
desregierung zu  entsetzen,  keinen  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  in  die  fürstl.  coUegiis 
aufzunehmen  ohne  einen  geeigneten  Immediatbesitz  u.  Einwilligung  der  Kurfürsten  u. 
der  betreffenden  Bank,  Garantie  gegen  Eingriffe  der  Reichsgerichte  oder  Anderer  in 
die  „Landeshoheits-  u.  Regierungs-  besonders  in  Religions-  Polizei-  Cameral-  MUitair- 
Justiz-  Lehens-  Criminal-  u.  Gnadensachen*^  wider  die  Reichsgesetze  u.  s.  w.,  Bestäti- 
gung aller  Rechte  der  Stände,  Garantie  der  den  Evangelischen  zustehenden  Religions- 
freiheit, Art.  n.  verheisst:  stete  Mehrung  des  Reichs,  Haltung  der  Reichsgesetze, 
keinerlei  Ordnungen  u.  Gesetze  im  Reiche  Interpretation  derselben  ohne  Rath  u.  Ver- 
gleichung  gesammter  Stände,  Massregeln  behufs  der  Literatur  über  die  Religionsfrieden 
u.  dgl.  HI.  Titel  (Hochwürdigst  u.  Durchlauchtigst)  Rechte  (Anhörung  bei  allen  wich- 
tigen Sachen)  der  Kurfürsten;  Erhaltung  dabei,  Confirmation  der  Kurvereine;  Garantie 
des  Wahlrechts,  Versprechen  nur  ausnahmsweise  bei  Lebzeiten  einen  Nachfolger  wäh- 
len zu  lassen.  Recht  der  Kurfürsten  zu  Vereinen,  Anerkennung  der  Reichsvikarien  u. 
ihrer  Regierungsakte,  Ceremoniel  der  Gesandten  ausländischer  Höfe;  Bestimmungen 
über  die  Rangordnung  der  Reichsgrafen  u.  Herrn;  Garantie  der  Erbämter,  IV.  §.  1. 
„In  aUen  Berathschlagungen  über  die  Reichsgeschäfte,  insonderheit  diejenigen,  welche 
in  dem  Instrumente  Pacis  namentlich  exprimirt,  und  dergleichen,  sollen  und  wollen 
Wir  die  Kurfürsten,  Fürsten  und  Stände  des  Reiches  ihres  juris  sufEragii  sich  gebrau- 
chen lassen,  und  ohne  derselben  reichstägige  freie  Beistimmung  in  selbigen  Dingen 
nichts  vornehmen  noch  gestatten."  Ordnimg  des  Kriegwesens.  V.  Versprechen, 
ohne  Bewilligung  der  Stände  keine  neuen  Steuern  aufzuerlegen  u.  die  bewilligten 
genau  nach  der  Bewilligung  zu  verwenden,  keine  Exemptionen  zu  erfcheüen.  VI.  Zu- 
sicherung, kein  Bündniss  ohne  die  Stände  zu  schliesen,  die  Freiheit  dieser  nach 
dem  westphälischen  Frieden  zu  respectiren.  VH.  Versprechen,  die  Polizei  zu  bessern, 
zu.  handhaben.  VIH.  keine  neuen  Zölle  zu  erheben,  Missbräuche  abzuschaffen. 
IX.  dasMünzwesen  zu  bessern.  X.  Garantie  gegen  jedwede  Veräusserung  von 
Reichsgütem  und  Versprechen  der  Einlösung  nach  Möglichkeit  mit  Belassung  der 
Stände  bei  ihren  Reichspfandschaften  u.  dgl.  XL  Confirmation  der  Lehen  und 
Lehenbriefe  in  hergebrachter  Form  u.  Bestimmungen  über  dieselben.  XTT.  Veiv 
sprechen  der  Ergänzung  der  Reichskreise  u.  Erhaltung  ihrer  Selbstständigkeii 
XTTT.  alle  10  Jahre  einen  Reichstag  zu  halten  u.  Verfahren.  XIV.  Versprechen, 
die  Befolgung  der  Concordate  u.  kirchlichen  Statute  u.  s.  f.  zu  sichern,  die  appellatio 
in  causae  civilos  ad  Nuntios  apostolicos  oder  ad  Curiam  Romanam  zu 
verhindern  u.  zu  entkräften,  die  saeculares  von  den  ecdesiasticis  zu  trennen.  §.  5.  „Da  es 
aber  Gegenstaende  giebt,  die  ohne  Zweifel  zur  geistlichen  Gerichtsbarkeit  gehören:  so 
wollen  Wir,  wenn  über  solche  geistliche  Sachen  einProzess  entsteht,  die  Bischöfe  nach 
JCaassgabe  der  Fürstenkonkordate  bei  der  ersten,  die  Erzbischöfe  bei  der  zweiten  TnHtang, 
und  diejenigen  Erz-  und  Bischöfe,  welche  dem  Pabste  nach  der  Wahl  des  Provinoial- 
oder  Diöcesansynods,  oder  mit  Beirath  ihrer  Domkapitel  für  die  dritte  Instanz  tüchtige 
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waUten  E.  Karl  VI.  vorgelegt,  jedoch  mit  Zusätzen,   welche  die  Kurfürsten 
Imift  des  behaupteten  jus  adcapitulandi  machten.    Solches  übten  sie  bei 


dichter  yorgeschlagen  haben,   oder  vorschlagen  werden,  kraftigst  schützen,  dass  jede 
l^eistliche  Streitsache  in  dritter  Instanz  vor  keine  andere,  als  die  yorgeschlagenen  und 
Tom  Pabste  genehmigten  Richter  unmittelbar  gebracht,  und  von  Ihnen  collegialiter  im 
Hamen  Sr.  paebstlichen  Heiligkeit  abgeurtheilt  werde.    Jedoch  sind  hievon  die  causae 
majores  in  jure  expresse  enumeratae  ausgenommen ;''  Alles  unbeschadet  der  Rechte  der 
Äugsburgischen  Konfessionsverwandten.    XY.    Garantie   der    landesherrlichen    Rechte 
bezüglich  der  mittelbaren  Unterthanen.    XYI.  Erhaltung  aller  Stände  bei  ihren 
Bechten,  Versprechen,  Keinen  ausserhalb  des  Reichs  vor  Gericht  zu  laden,  die  Reichs- 
gerichte ohne  Eingriffe  thätig  sein  zu  lassen.    XYII.  Feste  Ezecution  der  reichs- 
gerichtlichen Urtheile,  Ordnung  des  beneficium  revisionis  et  supplicati- 
onis,  der  Yisitation  des  Kammergerichts,  Abstellung  von  Missbräuchen  beim 
R.  Ho&athe.    XYlll.  Yersprechen,  in  Zukunft  keine  Exekution  von  den  Reichsgerichten 
m  geben,    Confirmation  der  bestehenden  Privilegien,  Yersprechen  zur  Abstellung  der 
Beschwerden  gegen  die  kaiserL  Gerichte  in  Schwaben.    XIX.  Yersprechen  die  Resti- 
tution nach  Inhalt  des  westph.  Friedens  zu  Ende  zu  fuhren.    §.  6.  „Wenn  auch  Land- 
staende und  Unterthanen  wider  ihre  Obrigkeit  in  Privatsachen,  welche  die  landesfürst- 
liche Kammer    betreffen,   Klage   fuhren;    so    sollen  und    wollen  Wir  diese  bei  ihren 
ordentlichen  Landesgerichten  entscheiden  lassen,  weder  den  Reichsgerichten  gestatten, 
über  solche  Klagen  in  letzter  Instanz,  wenn  privilegia  de  non  appellando  vorhanden 
amd,  und  darin  kein  ausdrücklicher  Yorbehalt  enthalten,  oder  ein  anderes  durch  Yer- 
iraege  mit  den  Landschaften  und  Obrigkeiten  nicht  bestimmet  ist,  zu  urtheilen._  Auch 
sollen  und  wollen  Wir  bei  anderen  Klagsachen  der  Landstände  und  Unterthanen  wider 
ihre  Obrigkeit,  insonderheit,  wenn  es  die  landesherrliche  Obrigkeit  und  Regalien,   so- 
wohl überhaupt,  als  in  specie  die  jura  collectarum,  armaturae,  sequelae,  Landesdefen- 
sion,  Besatzung  der  Festungen  und  Unterhaltung  der  Garnison,  nach  Inhalt  desReichs- 
abscbiedes     vom  Jahre    1654.     Und    gleichwie  etc.    und   dergleichen  betrifft,    ad 
nadam  instantiam  subditorum  keine  Mandate  oder  Reskripte,  welche  Anordnungen  in 
meritis  causae   enthalten,  weder  Ordinationen,  noch  protectoria  oder  conservatoria  er- 
theilen,  sondern  nach  Inhalt  itztgedachten  Reichsabschiedes.    (§.105.)  Benebens  sol- 
len Kammerrichter  etc.  und  (§.  168.)  Was    dann  Kurfürsten,  Fürsten   und 
Ständen    etc.    zuvorderst    die   Austraege   in   Acht    nehmen."     XX.     Ordnung    des 
Achtsprozesses    gegen  Reichsstände.    XXI.   Unbedingte  Garantie  für  die  Landes- 
herm   bezüglich  der  Lehen  u.  a.    XXII.  Yersprechen,  fürstl.  u.   gräfliche  Würde  nur 
Denen  zu   verleihen,   die  den  Stand  pro  dignitate  ausfuhren  können,    keinen  zur 
8chmälerung  alter  Häuser  oder  Geschlechter  desselben  Standes  und  Titels  mit  neuen 
Prädikaten,   höheren  Titeln  oder  Wappenbriefen  zu  begaben,   „noch  auch  (§.  4.)   den 
aus  unstreitig  notorischer  Missheirath,  oder  einer  gleich  Anfangs  eingegangener  morga- 
natischen Heirath,   erzeugten  Kindern  eines  Standes  des  Reichs,   oder    aus    solchem 
Hause  entsprossenen  Herren,  .  .  die  väterlichen  Titel,  Ehren  und  Würden    beilegen, 
vielweniger   dieselben  zum  Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  u.  ohne   deren  besondere 
Einwilligung  für  ebenbürtig  und  successionsfähig  erklären, '^   durch  einen  Reichsschluss 
erklaren  zu  lassen,  „was  eigenthch  notorische  Missheirathen  seyn*^;  Bestinunungen  über 
Standeserhohungen  u.  dgl.    XXIH.    Residenz  im  Reiche,   ausschliesslicher  Gebrauch 
der  deutaehen  oder  lateinischen  Sprache  in  Reichssachen,  Besetzung  aller  „kaiserL  u. 
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jeder  folgenden  Wahl  bis  auf  die  Leq>oldB  n.  (30.  Sept  1790).  Nur  bei  der 
Wahl  des  letzten  Kaisers  Franz  IL  (7.  Juli  1792)  wurde  die  Kapitulation 
Leopolds  n.  mit  geringen  Ausnahmen  angewandt. 

2)  Der  (am  31.  Juli,  nach  der  Urkunde  am  2.  Aug.)  1552  abgeschlossene 
Fassauer  Vertrag,*^  Pactum  s.  foedus  PassoYicnm,  welcher  dieBeli- 


desHeichs  Aemter  am  Hof  u.  inn-  u.  ausserhalb  Deutschlands  (Protectio  Germaniae^ 
öewandtschaften,  Obriathofineister,  Obristkämmerer,  Hofmarschälle,  Hatschier-  u.  Leib- 
garde, Hauptleute  u.  dergl.)  „mit  keiner  andern  Kation,  dann  gebohmen  Deutschen, 
oder  mit  denen ,   die  aufs  wenigste  dem  Reiche  mit  Lehenspflichten  verwandt  .... 
nicht  niedem  Standes  u.  Wesens,  sondern  namhafte  hohe  Personen,  u.  mehrentheils 
von  Reichsfürsten,  Grafen,  Herrn  u.  von  Adel,  oder  sonst  guten  tapfem  Herkommens. '^ 
XXrV.   Bestimmungen  Über  den  Reichshofrath.    XXV.   Stellung  der  Reichshof- 
kanzlei u.  Besetzung  durch  Mainz,  nebst  Privilegien  für  deren  Personal,  die  Ge- 
sandten  der  Stände  u.   dgl.    XXVI.    Confirmation  für  den  König  von   Sardinien  als 
Herzog  von  Savoyen,   bezüglich  des  Herzogthums  Montferrat  u.  des  Reichsidkariats  u. 
Generalats  in  Italien.    XXVH.    Ausschluss  jeder  ausländischen  Schirmherrschaft  über 
mittelbare  Städte  und  Landschaften  sowie  jeder  Ladung  vor  ausländische  Gerichte. 
XXYIIL  Ausschluss  fremder  Einmischung  in  Reichssachen  u.  Verbot,  dass  fremde  Bot- 
schaften  „mit  bewehrter  Garde  zu  Pferd  oder  zu  Fuss  'auf  den  Gassen  u.  Strassen 
aufziehen  u.  erscheinen   mögen.^    XXIX.  Versprechen,  das  Reichspostwesen  zu 
erhalten  u.  zu  ordnen.    XXX.  Verpflichtung  der  Reichshofräthe  u.  des  Kammergerichts 
sich  nach  der  Wahlkapitulation  zu  richten,  des  Kaisers  vor  Krönung  dieselbe  zu  be- 
schwören u.  sich  nicht  eher  der  Regierung  zu  unterziehen.  — 

*^)  Fr.  Hortleder  Handlungen  u.  Ausschreiben  von  den  Ursachen  u.  s.  w.  des 
deutsch.  Kriegs  v.  J.  1546  bis  auf  d.  J.  1558,  Gotha  1645.  fol.  Abgedr.  in  Neue 
Samml.  HI.  S.  2  ff".,  Oertel  Gnmdges.  S.  162  S, 

Vertrag  zu  Passau  von  1552.  §.  5  ordnet  die  Abhaltung  eines  Reichtags  an, 
auf  dem  beschlossen  werde,  was  zur  Beilegung  der  Religionsstreitigkeiten  geschehen 
solle.  „Und  mitler  Zeit,  weder  die  keyserliche  Majestät,  wir,  noch  Churfursten,  Für- 
ston, vmid  Staende  des  Heiligen  Reichs,  keinen  Stand  der  Augspurgischen  Confession 
verwandt,  der  Religion  halben,  mit  der  That  gewaltiger  weiss  oder  in  andere  "Wege, 
wider  sein  Conscientz  vnnd  Willen  dringen,  oder  derhalben  vberziehen,  bescliaedigen, 
durch  Mandat,  oder  einiger  andern  Gestalt,  beschweren  oder  verachted,  sondern  bey 
8olohor  seiner  Religion  vnd  Glauben  rühiglich  vnd  friedlich  bleiben  lassen. 

Es  sollen  auch  der  jetzigen  Kriegsübung,  auch  aUe  andere  Staend,  der  Augspurgi- 
schen Confossionsverwandte,  die  andern  des  Heil.  Reichs  Staende,  so  der  alten  Keligion 
anhaengig,  Geistlich  vnd  Weltlich,  gleichergestalt  jhrer  Religion,  Kirchengebraeuche, 
Ordnungen  oder  Cerenionien,  auch  ihrer  Haab,  Gütern,  lie^jend  vnd  fahrend,  Landen, 
Leuten,  Renten,  Zins,  Gülten,  Ober-  vnd  Gerechtigkeit  halben,  unbeschwert,  Tnd  sie 
dorselbon  friedlich  vnd  ruhigiioh  gebrauchen  vnnd  gemessen,  auch  mit  der  That,  oder 
sonst  in  Ungutem,  gegen  denselbigen  nichts  fuhmehmea,  sondern  in  allweg,  n&ch  L.aut 
vnd  Aussweisung  vnserer  vnd  des  H.  Reichs  Rechten,  Ordnungen,  Abschied,  vnd  auff- 
gorichten  Landfrieden,  jeder  sich  gegen  dem  andern,  an  gebührenden,  ordentÜcben 
Rechten,  alles  bey  Vermeidung  der  Poen,  in  jüngst  emewerten  Landfrieden  begriffen, 
benügen  lassen»** 
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gionsstreitigkeiten  beilegte  und  zwischen  den  beiden  ConfesBionen  beständigen 
Frieden  schuf. 

3)  der  Augsburger  Religionsfrieden^')  vom  24.  Sept.  1555,  wodurch 


Hierauf  Freistellung  der  Eidesfonnel :   „zu  Gott  und  den  Heiligen"  oder   „zu  Gott 

und  auf  das  heilige  Evangelium,**    Bestimmungen  über  das  Kammergericht.    §,  G.  über 

die  Beschwerden  der  deutschen  Nation.     §§.  7 — 15.  Amnestie,   Restitution  u.  Ordnung 

der  Verhältnisse  in  Folge  des  Kriegs.   Dieselben  Bestimmungen  enthält  dann  nocli  der 

Passauische  Nebenvertrag  (§.  17.),  dessen  wichtigste  Stellen  lauten:   „Auff  den 

Artickel  die   Religion  auch  Friede  vnd  Recht  belangend,  bedenckt   die  Rom.  KönigL 

Maj.  sampi  den  Churffirstlichen  Gesandten,  erscheinenden  Fürsten,  vnd  der  abwesenden 

Bottschaften,  dass  ein  bestaendiger  Friedstandt  zwischen  den  Keys,  vnd  Kön.  Maj.  den 

Churfürsten,  Fürsten  vnd   Staenden  der  Teutschen  Nation,  biss  zu  endlicher  Yerglei- 

chung   der  spaltigen  Religion,  angestellt,   auffgericht  vnd  gemacht  werde,   dergestalt, 

dass  KeyserL  vnd  Königl.  Maj.   auch   Churfürsten,  Fürsten  vnd  Staende  des  heiligen 

Reichs  keinen  Standt   der  Augspurgischen  Confession  verwandt,   oder  die  sonst  keiner 

andern  öffentlichen  verworffenen  vnd   durch  die  Reichs-Abschiede  verdampten  Secten 

anhengig,  mit  der  That  gewaltiger  "Weise,  oder  in  andere  Wege,  wider  sein  ConscientÄ 

vnd  Willen  von  seiner  Religion  vnd  Glauben  dringen,  oder  derhalben  vberziehen,  be- 

schaedigen,  durch  Mandat,  oder  in  einiger  anderen  Gestalt  beschweren  oder  verachten, 

sondern  bei  solcher  seiner  Religion  vnd  Glauben  ruhiglich  vnd  friedlich  bleiben  lassen 

Vnd  die   streitige  Religion  nicht  anders  denn  durch  freundliche,   friedliche  Mittel  vnd 

Wege,  zu  einheUigem  Christlichen  Verstandt  vnd  Vergleichung  gebracht  werden." 

")  Chr.  Lehmann  de  pace  religionis  acta  publica  et  origin.  Frkf.  1707., 
C.  F.  Baumeister  Gesch.  des  Religionsfried.  Görl.  1755.,  Th.  Perger  Nachricht 
vom  Religionsfr.  Cob.  1755.  4.  —  Abgedr.  auch  in  Neue  Samml.  III.  S.  16  ff., 
Oertel  S.  206  ff.  —  Augsb.  Reichsabsch.  v.  1555.  §.  7 — 14.  ordnet  den  bestän- 
digen Frieden.  §.  15.  und  damit  solcher  Fried  auch  der  spaltigen  Religion  halben, 
wie  aus  hiebevor  bemelten  und  angezogenen  Ursachen ,  die  hohe  Nothdurfft  dess  HelL 
Reichs  Teutscher  Nation  erfordert,  desto  beständiger  zwischen  der  Rom.  Kayserl.  Ma- 
jestät Uns,  auch  Churfürsten,  Fürsten  vnd  Ständen  dess  Heil.  Reichs  Teutscher  Nation 
angestellt,  auffgericht,  und  erhalten  werden  mochte:  So  sollen  die  Kayserl.  Majestät, 
Wir,  auch  Churfürsten,  Fürsten  und  Stände  dess  H.  Reichs,  keinen  Stand  dess  Reichs, 
von  weg%n  der  Augspurgischen  Confession,  und  derselbigen  Lehr,  Religion,  und  Glau- 
bens halben,  mit  der  That  gewaltiger  Weiss  überziehen,  beschädigen,  vergewaltigen, 
üder  in  andere  wege,  wider  sein  Conscientz,  wissen  und  willen,  von  dieser  Augspurgi- 
fechen  Confessions-Religion,  Glauben,  Kirchengebräuchon ,  Ordnungen  und  Ceremonien, 
so  sie  auffgericht,  oder  nachmals  auffrichten  möchten,  in  ihren  Fürstenthumen,  Lan- 
den und  Herrschaften,  tringen,  oder  durch  Mandat,  oder  in  einiger  anderer  Gestalt, 
beschweren  oder  verachten,  sondern  bey  solcher  Religion,  Glauben,  Kirchengebräu- 
chen, Ordnungen  und  Ceremonien,  auch  ihrem  Haab,  Gütern,  liegend  oder  fahrend, 
Land,  Leuthen,  Herrschaften,  Obrigkeiten,  Herrlichkeiten  und  Gerechtigkeiten,  ruhig- 
lich und  firiedlich  bleiben  lassen,  und  soll  die  streitige  Religion  nicht  anders,'  dann 
durch  Ohristlieke,  freundliche,  friedliche  Mittel  und  Wege,  zu  einhelligem  Christlichem 
Verstand  naA  Vei^eichung  gebracht  werden ,  alles  bey  KayserUcher  und  Konigl.  Wür- 
äcbnlte,  Stiche-  n.  Bechtagesch.  17 
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die  reichsgesetzliche  Anerkennung  der  beiden  von  der  katholischen  Kirche  ge- 
trennten Confessionen  statuirt  wurde.  Er  umfasst  die  §§.  7—30,  139,  140 
des  Reichsabschieds  zu  Augsburg  von  1555. 


den,   FÜrstl.  Ehren,  wahren  Worten,    und  Pon  des  Land-Friedens.    §.  16.  DaEgegen 
sollen  die  Stände,   so  der  Augspurgischen  Gonfession  verwand,   die  Rom.  Kayserliche 
Majestät,  uns  und  Churförsten,  Fürsten  nnd  andere  dess  HeiL  Reichs  Stände  der  alten 
Religion  anhängig,    Geistliche   oder    Weltliche,   sampt  und   mit  ihren  Capituln,  und 
anderen  geistlichen  Stands,  auch  ungeacht,  ob  oder  wohin  sie  ihre Residentzen  verrückt 
oder  gewendet  hätten,   (doch  dass  es  mit  Bestellung  der  Ministerien  gehalten  werde, 
-wie  hie  unten  darvon  ein  sonderlicher  Articul  gesetzt),  gleicher  Gestalt  bei  ihrer  Reli- 
gion,  Glauben,   Kirchengebräuchen,   Ordnungen  und  Ceremonien,   auch  ihren  Haab, 
Gütern,  liegend  und  fahrend,  Landen,  Leuthen,  Herrschaften,  Obrigkeiten,  HerrUch- 
keiten  und  Gerechtigkeiten,   Renthen,   Zinsen,   Zehenden,  unbeschwert  bleiben,   und 
sich  derselbigen  friedlich   und  ruhiglich   gebrauchen,   gemessen,   unweigerlich  folgen 
lassen,   und  getreulichen   darzu  verholffen   sejn,   auch  mit  der   That,   oder  sonst  in 
ungutem   gegen  denselbigen  nichts  fümehmen,    sondern  in  alle  wege  nach  laut  und 
Auss Weisung  dess  Heil.  Reichs  Rechten,   Ordnungen,   Abschieden,   und  au%erichten 
Land-Frieden,  jeder  sich  gegen   dem  andern   an  gebührenden   ordentlichen  Rechten 
begnügen  lassen,    alles  bey  Fürstlichen  Ehren,  wahren  Worten,   und  Vermeidung  der 
Pön,   in  dem  auffgerichten  Landfrieden  begriffen.     §.  17.  Doch  sollen  alle  andere,    so 
obgemelten  bejden  Religionen  nicht  anhängig,  in  diesem  Frieden  nicht  gemeint,  soiir 
dern  gänzlich  ausgeschlossen  seyn. 

§.  18.  Und  nachdem  bey  Yergleichung   dieses  Friedens  Streit  furgefallen,    wo  der 
Geistlichen  einer  oder  mehr  von  der  alten  Religion  abtretten  würden,  wie  es  der  von 
ihnen  biss  daselbst  hin  besessenen  und  eingehabten  Frtzbisthumb ,   Bisthumb,    Prae- 
laturen  undBeneficien  halben  gehalten  werden  soll,  welche  sich  aber  beyder  Religions- 
Stände  nicht  haben  vergleichen  können:   Demnach  haben  wir  in  Krafft  hochgedAchter 
Römisch   Kaiserl.   Majestät   uns  gegebenen  Vollmacht   und  Heimstellung   erklart    und 
gesetzt,   thun   auch   solches   hiemit   wissentlich,    also,   wo  ein  £rtzbischoff,    Bischoff, 
Prälat,  oder  ein  anderer  Geistliches  Stands»  von  unser  alten  Religion  abtretten  würde, 
dass  dersolbig  sein  Frtzbisthumb,  Bisthumb,  Praelatur,   und  andere  Beneficia,    auch 
damit  alle  Frucht  imd  Einkommen,  so  er  davon  gehabt,  alsbald  ohn  einige  Widerung 
und  Verzug,  jedoch  seinen  Fhren  ohnnachtheilig,  verlassen,  auch  den  Capituln,  und 
denen  es  von  gemeinen  Rechten,  oder  der  Kirchen  und  Stifflt  Gewohnheiten  zugehört, 
ein  Person   der  alten  Rehgion  verwand,  zu  wehl^i  und  zu  ordnen  zugelassen  seyn, 
welche  auch   sampt  der  Geistlichen  Capituln  und  anderer  Kirchen,   bey  der  Kirchen 
und  Stifit  Fundationen,  Electionen,  Praesentationen,  Confirmationen,  altem  Herkommen, 
Gerechtigkeiten  und  Gütern,  liegend  oder  fahrend,  unverhindert  und  friedlich  gelassen 
werden  sollen,  jedoch  künftiger,  Christlicher,  freundlicher  und  endlicher  Vergleichung 
der  Religion  unvergreiffUch.*^ 

§.•19.  Restitution  gewisser  geistlioher  Güter.  §.  20.  „Damit  auch  obberührte  bey- 
derseits  Rellgions- Verwandte,  so  viel  mehr  m  beständigem  Frieden,  und  guter  Sicher- 
heit, gegen,  mit  und  bey  einander  sitzen  und  bleiben  mögen,  so  soll  die  QeiBtlich 
Jurisdiction  (doch  den  Geistlichen  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen,  OoUegien,  Klö- 
stern und  Ordensleuten,   auch  in  ihren  Renthen,   Gülten,  Zinss,  und  Zehnden,    weit- 
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4)  der  Westphälische  Friede,**)  Pax  Westphalica,  verhandelt  seit 
10.  April  1645,  bestehend  aus  Instrumentum  Pacis  Caesareo-Suecicum 
oder  Osnabrugensis  de  dato  Osnabrück  8.  Aug.  1648  und  Instr.  Pacis 
Caesareo-Gallicum  oder  Monastericusis  vom  17.  Sept.  1648,  welche 
beide  als  Ganzes  in  beiden  Städten  am  14.  bez.  24.  October  1648  unterzeich- 
uet  sind.  Er  hat  siebzehn  Artikel  mit  verschiedenen  Paragraphen,  welche  im 
osnabrückisohen  Instrumente  in  jedem  Artikel  neu  beginnen,  im  münsterschen 
in  der  Anzahl  von  120  durchlaufen.  Zum  Reichsgesetze  erhob  ihn  der  jüngste 
Reichsabschied  von  1654.*^    Zur  Ausführung  wurde  eine  Commission  bestellt, 


liehen  Lehenschafften ,  auch  andern  Rechten  und  Gerechtigkeiten ,  wie  obstehet,  unver- 
griffen) wider  der  Augspurgischen  Confession-Religion ,  Glauben,  Bestellung  der  Mini- 
sterien, Kirchengebräuchen,  Ordnungen  und  Ceremonien,  so  sie  auffgericht  oder 
auffrichten  möchten ,  biss  zu  endlicher  Vergleichung  der  Religion  ^  nicht  exercirt ,  ge- 
braucht oder  geübt  werden,  sondern  derselbigen  Religion,  Glauben,  Eirchengebrauchen, 
Ordnungen,  Ceremonien  und  Bestellung  der  Ministerien,  wie  hiebeyon  nachfolgends 
ein  besonderer  Articul  gesetzt,  ihren  Gang  gelassen,  und  kein  Hindemuss  oder  Ein- 
trag  dardarch  beschehen ,  und  also  hierauff,  wie  obgemelt ,  biss  zu  endlicher  christ- 
licher Vergleichung  der  Religion,  die  geistliche  Jurisdiction  ruhen,  eingestellt  und  sus- 
pendirt  seyn  und  bleiben:  Aber  in  andern  Sachen  und  Fällen,  der  Augspurgischen 
Oonfession,  Religion,  Glauben,  Earchengebräuchen,  Ordnungen,  Ceremonien,  und 
Bestellung  der  Ministerien  nicht  anlangend,  soll  und  mag  die  geistliche  Jurisdiction, 
durch  die  Ertzbischoff,  Bischoff  und  andere  Prälaten,  wie  deren  Exercitium  an  einem 
jeden  Ort  hergebracht,  und  sie  in  deren  Übung,  Gebrauch  und  Possession  sind,  hin- 
fur  wie  bissher  unverhindert  exercirt,  geübt  und  gebraucht  werden."  §.21.  Garantie 
der  „weltlichen  Obrigkeit,  Renth  und  Gerechtigkeit**  bezüglich  der  in  einem  Territo- 
rium liegenden  geistlichen  Güter  fremder  Confessionen.  §.  22.  Schiedsgerichte  für  den 
Fall  von  Conflicten.  §.  23.  Verbot  der  gewaltsamen  Bekehrung,  des  Inschutznehmens 
seiner  Confessionsverwandten  gegen  ihre  Obrigkeit.  §.  24.  Recht  der  Auswanderung 
mit  billiger  Ablösung  der  fremden  Confessionsverwandten.  §.  25 — 33.  Ausführung  des 
Priedens.  §.  139 — 141.  Yerschiebung  der  Vergleichung  wegen  der  Religion  auf  den 
künftigen  Reichstag. 

*^  Liter,  bei  Pütter  Liter,  n.  S.  420  ff.,  492  f.,  IH.  69  ff.  —  J.  G.  v.  Meiern 
Acta  pacis  publica  oder  Westph.  Friedenshandlungen  u.  Geschichte,  6  Thle.  Hann. 
n.  Gott.  1734 — 36.  J.  J.  v.  Moser  Von  der  Garantie  des  westph.  Friedens  etc.  Stuttg. 
1767.  4.  Dess.  Erläut.  des  westph.  Fried,  aus  reichshofräthl.  Handlun^n,  Erl.  u. 
Ubn  1775—76.  2  Thle.  4.  J.  K".  F.  Brauer  Abhandl.  u.  Erläut.  des  westph.  Fried., 
Offenb.  1782 — 85.  Pütt  er  Geist  des  westph.  Fried,  nach  dem  innem  Gehalt  und 
wahren  Zusanmienhange  der  darin  verhandelten  Gegenstände  histor.  u.  System,  dargest. 
Gott.  1795.  V.  Senckenberg  Darstell,  des  westph.  Fried.  Frkf.  1804.  —  Abdrücke 
in  der  ISTeuen  Samml.  m.  S.  574  ff.,  Oertel  S.  260  ff. 

**)  J.  R.  A.  „§.  4.  Und  aber  bey  dem  ersten  Haupt-Puncten  u.  dessen  Subdivision, 
wie  der  mit  so  grosser  Mühe,  Arbeit  u.  Kosten  erhobene  Fried,  1.  zwischen 
Haupt  n.  Gliedern,  und  2.  diesen  unter  sich  selbsten,  wie  auch  3.  denen 
Ausländischen  Cronen  stabilirt,  das  uhralte  Recht,   durch  den  Frieden  wiedeip 
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welche  den  Executionsrecess^^)  entwarf.    Ihn  genehmigte  und  vollzog  das 
Reich;  übrigens  sind  einzelne  Punkte  nie  zur  Ausführung  gelangt. 

angerichtetes  Yertranen  befestiget,  und  mithin  das  werthe  allgemeine  Vaterland  von  aUer 
weiterer  Missyerständniss  beständig  gesichert  bleiben  möge,  in  dem  zu  Münster  und  Ossna- 
brück  zwischen  Uns,'  auch  GhurfÜrsten  und  Standen  des  Heil.  Kelchs  und  bey  den  auswärti- 
gen Ordnen  aufgerichten  9  publicirten,  und  ratificirten  allgemeinen  Reichs-Frieden-Schluss 
mit  allerseits  iransigirender  Theilen  Willen  und  Belieben,  Art.  17.  die  Yersehung 
beschehen,  dass  derselbe  zu  aller  und  jeder  darin  enthaltenen  Pacten  und  Yereinigun- 
gen  Gewiss^  und  Sicherheit,  ein  ewiges  Gesetz  und  Sanctio  pragmatica 
gleich  andern  des  Heil.  Reichs  Fundamental-Satz-  und  Ordnungen  yerbindhch  seye, 
zu  solchem  End  auch,  dem  nächsten  Reichs- Abschied  einverleibt  werden  solle.  §.  5.  So 
haben  wir  um  dessen  allen  wahrer  Bestärk-  und  Befestigung  willen,  berührten  allge- 
meinen Reichs-Frieden-Schluss,  und  die  darüber  zu  Münster  und  Ossnabrück  aufge- 
richtete Instrumenta  Pacis,  samt  dem  Arctiori  ezequendi  modo  und  ^ümbergischen 
Executions-Recess  gegenwärtigem  Reichs-Abschied  von  "Worten  zu  Worten,  nachfolgen- 
den Buchstäblichen  Inhalts  inseriren  und  einrücken  lassen.^ 

**)  Vgl.   die  Edicte  u.   s.  w.   in   Neue  Sammlung  HI.  621 — 640.    Instr.    Pac. 
Osnabr.   art.  I.   Friedensstipulation.    H.  u.  lU.  Amnestie  u.  Restitution.     IV.   Ver- 
bleiben  der  pfälzischen  Chur  bei  Bayern,    Errichtung  einer   achten  Chur,   so    lange 
nicht  das  baierische  Haus  aussterbe  und  dessen  Chur  an  Pfalz  zurückfalle,   Ordnung 
der  sonstigen  Verhältnisse  der  Pfalz,  Ordnung  und  bez.  Restitution  rücksichtlich  einer 
Menge  von  Fürsten,  Graf^i  etc.   V.  §.  1.  Bestätigung  des  Passauer  Yertrags 
V.  1552   und  Augsburger  Religionsfriedens   von  1555;   §.  2.   Bestimmung   des 
1.  Jan.  1624  als   „terminus  a  quo  restitutionis  in  ecclesiasticis,   et  quae 
intuitu  eorum   in  politicis  mutata  sunf     §§.  3 — 13.  Durchführung  bezüglich 
einiger  Reichsstädte.    §.  14.  „IH.  Bona  Ecclesiastica  immediata  quod  attinet,  sive  siut 
Archiepiscopatus,  Episcopatus,  Praelaturae,  Abbatiae,^Balliviae,  Praepositurac,  Com- 
mendae,  sive  liberae  fundationes  seculares,  aut  alia,  una  cum  reditibus,    pensionibus^ 
aliisque,  quocunque  nomine  signatis,   seu  in  urbibus,  seu  ruri  sitis,   ea  seu  Catholicir 
seu   Augustanae  Confessionis  Status   die   prima  Januarii   anni  millesimi   sexcentesimi 
vigesimi  quarti  possederint,  omnia  et  singula,  nullo  plane  excepto,  ejus  religionis  con- 
sortes,  qui  dicto  tempore  in  reali  eorum  possessione  fuerunt,  usque  dum  de  Reli^onis 
dissidiis   per  Dei   gratiam  conventum   fuerit,    tranquille   et   imperturbate   possideant, 
neutrique  parti  liceat  alteri  seu  in  judicio  seu  extra  negotium  facessere,  multo  minus 
turbas  aut  impedimentum  aliquod  inferre;  si  vero,  quod  Dens  prohibeat,  de  Religionis 
dissidiis  amicabiliter  conveniri  non  possit,   nihilominus  haeo  conventio    perpetua  sit  et 
pax  semper  duratura.    §.  15.  Si  igitur   Catholicus  Archiepiscopus ,   Episcopus,   Prae- 
latus,  aut  augustanae  Confessloni  addictus  in  Archiepiscopum,  Episcopum,  Praelatum 
electus  vel  postulatus ,  solus  aut  una  cum  Capitularibus  seu  singulis  seu  universis ,  aut 
etiam  alii  ecclesiastici,  religionem  imposterum  mutaverint,  excidant  illi  statim  suo  jure, 
honore   tarnen  famaque   illibatis,   fructusque    et  reditus  citra  moram   et  exceptionem 
cedant,  Capituloque,  aut  cui  id  de  jure  competit,  integrum  sit,  aliam  personam    reli- 
gioni  ei,  ad  quam  beneficium  istud  vigore  hujus  transactionis  pertinet,  addictam  eligere 
aut  postulare,  relictis  tamen  Archiepiscopo,  Episcopo,  Praelato  etc.  decedenti  fructibus 
et  reditibus  interea  perceptis  et  consumptis.   §§.  16.  17.  Garantie  des  Besetzungsmodus 
in  den  reichsunmittelbaren   geistlichen  Stiftern.    §.  18.   Garantie  des  kaiserl.  jus    pri- 
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5)  der  Lüneviller")  Friede  vom  9.  Febr.  1801  zwischen  dem  Kaiser  und 
der  franzosisehen  Republik,  genehmigt  Tom  Reiche  durch  den  Reichsschlass 


mariarum  preonm,  §§.  19.  30.  über  gewisse  papstliche  Rechte,  §.  21.  u.  22.  Taxen 
u.  Titel  geistLReichsfürsten,  §.  23.  Besitzstand  in  den  gemischten  Kapiteln;  §.  25—27. 
8tatuimng  des  1.  Jan.  1624  fiir  den  Besitzstand  (bez.  Restitution)  derprotest.  u.kathoL 
fteicfasstände  bezüglich  aUer  geistlichen  Güter  und  Stiftungen.   §.  26.  Die  Reichspfand- 
schaften  (Oppignorationes  Imperiales)  sollen  den  Inhabern  bleiben,   die  gegen- 
seitigen Yerpfändungen  der  Reichsstände  werden  geordnet.    §.  28.  „Libera   et  im- 
mediata  Imperii  Nobilitas,  omniaque  et  singula    ejus  membra  una  cum  subditis 
et  bonis  suis  feudalibus  et  allodialibus,  nisi  forte  in  quibusdam  locis  ratione  bonorum 
et  respectu  territorii  vel  domicilii  aliis  Statibus  reperiantur  subjecti,  yigore  Pacis  reli- 
giosae  et  praesentis  Conventionis,   in  juribus  religionem   concementibus  et  beneficiis 
inde  promanantibns ,   idem  jus  habeant,    quod  supradictis  Electoribus,  Principibus  et 
Statibus  compeät,  nee  in  iis  sub  quocunque  praetextu  impediantur  aut  turbentur;  -tur- 
bati  rero    onmes   omnino   in  integrum  restituantur.*'    §.  29.   garantirt   den  Liberae 
Imperii    Giritates    dieselben  Rechte   in  kirchlicher   Beziehung   als   den    Fürsten. 
§.  30.    „Quantum  deinde  ad  Gomites,   Barones,  Nobües,   Yasallos,   Civitates,    Fun- 
dationes,   Monasteria,    Commendas,    Communitates    et  subditos    Statibus   imperii   im- 
mediatis   sive  Ecdesiasticis   sive   secularibus   subjectos   pertinet,  cum  ejusmodi   Sta- 
tibus immediaiis  cum  jure  territorii  et  superioritatis,  ex  communi  per  totum  Imperium 
bactenus  usitata  praxi,  etiam  jus  reformandi  exercitium  religionis  competat,  ac  dudum 
in  Face  Religionis  talium  statuum  subditis,  si  a  ReUgione  Domini  territorii  dissen- 
tiant,    beneficium    emigrandi   concessum,    insuper    majoris    concordiae    inter    Status 
coDservanda^   causa  cautum  fuerit,   quod  nemo   alienos  subditos   ad  suam  religionem 
pertrahere,    eave    causa    in   defensionem    aut   protectionem  suscipere  illisve   ulla  ra- 
^ne    patrocinari    debeat,    conrentum   est,    hoc    idem    porro    quoque    ab    utriusque 
religionis  Statibus   observari,    nullique  Stafcui  immediato  jus,   quod  ipsl  ratione  terri- 
torii et  superioritatis   in  negotio   religionis  competit,  impediri  oportere.     §.  82.    Hoc 
tarnen  non  obstante  Statuum  Catholicorum  Landsassii,  Vasalli  et  Subditi  cujuscunque 
generis,   qui  sive   privatum  Augustanae  Confessionis    exercitium    anno  millesimo  sex- 
centeslmo  vicesimo  quarto  quacunque  anni  parte,   sive  certo  pacto  aut  privileg^o,    sive 
longo  usu,    sive  sola  denique  observantia  dicti  anni  habuerunt,   retineant  id  etiam  im- 
posterum  una  cum  annexis,    quatenus  iUa  dicto  anno  exercuerunt,   aut  exercita  fuisse 
probare  poterunt.    Cujusmodi  annexa  habentur  institutio  Consistoriorum ,  Hinisteriorum, 
tftm  Scholasticorum  quam  Ecclesiasticorum,   Jus  patronatus  aliaque  similia  jura,   nee 
minus  maneant  in  possessione  omnium  dicto  tempore  in  potestate  eorundem  constituto- 
nun  templorum,   fundationum,  monasteriorum,  hospitalium,  cum  omnibus  pertinentüs, 
reditibus    et   accessionibus.    Et  haec  omnia   semper  et  ubique  observent<r  eo  usque 
donec  de  religione  Christiana  vel  universaliter,    vel  inter  Status  immediatos  eorumque 
snbditos  nrutuo  consensu  aliter  erit  conventum,  ne  quisquam  a  quocunque  ulla  ratione 
aut  via  turbetur.    §.  32.  Turbati  aut  quocunque  modo  destituti  vero,   sine  ulla  excep- 
tione  in  eum,  quo  anno  millesimo  sexcentesimo  vicesimo  quarto  fuerunt,   statum,  ple- 
narie  restituantur;   idemquo  observetur  ratione   subditorum  Catholicorum  Augustanae 
Confessionis  Statuum,  ubi  dicto  anno  millesimo  sexcentesimo  vicesimo  quarto  usum  et 
exercitium  Catholicae  religionis   publicum    aut  privatum  habuerunt."     §.  33.   bestätigt 
etwaige  Yerträge.    §.  84.  sichert  allen  protest.  Unterthanen  katholischer  und  kathoK- 
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vom  10.  Mäxz  1801,  dessen  BestimmiMiigeii  über  die  Beidugrenzen  ^^)  zurEin» 
Setzung   dner  ausserordentlichen  ßeichsdepatation  ^^)  führten,   bestehend  aus 


lificheB  ünterthanen  protesi  Reiohsstände)  die  1624  weder  ezercitiiim  rehgioniB  publi- 
cum  noch  priyatum  hatten  oder  nach  dem  Frieden  Ihre  Religion  wechselten,   zu:   «ut 
patienter  tolerentur,   et  conscientia  libera   domi  deyotioni  suae  sine  inqoisitione  aut 
turbatione  privatim  yacare,   in  yicinia  yero  ubi   et  quoties  yoluerint  publico  religionis 
exercitio  interesse,  vel  liberos  suos  exteris  suae  religionis  scholis,  aut  privatis  domi 
praeceptoribus  instruendos  conunittere  non  prphibeautur,  sed  ejusmodi  Landsassü,  Ya- 
salli  et  ^ubditi   in  caeteris   officium  suum  cum  debito  obsequio  et  subjectione  adim- 
pleant,  nulhsque  turbationibus  ansam  praebeant.^     §.  35 — 37.  fuhrt  dies  weiter  aus. 
§.  88.  sichert  den  schlesischen  protest.  Ständen,   den  Herzogen  yon  Brieg,  Liegnitz, 
Münsterberg  und  Oels,  und  der  Stadt  Breslau  ihre  früheren  Privilegien  u.  freie  protest. 
Beligionsübimg  zu.    §.  38 — 41.  über  die  Verhältnisse  d^  Protest,  in  Schlesien  u.  Oester-* 
reich.    §.  42 — 44.  bestutnmt,  dass  die  blosse  Lehnsherrlichkeit,  die  sola  crimiualis  juris- 
dictio,   Cent-Gericht  u.  dgl.  kein  jus  reformandi  gebe,   ordnet  den  status  quo  bei 
Streitigkeiten  über  das  jus  territoriL    §.  45 — 47.  über  kirchliche  Einkünfte.   §.  48.  49. 
über    die  üebung   des  jus  dioecesanum   und   der  jurisdictio   ecclesiastica^ 
§.  50.  Verbot,   gegen  die  Beligionsfrieden  zu  schreiben  und  zu  handehi.    §.  51.  Für 
Conyeutus  Deputatorum   Imperii    ordinarii  und   extraordinariae   Com- 
missiones  sollen  gleich  viele  kathohsche  u.   protestantische  Mitglieder  bestellt,    die 
nur  eine  Confession  betreffenden  Sachen  nur  von  den  Mitgliedern  dieser  verhandelt 
w^den.    §.52.  „In  Causis  religionis   omnibusque  alüs  negotüs,   ubi  Status  tanquam 
unum  corpus  considerari  nequeunt,  ut  etiam  Cathohcis  et  Augustanae  Confessionis  Sta- 
tibus   in  duas  partes  euntibus.,   sola  amicabilis  compositio  Utes  dirimat,   non   attenta 
votorum  pluralitate.*^    §.53»  erhöht  die  Zahl  der  Eammergerichtsmitglieder  ausser  dem 
vom  Kaiser  zu  ernennenden  Richter  und  vier  Präsidenten,   von  denen  s^ei  augsburg. 
Confession  sein  sollten,   auf  50  Assessoren,   von  denen  mit  Einschluss  von  zwei   der 
kaiserl.  Ernennung  vorbehaltenen  26  katholisch,  24  protest.  sein  sollen.    §.  54.   „Cae- 
sarea Majestas  mandabit,   ut  non  solum  in  iato  judicio  Camerali  causae  ecolesiasticaey 
ut  et  politicae  inter  Catholicos  et  Augustanae  Confessionis  Status,   vel  inter  hos   soloa 
vertontes,   vel  etiam   quando    Catholicis    contra  Catholicos  Status   Utigantibus    tertlus 
interveniens  Augustanae  Confessionis  Status  erit,  et  vicissim  quando  Augustanae  Con- 
fessionis Statibus  contra   ejusdem  Confessionis  Status  litigantibus   teridus  interveniens 
erit  Catholicus,    adlectis  ex  utraque  religione  pari  numero  Assessoribus  discutiantur  et 
judicentur;   sed  idem  etiam  in  judicio  Aulico  observetur,   huicque  fini  aliquot  Augu- 
stanae Confessionis  doctos  et  rerum  Imperii  peritos  viros,  ex  iis  imperii  circulis  ubi  vel 
sola  Augustana  Confessio  vel  simul  etiam  Catholica  viget  religio,  adsciscat,  eo  quidem 
numero,  ut  «veniente  .casu  paritas  judicantium  ex  utraque  religione  Assessoruno.  obser- 
vari  possit.    Idem  etiam  quoad  paritatem  Assessorum  observetur,   quoties  Augustanae 
Confessionis  Status  immediatus  a  mediato  CathoUco,  vel  immediatus  Catholicus  a  me- 
diato  Augustanae    Confessionis  Statu  judicio   convenitur.*     §.  55.  über   die.  Revision 
gegen  Erkenntnisse   beim  Reichshofrath,    §.  56.  Visitation  des  Reichskammergerichts 
wird  theils  geordnet,  theils  nebst  der  Aufhebung  der  Curia  Imperialis  Rott^wilae 
an  den  nächsten  Reichstag  verwiesen.    §.  57.  58.  Vertheilung  der  24  protest.  K.O. As- 
sessoren  unter  die  protest.  Stände.    Art.  VI.  Bestätigung  des  kais.  Dekr.  v.  14,  Mai 
1647,  welches  die  Stadt  Basel  und   die  vereinigten   Cantone   der  Scbweiz 
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8  Abgeordneten  (Mainz,  Böhmen,  Sachsen,  Brandenburg  —  Baiern ,  Hoch-  und 
Teutschmeister,  Würtemberg,  Hessenkassel),  welche  unter  Controle  undTheil- 


im  Besitze  der  ,plena  libertas  et   exemptio**    vom  Reiche  erklärt;    VII.  Erklä- 
rung, dass   unter  den  Augustanae  Confessioni   addicti   Status   et   subditi 
auch   die   Reformati    zu    verstehen    seien,    nebst    näheren    Auseinandersetzungen. 
Vin.  §.  1.   „üt  autem  provisum  sit,   ne  posthac   in  statu  politico  controversiae  sub- 
oriantur,   omnes   et   singuli  Electores,   Principes  et  Status  Imperii  Romani  in  antiquis 
suis  juribus,   praerogativis,  libertate,    privilegiis,   libero  juris  territorialis  tarn  in  eccle- 
siasticis  quam  politicis  exercitio,  ditionibus,    regalibus,  horumque  omnium  possessione, 
Tigore  hujus  transactionis,   ita  stabüiti  firmatique  sunto,    ut  a  nullo  unquam  sub  quo- 
conque  praetextu   de  facto  turbari  possint  vel  debeant.    §.  2.  Gaudeant  sine  contra- 
dictione  jure   suffragii  in  omnibus  deliberationibus  super  negotiis  Imperii,   praesertim 
nbi  legesferendae,  velinterpretandae,  bellum  decemendum,  tributa  indicenda,  delectus 
aut  hospitationes  militum  instituendae,   nova   munimenta   intra   Statuum  ditiones  ex- 
struenda  nomine  publice,  veterave  firmanda  praesidiis,   nee  non  ubi  pax  aut  foedera 
facienda,    aliave  ejusmodi  negotia  peragenda  fuerint,   nihil  horum  aut  quicquam  simile 
posthac  unquam  fiat  vel  admittatur,   nisi  de  Comitiali  hberoque  omnium  Imperii  Sta- 
tuum suffiragio  et  consensu.     Cumprimis  vero  jus  faciendi  inter  se   et  cum  exteris  foe- 
dera, pro  sua  cujusque  conservatione  ac  securitate,   singulis  Statibus  perpetuo  liberum 
esto,   ita   tamen  ne  ejusmodi  foedera   sint  contra  Imperatorem  et  Imperium  pacemque 
qiis  publicam,    vel  hanc  imprimis  transactionem,   fiantque  salvo  per  omnia  juramento, 
quo  quisqne  Imperatori  etimperio  obstrictus  est.^     §.  3.  Geschäfte  des  nächsten  Reichs- 
tags.   §.  4.  Erklärung,   dass  auf  den  allgemeinen  Reichstagen  wie  den  besondem  die 
freien  Städte   ein  den  übrigen  Reichsständen  gleiches   votum  decisivum  haben 
und  im  Besitze  aller  ihrer  Rechte  bleiben,  jede  fremde  Jurisdiction  über  sie  aufgeho- 
ben £iei.     „De  caetero  omnes  laudabiles  consuetudines  et  S.  Rom.  Imp.  constitutiones 
et  leges  fundamentales  imposterum  rehgiose  serventur."     §.  5.  Versprechen  einer  neuen 
Executionsordnung ,   Aufrechthaltung  der  in  Holstein  gebräuchlichen.    IX.  Aufhebung 
der  zum    !Nachtheile    des   Handels   eingeführten  Zölle  u.   dgl.    X.  Restitution   für 
Schweden   durch  Zuweisung  des  Herzogthums  Vorpommern  mit  Rügen,    dann  von: 
Stettin,    Gartz,   Dam,   Golnaw,   Insel  WoUin,   der  Oder,    dem  firischen  Haff  mit  den 
Häfen  Peine,  Schweine  undDiewenau,  Wismar  mitWallfisch,  Peel  und  Neuen-Kloster, 
dem  Erzbisthum  Bremen  und  Bisthum  Verden  mit  Wilshausen;   Erklärung  Schweden» 
als  Reichsstand  und  Ordnung  seines  Sitz-  und  Stimmrechts,   Verleihung  des  privil.  de 
non  appellando  unter  Bedingung  der  Errichtung  eines  Appellationsgerichts  in  Deutsch- 
land und  Bestimmung,    dass  Schweden  als  Reichsstand  wegen  Klagen  vor  dem  Kam- 
mergericht   oder  R.Ho£rath   zu  Recht   stehen  könne,   worüber   es  sich    drei  Monate 
a  die  denonciatae  litis  erklären  müsse;  Privileg  für  dasselbe  zur  Errichtung  einer  Aka- 
demie oder  Universität  und  sonstige  Bestimmungen   über  die  neuen  Verhältnisse.  — 
Entschädigung  für  Brandenburg  durch Hinterpommem  und  das  Bisthum  Camin. 
—  XI.  Weitere  Entschädigung  für  Brandenburg  durch  das  Bisthum  Halberstadt 
mit  der  Grafschaft  Hohenstein,    das  Bisthum  Minden,  Camin,    die  Expectanz  auf  das 
Erzbisthum  Magdeburg,  Restitution  Seitens  Schwedens  von  Colberg,   Bisthum  Camin, 
den  brandenburgischen  Orten   im  schwedischen  Besitze,   den   Gütern  des  Johanniter- 
ordens  in  Freussen  ausserhalb   der  schwedischen  Territorien.    Bestimmungen  über  die 
Rechte  der  Kirchen,   Stände  und  Unterthanen  in  diesen  Gebieten.  —  XH.  Entschä- 
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nähme  von  Frankreich  (Citoyen  Laforest  als  Ministre  extraordinaire)  und  Russ- 
land (Ministerresident  Klüpffel)  und  dem  Vorsitze  des  kais.  Abgeordneten  einen 
Schluss  entwarf,  datirt  25.  Febr.  1803,  der  von  dem  Reichstage  angenommen 
(Reichsgutachten  vom  24.  März  1803)  und  vom  Kaiser  mit  Ratificationsdecret 
vom  28.  April  1803  bestätigt  wurde.    Es  ist  dies 

6)  der  Reichsdeputations-Hauptschluss,*®)  der  in  seinen  89  Para- 


digung  für  den  Herzog  von  Meklenburg  mit  dem Bisthum Schwerin  und  Ratze- 
burg, einigen  Johanniterordens-Commonden  und  Ordnung  der  Verhältnisse  —  XIEL  Ent- 
schädigung für  Braunschweig-Lüneburg  durch  das  Recht  der  Postulation 
seiner  Prinzen  auf  den  bischöflichen  Stuhl  von  Osnabrück,  der  zum  gemischten 
gemacht  wurde,  unter  näheren  Bedingungen.  —  XIV.  Rente  für  den  postulirten  Erzb* 
von  Magdeburg,  Christian  Wilhehn  von  Brandenburg.  —  XV.  Amnestie  für  Hess en- 
Cassel  und  Entschädigung  mit  der  Abtei  Hersfeld,  einigen  Herrschaften  und  Renten. 
Ordnung  der  Verhältnisse.  —  XTI.  Ausführung  des  Friedens.  Reichsentschädi- 
gung für  Schweden  von  5  Millionen  Thalenj  und  deren  Vertheilung.  —  XYH.  Ver- 
sprechen der  Ratihabition  des  Friedens,  Aufhebung  der  entgegenstehenden  Gesetze  etc. 
aller  Art. 

Instr.  Pac.  Monast.  (nur  die  besondern  Punkte  werden  angegeben).  §.  3.  6. 
Stellung  des  burgundischen  Kreises  zum  Reiche.  §.  70—84.  Abtretungen 
an  Frankreich  des  „supremum  Dominium,  Jura  Superioritatis  aliaque 
omnia**  auf  die  Bisthümer  Metz,  Toul  und  Verdun,  auf  die  Festung  Pignerol  (in 
Savoyen),  die  Stadt  Breisach,  Landgrafschaft  Ober-  und  IJnter-Elsass ,  den  Sundgau, 
die  Landvogtei  der  zehn  Reichsstädte  im  Elsass  (Hagenau,  Kolmar,  Schlettstadt,  "Weis- 
senburg,  Landau,  Oberenheim,  Rossheim,  Münster,  Kaisersberg,  Türingheim)  mit 
Zubehörungen ,  Zuerkennung  des  Besetzungsrechts  in  Philippsburg.  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse. §.  75 — 91.  Restitutionen,  welche  Frankreich  an  Oesterreich  zu  machen  hat. 
§.  92 — 97.  Ordnung  der  Streitigkeiten  in  Italien. 

**)  Abdr.  in  G^.  v.  Meyer  Staatsacten  (Corpus  Constitut.  Germanicarum,  Corp.  jur. 
€onfoed.  Germ.),  Fkft.  1847.  3.  Aufl.  Nr.  1.  Vgl.  Klüber  Oeffentl.  Recht  des  teutsch. 
Bundes  §.  58.,  Zachariä  Staatsrecht  §.  35.  u.  a. 

**)  Art.  VI.  „S.  M.  l'Empereur  et  Roi,  tant  en  son  nom,  qu'en  celui  de  TEinpire 
Oermanique,  consent  k  ce  que  la  R^publique  Frangaise  poss^de  'd6sormais,  en  toute 
souveraineto  et  propriete,  les  pays  et  domaines  situ^s  k  la  rivegauche  duRhin  .... 
de  mani^re,  que  .  .  .  le  Thalweg  du  Rhin  soit  desormais  la  limite  entre  la 
Rep.  Frang.  et  PEmp.  Genn."  VH.  „.  .  .  TEmpire  sera  tenu  de  donner  aux  princes 
h^r^ditalres ,  qui  se  trouvent  depossed^s  k  la  rive  gauche  du  Rhin,  un  dedominage- 
ment,  qui  sera  pris  dans  le  sein  du  dit  Empire  .  .  ." 

*0  Reichsgutachten  v.  2.  Oct.  1801,  kais.  Ratifik.  Dekr.  v.  7.  Nov.  1801. 

*^)  Protocoll  der  ausserordentl.  Reichsdeput.  zu  Regensburg  1803.  Regensb.  1803, 
2  Bde.  u.  2  Bde.  Beylagen.  4.  Ad.  Ch.  Gaspari  der  Deputations-Recess,  mit  bistor. 
geogr.  u.  Statist.  Erläut.  und  einer  Vergleichungstafel,  Hamburg  1803.  2  Th.  J.  V. 
Cämmerer  Hauptschi,  der  ausserord.  Reichsdep.  v.  25.  Febr.  1803  nebst  d.  Reichs- 
gutachten V.  24.  März  u.  d.  kays.  Ratific.  Dekr.  v.  28.  Apr.  nach  den  Originalacten 
durchgesehen.  Regensb.  1804.  4.  Jos.  Ant.  Vahlkampf  Reichsbeschl.  v.  27.  Apr. 
1803,  dem  kais.  u.  Reichskammergerichte  mit  verschiedenen  Staatsacten  am  3.    Aug. 
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graphen  das  Reieli  zu  einem  neuen  Wesen  schuf,  und  ihm  überhaupt  den  To- 
dessioss  gab. 


1803  insinuirt.,   Wetzlar   1804.  4.   (H.  y.  Schelhass)   pragmat.   Gesch.  d.  deutsch. 
JKeiciiSTerh.  v.  d.  neuesten  Deputat.  H.  S.  bis  gegen  Ende  d.  J.  1804,  Regensb.  1805. 
Inhalt  des  R.  d.  H.  S.  §.  1.  weist  zu  dem  Kaiser  für  die  Landvogtei  Ortenau, 
Tfient  u.  Brixen;  dem  Grossherz,  von  Toskana  Salzburg,  die  Probstei  Berchtols- 
gaden,  den  auf  österr.  Seite  der  Hz  u.  des  Inns  gelegenen  Theil  von  Passau,  das  Bis- 
thiun  Eichstädt;    das  Breisgau  u.  die  Ortenau  dem  Herzoge  yon  Mo  de  na.    §.2. 
Dem  Eurf.    Ton  Baiem:    die  Bisthümer   Würzburg,   Bamberg,  Freisingen,   Augsburg, 
Passau  nebst  der  Stadt,   13  reichsfilrstliche  Probsteien  u.  Abteien,   17  Reichsstädte  u. 
Reichsdorfer  (Baiem    erhielt  100  QMeilen   u.  2  MOl.    G.  jährl.  Einkünfte    mehr    als 
der  Verlust   betrug).    §.  3.    Dem  Könige  vonPreussen:    (Yerlust  48  □Meil.  mit 
172,000  Einw.,  Entschädigung  230  DMeil.  mit  600,000  Einw.)   die  Bisth.  Hildesheim, 
Paderborn,   das  Gebiet  von  Erfurt  mit  üntersgleichen  u.  den  andern  mainzischen  Be- 
sitzungen in  Thüringen,  das  Eichsfeld,  den  mainzisch.  Antheil  an  Treffurt,  6  Abteien, 
3  Reichsstädte,  die  Stadt  Münster  u.  einen  Theil  des  Bisthums.     Der  Rest  von  Münster 
kam   an    verschiedene    Fürsten.     §.  4.    Braunschweig-Lünneburg:    Osnabrück, 
Braunschw.-Wolfenbüttel:  die  Abteien  Gandersheim  u.  Helmstädt.    §.  5.  Mark- 
gr&f    von    Baden  (verlor  8  □Meil.,    erhielt  siebenmal   s©-  viel):    Bisth.  Konstanz, 
Reste  von  Speier,  Basel  und  Strassburg,  3  pfölzische  Aemter  mit  2  Städten  (Heidelb. 
XL  Mannheim),  Herrschaft  Lahr,  2   hessiche  Aemter,   11   Abteien  und  Probsteien,  7 
Reichsstädte.     §.  6.    Würtemberg:   8  Abteien  u.  dgl.,   10  Reichsstädte  u.  Reichs- 
dorfer.    §.   7.    Hessenkassel:  4  mainz.  Aemter,  2  Kapitel,  1  Reichsstadt,  1  Reichs- 
dorf.    Hessen-Darmstadt    (82  □Meil.   mehr):   das  Herz.  Westphalen,    12  mainz. 
Aemter,  3  mainz.  Hofe,  5  pfalz.  Aemter,  bez.  Ihre  Reste,  Theil  von  Worms,  3  Abt.  u. 
Probst.,   1  Reichsstadt.    §.  8—24  setzt   die  Entschädigungen  für  eine  Masse   kleinerer 
Herrn  fest,   legt  Renten  auf  u.  ordnet  wie  auch  schon  vorhergehende  §§.  die  Grenzen. 
§.  25.    ITebertragung  des  Mainzer  Stuhls  auf  die  Domkirche  zu  Regensburg  nebst 
den  Würden  des  R.  Erzkanzlers,  Erzbischofs  u.  Primas  von  Deutschland,  gibt  ihm  die 
Fürstenth.  Aschaffenburg  u.  Regensburg,  die  Reichsstadt  Wetzlar,  das  Haus  Compostell 
zu  Frankfurt  a.  M.    nebst  Renten  als  Ausstattung.     §.  26.    Entschädigung    für    den 
Teutschen  u.  Maltheser-Orden.    §.  27.   constituirt  das  Kollegium   der  Reichs- 
städte aus  den  freien  u.  unmittelbaren  Städten  Augsburg,  Lübeck,  Nürnberg,  Frankfurt, 
Bremen  u.  Hamburg,  setzt  ihre   „volle  Landeshoheit  u.  alle  Gerichtsbarkeit  ohne  Aus- 
nahme u.  Vorbehalt,  jedoch  der  Appellation  an  die  höchsten  Reichsgerichte  unbescha- 
det*, Neutralität  in  allen  Reichskriegen  u.  deshalb  Entbindung  von  der  Berathung  u. 
Beschliessung  an  Kriegssachen  fest  u.  umschreibt  ihre  Gebiete,  setzt  endlich  die  Stel- 
lung der  Landesherm  gegebenen  Reichsstädte  fest.     §.  29.  etwaige  Entschädigung  der 
ßeichsritterschaft  u.  Reichsgrafen.     §.  30.    Die  helvetische  Republik  erhielt   für 
den  Yerlust  der  Rechte  u.  Ansprüche  auf  die  von  ihren  geistl.  Stiftungen   abhängigen 
Besitzungen  in  Schwaben  das  Bisthum  Chur  u.  die  Herrschaft  Trasp.    §.  30.   Ablö- 
sung  der    festgesetzten  Renten   gegen   ein  Kapital  von  2\/a  Procent.    §.31.     Neue 
Kurwürden  für:   Erzherzog  Grossherzog,  Markgr.  von  Baden,  Herz,  von  Würtem- 
berg, Landgr.  von  Hessenkassel.     §.  32.    Neue  Virilstinmien  im  Reichsfürstenrathe  u. 
Aufrofsordnung.    §.  33.    Priv.   de  non   appellando  für  alle  Kurfürsten,   Landgr.  von 
Hessen-Darmstadt  u.  das  Gesammthaus  Nassau.    §.  34.     „Alle  Güter  der  Domcapitel 
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b)  Gesetze  über  den  Landfrieden  und  die  Reichsgerichte.  Darü- 
ber finden  sich  in  yerschiedenen  Gesetzen  Bestimmungen  (siehe  num.  a,);  die 
hier  besonders  in  Betracht  kommenden  sind: 


und  ihrer  Dignitarien  werden  den  Domänen  der  Bischöfe  einverleibt,  und  gehen  mit 
den  Bisthümem  auf  die  Fürsten  über,  denen  diese  angewiesen  sind.  In  den  zwischen 
mehrere  vertheilten  Bisthümer  werden  die,  in  den  eiazelnen  Theilen  befindlichen  Güter 
dieser  Art  mit  denselben  vereinigt.  §.  35.  Alle  Güter  der  fimdirten  Stifter,  Abteyen 
und  Klöster,  in  den  alten  sowohl  als  in  den  neuen  Besitzungen,  katholischer  sowohl 
als  A.  0.  Yerwandten,  mittelbarer  sowohl  als  unmittelbarer,  deren  Verwendung  in  den 
vorhergehenden  Anordnungen  nicht  fomüich  festgesetzt  worden  ist,  werden  der  freien 
und  vollen  Disposition  der  respektiven  Landesherren,  sowohl  zum  Behuf  des  Aufwands 
für  Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnüt^e  Anstalten,  als  zur  Erleichterung 
ihrer  Finanzen  überlassen,  imter  dem  bestimmten  Vorbehalte  der  festen  und  bleibenden 
Ausstattung  der  Domkirchen,  welche  beibehalten  werden,  imd  der  Pensionen  für  die 
aufgehobene  Geistlichkeit  nach  den  unten  theüs  wirklich  bemerkten,  theils  noch  unvei^ 
züglich  zu  treffenden  näheren  Bestimmungen.  §.  36.  Die  namentlich  und  formlich  zur 
Entschädigung  angewiesenen  Stifter,  Abteyen  und  Klöster,  so  wie  die  der  Disposition 
der  Landesherren  überlassenen ,  gehen  überhaupt  an  ihre  neuen  Besitzer  mit  allen 
Gütern,  Bechten,  Kapitalien  und  Einkünften,  wo  sie  auch  immer  gelegen  sind,  über, 
sofern  oben  nicht  ausdrückliche  Trennungen  festgesetzt  worden  sind.*^ 

§.37.  Güter  gemeinnütziger  Anstalten.  §.  38.  Uebergang  der  bisherigen  Schul- 
den auf  die  neuen  Landesherm.  §.  39.  Aufhebung  der  BheinzöUe  und  Einführung 
des  Schifffahrts-Octroi.  §.40.  Begulirung  der  Lehen.  §.41.  Stimmen  der 
Reichsgrafen. 

§.  42.  „Die  Säcularisation  der  geschlossenen  Frauenklöster  kann  nur  im  Einver- 
ständniss  mit  dem  Diöcesan-Bischofe  geschehen.  Die  Mannsklöster  hingegen  sind  der 
Verfügung  der  Landesherren  oder  neuen  Besitzer  unterworfen,  welche  sie  nach  freiem 
Belieben  aufheben  oder  beibehalten  können.  Beiderlei  Ghittungen  können  nur  mit 
Einwilligung  des  Landesherren  oder  neuen  Besitzers  Novizen  aufiiehmen. 

§.  43.  Der  Genuss  der  zur  Entschädigung  angewiesenen  Güter  nimmt  für  die  ent- 
schädigten Fürsten  und  Stände,  welche  nicht  im  Falle  gewesen  seyn  möchten,  vor  den 
Declarationen  der  vermittelnden  Mächte,  Civilbesitz  zu  ergreifen,  mit  dem  ersten  Dez. 
1802  seinen  Anfang.  Der  Civilbesitz  selbst  geht  für  Alle  8  Tage  vor  jenem  Termine 
an.  —  Die  Bückstände  der  unter  der  Disposition  der  Kutzniesser  gestandenen  Fonds 
bis  zum  Zeitpunkte  des  neuen  Genusses,  gehören  den  alten  Besitzern,  ohne  jedoch 
hiedurch  anderen  Verabredungen  zwischen  den  interessirten  Theilen  vorzugreifen. 
§.  44.  Alle  seit  dem  24.  August  1802  in  den  Entschädigungslanden  und  Gebieten 
vorgenommenen  Veräusserungen,  welche  nicht  als  Folgen  der  gewöhnlichen  Verwal- 
tung anzusehen  sind,  werden  hiemit  für  ungültig  erklärt.^  §.  45.  Regolirung  der  An- 
sprüche auf  an  Frankreich  abgetretene  oder  zur  Entschädigung  überwiesene  Länder. 
§.  46.  „Alle  Tauschverträge,  Länderpurifikationen  und  andere  Vergleiche  aller  Art, 
welche  von  den  Fürsten,  Ständen  und  Gliedern  des  Reichs  unter  sich  innerhalb  eines 
Jahrs  geschlossen  werden,  sollen  ebensowohl  volle  Kraft  haben,  und  vollzogen  werden, 
als  wenn  sie  gegenwärtigem  Hauptschlusse  wörtlich  einverleibt  wären.**  §.  47—59. 
Ordnung  der  Verhältnisse  (Pensionen,  Rang  etc.)  der  abtretenden  Landesherm,  Kapi- 
tularen,  Mönche  u.  s.  w.    §.  60.    Die  dermalige  politische  Verfassung  der  zu  säcula- 
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1)  der  Rwige  Landfriede,^^  aufgerichtet  von  E.  MaxuniliaB  *L  in  dem 
Reichstagsabschiede  su  Wonns  Tom  7,  August  1495 ,  umfassend  dr^ehn  Pa- 
ragraphen. Derselbe  ist  in  einer  Ifenge  spätere/  Beichsgesetze  stets  von 
Neuem  bestätigt,  auch  mit  mancherlei  Zusätzen  und  Yerbesserungen  versehen 
worden.**) 

2)  Itie  Ordnungen  des  kaiserlichen  und  Beichs-Cammer-Gherichts, 
dessen  l^bosetzung  der  £wige  Landfriede  zu  seiner  Durchführung  bestimmte. 


risirenden  Lande,  in  so  weit  solche  anf  gültigen  Verträgen  zwischen  dem  Begenten 
and  dem  Lande,  auoh  andern  reichsgesetzlichen  Normen  ruht,  soll  ungestört  erhalten, 
jedoch  in  demjenigen,  was  zur  Civil-  und  Militäradministration,  und  deren  Yerbesserung 
imd  Vereinfachung  gebort,  dem  neuen  Landesherren  freie  Hand  gelassen  werden. 
§.  61.  Die  Begalien,  bischöflichen  Domainen,  dbmoapitelischen  Besitzungen  und  Ein- 
künfte fallen  dem  neuen  Landesherren  zu.  §.  62.  Die  erz-  und  bischöflichen  Diöcesen 
aber  yerbleiben  in  ihrem  bisherigen  Zustande,  bis  eine  andere  Diöcessn-Einrichtung 
auf  reichsgeset^che  Art  getroffen  seyn  wird,  wovon  dann  auch  die  Einrichtung  der 
Icünftigen  Domcapitel  abhängt.  §.  63.  Die  bisherige  Beligionsübung  eines  jeden  Lan- 
des soll  gegen  Aufhebung  und  Kränkung  aller  Art  geschätzt  seyn ;  insbesondere  jeder 
Keligion  der  Besitz  und  ungestörte  Qenuss  ihres  eigenthümlichen  Eirchenguts,  auch 
Scholfonds  nach  der  Yorschrift  des  westphähschen  Friedens  ungestört  verbleiben ;  dem 
Landesherren  steht  jedoch  frei,  andere  Beligionsverwandte  zu  dulden,  und  ihnen  den 
roUen  Genuss  bürgerlicher  Bechte  zu  gestatten.''  §.  64 — 76.  Bestimmungen  über 
Unterhalt  der  Mitglieder  der  Mediat-Stifter  u.  dgl.  §.  65.  „Fromme  und  milde  Stif« 
toogren  sind,  wie  jedes  Privateigenthum  zu  conserviren,  doch  so,  dass  sie  der  landes- 
herrlichen Aufeicht  u.  Leitung  untergeben  bleiben."  §.  77—85.  Ordnung  des  Schul- 
denwesens der  zur  Entschädigung  überwiesenen  Länder  wie  der  Landesherm.  §.86 
bis  89.     Sustentatio^  des  Beichskammergerichts. 

^^  Neue  Samml.  ü.  S.  3  ff.  —  §.  2.  „Und  darauf  haben  Wir  all  offen  Vehde 
und  Yerwarung  durch  das  gantz  Beych  aufgebebt  und  abgetan,  heben  die  auch  hie- 
mit  auf  und  tun  die  ab  von  Bömischer  kümklicher  Macht  Yollkumenheyt,  in  und  mit 
Krafll;  diss  Brieffs. 

§.  3.  Und  ob  yemandt,  was  Würden  oder  Stands  der  oder  die  wären,  wider  der 
eins  oder  mer,  so  vorgemelltim  nächsten  Artickel  gesetzt  ist,  handeln,  oder  zu  handehi 
understeen  würden,  die  sollen  mit  der  That,  von  Beoht,  zusampt  andern  Penen  in 
nnnser  und  des  heyligen  Beychs  Acht  gevallen  sein,  die  Wir  auch  hiemit  in  unnser 
and  des  heyligen  Beychs  acht  erkennen  und  erklären,  also,  dass  jr  Leib  und  Ghit 
anermenigklich  erlaubt,  und  niemands  daran  freuein  oder  verhandeln  sol  oder  mag. 
Aach  alle  Yerschreibung,  Pflicht  oder  Pündtnuss  Ihn  zusteende,  und  darauf  sy  Fordrung 
oder  Zui^ruch  haben  möchten,  soUen  gegen  den  jenen,  die  je  verhafft  wären,  ab  und 
tod,  auch  die  Lehen  so  vil  der  Uberfarer  der  gepraucht,  den  Lehn-Herren  verfallen, 
nnd  sy  dieselben  Lehen  oder  derselben  Tail,  so  lang  der  Fridbrecher  lebt,  Im  oder 
andern  Lehenserben  zuleyhen,  oder  den  seinen  Tail  der  Abnutz  volgen  zulassen,  nit 
schuldig  sein.*^ 

^)  B  A.  zu  Freiburg  1498  (Neue  SammL  IL  S.  38  ffl),  Augsburg  1500  §.  1  fl. 
(das.  8.  64.),  Cöbi  1505  §.  2.  (das.  S.  102.),  Trier  u.  Cöln  1512  §.  3.  (das.  S.  137.), 
Worms  1521   (das.  S.  194  —  203.),  Nürnberg  1522  Art.  8  ff.  (das.  S.  233  ff.)  u.  a. 
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Im  R.  A.'  von  1495  wurde  die  erste  aufgerichtet,  welche  seitdem  vielfach 
verbessert  und  ergänzt  wurde  bis  auf  die  letzte  von  1555,  deren  Ergänzungen 
theils  durch  einzelne  Bestimmungen  in  Reichsgesetzen,  theils  durch  besondere 
Reichsschlüsse,  theils  durch  die  R.  E.  G.  Yisitations-Schlüsse,  theils  durch 
die  vom  Eammergerichte  selbst  ausgehenden  „Gemeinen  Bescheide''  er- 
folgten. ") 

3)  Die  zur  Durchfiihrung  des  Landfriedens  und  der  ürtheile  des  Kammer- 
gerichts erlassenen  Reichs -Regiments-^^)  und  Reichs -Executions- Ord- 
nungen. ^^ 

4)  Die  Reichshofraths- Ordnungen,  von  denen  die  erste,  nachdem 
früher  nur  einzelne  den  Reichsho&ath  betreffenden  Punkte  in  die  Reichsgesetze 
aufgenommen  waren,**)  von  K.Ferdinand  L  im  J.  1559  gegeben  wurde.  Sie 
blieb  im  Gebrauche  bis  auf  K.  Ferdinand  ID.,  der  1654  eine  neue  publizirte, 
deren  Gültigkeit  die  Stände  des  Reichs  wegen  Mangels  der  liGtwirkung  des 
Reichstages  zwar  bestritten,  jedoch  die  Wahlcapitulation  Karls  VU.  vom  Jahr 
1742  endlich  anerkannte.  *°) 

**)  Ordnung  des  Kayserl.  Cammer- Gerichts  zu  "Worms  v.  1495  (Neue 
Samml.  ü.  S.  6—11.);  R.  A.  zu  Freiburg  1498  §.  23.  (das.  S.  48.),  K.  G.  O.  v. 
1500  zu  Augsburg  (das.  8.  67  fiF.),  R.  A.  zu  Costnitz  v.  1507.  "Wiederaufrichtung  des 
C.  G.  (das.  S.  113  ff.),  C.  G.  0.  zu  Regensburg  v.  1507  (das.  S.  119  ff.),  E.  G.  0.  zu 
Worms  V.  1521  (das.  S.  179  ff.),  Nürnberg  1523  (das.  S.  247  ff.),  Speyer  1527  (das. 
S.  289  ff.),  Reformation  des  K.  G.  zu  Speyer  1531  (das.  S.  845  ff.),  CG.  O.  zu  Speyer 
1538  (das.  S.  403  ff.).  Erneuerte  Ordn.  etlicher  Puncten  belangend  den  Gerichtl.  Proc. 
des  kais.  d  G.  zu  Speyer  1538  (das.  S.  419  ff.),  K.  G.  O.  Augsburg  1548,  K.  G.  O. 
zu  Augsburg  v.  1555.  (Neue  Samml. UI.  S.  43  ff.).  Sie  hat  drei  T heile:  „von  Per- 
sonen des  Cammergerichts  —  vom  Gewalt-  und  Gerichtszwang  des  Kayserl.  Cammer- 
gerichts  in  erster  Instanz  —  von  dem  Gerichtlichen  Process."  —  Des  Kayserl.  und 
Reichs-Cammer-Gerichts-Cantzley-Ordnungen  von  1656,  1662,  1673  sind  abgedruckt  in 
Neue  Samml.  Anhang  (lY.  S.  91  ff.). 

*^  Regiments-Ordnung' Anno  1500  auf  dem  Reichstage  zu  Augspurg  angerichtet. 
Neue  Samml.  IE.  S.  56—63.;  RÖm.  KönigL  Maj.  Regiment,  auff  dem  R.  T.  zuWormbs 
Anno  1521  auffgericht,  das.  S.  172—179.,  R.  A.  y.  1521  zu  Worms  §.  1  ff.  (das. 
8.  203  f.),  Nürnberg  1534  §.  2.  (das.  S.  254.),  Speyer  1526  §.  15  ff.  (das.  S.  277.), 
Speyer  1529  §.  28.  (das.  S.  298). 

*')  Executions-Ordnung  im  R.  A.  zu  Augsburg  1555  §.  31  —  103.  (Neue  Samml. 

m.  S.  20  ff.). 

**)  Z.  B.  im  §.  14.  des  Passauer  Vertrags  v.  1552. 

^*)  Abdr.  der  von  Ferdinand  HI.  vom  16.  März  1654  in  Neue  Samml.  Anhang  zum 
IV.  Bde.  8.  44  —  75.  Daselbst  die  spätem  kaiserl.  Dekrete,  8.  83  ff.  die  Chur- 
Mayntzische  Reichs-Hof-Cantzley-Tax-Ordnung  v.  1658,  die  erneuerte  v.  1659. 

Von  sonstigen  Bestimmungen  sind  noch  zu  beachten:  §.  30.  des  Prager  Friedens 
von  1635  (Neue  Samml.  III.  S.  539.),  §.  90.,  92.  des  R.  A.  zu  Regensburg  v.  1641 
das.  S.  565.,  I.  P.  O.  art.  V.  §.  54.  55.,  kais.  Commissionsdecr.  v.  14.  Aug.  1715  das. 
m.  S.  335. 
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5)  Die  Reiehsgesetze  und  kaiserlichen  Ordx\nngen  betreffend  die  Yehm- 
gerichte.^*) 

6)  Die  Reichsgesetze  über  Handhabung  der  Polizei,  ^0  ^^  Münzwe- 
sen,^^)  den  Handel,  die  Gewerbe,  das  Postwesen,  das  Bücher-  (Cen- 
sur-)  Wesen  u.  dgl.  m.  ^ 

7)  Die  „Ordnung  des  peinlichenHalss-Gerichts,  welches yon Kaiser 
Carl  y.  und  des  heil.  Rom.  Reichs  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen  aufge- 
richtet ist,**  von  1532.*®)  Dazu  eine  Menge  yerschiedener  Strafgesetze  und 
strafrechtlicher  Satzungen  über  Duelle,  verbotene  Vereine,  Gotteslästerung 
u.  s.  w.,  namentlich  aus  der  Zeit  vor  der  peinlichen  Halsgerichts-Ordnui^. 

c.  Das  Kriegswesen  ist  theils  Gegenstand  von  zahlreichen  Reichsab- 
schieden,  theils  in  besondem  Gesetzen:  Reichs-Matrikeln,^^)  Reiterbestal- 
lang,^^)  Fussknechtsbe stallung**)  u.  s.  w.  geordnet. 


*®)  Reformation,  die  Freyschoffen  u.  das  heimliche  Gericht  zu  "Westphalen  betreffend 
Maximilians  I.  y.  10.  Sept.  1495  in  Neue  Samml.  II.  S.  18  ff.,  §.  17.  R.A-  von  Worms 
1021  das.  S.  206,  —  lieber  die  processualen  Bestimmungen  der  Reichsgesetze  s.  noch 
T.  Linde  Lehrb.  des  deutsch,  gem.  Civilproc.  7.  Aufl.  Bonn  1850.  §.  17  ff. 

^)  B.  A.  V.  Augsburg  1530  §.  98.  (Neue  Samml.  II.  S.  322.)  u.  die  auf  demselben 
aufgerichtete  „Rom.  Kayserl.  Majest.  Ordnung  u.  Reformation  guter  Poli- 
cey"  V.  1530.  Das.  S.  332—345.,  bestätigt  im  art.  YHI.  R.  A.  y.  1532  zu  Regens- 
burg  (das.  S.  361.)  §.  76.  77.  R.  A.  zu  Regensburg  1641  das.  S.  440  fg.,  §.  90  —  93. 
R.  A.  zu  Augsburg  1548  das.  S.  543.,  §§.  69  ff.  R.  A.  zu  Augsburg  1551  das.  S.  621 
ff.,  R.  A.  zu  Augsb.  y.  1555  §.  135.,  136.  das.  in.  8.  37  u.  a.  Dahin  auch  die  Be- 
stimmungen über  Kleiderordnung  z.  B.  in  §.  39  des  R.  A.  y.  1498  das.  11.  S.  47., 
art.  XXTTT.  des  R.  A.  y.  1500  das.  S.  78  u.  a. 

'^«)  Handel  der  Münz  halben  (9.  Th.  d.  R.  A.)  y.  1495  in  Neue  Samml.  11. 
S.  27.,  B.  A.  y.  1497  §.  33  ff.  das.  S.  33.,  R.  A.  y.  1498  §.  38.  das.  S.  46.,  art. 
XXn.  B.  A.  y.  1500  das.  S.  77.,' §.  19.  R.  A.  v.  1512  das.  S.  144.,  §.  25  ff.  R.  A. 
V.  1524  das.  S.  257.,  K.  Karl  V.  Münz-Ordnung  zu  Eslingen  yon  1524  das. 
8.  261.,  §.  134.  R.  A.  y.  1530  das.  827.,  §,.  61  ff.  R.  A.  v.  1541  das.  S.  439.,  §.  40. 
ff.  R.  A.  V.  1548  das.  S.  535.,  §.  35  ff.  R.  A.  y.  1551  das.  S.  616.,  Münzmandat 
Ton  1548  das.  S. 634.,  K.  Ferdinandi  neue  Miintz-Ordnung  samt  Yalvirung  der 
gülden  u-  sübem  Müntzen  u.  darauf  erfolgtem  Kays.  Edict  zu  Augsb.  1559  das.  HI. 
S.  186—201.,  §.  147  ff.  R.  A.  zu  Augsb.  1566  das.  S.  235.,  §.  120  ff.  R.  A.  zu 
Speyer  1570  das.  S.  303.,  §.  16  ff.  R.A.  zu  Frankf.  1571  das.  S.  343.,  §.  65  ff.  R.  A. 
zu  Regensb.  1576  das.  S.  363.,  §.  66  ff.  R.  A.  zu  Augsb.  1582  das.  8.  409.,  §.  48  ff. 
ß.  A.  zu  Begensb.  1603  das.  S.  509.,  mehre  Kaiser!.  Decrete  yon  1666  fg.  das.  IV. 
8.  50.,  65.,   108.,  112.,  129  u.  a. 

2»)  Vgl.  die  Citate  bei  Heffter  Lehrb.  d.  gemeinen  deutsch.  Strafrechts  5.  Aufl. 
Braunschw.  1854  §.  13.,  14.,  Zöpfl  R.  G.  8.  220.,  H-  Hälschner  Gesch.  des  bran- 
denburgisch-preufts.  Strafrechtes,  Bonn  1855  S.  78  ff.,  die  Schriften  yon  Koch,  Mei- 
ster, Horix,  Malblanc,  Kress,  Meckbach,  Böhmer,  Walch  bei  Ersch  a.  a. 
0.  n.  1423  ff.     Es  gibt  zahlreiche  Abdrücke,  auch  in  Neue  Samml.  II.  S.  365—403. 

^  Matr-ikel  yon  Worms  1521  (Neue  Samml.  II.  S.  216.),  Artikel  zu  §.  75.  R.A. 
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d)  Dm  Finanzwesen  ist  in  den  angeMirten  Gesetzen  über  dasBeichs- 
kammergericht,  die  Eeiehsmatrikeln,  die  Münze  geordnet,  wozu  noch  zahlreiche 
Bestimmungen  verschiedener  Gesetze'^über  Zölle  u.  dgl.  kommen. 

e)  Die  kirchlichen  und  religiösen  Verhältnisse  sind  in  den  sub 
a  genannten  Gesetzen  normirt,  zu  denen  noch  hinzukommen  einzelne  Reichs- 
gesetze, deren  Geltung  jedoch  nur  eine  proTisorische  war.»") 

f.  Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  sind  einzelne  Punkte  theils  durch 
besondere  Gesetze  geordnet,'  theils  in  den  Reichsabschieden  überhaupt  normirt 
worden.    Von  jenen  ist  am  wichtigsten  die  Vormundschaftsordnung.'*) 

g)  „K.  Maximilians  I.  Ordnung  zu  Unterrichtung  der  offenen  Notarien 
wie  die  ihre  Aempter  üben  sollen,  zu  Colin  auffgericht  Anno  1512.**"^) 

§.  92. 

3.  Die  Landesgesetzgebung.    Landrechte.  ^) 

I.  Für  das  öffentliche  Recht:  Verfassung,  Verwaltung,  Stande-  Steuer- 
Kriegs- Polizei-Wesen  u.  dgl.  wurden  in  den  meisten  grossem  Territorien  Lan- 
desordnungen 2)  erlassen,  denen  besonders  peit  dem  Ausgange  des  17.  Jahr- 
hunderts zahlreiche  landesherrliche  Gesetze  aller  Art  folgten. 


zu  Augsb.  1548  das.  S.  .607.;  andere  Bestimmungen  über  Militairwesen  enthalten  die 
Pplizei- Ordnungen,  I.  P.  0.  art.  VOI.,  Reichsschlußß  v.  1655  das.  IV.  S.  40.;  kais. 
Commissions- Dekret  v.  1670,  1671.  Reichsgutachten  t.  1681  u.  kais.  Dekr.  (das.  IV. 
S.  80.,  83.,  137.,  141.),  Reichsgutachten  y.  1726  mit  kais.  Dekr.  v.  1727  (das.  S.  358.,  362.). 

'^)  Kais.  Mandat  im  §.  18  ff.  des  R.  A.  zu  Speyer  t.  1542  in  Neue  Samml.  U. 
S.  449.;  §.  5  ff.  des  R.  A.  zu  Speyer  1570  das.  lU.  S.  287.  und  auf  Grund  dessen 
„Der  Rom.  Kays.  Majestät  .  .  .Reuter-Bestallung  von  1570  das.  8.  321  — 
334.,  §.  50.  R.  A.  zu  Regensb.  1576  das.  S.  361.,  Reichsschluss  v.  1664  u.  a.  das. 
IV.  S.  17  ff. 

")  „Articul  auf  die  Teutsche  Knechte"  ron  1570  in  Neue  Samml.  HI, 
S.  334—341.  ' 

^')  Eayserl.  Erklärung,  wie  es  der  Religion  halben  im  heil.  Reich  bis  zu  Austrag 
des  gemeinen  Concilii  gehalten  werden  soll,  v.  15.  Mai  1548  zu  Augsburg  in  Neue 
Samml.  11.  S.  550—574.,  Constitution  wider  die  "Wiedertäufer  von  Speyer  1529  das. 
S.  302  ff.  u.  a. 

^)  R.P.  O.  V.  1548  Tit.  32.,  Gemeine  Form  Tutorii  u.  Curatorii  v.  1570  m  Neue 
Samml.  m.  S.  317.,  R.  P.  0.  v.  1577.  Tit.  32. 

^^)  Neue  Samml.  11.  S.  151 — 166.  Deutsch  u.  latein.  Dazu  manche  andre  Be~ 
Stimmungen.    S.  Register  zu  Bd.  4.  der  neuen  Samml.  unter  d.  Worte  Notarien. 

0  Eichhorn  R.  G.  §§.  550.,  561.  Zöpfl  R.  G.  I.  §.  58.  Für  das  Priyatrecht 
besonders  Gerber,  das  wissenschaftl.  Princip  des  gem.  deutsch.  Privatr.  Jena  1846 
S.  159  ff.,  die  Lehrbücher  des  g.  d.  Privatr.,  namentlich  das  von  Mitte rmaier,  fer- 
ner Kraut  Grundriss  §.  28  ff.  — 

^  Die  Landesordnungen  für  Böhmen  Ton  E.  Ferdinand  I.  ron  1530,  Maximilian  II. 
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n.  Für  das  Straf  recht  und  den  Strafprocess  waren  schon  vor  der 
Carolina^  einzelne  Ordnungen  erlassen;  seit  der  von  Karl  V.  ist  auf  diesem 
Gebiete  bis  ins  18.  Jahrh.  hinein  nur  in  einzelnen  Territorien*)  durch  umfas- 
sende Gesetze  Vorsorge  getroffen.  Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  hat  aber  in 
mehren  grossem  Territorien  eine  Codification  des  Strafirechts  und  Strafprocesses 
stattgefunden,  so  dass  gegen  das  Ende  des  Reichs  die  Ordnung  Carls  Y.  an 
ihrer  allgemeinen  Geltung  bedeutend  einbüsste.*) 

m.  Das  Civilproces 8 verfahren  ist  theDs  durch  manche  Gesetze,  theils 
durch  umfassende  Gerichtsordnungen  in  einzelnen  Territorien*)  normirt 
worden.  Die  allgemeine  Grundlage  blieb  jedoch  bis  auf  das  vorige  Jahrhun- 
dert, das  umfassende  Oodificationen  zu  Wege  brachte,  ^  der  gemeine  auf  römi- 
schem und  canonischem  Eechte,  deutschem  Gerichtsgebrauch  und  den  Satzun- 
gen der  Beichsgesetze ,  besonders  den  Eammergerichtsordnungen ,  beruhende 
gemeine  Process. 

IT.  Für  das  Privatrecht  wurden  seit  der  Reception  des  fremden  Rechts 
unter   dem  Einflüsse   und  meistens    der  Redaction  gelehrter  Juristen   in   der 


Ton  1564,  Rudolph  11.  von  1594,  erneuerte  Landesordnuiig  E.  Ferdinand  II.  von  1627 
nebst  den  Declaratorien  und  Novellen  Ferdinands  HI.  von  1640,  sowie  för  Mähren 
{Einführung  der  Ferdinandeischen  imJ.  1555)  stellt  zusammen  mit  Angabe  der  Drucke 
n.  Literatur  Dr.  Legis-Glückselig  in  der  Oesterreich.  Zeitschrift  für  Rechts- 
TL  Staatswissensch.  1847  L  S.  177  ff.  —  Bezüglich  Steiermarks  s.  J.  G.  Hof- 
richter Quellen  des  steirischen  Staat»-  u.  Privatrechts  u.  ältere  Steiermark  betreffende 
Gesetze.  Gratz,  1845.  Viele  andre  auch  in  £.  H.  Costa  Bibliographie  der  deutsch. 
Kechtsgesch.  Braunschw.  1858.  n.  222  ff. 

')Malefizordnung  K.  Maxim.  I.  von  1499  für  Tirol.  In  den  Bayerischen 
Annalen  1834  Kr.  137.  ist  sie  edirt  u.  commentirt.  Bambergische  peinl.  Hals- 
gerichtsordnung  v.  1507,  gemacht  von  R.  Freiherr  Johann  von  Schwarzen- 
berg.  Vgl.  Zöpfl  peinl.  H.  G-.  O.  K.  Karls  V.  nebst  der  Bamb.  u.  Brandenburger 
.  .  .  .  Heidelb.  1842.,  eingeführt  1516  in  den  fränkisch,  brandenb.  Ländern.  S.  auch 
Hälschner  a.  a.  O.    ' 

*)  Land-  u.  peinl.  Gerichtsordnung  CarPs  U.  für  Steiermark  vom  24.  Dec.  1574, 
peinl.  Landgerichtsordn.  Ferdinannd  EQ.  für  Oesterreich  unter  der  Enns  v.  ^0.  Dec. 
1656,  peinl.  Halsger.  Ordn.  K.  Joseph  I.  für  Böhmen,  Mähren  u.  Schlesien.  Ed. 
Herbst  Einleit.  in  das  österr.  Strafprocessrecht,  Wien  1860  S.  2  ff.  — 

^)  Siehe  Heffter  Lehrb.  des  Strafr.  §.  16.,  17.  Hälschner,  Herbst  a.  a.  O. 
—  Codex  juris  bavarici  criminalis  von  1751;  peinl.  Gerichtsordnung  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  v.  31.  Dec.  1768,  allgemeine  österr.  Criminalgerichtsordn.  v.  1.  Juni 
1788;  preuss.  allg.  Landr.  von  1794  Th.  H.  Tit.  20. 

^  Siehe  die  vollständigen  Nachweise  in  v.  Linde  Lehrbuch  §.  29. 

0  Codex  juris  bavarici  judicarius  v.  14.  Dec.  1753.  Oesterr.  aUgem.  Gerichts- 
XL  Concurs-Ordnung  v.  1.  Mai  1781.  Preuss.  Allgem.  Gerichtsordn.  v.  6.  Juli  1793; 
Würtemb.  Landr.  v.  1610  u.  Hofgerichtsordn.   v.  29.  März  1654  u.  a. 
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Mehrzahl  der  bedeutenderen  Territorien  Landrechte^  abgefasst,  welche 
durchgehends  auf  dem  fremden  Rechte  ruhen,  daneben  aber  die  einheimi- 
schen Gewohnheiten,  Statutarrechte  u,  s.  f.  berücksichtigen.  Sie  haben  recht 
eigentlich  dem  römischen  Eechte  auch  in  den  Gerichten  einen  dauernden  Halt 
gegeben;  ihr  Charakter  besteht  nicht  in  der  Ausschliesslichkeit  gegenüber  dem 
geschriebenen  fremden  und  Gewohnheitsrechte,  sondern  mehr  in  einer  Fixirung 
des  geltenden  Rechts  in  einem  Buche,  neben  dem  römisches  und  einheimi- 
sches Recht  seine  Geltung  behielt,  so  dass  namentlich  jenes  fortdauernd  als 
subsidiäres  Recht  zur  Anwendung  kam. 

Seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ,nahm  die  Gesetzgebung  mehr  und 
mehr  die  Richtung  an,  das  gemeine  Recht  durch  einheitliche  Gesetzesbücher 
entbehrlich  zu  machen  und  der  Geltung  zu  entkleiden,  wozu  theils  die  yon 
den  Gesetzgebern  angenommene  Rechtsunsicherheit  und  Unbestimmtheit,  theils 
die  damalige  Richtung  der  Jurisprudenz  führte.  Hatte  noch  das  „neu  verbes- 
sert und  ergänzt  Churbayerische  Landrecht  von  1756**  den  bisherigen 
Charakter  in  Etwa  der  Landrechte  beibehalten,  so  setzte  sich  das  Allgemeine 
Landrecht  für  die  preussischen  Staaten  vom  5.  Febr.  1794,  das  vom 
L  Juni  1794  an  Gesetzeskraft  erlangte,  an  die  Stelle  des  gleichzeitig  aufge- 
hobenen gemeinen  Rechts  und  trat  in  das  Yerhaltniss  des  letztem  zu  den 
Provinzialrechten,^  während  das  „Allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch 


^)  Badisches  der  Markgrafsch.  Baden  Statuten  u.  Ordnungen  von  Testam.  etc. 
y.  1511  (von  Ulrich  Zasius);  Bayern  „das Buch  der  gemeinen Landpot,  LandBordn.^ 
Satzung  etc.  y.  1516,  Reformation  v.  1518,  Codex  Maximüianeus  bayaricus  ciyilis  y. 
1756;  "Würtembergisches  Landrecht  y.  1554,  1567,  1610;  Ghurpfälzisches  y. 
1582,  1611,  1698  (1606  auch  für  die  Oberpfalz);  Gericht- und Landterdnung  der  Graf- 
schaft Sohns  u.  Herrschaft  Mintzenberg  y.  1571  (yon  Jos.  Fichard);  die  Landesord- 
nung der  Grafschaft  Henneberg  y.  1539;  Erzstifts  Cöllnische  Rechtsordnung  v. 
1663;  Landr.  des  Fürst.  Jülich  y.  1537;  Churf.  Augusten  yon  Sachsen  Constitutiones 
y.  1572;  Reyidirte  Landesordn.  der  Grafschaft  Tirol  y.  1532  u.  a.  VgL  auch  die  cit.  Ab- 
handlung yon  Dr.  Legis-Glückselig.   Vgl.  auch  Costa  a.  a.  O.  n.  429  ff.  1006  ff. 

®)  Publik.  Patent  art.  I.  „Das  gegenwärtige  allgemeine  Landrecht  soll  an  die  Stelle 
der  in  XJnsem  Landen  bisher  angenommen  gewesenen  Römischen,  gemeinen  Sachsen- 
und  andrer  fremden  subsidiarischen  Rechte  und  Gesetze  treten;   also,  dass   von   dem 
oben  bemerkten  Zeitpunkte,  dem  1.  Juniusl794  an,  auf  diese  bisherigen  subsidiarischen 
Gesetze  und  Rechte  nicht  mehr  zurückgegangen,  sondern  in  yorkonmienden   spätem 
Fällen  nur  nach  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Landrechts  in  allen  Unsem  un- 
mittelbaren und  mittelbaren  Gerichtshöfen  erkannt  werden  soll."     Art.  II.  behält  die 
Geltung  der    allgemeinen  Landesgesetze    yor.    Art.  IH.     „Die  in    den    yerschiedenen 
Proyinzen  bisher  bestandenen  besondem  Proyinzlalgesetze  und  Statuten,  behalten  zwar 
yor  der  Hand  noch  ihre  gesetzliche  Kraft  und  Gültigkeit;  dergestalt,  dass  die  vorkom- 
menden Rechtsangelegenheiten  hauptsächlich  nach  diesen,  und  nur  erst  in  deren  Er- 
mangelung, nach  den  Vorschriften  des  allgemeinen  Landrechts  beurtheilt  und  entschie- 
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für  die  gesammten  Deutschen  Erbländer  der  OesterreicVischeu 
Monarchie'^  vom  1.  Juni  1811,  das  mit  1.  Januar  1812  in  Wirksamkeit 
trat  7  für  die  in  ihm  bebandelten  Gegenstände  und  nicht  ausdrücklich  reser- 
yirten  Punkte  sich  als  ausschliessliche  Quelle  des  Privatrechts  kundgibt/ °) 
Ausser  diesen  beiden  codificirten  Landrechten  war  während  der  französischen 
Herrschaft  auf  den  zu  Frankreich  gehörigen  linksrheinischen  und  einigen  rechts- 
rheinischen Theilen  die  französische  Gesetzgebung  eingeführt  worden;  sie  ist 
auch  für  das  Privatrecht  daselbst  in  Kraft  geblieben.  Deren  Grundlage ,  der 
Code  Kapoleon  war  bereits  durch  die  Edicte  vom  3.  Febr.  und  22.  Dezbr. 
1809  als  ^Landrecht  für  das  Grossherzogthum  Baden  nebst  Han- 
delsgesetzen** eingeführt  worden. 

§.  93. 

4.  Das  Stadtrecht,*)  Dorfrecht. 

I.  Mit  der  gänzlich  freien  SteUung,  welche  die  Reichsstädte  erlangt  hatten, 
stellte  sich  das  Bedürfniss  von  Ergänzungen  und  Verbesserungen  der  alten 
Stadtrechte  lebhaft  heraus.  Hierzu  kam  für  das  Privatrecht  die  !N^othwendig- 
keit  von  Reformen,  welche  theils  wegen  der  Reception  des  römischen  Rechts, 
theils  wegen  der  grossen  Umänderung  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsverhält- 


den  werden  sollen."  Art.  IV.  ordnet  Bammlungen  der  Provinzialrechte  an,  die  zu 
Provinzialgesetzbüchem  erhoben  werden  sollten.  Sie  sind  aUe  gesammelt,  jedoch  nur 
daafürOstpreussen  (Pat.  v.  4.  Aug.  1801  u.  6.  März  1802)  mit  Gesetzeskraft  versehen. 

^^)  Publikations-Patent  Absatz  1.  „Aus  der  Betrachtung,  dass  die  bürgerlichen  Ge- 
setze, um  den  Bürgern  volle  Benihigung  über  den  gesicherten  Genuss  ihrer  Privat- 
rechte zu  verschaffen,  nicht  nur  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit, 
sondern  auch  nach  den  besonderen  Verhältnissen  der  Einwohner  bestimmt,  in  einer 
Urnen  verständlichen  Sprache  bekannt  gemacht,  und  durch  eine  ordentliche  Sammlung 
in  stätem  Andenken  erhalten  werden  sollen,  haben  "Wir  seit  dem  Antritte  Unserer 
Regierung  unausgesetzt  Sorge  getragen ,  dass  die  schon  von  Unseren  Vorfahren  beschlos- 
sene und  unternommene  Abfassung  eines  vollständigen  einheimischen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches ihrer  Vollendung  zugeführt  werde.**  Abs.  3.  „.  .  .  haben  Wir  nun  beschlos- 
sen, dieses  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  Unsere  gesammten  deutschen  Erbländer 
knnd  zu  machen,  und  zu  verordnen,  dass  dasselbe  mit  dem  ersten  Januar  1812  zur 
Anwendung  kommen  solle.  Abs.  4.  Dadurch  wird  das  bis  jetzt  angenonunene  gemeine 
Recht,  der  am  1.  November  1786  kund  gemachte  erste  Theil  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches, das  fürGalizien  gegebene  bürgerliche  Gesetzbuch,  sammt  allen  auf  die  Gegen- 
stande diente  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  sich  beziehenden  Gesetzen  und  Ge- 
wohnheiten, ausser  Wirksamkeit  gesetzt.^ 

0  Kraut  Grundriss  §.  30.  üeber  die  Entwicklung  in  Böhmen  die  cit.  Abhandl. 
von  Dr.  Legis-Glückselig. 

5 ch  al  te  ,  Reichs-  Q.  Bechtsgesch.  13 
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nisse  vor  Allem  das  Forderungsrecht,  aber  auch  das  eheliche  Güterrecht  und 
Erbrecht  erheischte.  Es  lag  im  G-eiste  der  Zeit,  dass  die  Weiterbildung  des 
Kechts  im  Allgemeinen  stattfand  auf  der  römisch-rechtlichen  Grundlage  und 
deshalb  auch  von  gelehrten  Juristen  vorgenommen  wurde,  während  die  Fort- 
bildung auf  einheimischer  Grundlage  zu  den  Ausnahmen  gehört. 

n.  Zu  den  bedeutendsten  Arbeiten  gehören  die  Stadtrechte  von  Nürn- 
berg,^) Hamburg,*)  welchem  die  Nürnberger  Reformation  zum  Muster 
diente,  Fr  ei  bürg  i.  B.,*)  das  von  Ulrich  Zasius  durchaus  im  Geiste  des  römi- 
schen Rechts  abgefasst  ist  und  mit  dem  badischen  Landrechte  desselben  Ver- 
fassers in  den  meisten  Punkten  zusammentrifft,  Frankfurt  a.  M.,*^)  endlich 
das  revidirte  lübische  Recht  von  1586,®)  welches  im  Gegensatze  zu  den  ge- 
nannten auf  dem  einheimischen  Rechte  fusst  und  nur  sehr  wenige  Sätze  aus 
dem  römischen  Rechte  herübergenommen  hat. 

in.  Auch  in  manchen  Territorialstädten  wurden  seit  dem  16.  Jahrhundert 
Reformationen  vorgenommen,  welche  gleichfalls  meistens  von  römisch  gebilde- 
ten Juristen  ausgeführt  und  von  den  Landesherm  bestätigt  wurden.  Sie  tra- 
gen, wie  das  in  der  entwickelten  landesherrlichen  Gewalt  begründet  liegt, 
mehr  den  Charakter  von  Gesetzen  für  privatrechtliche  Verhältnisse  und  Ord- 
nung der  rein  städtischen  Angelegenheiten  an  sich,  bieten  hingegen  für  öffent- 
lich rechtliche  Beziehungen  geringes  Material. 

IV.  Mit  der  seit  dem  westphälischen  Frieden  zunehmenden  Gesetzgebung 
der  Landesherm  über  alle  Klassen  und  Rechtsverhältnisse  der  Unterthanen 
beschränkte  sich  allmälig  das  Eigenthümhche  der  Stadtrechte  auf  deren  Ver- 
fassung und  Verwaltung,  während  das  Privatrecht  mehr  und  mehr  dem  für 
die  übrigen  Bewohner  geltenden  sich  näherte  und  höchstens  auf  dem  Gebiete 
des  ehelichen  Güter-  und  des  Erbrechts  no^ch  Besonderheiten  blieben.  In  den 
Codificationen  am  Ende  des  achtzehnten  und  im  Anfange  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  ist  jeder  Unterschied  beinahe  völlig  verwischt. 

V.  Die  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  Dörfer,  Höfe  u.  s.  w.  verschwan- 
den mit  der  Verwaltung  durch  landesherrliche  Beamte  (§.  78.)  und  der  Aus- 


*)  Reformation  von  1479,  mit  Aenderungen  und  Verbesserungen  1522  fol.  Der 
Stadt  Nürnberg  erneuerte  Reformation  von  1564  u.  s.  w.  Vgl.  Kraut  a.  a.O.  Ger- 
ber a.  a.  0.  S.  195  £f. 

«)  Von  1497.  Der  Stadt  Hamburg  Gerichtsordnung  u.  Statuta  von  1603.  Ueber 
deren  Charakter  Gerber  S.  200  ff. 

*)  Nüwe  Stattrechten  und  Stiatuten  vQn  1520.    Darüber  Gerber  S.  209  ff. 

*)  Reformation  von  1509,  erneuerte  Reformation  von  Job.  Fichard  von  1578. 
Gerber  S.  212  ff.  ■—  Andere  gibt  an  Kraut  a.  a.  0. 

®)  „Der  Stadt  Lübeck  Statuten  und  Rechtsbuch  aufs  neue  übersehen.**  Gerber 
imd  Kraut,  welcher  die  Literatur  nachweist. 
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dehnung  der  landesherrlichen  Gesetzgebung  über  alle  Yerhältnisse  mehr  und 
aehr.  Hiermit  hörte  die  reiche  Qnelle  der  Weisthümer  (§.  61.  IV.)  all- 
fliälig  auf.    ' 

§.  94. 

5.  Die  Schriften  der  Juristen.*) 

I.  Bereits  in  den  PriTatdarstellungen  des  Rechts  aus  dem  13.  bis  15.  Jahr- 
hundert  (§§.  62 — 66.)  finden  sich  mancherlei  theoretische  Elemente  und  An- 
fänge theoretischer  Darstellungen  über  öffentliche  Rechtsverhältnisse,   obwohl 
im  Ganzen  der  Zweck  derselben  auf  Darstellung  des  Rechts  für  den  unmittelbaren 
Gerichtsgebrauch  gerichtet  blieb.  Denselben  Zweck  verfolgten  noch  im  16.  Jahr- 
hundert   eine  Anzahl   von  Formelb^ichern,   Formularien,   Rhetorica*\ 
0.  dgl.     In  derselben  Richtung  jedoch  bei  weitem  bedeutender  und  schon  der 
wissenschaftlichen  Behandlung  näher  ist  gearbeitet  der  richterliche  Elag- 
spiegel,  welchen  imJ.  1516  der  berühmte  Sebastian  Brandt  neu  edirte*) 
dessen  Darstellung  ganz    auf  dem  römischen  Rechte   ruhet   iind   neben    dem 
Civilrecht  auch  das  Strafrecht  umfasst,  sodann  der  Layenspiegel  des  Ulrich 
Tengler,*)  der  Privatrecht,  Civilprocess  und  Strafrecht  behandelt. 

n.  Die  Pflege  des  Privatrechts  blieb,  nachdem  die  gegen  das  Eindringen 
des  römischen  Rechts  im  Volke  wie  von  einzelnen  Juristen  erhobene  Opposi- 
tion besonders  durch  den  Einfluss  des  auf  Handhabung  des  römischen  Rechts 
angewiesenen  Reichskammergerichts  fast  resultatlos  blieb,  ziemlich  ausschliesslich 


0  Vgl.  §.  4.  §.  67.  —  V.  Haller  Restauration  der  Staatswissenschaften  Bd.  L, 
Eichhorn  R.G.  §.  614.  (IV.  S.  636—654.,  Walter  R.G.  §.  355.  Zöpfl  R.G.  I. 
§.  53  ff.,  für  das  Privatrecht  auch  Gerber  Princip  S.  25  ff.  Vgl.  auch  die  Literatur 
des  Staatsrechts ,  worüber  die  Werke  aufzählt  Zachariä  Staatsrecht  I.  S.  15  ff. 

')  Z.  B.  Formulari,  darin  begriffen  sind  allerhand  Brief  auch  Bhetoric,  Augsb. 
Uö3.  Fol.,  Fr.  Biederer  Spiegel  der  wahren  Rhetorik  etc.  Freib.  1493.  fol.  u.  ö. 
Andre  bei  Zöpfl  S.  204. 

^  Vgl.  Adrian  der  richterliche  Klagspiegel  u.  Sebastian  Brandt  in  (Giesser) 
Zeitschr.  f.  Civilr.  u.  Proz.  Neue  Folge  I.  (1845)  S.  425—438,  der  darthut,  dass  der 
Klagspiegel,  der  zuerst  unter  dem  Titel  „Clag,  Antwurt"  u.  s.  w.  in  den  70ger 
Zähren  des  15.  Jahrh.  erschien,  nicht  Yon  Brandt  herrührt,  noch  von  diesem  beson- 
ders verbessert  oder  vermehrt  ist.    Andre  Literatur  bei  Zöpfl  S.  204. fg. 

*)  Erste  Ausg.  Layenspiegel  von  rechtmässigen  Ordnungen  in  bürgerlichen  und 
pemlichen  Regimenten,  Augsb.  1509.  fol.  u.  ö.  Vol.  Kraut  §.  26.,  besonders  aber 
Zopfl  L  S.  206.,  der  mittheilt,  dass  Seb.  Brandt,  dessen  Name  auch  in  den  neuen 
Aasgaben  genannt  ist,  schon 'bei  der  von  1509  thätigwar.  IJhich  Tengler  war  anfäng- 
lich Stadtschreiber  in  Nördlingen,  später  bairischer  Landvogt  zu  Höchstett.  — 

Andre  Werke  der  Art  nennt  Kraut  Grundr.  §.26. 
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den  romankdrenden  Jnristoi  überlassen,  Yon  denen  dem  einheimischen  Rechte 
nur  in  der  Form  des  Usns  modernns  Fände ctarum  ein  höchst  bescheide- 
nes  Plätzchen  gegönnt  wurde.  Erst  die  Bemühungen  von  Hermann  Con- 
ring  machten  eine  selbstständige  Pflege  desselben  möglich.  Diese  wurde  be- 
gründet durch  Georg  Bayer,  der  1707  das  deutsche  Privatrecht  zum  Gegen- 
stände einer  besondem  academischen  Vorlesung  machte.^)  Seitdem  hat  sich 
dasselbe  mehr  tmd  mehr  wissenschaftlicher  Behandlung  erfreut,  die  jedoch  erst 
in  unserem  Jahrhundert  sich  zur  Gleichberechtigung  mit  der  Wissenschaft  des 
römischen  Hechts  aufschwang. 

in.  Auf  dem  Gebiete  des  Civilprocesses*)  war  mit  dem  Absterben  des 
deutschen  Gerichtsverfahrens  und  der  allgemeinen  Au&ahme  des  römisch-cano- 
nischen Processes  von  selbst  die  sich  bildende  Literatur  darauf  angewiesen^ 
das  fremde  Becht  zu  bearbeiten,  neben  dessen  Sätzen  nur  wenige  ältere  des 
deutschen  Rechts  eine  Stelle  fanden,  während  .  die  reichsgesetzlichen  Bestim- 
mungen seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  auf  dem  Boden  des  fremden 
Rechts  erwachsen  sind. 

IV.  Nicht  anders  verhielt  es  sich  mit  der  Literatur  des  Straf  rechts,') 
die  sich  bis  zur  Carolina  an  die  auf  dem  Standpunkte  des  römischen  und  cano- 
nischen Rechts  stehenden  Glossatoren  anlehnt,  seitdem  das  Recht  der  Carolina 
durch  das  fremde  ausbildet,  bis  die  Einwirkung  der  Philosophie  eine  ganz 
neue  Grundlage  und  Behandlungsweise  schuf,  auf  der  Recht  und  Wissenschafk 
der  Neuzeit  ruhet. 

V.  So  blieb  recht  eigentlich  nur  das  Staatsrecht  der  Gegenstand,  welcher 
eine  vom  Einflüsse  fremden  Rechtes  wegen  der  eigenthünüichen  Verhältnisse  und 
nationalen  Bildung  der  Öffentlichen  Rechtszustände  verhältnissmässig  freiere 
Wissenschaft  zu  erzeugen  vermochte.  Die  nächste  Veranlassung  bot  die  Stel- 
lung des  Reichskammergerichts,  vor  allem  aber  die  religiösen  Fragen  des  16. 
Jahrhunderts,  welche  eine  äusserst  zahlreiche  Literatur  hervorriefen.®)  An 
diese  schlössen  sich  alsbald  an,  zum  Theil  auch  hervorgerufen  durch  die  reli- 
giösen Verhältnisse,  Bearbeitungen  des  Rechts  der  Landesherm.'i  Im  Anfange 
des  17.  Jahrhunderts  wurde  das  Staatsrecht  zuerst  durch  Dominicus  Aru- 
maeus  zu  Jena®)  in  den  Kreis  der  akademischen  Lehr  vortrage  aufgenommen, 


*)  Die  nähere  Ausführang  bleibt  der  "Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechts  vor- 
behalten. 

6)  Vgl.  die  literarischen  Nachweise  in  v.  Linde  Lehrb.  des  Civilproc.  §§.  30  ff. 

7)  Vgl.  die  Werke  bei  Heffter  Lehrbuch  §.  15. 

^)  Joh.  Sleidanus  Comment.  de  statu  relig.  et  reipubl.  Germ,  snb  Carole  V. 
Argentor.  1555.  fol.  Man  sehe  überhaupt  die  Werke  bei  Pütt  er  Literatur  des  deutsch. 
Staatsrechts. 

®)  Geb.  1579,  gest.  1637.    Discursus  academici  de  jure  pubHco.  Jenas  1616    ff. 


Die  Schriften  der  Juristen.    Der  Kaiser.  263 

md  seitdem  besonders  in  zahlreichen  Dissertationen  bei  GFelegenheit  der  Dok- 
torspromotionen behandelt    Eine  neue  Aera  bildete  fUr  das  Stadium  die  Her- 
ausgabe der  altem  Quellen  sowie  der  zahlreichen  besonders  auf  die  Religions- 
fneden   des   16.  Jahrhunderts   und   den   westphälischen   Frieden   bezüglichen 
IStaatsschriften.    Die  mit  Hugo  Orot  ins   beginnende  phOosophische  Methode 
äusserte  seit   dem   17.  Jahrhundert   einen   bedeutenden  Einfluss.    Sie   entzog 
recht  eigentlich  dem  Baue  des  Beichs  wissenschaftlich  sein  bisheriges  Funda- 
ment und  setzte  an  die  Stelle  des  bisherigen  Staatsbandes  den  Begriff  des 
modernen  Staates,  der  in  die  Spitze  der  Staatsgewalt  mehr  und  mehr  die 
Allgewalt  legte,  die  Einwohner  als  Staatsunterthanen,  nicht  als  Unterworfene 
des  Regenten  ansah.    Für  diese  Theorie  war  im  westphälischen  Frieden  der 
praktische  Boden  geschaffen,   der  umgekehrt  durch  jene  stets  mehr  geebnet 
wurde.     Kaum  ein  Zweig  der  Literatur  hat  aus  dem  18.  Jahrhundert  zahl- 
reichere Bearbeitungen  aufzuweisen,    als   die  Behandlungen   des  Reichs-  und 
Territorialstaaisrechts  im  Allgemeinen  wie  für  seine  einzelnen  Theile.     Unter 
llmen  zeichnen  sich  die  Werke  yon  Johann  Jakob  Moser  (geb.   zu  Stutt- 
gart 1701,  gest.  1785)^  noch  mehr  aber  die  von  Johann  Stephan  Pütter 
(geh,  1725  zu  Hagen  in  Westphalen,  gesi  1807)  besonders  aus.    Neben  ihnen 
zeigt  das  Ende  des  Reichs  noch  eine  gute  Anzahl  tüchtiger  Staatsrechtslehrer.  Der 
Einfluss  der  Staatsrechtswissenschaft  auf  den  G^ang  der  Bildung  des  öffentlichen 
fiechts  ist  seit  dem  16.  Jahrhundert  dadurch  von  ungeheuerer  Bedeutung  ge- 
wesen,  dass  die  Männer  der  "Wissenschaft  als  Mitglieder  des  Reichs-Kammer- 
gerichts  oder  Reichs-Hofraths,  der  höchsten  Landesämter,  berufen  waren,    die 
schwebenden  Fragen  direct  zu  entscheiden,  oder  als  Lehrer  der  Universitäten 
sowohl    durch  Gutachten  wie   durch  den  Einfluss,   welchen   die  Wissenschaft 
überhaupt  hatte,    bestimmend  einzuwirken.    Es  bilden  daher  in    der  That  die 
Schriften  der  Juristen  für  den  Ausbau  des  Details  der  Rechtsgeschichte   eine 
wichtige  Quelle. 


Zweites  Kapitel. 

Kaiser    und    Reich. 
§.  95. 

1.  Der  Kaiser.*) 

I.  lieber   die  Wahl   des  Königs   blieben    die  Bestimmungen    der    goldnen 
Bulle  maassgebend,  desgleichen  über  die  Krönung,  deren  Ceremoniel  sich  durch 


*)  J.  J.  Moser  Von  dem  rom.  Kaiser,   rom.  Könige  u.  d.  Reichsvicarien  nach   d. 
Reiehsges.  u.  d.  Reichsherkommen  u.  s.  w.  Frkf.  a.  M.  1767.  4.    Ders.  Von  d.  kaiseri. 
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das  Herkonuuen  bis  ins  Kleinste  ausbildete.  Der  letzte  zu  Aachen  gekrönte 
Kaiser  ist  Karl  Y.  (1520);  die  Nachfolger  wurden  zu  Frankfurt  am  Main  ge- 
krönt, jedoch  erhielt  die  Stadt  Aach^i  stets  einen  Beyers,  dass  ihrem  Rechte 
hierdurch  nicht  präjudizirt  werde.  Selbst  diese  Feierlichkeiten  wurden  allniä- 
lig  nicht  mehr  von  den  Churfursten  in  Person,  sondern  vielfach  durch  deren 
Gesandte  vorgenommen. 

n.  Zum  römischen  Kaiser  und  König  der  Lombardei  ist  seit  Karl  Y.,  der 
1530  noch  in  altherkömmlicher  Weise  gekrönt  wurde,  kein  deutscher  König 
mehr  geweiht,  gesalbt  und  gekrönt  Es  kam  darüber  zu  Unterhandlungen 
mit  dem  Papste,  deren  Resultat  war,  dass  die  spätem  Kaiser  den  Titel  führ- 
ten Electus  Romanorum  Imperator  semper  Augustus,  Erwählter 
römischer  Kaiser.  Für  den  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  gewählten  Nach- 
folger blieb  seitdem  der  Titel  Römischer  Köiiig^)  im  Gebrauch. 

ni.  Zum  Reiche  und  dossen  Theilen  hatte  sich  die  Stellung  des  Kaisers 
durch  die  Abgeschlossenheit  der  Reichsstände  wesentlich  verändert.  In  der 
Theorie  besass  der  Kaiser  die  majestas  und  eine  gewisse  mit  ihr  verbundene 
plenitudo  potestatis,  in  der  Wirklichkeit  aber  umfasste  dieselbe  nur  ein- 
zelne ganz  bestimmte  Rechte.  Denn  die  mit  dem  Ewigen  Landfrieden  aner- 
kannte Theilnahme  der  Stände  an  der  Reichsverwaltung  wurde  noch  bedeu- 
tender als  die  Kurfürsten  durch  die  eigenthümlichen  Yerhältnisse  beim  Tode 
K.  Maximilians  I.  in  der  Lage  waren,  dem  Nachfolger  als  Bedingung  der  Wahl 
eine  Wahlcapitulation  (§.  91.  U.  a.)  vorzuzeichnen,  welche  sich  auf  alle 


RegierungB-Rechten  u.  Pflichten,  2  Thle.  4.  das.  1772  fg.;  Ch.  Gotl.  Biener  Bestim- 
mung d.  kaiserl.  Machtvollkommenheit  in  der  deutsch.  Reichsregier.  nach  ihrem  wahren 
ürspr.  u.  Absichten  u.  s.  w.  Leipz.  1781.  X*  Hörl  Yersuch  einer  Abhandl.  üb.  den 
Rechtsgnind  d.  kais.  Reservatrechte  u.  s,  w.  Landsh.  1802.  4.  —  Ueber  die  Krö- 
nung u.  s.  w.  A.  V.  Heuser  hist.  polit.  Beleuchtung  d.  Wahleigensch.  eines  rom. 
Kais.  Frankf.  a.  M.  1792.  J.  Rieh,  v,  Roth  Aechtes  vollst.  Protocoll  d.  kurfurstl. 
höh.  Wahl-Convents  zu  Frankf.  i.  J.  1790  u.  s,  w.  Mainz  1791.  2  Bde.  —  Ueber 
einzelne  Rechte:  J.  St.  Pütter  Yers.  einer  Bestimmung  der  kais.  Ratifications- 
rechte  bey  Schlüssen  reichsständ.  Yersanmil.  u.  Yisitat.  des  Kanmierger.  Gott.  1769.  4. 
F.  H.  K.  Stegman  Vers.  üb.  d.  Rechte  d.  Kais,  bei  Streitigkeiten  der  Reichsstände 
u.  ihre  Staatsgerechtsame  im  Verhältn.  z.  Verfass.  des  Reichs  im  Ganzen,  Leipz.  1787. 
Conr.  Oligenii  Diss.  de  primariis  precibus  imperial.  Frib.  Brisg.  1707.  12.,  Chr. 
Gottl.  Buder  De  canonicatibus  Imperator.  Augg.  Germaniaeque  Reg.  ac  Praebenda 
regia,  die  Königspfründe  in  Opusc.  Jen.  1745.  p.  425 — 454.  H.  J.  T.  Bartmann 
Diss.  de  jure  caesar.  primariarum  precum,  Colon.  1773.  4.  de  Senckenberg  de 
jure  primär,  precum  reg.  Germ.  cet.  Frankf.  1790.  4.  u.  a.  Vgl.  mein  System  des 
Kirchenr.  §.62. 

2)  Ueber  dessen  Wahl  I.  P.  0.  art.  VHI.  §.  3.  Wahlkapit.  Franz  II.  art.  m.  §.  10. 
J.  J.  Moser  von  der  rom.  Königswahl  in:  Von  denen  deutsch.  Reichs^Tags-Geschäften* 
Frkf.  1768.  4.   S.,  146  ff. 
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wesentHchen  Theile  der  ReichsregieruDg  beziehend  dem  Kaiser  im  Vomhinein 
die  Hände  band  und  durch  die  Nothwendigkeit  beständiger  Aanahme  und  Be- 
schwörung vonseiten  aller  spätem  Kaiser  zu  einem  Reichsgrundgesetze  wurde, 
das  den  Kurfürsten  und  allmälig  auch  den  Reichsständen  überhaupt  ein  wirk- 
liches Mitregierungsrecht  verlieh.    War  schon  hierdurch  die  kaiserliche  Macht 
gegenüber  den  Reichsständen  auf  ein  bescheidenes  Maass  zurückgeführt,    so 
boten  die  religiösen  Streitigkeiten  des  16.  Jahrh.  und  die  zu  ihrer  Austragung 
aufgerichteten   Verträge    von  Passau   und  Augsburg   den  Territorialherrn  ein' 
wirksames  Mittel,  unter  dem  dehnbaren  Begriffe  der  Nichteinmischung  in  die 
religiösen  Verhältnisse   der  Territorien    die  kaiserliche  Einwirkung   auf  deren 
Entwicklimg  und  Rechtszuständp  beinahe  völlig  auszuschliessen.   Insoweit  aber 
trotzdem  noch   dem  Kaiser  und  auch  in  manchen  Punkten  den  kaiserlichen 
und  Reichsgerichten  ein  Recht  der  Einsprache  und  Ordnung  in  Landesange- 
legenheiten geblieben  war,  fiel  theilsmit  den  immer  zahlreicheren  privilegia 
de  non  appellando,    vollends  aber  mit  den  durch  den  Westphälischen 
Frieden   errungenen  Satzungen,    die  kaiserliche  Macht  in  Landesangelegen- 
heiten fast  gänzlich  fort  und  wurde  das  Reich  mehr  und  mehr  einem  Vereine 
selbstständiger  Staaten  gleich,  welche  nur  gewisse  gemeinsame  Angelegenhei- 
ten hatten,    deren  Ordnung   dem  Kaiser  und  Reich    d.  h.  dem  unter  dem 
Kaiser  versammelten  Reichstage  zustand. 

IV.  So  hatte  sich  die  kaiserliche  Machtvollkommenheit  bezüglich  aUer  Reichs- 
angelegenheiten herausgebildet  zu  dem  Rechte  des  Vorschlags  auf  den 
Reichstagen,  ferner  der  Verwerfung  der  Reichsschlüsse,  sowie  der 
formellen  Sanction  der  Gesetze.  Im  Einzelnen  gestalteten  sich  die  kai- 
serlichen Rechte  hierdurch  in  völliger  Umkehr  des  alten  Rechtssatzes,  dass 
von  Rechtswegen  dem  Kaiser,  wo  er  erscheine,  alle  Rechte  zuständen,  den 
Herrn  nur  als  Ausnahme  in  Folge  besonderer  Verleihung  (§.  70.  VII.),  zu  dem 
entgegengesetzten:  dass  der  Kaiser  bezüglich  der  Territorien  und  Rechtsver- 
hältnisse, welche  auf  diese  und  nicht  bloss  auf  die  allgemeine  Reichslage  Ein- 
fluss  übten,  nur  gewisse  kaiserliche  Reservatrechte  besitze.  Mehr  und  mehr 
begriff  man  jedoch  in  der  Theorie  alle  kaiserlichen  Rechte  unter  diesem  Namen. 

V.  Ausser  den  bereits  genannten  besass  der  Kaiser  die  folgenden  auf  die 
Leitung  des  Reichs  bezüglichen  Rechte: 

a)  Vertretung  des  Reichs  nach  Aussen^)  im  Kriege  und  Frieden. 

b)  Verleihung  der  Reichslehen.*) 

c)  Ertheilung  der  privilegia  de  non  appellando.^) 


»)  I.  P.  0.  art.  Vm.  §.   1.  Wahlkapit.  art.  IV.  VI. 

*)  Wahlkapit.  art.  X.  XI.  XXI.    I.  P.  O.  art.  V.  §.  25  ff. 

*)  Wahlkapitulat.  art.  XVHI. 
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d)  Visitation  und  Besetzung  bestimmter  Stellen  desReichskammergerichts.*) 

e)  Die  Bes^zung  und  Ordnung  des  Reichshofraths  (§.  121.). 

f)  gewisse  kircMiche  Rechte:  jus  primarum  preeum,   Besetzungsrechte  in 
den  reichsunmittelbaren  Stiftern,  Verleihung  von  Panisbriefen  u.  dgl.') 

g)  Verleihungen  von  Titeln  (Pfalzgrafen),    Standeserhöhungen  u.  dgl.*) 
Im  Uebrigen  war  der  Kaiser  bei  Besetzung  derHofamter,  bezüglich  seiner 

Residenz   u.  a.    an   die    in   der  Wahlcapitnlation   festgesetzten   Bedingungen 
gebunden. 

VI.  Reservatrechte,  bei  denen  die  Interessen  der  Territorien  direct 
berührt  wurden,  waren: 

a)  Verleihung  der  Zoll-  und  Münzgerechtigkeit.  **) 

b)  Creirungen  von  kaiserlichen  Notarien,  denen  im  ganzen  Reiche  publica 
lides  zukam. 

c)  Verleihungen  von  mancherlei  Privilegien:  für  Universitäten  und  Acade- 
mien,  zur  Ertheilung  akademischer  Grade,  des  Stadtrechts,  des  Adels  u.  dgl. 
Jedoch  wurden  die  meisten  derartigen  Rechte  auch  allmälig  von  einzelnen 
Landesherm  ausgeübt. 

d)  Gewisse  Privilegien,  die  auf  die  private  Stellung  Bezug  haben:  Legiti- 
mationen, Grossjährigkeitserklärungen. 

Vn.  Zur  katholischen  Kirche  (§.  70.  VIII.)  war")  zwar  theoretisch  des 
Kaisers  Stellung  unverändert  geblieben.  Sie  wurde  aber  thatsächlich  eine  neue 
mit  dem  Religionsfrieden  und  dem  westphälischen.  Denn  mit  der  Anerkennung 
der  beiden  von  der  katholischen  Kirche  getrennten  Confessionen  und  durch 
die  Bestimmungen  der  genannten  Friedensschlüsse  über  die  Rechte  der  Lan- 
desherm bezüglich  der  Religion  ihrer  ünterthanen  sowie  über  das  Verhältniss 
des  Kaisers  zu  den  Reichsständen  in  diesem  Punkte  war  das  Fundament, 
welches  dem  Reiche  zugleich  einen  bestimmten  kirchlichen  Charakter  verlieh, 
gefallen.  Zugleich  überkam  der  Kaiser  gegenüber  den  anerkannten  Confes- 
sionen die  gleiche  Schutzpflicht  als  rücksichtlich  der  katholischen;  vor  Allem 
aber  bildeten  seit  dem  Westphälischen  Frieden  die  Religionssachen  nicht  so 
sehr  gemeinsame  Sachen  des  einigen  Reichs  und  Kaisers,  sondern  der  katho- 
iischen  und  augsbürgischen  Reichsstände.  Dies  drang  trotz  der  Protestationen 
des  Papstes  gegen  die  in  den  Reichsgesetzen  der  katholischen  Kirche  nach- 
theiligen Bestimmungen  mit   dem  endlichen  Erfolge  durch,    dass   der  Kaiser, 


«)  I.  P.  O.  art.  V.  §.  51  flP.,  Wahlkapit.  art.  1.  XVH.  XVm.  unten  §.  121. 
^)  I.  P.  0.  art.  V.  §.  16  flP.    Wahlkapit.  art.  1.  XIV. 


*)  Wahlkapit.  art.  IH.  XXTT. 
*)  Wahlkapit.  art.  V.  VHI.  IX. 
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Beichstag,  Beichshofrath  und  die  Reichsstände  schon  seit  dem  Angsbnrger 
Beli^onsfrieden,  besonders  aber  seit  dem  westphalischen  anch  ohne  den  Papst 
einseitig  Bestimmungen  über  katholische  Angelegenheiten  trafen.  So  gestaltete 
sich  nach  und  nach  das  Yerhältniss  des  Staats  zur  Kirche  gänzlich  um.^*) 

§.  96. 
2.  Die  Beichfistände ,  *)  Beichsämter,  Beichsvicarien. 

I.  Im  Verlaufe  der  Entwicklung  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  (§.72.) 
hatte  sich  mit  der  festeren  Gestaltung  der  Yerhaltnisse  im  Reichstage  (§.  97.) 
der  BegrifiP  eines  Reichsstandes  dahin  bestimmter  ausgebildet,  dass  nur 
jene  dafür  galten,  denen  Sitz  und  Stimmrecht  auf  den  Reichstagen  zu- 
kam. Das  war  regelmässig  nur  der  Fall  bei  den  Herrn,  welche  ein  reichs- 
munittelbares  Territorium  hatten  und  im  Besitze  des  Sitz-  und  Stimmrechts 
sich  befanden.  Es  gab  indessen  einzelne  Personen,  welche  kein  solches  Terri- 
torium mehr  besassen,  aber  im  Genüsse  der  Standschaft  geblieben  waren,  zu 
den  Reichslasten  beitrugen,  und  daher  auch  zu  den  Reichsständen  gezählt 
wurden.^)  Zu  diesen  kamen  noch  andre,  welche  kein  stimmberechtigtes  oder 
überhaupt  reichsunmittelbares  Land  hatten,  sondern  nur  durch  kaiserliche  Ver- 
leihung die  Reichsstandschaft  erlangten  (s.  g.  Personalisten).  Diese  zu  ver- 
leihen  stand  dem  Kaiser  unbestritten  zu  bis  ins  17.  Jahrhundert.  Wegen  all- 
znhäufiger  Yerleihungen  und  Erhebungen  in  den  Reichsfiirstenstand  traten  aber 
die  Stände  entgegen.  Es  wurde  der  Beschluss  gefasst,  dass  die  blosse  kaiser- 
liche Standeserhöhung  ohne  Erwerb  eines  qualificirten  Territoriums  und  Ad- 
Diission  im  Reichstage  die  Standschaft  nicht  mehr  verleihe.^    Daher  gab  seit- 


^^)  Siehe  über  diese  Entwioklung  die  ausführliche  Darstellung  in  meinem  AUgem. 
kath.  Kirchenrechte  Bd.  I.  S.  370—395. 

*)  J.  J.  Moser  Von  deutsch.  Beichsständen ,  d.  Beichsrittersch.  auch  d.  übrigen 
immittelbaren  Beichsgliedem,  Frankf.  a.  M.  1767.  4.,  H.  F.  C.  v.  Lyncker  Von  der 
ßeichssta^dBch.  u.  xiamit  yerknüpften  Sitz- u.  Stimmrecht  auf  Reichstagen ,  Frankf.  1761. 

^)  So  der  Bischof  von  Chur,  der  Erzbischof  von  Besangen  (der  es  freilich  in 
der  spätem  Zeit  praktisch  nicht  mehr  ausübte),  die  Herzöge  von  Lothringen  für  die 
Harkgrafschaft  Nomeny,  die  an  Frankreich  abgetreten  war  (Beichs-Gutachten  vom 
18.  Mai  1736  in  Neue  Samml.  IV.  S.  424.),  dann  mehre  Grafen,  die  Häuser  Stol- 
berg und  Schönburg,  deren  Güter  landsässig  waren,  obwohl  mit  fast  landesherr- 
lichen Bechten,  der  Fürst  v.  Dietrichstein,  dessen  Herrschaft  auch  in  der  Sache 
imter  Oesterreich  stand.     Vgl.  v.  Lancizolle  Uebersicht,  Einleit.  S.  XVI. 

*)  B.  A.  V.  1654.  §.197.  „Und  diss  haben  Wir  die  bei  nächstverwichenem  Beichs- 
Tag  mit  der  Churfärsten  und  Ständen  Finwilligung  in  Fürsten-Bath  aufgenommene, 
aber  wegen  deren  selbiger  Zeit  noch  unvollzogener,  von  dem  Chur-Mayntzischen  Diree- 
torio  ausgestellter  Conditionen,  nicht  introducirten  Fürsten,  die  Hochgebohme,  £)itel 
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dem   die   kaiserliche  Yerleihung  des  Beichsfursteii-  oder  Reichsgrafenstandes 
nur  den  Titel,  night  die  Standschaft.  ^) 

Blosse  Eeichsunmittelbarkeit   der  Herrschaft  machte  hingegen   auch  nicht 
zum  Beichsstande. ^) 


Friederich  Yon  HohenzoUem,  Johann  Anthon  Hertzogen  zu  Cramaw  und  Fürsten  za 
Eggenberg,  undWentzeln,  Fürsten  undBegierem  des  Hauses  Lobkowitz,  Yor  sich  und 
hre  Erben,  nachdem  sie  obberührte  Gonditiones  erfüllet,  wie  ingleichem  die  auch 
Hochgeb.  Fürsten,  Leopold  Philipps  Carl  Fürsten  von  SaJm,  Maximilian  Fürst^i  Ton 
Dietrichstein,  weyland  Johann  Ludwigen,  Fürsten  zu  Nassau  Hadamar  und  dessen 
Erben,  Octavio  Fürsten  von  Piccolomini,  Hertzogen  zu  Amalfi,  folgends  aus  dem  Haus 
«  Nassau  diejenige,  welche  nach  erstgemeldten  Fürsten  yon  uns,  laut  Unserer  den  26. 
jüngst  verflossenen  Monats  Februarii,  an  die  Chur-  und  fürstliche  Collegia  ertheilter 
Besolution  in  Fürsten-Stand  erhoben  worden.  Ingleichen  Johann  Weickard,  Fürsten 
von  Awersberg,  etc.  auf  der  Churfürsten  und  Stand,  und  der  abwesenden  Bäth,  Bott- 
schafften  und  Gesandten  vorgehendes  Wissen  und  Consens,  bey  diesem  Beichs-Tag  zu 
würcklicher  Session  und  Stimm,  jedoch  dergestalt  introduciren  lassen,  dass  diejenige, 
welche  ohne  vorgehende  Vollziehung  der  schuldigen  Prästationen,  und  insonderheit  der 
im  Beich  ohnmitteibarer  Begüterung,  wegen  dero  vortrefflichen  Meriten  dissmahl,  jedoch 
nach  Besag  derselben  zum  Chur-Mayntzischen  Beichs-Directorio  abgegebener  schrift- 
licher Erklärung,  admittirt  und  eingeführt  worden,  von  niemand,  wer  der  auch  seye, 
über  kurtz  oder  lang,  pro  Exemplo  oder  Praeiudicio  nicht  an,  noch  zu  einiger  Conse- 
quentz  gezogen,  und  dieses  Beneficium  Sessionis  et  Voti,  auf  dero  Erben  und  Succes- 
som  nicht  eestendirt  werden  solle,  sie  haben  sich  dann  vorhero  mit  ohnmittelbaren 
fürstmässigen  Beichsgütem  versehen,  und  solle  forthin  ohne  vorgehende  Beal-ErfüUung 
aller  nothwendiger  und  bestimmter  Bequisiten,  und  insonderheit  erstgemeldter  Begüte- 
rung, und  ohne  der  Churfürsten  und  Standen  Yorwissen  und  Consens,  keiner  zur  Ses- 
sion und  Stimm  in  Fürstenrath  zugelassen  werden.  Solches  alles  und  jedes,  wie  hier 
oben  geschrieben  stehet  und  Uns  Kayser  Ferdinand  den  Dritten  berühren  thut,  ge- 
reden  und  versprechen  Wir  bey  Unsem  Kayserlichen  Würden  und  Worten,  stSt,  vest 
und  unverbrüchlich,  aufrichtig  zu  halten,  zu  voUeziehen,  deme  stracks  nachzukommen 
und  zu  geleben,  sonder  Gefährde.*^  WahlkapituL  art.  XXH.  (Project  der  beständigen 
von  1711  art.  XXH.).  „§.  1.  Bei  Kdllation  fürsthcher  und  gräflicher,  auch  anderer 
Dignitäten  sollen  und  wollen  Wir  dahin  sehen,  damit  inskünftige  auf  allen  Fall  die- 
selben allein  denen  von  uns  ertheilt  werden,  die  es  vor  andern  wohl  meritiret,  im 
Beiche  gesessen,  und  die  Mittel  haben,  den  affektirenden  Stand  pro  dignitate  auszu- 
führen; §.  2.  Niemanden  aber  von  den  neuerhöheten  Fürsten,  Grafen  und  Herren 
zur  Session  und  Stimme  im  Fürstenrath  oder  gräflichen  Kollegien  mit  Dekreten  und 
dergleichen,  änderst,  als  wenn  er  vorher  dasjenige  erfüllet,  was  nach  dem  ersten 
Artikel  dieser  unserer  Wahlkapitulation  dazu  erfordert  wird,  zu  statten  kommen;  §.3. 
Auch  keinen  derselben,  wer  der  auch  sey,  zürn  Präjudiz  oder  Schmälerung  einigen 
alten  Hauses  oder  Geschlechtes  desselben  Dignität,  Standes  und  üblichen  Titels,  mit 
neuen  Prädikaten,  höheren  Titehi  oder  Wappenbriefen  begaben.*^ 

^)  So  gehörten  die  Bischöfe  der  in  den  kaiserlichen  Erblazkden  liegenden  Bisthümer 
(Wien,  Prag,  Olmütz  u.  a.)  trotz  ihres  Fürstentitels  nicht  zu  den  Beichsständen. 

*)  Deshalb  gehörten  z.  B.  die  Grafen  von  Bentinck  wegen  der  reichflunmittelbaren 


Die  ReichBBtftnde,  Reichsämier,  RdohsYicarien.  269 

n.  ZvL  den  Reichsstanden  gehorten  mit  yoHer  Gleichberechtigung  die 
Reichsstädte. '^) 

in.  Die  Reichsstände  hatten  sich  aUmälig  in  bestimmte  CoUegien  geschie- 
den (§.  97.).  Unter  ihnen  standen  obenan  die  Inhaber  der  alten  Erzämter. 
Zu  den  sieben  Kurstimmen  trat  in  Folge  des  westphälischen  Friedens^)  für 
Pfalz  eine  achte  Kur  des  Erzschatzmeisters,  welche  jedoch  1777  wieder 
fortfiel.  Schon  1692  hatte  der  Kaiser  für  Braunschweig-Lüneburg  eine 
neue  Kur  errichtet,  welche  ITßS  durch  einen  Reichsschluss  anerkannt  wurde.  ^) 
Mit  dem  Wiedereintritte  der  Pfalz  in  die  alte  Kur  trat  Hannover  in  das  Erz- 
schatzmeisteramt. Der  Reichsdeputationshauptschluss  ®)  schuf  vier  neue  Kuren, 
hob  zwei  geistliche  (Köln  und  Trier)  gänzlich  auf  und  übertrug  die  von  Mainz 
auf  Regensburg.  Diese  neuen  Kurfürsten  haben  keine  Gelegenheit  gehabt, 
ihr  Kurrecht  zu  üben;  einer  (Hessen-Kassel)  behielt  auch  nach  dem  Unter- 
gange des  Reichs  den  Kurtiiel  bei. 

IV.  Durch  ihre  Eigenschaft  als  Wähler  errangen  die  Kurfürsten  seit  der 
ersten  Wahlcapitulation  eine  in  jeder  Beziehung  vor  den  übrigen  Fürsten  her- 
vorragende Stellung.  Diese  haben  sie  nach  Bedürfiiiss  durch  Erneuerung  des 
Alten Kurförstenvereins  aufs  Neue  bekräftigt.^  Sie  standen  dem  zufolge  schon 
zur  Zeit  des  Reichs  vom  Kaiser  fast  unabhängig  da  und  besassen  namentlich 
bezüglich  der  Ausbildung   der   territorialen  Verhältnisse   die  grösste  Freiheit. 

V.  Bezüglich  des  Reichsvicariates  (§.  71.  VI.)  blieb  es  bei  den  alten 
Bestimmungen.  Je  seltener  der  Fall  einer  Ausübung  wegen  der  häufigen 
Wahl  des  Nachfolgers  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  praktisch  wurde,  desto  mehr 
hat  sich  die  Theorie  des  Stoffes  bemächtigt  und  ihn  selbst  für  den  in  dieser 


GrafiBchaft  Kniphaueen  nicht  zu  den  Reichsständen.    Im  Ganzen  gab  es  deren  1792 
noch  siebzehn,  die  v.  Lancizolle  a.  a.  O.  S.  58  f.  mit  Angabe  der  Besitzungen  aufzahlt. 

*)  Ausdrücklich  ausgesprochen  im  I.  P.  0.  art.  VIU.  §.  4. 

®)  I.  P.  O.  art  IV.  —  Die  Linea  Guilhielmiana  erlosch  am  30.  Dec.  1777  mit  Ma- 
ximilian Joseph  von  Baiem,  so  dass  die  bayrische  u.  pfalzische  Chur  wieder  vereinigt 
wurde  unter  Karl  Theodor  aus  der  Linie  Neuburg. 

0  Vgl  Kais.  Commissionsdecr.  v.  21.  Juli  1706,  Reichsgutachten  v.  30.  Juni  1708 
tt.  kais.  Ratifications-Decr.  v.  6.  Sept.  1708  (Neue  Samml.  IV.  S.  224.,  226  ff.).  Zu- 
gleich mit  dieser  Einführung  wurde  in  diesen  Decreten  die  Readmissiou  der  böh- 
mischen Kurstimme  vorgenommen,  welche  faktisch  seit  K.  Wenzel  nicht  mehr  aus- 
geübt worden  war. 

^  R.  D.  H.  S.  §§.  25.,  31.—  L  L.  Klüber.  üeber  Einführung,  Rang,  Erzämter, 
Titel,  Wappenzeichen  u.  Wappenschilde  der  neuen  Kurfürsten,  Erlang.  1803. 

*)  Zuletzt  1558  (Schmauss  Corp.  jur.  pubL  pag.  210). 

*•)  Project  der  Wahlkap.  v.  1711.  art.  ffl.,  K.  Franz  H.  art.  IIL,  XL  §.  7.  XIH. 
§.  9.,  XXVI.  §.  4.  —  Jos.  V.  Sartori  Reichsvicariatisches  Staatsrecht,  Augsb.  1790. 
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ganzen  Periode   nie   vorgekommenen  Fall   der  Minderjährigkeit   des   Königs 
behandelt.  ^"J 

VI.  Das  Lehensband  zwischen  Kaiser  und  Standen  litt  durch  die  stets  wach- 
sende Macht  der  letztem,  die  Bestimmungen  der  Beichsgesetze  über  die  Achtser- 
klärung,^^)  welche  dem  Kaiser  factisch  unmöglich  wurde,  aufe  Tieüs^te.  Hierdurcli 
war  die  Belehnung  zur  blossen  Form  geworden,  welche  die  grössten  Landes- 
herrn schon  früh  nur  durch  Gesandte,  gegen  den  Ausgang  des  Beichs  über- 
haupt die  meisten  durch  Boten  sich  ertheilen  Hessen. 

§.  97. 

3.  Der  Reichstag.*) 

I.  Aus  der  anfanglich  (§.  72.  Y.)  nur  factischen  Bonderung  der  einzdnen 
Stände  hatte  sich  mehr  und  mehr  eine  feste  Gestaltung  herausgebildet,  wo- 
nach der  Beichstag  aus  drei  einander  gleichstehenden^)  Collegien  bestand: 
Collegium  der  Kurfürsten,  Reichsfürstenrath,  CoUeg  der  Städte. 

n.  A.  Collegium  der  Kurfürsten.  Li  ihm  sassen  die  Lihabcr  der  mit 
Sitz-   und   Stimmrecht  versehenen   Kurlande   unter   dem   Directorium  yon 


(J.  M.  V.  Abele)  Vers.  ü.  d.  deutsche  Staatsr.  während  eines  Zwiachenreichs,  Kemp- 
ten 1792.  H.  F.  Ch.  V.  Lyncker  bist.  publ.  Anmerk.  zu  dem  zwischen  d.  hohen 
Reichs-Vicar.  im  3.  1750  abgeschlossenen  Vicar.  Gränzvergl.,  Hildburgh.  1791.  — 
Ch.  D.  Erhard  Selecta  capita  de  yieariatu  saxon.  Dresd.  1790.  E.  A.  Lamey. 
Vom  Ursprung  des  kurpfälz.  Reichsric.  u.  s.  w.  Mannh.  1791.  —  lieber  die  Stellung 
yon  Mainz  während  des  Interregnums:  Th.  E.  Hartleben  Unters,  der  Rechte  u. 
Pflichten  eines  Eurf.  y.  Mainz  während  des  Interregn.  Regensb.  1792,  J.  R.  y.  Roth 
pragmat.  Interregnumsgeseh.  bes.  des  Reichskanzler-Vicariats  y.J.  1790  u.  s.  w.  Frankf. 
a.  M.  1794.  — 

11)  Wahlkap.  y.  1711.  art.  XX.,  K.  Franz  n.  art.  XX. 

*)  H.  G.  Franke  Nachr.  yon  der  neuesten  Beschaffenheit  eines  Reichstags  im  h. 
röm.  Reich,  nebst  C.  G.  OerteTs  Verzeichn.  d.  Reichsstände,  Regensb.  1761.  4.,  J. 
F.  Joachim  Gesch.  der  deutsch.  Reichstage,  2  Th.  Halle  1762.,  J.  J.  Moser.  Von 
den  deutsch.  Reichstagsgesehäften,  Frankf.  1768,4.  Ders.  Von  den  deutschen  Reichs- 
tagen das.  1774.,  H.  W.  y.  Bülow,  Ueber  Gesch.  u.  Verfass.  des  gegenw.  Reichs- 
tages, Regensb.  1792,  2  Th.,  Andre  in  Ersch  Literat.  S.  121.  —  Carl  Wilh.  yon 
Lancizolle  Uebersicht  der  deutsch.  Reichsstandschafts-  u.  Territorial-Verhältnisse  Tor 
dem  franz.  Reyolutionskriege,  der  seitdem  eingetretenen  Veränderungen  u.  der  gegenw. 
Bestandtheile  des  deutsch.  Bundes  u.  der  Bundesstaaten,  Berl.  1830.  Eine  treffliche 
und  unentbehrliche  Arbeit. 

^)  Die  Kurfürsten  hatten  aber  einzelne  Vorrechte  (Wahbreeht)  unbestritten,  andere 
(ausschliessliche  Feststellung  der  Wahlkapitulation,  Propositionsrecht)  behaupteten  sie 
trotz  des  Widerspruchs  der  übrigen  Stände. 
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Mainz.  Jeder  hatte  eine  Stimme;  die  Mehrheit  derselben  ergab  den  Beschluss 
des  Colleginms. 

B.  Reichsfürstenrath.  In  demselben  unterschied  man  Viril-  und  Gu- 
riatstimmen.  Die  Yirilstimmen  standen  bis  in  die  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts dem  Hause  zu,  weshalb  oft  ein  Besitzer  mehrer  Fürstenthümer  nur  eine, 
mehre  Fürsten  desselben  Hauses  aber  mehre  führten,  auch  wenn  sie  nur  ein 
Fürstenthum  hatten.  Auf  diese  Art  schwankte  die  Anzahl  der  Stimmen  fort- 
während. Die  neuen  Erhebungen  zu  Reichsfiirsten,  welche  Ferdinand  HI. 
Tomahm,  gaben  den  Anlass  zur  Protestation  der  Stände,  welche  den  Erfolg 
herbeiführte,  dass  die  Stimmen  als  fest  angenommen  wurden  und  im  einzelnen 
Falle  durch  das  Herkommen  erwiesen  werden  mussten.  Man  stellte  dabei 
als  Norm  auf  den  sehr  zahlreichen  Reichstag  von  1582;  daraus  ergab  sich 
der  Unterschied  von  altfürstlichen  und  neufürstlichen  Geschlechtem. 
Die  von  jenen  geführten  Stimmen  ruhten  der  Art  auf  dem  Territorium',  dass 
sie  in  der  1582  geführten  Weise  mit  ihm  auf  jeden  Erwerber  übergingen.*) 
Wer  zu  ihnen  nicht  gehörte,  konnte  nur  durch  kaiserliche  Verleihung 
nnd  Reception  des  Reichs  (§.  91.  L)  Sitz-  und  Stimmrecht  erhalten.  Die» 
fiel  aber  mit  dem  Untergänge  des  Stanunes  fort.^)  Ohne  besondere  Admission 
erhielt  man  daher  seit  dem  Jahre  1654  (§.  96.  Anm.  2.)  auch  durch  Erwerb 
der  Fürstenwürde  keine  Virilstimme. 

Im  J.  1792  gab  es  im  Reichsfiirstenrathe  100  Standschaften,  unter  ihnen 
94  Virilstimmen,  von  denen  33  geistliche"*)  und  61  weltliche  waren.*)    Neben 


^  Einzelne  Ausnahmen  hebt  hervor  v.  Lancizolle  a.  a.  O.  Einleit.  8.  XIX  fg. 

^)  Die  Fortführung  war  aber  ausnahmsweise  von  Kaiser  u.  Reich  zugestanden  z.  B. 
bei  I^assau-Hadamar  und  N.-Dillenburg ,  deren  Stimmen  auf  N.-Dietz tibergingen.  Lan- 
cizolle a.  a.  0. 

*)  NemHch:  Oesterreich,  Burgund  (den  Grund,  dass  dies  Weher  gehörte,  s.  bei 
Ton  Lancizolle  a.  a.  0.  S.  XX.),  die  Erz-  bez.  Bischöfe  von:  Salzburg,  Bisanz 
(BesanQon),  Bamberg,  Würzburg,  "Worms,  Eichstädt,  Speier,  Strassburg,  Constanz,  Augs- 
burg, Hildesheim,  Paderborn,  Freisingen,  Regensburg,  Passau,  Trient,  Brixen,  Basel, 
Münster,  Osnabrück,  Lüttich,  Lübeck,  Chur,  Fulda,  Abt  von  Kempten,  Probst  von 
Eiwangen,  Johannitermeister ,  Pröbste  von  Berchtesgaden,  Weissenburg,  Aebte  von 
Prüm  (Erzb.  von  Trier)  Stablo,  Corvey  und  nach  Bisanz  Hoch-  und  Deutschmeister. 
Hiervon  war  Lübeck  ein  protest.  Bisthum,  Osnabrück  abwechselnd  kath.  u.  protest., 
also  31  kath.,  1  protest.,  1  gemischte.  — 

^)  Bayern,  Magdeburg  (Preussen),  Pfalz-Lautem,  P.-Simmem,  P.-Keuburg  (für 
diese  drei  Bayern),  Bremen  (Hannover),  Pfalz-Zweibrücken,  P,-Yeldentz  (Bayern), 
Sachsen-'Weimar,  S.-Eisenach  (derselbe),  S.-Coburg,  S.-Gotha.  S.-Altenburg  (derselbe), 
zwei  Brandenburgische  (Preussen),  drei  Braunschweigische  (Hannover),  Braunschweig- 
Volfenbüttel,  Halberstadt  (Preussen),  Vor-Pommem  (Schweden),  Hin^er-Pommem 
(Preussen),  Yerden  (Hannover),  Mecklenb.-Schwerin  u.  Mecklenb.-Güstrow ,  "Würtem- 
berg,  Hessen-Kassel,   H.-Darmstadt,    drei  Badische,   Holstein-Glückstadt   (Dänemark), 
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ihBen  hatten  bis  zum  J.  1653  alle  reichsständischen  nichtfürstlichen  Prälaten 
eine  gemeinschafkliche  Stimme  als  ^schwäbische  Prälaten'';  im  gedachten 
Jahre  machte  man  zwei  Bänke:  der  rheinischen^)  und  schwäbischen^) 
Prälaten.  Alle  nichtfürstlichen  weltlichen  Grafen  und  Herrn  führten  zu  An- 
fang des  16.  Jahrhundert  zwei  Ouriatstimmen:  wetterau'sche  und  schwä- 
bische Grafenbänke.  Dazu  trat  1640  eine  fränkische,  1653  eine  west- 
phälische.^) 

Der  ganze  Fürstenrath  zerfiel  in  die  Geistliche  Bank,  auf  der  die  Ver- 
treter der  geistlichen  Yirilstimmen  und  Prälaten,  und  in  eine  Weltliche 
Bank,  auf  der  die  übrigen  sassen.  Diese  Trennung  war  ohne  sonstigen  Ein- 
fiuss.  Das  Directorium  im  Reichsfurstenrathe  führte  Salzburg,  abwechselnd 
mit  Oesterreich;  jedes  der  Grafenkollegien  hatte  aber  wieder  ein  besonde- 
res Directorium.  Die  Mehrheit  aller  Stimmen  bildete  das  Conclusum.  —  Der 
im  Eeichsdepuiationshauptschlusse  von  1803  festgesetzten  neuen  Stimmyerthei- 
lung  versagte  der  Kaiser  seine  Ratification. 

C.  Ool>egium  der  Reichsstädte.  Es  zählte  1792  einundfunfzig  Glie- 
der, welche  sich  in  eine  rheinische  (14)  und  schwäbische  (37)  Städte- 
bank schieden.*)  Den  Vorsitz  führte  die  Siadt,  in  welcher  der  Reichstag 
gehalten  wurde. 

in.  Mit  der  genauen  Sonderung  der  Stände  fiel  die  directe  Yerhandlung  des 
Kaisers  fort,  so  dass  nur  bei  feierlichen  Anlässen  als  Eröffiiung  und  Schliessung 
des  Reichstags  die  sänuntlichen  Stände  um  den  Kaiser  in  Person  versanmielt 


Sachsen-Lauenburg  (Hannover),  Minden  (Preussen),  Holstein-Oldenburg,  Savoyen  (König 
von  Sardinien),  Leuchtenberg  (Bayern),  Anhalt,  Henneberg  (sächs.  Haus),  Schwerin, 
Camin  (Preussen),  Ratzeburg  (MeckLStrelitz) ,  Hirschfeld  (R-Kassel),  Nom«ny  (Oester- 
reich), Mömpelgard  (Würtemberg) ,  Arenberg,  Hohenzollem,  Lobkowitz,  Salm,  Diet- 
richstein, Nassau-Hadamar  u.  N.-Dillenburg ,  Auersberg,  Ostfriesland  (Preussen),  Für- 
fitenberg,  Schwarzenberg,  Lichtenstein,  Thum  u.  Taxis,  Schwarzburg.  Im  Ganzen 
führten  also  diese  61  Stimmen  40  regierende  Herrn;  20  Stimmen  waren  katholische, 
41  protest.  — 

®)  Dieselbe  hatte  1792  achtzehn  Stimmen;  15  Prälaten  (einer  aber  der  H.  von 
Ajihalt-Bemburg)  und  3  Aebtissinnen.    Darunter  4  protest. 

^)  1792  zweiundzwanzig  Stimmen,  unter  denen  5  Aebtissinnen:   sänomtlich  kathol. 

^)  1792.  In  dem  wetter.  Graf encollegium  waren  27  Stimmen  geführt  von  36  Herrn 
(darunter  zwei  Virilstinmiberechtigte) ;  in  dem  schwäb.  26  geführt  von  36  G^liedem 
{darunter  3  geistliche,  7  Personalisten,  10  Virilstimmberechtigte) :  im  fränk.  16  geführt 
von  39  Gliedern  (d«Pünter  7  Personalisten  u.  4  mit  anderweitiger  Reichsstandschaft); 
in  der  westphäl.  34  geführt  von  33  Gliedern  (darunter  1  Personalist,  9  anderweitig 
Versehene). 

Die  Stimmen  der  Prälatenbänke  waren  katholische,  die  der  Grafenbänke  evange- 
lische, nur  die  westphälische  abwechselnd  katholisch. 

^  Unter  ihnen  waren  13  katholische,  33  evangelische,  5  gemischte. 
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waren.    Die  Art  der  Yerhandlimg  bestand  in  der  Zufertigung  der  kaiserlichen 
Propositionen  direct  (Hof-Decret)  oder  durch  den  kais.  Commissarios  (Com- 
missions-Decret)  an  den  Reichserzkanzler,  der  den  ganzen  Reichstag  leitete. 
Von  diesem  ging  das  Stück  gleichzeitig  an  das  Kurkollegium  und  den  Reichs- 
forstenrath;  hatte  eins  dieser  beiden  Collegien  einen  Beschluss  gefasst  (Rela- 
tion), so  theilte  es  ihn  dem  andern  zur  Corelation  mit.    Stimmte  diese  zu, 
80  ging  die  Sache  durch  Mainz  an  das  StädtecoUeg.    In  jedem  Colleg  wurden 
die  Stimmen  zu  Protocoll  dictirt ;  jedem  Colleg  stand  ein  votum  devisiyum  zu. 
Simmten  alle  drei  überein,  so  übermittelte  Mainz  dieses  Reichsgutachten 
(Consultum,  sufi&agium  imperii  —  Conclusum  trium  collegiorum)  dem  Kaiser, 
nach  dessen  Sanction  es  als  Reichsabschied  (recessus  imperii)  bei  Yerab- 
schiedung  des  Reichstages,  seit  dessen  Permanenz  nach  ertheiltem  kais.  Ratifi- 
cations-Decret  als  Conclusum  imperii,  Reichsschluss,  publicirt  wurde. 
lY.  Sobald  Religionssachen  in  Frage  standen,  nahm  der  Reichstag  in 
Folge  der  Itio  in  partes  die  Gestalt  zweier  Collegien:  des  Corpus  Catho- 
licorum    unter    dem  Vorsitze    von  Mainz,    Corpus  Evangelicorum  unter 
dem  von  Kursachsen  (auch  nach  dessen  Rücktritt  zur  katholischen   Kirche), 
an,  in  denen  Stimmenmehrheit  entschied,    während  nur  Einstimmigkeit  beider 
das  Reichsgutachten  zu  formiren  vermochte.  ^°) 

V.  Jeder  Kaiser  sollte   den   ersten  Reichstag  zu  Nürnberg*^)  halten.    Die 
über  die  Zwischenräume  der  Reichstage  erlassenen  Reichsbestimmungen  waren 
unpraktisch.     Am  Letztenmale  wurde  der  Reichstag  verabschiedet  1654;    der 
Abschied  dieses  Jahres  heisst  deshalb  auch  der  Jüngste.     Der  nächste   1663 
zusammenberufene  Reichstag  gestaltete  sich  um  zu  einem  unter  dem  Vorsitze 
des  vom  Kaiser  aus   dem  Reichsfürstenstande    bestellten   Fürst-Principal-. 
Commissarius,    dem   ein  rechtsverständiger  Commissarius   als    Adlatus   bei- 
gegeben wurde,  in  Regensburg  ständig  tagenden  Congresse  der  Abgeordneten 
der  Reichsstände.    Hierdurch  kam  das  Einholen  von  Instructionen ,  mit  ihm  eine 
Qnendliche  Geschäftsverschleppung  auf,  der  auch  durch  die  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Deputationen  nur  unvollkommen  abgeholfen  wurde. 
VI.  Hat  der  Reichstag  schon  im   ganzen  15.  Jahrhundert  (§.  72.  III.),  ob- 
gleich ohne  feste  Grundsätze  über  Umfang  und  Wirkung  der  Theilnahme,  bei 


*"')  I.  P.  O.  art.  V.  §.  52.  —  Die  Literatur  über  diesen  Punkt,  sowie  die  Samm- 
iimgen  der  Beschlüsse  des  Corpus  Evangelicoruin  siehe  in  £rsch  Literatur  S.  121.  — 
Bas  Corpus  £yangellcorum  nahm  sich  seiner  Glieder  stets  sehr  warm  an ,  während  das 
GorpnB  Catholicorum  nur  eine  sehr  gerii^e  Thätigkeit  entfaltet  hat,  die  zwar  in  dem 
Umstände  mitliegt,  dass  die  meisten  protest.  Territorien  weniger  katholische  Unter- 
tiianen  hatten ;  jedoch  hätte  es  reichen  Stoff  zu  grosserer  gefunden. 

")  Bulla  aurea  cap.  XXVIII.  §.  5,  Karl  V.  in  dem  R.A.  v.  Worms  v.  1521  ent- 
schuldigt ausdrücklich  die  Nichtansetzung  in  Nürnberg  (Neue  Samml.  II.  S.  172.). 
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Ordnung  aller  wichtigen  Angelegenheiten  intervenirt,  so  erhielt  derselbe  durch 
die  spätem  Beichsgesetze  besonders  die  WaMcapitulationen  und  den  westphä- 
lischen  Frieden  ein  formelles  Mitregierungsrecht  in  allen  nur  irgend  für  das 
ganze  Beich  wie  für  die  Territorien  bedeutenden  Angelegenheiten.**)  Die 
Gesammtheit  der  Stände  trat  dem  Kaiser  gegenüber  als  Reich  auf;  bei  Kai- 
ser und  Kelch  ruhete  thatsacldieh  seit  dem  westphälisehen  Frieden  die 
Beichsregierung  und  Souveränetät. 

Vn.  Ausserdem  konnte  der  Beiohstag  auch  auf  ausserordentlichen  Re- 
curs  Yon  den  Urtheilen  der  Reichsgerichte,  im  Falle  einer  im  Reichshofrathe 
stattgefundenen  Itio  in  partes  und  endlich  dann  in  richterlicher  Eigenschaft, 
als  richterliche  Behörde  auftreten,  wenn  es  sich  um  die  Achtserklärung  eines 
Beichsstandes  handelte.  ^  ^ 

• 

§.  98. 

4.  Die  Reichskreise.  *) 

I.  Zur  Handhabung  des  Reichsfriedens  und  Ausführung  der  Urtheile  des 
Reichskammergerichts  war  auf  dem  Reichstage  zu  "Worms  1495  eine  jähr- 
liche Reichs  Versammlung  angeordnet.  An  deren  Stelle  trat  1500  ein 
Reichs-Regiment,')  das  ständig  zu  Nürnberg  tagen  und  aus  einem  Abge- 
ordneten des  Kaisers  und  zwanzig  der  Stände  bestehen  sollte.  Von  diesen 
rief  man  14  speciell  ins  Regiment,  die  übrigen  durch  Vertretung  der  gleich- 
zeitig geschaflfenen  sechs  Kreise:  bairischer,  schwäbischer,  fränki- 
scher, rh eini s eher  (s.  g.  oberrheinischer),  w es  tph äl ischer  (niederrheinisch- 

' westphälischer) ,  sächsischer.*)  Zu  diesen  errichtete  man  1512  noch  einen 
österreichischen,  burgundischen,  kurrheinischen  (umfassend  die  vier 
rheinischen  Kurlande) ,  obersächsischen  (Kursachsen  und  Kurbrandenburg). ^ 

II.  Obwohl  das  Reichsregiment  schon  unter  Karl  V.  aufhörte,    blieb   die 


12)  I.  P.  0.  art.  Vm.  §.  2. 

18)  I.  p.  0.  art.  vm.  §.  3. ,  Wahlkapitulation  art.  X3L 

♦)  J.  J.  Moser  Von  d.  deutsch. Kreisverfassung ,  Stuttg.  1773.  4.  (M.  Hoffmann) 
Versuch  einer  staatsrechtl.  Theorie  von  d.  deutsch.  R.Krei8eQ  überh.  und  d.  schwäl). 
insbes.  Kempt.  1788  f.  2  Thle. 

1)  Siehe  die  im  §.  91.  11.  b.  3.  genannten  Beichsabschiede. 

^)  Einzelne  Staute,  z.  £.  Böhmen,  die  Schweiz,  Preussen,  Liefland  u.  a.,  übten 
faktisch  ihre  Standschaft  nicht  aus  und  wurden  daher  weder  in  Kreise  eingetheilt, 
noch  zu  den  namentUch  bestimmten  geschlagen.  Oesterreich  schlug  man  zu  den 
namentlich  vertretenen  und  deshalb  nicht  zu  den  Kreisen. 

^)  Einzelne  Länder:  Böhmen  mit  Mähren,  Schlesien,  Grafschaft  Glatz  u.  a.  sind 
niemals  m  die  Kreise  eingereiht  worden. 
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Ereisyerfassung  das  Mittel  für  Kaiser  und  Beioh  zur  DarchfÜbrtmg  der  Reichs- 
regienmg  und  nahm  alliuälig  die  folgende  Gestalt  an.  Jedem  Kreise  stand 
Yor  ein  Kreis-Oberstelr  oder  Hauptmann;  die  Leitung  kam  in  den  ein- 
zelnen Kreisen  an  einen  oder  mehre  .Fürsten,  welche  die  Kreistage  ausschrie* 
ben,  abwechselnd  leiteten,  die  Eeichsexecution  handhabten  und  sonstige  Ange- 
legenheiten besorgten,  die  s.  g.  kreisausschreibenden  Fürsten,  Kreis- 
directoren.*) 

m.  Auf  den  Kreistagen  sassen  mit  Yirilstimmen  auf  gesonderten  Bänken 
(geistliche,  weltHche,  Fürsten-,  Grafen-,  Reichsstädte-Bank)  alle  zur  Reichs- 
Btandschafk  berechtigten  Glieder  des  Kreises,  zu  denen  in  einzelnen  auch 
solche  kamen,  die  keine  Reichsstandschaft  hatten.  Die  Standschaft  haftete 
am  Territorium  und  ging  auf  den  neuen  Erwerber  über.  Gang  und  Verhand- 
Jong  bildeten  sich  allmälig  analog  den  reichstäglichen  aus.  Ein  reges  Leben 
entwickelte  nur  der  schwäbische,  fränkische  und  oberrheinische  Kreis,  während 
bei  dem  Uebergewichte  einzelner  und  der  kleinen  Anzahl  grösserer  Territorien 
m  dem  bairischen,  niederrheinischen,  westphälischen  und  den  beiden  sächsi- 
schen dafür  weniger  Raum  war,  in  dem  burgundischen  überhaupt  von  keiner , 
im  österreichischen  aber  kaum  von  Thätigkeit  die  Rede  sein  konnte. 

lY.  Die  Geschäfte  der  Kreise  bestanden  ausser  denen,  welche  nur  die 
Interessen  des  Kreises  selbst  betrafen,  in  Handhabung  der  Execution,  Polizei 
und  Münzordnung;  auch  hatten  sie  für  das  Heerwesen  Bedeutung. 

§.  99. 
5.  Reichskriegswesen.*) 

L  Die  Kriegspflicht  lag  mit  der  veränderten  Verfassung  den  Reichsständen 
allem  ob.  Von  diesen  wurde  sie  geübt  durch  Stellung  der  ihnen  nach  den 
Matrikeln  (§.  91.  H.  c.)   obliegenden   Contingente,    deren  Aufbringung  und 


*)  Diese  waren  im  Bairischen  mit  20  Ständen:  Baiem  und  Salzburg  —  Bur- 
gundischen 0 esterreich,  das  hier  den  einzigen  Stand  ausmachte  —  Fränkischen 
nut  23  Ständen:  Bamberg  u.  Brandenburg  —  Kur-  u.  Niederrheinischen  mit 
10  Ständen :  Mainz  allein  —  Niedersächsischen  .mit  24  St. :  Magdeburg ,  Bremen, 
Braunschweig  —  Oberrheinischen  mit  54  Stand.:  Worms  u.  Simmern  —  Ober- 
sächsischen  mit  22  St.:  Kur-Sachsen  —  Oesterreiohischen:  Oesterreich; 
5  Stände:  Oesterr.  Trient,  Brixen ,  Deutsch.  Orden,  Dietrichstein —  Schwäbischen 
mit  95 Ständen:  Constanz  u.  Würtemberg—  Westph&li sehen  mit  54 St.:  Münster, 

Jülich  und  Cleve. 

*)  G.  F.  Blum  Pragmat.  Krörter.  der  Grunds,  d.  deutsch.  ReichskriegsyerfSassungy 
Frankf.  u.  Leipz.  1799.    Andere  siehe  bei  Ersch  Literatur  8.  123,  158. 

Vgl  die  §.  91.  n.  c.  aufgezählten  Beichsgesetse. 

Schalte,  Baichs-  u,  Rechtsgescb.  19 


[ 
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TJnterhaltimg  Sache  der  einzelnen  Reichskreise  war,  übrigens  thatsachlich  yom 
Willen  der  einzelnen  Reichsstände  fast  ansschliesslich  abhing. 

n.  Die  Ordnung  des  Kriegswesens  nebst  allen  auf  Krieg  und  Frieden  be- 
zügliehen  Angelegenheiten  gehörte  vor  den  Reichstag  und  wurde  in  yerscliie- 
denen  Reichsgesetzen  festgestellt.  Die  ganze  Kriegsverfassung  bewies  sich  bei 
jeder  G^elegenheit  als  unbrauchbar;  so  oft  etwas  geleistet  wurde,  lag  der  Grund 
nur  darin,  dass  der  Kaiser  aus  seinen  Hauslandem  ein  bedeutendes  Heer 
aufstellte  und  einzelne  grössere  Landesherm  ebenfalls  weit  über  ihre  reichsge- 
setzliche Verpflichtung  hinaus  Theil  nahmen. 

§.  100. 
6.  Beichfifinanzwesen. 

I.  Die  persönlichen  Einkünfte  des  Kaisers  waren  fast  null,  da  das  Reich 
keine  Güter  oder  nutzbringende  Rechte  mehr  hatte,  der  Erwerb  und  Genuss 
heimfallender  Reichslehen  nicht  eintrat,^)  Reichspfandschaften  nicht  eingelöst,^) 
Steuern  vom  Kaiser  nicht  auferlegt,  neue  Zölle  oder  dgl.  nicht  angelegt  wer- 
den durften;®)  alle  von  Alters  her  gebliebenen  sonstigen  Einkünfte  aus  Reichs- 
städten, von  den  Juden  u.  dgl.  gleichfalls  bestinmiten  Personen  verliehen  wa- 
ren, die  verschiedenen  für  die  Lehensbriefe  u.  s.  w.  herkömmlichen  Taxen 
endlich  den  Erbämtem  bez.. deren  Substituten  zufielen. 

n.  Ebensowenig  gab  es  stehende  Einnahmen  zur  Deckung  der  Reichsbe- 
dürfnisse vor  dem  16.  Jahrhundert;  erst  1548  wurde  zur  Bestreitung  der  Kosten 
des  Reichskammergerichts  eine .  stehende  Steuer  (Kammerziele)  von  den  Stän- 
den übernommen,  deren  Umschreibung  sich  auf  Grundlage  der  Matrikeln  ver- 
schieden gestaltete  und  zuletzt  in  der  s.  g.  Usualmatrikel  fixirte.*)   Für  die 
Deckung  des  Aufwandes  zu  Reichskriegen  wurde  vom  Reichstage  eine  nach  dem 
(Kontingente  der  Stände  bemessene  ausserordentliche  Steuer  bewilligt,  für  die 
man    eine  Minimal-Eioheit,   Römermonat  genannt,    festse'tzte,   welche  dann 
einfach  oder  mehrfach  angenonmien  und  erhoben  wurde.    Ihre  Beitreibung  fiel 
später  den  Kreisen  anheim,  war  aber  eine  so  unvollkonunene,  dass  sie  zu  der 
^Dgenügenheit  der  Steuer  hinzugenommen  die   militärische  Kraft   des  Reichs 
sehr  lähmte.  *)    Auch  die  von  der  Reichsritterschaft  gezahlten  Subsidien  waren 
unbedeutend. 


0  Wahlkapit.  v.  1519  §.  24.,  spätere  art.  X. 

«)  I.  P.  O.  art.  Y.  §.  26.     Wahlkapit.  art.  X. 

»)  I.  P.  0.  art.  Vm.    Wahlkapit.  art.  V.  Vm. 

*)  R.A.  V.  1548  (Neue  Samml.  11.  S.  533.)  §.  30—35.  Die  Einnahme  besorgte  der 
Pfenningmeister  des Cammergerichts.  Die  Usnai-Aatrikul  t.  1745  ist  abgedr. 
das.  IV.  Zugabe  S.   109  ff. 

^)  Vgl.  die  §.  91.  n.  b.  7.  aufgezählten  Reichsgesetze. 
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§.  101. 

7.  B&iohspoliceiwesen.  *) 

Mit  der  zunehmenden  grossem  Begierungsgewalt  und  der  abnehmenden 
Freiheit,  wie  nicht  minder  den  namentlich  in  den  Städten,  jemehr  die  neuere 
Zeit  herannahte,  desto  eigenthümlicher  sich  gestaltenden  socialen  Zustanden 
erweiterte  sich  fortwährend  der  Ereis  der  Gegenstände,  welche  der  Staat  in 
seinen  Bereich  zog.  Neben  Ordnungen  zur  Auirechthaltung  des  Friedens 
und  Vermeidung  auch  der  kleinem  Unordnungen  (Duelle,  Schlägereien,  Öffent- 
liches Schelten  u.  dgl.  m.)  und  der  Aufsicht  über  das  mehr  und  mehr  ver- 
kommende Münzwesen  boten  vor  Allem  die  religiösen  Zustände  Veranlassung 
zur  Aufstellung  präventiver  Massregeln  gegen  Störung  der  Beligionsübung. 
Hierzu  kamen  Festsetzungen  betreffs  des  Gewerbetriebes,  besonders  des 
Handels  mit  Lebensmitteln,  über  Betrug  durch  üebervortheilung,  Wucher, 
über  Luxus  (Kleiderordnung),  Missbrauch  der  Presse  (Censur,  Bücher- 
wesen überhaupt),  über  öffentliche  Unsittlichkeit,  verbotene  Verbindungen 
(z.  B.  auf  Universitäten).  Ein  ganz  neuer  Gegenstand  der  Fürsorge  des 
Reichs  war  das  durch  die  Herrn  von  Taxis  begründete  Postwesen,  welches 
Yom  K.  Mathias  1615  dem  Grafen  Lamoral  von  Taxis  als  Beichregal  zum 
Lehen  ertheilt  wurde  (General-Post-Meister -Amt).*) 


*)  Siehe  die  oben  §.  91.  H.  b.  6.  angeführten  Beichsgesetze. 

^)  Die  Geschichte  ist  am  Besten  dargestellt  in  Ton  Linde,  Das  deutsche  Post- 
recht nach  der  bundesgesetzl.  BestinmiiLDg  unter  Garantie  acht  europäischer  Mächte 
(ArchiY  f.  d.  öff.  Recht  des  deutsch.  Bundes  Bd.  E.  H.  2.  u.  3.).  Giess.  1857  S.  18 
bis  143,  woselbst  S.  248  ff.  die  wichtigsten  Urkunden  abgedruckt  sind.  Die  hier  be- 
gründete Ansicht,  dass  auch  nach  Auflösung  desBeichs,  das  Becht  des  Hauses  Taxis 
fortdauere,  entspricht  sowohl  der  Geschichte,  die  den  Fürsten  Taxis  als  Beichsstand 
auf  Grund  des  Beichslehens  (quasi  Beichs-Post-Fürstenthum)  nicht  eines  Terri- 
toriums kennt,  wie  sie  direct  folgt  aus  R.  D.  H.  S.  von  1803  §.  13.,  dessen  Ent- 
schädigung mit  Ländern  für  die  verlorenen  linksrheinischen  Posten  keinen  Sinn 
gehabt  hätte,  wenn  man  nicht  sein  Beichs-Post-Lehen  einem  Territorium  gleich  achtete, 
und  in  der  D.  Bundes- Akte  Art.  XVII.  ihre  deutliche  Bestätigung  findet,  nach  der 
das  Taxis'sche  Postwesen  dem  Hause  so  garantirt  ist,  dass  nur  wie  bei  jedem  Privat- 
rechte freie  üebereinkunft  Aenderungen  hervorbringt. 


n 
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Drittes  Kapitel. 

Die   Territorien. 

§.  102. 

1.   Die  BeiohB-FürBtenthümer ,  Gh*af8chaften.  *) 

I.  Die  Folge  in  die  Territorien  blieb  in  den  geistlichen  Ländern,  deren 
übrigens  manche  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  von  weltlichen  Herrn 
occupirt  und  durch  den  westphälischen  Frieden  rechtlich  sacularisirt,  auch 
einzelne  zu  gemischten  oder  geradezu  protestantischen  wurden,  geknüpft  an 
den  Erwerb  des  geistlichen  Amts,  mit  dessen  Verlust  das  Land  selbst  ledig 
wurde  (geistlicher  Vorbehalt).^  In  allen  weltlichen  war  seit  dem  16. 
Jahrhundert  die  Primogeniturordnung  eingeführt. 

n.  Grund  der  Landeshoheit  war  bei  den  geistlichen  das  mit  dem  Stifte  u.  s.  w, 
verbundene  Keichslehen,  bei  den  weltlichen  gleichfalls  durchgängig  das  Reichs- 
lehen, einzeln  aber  auch  die  allodiale  Herrschaft,  immer  aber  der  Familien- 
besitz. Auf  die  Stellung  der  Landesherrn  haben  seit  Karl  V.  entscheidend 
eingewirkt:  die  religiösen  Verhältnisse,  die  Kriege  und  Verbindungen 
von  Reichsständen  unter  einander  selbst  gegen  den  Kaiser,  der  Ewige  Land- 
friedo  und  die  aus  ihm  hervorgehende  ausschliessliche  Berechtigung  der  Lan- 
desherm,  in  ihren  Territorien  den  Landfrieden  zu  handhaben,  als  Folge  hier- 
von und  der  mit  Erfindung  des  Schiesspulvers  fortfallenden  bisherigen  Kriegs- 
führung die  Errichtung  stehender  Heere,  femer  die  Verbindungen  mit 
auswärtigen  Fürsten,  der  Besitz  auswärtiger  Lande  in-  der  Hand  einzelner 
Reichsfürsten,  die  allmählige  Unterdrückung  der  landständischen  Macht.    Das^ 


♦)  Die  zahlreichen  Schriften,  ausser  den  Lehrbüchern  des  früheren  Beichsstaats- 
rechts,  welche  bei  Zöpfl  Grundsätze  des  Staatsr.,  Zachariä  Lehrb.  des  Staatsrechts 
Klub  er  u.  a.,  angeführt  sind,  siehe  in  Pütter's  Literatur  des  deutsch.  Staatsr.  u.  bei 
E  r  8  c  h  Literatur  S.  1 2  6  ff.  Aus  ihnen  nenne  ich  nur :  K.  S  a  1.  Z  a  c  h  a  r  i  ä  Geist  d.  deutsch . 
Territorialverfass.  Leipz.  1800.  J.  F.  X.  Eplen  (v.  Hartenstein)  über  d.  Princip, 
der  deutsch.  Territoiialverf.  (gegen Zachariä)  Frkf.  1803,  N.  T.  Gönner  ü.  das  rechtl. 
Princip  der  deutsch.  Territorialverf.  Landsh.  1804.  —  J.  J.  Moser  V.  d.  deutsch. 
Beichsstände  Landen,  deren  Landständen,  ünterthanen  u.  s.  w.  Frankf.  u.  Leipz. 
1769.  4.  Ders.  Von  d.  deutsch,  ünterthanen  Bechten  u.  Pflichten  das.  1744.  4. 
J.  B.  v. Both  Staatsr.  deutsch. Beichslande,  Mainz  1790 — 92,  2  Thle. —  J.  v.  Sartori 
geistl.  u.  weltl.  Staatsr.  der  deutsch.  cathoL  geisti.  Erz-,  Hoch-  u.  Bitterstifter,  Kürnb. 
1788—91,  2  Bde.  in  4  Abth. 

*)  Augsb.  BeUgionsfriede  §.  18.  L  P.  0.  art.  V.  §.  15. 
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sind  die  Momente,    durch  welche  im  Einzelnen   rascher  oder  langsamer,  je 
nachdem  alle  jene  Umstände  und  andere   zusammentrafen    oder  nicht,    ge- 
leitet  die  Landesherrlichkeit   allmälig   zur   vollen  Hoheit   über  das  Land 
und  Alles,   was  darin  sich  befand,    geworden  war.     Der  Westphälische 
Friede  ^)   sanctionirte  nur,    was  faktisch  bestand  und  nicht  mehr  zu  ändeiH 
war.    Auch  in  der  Theorie,  welcher  die  romanisirenden  Juristen  bedeutenden 
Yorschub  leisteten,  erschienen  die  Landesherm  seitdem  als  Kaiser  in  ihrem 
Lande.^)    Ihre  Superioritas  territorialis  hatten  sie  in  den  Wahlkapitu- 
lationen und  Reichsgesetzen  auf  die  festeste  Weise  gesichert.    Sie  nahm  ganz 
besonders  durch  die  Vergrösserung  einzelner  Territorien  und  den  Besitz  aus- 
wärtiger Länder  in  den  Händen  deutscher  Fürsten,    so  wie  die  Reichsstand- 
schaft fremder  Souveräne   zu;    denn  was  der  eine  besass,    nahm   der  andere 
gern  auch  in  Anspruch,  wobei  er  gegenüber  dem  Kaiser  stets  auf  den  Bei- 
stand der  Meisten  rechnen  konnte.    Die  Einwirkung  des  Kaisers  auf  die  Ter- 
ritorialverhältnisse war  gänzlich  zurückgetreten;    die  wenigen  Fälle,  in  denen 
€8  den  Unterthanen  frei  stand,  den  Schutz  des  Kaisers  oder  der  Reichsgerichte 
anzurufen,  waren  nur  eine  geringe  Schranke.    Kam  eine  Beschwerde  vor,  so 
bot  die  schleppende  Justiz,  die  precare  Ezecution,  vor  Allem  aber  der  dem  Landes- 
herm nie  fehlende  Beistand  der  übrigen  Stände  selten  eine  genügende  Abhülfe, 
ni.    Auf  solche  Art  durch  das  Reich  wenig  beschränkt,  ja  von  ihm  und 
auswärtigen  Mächten  *)  mit  völkerrechtlicher  Selbstständigkeit  anerkannt,  ward 
es  den  meisten  Landesherrn  leicht,    die  Mitwirkung  ihrer  Landstände  auf 
ein  Minimum  zu  reduciren,   selbe  einzeln  geradezu   aufzuheben,   nicht  einzu- 
berufen   tmd   namentlich   in   den   neu  erworbenen    Territorien  absterben    zu 
lassen.    Hieraus  floss  von  selbst  die  Erstreckung  der  Regierung  auf  alle  Theile 
des  Rechtslebens,    so  dass  öflfentliches  wie  Privatrecht  fortan  in  der  landes- 
berrlichen  Gesetzgebung  seine  fast  ausschliessliche  Entwicklung  fand. '^) 

IT.  Diese  zunehmende  Macht  führte  dahin,  dass  die  verschiedenen  Klassen 
der  Einwohner  vom  Herrn  mehr  und  mehr  als  gleichstehend  angesehen  wur- 
den, an  die  Stelle  der  bisherigen  Selbstregierung  des  Adels  und  der  Städte 
stehende  Behörden  traten,  welche  anfangend  von  dem  Geheimen  Rathe 
(Hofrathe,  Hofkanzlei  u.  dgl.)  durch  die  Unterämter  der  Regierungen, 
Kreisämter,  Amtmänner  u.  dgl.  die  Zweige  der  Regierungsgewalt  hand- 
habten,  welche  keine  besonderen  Behörden   hatten,   namentlich  die  Polizei, 

")  L  P.  O.  art.  Yin.  §.  1.  u.  a. 

^)  „Quilibet  Status  tantom  potest  in  suo  territorio,  quantum  imperator  in  imperio** 
ist  die  überall  wiederkehrende  Regel. 

*)  L  P.  O.  art.  Vni.  §.  2. 

^)  VerhältnissmäBsig  blieb  nur  in  wenigen  Territorien  theilß  durch  den  Rechtssinn 
der  Herrn  theils  die  Kraft  der  Stände  die  landständische  Verfassung  in  Kraft. 
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Heerwesen,  Einziehung  der  Steuern  u.  s.  w.  Für  die  Eechtspflege  und 
das  Domänenwesen  hatte  man  durchgehends  besondere  Behörden,  obwohl  es 
auch  yielfaltig  Oollegien  gab,  denen  Administration  und  Bechtspflege  zustand. 
V.  Für  die  Besteuerung  der  ünterthanen  wurde  der  Landesherr  zunächst 
an  keinen  Consens  gebunden,  insoweit  er  dieser  zur  Erfüllung  seiner  Beichs- 
oder  Kreis-Pflichten  bedurfte^)  oder  überhaupt  durch  das  Herkommen  zur 
Auflage,  beziehentlich  Einziehung  von  Steuern  berechtigt  war.')  Verwarf 
auch  der  Kaiser  1671  das  Gutachten  des  Eeichstages,  welches  volle  Freiheit 
der  Landesherm  zur  Besteuerung  verlangte ,  so  ist  es  doch  hierzu  in  manchen 
Territorien  gekommen.  Die  Kosten  der  Hofhaltung  und  des  sich  stets  meh- 
renden Beamtenwesens,  vor  Allem  aber  die  Auslagen  für  den  Unterhalt  der 
stehenden  Heere  überstiegen  allmählig  die  Einnahmen  aus  den  landesherr- 
lichen Domänen  und  den  hergebrachten  Abgaben  vollends.  Dadurch  kam  es, 
dass  die  Landesherm  ihre  Einkünfte  für  den  Unterhalt  ihres  Hofes  und  ihrer 
Familie  bestimmt,  die  Kegierungskosten  aber  als  eine  Last  des  ganzen 
Landes  betrachteten.   Hierin  und  in  dem  stets  wachsenden  Maasse  der  Staats- 


^  Hierüber  gibt  es  zahlreiche  Bestimmungen  in  den  im  §.  91.  citirten  Keichsab- 
schieden,  z.  B.  im  R.A.  von  1580  §.  118.,  Speyer  1542  §§.  53.  54.,  Nürnberg  1543 
§.  24.  Speyer  1544  §§.  10.  11.,  Augsburg  1548  §.  102.  Exeout.  Ordn.  v.  1555  §.  82., 
B.  A  von  Augsburg  1566  §.  42.,  Regensburg  1576  §.  11.*,  Augsburg  1582  §§.  10.  11., 
L  R.  A  V.  1654  §§.  14.  160.  181.  kais.  Decret  von  1670. 

^)  Kais.  Dekp.  v.  12.  Febr.  1671  (Neue  Samml.  IV.  S.  83  flf.):  „  ...  Als  können 
Ihro  Kayserl.  Majestät  zwar  gnädigst  gern  geschehen  lassen,  dass  es  nicht  allein  bey 
angedeutetem  §.  Und  gleichwie  etc.  und  dann  denen  Churfursten  und  Stäiiden  gegen 
Ihren  ünterthanen  wegen  der  Reichs-  und  Creyss-Verfassungen,  wie  auch  der  Reichs- 
Anlagen,  gebührendem  Jure  collectandi  verbleibe,  sondern  auch  jene  Chur-Fursten  und 
Stände,  so  ein  mehrers,  als  in  vor-  angezogenem  §.  begriffen,  gegen  Ihre  ünterthanen 
und  Landsassen  rechtmässig  hergebracht,  dabei  geschirmet  und  gehandhabet,  die  Land- 
sassen und  ünterthanen  aber  zu  allem  deme  zu  contribuiren  angewiesen  werden,  was 
das  Reich  pro  Securitate  publica  verwilliget,  die  Executions-Ordnung  vermag,  und  die 
Lands-Defension  contra  quemvis  aggressorem,  dem  Herkommen  und  erheischender 
Nothdurfft  nach,  erfordert. 

Dass  aber  Ihre  Kayserl.  Majestät  in  obangezogenen  neuen  Yorschlag,  und  praeten- 
dirte  Extension  des  §.  und  gleichwie  etc.  ohne  einigen  unterschied,  und  zwar  Ihrer, 
der  Chur-Fürsten,  Fürsten  und  Stände  Mediat  Stände,  Landsassen  und  ünterthanen, 
habenden  Behelffs  gantz,  und  zumahlen  angehört  und  unvemommener,  willigen,  und 
sogar  die  Rechts-Processe  in  dergleichen  Materiis  cassiren,  und  sonderlich  denenselben, 
wann  sie  sich  über  die  Billigkeit  beschwert  zu  seyn  erachten  sollten,  noviter,  et  sine 
cognitione  causae  an  die  Hohe  Reichs-Dicasteria,  entziehen  sollten,  darzu  können  Die- 
selbe, in  Erwegung  der  hierbei  vorgefallenen  hochwichtigen  Bedenken,  einmahl  nicht 
gehellen,  sondern  werden,  um  der  dabey  sich  ereignenden  umstände  willen,  vielmehr 
gemüssiget,  einen  jeden  bei  deme,  wessen  er  berechtiget,  und  wie  es  biss  dato  obser- 
virt  worden,  in  aUe  Wege  verbleiben  zu  lassen. '^ 
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abgaben  liegt  ein  Hauptmoment   zur  Substituining  des  modernen  Staatsprin- 
dps  an  die  SteUe  der  mittelalterlichen  Patrimonialität  der  Landeshoheit 

YI,  Das  Kriegswesen  nahm  mit  der  yöllig  veränderten  Eampfesweise,  welche 
den  Verfall  des  Lehenwesens  herbeiführte,  einen  ganz  anderen  Charakter  an. 
Erhielt  sich  auch  selbst  bis  in  das  17.  Jahrhundert  der  persönliche  Dienst  der 
Vasallen,  so  kam  doch,  seit  E.  Maximilian  L  in  seinen  Erblanden  ein  stehen- 
des Heer  (Fussknechtc)  errichtete,  in  mehren  grossem  Territorien  die  gleiche 
Einrichtung  auf.  Zum  grössten  Theile  bildete  man  diese  Truppe  aus  Söld- 
nern; der  Ritterstand  (Adel)  trat  vorzugsweise,  in  manchen  Territorien  aus- 
schliesslich, als  Officiere  ein.  Nach  dem  dreissigjährigen  Kriege  wurde  die 
Errichtung  der  stehenden  Heere  allgemein;  zu  deren  Ergänzung  führte  man 
im  18.  Jahrhundert  bei  der  Ünhaltbarkeit  des  blossen  Werbesystems  die  Con- 
scription  ein,  welche  gegen  das  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  neben  dem 
Werbesystem  ziemlich  allgemein  angenommen  wurde. 

Vn.  So  näherte  sich  gegen  den  Ausgang  des  Reichs  die  Landeshoheit 
faktisch  der  Souveränität;®)  die  Kriege  Friedrichs  des  Grossen  brachten  zum 
Bewusstsein,  dass  Kaiser  und  Reich  gegen  die  Stände  nichts  vermochten, 
sobald  diese  sich  über  den  blossen  Wortlaut  der  Reichsgesetze  hinwegsetzend 
selbst  gegen  Kaiser  und  Reich  mit  Erfolg  Krieg  zu  fuhren  vermochten.  Der 
Hubertsburger  Frieden  gab  den  Beweis,  dass  der  Kaiser  thatsächlich  nur  mehr 
ein  Genosse  des  mächtigsten  Fürsten  im  Reiche  war  und  dass  sich  bereits 
zwischen  den  beiden  Wächtern  im  Osten  ein  Dualismus  gebildet  habe,  der 
den  Keim  einer  Spaltung  des  Reichs  in  sich  trug,  dass  überhaupt  die  kaiser- 
Kche  Macht  bei  dem  ersten  äussern  Anpralle  aufhören  werde,  die  Schranke 
der  noch  mangelnden  nominellen  Souveränität  der  Reichsfursten  zu  bilden. 

Vin.  Je  mehr  unter  dieser  Entwicklung  die  Einheit  und  Kraft  des  Reichs 
dahinsiegte,  der  Verband  des  Kaisers  mit  den  Reichsständen  ein  leerer  Be- 
griff wurde ,  desto  kräftiger  entfaltete  sich  die  Entwicklung  innerhalb  einzelner 
Territorien,  unter  denen  das  brandenburgisch-preussische  seit  Friedrich  11.  in 
mancher  Beziehung  voranging,  durch  Handhabung  prompter  Justiz,  Hebung 
des  öffentlichen  Unterrichts,  Abwerfen  der  Schranken,  welche  die  historische 
Entwicklung  nach  allen  Richtungen  hin  dem  Aufschwünge  des  individuellen 
Lebens  derer  setzte,  welche  keiner  privilegirten  Klasse  angehörten.  Das  viele 
Falsche,  welches  die  Richtung  des  s.  g.  philosophischen  18.  Jahrhunderts  bie- 


^  Das  Allodifications-Edict  K.  Friedrich  WiJhelm's  L  von  Preussen  v.  5.  Jan.  1717, 
welches  den  Lehnsverband  aufhob,  constatirt  am  Schärfsten  die  neue  Zeit,  deren 
Staaten  nur  des  Unterthansverbandes  bedurften.  Praktisch  war  das  Lehnsband  überall 
ohne  Einfluss;  formell  blieb  es  in  den  meisten  Staaten  bestehen,  einzeln  bis  auf  die 
Jetztzeit. 
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tet,    die  materialistische  unseres  Jahrhunderts  als  Erbtheil  überkam,   es  wird 
»ich  abstossen,  wenn  wir,  fem  von  principieller Negation,  von  grundsätzlicher 
Destruction  und  Ueberstürzung  unsere  durch  die  Ereignisse  der  Revolutionen 
in  vollem  Gährungsprocesse  begriffenen  Rechtszustände  auf  dem  Grunde   auf- 
bauen, der  sich  aus  der  geschichtlichen  Entwicklung  als  fest  ergibt,   das  Ge- 
bäude aber  stützen  und  ausbauen  mit  den  Elementen ,  welche  die  Entwicklung 
der  Neuzeit  als    berechtigt   und   lebensfähig  bereits  herausgekehrt   hat,   vor 
Allem  aber  im  Auge  behalten,    dass  das  wahre  Wohl  des  Staats  niemab  auf 
den  Egoismus   gegründet,    sondern  nur   von    dem  Principe   getragen   werden 
kann,  dass  Alle  mit  vereinten  Kräften  wirken  sollen,  damit  Jedem  das  Seinige 
werde  und  als  unerschütterliche  Norm  des  Staatslebens  der  Satz  gelte:  Justitia 
est  fundamentum  regnorum. 

§.  103. 
2.  Die  Reichsstädte.*) 

Man  bestritt  Seitens  der  Fürsten  den  Reichsstädten  auf  den  Reichstagen 
die  Berechtigung  des  votum  decisivum,  bis  der  westphalische  Friede  dasselbe 
ausdrücklich  anerkannte*)  nnd  ihnen  zugleich  in  politischer  wie  religiöser  Be- 
ziehung^ die  gleiche  Territorialhoheit  zusprach.  Alle  directen  Beziehungen 
zum  Reiche  hatten  wie  bei  den  Territorien  mit  kaum  zu  nennenden  Ausnah- 
men aufgehört.  Verfassung  und  Recht  bildete  sich  in  ihnen  auf  der  früheren 
Grundlage  weiter,  jedoch  in  unendlicher  Mannigfaltigkeit.  Mehr  und  mehr 
sank  aber  der  alte  freie  Geist  der  Einwohner.  Das  Ritterthum  fiel  fort,  die 
Städte  bildeten  aus  ihren  Bewohnern  seit  dem  dreissigj ährigen  Kriege  meist 
nur  eine  Policeiwache,  während  sie  für  Kriege  Bündnisse  mit  fremden  Staa- 
ten abschlössen,  von  denen  sie  gegen  Zahlung  grosser  Summen  Truppen  zum 
Schutze  und  zur  Theilnahme  an  dem  Kriege  erhielten.  Im  Reichsdeputations- 
hauptschlusse  Hess  man  einige  wenige  Städte  nur  bestehen,  weil  man  noch 
nicht  einig  werden  konnte  über  den  Genuss. 


*)  J,  J.  Moser.    Von  der  Reichsstadt.   Regiments  verfass.     Stuttg.  1772.  4.     J.  F. 
Halblanc  Abhandl.  aus  dem  reichsstädt.  Staatsr.    Erlang.  1793. 
^)  I.  P.  0.  art.  Vm.  §.  4. 
2)  I.  P.  0.  art.  V.  §.  29. 
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§.  104. 
8.  Die  ReichBritterschaft.  *)    Die  Reichsdorfer.  **) 

L  In  jenen  Gegenden  des  Reichs,  welche  theils  zufolge  der  Beschaffenheit 
des  Landes,  das  zahlreiche  Punkte  bot,  auf  denen  Herrn  in  festen  Schlössern 
sitzend  in  der  Lage  waren,    sich  selbstständig  zu  behaupten,    theils  bei  dem 
Verfalle  der  Herzogthümer   und   in  der  Uebergangsperiode  zur  Bildung  der 
Landeshoheit   in   eine   grosse  Anzahl   von  Territorien  zerfielen:    Schwaben, 
Franken,  Rheinland,   gab  es  während  des  ganzen  14.    und  15.  Jahrhun- 
derts eine  Menge  von  Herrn,  die  theils  alte  Dynasten  waren,  theils  die  Graf- 
schaft an  sich  gebracht,  theils  endlich  wegen  ihrer  Reichsministerialenqualität 
reichsunmittelbare  Güter  besassen   und   deshalb   in   directer  Verbindung  mit 
dem  Reiche  blieben.    Sie  hatten  einerseits  die  Theilnahme  an  den  Reichstagen 
nicht  zu  erlangen  oder  zu  behaupten  vermocht,    andrerseits  aber  doch  durch 
ihre  Macht  bei  dem  Zustande  jener  Gegenden  und  vor  Allem  durch  ihre  Be- 
mühungen  zur  Aufrechthaltung  des  Landfriedens,   welchem  sie  durch  Errich- 
tmg  von  Bündnissen  (§.  78.)  Kachdruck  gaben,  unter  dem  besondem  Schutze 
des  Kaisers,^)    der  in  ihnen  anhängliche   und  kräftige  Helfer   fand,    faktisch 
ihre  Uiunittelbarkeit  behauptet.    Diese  Ritterschaft  zu  Franken,  Schwa- 
ben und  Ehein-Landen   ist  seit  dem  J.  1500   unbedingt  vom  Reiche    an- 
erkannt und  berücksichtigt  worden.  ^    Ihnen  wurde  in  Religionssachen  dieselbe 


*)  C.  L.  Pfeiffer,  ünpartheisch.  Vers,  eines  ausfahrl.  Staatsr.  d.  unmittelb.  freyen 
R.  Rittersch.  Mannh.  1783,  2  Bde.  J.  G.  Kern  er  allg.  posit.  Staatsr.  d.  unmitt.  freyen 
K.  Rittersch.  Lemgo  1785 — 89,  3  Bde.  J.  J.  Moser  Verm.  Nachrichten  v.  reichsritter- 
schaftl  Sachen,  Nürab.  u.  Ulm  1772  f.  6  St.  Dess.  Beiträge  ühn  1775,  4  St.  Dess. 
ifeueste  Gesch.  der  unmitt.  Reichsrittersch.  v.  K.  Matthias  bis  Joseph  11.  etc.  Frankf. 
n.  Leipz.   1755  f.,  2  Thie. 

**)  E.  L.  W.  Freih.  von  Dacheröden  Versuch  eines  Staatsrechts,  Geschichte 
ü.  Statistik  der  freyen  Reichsdörfer  in  Deutschland.    Leipz.  1785.     1.  TheiJ. 

0  K.  Friedrich  III.  schickte  den  12.  Sept.  1488  ein  Mandat  „ad  nobiles  partis 
Kraicl^oeanae,"  das  dieselben  aufforderte,  dem  schwäbischen  Bunde  beizutreten,  Datt 
^-  c.  p.  287  n.  2.  3.  Daselbst  S.  287  ff.  sind  mehre  hierauf  bezügliche  Urkunden, 
welche  über  ihre  Stellung  Aufschluss  geben. 

2)  R.A.  zu  Augsburg  1500  art.  XLVIII.  (Neue  Samml.  U.  S.  84.):  „"Wir  oder 
der,  so  an  Unser  statt  sitzen  wird,  und  Unser  verordnet  Regiment,  sollen  und  wollen 
auch  mit  der  RitterschaflFt  zu  Francken,  Schwaben  und  Rheinlanden  ernstlich  handeln 
luid  reden  lassen,  zu  obangezeigtem  Christlichen  Fümehmen,  auch  zu  Beschirmung 
des  H.  Reichs,  dieweil  sie  umb  ihrer  Vordem  Verdienst  willen,  von  demselben  Reich 
ihr  Ehr  und  Würde,  auch  den  mehren  Theil  ihres  Guts  haben,  ihre  getreue  Hülff,  wie 
ihnen  als  Christglaubigen  Rittern  und  Knechten  dess  Heil.  Reichs. wohl  anstehet,  zu 
thun.«     Im  R.A.  zu  Nürnberg  1543  §.  28.   (das.  S.  488.)    sagt  der  Kaiser,    er   wolle 
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Freiheit  als  den  Beichsständen  schon  im  Augsburger  Beligionsfrieden  zuerkanntes) 
bei  Ausschreibung  von  Beichssteuem  verhandelte  der  Kaiser  mit  ihnen  stets 
besonders/)  ebenso  zur  Stellung  von  Truppen  oder  Subsidien  bei  Reichs- 
kriegen.^)  Diese  Stellung  ist  fiir  ihre  Personen  und  Güter  in  Beligions-  und 
andern  landesherrlichen  Bechten  durch  den  Westphälischen  Frieden  und  seit- 
dem überhaupt  stets  anerkannt  worden.^) 

n.  Somit  war  die  Beichsritterschaft  im  Vollbesitze  der  Landeshoheit,  ausser 
wenn  einem  Fürsten  kraft  besonderer  Titel  das  eine  oder  andere  Becht  zu- 
stand, war  befreit  von  Beichssteuem,  der  Einquartierungslast,  wogegen  sie 
freiwillig  s.  g.  subsidia  caritativa,  persönlichen  Kriegsdienst  und  auch 
dem  neu  antretenden  Kaiser  Geschenke  zu  leisten  pflegte.  Uebrigens  standen 
Viele  aus  ihr  im  Lehnsyerbajide  mit  Beichsfürsten.  Ln  weitem  Sinne  gehörte 
sie  auch  zu  den  Ständen  des  Beichs ,  ^)  es  wurden  ihr  auch  die  Beichsschlüsse 
durch  Zufertigung  kundgemacht.  Zu  den  Beichsgerichten  stand  sie  in  Folge 
ihrer  Stellung  in  einem  andern  Verhältnisse  als  die  eigentlichen  Beichsstände. 

in.  Das  Bewusstsein  nothwendigen  Zusammenhaltens  führte  die  Bitterschaft 
dazu,  sich  schon  im  16.  Jahrhundert  eine  corporative  Gestaltung  zu  geben. 
Diese  schuf  sich  die  schwäbische  1530,  die  fränkische  1590,  die  rheinische 
1652  durch  ihre  Bitterordnung;  für  alle  war  aber  bereits  1577  eine 
gemeinsame  Verbindung  entstanden.  Sie  erscheinen  seitdem  als  die  drei 
Bitter  kreise,   welche  in  Bitter-Cantone   und  Orte  zerfielen,®)    die   ein 


auf  Bitten  der  Stände  ^mit  den  Bitterschaften  zu  Schwaben,  Francken  und  am  Bheinf 
so  ohn  Mittel  dem  Beich  zugehörig,^  unterhandeln  u.  von  ihnen  Geld  zu  dem 
Türkenkrieg  collectiren.    Ebenso  im  B.A.  zu  Speyer  1544  §.  33.  (das.  S.  501.). 

^)  §.  26.  „Und  in^ solchem  Frieden  sollen  die  freyen  Bitterschaft,  welche 
ohne  Mittel  der  Kayserl.  Majestät  und  uns  unterworfen,  auch  begriffen  seyn,  also 
und  dergestalt,  dass  sie  obbemeldter  beeder  Beligion  halber,  auch  Yon  niemand  verge- 
waltigt, bedrängt,  noch  beschwert  werden  sollen.** 

*)  Siehe  noch  (nota  2.)  B.A.  zu  Eegensburg  1557  (das.  EI.  S.  144.)  §.  53.,  EX 
zu  Augsb.  1566  §.49.  (das.  S.  221.),  Eegensb.  1576  §.23.  (das.  S.  357.),  Augsb.  1582 
§.  22.  (das.  S.  402.),  Begensb.  1594  §.  8.  (das.  S.  421.). 

*)  Die  Stellen  in  nota  4.  und  B.A.  v.  Worms  1564  §.  21.  32.  (das.  S.  207.),  Augs- 
burg 1566  §.  29.  (das.  S.  217.). 

®)  Vgl.  Prager  Frieden  v.  1635  §.  22.  (das.  S.  53S.),  I.  P.  0.  art.  V.  §.  28.  Kays. 
Dekret  v.  1664  (Neue  Samml.  IV.  S.  5.  7.),  Beichsschluss  v.  1665  (das.  S.  40.),  Kays. 
Com.  Dekr.  v.  1669  (das.  S.  67  %.),  Wahlkapit.  Franz  I.  (das.  Anhang  S.  2—34.) 
art.  I.  §.  2.  9.  10.  11.,  H.  §.  3.  HI.  7.  fV.  19.  Vm.  16.  21.  XIV.  6.  XV.  2.  6.  XVIIL 
3.  XIX.  4.  XXI.  5.  XXni.  2.  XXVH.  2.  » 

')  Folgt  aus  Wahlkapitulat.  art.  L  §.  2. 

ö)  Der  Schwab.  Eitterkreis  hatte  5  (darunter  zwei  mit  je  2  Bezirken),  der  rhein. 
3  (darunter  einer  mit  4  Bezirken) ,  der  frank.  6  (darunter .  zwei  mit  je  4  Bezirken) 
Cantone.  Die  Güter  standen  auch  landesherrlichen  Familien  u.  geistl.  Landesherm  zu. 
Vgl.  V.  Lancizolle  S.  34  fg. 
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Eiiterhauptmann  mit  Käthen  und  AnsschüBsen  nach  der  Ordnung 
leitete.  Einzeki  bildeten  Vertreter  aller  Kreise  unter  dem  abwechselnden 
Directorium  einen  gemeinsamen  Correspondenztag., 

lY.  Ihre  exemte  Stellung  bewahrten  sie  durch  das  dem  einzelnen  Ritter 
und  der  Korporation  zustehende  Vorkaufsrecht  bei  Veräusserung  von  Ritter- 
gütern, das  Recht  des  Cantons  und  Kreises  zur  Besteuerung  der  Unterthanen 
besonders  behufs  Aufbringung  der  Subsidien,  die  herkömmlichen  Erb  ver- 
zichte der  Töchter.  Daneben  gab  es  Institute  zur  Versorgung  adeUcher 
Töchter,^  und  andere  der  Art. 

Y.  Die  Reichs dörf er ^°)  waren  ohne  Mittel  unter  Kaiser  imd  Reich  ste- 
hende Landgemeinden,  die  theils  aus  Reichsdomänen  herrühren,  theils  andern 
Ursprungs  sind;  mit  dem  Reichsdeputationshauptschlusse  yerschwanden  sie. 


Viertes  Kapitel. 

Die    Geburtsstände. 
§.  105. 

1.  Der  Adel. 

I.  Alle  zur  ersten  Klasse  der  Freien  gehörigen  Personen:  Fürsten,  Grafen 
und  Herrn  erschienen  mit  der  Ritterschaft  gegenüber  den  andern  Freien  als 
ein  Adel,  Nobilitas.  In  diesem  musste  sich  aber  mit  Rücksicht  auf  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  ein^  scharfe  Grenze  zwischen  jenen  Reichsunmittel- 
baren und  den  adeligen  Unterthanen  bilden.    Sie  findet   ihren  Ausdruck  in 


^)  Die  ausschliessliche  Fähigkeit  des  rittersch.  Adels  zum  Eintritte  in  manche 
Stifter  ist  der  Grund,  dass  auch  Stifter  u.  Klöster  ihr  zum  Theil  angehörten.  Vgl. 
Kerner  I.  S.  30  ff.  —  Es  ist  fast  unmöglich  (s.  v.  Lancizolle  a.  a.  0.  Einl. 
S.  XXVI.)  die  Zahl  der  reichsunmittelb.  Güter  anzugeben;  gedruckte  Verzeichnisse 
der  Güter  und  Familien  gibt  es  nicht.  — 

Die  Ganerbschaften  zählt  auf  y.  Lancizolle  S.  33. 

^^)  Die  8  nicht  in  der  Kreiseinthellung  begriffenen  zählt  auf  v.  Lancizolle  S.  33. 
£r  waren  zuletzt  1)  Alschhausen  (Oberschwaben),  2)  Althausen  (Franken), 
3)  Gochsheim  (Fr.),  4)  Freie  Leute  auf  der  Leutkircher  Heide  (in  Oberschw.) 
5)  Holzhausen  (Hessen),  6)  Sennfeld  (Fr.),  7)  Soden  (Wetterau),  8)  Sulzbach 
(Wetterau).  Num.  1.  2.  4.  sind  jetzt  würtembergisch,  3.  u.  6.  bairisdi,  5.  hessen- 
caaseL,  7.  u.  8.  nassauisch. 
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dem  Gegensatze  des  hohen  (Reichs-)  Adel  und  niedern  Adel;  in  der  Mitte 
stand  gewissermassen  die  libera  imperii  nobilitas  equestris.  Jener  Be- 
griff ist  übrigens  ebensowenig  technisch  fixirt  worden  als  die  mannigfaltigen 
Adelsprädicate.  ^)  Als  aber  in  Folge  der  zahlreichen  Erhebungen  indenReichs- 
försten-  und  Grafenstand,  welche  bis  auf  Ferdinand  U.  die  Theilnahme  an 
den  Reichstagen  selbst  dann  bewirkten,  wenn  der  neue  Fürst  oder  Graf  Tor- 
dem  blosser  Ritter  war,  die  Reichsstandschaft  von  dem  blossen  Titel  gelost 
wurde,  bildete,  obgleich  ohne  technische  Bezeichnung ,  dieElasse  der  Fürsten, 
Grafen  und  Herrn  im  alten  Sinne  eine  über  den  niedern  Adel  weit  hervor- 
ragende Klasse,  zu  der  nur  kaiserliche  Standeserhöhung  und  Admission  der 
Genossen,  welche  nicht  ohne  die  Grundlage  der  Reichsunmittelbarkeit  erfolgte, 
erheben  konnte. 

11.  Die  Ritterbürtigen  erhielten  sich  auch  nach  dem  Absterben  des  Lehns- 
wesens in  seiner  alten  Bedeutung  durch  ihre  Stellung  zum  Landesherm,  die 
Vorrechte  ihrer  Güter,  befreiten  Gerichtsstand,  ihre  ausschliessliche  Befähi- 
gung zum  Eintritte  in  die  meisten  Stifter  u.  a.  als  ein  von  den  gemeinen 
Unterthanen  ausgezeichneter  Stand,  zumal  sich  mit  der  Zunahme  der  Landes- 
hoheit die  Landesherrn  am  Hofe  meist  nur  mit  Adeligen  umgaben.  Je  mehr 
jedoch  die  Regierung  bureaukratische  Gestalt  annahm,  traten  neben  den  Adel 
ganze  Kategorien  you  Beamten.  Dies  einerseits,  das  römische  Recht  andrer- 
seits, lockerte  mehr  und  mehr  die  alten  Principien  der  Ebenbürtigkeit.  Der 
Fortfall  der  ständischen  Verfassungen  vollendete  die  Entwicklung.  Bis  zum 
Ausgange  des  Reichs  blieb  der  Adel  zwar  noch  eine  Klasse  mit  bestimmten 
Rechten,  hörte  jedoch  mehr  und  mehr  auf,  einen  schon  durch  die  Geburt 
höheren  und  mit  politischen  Vorrechten  ausgerüsteten  Stand  zu  bilden.  Das 
Moment  der  höheren  politischen  Rechte,  insoweit  es  auch  für  den  niedern 
Adel  bestehen  blieb,  setzte  man  allmälig  nur  in  den  rittermässigen  Grund- 
besitz ohne  Rücksicht  auf  die  Geburt  des  Besitzers.  Jedoch  war  im  Ein- 
zelnen die  Entwicklung  sehr  mannigfach  und  verschieden. 

§.  106. 
2.   Der  Bürgerstaud. 

In  den  Städten  gaben  die  Vorrechte  gegenüber  den  Landbewohnern  auf 
dem  Gebiete  des  Handels  und  Gewerbes,  die  Freiheit  von  der  Leibeigenschaft 
und  Hörigkeit,  welche  vor  und  nach  die  Bewohner  der  Landstädte  gleichfalls 


^)  Im  RA.  von  1582  wie  in  manchen  andern  unterschrieben   einzelne  Herrn  aus 
dem  Grafen^  u.  Hermstande  noch  mit  dem  Beisatze  ^Semperfrey*'  beim  Kamen. 
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erwarben/)  allen  Einwohnern  ein  gewisses  gemeinsames  Gepräge,  zufolge 
dessen  sie  als  ein  eigner  Stand,  der  Bürgerstand,  erschienen.  Je  mehr 
die  Feudalverhältnisse  ihrem  Untergange  zueilten,  verwischten  sich  die  bedeu- 
tenden früheren  Unterschiede  zwischen  den  verschiedenen  Klassen  der  Städte- 
bewohner. Es  erhielten  sich  zwar  in  manchen  Städten,  besonders  den  freien 
einzelne  Geschlechter  (Patricier)^  im  Genüsse  städtischer  Vorrechte.  Im 
(ranzen  aber  führte  der  Betrieb  bürgerlicher  Gewerbe,  die  mehr  und  mehr 
yerallgemeinerte  Fähigkeit  aller  Bürger  zur  Theilnahme  an  der  Leitung  städ- 
tischer Angelegenheiten  die  Gleichstellung  der  Bürger  herbei.  Mit  der  sinken- 
den Bedeutung  der  städtischen  Bechte  verschwand  auch  der  alte  Bürgersinn; 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  bildete  sich  der  Begriff  des  Bürgerstan- 
des  als  blosser  Gegensatz  zum  Adel  und  Bauernstände  dahin  aus,  dass  man 
die  Einwohner  der  Städte  ohne  Rücksicht  auf  ihre  bürgerlichen  Rechte  und 
bürgerliche  Beschäftigung  im  alten  Sinne  darunter  zusammenfasste. 

§.  107. 
3.  Der  Bauernstand. 

Bis  ins  18.  Jahrhimdert  blieben  die  alten  Verhältnisse  auf  dem  Lande, 
wenngleich  in  einzelnen  Ländern  vielfach  modificirt,  im  Ganzen  bestehen» 
Wohl  aber  war  allmälig  in  vielen  Territorien  mit  der  abgeschlossenen  Landes- 
hoheit das  persönliche  Verhältniss  ein  anderes  geworden.  Die  landesherrliche 
Gewalt  nahm  immer  mehr  den  Charakter  einer  öffentlichen  an;  die  persön- 
liche, privatrechtliche  Abhängigkeit  des  Landbewohners  vom  Gutsherrn  wurde 
unvermerkt  zur  Abhängigkeit  vom  Territorialherm.  Dies  konnte  nicht  ohne 
Einfluss  bleiben  auf  das  Verhältniss  der  Landbewohner  zu  dem  Adel.  Auch 
gegenüber  den  Herrschaftsbesitzem  fand  der  Bauer  allmälig  Schutz  beimLan- 
desherm;  landesherrliche  Behörden  regierten  jenen  wie  diesen.  So  wurde 
allmälig  das  persönliche  Abhängigkeitsband  lockerer.  Als  dann  vollends  die 
Kaiserin  Maria  Theresia  und  König  Friedrich  der  Grosse  die  Leibeigenschaft 
ganzlich  aufhoben,  gestaltete  sich  das  Verhältniss  zu  den  bisherigen  Herrn 
theils  um  zu  einem  rein  privatrechtlichen,  dessen  Lösung  für  die  Person  mög- 
lich war,  weil  es  nur  mit  Grund  und  Boden  zusammenhing,  theils  blieb  es 
noch  bestehen  in  der  Form  der  Unterwürfigkeit  unter  die  den  Gutsherrn  be- 
lassene patrimo&iale  Obrigkeit,  deren  Handhabung  die  Landesregierung  beauf- 
sichtigte und  leitete. 


^)  Aasnahmen  waren  aber  in  manchen  Territorien  z.  B.  Böhmen,  Mähren  u.  a. 
^  C.  H.  Freih.  Roth  von  Schreckenstein.    Das  Patriciat  in  den  deuisoheii 
Städten,  Tab.  1856. 


)  Oesch.  d.  TeifBM.  IV.  Per.  V.  K«p.  §.   108. 

Fünftes  Kapitel 

S.  108. 

tbeiblick  über  die  neuere  Entwicklung  seit   dem  Untergänge  des 
Beicbs. 

I.  Nachdem  die  im  LfineTiUer  Friedea  elipiilirte  Abtretimg  des  linbeii  Rhein- 
irs  an  Frankreich  das  Reich  um  einen  grossen  und  schönen  Thei]  seines 
Bitztbnms  gebracht,  der  Reichsdeputationshaoptschloss  die  Yerfassting  de« 
jchs  von  Grand  aus  umgeändert  hatte,  ohne  irgend  ein  haltbares  Funda- 
ment zu  einer  Neugestaltung  zu  legen,  bedurft«  es  nur  noch  eines  SugBen 
pnlses,  um  den  Verband  der  Fürsten  mit  dem  Kaiser  und  Reiche  zu  lösen, 
T  zur  Rettung  deutscher  Ehre  und  zum  Schutze  deutscher  Rechte  von 
Österreich  im  J.  1805  nntemommene,  aber  mit  dem  unglücklichen  Fress- 
irger  Frieden  vom  26,  Dez.  1805  beendigte  Krieg  gab  die  Vielen  will- 
mmene  Gelegenheit.  Die  alsbald  von  Napoleon  eingeleiteten  Unterhand- 
igen iuhrten  zur  Unterzeichnung  der  Acte  TOm  12.  Juli  1806,  wodurch  der 
liser  Napoleon  mit  sechszehn*)  deutschen  Fürsten  den  Rheinbund  (Con- 
deration  duBbin)  stiftete,  dernnter  dem  Frotectorate  Napoleons  und  dem 
irsitze  des  Fürsten-Primas  (Prince-Primat)  eine  nie  zu  Stande  gekommene 
Lndesversammlung  (DiSte)  zu  Frankfurt  am  Main  habeu  und  mit  Frankreich 
rch  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  vereinigt  sein  sollte.  Der  Kaiser,  wel- 
er  in  der  Voraussicht  der  kommenden  Ereignisse  bereits  am  14.  August  1804 
n  Titel  eines  Kaisers  von  Oesterreich  angenommen  hatte,  legte  sofort 
cb  der  Publikation  der  Rhein bundsacte  in  einer  feierlichen  Erklärung^  die 


')  König  Ton  Bajem,  E.  von  WQrtemberg,  Kurerzkantler  (Dalberg),  Kurfürst  von 
den,  (Ton  Napoleon  creirte)  Herzog  ton  Bei^  und  Cleve,  Landgraf  tob  H.-Dann- 
,dt,  die  FUraten  von  Haaaau-Usingen  u.  H.-WeÜbnrg,  von  Hohenzollem-Hecbingeo, 
-Sigmariiigen,  Satra-Satm,  Salm-Ejrbnrg,  laenbui^-Birsteiu,   Herzog  von  Ahremberg, 

von  Lichteastein,  Oraf  von  der  Lejen.     Die  Acte  ist  abgedr.  bei  0er  tel  8.  G43S. 

'i  Bie  buitet:  ^Wir  Franz  der  Zwejte,  von  Gottes  Onaden  erwählter  römischer 
iser,  zu  allen  Zeiten  Mehrer  des  Reichs,  Erbkaiser  von  Oesterrdeh  etc.,  K&nig  in 
nrmanien,  zu  Hungam,  Böheim,  Croatien,  Dalmazien,  Slavonien,  QalJzien,  Lodomerien 
d  JeruBsJem,  Erzherzog  zu  OeBlerr«ch  etc. 

Nach  dam  Abschlüsse  des  Pressbur^er  Friedens  war  Unsere  ganze  Anbnei^samkeit 
d  Sorgfeit  dahin  gerichtet,  allen  Verpflichtongen,  iÜe  Wir  dadurch  eingegangen  hat- 
I,  mit  gewohnter  Treue  nnd  Gewissenhaftigkeit  das  voUkommensta  Genügen  zu 
sten,  nnd  die  Segnungen  des  Friedens  Unsern  Völkern  zu  erhalten,  die  glücklich 
oder  beigestellten  friedlichen  VerhältniEse  aUenthalben  zu  befestigen,  nnd  zn  erwar- 
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deutsche  Kaiserkrone  nieder.  Kein  Ehirfürst,  kein  andrer  Reiehsstand  erhob 
sich  für  den  Fortbestand  des  Reichs,  welches  nach  neunhundert  achtzehnjah- 
ligem  Bestände  deutsche  Fürsten  dem  freniden  Despoten  opferten.  Auf  Grund 
des  offengehaltenen  Beitritts  zum  Rheinbunde  schlössen  sich  noch  im  selben 
Jahre  an  der  als  Grossherzog  mit  Würzburg  dotirte  Kurfürst  Ton  Salzburg, 
der  Eurfärst  Ton  Sachsen  unter  Annahme  des  Königstitels,  im  J.  1807  Anhalt, 
Lippe,  Reuss,  Schwarzburg,  Waldeck,  im  J.  1808  Mecklenburg  und  Olden- 


ten,  ob  die  durch  diesen  Frieden  herbeygefiihrten  wesentlichen  Veränderungen  im 
deutschen  Reiche,  es  Uns  femer  möglich  machen  würden,  den  nach  der  kaiserlichen 
Wahlcapitulation  Uns  als  Reichs-Oberhaupt  obliegenden  schweren  Pflichten  genug  zu 
thon.  Die  Folgerungen  welche  mehreren  Artikeln  des  Pressburger  Friedens  gleich 
nach  dessen  Bekanntwerdung  und  bis  jetzt  gegeben  worden,  und  die  allgemein  be- 
kannten Ereignisse,  welche  darauf  im  deutschen  Reiche  Statt  hatten,  haben  Uns  aber 
die  üeberzeugung  gewährt,  dass  es  unter  den  eingetretenen  Umständen  unmöglich  seyn 
werde,  die  durch  den  "Wahlvertrag  eingegangenen  Verpflichtungen  ferner  zu  erfüllen: 
und  wenn  noch  der  Fall  übrig  blieb,  dass  sich  nach  fordersamer  Beseitigung  einge- 
tretener politischen  Verwickelungen  ein  Teränderter  Stand  ergeben  dürfte,  so  hat  gleich- 
wohl die  am^l2.  Julius  zu  Paris  unterzeichnete,  und  seitdem  von  den  betreffenden 
Theilen  begnehmigte  Uebereinkunft  mehrerer  YorzügUchen  Stände  zu  ihrer  gänzlichen 
Trennung  von  dem  Reiche  und  ihrer  Vereinigung  zu  einer  besonderen  Conföderation, 
die  gehegte  Erwartung  vollends  vernichtet. 

Bey  der  hierdurch  vollendeten  üeberzeugung  von  der  gänzlichen  Unmöglichkeit,  die 
Pflichten  Unseres  kaiserlichen  Amtes  länger  zu  erfüllen,  sind  Wir  es  Unseren  Grund- 
sätzen und  Unserer  Würde  schuldig)  auf  eine  Krone  zu  verzichten,  welche  nur  so  lange 
Werth  in  Unsem  Augen  haben  konnte,  als  "Wir  dem,  von  Kurfürsten,  Fürsten  imd 
Ständen  und  übrigen  Angehörigen  des  deutschen  Reichs  Uns  bezeigten  Zutrauen  zu  ent- 
sprechen und  den  übernommenen  Obliegenheiten  ein  Genügen  zu  leisten  im  Stande  waren. 

Wir  erklären  demnach  durch  Gegenwärtiges,  dass  "Wir  das  Band,  welches  Uns  bis 

jetzt  an  den  Btaatskörper  des  deutschen  Reichs  gebunden  hat,  als  gelöst  ansehen,  -dass 

Wir  das  reichsoberhauptliche  Amt  und  Würde  durch  die  Vereinigung  der  conföderirten 

rheinischen  Stände  als   erloschen  und  Uns  dadurch  von  allen  übernommenen  Pflichten 

gegen  das    deutsche  Reich  los  gezählt  betrachten  und  die  von  wegen   desselben  bis 

jetzt  getragene  Kaiserkrone  und  geführte  kaiserliche  Regierung,  wie  hiermit  geschieht, 

niederiegen.  ' 
•                   

Wir  entbinden  zugleich  Kuifürsten,  Fürsten  und  Stände  und  alle  Reichsangehörigen, 
insonderheit  auch  die  Mitglieder  der  höchsten  Reichsgerichte  und  die  übrige  Reichs- 
dienerschaft von^hren  Pflichten,  womit  sie  an  Uns,  als  das  gesetzliche  Oberhaupt  des 
Reichs,  durch  die  Constitution  gebunden  waren. 

Unsere  sämmtlichen  deutschen  Provinzen  und  Reichsländer,  zählen  Wir  dagegen 
wechselseitig,  von  allen  Verpflichtungen,  die  sie  bis  jetzt  unter  was  immer  für  einem 
Titel  gegen  das  deutsche  Reich  getragen  haben,  los,  und  Wir  werden  selbige  in  ihrer 
Vereinigung  mit  dem  ganzen  österreichischen  Staatskörper,  als  Kaiser  von  Oesterreich 
unter  den  wieder  hergestellten  und  bestehenden  friedlichen  Verhältnissen  mit  allen 
Mächten  und  benachbarten  Staaten,  zu  jener  Stufe  des  Glücks  und  "Wohlstandes  zu 
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burg.     Dazu  war  auch    der    am   18.  Aaguit  1807   creirts  König  TOn  Weat- 
phalen  (Uieronpnus  Bonaparte)  gekommen. 

II.  Die  nächste  Fo)ge  des  Bheinbundea  varen  die  Souveränität  nnd  böhere 
Titel  für  dessen  Glieder.  Ausserdem  unterwarf  die  Acte  zur  Anondimng  der 
Länder  alle  innerhalb  der  betreffenden  Gebiete  der  Fürsten  liegenden  Terri- 
torien der  ReichsfOrsten  und  Reichsgrafen,  die  freien  Reichsstädte  und  Güter 
der  reichsunmittelbaren  Ritterschaft  und  Oanerb Schäften  der  Souveränität 
der  Fürsten  und  erklärte  jede  Kraft  der  Reichsgeaetze ,  insoweit  nicht  diucb 
sie  die  ausdrücklich  bezeichneten  PriTatrechte  begründet  waren,  fUr  erloschen.') 
Es  folgte  jetzt  eine  Zeit,  welche  im  buntesten  Wechsel')  alte  Fürstenthümer 
aufheben,  neue  Territorialbildungen  entstehen,  Rfaeinbundsfarsten  zu  Unter- 
thanen  werden,  Deutschland  zu  den  Füssen  des. fremden  Gewaltherra  liegen 
sah.  Als  endlich  unter  der  Fahne  Oesierreicbs  nnd  Preusscns  die  Völker  sich 
ermannten,  in  den  ewig  denkwürdigen  Freiheitskriegen  Den  stürzten,  welclier 
nichts  geschont,  der  das  Haupt  der  Kirche  in  jahrelanger  Qefangenscliaft 
gehalten,  mit  den  Waffen  des  Kriegs  -wie  der  Treulosigkeit  die  europäische 
Welt  vor  seirfem  Winke  zittern  gemacht  und  endlich  im  Begriffe,  seine  euro- 


bringen  beflissen  seyn,   welche  des  Ziel  aUer  Uaserer  WQnaohe,  der   Zweck   Unserer 
angelegensten  Soi^falt  stets  se^n  wird. 

Gegeben  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien,  den  6.  August,  im  eintauseni! 
achthundert  und  sechstsn.  Unserer  Reiche  des  BSmiachen  und  der  Erblichen  im  fQnf- 
zehnten  Jahre. 

L.  S. 
Johann  Philipp  Graf  von  Stadion, 
Ad  Hdbdatum  Sacroe  Caesareae  ac  caeg. 
regiae  apost.  Haj.  proprium 

Hofrath  von  HndelieL" 
*)  Die  für  das  Sffentliche  Recht  nichtigsten  Bestimmungen  der  Rheinbundsacte  sind: 
.Art.  II.  Tonte  loi  do  l'Empiro  gennanique,  qui  a  pu  juaqn'ä  präsent  concemer  et 
cbliger  Leurs  Majestfs  et  Lcura  Altesses  S^r^nisBimes  les  Reis  et  Princes  et  1e  Comte^ 
d4nomm^  en  l'article  pr^Mant,  leurs  ai^ets  et  leurs  Etats  ou  partie  d'iceai,  sera  i. 
I'avenir,  relativement  k  leurs  dites  M^jest^  et  Altesses  et  au  dit  Comte,  k  leure  Etats 
et  Sujets  nulle  et  de  nul  effet;  sauf  niamnoins  les  droits  acquia  k  des  cr^anciers  et 
peneionaires  par  le  recfes  de  niille  boit  cent  trois,  et  les  dispoaitions  du  pamgrsphe 
trent  neuf  da  dit  reo^,  reiatiTesi  l'octroide  navigaÜonduBhin  lesq^Ues  continueront 
d'Stre  ex^af^es  suivant  leur  forme  et  teneor. 

Art  Ul.  Chacun  des  Rois  et  Princes  coofödir^  renoncera  i  ceux  de  ses  titres 
qui  eipriment  des  rapporis  qnelconquea  avec  I'Empiro  gemumiqne  et  le  premier  Ao!tt 
prochain  il  fers  notifier  i  la  Diäte  sa  Separation  d'avec  l'Empire. 

Art.  XXVL    Les  droits   de  souverainetä  sont  oeux   de  ligialation,   de  juriadictioii 
suprfme,  de  bsate-police,  de  coDscriptioD  militatre  ou  de  leonitement,  et  d'impdt.' 
*)  Alle TecntorialTerttndemngen  stellt  das  dtirteWed:  t.  Lanoitolle's  tawunmen. 
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plieche  UoiTeraalmonBrchie  zu  begründen,  in  den  Bchneefelde 
Beinen  Stern  erlöschen  gesehen  hatte,  —  da  traten  die  kriegfOhr) 
in  Wien  zu  dem  eirig  denkwflrdigen  Gongresse  zusammen.  H 
auf  des  Reiches  Auferstehung.  Die  deutsche  Bnudesacte 
1815'}  setzte  an  die  Stelle  dee  ehemaligen  Reiches   einen  tSU 


')  Deren  wichtigste  hierher  ^^Sriga 

Artikel  I.  Die  eouverainen  Fürsten  und  freien  Stadta  Deutschlands, 
I.I.M.M.  desEaiBers  von  Oesterreich  nnd  derEBnlge  TünPreiusen,  von 
der  Hiederlanda,  und  rwar  der  Kaiser  Ton  Oesterreich,  der  König  Ton  Pren 
ihre  gesanuuten  Tormals  zum  deutschen  Beioh  gehörigen  Besitzungen; 
Dlnemark  für  Holstein,  der  E5nig  der  Niederlande  für  das  Ctrossherzogthi 
lereinigen  sich  zu  einem  beständigen  Bunde,  welcher  der  deutsche  Buui 

Artikel  ü.  Der  Zweck  desselben  ist  Erhaltung  der  Äusseren  und  ion 
Deutschlands,  undderUnabhängigkeitundUnTerletibarkeit  der  einzelnen dei 

Artikel  HL  Alle  Bondeeglieder  haben  als  solche  gleiche  Rechte.  1 
sich  sUe  gleiohmassig,  die  Bnudesacte  nnTerbrachlich  zu  halten. 

ArtUücl  XI.  Alle  Mitglieder  des  Bundes  versprechen,  sowohl  ganz  U 
jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Aogrifl'  in  Schutz  m  nehmen, 
sich  gegenseitig  ihre  sämmtliohen  unter  dem.  Bunde  begriffenen  Besitzui 

Bei  einmal  erklärtem  Bnndeekrieg  darf  kein  Hitglied  einseitige  IJi 
nil  dem  Feinde  eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillatand  oder  Frieden 

Die  Bundesglieder  behalten  zwar  das  Recht  der  BOndiÜBse  aller  Ai 
sich  Jedoch  m  keine  Verbindung  einzugehen,  welche  gegen  die  Sicherh 
oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  wfiren. 

Die  Bundesglieder  machen  sich  ebenfalls  lerbindlioh,  einander  untei 
Ksod  zn  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt  zu  verfolgen,  i 
der  Bundesversammlung  anzubringen. 

Dieser  liegt  alsdann  ob,  die  Vermittlung  durch  einen  Aussohuss  zu  i 
dieser  Versuch  fehlschlagen  sollte,  und  denmach  eine  richterLohe  Enia 
Keadig  würde,  solche  durch  eine  wohlgeordnete  Austrägal-Instaui  zu  b 
Ausspruch  die  streitenden  Theile  sich  sofort  zu  unterwerfen  haben. 

Artikel  XIII.  In  allen  Bundesstaaten  wird  eine  landständisehe  Vc 

Artikel  XXV.  Um  den  im  Jahr  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordei 
R^chsständen  nnd  BeichsangehQrigen  in  OemSssbeit  der  g^enwSrtig« 
in  sUeo  Bundesstaaten  einen  gleiohfSrmig  bleibenden  Rechtszostand  zu 
'ereinigeu  die  Bundesstaaten  sich  dahin: 

a|  Daes  diese  Airstlichen  und  grSflichen  Hfiuser  fortan  nichtsdestow 
hohen  Adel  in  Deutschland  gerechnet  werden,  und  ihnen  das  Bc 
bOrtigkeit  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff  verbleibt, 
h)  äjnd  die  H&iqiter  dieser  HSuser  die  ersten  Standesherm  in  dem  i 
sie  gefaSren.  Sie  nnd  ihre  Familien  bilden  die  privilegirteate  Klass< 
insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung, 
c]  Es  sollen  ihnen  überhaupt  in  Rücksicht  ihrer  Personen,  Familien  ui 
Schult«,  Bsicbi-  n.  B<chiage«jb.  2 
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der  soaveiäneii  Fürsten  nnd  freien  Städte  DeatscUands  mit  dem  Oi^am 
BandeaTersammhiiig  zu  Frankfurt  am  Mwn,   velche  fortfiel  dnrch  die 


e  di^enigeii  Beohte  und  TorzÜge  zngesich^  werden  oder  bleiben,  welche  uw 
rem  Eigenthum  nnd  deeaen  imgeBtSrtem  Oennue  herrahien,  und  niotit  zu  der 
tatsgewalt  und  den  höhenL  Begiernngsrecbten  gelkSreu.  —  unter  Torerwähuten 
«bten  sind  insbesondere  nnd  naneBtltoh  begriffen: 

Die  onbescbränktc'  Freiheit,  ihren  Aufentbalt  in  jedem  zu  dem  Bunde  gebSten- 
den  oder  mit  demaelben  im  Frieden  lebenden  Staate  zn  nehmen. 
Werden  nach  den  OnrndsStzen  der  früheren  deubichen  Terfossnng  die  noch  be- 
stehenden Familienverträge  aufrecht  erhalten,  und  ihnen  die  Befugniss  zuge- 
BicherC,  aber  ihre  Ofiter  und  Familienrerhältoisse  TerbindLchs  Yerfllgungen  ED 
treffen,  welche  jedoch  dem  Sourerain  vorgel^  nnd  bei  den  bOchstea  Landes- 
stellen Kur  allgemeinen  Kenntniss  nnd  Nachacbtong  gebracht  werden  müseea. 
Alle  bisher  dagegen  erlassenen  Verordnungen  sollen  für  künftige  Ffille  nicht 
weiter  anwendbar  seyn. 

Privilegirter  Oericbtsstand  und  Befreiung  von  aller  Hilitärpflichtigkeit  fQr  rieb 
und  ihre  Familien 

Die  Ausübung  der  bfligerlichen  und  peinlichen  Gerecbtigkeitspflege  in  erster, 
und  wo  die  Besitzung  gross  genug  ist,  in  zweiter  Instanz,  der  FoTstgerichtshar- 
keit,  Ortspolizey  und  Aufiicht  in  Kirchen-  nnd  Schnlsachen,  aucb  über  milde 
Btiftnngeu,  jedoch  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze,  welchen  sie,  so  wie  der 
Hilitärverfaesung  nnd  der  Oberaufoicbt  der  R^emngen  über  jene  Zus^ndig- 
keiten  unterworfen  bleiben. 

der   näheren  Bestimmung  der  angefahrten  BofngnisBe  sowohl,  wie   überhaupt 

allen  übrigen  Punkten  wird  zur  weiteren  Begründung  und  Featalellung  eines  in 
leutschen  Bundesstaaten  überanstimmenden  Beehtszustandes  der  mittelbar  ge- 
en  Fürsten,  Orafen  und  Herren  die  in  dem  Betreff  erlassene  KöntgL  Baierische 
nung  vom  Jahr  1807  als  Basis  nnd  Norm  unterlegt  werden. 
a  ehemaligen  Beichsadel  werden  die  sab  Ifro.  1  und  2.  angeflibrten  Rechte, 
I  der  Begüterten  an  Landstandschaft,  Patrimonial-  und  Fors^erichtsbarkeit, 
izey,    Kirchenpatronat,   nnd   der   privllegirte  Gerichtsstand    zugesichert.     Dieae 

werden  jedoch  nur  nach  der  Vorschrift  der  Landesgesetze  ausgeübt, 
len  durch  den  Frieden   von  Lüneville   vom  9.  Febr.  1801  von  Deutschland  ab- 
uen  und  jetzt  wieder  damit  vereinigten  Provinzen  werden  bei  Anwendung  der 

Grundsatze  auf  den  ehemaligen  unmittelbaren  Beichsadel  di^enigen  BeechrSu- 
.  statt  finden,  welche  die  dort  bestehenden  besondem  Verhältnisse  nothwendig 

ikel  KVI.  Die  Veraohiedenheit  der  ohrisllicben  Beligiozupartbeien  kann  in  den 
n  und  Gebieten  des  deutschen  Bundes  keinen  ITnterschied  in  dem  Gemisse  der 
icben  und  politischen  Hechte  begründen. 

Bundesversammlung  wird  in  Bcratbung  ziehen,  wie  auf  eine  möghchst  fiber- 
mende  Welse  die  bOi^erliche  Verbessorung  der  Bekenner  des  jüdischen  Glan- 
i  Deutschland  zu  bewirken  sey,  nnd  wie  insonderheit  denselben  der  Genues  der 
ichen  Becbte  gegen  die  Uebemahme  aller  Bürgerpflichten  in  den  Bandesstaatea 
St  und  gesichert  werden  könne;  jedoch  werden  den  Bekennem  dieses  Olaobens 
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mit  Bescfaltus  Tom  12.  Juli  1848  erfolgte  Uebergabe  ihrer  „TerfaiBangs- 
mlssigen  Befugniese  und  Yerpflichtungen"  an  den  von  der  conBÜtairenden 
deutschen  NationaWersammlung  erwählten  Erzherzog  Johann  als  deu^ 
sehen  Keichsvetweser.  Die  , Grundrechte  des  dentschen  Tolks' 
Tom  21.  December  1848  vurden  in  manchen  Ländern  eingeführt,  in  dei 
folgenden  Jahren  wiedeT  aufgehoben.  Eine  BeichBverfasBnng  ward  toi 
der  NationalYersanunlung  festgesetzt,  am  36.  Uärz  1849  der  König  yod 
Pienssen  Ton  dieser  Tersanunlung  zum  erbhchen  Kaiser  mit  290  Stinuneii 
(248  enthielten  sich  der  Abstimmung)  erwählt  Friedrich  Wilhelm  IV.  lehnt« 
am  28.  April  Krone  und  Keichsverfaseung  ah,  die  NatJonalyersammlung  zer 
fiel,  die  meisten  Mitglieder  folgten  dem  Rufe  ihrer  Landeeherm,  der  Ro» 
beschritt  den  Weg  der  Berolution  und  ward  mit  ihr  fiberwanden.  Nachden 
dann  auch  das  Dreikönigsbtlndiiise  (Preussen,  Sachsen,  Hannover)  von 
26,  Mai  1849,  die  Beitritte  andrer  deutscher  Fürsten,  die  Oothaer  Ter 
Sammlung  Tom  26.  bis  28.  Jnni  1849,  das  Unionsparlameut  von  Erfur' 
vom  20.  März  bis  29.  April  1850,  der  Berliner  FarstencongresB  von 
9~~16.  Mai  1850,  durch  das  Widerstreben  namentlich  der  sUddentschei 
Fürsten,  ein  Deutschland  ohne  Oesterreich  sich  constituiren  zu  lassen,  um 
die  Proteste  Oeeterreichs   zu    keinem  praktischen  Resultate    geführt  hatten 


bis  daMn  die  denselben  von  den  einzelnen  BundeBstaaten  bereits  eingerSomteu  Becht 
»halten. 

Artikel  Xvill.    Die  verbündeten  Fürsten  nnd  freien  Städte  kommen  überein,  dei 
naterthaaen  der  deutschen  Bundesataaten  folgende  Bechte  zuzusichern: 

a)  Orundeigenthom  ausserhalb  des  Staats,  den  sie  bewohnen,  zu  erwarben  und  zi 
besitzen,  ohne  desshalb  in  dem  fremden  Staate  mehreren  Abgaben  und  Laste 
anterworfen  zu  aeyn,  als  dessen  eigene  Unlerthanen. 

b)  Die  Befugniss: 

1)  des  freien  "Wegziehens  ans  einem  dentsohen  Bundesstaat  iu  den  andern,  der  ei 
weiBlick  sie  zu  Untertbanen  annehmen  will,  auch 

!)  in  Civil-  und  Militärdienste  desselben  zu  treten,  beides  jedoch  nur  insofern  kein 
Verbindlichkeit  zu'Militäcdiensten  gegen  das  bisherige  Vateriand  im  Wege  stehe 
imd  damit,  wegen  der  dermalen  vorwaltenden  VeiBchiedenheit  der  gesetzliche 
Vorschriften  Qber  MilitSrpflichtigkeit.l  hierunter  nicht  ein  ungleichartiges,  fä 
einzelne  Bundeaataaten  nachtbeiliges  YerMUniss  entstehen  möge,  so  wird  bi 
der  Bundeeveraammlung  die  Einttthrung  mögliobst  gleichlörmiger  Orundsätz 
über  diesen  Gegenstand  in  Berathung  genommen  werden. 

c)  Die  Freiheit  von  aller  Nacbstener  (jus  detractus,  gabella  emigratiDniB),  insofer 
das  VermSgen  in  einen  andern  [deutschen  Bundesstaat  übergeht  und  mit  diesei 
nicht  besondere  Verhältnisse  durch  Freizügigkeits- Verträge  bestehen. 

d)  Die  Bandesversammlung  wird  sich  bei  ihrer  ersten  Znsammenkujift  mitÄbfossun 
gleichförmiger  Verfügungen  über  die  Priessfreifaeit  und  die  Sicherstellung  df 
Rechte  der  SohriftsteUer  und  Verleger  gegen  den  Ifaohdnuä  l>eaohfiftigen. 
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•auch  der  ReichaT«nreaer  echon  am  20.  BecranbeT  1849  an  die  zufolge  Yer- 
itaga  Oesterreicha  und  Preusaens  vom  30.  September  1849  behu&  eioea  big 
zum  1.  Mai  1850  dauernden  Interim  aus  zwei  ÖBterrelchischen  und  zwei 
preuBsiBchen  Bevollmächtigten  zusammengesetzte  provisorische  fiundes- 
Gentralcommission  seine  Centralgewalt  ttbei|^ben  hatte,  wurde  auf  Oester- 
reicha Einladung  im  Kai  1850  das  Plenum  der  Bundeeveraammlung 
einberufen.  Prensaen  gab  seinen  Widerstand  im  November  auf  und  ao  besteht 
demi  wieder  ala  einziges,  alle  deutsehen  Staaten  umfassendes  Band  der  deutsche 
Bund  mit  seiner  BundesTersammlung.') 

TU,  BQcksichthch  der  Einzelstaaten  wurde  die  Bestimmung  des  Beichs- 
deputationshauptschlusses,  welche  die  Verfassung  der  Kntschädigungslande 
garantirte,  allgemein  ignorirt.  Im  Verlaufe  der  Kriege  bis  auf  den  Wiener 
CongresB  waren  in  den  meisten  Staaten  die  Verfasaungs Verhältnisse  gänzlich 
umgekehrt  worden.  Nur  sehr  vereinzelt  erhielt  sieh  das  alte  ständiBche 
Wesen. °)  Die  deutache  Bundesacte  und  Wiener  Schlusaacte  vom  15.  Mai 
1820*)  sicherten  allen  Bundesstaaten  eine  landständische  Verfassung  eu.    In 


')  Es  liegt  der  Eeoht^eschiolite  fern,  mehr  ala  eine  TTebereicht  zu  geben.  FQr  die 
genauere  Entwicklung  und  ifie  Literatur  verweise  ich  auf  das  Staatsrecht  von  Zacha- 
riä  und  die  QnudsStze  des  Btaatsrechts  von  Zöpfl;  letzteres  Werk  geht  besondera 
auf  die  neueren  Verhältnisse  sehr  genau  ein. 

°)  So  in  den  QBterreictiiBcheD  Krblanden,  in  denen  freilich  aohon  aeit  dem  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  bedeutende  Terändeningon  atattgefdndeu  hatten,  bis  auf  dag 
Jahi  1S4S. 

')  Art  H,  Da  nach  dem  Sinn  dea  dreiiehnten  Artikels  der  Buudeaacte  and  doi 
dwUber  erfolgten  spätem  ErklSrungen,  in  ollen  Bundesstaaten  landstAudische  Verfos- 
snngen  statt  finden  sollen,  so  hat  die  Bandeaversammlung  darüber  eu  waoheu,  daas 
diese  Bestümnung  in  keinem  Bundeastaate  onerfUllt  bleibe. 

Art  S5.  Den  souveruuea  Forsten  der  Bundesstaaten  bleibt  Oberiassen,  diese  innere 
Landesangelegenheit  mit  Berückaichügung  sowohl  der  frtllLerhin  gesebdich  bestandenen 
ständischen  Bellte,  ala  der  geg«)wärtig  obwaltenden  Verhältnisse  zu  ordnen. 

Art  56.  Die  in  aneAannter  WiAsamkeit  beeteh^den  landatOndiaohen  Verfassun- 
gen können  nur  auf  veriassungsinilsrigem  Wege  wieder  abgeändert  werden. 

Art.  Ö7.  Da  der  deutsche  Bnnd,  mit  Auanahme  der  freien  Städte,  aus  souverainen 
FDisten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch  gegebenen  Qrundb^riffe  zufolge,  die  gesammCe 
Staat^ewalt  in  dem  Oberhaupte  dea  Staats  veremjgt  bleiben,  und  der  Souv^ain  kann 
durch  eine  landstSudisdie  VerEaasung  nur  in  der  Ausübung  bestinunter  Rechte  an  die 
HitwiAnng  der  Stände  gebunden  werden. 

Art.  S8.  Die  im  Bunde  vereinten  souverainen  Fürsten  dtlrfen  dnrch  kein«  land- 
etfindisohe  Yerfügung  in  der  ErfOllong  ihrer  bundesmassigen  Veipfiichtungeu  gehindwt 
oder  beeehrSukt  werden. 

Art.  SS.    Wo  ^e  OeffentUohkeit  landSt&adisoher  Yurhandlungeu    durch  die  Ver- 
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enigea  Staaten,  die  zum  Theil  BieniBlB  B^ndiscbe  Yerfiisstuigeii  gehab 
{Baden,  NaeBau),  nnd  den  meieten  andern  w\irde  bald  nach  dem  J.  1 
VerfBBBongswerk  begonnen,  irelches  im  (Tanzen  za  Yerfasemigen  ßän 
ein  CFemiBCh  von  Btändisohem  Wesen  und  nordamerikaniBcli-franzSfnschi 
BtitutionaJismiia  bilden;  in  einigen  (Oeeteireich,  Lauenbiug,  Mecklenbu 
ben  die  alten  ständifichen  Ordnungen  mit  HinEukommen  einzelner  Tu 
tionen  in  Kraft;  in  wenigen  endlich  (PrenSBen,  Oldenbni^)  wurden  gl 
OesammtrerfasBungen  gegeben,  obwohl  man  auch  die  rerBchiedenen  alt 
bestehen  liees.  Das  Jahr  1S48  schien  den  ganzen  bisherigen  Staatsorg 
zusammenbrechen  zu  wollen.  Dessen  Ereignisae  waren  auf  die  Terfa 
aller  Länder  von  Einflusa.  Die  meisten  derselben  wurden  revidirt;  v 
ieine  oder  keine  Qesammtrerfassungen  waren,  solche  gegeben.  Nachd 
das  Yerfaesungswerk  des  gesammten  Deutschlands  gescheitert  war,  wi 
den  einzelnen  Ländern  theils  die  Verfassungen  des  J,  1848  wieder 
hoben,  theils  wenigstens  reridirt  Im  Verlaufe  der  folgenden  Jahre 
alle  deutsche  Länder  bis  auf  Oesterrejch  Verfassungen  erhalten;  das  ] 
nnd  Diplom  des  Emsers  von  Oesterreich  Tom  20.  Oktober  1860  siehe 
Kronlündem  zu  ihre  historische  Selbstständigkeit  und  Landtage,  wäl 


bstang  gestattet  ist,  muss  durch  die  OeschafCsordnuiig  dafür  geeoi^  werden, 
geeetzlichen  Gränzen  der  freien  Aensserung,  weder  bei  den  Yerhandlungen  seil 
bei  deren  Bekaimfanacliung  durch  den  Drack,  auf  eine  die  Ruhe  des  einzelr 
deBBtaate  oder  des  gesammten  DeutsclilandB   gefUirdende  Weise  überschritten 

Art.  60.  Wenn  ton  einem  Bnndesgliede  die  Garantie  des  Bandes  flU  di 
Mm  Lande  eingefnhrte  landständische  Verfassung  nachgesucht  wird,  so  ist  die 
THSamnünng  berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie  erhfilt  dadurch  die  Befug 
Anrufung  der  Betheiligten,  die  Verfassung  aufrecht  zn  erhalten,  und  die  Dhf 
gnng  oder  Anwendung  derselben  entstandenen  Imugen,  so  fern  dafür  nid 
veidg  Mittel  und  Wege  gesetzhch  voi^esclmeben  sind,  durch  gütliche  Vermittel 
compromissarische  Entscheidung  beizulegen. 

Art.  61.  Ausser  dem  Fall  der  übernommenen  besonderen  Garantie  einer  I 
tischen  Yerfasanng,  und  der  Aufrechthaltong  der  Über  den  dreizehnten  Art 
Bondesacte  hier  festgesetzten  Bestimmungen,  ist  die  BundeeTersammlung  nicht 
tigt,  in  landständische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitiglceiten  zwischen  den 
herren  und  ihren  Ständen  einzuwirken,  so  lange  aie  nicht  den  im  sechs  und  zwi 
Artikel  bezeichneten  Charakter  annehmen,  in  welchem  Falle  die  Bestinununge 
so  wie  des  sieben  und  zwanz^ten  Artikels  auch  hiebe!  ihre  Anwendui^  & 
Der  sechs  und  vierz^te  Artikel  der  Wiener  CongreSsacte  TOm  Jahre  achtzefai 
und  fün&ehn,  in  Betreff  der  Verfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt,  erhfilt  jed 
durch  keine  Abänderung. 

Art.  62.  Die  Torstehenden  Bestimmungen  in  Bezug  auf  den  dreizehnten 
dm  Bundesacte  sind  auf  die  freien  Städte  in  so  weit  anwendbar,  als  die  bi 
Verbssuugen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen." 
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fOr  die  gemdnsameu  Angelegenh^ten  einen  BeidiBrath  durch  Wahl  der  BtSnde 
and  Berofking  der  Krone  aufstellt  bez.  festhält.  Der  Charakter  der  deatichen 
Ter&ssmagea  Ut  ein  höchst  mannigfiltiger;  er  bewegt  sich  zwischen  der  tm- 
Bten  Btindisohen  Form  (Ueoklenbnrg)  und  demTaUeiidetenC<»iatitatdonahsmiu.') 


')  Die  Terfuranganiiiuiden  der  deutschen  Staaten  siehe  in  H.  A.  Zach&riE  die 
deatsohen  VerfBeBmigsgeBetEe  der  Gegenwart,  einschl.  der  Gnmdgesetze  des  deutsch. 
Bundes  u.  den  das  Yerfassongsr.  der  Einzelstaaten  direct  batrettenden  Bundesbeschlüa- 
sen,  Qöttiiig.  18S5. 


ZWEITES  BUCH. 

Geschichte   des    Gerichtswesens.*) 
Erstes  Kapitel. 

Kichter.    Gericht    öericlitastftnd. 

I.  Die  ältere  (fräiddBClie)  Zeit. 

§.  109. 

».   6»ag  dar  EntwicUimg. 

I.  Seitdem  es  ein  geordnetes  Qemeinweeen  gab,  bot  sich  dem  in 
dnrch  die  Gemeinde  geflchtitat«n  Frieden  Vwletzten  die  Uögtiohkeit  da 
die  ihm    zsgefügten  Rechtsrerietzungen   vor    der  Gemeinde    als    de 

*)  Yon  filtern  'Werken:  Hanechild  Oerichtsverfsaeung  der  Teuteehen  wii 
Yom  8.  bis  zniD  14.  Beonlo  fibllch  gewesen,  Leipz.  1741.  Carl  PhiL  Kopp  .& 
SaoliTicht  Ton  der  altem  u.  neuem  Yerfasauiig  der  QeiBtl.  q.  CiTilg-erichten 
Ütiü.  Hewen-CasBelliBDhen  Landen.  Tb.I.  (hütor.)  Ca«8ell769.  4.  J.  J.  Hob 
der  TentBchen  Juetü-TerfoBSung,  Frkf.  u.  Leipi.  1775.  4.  DerB.  Von  der  . 
Bohait  inJnstiz-Sacheii,  Prfcf.  u.Leipi.  1773,4.  Von  nenem;  K.Ä.  Eogge  C 
iresen  der  Germanen,  Halle  1820.  Q.  Ludw.  Uaarer  Oeacluchte  dee  altg 
BclieD  namentlich  altbalrisohen  SfFenIlichen  mündlichen  Gerichtsverfahrens  a 
Heidetb.  1824.. 4.  A.  Bnohner  Dae  Öffentliche  gerichtUche  Verfahren  nach 
Mher  Becbtspflege,  Erlang.  1825.  Freih.HaxT.  Frejberg  Ueber  das  aüi 
Sffeniliche  OeriditsTerfahrea,   Landshut  1824.     J.  W.  Chr.   Steiner   Über   c 

deatsche  und  insbesondere  altbairische  G-erichtsireaen  in  Bezug  auf  Oeffentlichk 
Mündlichkeit,   Ascbaffeab.  1824.     F.  W.  Unger    Die   altdentsche  Gerichtsrer 

OOtting.  1842.    Heinr.  Siegel  Geschichte  des  dentscbeu  Qerichtsveifiihrens 

(du  altdeutsche  umfassend),  Giessen  1857.  — 


Geech.  d.  OerioliiBweBenB.  Exp.  I.  §.  109. 

:e  GenngÜiunng  zu  fordern.  Dabei  blieb  aber  die  peniönliche  Fr^dt 
hr  gewahrt,  dasB  nur,  wo  die  Gemeinde  selbst  verletzt  war,  ein  Ein- 
.teu  derselben  stattfinden  konnte,  für  alle  übrigen  Fälle  sein  verletztes 
;  zur  Geltung  zu  bringen  der  Eigenmacht  des  Einzelnen  und  der 
lie  zustand. ')  Bald  bildete  sich  ein  Unterschied,  je  nachdem  die  Ver- 
lg  g^^n  die  Person  oder  dos  Vermögen  gerichtet  war.  Ffir  jenen 
bei  dem  die  individuelle  Freiheit  und  die  Familie  am  directesten  bethei* 
tt,  musste  man  durch  die  Erfahrung,  dass  mit  der  Bache  und  ihrem 
rucke  der  Fehde  in  manchen  Fällen  der  Gemeinineden  selbst  beinahe 
trägltch  sei,  dahin  kommen,  anstatt  der  Blutrache  eine  Sühne,  Busse, 
lositio,  anzunehmen.')  Immerbin  aber  blieb  bis  in  die  karolingische 
las  Becbt,  in  gewissen  Fällen  die  Seibetrache  fiben  zu  dürfen.") 
.  Um  das  Friedenswerk  herbeizuführen,  ordnete  man  schon  frühzeitig 
ne  Känner  ans   der  Gemeinde   als  Yermittler,   Schiedsmänner  ab.') 


Vgl  §.  10.,  §.  11.  vm.,  §.  13.,  §.  14. 

TaoituB  Qenn.  o^.  12.  21.  (S.  28.  Amn.  19.). 

Lex  Ftis.  n.  g.  1.  „Si  nobilis  nobilem  per  mgenium  alio  homini  ad  oooidentem 
lerit,  et  is  qui  eum  oocidit  patria  relicta  profugsrit,  qui  aum  exposuit  teHdam 
I  leadis  componaf.  §.  2.  Si  aero  homicida  nou  &geiit,  nihllsolnat,  sed  tantum 
citias  propinquorum  hominis  oooisi  patiatnr,  donec  quomodo  potuerit 

amiciliam  adipiacatar.  §.  S.  8i  antem  hoc  feciase  dicitor,  et  negauerit,  com 
icramentalibuB  luret,  si  ille  qni  homineni  oocidit  profugium  fecit;  sin  uero  hoiui- 
atra  patriam  est,  expositor  nihil  iuret,  sed  tantum  inimicitias  propinqnoriua 
hominis  patiatnr,  doaeo  com  eis  qaoquO  modo  potaerit  in  ^atiam  reuertatar.' 
-10.  enthalt  analoge  Bestimmungen  für  die  übrigen  YolksklasBOn.  Sodann  heket 
Haeo  Tvlemarue  addidit:   Si  quis  eemiun,    aut  anoillani,  oaballum,  bonem, 

uel  cuiuscunque  gencria  animal,  uel  quodoimque  homo  ad  usum  neoesearium  in 
äte  babuerit,  arma,  ueatem,  utensilia  quaelibet,  etpeouniam,  alii  ad  anferendom 
lerit,  ei  ille  qoj  abstoht  patcia  proftigerit,  expositor  tertiam  portianeni  compOBi- 
eisolnat,  ant  si  nagare  noluerit,  maiori  uel  miuori  sacramento,  pront  qnalitas 
iae  fuerit«  se  exousare  debet;  si  qni  abstaut,  no»  profngit,  expositor  ueo  iuret, 
aluat,  sed  tantnm  inimioitias  portet  eins  ouiua  peouBiam  abstnlit"  Lex 
num  XVm.  „Litns  si  per  jussnm  velcoDHilinm  domini  sui  bominem  oooideiit  nt 
lobilem,  dominus  compositionem  peraolvat  vel  faidam  poctet.  Bi  antem  abs- 
OBScientia  domini  hoc  fecerit,  dimittatur  a  domiuo  et  viudicetor  in  illo  et  alin 
[1  consanguineiB  ^os  a  propinquis  occisi,  et  dominus  liti  so  in  hoc  conschun  oon 
mm  nndecim  jnret" 
Dies  sind  die  Sacebarones  der  Lex  Sa].  LIV.:    „Bi  qnis  grafionem  oociderit, 

dinarioe  qni  facinnt  solidoe  600  culpabilis  indieetur.  2,  Si  qni»  aacebarone  (aat 
Bonem)  occiderit  qni  puer  regis  tmt,  ISOO  dmariog  qui  fsdant  solidos  800  cut 
i  indieetur.  Si  qnis  sacebarone  qni  ingenuua  est  occiderit,  24000  dinarios  qui 
t  solidos  600  cnlpabilis  iudioetur.  3.  Sacebaronia  vero  in  singulü  mallobeigiB 
[uam  trea  non  debent  esse,    et  de  cansa  aliqnid  id  est  quod  eis  Bolritur  tsotuia. 


Gting  der  Entwkklaiig  in  der  Mnk.  Zeit  gc 

öelug  die  Tenuitdung,  ao  ersebde  du  an  dm  Bchiedsm^  ra  zaUeni 
fredom,  Friedeiugeld,  raid  du  an  dm  Terlel2t«ii  oder  dessen  PaaSi 
xa  eDtrichtende  Wergald^)  die  Bache.  AUmÜlig  wurde  diese  Sühne  dnr 
Geld  nnd  Oeldeswerth  unter  dem  Einfinsse  des  ChriatenthuinB  so  ztrr  Regi 
iiM  man  die  Asnahme  des  angebotenen  Wergeldes  sowie  die  Zahlung  d 
geforderten   geradezu   gebieten  konnte.  ■)    Damit  war   aber   glekhzeötig  d 


diierint,  hoe  ad  grafionem  non  reqoiratur  onde  ilH seouritatem fecerunl."  Diete  neu( 
dinga  Ton  Siegel  a.  a.  O.  8.  24  ff.  aasgetühiie  Ansiobt  halte  ich  fOr  die  dem  Tex 
UE  maiaten  entsprechende.  Ceber  andere  AnBiebten  siehe  Manier  a.  a  0.  8. 19  I 
Eiehhorn  E-G.  §.  75.,  t.  SaTigny  Gesch.  d.  röm.  Rechts  IL  S.  263.,  y.  Danie 
Gesch.  u.  8jBt  des  franz.  Cirilproo.  L  8,  75  ff.,  Oengler  Gnmdr.S.  391.,  der  and 
Literatur  anführt.    Tgl.  auch  Grimm  R.A.  3.  T8S. 

')  Oben  S.  28. 

")  Cap.  EaroliU.  Frauoicum  a.  779  (Leg.  L  p.  S6  sqq.)  o.  22.  ,8i  qnis  pi 
fsida  precium  recipere  non  Tott,  tunc  ad  nos  Sit  tranuniwus ,  et  nos  eum  dii 
gwaiB  ubi  danmum  minime  focere  possit.  Bimtli  modo  et  qni  pro  faida  pretin 
eolrere  noiuerit,  neo  tuatitiam  exinde  faoere,  in  toli  looo  eom  mittete  toI 
MS,  nt  pro  eodem  muns  damnnra  non  crescaf  Cap.  Aquisgran.  a.  802.  o.  32.  (i 
P-  95.)  «Homiddia,  pro  qnibus  moltus  Deo  perit  popnhis  ohriatiannB,  omni  cootext 
üoiie  deserece  ao  vetare  mandamoa;  qui  ipse  Domimis  andiTlt  et  ioimicitie  saae  fid 
Hbas  contradixit,  multommagia  homicidia.  Quomodo  enim  secom  Deum  placatum  fo 
con£dit,  qoi  filiiun  suum  proximum  sibi  occiderit?  Qunliter  veco  Christum  dominu 
nbi  propitium  esse  arbitretur,  qoi  fratrem  suum  interficerit?  Magnum  quoqae  et  i 
liabitscnliun  perioulnm  est  cnm  Deo  patre,  et  Christo  coeli  terrae  dominatore,  inim 
düas  hominum  moveretur,  quos  aliquit  tempus  latitando  eftiigere  potest,  »ed  tami 
casn  aliquando  in  manus  inimicomm  suonmi  moidit;'  Deum  autem  ubi  eAigcre  vale 
düomsia  seoreta  masifesta  sunt,  qua  temeritate  eins  iram  qniaextimaC  evadereF  Qi 
ne  propter  popnlus  nobis  ad  regendnm  comiasoB  hoe  male  pereat,  hoo  ornui  disoiplii 
dentore  praeiidimus;  qnia  noa  nullo  modo  placatnm  Tel  propitius  habere,  qui  si 
Deum  iratum  non  formidsTerit ;  sed  saevissima  districtione  viadicare  Teltimus  qm  malu 
homicidü  auaus  faarit  perpetrare.  Tarnen  ne  etiam  peccatum  adcrescat,  ut  inimicil 
Taaxima  inter  chrisdanoa  non  fiat,  nbi  snadentes  dlabulo  homicidia  contingant,  at 
lim  reuB  ad  Busm  emendationem  recurrat,  t«taque  celeritate  perpetratu 
maliuD  ad  propinquos  extincti  digna  compositionem  emendet.  Et  hoc  firmil 
kimiamns,  nt  parentes  interfecti  nequaquam  inimioitia  super  commtaaum  malu 
adangere  andeant,  ueque  pacem  fieri  petenti  denegare,  aed  datam  fidem  parata 
compositionem  recipere;  et  pacem  perpetuam  reddere,  reumautem  nuUammoram  coi 
pjsieianis  facere.  Ubi  autem  hoc  peocatonun  merito  contingerit,  nt  quia  rel  fratc 
'el  propinqanm  auum  occiderit,  atatim  se  ad  poenitentia  sibi  compoaitam  aumit,  et  i 
Dt  epiacopna  eina  aibi  disponat  absque  nlla  ambiguitate,  sed  iuvante  Domino  perfice 
taam  remedium  etudeat,  et  componat  occiaum  aecundnm  legem,  et  cum  proplnqnis  it 
•«  omniuo  complaceat,  et  data  fidem  nllam  inimicitiain  exinde  morei 
Demo  audeat  Qoi  autem  digna  emendationem  taeere  contemaerit,  bereditatem  p 
y»  usque  ad  iudicinm  nostnun."  Cap.  in  Theodonis  villa  a,  805.  c.  5.  (ib.  p.  13! 
,De  armis  infra  patiia  non  portandis,  id  est  scutia  et  lanceia  et  toricis.   Et  si  faidoB 
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yennitüeramt  fortgefallen,  das  Friedensgeld  zu  einer  Sühne  geworden  für  die 
Verletzung  der  öffentlichen  Bechtsordnnng,  des  Gemein-Eonigs-Friedens,  neben 
dem  Wergelde  als  der  Entschädigung  für  die  Yerletzui^  des  individnellen 
und  Familienfriedens. 

IIL  Auch  rücksichtlich  des  Vermögens  stand  das  Becht  der  Selbstholfe  zu, 
namentlich  in  der  Form  der  Pfändung^  wegen  offenkundiger  und  pfandbarer 
Schulden,  als  Becht  abhanden  gekommene  Sachen  mit  Gewalt  während  einer 
bestimmten  Zeit,  ohne  Gewalt  allgemein  zu  verfolgen.  Während  nun  in  dem 
erstem  Falle  die  Selbsthülfe  mehr  und  mehr  aufhörte,  bis  sie  im  Mittelalter 
aufs  Neue  auflebte,^)  blieb  die  Eigenmacht  im  letztem  zu  Becht  bestehen 
bis  auf  die  neuere  Zeit.*) 

IV.  Getreu  der  alten  Grundlage  behielt  das  Verfahren  bis  in  die  späteste 
Zeit  vwegen  seines  formellen ,  dem  Willen  der  Parteien  yielfach  überlassenen 
Gange»  den  Charakter  eines  scheinbaren  Kampfes  bei,^°)  der  nach  festen 
Begeln,  anstatt  zwischen  den  streitenden  Parteien  allein,  vor  der  Gemeinde 
stattfand.  Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Gerichtsversammlung,  dem 
Gerichte  als  der  Gemeinde,  Gemeindeyersammlung,  steht  die  Oeffentlich- 
keit  und  Mündlichkeit  aller  Akte,  endlich  der  Einfluss,  welchen  die  poli- 
tische Stellung  in  der  Gemeinde,  der  Stand,  auf  das  Verfahren  selbst  ausübte. 


Sit,  disoutiatur  tunc  quis  e  duobus  contrarius  sit  ut  pacati  sint;  et  distringantar 
ad  pacem,  etiamsi  noluerint.  Et  si  aliter  pacificare  nolunt,  adducantar  in 
nostram  praesentiam.  Et  si  aliquis  post  pacificationem  alterum  oeciderit,  conponat 
illum,  et  manum  quam  periuravit  perdat,  et  insuper  bannum  dominicuni  solvat'^ 
Oap.  legibus  addenda  a.  817  c.  18.  (ib.  p.  212.)  „De  faidis  coheroendis.  Si  quis  aliqua 
necessitate  cogente  homicidium  conmisit,  comes  in  cuius  ministerio  res  perpetrata  est, 
et  conpositionem  solvere ,  et  faidam  per  saoramentum  paoificari  faciat.  Quod  si  um 
pars  ei  ad  hoc  consentire  noluerit,  id  est  aut  ille  qui  homicidium  conmisit,  aut  is  qiii 
conpositionem  suscipere  debet,  faciat  illum  qui  ei  contumaz  fuerit  ad  praesentiam 
nostram  yenire,  ut  eum  ad  tempus  quod  nobis  plaouerit  in  exilium  mittamus,  donec 
ibi  castigetur,  ut  comiti  suo  inoboediens  esse  ulterius  non  audeat,  et  malus  damnum 
inde  non  adcrescat.^  Oap.  ß..  832  (ib.  p.  363.)  c.  9.  „Siquis  per  faida  pretium  redpere 
non  yult,  tuno  ad  nos  sit  transmissus,  etnos  eum  dirigamus  ubi  damnum  minime  facere 
poBsit  c.  10.  Simili  modo  et  qui  pro  faida  pretium  solyere  noluerunt  nee  iustitiam 
exinde  facere,  in  tali  loco  eum  mittere  yolumus,  ut  pro  eodem  maior  damnum  non 
crescat."  ^ 

^)  Siehe  Wilda  Bas  Pfändungsreoht  in  Zeitschr.  f.  deutsches  Becht  L  S.  176E, 
Siegel  Gesch.  I.  S.  35  ff. 

»)  Vgl.  Oben  §.  73. 

»)  Vgl.  das  Priyatrecht  Kap.  m.  Abth.  V. 

^<>)  Siehe  Grimm  B.A.  S.  854. 
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hter.    Gerioht 

§.  110. 

M 

ilckter,    Gericlit. 

I.  In  der  ältesten  Zeit  föUt  das  Gericht  zusaminen  mit  der  TolksverN 
Inng,  deren  Torsitzeiider  ale  Bichter,  judex,  Amgirt,  in  frühester  Zeil 
Priester,')  der  König,  in  den  Centenen  der  Centenorius,  die  princip 

n.  Im  Frankenieiche  stehtdie  ordentliche  Qerichtsbarkeit  Über  alleF 
des  Qanes,  der  Gtrafschaft  zu  dem  Grafen,  nnter  ihm  demOentenar, 
ihm  dem  Missns,  dem  König  und  dessen  Stellyertreter  dem  Pfalzgra 
Da«  Gericht,  dem  diese  Torsitzen,  ist  das  echte,  rechte  Ding.  Zu  di 
Schatz  hat  der  Graf  den  Königsbann;  auf  seine  üebertretnng  tolgi 
BannbuBse  (bannus).')  Unter  Königsbann  wird  gerichtet  vom  Grafen  a 
in  allen  Dingen,  welche  die  Stellung  des  Freien  in  Gemeinde  und  Staal 
^en,  seine  Freiheit,  seinen  Leib  oder  sein  echtes  Eigen  betreff 
während  in  geringem  Sachen  das  Gericht  nnter  dem  eignen  Bann  (Qr 
bann)  hinreicht,')  weshalb  auch  der  Centenarius  und  Vicarius  Richter  sem  1 

TTT.    Neben  diesen  öffentlichen    aus    königlicher  Ucbertragung    handel 
fiichtmi    hatte  sich  die  Gewalt  der  Immnnitätsherrn    zu  einer  fdrmli 
Oerichtsbarkeit  ausgebildet,    welche  jener  gegenüber    den  Charakter 
privaten  trägt,  nicht  mit  dem  Königsbanne  geschützt  war.    Ausgeübt  tt 


')  Taoitus  Oerm.  c.  11.     Oben  §.   14.  N.  2.     Vgl.  Orimm  K.A.  S.  272. 

^  Oben  §.  13.    Roth  Oeech.  des  Beneficialweeene  S.  3 — 11. 

'I  g.  47.  N.  5.  Dazu  Orimm  BJu  S.  657,  732.  —  Der  Königsbann  b 
CO  solid).  Ueber  um  s.  beeonders  Waitz  VerfasBungagescbiolite  Bd.  III.  (Kiel 
ist  mir  erst  während  des  Drucks  der  2.  Lief,  zugeiionimeii)  S.  272  ff. 

')  Cap.  Langob.  802  c.  14.  (Leg.I.  p.  104.)  ,Ut  ante  vicacios  nulla  orim 
actio  diffiniattir,  nisi  lantum  leviores  causas  qnae  facilea  poBsunt  dimdicar 
DuUus  in  eonun  indicio  aliquis  in  servitio  hominam  conquirat,  sed  per 
iu^ores  remittatur  usque  in  praesentiam  comitiB.  Et  ingenuos  homines  nnlla  p 
bciaat  custodire,  postquam  ills  tria  cuetodiant  placita  quae  instituta  sunt,  nisi 
coatingat,  ut  aliqiüs  aliqnem  accuset;  excepto  illos  scabinos  qui  cumiudioibus  resi 
debent."  Cap.  Aquisgr.  810  c.  2.  (ib.  p.  162.)  ,Ut  ante  vicarium  et  cent 
tium  de  proprietate  aut  übertäte  iadiciiun  non  terminetur  aut  adquiratui. 
temper  in  praesentia  misBonmi  imperialium,  aut  inpraesentia  camitnni.''  Cap.  Ai 
gran.  S12  c.  4.  (ib.  p.  174.):  „Ut  uulhis  homo  in  plaoito  oentenaiü,  neqne  ad 
i«m  neque  ad  libertatem  snam  amittendam,  ant  ad  res  reddendas  Tel  i 
clpia,  iudicetur;  sed  ista  aut  in  praesentia  comitis  vel miasorum nostrornm iadjcer 
iquisgran.  817  c.  11.  Cap.  Aquisgran.  817.  alia  capitula  o.  11.  (ib.  p. 
„Omnis  coutroversia  cornm  centenario  deSniri  poteat,  excepto  redempcione  te 
et  manci piorum,  quae  nonnisi  coram  comite  fieri  potest." 

')  Iiex  SaL  Tit.  I.  «De  mannire."  LVI.    Derselbe  betrug  15  solidi. 
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)  Vertreter    der  ImnnnntSt.  ^    Jedodi  mr   Mhon    xnr  karolin^ 

0  die  Bentzer   da  Immmiititen  rid&eh   die  gräfüdie  Gerichti- 

OCTÜbt  wurden  anm^  den  Btedtigkräten  und  der  Cntennclniiig 
en  radi  aOewiditigerenRechtagesehSfle  vorgenaminen.  Die« 
leradezn  gebotm,  tbtäi»  geadiah  es  h^ömmlicb  in  Folge  de« 
Um  der  Qeriditnenaminhiiig,  der  Bedentsng  mancher  Akte  fOr 
le  B«dit  und  der  Becbtsbadmig  jener  Zöt  0 

ÜO.  Die  dort  at^edrnddeii  BteBen  geben  Ober  da«  VeASltidsB  der 
«rkeit  mr  grftOiclien  genOgendeo  An&ohhuB. 

XXVL  Bipaar.  LTÖ.  1.  ,81  qnia  Ubertain  nuun  per  mannm  proprUm 
m  in  praeaeDtis  BegiB  Becundnm  l^em  Ripnariam  ingeaaDjn  demüerit 
et  eiiudem  rei  cbartam  acceperit,  nnUatenne  enin  pennittimnB  In  eer- 
re  led  sicnt  reliqni  Biptiarii  Über  pennaaeat.*'  L.  BaL  XLIV.  De 
nt  adiolit  homo  moriens  et  ridnam  demiserit,  qai  eam  Tohierit  aodpere, 
piat  ante  tbuiigiiiiiiii  aut  oentenario.  Hoo  est  ut  tbimgintiH  ant  oenteui- 
idicat  et  in  ipeo  maJIo  «ontiun  habere  debet  ei  tree  hominea  trea  caoMt 
beut  Et  ttmc  üle,  qui  Tiduam  accipere  debet,  tree  eolidoa  aequos  pen- 
lio  habere  debet,    et  tres  enint   qui    ipeos  Bolidos   pensare    vel    probare 

1  factam  bI  eis  conTeDerif  accipiat.  Si  vero  istud  non  fecerit  et  sie  eun 
b.  reipna  nihil  sinni  hoc  est  2S00  dinarioe  qui  fadimt  solidoB  62'/i  eol- 
ir,  Olli  reipi  debentur  exsolvere  debet.  Si  toto  qnod  enperiiu  diximiu 
im  legem  impleverit,  3  saljdoe  (et  dimirio)  ille  cui  reipj  debentur  accipiat. 
lendom  eat  cui  reipi  debeantur.  3i  nepus  soTom  fiUns  fiierit  senuBsimiit, 
iat.  il  vero  nepna  non  fiierit,  neptis  fiUus  senior  eoB  accipiat.  ei  Tero 
>n  fuerit,  conaobrine  fliius  qui  ex  matemo  genere  Tenit  ille  eoe  acetpUL 
Jneobrine  filius  fnerit,  tnnc  avunoilna  frater  matria  reipus  accipiat  ai 
iculua  fiierit ,  tunc  frater  illina  qui  eam  mulierem  ante  habuit  Bi  in  here- 
at  venturuB  ipse  reipuB  accipiat.  ai  nee  ipae  frater  fiierit,  qui  proximier 
pcriuB  nominatos  qui  singulatiro  eecundum  pareutilla  dicti  Bunt  ad  aextc 
n  heroditatem  illius  mariö  defuncti  non  aeoedat,  ipae  reipuB  accipiat. 
I  genuonlo  Bi  non  fuerint,  in  fisco  reipns  ipBe  vel  causa  quae  inde  orta 
r."  XLVI.  ,De  adfathamire  hoc  convenit  obaerrare ,  nt thimginns  ant 
lUam  indicant  et  acutum  in  Ipeomallo  habere  debent  et  trea  hominea  trea 
iare  debent  et  postea  requirant  bominem  qui  ei  non  perleneat  et  sie 
anm  iaotet,  et  ipBe  in  cuiua  laiaum  fistucam  iactarit  de  fortona  Bua  qnantum 
rat  lotam  forttmam  cui  volnerit  dare.  Ipae  in  cuioa  laisum  fiatucain  iada- 
iuB  manere  debet  et  boapitea  trea  ausoipere  debet  et  de  facuhate  aoa  de 
ktur  in  poteatatem  snam  habere  debet.  Et  poBtea  ipae  cm  Bcutnm  oredi- 
mnia  cum  teatibna  colloctia  agere  debet.  poatea  aut  ante  regem  ant  in 
\irtuna  aua  depotavll  reddere  debet  et  acdpiat  fietncam,  in  malio  ipeo 

.  menaea  quoa  beredea  appellarit  in  laiaum  iactet  nee  minua  nee  msiaa 
)!  credttum  eat  Et  ai  contra  boc  allquia  aUquid  dicere  Tohierit,  debent 
>ti  dicere,  quod  ibi  fiiiaaent  in  mallo  quem  thnnginus  aut  centcDarioa 
luomodo  vidiaaeut  hominem  ilhun  qui  fintuiia  aus  dare  Tohierrt  in  laisum 
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V.  Während  in  der  merovingischen  Periode  das  Gericht  vor  dem  Eonig 
oder  seinem  Stellyertreter  in  beiden  Richtungen  vielfach  neben  dem  des  Gra- 
fen thätig  war,  ohne  dass  eine  feste  Grenze  bestand/)  erscheint  dasselbe  in 
der  karolingischen  Zeit  als  ein  wirklich  höheres  Gericht  für  die  Rechtsstreitig- 
keiten  der  Grossen  unter  einander,  für  deren  Vergehen  und  für  jene  Fälle, 
in  denen  die  Macht  der  Grafen  nicht  ausreichte,  von  ihnen  das  Recht 
verweigert  wurde  oder  das  directe  Interesse  des  Königs  und  Reichs  in  Be- 
tracht kam.  ®) 


iUins  quem  elegit  fietm^am  iactare.  nominare  debent  denominatim  illum  qui  festucam 
in  laiso  iactat  et  sie  fortuna  sua  in  laiso  iactitur,  et  illum  quem  heredem  appellat 
similiter  nominent.  et  alten  tres  testes  iurati  dicere  debent,  quod  in  casa  illius  qui 
^artaua  sua  donayit  ille  in  cuius  laiso  fistuca  iactata  est  ibidem  mansisset  et  hospites  tres 
aut  amplius  collegisset  et  in  beodum  pultis  manducassent  et  testes  collegisset  et  hospi- 
tes Uli  tres  aut  amplius  de  suseeptione  gratias  egissent.  Ista  omnia  illi  alii  tres  testes 
iurati  dicere  debent.  Et  hoc  quod  in  mallo  aut  ante  regem  yel  in  legitimo  (mallo) 
publice  ille  qui  accepit  in  laiso  furtuna  ipse  ante  regem  aut  in  mallo  publice  legitimo, 
hoc  est  in  maUobergo  ante  teoda  aut  thunginum  furtunam  illam  quos  heredes  ap- 
pel/avit  publice  coram  hominibus  fistucam  in  laiso  iactasset:  hoc  est  noyem  testimonia 
istaomnia  debent  adfirmare.^  LX.  „De  eum  qui  se  de  parentilla  tollere  yult. 
In  maho  ante  thunginum  ambulare  debet  et  ibi  tres  fustis  alnlnus  super  caput  suum 
längere  debet,  et  illos  in  quatuor  partes  in  mallo  iactare  debet  et  ibi  dicere  quod 
ioramento  et  heriditatem  et  totam  rationem  illorum  tollat.  Et  sie  postea  aliquis  de 
suis  parentibus  aut  moriatur  aut  occidatur,  nulla  ad  eum  nee  heredütas  nee  conposicio 
pertineat.  si  vero  solo  moriatur  aut  occidatur ,  conposicio  aut  hereditas  ad  eis  permaniat.^ 

^  Das  lehren  die  Formeln  fOr  solche  Akte,  sowie  viele  Stellen  der  Leges.  Siehe 
überhaupt  Waitz  Verfassungsgesch.  11.  S.  451  ff.,  auch  die  Zusammenstellung  bei 
Walter  R.G.  §.  576. 

*)  Cap.  Langob.  783  c.  7.  (Leg.  I.  p.  46.)  „De  rebus  forfactis  per  diverses  comi- 
tee,  Tolumus  ut  at  palatium  pertineat '^  Cap.  Bajoaricum  803  c.  7.  (ib.  p.  127.): 
,Ut  si  aliquis  voluerit  dicere  quod  juste  ei  non  judicetur,  tunc  in  praesentia  nostra 
reniat.  Aliter  yero  non  se  praesumat  in  praesentia  nostra  venire  pro  alterius  justitiam 
toandam.*'  Aquisgran.  812.  c.  2.  (ib.  p.  174.)  „Ut  Episcopi,  abbates,  comites, 
6t  potentiores  quique,  si  causam  inter  se  habuerint,  ac  se  pacificare  noluerint,  ad 
nostram  jubeantur  venire  praesentiam,  neque  illorum  contentio  aliubi  diiudicetur,  neque 
propter  hoc  pauperum  et  minus  potentium  iustitiae  remaneant.  Neque  comes  palatii 
no8tri  potentiores  causas  sine  nostra  iussione  finire  praesumat,  sedtantum  ad  pauperum 
et  minus  potentium  iustitias  faciendas  sibi  sciat  esse  vacandum.*^  Cap.  missorum  817. 
c.  1.  (ib.  p.  216.)  „Legatio  onmium  missorum  nostrorum  haeo  est.  Primo,  ut  sicut 
iam  alüs  missis  iniiinctum  fuit,  iustitiam  faciant  de  rebus  et  libertatibus  iniuste  ablatis ; 
et  8i  episeopus,  aut  abbas,  aut  vicarius,  aut  advocatus,  aut  quisUbet  de  plebe  hoc 
feciase  i&ventus  fuerit,  statim  restituatur.  Si  vero  vel  comes  vel  actor  dominicus,  vel 
alter  missos  palatinus,  hoc  perpetravit,  et  in  nostram  potestatem  redegit,  res  diligenter 
iüTestigata  et  descripta  ad  nostrum  iucUcium  reservetur.**  —  Verweigerung  des  Ge- 
horsams  in   kirchlichen  Dingen  Wormat.  829  g»n.   c.  1.    (ib.  p.  350.),  wissentliche 


GeKh.  d.  OOTicfatawcMM.  L  Kap.  9-  1 

n.  Dm  Ifittelalter. 
A.  Ordeatliche  Gericklf. 

A.  Fir  FiiK. 

8-  111. 

1-  Die 


I.  Hit  der  Büdimg  der  Landeshoheit  wai  der  zum  Landesherr  gewordene 
af,  Bischof  d.  s.  w.  (§§.  68.  69.)  aiu  dem  königticheii  Be&mten,  Beneüm- 
1  oder  mit  der  Grafeugewalt  betrauten  Immnnitätsbesitzer  in  Folge  s«ner 
litorialen  Qevalt  zum  Inhaber  des  Gerichte,  Bicfater  zn  eignem  Becht« 
worden.  AQen  diesen  Herrn  stand  aadi  der  ESnigsbuiD  im  vollen  alten 
n&nge  zu.    Dessen  Verleihung  war  bei  den  weltlichen  Landesherrn 

der  Belehnung  mit  den  Beichslehen  enthalten.  Bei  den  geistlichen  hin- 
gen fand  bis  in'e  14.  J^irhundert  hinein  eine  directe  Belehnung  der  Vögte 
iteufl   des  Königs  mit  dem  Blutbanne   statt;')   von  da   ab   hatte  sich  die 


Minction  bischer  Zengen  Wormat  cit.  alia  cap.  c.  S.,  gewohnheitsmissige  Friedeiie- 
rer  das.  c.  7.  (ib,  p.  352.)  c  15.  (ib.)  „Hoc  missi  Dostri  notum  faciant  comitibus  et 
pnlo,  quod  noB  in  omni  ebdomada  unuin  diem  ad  caasas  aadiendaB  et  iudicandas 
lere  Tolomns.  Comites  aatem  et  miBai  noBtri  magnuin  atudhim  habeant,  ne  forte 
>pter  eonuQ  neglegentiam  pauperes  cradentur,  et  nos  taedium  propter  eornin  clamo- 
I  pfttiamnr;  ei  nostram  gratiam  habere  veliot  Fopulo  aalem  dicatur,  nt  caveat  de 
is  cansis  ae  ad  nos  reclamare,  nisi  de  quibos  aut  mJBsi  nostri  aut  comiics  eis  ioEti' 
s  beere  ootaennit.''    Responsa  misBo  cnidani  dato  819  c.  5.  (ib.  p.  227.)  ,Yo1iiiuub 

coines  potestatem  habeat  in  placito  nio  beere  qne  debet,  nemine  contradieeDtf. 
ri  aliter  feceiit  quam  iuste,  ad  qaem  t&ctam  iUad  pertinet,  veiiiat  in  praeBentiain 
itram ,  et  nos  Uli  de  eodem  comite  fbciamaa  iiutitianu'  Genaue  BeeHrnmungeu  über 
I  Anfrechthaltung  des  Friedens  gegen  ansBergewBhDÜche  Störungen  in  ConT.  Cari- 
icns  Karaü  U.  877.  c.  lä  sqq.  (ib.  p.  539  sq.). 

')  Sachsenepiegel  L  D9.  §.  1,  (Oben  §.  85.  n.  1.;  die  Fortsetzimg  lautet:) 
Dinges  banne  ne  mut  neman  dingen ,  be  ne  hebde  den  ban  von  deme  konings 
Igen.  Sts  den  ban  enes  nntfet,  he  ne  darf  ine  anderwarre  nicht  untran,  of  die 
Hing  stirA.  Binnen  ener  TOgedie  ne  mach  neu  koninges  bau  sin  smider  ein.  8\e  bi 
ninges  banne  dinget  die  den  bau  nicht  untvangeu  hevet,  de^  wedden  sini 
a.  —  g.  2.  It  ne  mach  neu  richtere,   de  bi  koninges  banne  dinget,  echt  ding  hett- 

0  ane  sinen  scultbeiten,  vor  deme  he  sik  te  rechte  beden  aal.  Dar  umme  aal  he 
a  scultbeiten  des  irelen  ordeles  Tr^en,  of  it  ding  tlet  si,  nnde  dar  na,  of  he  Tcr- 
den  mute  dingslete  nnde  unlnst.  Svenne  eme  dat  gerunden  wirt,  so  klage  manlik 
t  ime  wirrs  mit  Torspreken,  durch  dat  he  sik  nicht  ne  Tersnme."  —  HI.  S4.  §.  i. 
latich  schiUmge  weddet  man  deme  greren  nnde  ok  dem«  vogede,  die  wider  konin- 

1  banne  dinget,  ef  he  den  ban  von  'me  koninge  setve  boret,  g.  5.  (oben§.  69.  n.  7.). 
TÜet  eu  greTe    tiner  grafscap  en  dMl ,    oder   en  Voget   liner  TOgedie ,    dat  ie  weda 
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tt&atliche  Eigenschaft  der  geistlichen  FflTste&thBmer  so  ansgeprä) 
eine  Belehnnng  des  Vogte  u.  s.  w.  mit  dem  Blntbanne  selbst  dnrc 

recht.  Die  belende  man  ne  nnit  dar  oTer  neuen  konin^g  ban  hebben, 
Ton  ime  dulden  dorre.  Bon  tiet  man  ane  nuutsoap.  —  §.  S.  Palenxgrei 
greren  dingen  unter  koninges  baJine,  aU  die  greve;  den  weddet  m 
BcbUIinge."  —  Soliws.  c.  75.  (W.,  vgl.  o.  32.  L.):  ,Ez  emnao  mit  reh 
riliter  gefin,  noch  nieman  der  sin  rebt  Terloren  hat.  Knmet  aber  eio  I 
ist  wau  ambe  fDmf  echillinge,  van  Foube  oder  von  diupheit,  äa,  mac  n 
(Dgt  über  kiesen,  da  doch  des  kQniges  ban  ist,  der  da  über  rihte.  li 
swa  der  rihter  niht  ist  der  über  wunden  rihten  boI,  da  mac  man  wol  eii 
le  hut  Dude  ze  bare  rihte,  ez  si  in  steten  oder  in  dorfen.  Bwa  man  and« 
hie  geschriben  stet,  der  -nirt  achuldio  an  den  liuten.  Kein  TOgetei  ist  ui 
sna  man  rihter  nemen  sol,  da  sei  man  nemen  nach  der  liute  rate.  Sv 
von  dem  kOnige  niht  enhat,  der  enmac  niht  genhten  wan  ze  hut  unde 
beecheide  -wir  also.  Hat  ein  pbafen  fUrste  regalia  von  dem  kQnige,  der 
dl  Ton  debeinen  ban  geühen  da  ez  den  Uuteu  an  den  lip  oder  an  den  g 
btuotrunst  geit.  nnde  enphilhet  er  einem  rihter  also  rin  gerihte,  dazer  I 
btnot  rifate:  der  wirt  sohnldio  an  allen  den,  die  ir  blaod  vergiezent.  wa 
taoa,  so  sol  er  den  rihter  ze  dem  kUnige  senden,  unde  mac  der  dahin  i 
Ml  der  phafen  forste  sinen  boten  ze  dem  kflnige  senden,  daz  er  sinemi 
is  sinem  brieve  sende.  Des  bedürfen  leien  fBraten  niht  die  irin  leben  t 
enphahent.  der  lihet  den  ban  wol  sinem  rihter.  nnde  der  rihter  mac  '!: 
^Ühen.  nnde  bat  ein  leien  nrete  funderiu  gerihte,  da  man  Übermensch 
Bol:  der  sol  ieglichem  rihter  besnudem  sin  gerihte  Üben,  nnde  der  phat 
ter  die  sallen  daz  selbe  Ton  dem  kOnige.  Aller  tele  klage  unde  allez 
der  rihter  ribten  der  den  ban  hat,  unde  daz  in  einem  gerihte  Kt;  ane 
e%en  klagete.  dar  umbe  mac  dehein  rihter  niht  genhten  wan  nf  der  n 
Dsz  ist  also  gesprochen,  swa  daz  eigen  Ut,  da  sol  man  euch  dar  um' 
kflnges  banne  mac  man  wol  rihten.  Swer  den  ban  eines  enphabet, 
anderweide  niht  enphahen  diwile  unde  er  rihter  ist,  der  kUnic  lebe  od 
Wirt  im  aber  daz  gerihte  genomen,  unde  wil  er  aber  rihter  werden:  er 
anderweide  enphahen."  Schws.  o.  96.  a.  E.  115.  L.  —  Schwab.  Le 
„Blschove  gut,  vnde  van  leben  sol  der  kiunig  gantzex  üben,  alle  biacbo 
von  dem  kiunige  miuntzzen  vnd  zoelle  vnde  etÜche  enphahent  Tan  }eh< 
«elthche  gerihte,  swai  dez  gedhtes  ist.  daz  inberblovt  rivnsa  gat.  md 
lag.  ewem  daz  der  bjschof  lihet.  den  sol  er  senden  mit  einem  bnere  a 
daz  M'  im  den  ban  lihe.  Swer  iuber  menschen  bluot  rihtet.  vnd  den 
kinnige  niut  enphangen  hat  dem  sol  der  kinnig  die  zongen  tz  heizzen  t 
wl  si  loeeen  nach  dez  kiuniges  genaden.  mde  vereeit  der  kiunig  einest 
oder  HO  er  einen  brief  fiendet.  daz  er  den  ban  dem  rihter  niut  Khet. 
rehter  ein  iar  mit  rebte  ane  den  ban.  also  ob  der  biachof  sin  reht  yoi 
enphangen  hat.  Der  kiunig  sol  ti)  toI  Tiizen  wem  er  den  ban  lihen 
lerehte  rihter  miage  sin  da  sol  der  kionig  sehen  an  daz  laut  reht  boi 
er  es  inne  wer  mit  rehte  rihter  minge  sin  vnde  mag  gesin.  elliu  diu  ge 
blaut  rinnse.  vnd  iuber  den  totalag  gauL  die  moTz  man  i^e  Ton  dei 
ktunige  enphahen.     Die  leigen  (forsten)  bedurften   ir  rihter  den  ban  vo 
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r  Abt  nkht  als  eine  TheUnahme  des  Geistliob«!!  amBiditen  flbei  Leib 
Leben  ansah.  ^  Diea  hatte  zur  Folge ,  dase  ihnen  bald  der  Blatbann  ein 
allemal  zur  Weiterbelebnung  an  ihre  Ysgte  Terliehen  wurde,  bald  Ton 
lelben  ohne  ausdrQckliche  Begabung  des  Kaisers  faktisch  dies  Redit  aos- 
st  wurde.*) 

U.  Setzte  der  Landesherr  einen  SteUvertreter  fOr  die  Öeriditafoarkeit  ein, 
rar  es  aucb  bei  den  weltUchen  noch  einzeln  im  13.  Jahrhundert  Sitte,  den 
Q  vom  Könige  zn  erbitten,*)  obwohl  im  Allgemeinen  der  Landesherr  ilu 
kt  heb. 

IL  Der  Landeehnr  führte  in  Person ")  mehr  und  mehr  nur  selten  den 
utz  im  Gerichte,  sondern  bestellte  dazu  regelmäsäg  Beamte  unter  nt- 
edenen   Namen.  ^    Unter   ESnigsbann   leiteten  die  ordentlichen  Gerichte 


heiz];«n  enphahen.  si  liheot  in  selbe  wol.  so  eht  ai  in  von  dem  kionige  enphtthent 
rehte.  AJse  der  kiiuiig  in  ÜTSohem  lande  oiut  ist.  so  mugen  der  phaffen  finreleu 
r  wol  rihten  aae  bas.  vatx  in  ein  brief  komet  Ton  dMU  kionige.  Tnd  so  der  kiiinig 
ÜTscbem  lande  vert.  so  mag  er  dez  richea  marschalk  wol  den  gewatt  gaben,  du 
en  ban  lihe.  das  ist  der  herzöge  von  sahaen.  daz  soI  er  tovn  in  tiumgen.  vnd  La 
en.  nide  in  hesaen.  vntz  an  beheim.  vnd  inber  alle  viauken.  awar  der  ist  der  ein 
rtan  ist  vnd  git  im  der  kiunig  den  gewaU.  daz  er  den  ban  übe.  So  hat  der  nur- 
Ik  ceht  inber  allez  Swaben.  vntz  au  den  Rin.  vnd  durah  das  gebii^e.  vntz  finr 
ade  eine  mile.  Der  phallentz  grsve  von  Rine.  der  hat  gewalt  dwi  ban  zeliheiuie, 
lit  Bines  vntz  finr  motze  eine  mile.  vnd  vulz  an  die  vse.  vnd  in  flandem.  vnde-  ob 
[er  kiunig  den  ban  lihet  oder  niut  so  hat  er  den  gewalt  daz  er  in  doeh  lihet  dai 
on  dem  rebte.  alae  die  fiursten  den  kionig  went  beclagen.  ob  er  wider  raht  IotL 
soln  si  tovo  vor  dem  phalleotE  giaven  ron  Rine.  die  ere  bat  er  vor  andren  ftnnten. 
«bt  hant  die  zwMie  herren.  so  daz  riofas  aue  kiunig  ist" 
)  Ygl.  mein  Sjstem  des  Eirchenr.  8.  115   —    C.  ult.  ne  clerici   rel  monachi  io 

in.  24.  Boni&c  VUL  „Episoopns  sen  qnicnnqua  alius  praelatns  vel  (Prions,  iori»- 
anem  obtinens  temporalem,  si  homicidio  ant  aUo  maleficio,  ab  aliquibus  ia  iiuis- 
3ne  Bua  oommiaso,  balUvo  suo  ant  tüü  cuicunque  iniungat,  ut  snper  hoo  veiitslein 
iiens  iustUiae  debitum  exsequatur,  irreguiaris  censeri  non  debet,  quamvis  ipse 
ras  vel  alias  contra  malefaotores  ad  poanam  sanguims  prooMserit  iustitia  madianta 

hoet  clericis  oaiiaaa  amigninia  agitaie  non  lioeat:  eas  tamen,  quam  iutisdicÜODem 
lent  temporalem,  dabent  et  posaunt  motu  irregnlaritatis  ceasante  aüia  delegare." 
)  In  der  Urk.  Earla  IV.  v.  ISTl  (Seibertz  n.  S23.),  womit  die  Belehmjng  der 
Nbaft  Arnsberg  (g.  77.  n.  ö.)  voTganommen  wird,  werden  aosdrSokUeh  aneh  die 
igrafacbaften  veiliehao.  (üegen  Auegang  des  IS.  Jahrfa.  gibt  das  mehrbeb 
e  Venächniss.  (Seibertz  n.434.)  das  Beoht  des  Erzb.  von  Köln  alsHerzoga  von 
tfalen  genau  an  (abgedr.  g.  116.  n.  3.). 

I  Bo  gibt  E,  Richard  1262  auf  Bitten  des  l^fen  QottfidedUL  von  Amabo^  dem 
diesem  ernannten  Vo^  fUr  Soest  den  KGuigsbann  (Seiberts  n.  323.). 
)  Ausser  auf  den  Hoftagen  und  den  placits  generalia.    Vgl  g.  77.,  deaseo 
n  zahlreiohe  Bdege  Unten. 
)  Vgl  Oben  §.  78. 


Landrichter,  Tögte,  Burggrafe 
heissen  u.  a.  Vor  ihnen  hatten  ü 
(§.  85.)  in  allen  Dingen,  welche  vor  i 
gehorten.  •»)  AoMer  den  Reditsatreil 
irichtjgeren  ItechtsgeBchäfte,  welche  a 
heit  bezogen,  im  Ijandgerichte  Torger 


'•)  Sachsp.  nl.  Se.  ,§.  1.  Die  konj 
enem  ntwendigen  richte  ne  antwerdet 
kampe.  In  deme  gericbte  mut  he  antwei 
be  seep^n  Btnl  dar,  he  is  dar  ok  diogpl 
licht  ne  hevet,  de  sal  dps  hogeBten  ric 
i  3.  Oiwen  stnl  errat  die  voder  nppe  Bh 
lievet,  Bo  erft  he  ine  appe  ginen  neBten  v 

')  So  erwUmt  die  Urk.  d«e  Erzli.  v.  1 
tragung  eines  patrimomum  SeitenB  des  n 
Beine  Frau  „sub  imperial!  banno."  In  d( 
(ib,  n.  67)  über  die  Btütnng  und  Bewid 
Uinieterialen  heiBSt  ea:  ,'Et  ne  parte  ali< 
uideretnr.  coDBilio  ac  outu  nostro  in  loco 
limiliter  ibi  aetantibus  heredibua  prenoi 
quo  in  banno  illo  predia  predicta  sita  euj 
Bommata  est."  —  Urk.  Erzb.  Engelbert  ] 
an  das  Stift  zu  Geseke,  worin  ea  zum  ; 
IM:  BemhorduB  plebanus  forenBis  eccles 
dotra  in  conventaali  ecclesia.  Oodetcalc 
iarduB  qui  preBeditjudioio,  quod  in 
doDationem  fa^^Cam  conflrmatit  .  .  .  Insu 
lerea  miniBteriales  ...  et  a1 1  quam  plu 
läeibertz  n.  177.)  Graf  Uotfnod  U 
Gllern  an  ein  Kloster  durch  den  „theodo 
.tarnen   ad   abimdantem   cautelam  s 

aacloritate  regia  banno  in  volkelincbuse 
'.  1-247  (das.  n.  254)  schenkt  Conrad  Bi 
miles  de  Uthene  YOn  ihm  zu  Lehen  geha 

iwil  sagt    ,.  .  .  et   in  judicio   noitro  quo 

itabiliri,  auctoritate  regia  inhibentes  ■  ■  J 

"elvere,    et    dorn.     Sitfrido  socio  suo.     1 

vdvocato  de  werle.  conrado  de  madvic   i 

'    Uberi,  quorum  testlmonium  inducimus." 

'    !■■  U'äO  (das.  n.  265),  einer  dritten  Ton 

■   'on  1325    beliundet  GodefriduB   nobi 

I    libera  noBtra  sede  Antonio  de  Clotbii 

coDvocatiBque  ibidem  Lberis  hominibua  n 
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lY.  In  Folge  mannigfacher  Yerleibangen  der  bloBsen  Orafschaft,  Theümi- 
D  dereelben,  Verleihungen  von  königlichen  Qütern,  ErblJchwerdui^  der 
trichtsbarkeit  in  der  Hand  Yoa  Rittern  oder  Hinist«rialen ,  sowie  zofolge 
}  Beaitaes  von  HermbSfen  nnd  ReiehfiiniuisterialengUt«ni  war  in  der  ersten 
ilfte  des  MittelalterB  die  Oriifengeiichtsbarkeit  an  manche  Herrn  gekonmien, 
nen  die  Eigenschaft  von  Landesherm  abging.  Diese  Verhältnisse  änderten 
h  mit  der  grossem  Bedeutung  und  Macht,  welche  die  Hofgerichte  (§.  119.) 
angt«n,  und  der  sich  abschli essenden  Landeshoheit.  Seit  dem  Ausgange 
3  14.  Jahrhunderts  finden  sich  von  einer  Uebertragung  des  königlichca 
anes  durch  den  König  an  einzelne  Richter,  ausser  in  den  kaiserlichen  Oe- 
hten,  kaum  mehr  als  einzelne  Spuren.  Hierdurch  war  die  Gerichtsbar- 
it  im  Umfange  der  alten  gräflichen  in  der  That  zu  einem  rein  landes- 
rrlicben  Rechte  geworden.  Sie  hatte  sich  nur  bei  den  wirklichen  Reiohg- 
,nden,  der  Reichsritterschaft,  sowie  den  wenigen  freien  Gemeinden  erhalten. 

Y.  Im  15.  Jahrhundert  verloren  die  Landgerichte  immer  mehr  ihre  alte 
deutung.     Hieran  trug  Schuld  die   veränderte  Verwaltung  der  Territorien 

78.),  das  steigende  Ansehen  der  Hofgerichte,  die  Aufnahme  des  fremden 
chts  (g.  57,),  Tor  Allem  aber  das  stete  Abnehmen  der  Bedeutung,  welche 
<  blosse  Freiheit  derCteburt  gab,  damit  im  Zusammenhange  die  abnehmende 
verschwindende  Autonomie  der  Landbewohner.  So  bilden  in  der  That  die 
-terhfdtonen  freien   Gerichte  in  Westfalen  eine   wahre  Ausnahme  (§.  116.) 


)tata  et  prolata  ab  eisdem  horaiaibus  liberis  sententia  (bei  Seibertz  steht  summa) 
ta  et  perfecta  .  ."  —  Für  die  Verhältnisse  in  den  geistlichen  Territorien  ist 
ih  von  BedeuhingFrid.  II.  sent.  in  färorem  ecclesianua  a.  1234  (Leg.  U.  p.  304); 
rnirersiB  igitur  imperii  nostii  fidelibus  tarn  presentibns  qaam  futuris  volumns  eaee 
iom,  quod  dictante  senteatia  principum  alionimque  nobüiun  imperii  fidelium  existeD- 
■n  in  presentia  uostra,  exstitit  approbatiun,  ut  nullus  episcopus  Theutoaiö  de  Mis 
B  spectant  ad  regalia,  et  ab  imperio  t«net,  aliqnem  infeodare  poasit  preter  assen- 
n  nostrum,  et  quod  nulli  adracato  üceat  in  cires  cathedralia  civitatis  exactionem 
quam  facere.  Nee  liceat  alicul  comiti  rel  adrocato,  sibi  iuditiuin  ueurpare  de  hüs 
e  in  emunitatibua  fiunt  ecclesiarum,  niei  tantum  eccteBiaatico  iudici,  ad  hoc  de  to- 
itate  episcopi  constituto,  et  quod  nulia  eccleBia  in  uno  predio  plures  advocatos  possit 
bere.  Item  quod  nulli  adTOcato  liceat  in  ofSciatos  episcopi  et  faroiliam  ecclesie  Bue 
^uam  exactionem  facere  vel  Judicium  exercere.  Item  quod  qulDbet  episcopomm  Theo- 
lie  secnUrem  ofSciatum  in  suis  civitatibus,  oppidis  et  tüUs habere  tenetur,  ut  iudicet 
o  sut  et  duas  partes  compositioniH  et  eatisfactiünis  speolantes  ad  episcopum  loco 
iuB  pro  parte  eua  recipiat,  et  fertiam  babeat  adrocatus."  Vgl.  überhaupt  noch  die 
69.  nota  3.  u.  4.  angef.  Reichsgesetze.  Siehe  auch  O.  Stobbe.  Die>  OerichtsT«'- 
sung  de»  Bachsenspiegels  in  Zeitschr.  f.  Deutsch.  Eecht  XV.  (1855)  S.  82—124. 


§.  112. 

2.  Die  ätadtg^chte.') 

I.  Alle  bischSflichen  nnd  Eeichsstädte  waren  von  Tomherem  von  der  Grafen 
gencbtsbarkeit  in  der  Art  be&eit,  daas  fOr  sie  eigene  Richter  in  den  Städ 
teil  bestellt  waren;  dasselbe  fand  auch  gleich  anfänglich  in  den  Territorial 
«tädten  Platz.  Die  Entwicklung  der  Verhältniase  in  den  Städten  brachte  mi 
sich,  dasa  der  Q^ensatz  der  Gerichte  iUier  Freie  und  Nichtfreie  allmälij 
fortfiel  and  die  Terechiedenen  Gerichte  sich  tod  einander  nur  durch  die  Per 
son  des  Richters,  der  Beisitzer  und  den  Umfang  der  ihnen  zugewiesenen  Sa 
eben  unterschieden. 

n.  Unter  Königsbann  *)  richtete  während  der  ersten  HäUte  des  Hittfilalt«r 
der  AdTOcatus,  Togt,  in  den  Reichsstädten  der  Burggraf;  im  Einzehiei 
kommen  Terechicdene  Namen  vor.  Oft  gab  es  einen  höheren  und  niedere] 
Vogt.  In  manchen  Territorien  übte  auch  der  Centenarius,  Qograf  i 
gewissen  Sachen  die  Gerichtsbarkeit  aus.  Daneben  gab  es  für  bestimmte  Klasse 
(die  Hörigen  des  Bischofs,  des  Ijandesherm)  eigne  Vögte,  sowie  auch  dieStad 
selbst  für  gewisse  Dinge  Richter  bestellte  und  die  städtischen  Obrigkeite 
direkt  eine  Gerichtsbarkeit  handhabten.  Während  sich  in  den  Reichsstädte 
die  Belebnung  des  Bannes  durch  den  Kaiser  noch  bis  zum  Ausgange  de 
Mttelalters  dort  erhielt,  wo  die  Stadt  selbst  die  Toglei  nicht  an  sich  gebracl; 
hatte,  fand  in  den  übrigen  mit  der  (§.  111)  geschilderten  Entwicklung  nac 
und  nach  nur  die  Ertheilung  des  Bannes  durch  den  Landesherm  statt.  Abc 
anch  das  fiel  allmälig  zusammen  mit  der  Bestellung  zum  Richter  überhaupt. ' 

')  YgL  g.  47.  n.  1.,  §.  80.  n.  Sl. 

*)  Sehr  intereSHant  sind  die  Bestimmnngen  des  ältesten  Soe«ter  Stadtrechta  von  1 1 20  ( 
bei  Seibertz  n.  42,  von  Hedebaoh  Ton  1165  das.  n.  55.  Im  letztem  ist  de 
Städtern  das  Beoht  gegeben,  fOr  gewisse  kleinere  Vergehen  selbst  Richter  zu  wähle: 
FQr  die  spStare  Zeit  die  Articuü  de  juribna  CivitatiB  Medebacensts  (Hedebaoh  ti 
Herzogtbum  Westfalen)  das.  n.  718  am  das  J.'1350.  Dieselben  lehren  die  genau 
Cumpeteoz  der  mannigfaltigen  landesherrlichen  nnd  städtischen  Richter;  ebenso  di 
alte  äoester  Schrae  toq  1350  das.  □.  719.  —  Wohl  am  ausgebildetaten  ist  dl 
Gerichtswesen  fast  von  allen  Stadtrecbten  in  dem  Ton  BrDnn,  dessen  Bestinunange 
besonders  aber  die  Stellung  des  Richters  (BSssler  8.  IST  f.)  und  der  Jniati  (das.  S.  18! 
sehr  lehrreich  sind.  Zur  Vergleichung  dienen  auch  die  flandriaohen  Verhältnisse  i 
Warnkönig  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Tübingen  1835,  36,  43,  3Bd 

")  Auf  zweierlei  ist  hier  noch  aufmerksam  zu  maoheu.  Erstens  gab  es  in  de 
Harkgrafscbaften  keinen  KSnigsbann.  Dies  bekundet  Sachsp.  n.  12.  g. 
m.  64.  g.  7.  m.  65.  g.  1.  Hiermit  h&ngt  zusammen  die  besondere  OerichtsTerfassun: 
welche  der  Sachsenspiegel  für  die  Mark  Brandenburg  beschreibt.  Vergleicl 
Homejer  Saohsp.  I.  Register  S.  353.,  Richtsteig  Landr.  S.  510  ff.  Die  natOrlicI 
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§.  113. 
1.  Lehnagerichte,')  Ministerialengerichte. 

I.  Der  Taaall   stand   nnter  der   Gericbtabarkeit  des   dominus  feudi   ohne 
ckaicht  darauf,   ob   er  frei  oder  nicht  ganz   frei  war,   in  allen  das  Lehen 


ge  war,  daw  die  Gtiedenmg  der  Gerichte  nach  den  SKtnden,  die  Beratung  an  den 
oig  in  der  Weise  wie  in  andern  Territorien  nicht  stattfand  und  die  Verleihung  dta 
hteramtes  nur  vom  Markgrafen  ausging.  Für  Brandenbui^  sind  alle  diese  Ponkts 
ser  Zweifel  durch  den  Sachsenspiegel,  dessen  Darstellung  andre  Quellen  bestätigen. 
;  0 esterreich  galt  aber  ganz  dasselbe.  Darauf  bat  meinte  Wissens  zneist  Qaupp 
dtrechte  II.  8.  208  ff.  au&nerksam  gemacht  Er  leitet  es,  da  er  auch  das  privi- 
ium  majns  ni<^t  anerkennt ,  daraus  mit  Recht  ab ,  dasB  man  dem  erbUchen  Herzc^- 
me  offenbar  nicht  weniger  habe  lassen  wollen,  als  die  Mark  gehabt  habe.  Es  ist 
i  aber  in  der  Tliat  die  Darstellung  des  Sachsenspiegels  eine  allgemeine,  die  anf 
e  Mark  passL  Uebrigens  folgt  es  auch  direot  ans  dem  Privilegium  minus  (im  g.  ÜB. 
IS.),  wenn  gesagt  ist,  „ut  nnlla  persona  .  .  in  ejosdem  ducatus  regimine  sine  ducis 
nsensu  Tel  permisBione  aliquam  jueticiam  presumat  eiercere."  Durch  diese 
lere  Selbstständigkeit  von  Oesterreich  und  Brandenburg  erklärt  sich,  dase  in  diesen 
idem  früh  eine  viel  grSesere  Selbstständigkeit  in  Betreff  der  Justiz  eintreten  konnte, 
der  That  ist  auch  in  keinem  Rechte  innerhalb   des  Herzogthums  vom  ESnigebaune 

Rede.  Zweitens  ist  jn  den  LBndern  der  Krone  Böhmens  von  einem 
nne  des  deutschen  ESnigs  keine  Spur.     Dies  beruht   darauf,    dass  Böhmen 

Mahren  und  Schlesien,  trotz  der  Verbindung  mit  demReiche,  in  allen  innem  An- 
igenheiten  durchaus    selbstständig   und   somit  von  der  Einwirkung  des  Kaiser«  wie 

Reichstages  gänzlich  unabhängig  dastand.  Die  goldne  Bulle  Karl's  JV.  erkliit 
1  für  ein  dem  Königreiche  Böhmen  vom  Reiche  ertheiltes  Privileg.  Bulla  aurea  anni 
S  cap.  VHI.  „De  Begis  Boemie  et  Regnicolarum  ejus  immunitate.  Cum  per 
'OS  Romanornm  Imperatorce  et  Reges,  predecessores  uostros  Illnstribus 
emie  Regibus,  pri^enitoribae  et  predecessoribus  nostris,  nee  nonRegjio  Boemie 
LsdemqueRegni  Corone  olim  conceBBUtn  fuerlt  ^aclOBiuB  et  Indultunii 
ue  in  Regne  eodem  ik  tempore,  cuius  contrarti  hodie  non  eiistit  memoria,  conauetudine 
iabili  inconvulse  servata,  diutumitate  temporum  et  prescripta  moribus  vtencinm  sine 
tradiccionis  ant  inlerrnpcionis  obstaculo  introdnctnm:  quod  nuliua  Frinceps,  Baro, 
)ilis,  Miles,  Cliens,  Bni^ensis,  Ctuis,  nulla  denique  persona  eiusdem  R^ni,  et 
^nenoiarum  eius  vbicunque  oonsiBtencium,  culuscunque  Status,  dignitatis,  preemi- 
de  vel   condicienis   esistat,  ad  culuscunque  actoris  instanciam  extra  regnum  ipsom, 

quodounqne  tribunal ,  seu  alterius ,  preterquam  Begis  Boemie  et  iudioum  Regalis 
ie  sue  iudicinm  citari  potnerit  siue  trahi  ncc  vooari  debeat,  perpetuis  in  antea  tem- 
ibue,  sine  possit.  Ideoque  JPriuil^ium,  consuetudinem,  «t  indultnm  hulusmodi  auc- 
late  ImpenaU ,  et  de  ImperiaUs  poteetatis  ptenitudine ,  ex  certa  scieocia  innouantes, 
iciam  conänniuites,  ac  presenü  nostta  constitutione  Imperiali  perpetuis  temporibua 
hira  statuimus,  ut  si  contra  Priuilegium,  consuetudinem  vel  indultum  prefatum, 
ipiam  predictorum,  puta  Frinceps,  Baro,   Nobilis,  Hiles,   Cliens,   Ciuis,  Burgeneis, 
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aber  gegfio  den  Heim  «ob  dem  LehiuTerbande  (z.  B.  vegen  Terweigenuif^ 
dea  LehuB,  ungwecht«?  Entziehung  u.  dgl.)  oder  hatte  der  Beir  Fordenuigeii 
an  den  Hiuin  oder  beschnldigte  ihn  eines  Verbrechens  gegen  die  Lebiuttene, 
ao  saas  zd  Gericht  ein  Stellyertreter  des  Herrn.  In  andern  tda  Lehnasachen 
behielt  aber  der  freie  Taaall  den  geiröhnUchen  Oerichtsatand  bei.")  Diu 
iit  bis  zum  Ausgange  des  15.  Jahrhonderta  im  Allgemeinen  ausser  Zweifel. 
n.  Ganz  ähnlich  findet  sich  mit  der  Anabildang  der  SGnisterialität  f&r  die 
Ministerialen  und  die  auf  deren  Stellung  bezüglichen  Terhältnisse  ein  beaoa- 
deres  Dienetmannengericht  unter  dem  Yoraitze  des  Herrn  oder  seinea  Stell- 
vertreters  (Landmarachall).    Diea  beaondere  Gericht  hatten  jedoch  die  Hini- 


n  benefioimn  tenekt,  doneo  ipse  onin  suo  seniore  et  patibns  ante  noatraLia 
pcaeaeatiaiii  vomant.  Sentar  autem  aut  miles  qui  oulpator,  qid  ad  noe  Tenire  decre- 
Terit,  »ex  hebdomadas  antequam  iter  indpiat,  ei  cum  quo  UtigaTerit  innoteecat.  Hoc 
aateni  de  mBioribua  walTOBeoribug  obseFretur.  De  minoribuB  vero  in  r^^o  'ant  aale 
seniarM  aut  ante  nottmui  nuBSiUD  eonun  oansa  fiuiatnr."  Heinr.  DI.  const.  de  beaet. 
«mitt.  ib.  p.  43.  Frid.  I.  const  de  jure  feudoi.  a.  1168  ib.  p.  114.  ,,.  .  Proierea 
ei  de  feudo  izitei  duoe  laealloe  coatroveroia  sit,  domini  ait  cognitio,  et  per  eam  con- 
kOT«TBia  teiBiinetiir.  8i  vwo  inter  dominum  et  vasallnm  lisoriatur,  per  pareacnriae  a 
dtnnlno  aib  debito  fld^tatis  coi^uratoB  t«Tiiiiii«tur.<'  Heinr.  YI.  Beut  de  dtaoii»«  | 
at^ier  feoda  a.  1196  ib.  p.  199:  „Quia  queetio  apud  vos  fuit,  qnod  dilectuBa noeter 
Johannes  TrerMdoua  aiehiepiBcopuB  haminea  auos  auper  feodo  ad  ius  per  14  diea  d«- 
bebat  TDOMe,  qnidam  afSimabaut  per  aei:  aeptimanaa  per  temam  Tocaüonem;  cuiie 
Boatce  diDtarit  sententia,  qnod  idem  arohiepiscoptiB  hominea  auoa  snper  feodo  ad  14 
dies  lantura  per  teroam  Tooacicmem  Tel  ad  sex  Beptimanas  peremtorie  teneatur  citare.* 
EJDsd.  Beut  de  t««tibus  jure  feodali  a.  1195  ibidem.  ,DileotuB  noBt»r  RodoUiis  aanet« 
YerdenaiB  eooleeie  episoopua  in  curia  uostra  sententiam  requisivit,  ai  aliqnis  homo  ama 
qoi  nnUum  ab  eo  lenet  beneficium,  possit  homini  aoo  ab  eo  inbeueficiato  in  faodali 
causa  teetimoaiimi  ferre;  et  item,  ai  miniaterialia  eoolesie  qoj  nullum  tenet  benefiöom 
ab  eo ,  Taleat  ferro  teatimonimn  ministeriali  beneficiato  in  iure  feodali.  Super  boc  itaqne 
data  eBt  seatentia,  et  a  fidelibua  imperii,  tarn  liberis  quam  miniaterialibua  approbata, 
quod  nao  über  nee  miniBteriaÜB ,  qui  non  habet  benefioium  a  domino,  debeat  ferre 
teatimouium  pro  beneficiato  in  causa  fsodali  contra  benefidatum  Tel  contra  dominum.'' 
—  Confced.  com  princ.  eccles.  Frid.  ü.  n.  5.  Frid.  II.  eent  de  variis  casibus  jori« 
feodalia  (§.SS.  n.  7.).  Const  pac.  Frid.  IL  a.  123»  §.  11.  Adolfi  reg.  Beut  a.  129i 
ib.  p.  462.  ,NoB  Adolphua  D.  g.  Rom.  res  aeraper  aug.,  ad  univeraorum  notitiam  to- 
lumns  perrenire,  qnod  anno  Domini  I2Sä  teitia  feiia  poat  diem  annuntiationiB  beale 
Marie  -rirginia  nobis  apud  Oppenheim  pro  tribnnali  aedeutibna,  per  aeoteDlJam  eat  ob- 
tentum,  quod  domions  aliquorum  fendonun  inrasue  boBtiUter  a  Tassallo  Tel  feodatario 
antequam  feoda  reportet  ad  manos  domini,  prefixo  die  et  loco  inTaaori  in  preeenüa 
oomporium  et  convaasaUomm  auorum,  stabit  ccntentua  —  aententia  quam  ü  anper  iu- 
Taaioue  huiuamodi  duzerint  prcferendam ,  presentiuia  teatiinoiiio  litterarum. "  Die  ge- 
naueren VerhSltniese  zeigen  die  Lehnrechtsbüclier  dea  Saciiaen-  u.  Schwabenapiegels, 
die  hbri  feudorum  u.  das  System  des  Lehnr.  von  Homeyer. 
*)  DsH  zeigen  z.  B.  die  §.  111.  n.  7.  augeführteu  Urkunden. 


LahüBgericht 

Bterialen,  aeitdem  sie  i 
und  einen  Stand  bildet 
oder  peinliehen  Klagen 
der  Freien  hatten.*) 

in.  Beide  Arten  y( 
Jos  catiae  fendali 
(§.  83.)  and  gegenüber 
bildeten,  desto  mehr 
laufe  des  15.  Jahrhun 
und  bilden  das  unter  d 
fiieÜTertreter  tagende  I 
liehen  Landbewohnern 
Adel,  in  allen  Civil-  u 


I.  Für  die  auf  de 
Freien,  sitzendes  aus  ' 
peradnlich  abhängige 
die  nicht  die  gewöhnlicl 
war,  befindlichen  Fers 
nach  der  Beschaffenhei 
Hofsprachen,  Hyenspra 


0  An&chlugs  geben  di 
')  Vgl.  §.  54  —  56.,  8 
")  Für  diese  Verhältai 
TerhSltnJsse  im  Einzelnen 
fODEöbi  T.  1186  (Beib< 
bei  Soest  FriTÜegien,  in 
Comite  qid  vrigreve  d 
■dTocati  esse  possont  et 
haDo  contvierit,  habens  | 
sbtqne  mundiburdo  infn 
D.  311.)  entsagt  der  V<^ 
Tecbten  auf  Hßfe  eioes  St 
dicium  qnod  Kauenigei 
worin  der  Kobilis  domini 
einen  Hof  verkauft  Es 
JDOstri  omni  iuri,    si  qnod 


114  Oeech.  d.  GerichtsweaeitB.  I.  Kap.  §.  114.  §.  115. 

IL  Den  Torsitz  fOhrte  der  Herr  selbst,  geirSimlich  aber  der  mit  der  Ye^ 
raltnng  des  Hofes  betraute  Yillicaa  oder  der  AdToeatne,  PraepositOB 
n,  B.  yr.  Gerichtet  wurde  hier  über  alle  auf  das  HofverhSltniBB  bezüglichen 
lachen:  Dienste,  Zinses,  Abgaben  u.  dgl.,  femer  die  RechtSTerMltnisse  der 
lofeslente:  Erbrecht,  Gfiterrecht  der  Eheleute,  TerkSufe  u.  s.  w.,  sowie  Qber 
lie  kleineren  Tergehen.  Die  an  Leib  und  Leben  gehenden  Verbrechen  waren 
lingegen  meistens  den  (ordentUcben)  höheren  Richtern  rorbehalten. 

TU.  Innerhalb  der  H5fe  und  in  den  Dörfern  gab  es  ausserdem  fOr  eine 
lenge  von  örtlichen  Verhältnissen  noch  eine  Anzahl  verschiedener  Gerichte.*) 


B.  Die  königlichen  Gerichte. 

§.  115. 
I.   Die  kaJBerlichen  Landgerichte.') 

In  den  dem  Reiche  gebliebenen  Gebieten  war  der  Reichsvogt,  Landvogt,  Land- 
ichter   mit  Handhabnng   der  Gerichtsbarkeit  betraat,   die  er  mit  HOlfe  von 


it  casaiÜB  dictanun  casanim  :]ni  pro  tempore  fuerint  necnon  in  presidentia  juiisdictio- 
lis,  que  Tnlgsriter  ConingcBban  dicitnr,  infra  septs  ejtudem  cnrtiB  conpetere  videbabir, 
>  quibos  ommbns  et  ungulis,  necnon  ah  omni  alio  onere  advocaflcio  dictas  cnrtem  et 
issas  TiUicum  qnoque  et  casarioB  eanindem  in  perpetuum  reddimns  et  recognoscinitu 
[beroa  et  exemptas,  ita  videlicet,  quod  dicti  .  .  prepoeitos,  capitulum,  deinceps  cum 
psis  libere  anam,  sicut  ante  motam  litem,  disponere  potuenint  Toluntatem  et  ntUitatem 
lostra  contradictione  non  obstante.  Judicio  tarnen  quod  vulgariter  hyennprake  dicitnr 
nfra  eepta  elnsdem  curtis  eo  modo,  prout  hoc  hactenos  fieri  DOnsaerit  ima  cum  officiato 
)repositi  meacbedensis,  sine  tarnen  prejudicio  villici  conanetia  temporibna  poterimag 
iTBaidere ,  a^jechun  est  tarnen ,  quod  dicti  .  .  prepoaitua ,  decanuB  et  capitulum ,  ad 
trbitrinm  dictopim  comitnm  nobis  et  heredibuB  noatris  nnam  particulam  aree  cartia 
»redicte,  aeptem  antiqnam  in  tantnm  atrahendo  dabont  et  assignabunt  pro  nobia  ad 
presidendum  dicto  jndicio,  extra  Septem  tarnen  cortie  sufBdant  conpetenter.  In  qnü 
juidem  paiücnla,  ai  judicio  presideriinna  dicti  Tillicna  et  caaarü,  qni  pro  tempore 
nennt  ad  ipsum  Judicium  per  nos  citari  eeu  erocari  nee  in  ipso  stare  juri  Tel  com- 
;iarere  non  tenebuntor,  nee  debebuntniai  ad  instantiam  dictorom  .  .  prepoaiti  Tel  capi- 
nli,  ad  ipanm  judiciam  evocandi  fuerint  pro  suis  exceaaibna  sive  cnlpia  et  extnnc  emenda 
ezceesunm  ai  qua  inciderint  vel  preatare  debebnnt,  non  apud  noa  vel  judicem  nostrom, 
jed  apud  prepositum  dicte  ecclede  permanebit,  nee  per  dos  Tel  heredes  nostroB  io 
iicto  jndicio  Tel  extra  debebunt  in  aliquo  aggraTarL" 

■)  TgL  Walter  R.  O.  §.  606.  fg. 

')  VgL  §.  70.  —  Bericht  Ton  der  kais.  u.  Reicbs-Vogtey  in  Schwaben,  wie 
auch  dem  kiüs.  Landgericht  auf  Leutkircher  Haid,  Lindau  1755  —  59,  2  The.  foL 
StrnTÜ   Corpus  juris  pnbbci   Imp.  nostri  Rom.-Oenn.  cet   Ed.  3.   Jenae  I7SS.   *• 
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BeidiMohiiltheisBeii  and  BeichBmmuteriiüeii  ab  Vnterbeamten  ausübte.  Hit 
den  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  Yermindernngen  der  ReiohsvogteieD  gab 
es  nur  noch  einige  solcher  Landgerichte.  ^  Der  Landrichter  wurde  Tom  Kaiser 
bestellt,  richtete  unter  ESnigsbann  über  alle  Eingesessenen  des  Oehieta.  Uebri- 
gKm  verwies  der  Kaiser  während  des  ganzen  Mittelalters  an  ihn  gelangte  Be- 
rufungen zur  Entscheidung  an  diese  Gerichte,  wie  auch  die  Landgerichte 
selbst  Klagen  aus  andern  TheÜen  des  Reichs  annahmen.')  Dies  fiihrte  schon 
im  15.  ITahrhimdert  dazu,  von  Rcichswegen  ihre  Oerichtsbarkeit  anf  den 
Sprengel  selbst  zu  beschränken,')  hatte  jedoch  nicht  den  erwOnschten  Krfolg. 
Denn  noch  in  der  spätem  Zeit  haben  wiederholte  Beschwerden  gegen  die 
ioieerlichen  Landgerichte  stattgeAmden,  welche  eine  Gerichtsbarkeit  für  solche 
Territorien  behaupteten,  deren  Inhabern  kein  privile^nm  de  non  evocando 
ertheilt  war.  Li  Folge  der  Bestimmungen  der  spätem  Reichsgesetze  und  der 
nnansfuhrbarkeit  der  Urtheile  wegen  des  Widerstandes  der  Stände  war  ihre 
Wirksamkeit  als  wahre  Obergerichte  allmälig  eine  sehr  unbedeutende.  Qleichwohl 
bildeten  sie  einen  steten  Gegenstand  der  Beschwerde, ")  Noch  der  letzte  Kaisei 


Cap.  XXT.  §.  LSV— LXXVn  (paft  982—990),  der  ihre  Geschichte,  TerfiiBSung, 
Competenz  und  damaligen  Bestand  angiebt.    Moser  Teutsche  Juetizverf.  II.  93S — 1020. 

*)  Dos  Hofgericbt  zn  Rotweil,  die  ksie.  Landgerichte  in  Bobwaben 
unter  denen  besonders  das  anf  der  Leutkircher  Heide  herrorragt,  kais.  Land- 
geriebt  in  Ober-  u.  Hiederscbwaben ,  in  Nürnberg,  kais.  Landgericht  de»  Herzog- 
thnms  Franken  zu  Würzbnrg,  im  ElsasB  (Hagenau),  ferner  kais.  Landrichter  in 
iJtorf,  Auerbach,  Eger,  FleiBsen  u.  s.  w. 

')  Dies  hob  für  die  kurfüratlicben  Territorien  auf  die  Bulla  auraa  c.  XL  g.  4. 

']  R.A.  zu  NOrabeig  t.  USS  nom.  2.  §.  2.  (Nene  SammL  L  8.  161.):  ,Item  uff  daj 
iaee  alle  Gerichte  und  Urteil  die  daran  gesprochen  werden ,  deste  wirdioUcber  gehalten 
und  folliclicber  ingebroht  werden ,  ist  gerotalaget  worden,  does  kein  Lantgericbte,  Zeat, 
Stat,  oder  Dorfgerichte,  ferrer  richten  sülle,  dann  desselben  Lant  FOnten,  oder  Herreo 
2ent,  Stat  oder  Dorffes,  FOcstentam,  Herrachafit,  Marok,  Oemäreka  oder  Qrenitz  b«- 
griffet,  und  daes  Je  eigentliche  gelutert  and  bezeichnet  werde,  wie  wit  und  ferro  di< 
Lantgericbte  griffen  und  richten  aOilen ,  nemmelich  Fraukeu ,  Nüienberg  und  BotwU 
und  obe  jemand  filmeme,  dass  ime  Oerichtes  und  Rechtes  versaget,  oder  geweigen 
»erde,  der  sol  und  mag  danimbe  Tor  desselben  Qerichtea  do  ime  recht  versaget  wor 
•lea  ist,  nechst  Obergericht  und  nicht  anders  Zufiucht  haben,  and  was  darflber,  odei 
do  witer  besehen,  soll  alles  vernichtet  sieo,  und  der  Richter  i  Mai^k  Goldes  TerfaUei 
eien,  und  nach  der  dirtten  manunge  des  Qeriohtee  fellig  sieu,  and  aller  Gnaden  un^ 
Fijheit  elc" 

')  R.A.  V.  E««enBb.  1641  §.  98.  (NeueSammLin  8.  566.);  L  P.  0.  art.  V.  §.  38 
,Deniqae  cum  etiam  de  abolendis  curia  Imperiali  Rotwilae,  judiciis  proiindalibni 
Soeviae  et  alns  binc  iede  per  Imperium  baotenns  nsitalu,  mentio  injecta  fderiC,  resqni 
baec  gravioris  visa  sit  momenti ,  de  hjs  qaoque  nlterior  deliberatio  ad  pronma  Comitii 


LS  Qesdi.  d.  Oerichtsweaen«.  L  Kap.  g.  116. 

irepraoh  ihre  Abstellung  in  reifliche  Erwägung  zu  ziehen   und  dem  Reicho 
irüber  eine  Torlage  zn  machen.^ 

2.  Die  weatfUiBchen  Tehmgerichte.*) 


L  Bei  dem  Uefaergange  aus  der  karolingischen  Zeit  ins  Mittelalter  hatto 
3h  in  Westfalen  die  alte  karolingiBche  Gemeinde-  und  GerichtSTeifassung  er- 
ilten.  Hierzu  tmg  vor  Allem  der  freie,  unabhängige  Sinn  der  Bewohner 
id  deren  Liebe  zum  Alten  bei.  Dazu  kam,  dass  viele  königliche  Güter  ge- 
ieben  waren,  dass  es  nur  geistliche  sehr  wenige  weltliche  Grosse  gabj  die 
eisten  Geistlichen  (Aebte,  Frohste)  aber  kein  grosses  zur  Landesherrlichkeit 
hrendes  Besitzthum  hatten.  Ganz  besonders  wirkte  aber  für  die  Beibehal- 
ng  unmittelbarer  Beziehungen  zum  Reiche  die  Oberherrschaft  der  Sachsen- 
trzoge  und  der  Erwerb  der  EaiserwQrde  durch  dieselben.')  Nach  der 
uflösuig  des  alten  Sachscnherzogthums  blieb  durch  die  Belehnung  des  Erzbi- 
hofs  von  Köln  mit  dem  Herzogthume  von  Westfalen  und  Engem  eine  Ober- 
twalt,  welche  sich  bis  in  die  spätere  Zeit  nicht  blos  dadurch  als  wirksam 
ligte,  dass  selbst  die  zu  vollen  Landesherm  gewordenen  Grafen  vom  Herzoge 
ahen  nahmen,^  sondern  dass  selbst  wirkliche  FOraten,')  Dynasten,  Grafen 
ui  Städte  die  Hoheit  des  Herzogs  fortwährend  anerkannten. 


■)  Wahlkiqiit  art.  XTOI.  Beicheat&dtische  Honita  zum  Project  der  perpetnirL 
sÜkapit  ort  XVUI  (das.  IT.  S.  2S4.).    Wahlkapit.  E.  Franz  IL  ort.  XVIIL  g.  S  ff. 

*)  Literatur.  Die  Monograpbieen  sowie  die  Stellen  in  aonstigen  Werken  giebt 
nau  an  C.  6.  v.  Wfiohter  BeitrSge  zur  deutschen  äeschiohte,  insbeeondere  zur 
äsohiohte  des  Deutoch.  Strafreohts,  TObing.  1846.  8.  113—117.,  der  seßwt  S.  3—38. 
ler  sie  handelt.  Walter  R.Ö.  §.  585  —  591.,  Zöpfl  R.G.  8.  978  ff.  P.  Wi- 
ind  WetzUr'sche  Baiträge,  Wetzlar  1840.,  3  The.  (an  mehren  Btellen)  ist  von 
'achter  TergeBsen.  Desselben  Denkwflrdigk.  des  Archivs  des  Reichs-Eammec- 
mchts  liafem  noch  weitere  Beiträge.  E.  Th.Ganpp  Von  Fehmgeriohteu  mitbeson- 
iter  BOoksicbt  auf  Sohleeien,  Breslau  1857.  Ton  altem  Weisen  sei  nur  genannt: 
ürl  PhiL  Kopp  üeber  die  Verikssong  der  heimHohen  Gerichte  in  Westphalen, 
llendet  o.  herausgeg.  von  ülr.  Fried.  Kopp,  GStdiig.  1794.  (von  S.  3G9.  bis  zum 
ihluBS  Uifamden),  PanI  Wigand  Das  Femgericht  Westpbalens,  ans  den  Quellen 
irgest  Hamm  1823.,  Eichhorn  R.G.  m.  8.  167—223. 

Quellen.  HierQber  handelt  genau  Wächter  a.  a.  0.  8.  117—144.  Sie  ränd; 
ehmreohtsbflohbr,  s.  g.  Reformationen  der  Tehmgeriohte,  Weisthümer 
id  Urkunden  über  gerichtliche  Akte. 

')  TgL  g.  6B.  uota  3.  5.  Gerade  derselbe  Umstand  hat  auch  ohne  Zweifel  dazu 
ligetragen,  dass  in  Schwaben  und  Franken  so  viele  reichammiittelbare  Gebiete  n.  a. 
itBtanden. 

")  SodervonArnsberg.  Vgl  g.  77.nota6.  Urk.v.  1368.  DamdieUrk.  §.  76.ii.  12. 


Oeschiohte  der  westfiUiechen  Yehmgerichte. 

n.  Diese  Stellmig  der  Erzbischöfe  TonESIn  sie  ßnnlicher  Oroesht 
Ton  "Westfalen  (smnmi  duces)  auch  Aber  den  mit  den  berzo 
Kechten  bekleideten  LandeBherm  hatte  zur  Folge,  das«,  nacbdem  sieb 
väits  überall  die  yolle  Erblicbkeit  der  Orafengewalt  rollzogen  batte,  dii 
Eönigsbann  dingenden  Richter  in  Westfalen,  denen  der  Erzbiscbof  als  gei 
Ffirst  den  Blatbann  nicbt  aelbat  leiben  konnte,  diesen  aucb  in  dei 
ritorien  der  veltlioben  westfäliscben  Laudesberrn  nicbt,   ^ 


>)  In  <ler  Urk.  von  1291  bei  Seiberts  n.  43S  wird  der  Erzbigohot  anac 
Bischof  von  Paderborn  nnd  dem  Grafen  von  Arnsberg  zur  Sohlichtm 
Streites  mit  "Worten  (siehe  dieselben  g.  76.  n.  14.),  die  gor  keinen  Zweifel 
Die  Urk.  im  §.  76.  n.  12.,  welche  dem  Grafen  von  Amsbeif^  den  „duoa 
seinem  Territoiimn  Eoeprioht,  anerkennt  gleichzeitig  den  „summus  das  yf< 
liae."  Tgl.  auch  die  U*.  v.  1368  im  g.  77.  n.  e.  In  dem  Vertrage  de«  Er» 
mit  dem  Bisobofe  von  PaderbomT.  1294  beiSeibertzn.450.  ist  wiederholt  diel 
dem  dncatuB  des  eietam.  Bezeichnend  ist  folgende  8teUe :  ,Item  onmEpiscopni 
bumensis  qaasdam  nouas  municiones  apud  Bnrcholte  et  alibi  in  aoa  di( 
Tarios  insultos  inimicorum  pro  conseniacione  nberiori  bononuu  ecolesie  eue  im 
minos  Dncatns  Weetfalie  (absqne)  licenüa et connivencia Archiepiscopi Co! 
Dacis  W^tphalie  fecerit  erexerit  et  oonabroxerit  pro  qnarum  demolioion 
EpiBoopns  et  eccieeia  sna  ab  eodem  Archiepiscopo  tanquam  a  dnee  sepins  : 
Tequiaiti.  Didmns  et  ordinamus  pro  conunodo  pacis  quod  Episcopna  et 
iia  Paderbnrnensis  infra  annnm  continunm  et  inmediate  sequentem  hi 
Uaniciones  nouas  es  gratia  Arcbiepiscopi  teuere  poterunt  sie  oons 
Den  ducatus  desselben  erkennt  weiter  an  der  Vertrag  swiachen  dem  Eni 
Bischöfe  von  Uünster,  Grafen  von  der  Mark,  und  mehren  St&dten  von  129S  1 
bertz  n.  473.  —  Wie  sehr  dieHerzSge.  ihre  Beobte  noch  in  spfitererZeit  hani 
beweisen  die  Besehwerden  des  Grafen  von  Arnsberg  gegen  den  Erzbiscbof 
Kaiser  aus  der  Zeit  Tonl297— 1303  beiSeibertz  n.  471.  Die  mehrerw&hnte  I 
bung  des  westphalisohen  Marschallamtes  (§.  79.  n.  3.)  bei  Seibertz  n.  4B4.  bi 
die  Gericbtabarkeit  des  BrzbiS4^o&  also:  „Judioia  et  jura  Daoia  Weetp 
Item  nota  qnod  Archiepiscopus  habet  in  vuinerao  per  totam  Westpholiam  bec 
Qograniatna  qne  sunt  SM  videlicet  in  Heruorde  Buden  Oeeeke  Emethe  Gogi 
Tpper  Hare,  item  in  Brylon,  item  Hedebeke,  item  in  Sosato;  item  in  Werle, 
Menden,  fitem  in  Bwelme  item  in  Rekelinchusen.  Heo  jndicia  in  medietate  sni 
episcopi  et  jadices  ipse  Tel  suns  maiacalonB  in  eis  instituit  pro  soa  voluutate. 
Archiepiscopus  habet  Comitatus  hos,  qui  dicimtur  Vrjgrascbap,  in  Kuden  See: 
neu  in  Medebeke;  et  isli  judices  dicti  Vrjgreven  auoteritatem  jodioandi  inm 
Bege  recipiunt  et  idem  seniatur  in  omnibus  comitatibus  oonsimilibus.  —  Et  sin 
omnes  Qograuü  per  totam  Westphaliam  cujuscunqne  fuerint  non  debent  jndic 
sactoritate  per  gladium  a  Ihic«  recepta.  Hodo  qoiUbet  üomes  talee  gograuios 
et  deetituit  et  judicant  sine  Duce  quod  facere  non  possunt  et  infringunt  jus  jn 
Item  Judicium  Oogranialua  attinons  Archiepiscopo  habet  Comes  de  Amsbei^  in 
vt  supra  dictum  est."  (lüeranf  folgen  die  Bestimmungen  über  den  Condu 
§.  78.  n,  6,).  Item  Dux  in  omni  loco  Duoatus  sni  potest  ponere 
sDam    et   indicare  et  nnihis  comparens  coram  judicio  suo  habet  aliam  seo 
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«Srts,  TOD  diesen,  sondern  Tom  Könige  direct  empHngen.*)  Aach 
■hdem  das  fBr  die  directe  Ertheilung  des  Blntbanites  bestandene  kirchlidie 
idemisB  gefallen  war,  fand  noch  eine  geranme  Zeit  die  Eräieilnng  des 
inea  durch  den  König  selbst  statt. 

DL  So  hatten  sich  in  Westfalen  unter  diesen  gönstigen  UmBtänden 
h  allenthalben  zahlreiche  Freie  dadurch  erhalten,  dass  sie  im  Besitze  dei 
in  Gerichtsstandes  tot  des  wirklichen  alten  Grafengeiichten  blieben  und  m 
sen  dieselben  Rechte  übten,  welche  sie  schon  vor  den  Zeiten  Karls  be- 
aen  hatten.  °)  Hierdurch  hatten  im  Gegensatze  zu  andern  (>^^nden  neben 
1   landesherrlichen  Gerichten  —  den  Gangeiichten ,   Gograviatns  —  fSi 


iparandi  ooiem  eo,  quam  qnod  eo  jnre  qaod  didtnr  oppeeUctereclit  veniat  et  hx 
pter  deecriptum  judicsre.  —  Item  cum  cera  Ducis  per  totnm  Dnoatam  sduid 
jomqae  santentia  jam  ost  lata  de  aliqno  ad  mortem  poteet  condempaatuB  arrestui 
t  Duncio  jnrato  Dncis  Tel  miniBteriali  bdo  et  tenebitnr  aireBtatns  per  sex  septimaMB 
iteram  sex  si  Dax  est  presens,  si  est  Titra  alpes  in  semitio  imperatorie  duplicabitu 
I  tempiu  et  sit  iata  arrestatio  rt  cognoscat  Dax  de  eqnitate  Tel  inequitate." 
*)  Dafür  geben  die  §.  111.  n.  9  ff.,  wv/ie  frühere  nnd  noch  spStare  mit  Abeicht 
dft  west&lischen  QeBcbichte  entlehnte  Urkunden  den  qnelleDmSeeigen  Beveii 
weicht  diese  Erklärung  vom  Uraprange  der  Vehmgeriehte  von  allen  anderen  sb, 
aber  durch  ihre  qoellenmässige  Entwioklmig  wohl  ausser  Zweifel  gesetzt. 
')  Interessant  ist  die  Dota  3.  erwähnte  Uik.  von  1291,  also  lautend:  „Yenerabili  in 
risto  Patri  ao  donüno  sancte  Colonieusis  ecclesie  archiepiscopo,  Dnoi  Westfalie, 
Omnibus  quibus  hoc  scriptum  fuerit  eihibitom  Otto  Dei  gratia  paderbomensts  epi- 
puB  et  L.  comes  de  Ämeaberg  coguoscere  xeritatem  notum  vobia  facimus  quod  am 
qnadam  discordia  inier  nos  hino  et  inde  o^a  adeo  proceBsnm  fiiieset  quod  ex  et 
ine,  inoendia  et  hamicidia  fuiseent  aubeecuta,  tandem  forma  compositionif ,  int« 
<  ordinata  in  die  placiti  ad  hoc  assignata,  propositiun  Aiit  ex  parte  nostri 
lerbonensis  Epiac«pi  qnod  de  bniuBmodi  disoordia  inter  nos  habila  compoBition«m 
tarn  haberemos,  qnod  nos  Cornea  de  Amesberg  plane  neganimns,  Bnper  qua  caa- 
tione  a  qnibnsdam  dominis  militibus  et  famulis  oommnuibus  sententiatnm  fnit,  quod 
lum  sex  Tiris  jdoDeis  et  flde  d^nis  qui  TslgariteT  Sentbere  appellantnr  qui  con- 
ätioni  interfuissent,  dos  eplscopus  predietue  hninamodi  oompositionem  probare  pol- 
lUB,  jus  pro  nobis  ease  deberet  et  compositio  inniolabiliter  obseruari.  qnidam  Tero 
idictam  sententiam  reprobabant,  aaserentea  qnod  non  Bolum  ab  ordinatoribne  eom- 
litionis  nnjus  partie  tantum  sod  utriusque  partis  bninsmodi  compositionis  probatio 
leret  fleri  ipso  jure.  Snper  isto  qnestionis  casu  nos  epiacopue  et  oomes  predicü, 
I  qnoque  de  marca,  de  Swalenberg,  de  Waldegge  Comites  et  Otto  Cornea  deEwer- 
ae  maresoalcuB  Westialie  Albartoa  de  Amelnngeaaen,  Ecbertns  dictue  8pege\ 
de  Ense  et  Oldriens  de  Heldene  militea  qui  bninsmodi  traotatuJ  interfuimus ,  TeetTBin 
oretianem  oonsulimps  et  rogamus  qnod  nobis  pro  communi  nosira  TtJlitate,  cum 
fioii  Teatri  debilum  id  axlgat  rationa  duoatns  Teatri,  domiae  et  pater 
lerende  Coloniensis  Archiepisoope  Testram  sententiam  et  jus  dar«  et  docere 
;nemiDi  super  so,  alioqnin  huiusmodi  jus  et  sententiam  a  Serenissimo 
imanoram  rege  nos  requirere  oportebit." 
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die  kleinem  Sachen  und  Ober  die  nicht  schöffenbaren,  Bentbaren  Lent«,  imd 
leben  den TerschJedenen Arten  TOnEigengerichten,  Hofsprachenn.B.ir^ 
ih  alten  Grafengerichte  eich  mit  dem  Charakter  von  wirklichen 
Freigerichten,  Yrigrafschaft,  erhalten. 

IV.  Ln  Lanfe  der  Zeit  varen  in  Folge  Yon  Belehnongen  Beiteni  des 
BeichB*)  di«  meisten  dieser  Freigrafschaften ,  später  Freistühle  genannt, 
tn  LtmdeBherm,  Ritter,  geistliche  und  weltliche  Communitlten  gekommen  und 
lue  einige  dem  Erzbischafc  seibat  zur  Besetzung  geblieben.  Ihr  freier  Cha- 
rakter erhielt  sich  aber  in  Folge  der  geschilderten  Umstände  dadurch,  does 
entweder  der  Stnhlherr  in  Fersen ')  dem  Gerichte  voreass  oder  gleich  dem  E!rz- 
bischöfe  selbst  bis  ins  14.  Jahrhundert  dem  aus  der  Zahl  der  freien  Gerichfs- 
«Dgesessenen  oder  aus  sonstigen  Freien  des  Herzogthums  zu  ernennenden 
Fieigrafen  vom  Könige  den  Bann  musste  ertheilen  lassen.  Die  Oberhoheit 
des  Herzogs  zeigte  sich  darin  fortwährend,  dass  er  sowohl  von  der  Gerichts- 
barkeit der  Freigerichte  Exemtionsprivilegien ")  ertheilen ,  wie  auch  von  ihren 
Vitbeüen   eine  Art  Berufung   annehmen,   ein  Begnadigungsrecht^    aueüben 


*)  Das  si^  auedrüoklioh  die  §.  77.  n.  6.  abgedr.  Urk.  tod  1368.  Viele  Familien 
imd  Städte,  welche  Gra&chaften  liattan,  ergeben  die  bei  Seibertz  im  R^istei  zmn 
9.  Bande  unter  dem  Worte  Freigrafen,  Freigrafscbaften  dtirten  Udnmden. 

'l  Das  zeigt  sich  in  zahlreichen  Urkunden  bei  Seibertc,  von  denen  manche  be- 
reits tnitgetheilt  sind. 

')  Urk.  des  £rzb.  Eonrad  Tom  4.  Jan.  1351  fUr  die  Stadt  Brilon  bei  Beibertz 
i'  20$,  worin  es  beisat:  ,toh  et  TestroB  perpetuo  poeteros  de  nostri  coneensu  oapituli, 
ti  cnpimus  et  annnimiiB,  libertatis  praerogatiTa  gaudere,  quod  illud  ocoultum 
jndicium  quod  Tulgariter  Vehma  seu  Tridinoh  appellari  consneTit,  nnllo 
anquam  tempore,  contra  tos,  ant  e  Tobis  aliquem  infra  ipsum  debeat  opidum  eieroeri." 
t  Urk.  T.  4.  Dec  12S9  bei  Seibertz  n.  48S:  „Albertus  dei  gratia  Romanonun 
Eei  Bemper  Aagostus  .  .  UniuerBis  sacri  Homani  Imperij  fidelibus  et  precipue  Comi- 
tibu3  BarouibuB  et  mjlitibus  ceterisque  hominibaa  quibusounqne  in  Ducatu  WestEalie  el 
in  Jpaa  terra  "Westphalia  constitutis  od  quoe  preseotes  litl«re  peruenerint  Gratiam  suan 
«  omne  bonum.  Ex  parte  yenerabilis  Wicboldi  Colonieosis  ,  .  Arohiepisoopi  weatpha- 
ie  Dada  nostro  et  culmini  sapplicatum ,  .qnod  cum  ipse  ■  •  Archiepiscopns  snique  ante- 
t^Mres,  Archiepiscopi  Colouienses  westpbalie  Duces  qui  pro  tempore  fuerint  ratione 
^Dcatus  sai  Weetphalie  fuerint  in  posseesione  juris  nel  quasi  siue  conauetu- 
dine  a  tempore  cuius  memoria  non  existic  habuerunt,  tenuerant  et  possedenint  habeani 
leceane  et  possideont  in  ipso  Ducatu  Westphalie  pooifice  et  quiete  qnod  vbicunque  infra 
tmninos  dicti  Ducatus  Westpbalie  aliquis  homo  per  Judicium  quodcnnque  morti  adiu- 
ika,tats  eea  ex  quacunque  causa  vltimo  suppUcio  deputatus  per  ceram  ducis,  qui  impres- 
Bme  cere  ad  SigUlum  dicti  ■  .  ÄrcMepiacopi  fieri  assolet,  arrestatur  ipsius  dampnati 
Ku  ad  mortem  judicati  vtta  ad  sex  septimananun  spaoium  et  per  orrestationem  hoias- 
fiodi  prorogatuT  Judicis  seu  Aotoris  aut  alterius  cuiusuis  contradictione  ohquatinuB  non 
(ib^taute,  Koa  cum  dictus  Duoatus  a  nobis  et  sacro  Bomano  Imperio  descendat  jus 
Hue  consuetudinem  halusmodi  de  beiugnitote  Regia  ipsi  .  .  Archiepisoopo  et  sne  ec- 
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solcher  Stellung  bildeten  die  Freigerichte  ganz  auf  der  alten 
m  13.  nnd  14.  Jalirhniidert  ein  Terf^iren  aus  und  schufen 
lahme  der  Mitglieder,  TOr  Allem  aber  die  Ausführung  ihrer 
nen  und  Mittel ,  welche  ihnen  eine  grosse  Macht  nnd  Festigkeit 
SB  es  schwer  hielt,  dieselbe  nmziutfirzen.  Ans  diesen  Gründen 
m  Erzbifichofe  von  Karl  lY.  ertbeUte  Belehnnng  der  Freistühle 
chte    der    Afterbelebnung ")   und   der   Absetzungsbefugnias   aber 

jectione  pene  oontn  Rebellea  hoc  jus  sen  Consnetndinem  infiringenl«« 
aonare  et  puiter  conünnare.  Attendentes  tgitur  inatiH  petendiun  pred- 
)ie  regiimt  incUnandtun  Cum  eciam  ex  hoc  quod  nostris  principibas  eonun 
imus  ipsorum  deuotionem  et  fidelitatem  ei^a  nostram  celaitadinem  äug- 
et consnetudinem  predictam  in  omni  ea  forma  qua  premitCihir  et  bu' 
itnm  est,  ipBi  Arddepiscopo  et  ecclcBie  aue  Colanieusi  anctoritiite  regia 
teuere  presencinm  imperpetuom  confirmamus.  luhibentea  vniaenis  et 
onque  statu«  preeminenoie  aut  ooudicionis  ezistant,  tte  quis  oontra  Jos 
em  antedictam  Teoire  presumat.  Quod  si  quis  focerit  penam  decen 
■i  puri  Doatre  Camere  pro  media  parte  et  .  .  Archiepiacopo  Colonlenu 
lie  pro  tempore  existenti  pro  alia  media  parte  remissione  qnalibet  exso- 
;  ipso  facto.  In  fauius  mnouacionis  et  conflrmacionis  nostre  tcsthnonimn 
firmitatem  has  litteras  dicto  .  .  Arohiepiscopo  Duci  WeetpbaUe  et  ecdeslF 
Dostre  maieatatiB  appensioue  SigilU  trsdidimus  oommnmtas,  Datum  apnd 
inas  DecembriB  Anno  domini  M«  00°  XCIX«  Indictione  Xm.  Begni  Tero 
iecundo."  Urk.  Earl'a  IV.  bei  Seibertz  n.  727.  nach  dem  Originale: 
,  Bom.  Res  S.  A.  et  Boemie  Rex  notum  facimus  Tninersis  preeeotee  tit- 
ris  qaod  len.  WiUielmuB  Colon.  Ärohieps  S.  I.  per  Ital.  ArchicaacclL 
r  dileotus  in  nostra  constitntus  preeentia  nobis  signifioare  curauit  quaUter 
ies  nomiulloe  bomines  in  ducatu  Angarie  et  Weetfnlie  residentes  contingit 
M>mitum  scabinorum  comitatuum  liberorum  qni  TtUgtuiter  frygraifechaflt 
nmicnpantur  null  in '  eorum  demeritiB  exigentibus  minus  debite  condemp- 
otnB  Archieps  pietate  motus  super  premissis  instanter  petemi  per  nostram 
le  oportuno  reraedio  prouideri  Nos  de  fidei  nee  non  cimmmspectionis  et 
lutria  prefati  Arcliiepi  singnlarem  fidudam  obtineutes  sibi  et  sncceeson- 
mdempuatoB  sine  proscriptos  necnon  impoeterum  oondempnandos  Tel  [no- 
>  Judicium  oomitum  et  scabinorum  comitatnam  liberormn  predictorom  infra 
un  consistentinm  ad  quoscnnque  oniDBCumque  dignitatis  condioionis  et 
itinm  fame  et  honoribns  pristinis  in  totnm  el^bere  restituere  et  reinte- 
>t  Taleout  auotoiitate  nostra  R^a  indulgemus  ipüsqoe  plenam  et  omninio- 
:  concedimuB  fkcnltatem  dam  tarnen  eidem  Arohiepo  Tel  suis  suocessaribiu 
re  poterit  dictos  tales  condempnatw  fere  minos  debite,  Tel  proscriptoe. 
astinionium  presentes  scribi  et  eigilli  nostari  iasaimus  appensione  muniri. 
itie  ao  dni  H«  CCC«  LOI»  Indictione  Beita  XT.  Ealend.  Januarii  Beg- 
■um  anno  octauo."  VgL  die  Anm.  3.  am  Ende  abgedruckte  Stelle. 
künde  bei  Beibertz  n.  728  naob  dem  Originale  lautet:  ,Earolus  d.  g. 
nper  Aug.  et  Boemie  Bex  natum  (aoimus  Tniuersis  presentes  litteras  in- 
1  Tenerabilis  Wilhelmns  Colon.  Ecclie  Archieps  S.  I.   per   ItaL  Archican- 
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die  FreigraÜBU, ")   Bowie   selbfit  die  vom  K.   Wenzel   dem  Ei 
tiieOle")  Beteohtigung   zur  eignen  Ertbeilnng  des  Bhttbannes  ai 


lArios  princeps  uoster  ffleohu  in  nostra  conetitutoB  preeentia  nobis  (äg 
ipai  lic«t  dooatm  Angarie  et  Weetblie  ex  donatione  Imperial]  ad  EooU 
tinaermt  et  pertiiieaiit  ab  antiqno  et  ratione  ducalü  dignitatis  onmei 
eiuEdem  dacatuB  aiue  jumdictionag  que  Tulgariter  frjgrü&cihaSl  vel  Btilgi 
tue  ii  ipsum  Archiepum  BDOnqae  predecessores  et  ad  Ecdiam  Colon,  pert 
Quere  noBcuntor,  eic  quad  nuUua  cuiuacunqne  statuB  vel  conditionis  aat 
jpeum  dncatum  aJiquam  comitianun  liberanun  Beu  joriadictioniun  praed 
poeiitTcldebeatniBiper  Archiepnm  Colon,  pro  temp.  exütentem  infeodatuH 
lüittiiDlIi  tarnen  premiBSonun  yaritate  suppreHsa  k  nobis  necnon  ä  qaond 
Bauaria  qui  eibl  Romaniuu  Imp.  de  facto  indebite  UBnrpabat  talea  comitiaa  ai 
Ma  eapradictum  dacatum  ae  obtiDuiaBe  bo  quoque  infeodatoB  esae  asae 
Quire  noBtre  celaitudini  dictoa  Archiepa  instantiBBime  suppUcanit  nt  aibi  et 
premiiBia  dignaremur  de  oportano  remedio  prouideTa.  Noe  itaque  qui  Aoj 
^Ugnitad  licet  inaufGcientiboB  meritis  oeleatiB  dono  gratie  presidemua,  sani 
in  Eucleaias  ministroB  quoqne  ipsiua  ex  noBtri  debito  officii  in  bius  ooi 
afectantes  omnea  et  aingulaa  oonceaaioneB  et  infeodationes  nouaB  qnibna«: 
ie  comitiia  et  jurisdictionibuB  anpradiotis  per  nos  et  enpra  dictum  '. 
Eauaria  factas  (mm  eonuu  BequeliB  et  effectibna  BubsecutlB  reuocamns 
cerla  noatra  edentia  pemtus  imtamoB  Autiquis  oonceaBianibiiB  iufeodatio 
lüdionibus  dumtaxat  ezcepti«  qaaa  in  bdo  robore  Tolnmua  permanere  b 
a  teiümonio  litleTonua  qoibua  noelre  maiestatiB  Bigillom  ducimoa  appei 
Äpintie  ao  dni  M?  CCC»  LIH?  Indictione  seit»  XV.  Kalend-  Jam 
Wtronim  tumo  octauo."  Heber  die  Urkunde  Karls  d.  d.  Mailand  5„. 
ieNote  bei  Seiberti  IL  S.  429.  —  DAbb  er  danim  weder  sofort  r 
^Ibat  beeaas  und  beaetzte,  beweiBt  die  mebrfach  oititte  Urk.  vo|^p6a 
ta\if  der  Ora&cbafl:  Arnsberg  an  den  Erzbischof,  ferner  die  UrlcVisS: 
°-  746 ,  welche  einen  Berers  der  Stadt  Manberg  enthBlt  über  die  ihr  v 
za  Correy  geschenkte  halbe  Freigrafeohaft  Horimaen,  die  Urk.  v.  13 
cnUialtend  einen  Ve^leioh  über  die  Freigra&chaft  He^en  zwiBohen  c 
iniaberg  and  der  Stadt  Soest. 

")  ÜrtKarrs  dea  IT.  t.  8.  Apr.  1359  nach  Wigand  8.  246.  abged 
n-  :=2:  „EaroluB  qnartuB  div,  tav.  dementia  R.  L  Henp.  Aug.  et  I 
Wjlheimo  Archiepo  CoL  B.  E.  I.  per  Ital.  ArohicanceU.  —  gratian 
wnnni.  Cum  —  in  dncatu  Ang,  et  Westph.  certe  aint  comiüe  üb 
tione»  frjgraschftft  eeu  atillgericht  rnigariter  nimcupate  ad  te  et  tm 
p«ninentes ,  quibuB  fortasBe  per  nos  aat  divos  R.  Imp.  et  reges  preif 
pereone  insafScienteB  et  minus  idonee  in  comites  preficiontor  sea  hs 
fecle,  eo  qaod  de  jdoneitate  earandem  propter  patrie  distaatiam  < 
'eaämoninm  sufQcieiiB  commode  haberi  non  pDsait,  dicteque  jariadiot 
oKti  docatuB  locia  minua  conuenientibuB  conBaenerint  exerceri,  noa  — 
nostra  gratia  et  auctoritate  imperiah  —  concedirooB  in  hü«  Boripüs 
^B  comitiia  seu  jurisdictioiubaB  comites  liberoB  inatitaere  et  pi 
;<lonea8  aeo  ineoffientes  inatitatu  deponere  sea  deatituere  et  looo 
jdonea«  et  anfficieutes  de  noao  institaere  necnon  dicta  loca  minua  oo 
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besteDten  Freigrafen  keineswegs  zur  Folge,  dass  die  Yehmgerichte  zu  blossen 
landesberrlichen  Gerichten  herabsanken.    Yielmehr  behalten  sie  auch  seitdem 


loca  magis  conuenientia  transponere  et  eadem  —  tantam  roboris  habere  firmitatem 
ac  si  talia  per  nos  aut  suocessores  nostros  —  fierent  —  quonis  modo  Presen- 
tiuin  sub  nostre  imperialis  majestatis  sigUli  testimonio  litteraram  datum  aqnlsgrani  ao 
dni  Mo  CCCo  LIXo  —  ind.  duodecima.  m.  non.  mensis  Aprilis  regnomm  nostromm  ao 
Xmo  imperii  yero  IVo  .**  Urk.  v.  1372.  6.  Juli  KarPs  IV.  nach  dem  Orig.  bei 
Seibertz  n.  829.,  die  noch  daran  festhält,  dass  der  yom  Herzog  geprüfte  und  be- 
stätigte Freigraf  sich  dem  Kaiser  „infeudandus  et  investiendus'*  präsentiren  solle.  — 
Interessant  sind  noch  die  Urk.  das.  n.  760  t.  1860  worin  Karl  der  lY.  die  an  Jobann 
von  Padberg  geschehene  Belehnung  eines  Freistuhls  zu  Padberg  widerruft,  weil  er 
nicht  an  die  dem  Erzbischofe  von  Köln  ertheilten  Briefe  gedacht  habe,  die  Urk.  das. 
n.  785,  womit  am  22.  Jan.  1367  Erzb.  Engelbert  III.  seinem  Coadjntor  Erzb.  Cuno 
von  Trier  die  volle  Statthaltershaft  über  die  Yehmgerichte  überträgt. 

^')  Nach  dem  Orig.  die  Urk.  bei  Seibertz  n.  862:  „"Wentzeslaus  d.  g.  Rom.  Rex 
S.  A.  et  Boemie  Rex.  von.  Frederico  Archiepo  Colon.  S.  R.  Imp.  per  Ital.  Archicancell. 
principi  et  consanguineo  suo  dilecto  gratiam  Regiam  et  omne  bonum.  In  nostre  maies- 
tatis  presentia  nobis  supplicando  curasti  proponere  quatenus  cum  judicia  secreta  dicta 
Tulgariter  Stilgerichte  liberalium  sedum  in  partibus  ducatuum  Westfalie  et  Angarie  ad 
insignem  Colon.  Eccliam  spectantia  ac  k  nobis  et  S.  R.  Imp.  in  nobile  et  insigne  phea- 
dum  Regaliorum  titulo  dependentia  graue  ut  asseris  dispendium  in  suis  jurisdictionibus 
et  censuris  ac  illarum  executionibus  patiantur  propter  defectus  comitum  liberorum  dic- 
torum  yrygrauen  qul  dictls  habent  judicijs  presidere  et  quorum  nonnulli  multotiens 
morte  perimuntur  infirmitatibus  et  alijs  occupationibus  detinentur  Et  dum  alij  subro- 
gandi  forent  grauis  periculosus  et  incertus  ut  frequentius  ad  nostre  maiestatis  presen- 
tiam  quo  pro  S.  R.  Imp.  et  regni  reique  publice  dispositione  et  regimine  uersu  volu- 
bili  hinc  inde  disp^^Hbir  yeniendi  pro  infeudatione  et  inuestitura  huiusmodi  comitiaram 
recursus  incumberJHt  accessus  Et  sie  dicta  judicia  in  suis  jurisdictionibus  exercitio 
et  censuris  sepius  starent  yacua  et  suspensa  in  S.  R.  I.  et  Regni  ac  rei  publice  preiu- 
dicium  et  grauamen  Nos  defectibus  huiusmodi  Regali  prouidentia  dignaremur  succurrere 
remedijs  oportunis  premissis  igitur  quantum  possumus  cum  ratione  obuiare  tuamque  pei^ 
sonam  in  hoc  honorare  yolentes  deuotioni  tue  Regia  auctoritate  concedimus  et  de  gratia 
speciaU  indulgemus  quatenus  dum  quando  et  quotiens  opus  fiierit  locus  aut  facultas  se 
ad  hoc  obtulerit  aliquem  seu  aliquos  comites  Uberos  dictos  fireygreuen  diotis  sedibus 
liberis  et  judicijs  preficiendi  et  instituendi  ipsos  postqnam  per  te  prout  ex  algs  priui- 
legijs  Imperialibus  tibi  et  ecche  tue  indultum  est  examinati  et« ad  hoc  ydonei  reperti 
fiierint  auctoritate  Regia  recipias  et  admittas,  infeudes  et  inuestias  onmi  jure  priuile- 
gijs  et  solempnitatibus  quibus  per  nostram  regiam  maiestatem  hoc  fuerit  faciendum 
nostroque  et  S.  R.  Imperij  et  Regni  romanorum  nomine  juramenta  et  fidelitates  ab 
eisdem  recipias  debitas  et  consuetas  Presentibus  usque  ad  nostre  maiestatis  beneplacitum 
valituris.  Presentium  sub  Regie  nostre  maiestatis  sigillo  testimonio  litterarum.  Datum 
franchenuort  super  mogano  ao  Dni  Mo  CCC©  LXXXUo  Indict.  V«  XVIIIo  Kalend. 
Aug.^  Damit  kamen  aber  keineswegs  alle  Stühle  aus  der  Haiid  der  bisherigen  Herrn. 
(Siehe  Urk.  Wenzels  y.  22.  Juli  1387  aus  Nürnberg  bei  Seibertz  n.  87().  nach  dem 
Orig.,  worin  er  den  v««  '''»«  Herrn  von  Padberg  sich  angemassten  Freistuhl  aufhebt 
YgL  auch  Uri  das.  n.  1124.,  worin  Karl  lY.  Auf  Presentation  des 
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in  den  Urkunden  den  alten  Cliarakter  bei ,  ist  in  diesen  stets  die  Rede 
von  Freioi  und  übten  sie  fortwShreod  ihre  alten  Rechte  ans.  Dazu  img 
ühngem  auch  der  Umstand  bei,  dass  ihre  Sohwfiehnng  keineswegs  im  Inter- 
esse des  Enbisehofe  lag.  In  Wirklichkeit  veränderte  sich  der  Charakter  der 
Freigericlite  nicht.  Sie  ersehdnen  auch  nach  dieser  yollen  Belehnung  des 
Erzbischofs  als  kaiserliche  Gerichte  und  standen  unter  des  Kaisers  und  des 
BeiduGfesetsgebong.^^  Der  Kaiser  konnte  auch  ausserdem  fortdauernd  über 
die  einzelnen  Freistühle  seine  Gewalt  ausüben.  ^^) 

V.  Der  Elrzbischc^  von  Köln  war  demnach   und   wurde   von    den  Kaisem 
genannt  ,des  Kaisers   und   des   heiligen    Reichs    Statthalter   der 


Eemmn  von  Letmate  den  Heinrich  von  Holthausen  mit  dem  Freigrafenamte  belehnt. 
üik.  T.  10.  JuH  1372   das.    n.    1126.,  worin  Karl  IV.    dem  Erzbischof  Friedrich  DI. 
Sigt:  yTue  dilectioni  commütimns  tenore  presentium   et  mandamns    quatenus   reoepto 
Melitatis  golito  joramento  k  Johanne  Seyner,  nostro  et  imperiisacri  fideli  dileoto,  cui 
^graoiatas  officium   in   sedibus  Coloniensis  Ecclesie    ad  presentationem  tuam   com- 
^'ömm  et  committimuB  per  presentes,   eures  eimdem  Johannem  autoritate  imperiali 
^  eodem  freigraniatuB  officio  prout  est  de  more,    manualiter  inuestire,    ita  videlicet 
quod  idem  offidun  dictus  Johannes  in  sedibus  dicte  Ecclesie  uniuersis  exercere  debea^ 
Hbere  atqae  poterit,   prout  in  illis  partibus  obseroatum    est  actenus   de  consoetediiii^ 
uel  de  jure  presentium  sub  imperialis  nostre  Higestatis  sigillo  testimonio 
In  der  Urk.  das.    n.  1128.  von  1412   verspricht  Abt  Dietrich  von  Conrey   der 
toberg  sie  beim  Besitze  des  Freistuhls  zu  schätzen.     Diese  Urkunden  nebrt  dem 
den  folgenden  Koten  beweisen,  dass  mit  der  Statthalterschaft  nicht  die 
ten  aufhörten.    Am  Ende  der  Fragen  E.  Ruprechts  werden  die  wichtigstoo 
gezählt    Diese  Zusammenstellung  ist  jedoch,  wie  Selb  er  tz  angiekt, 
'^vollständig  und  später  zugesetzt. 

'*)  Das  zeigen  die  vielen,  theils  Oben  §.  58.  n.  14.,  theils  bei  Withter  jl 
^i^efohrten  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  dieselben. 

")  Dies  zeigen  folgende  Urkunden.    Im  J.  1393  (Seibertz  n.  bW. 
fonsdes  et  Consules  opidi  Susadensis*'  den  K.  Wenzel,  „ßed«»  ä  iM 
^«Qsnoßtri  in  Rndenberghe  situati  in  loco  dicte deydwordiachaf»«t 
öpido  nostro  msgw  propinqnnm  dictum  oppe  den  weddep4»t«  tut  uvm  i,   ^  ^^ 

•  graciose  coDocare  et  alterare  •  .  •  •  V^  locus  sedk 
^tit  et  non  tatas  propter  diversorum   enralonim  nostroom 
^^dem  secure  non  aademqs  aggredi  neo  ^dem  congme 
'^as  Wenzel  auch  1393  nach  der  Kote  von  Beibertz  OL  t 
^ertz  n.  896.)  befidüt  aber  K.  Wenrel  der  Stadt  ßu«.   •■ 
^men  ihren  Hauern  abznthun;  in  der  Urk,  erwähai  4 
I*riTÜegien  des  £rd>ischofB  verletze.      1483  (ßeiberiat 
**p  K.  Friedrich  HL   dem  Bischöfe    von 
Münster,  durch  ihre  Freigraf 01  gemano 
Je  Rechte  des  EfzWtchofe  verletze.      1488  (4ä-  1^  ^*-- 
Bittcr  V.  BaesfelderdieilteErimtniisa, 


Oecoh.  d.  OeriohtswMeiis.  L  Xsp.  §.  US. 

n  Oeriobt  und  Acht  in  Westphalen."  In  dieser  Eigenschaft 
ie  Entennniig  and  Belehnnng  der  Freignifen,  das  Recht,  miimg- 
utea  nnd  FreiscbSJfen  abzusetzen,  Urtbeile  aa  Terfrieten,  dem  Yehm- 
rdnungen  zn  geben.")  Zur  DnrobfiUinuig  dieeer  und  ähnUdier 
efen  die  GrzbiechSfe  s.  g.  Gemeine  Eapitels-Tage  an!  der 
de  znflfunmen. 

brend  des  14.  JahrbundOTts  var  der  Einfluss  und  £e  Vn^kuin- 
ibmgericbte  in  jedweder  Beziebnng  für  die  Sicherheit  des  S«dite. 
on  grÖBster  Bedeutung  und  sehr  heilsam.  Ihre  zu  grosse  Macht 
reben  nach  beständiger  Ausdehnimg  derselben  führte  zu  Missbiän- 
tie  bereits  im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  einzelne  Bescbwerden 
1  und  den  Kaiser  zur  Untersuchung  yeranlassten.  '*)  Solche  TTurfen 
es  15.  Jahrh.  emenert,  und  hatten  mancherlei  Reformattonen  der 
te   zur  Folge.")    Gleichwohl  hSrten  weder  die  Klagen   von  Ans- 

noch  hielten  sich  die  Yehmgerichte  im  Herzogthnme  selbst  tod 
1  frei.  '^  Seitdem  aber  die  Anf^echthaltnng  der  öffentlichen  Sichei- 
z  anderer  Weise  möglich  geworden  war  (§.  73.  98.),  wnxden  in  der 
ehmgerichte  entbehrlich.    Mit  dem  Ewigen  Landfrieden  hätte  jede 

Über  ihre  engem  Sprengel  hinaus  fortfallen  kSnnen.  Nichts  deato- 
l>  ihnen  E.  Maximilian  gleichzeitig  eine  Reformation,  die  sie,  jedoch 
cbränkter  Weise,  noch  als  Reichsgerichte  anerkannte.'^     Fiel  ilire 


i.  Jahrh.  erstreokte  eich  aber  die  Statthaltemohafi  Ober  alle  Freistühle 
uilb  des  eigentlichen  Ueraogthnms.  Vgl  die  AuBfUuung  lon  Koff 
108  ff. 

il  zu  Heidelb«!^  berufen  von  E.  Bnpredbt  1404  und  dessen  Fragen, 
,  bei  Seibertz  n.  904.  nach  einer  alten  Handsohr.   im  Soester  Ardii'. 

sie  in  140g. 
g.  16.  n.  14. 

vom  28.  Nor.  1475  bn  Seibertz  n.  97S.,  worin  der  Guberaator  der 
SIq,  Landgraf  Hennaiin  von  Hessen,  die  Stadt  Werl  gegm  deren  und 
chen  Gerichte  Uehergriffe  in  Sohutz  nimmt. 
T.  10.  Sept.  1495  in  Neue  Bamnü.  IL  S.  18  B.  Hier  heisst  es  g.  2. 
en,  Ton  RSmiecber  ESn^licher  Macht,  in  Krofit  diss  Brie£b,  dass  sokhe 
iricht  fürbass  nul  frommen,  verständigen  vod  erfahmeQ  Leuten  besetzt, 
roh  b&nniBoh,  oneUioh  geboren,  meineydig,  oder  ejgen  LeUtb,  gehalten 
d  dasB  es  damit  dieselbe  nicht  anders  halten ,  dann  als  das  Ton  Anbegin 
:  Carola  den  GrSsent,  Vnsem  Torfahm  im  Beiob,  auch  doroh  die  Refor- 
1er  EhrwOrdig  Dietrich,  Ertz-Bisohoff  zu  CSlln,  unser  lieber  Neve  md 
Is  ihm  das  durch  Eefsser  Sigismunden ,  Löblicher  OedächbiliBS ,  Unsern 
efohleu  war,  zu  Augspui^,  in  Beifsejn  Tieler  äroffen,  Frejren,  Herro, 

Stnlherm,    Frey-Graffen  und  FreysohWen  gemacht  hat,    geordnet  vond 
Besonder ,    dass  man  niemandes  dahin  heische ,    fordere  oder  lade ,    dann 


OesohkUe  des  wwdUisdieu  TehmgnioiMi- 

Wirkaamkdt  susBerhalh  Westfalens  dodnreh  auch  ii]:«j£lüeh  im  Oaiuea 
«0  mnssten  doch  noch  im  16.  Jahrhoodert  die  Beichegetetze  gegen  sie 
cchreiten.  *^  Mit  der  Einaetraiig  dea  Beichskammergerichts  hörten  si 
Wirklichkeit  auf,  kaiserliche  Gerichte  zn  sein.  Dies  und  die  auBgebi 
Landeshoheit  druckte  sie  nothwendig  herab  zu  landesherrlichen  Geric 
des  Erzbiscbob  von  Köln  wie  der  übrigen  Herrn,  in  dwen  Territorien 
bestanden.  Von  nun  an  waren  sie  eine  fSnnliche  Anomalie  im  Ter 
nisse  zu  den  neuen  Zuständen.  Hätte  man  ihnen  die  alte  Macht  im  Tei 
riom  gelaBsen,  so  «Sre  in  der  That  die  Stellung  des  Landesherm  geftl 
gewesen,  zumal  ihre  Ordnungen  gegen  die  Fortachritte  der  Zeit  zurücki 
den.  Sie  worden  daher  von  dem  Erzbkchefe  selbst  zu  Oeriditen  fGr  i 
deutende  Vergehen  herabgedrückt  und  erhielten   eidi  in   dieser  £igens< 


die,  TDd  *mb  die  Bachen,  die  dahin  gehSren,  oder  der  man  za  den  Ehren  nicht  s 
tig  seyn  mSchte.  §.  S.  Dann  ob  jemandts  dahin  gefordert  wDide,  dass  sein  Herr 
Bichter  mächtig  were,  zu  den  Ehren,  vor  ibm,  oder  andern  Laudleüffigen  Geri« 
TDd  doB  deraelbig  Herr  oiw  K<&ter  dem  Frey  Oraffsn  oder  Rtohter  solche*  eb  -r 
thate,  oder  schriebe,  vnnd  dnen  solchen  abforderte,  vund  er  mit  iwejen  oder  d 
andern  imTareprooben  Hannen,  dem  FrejOrsffen  oder  Richter  TrSetung  za  denE 
obgemelter  MasB,  vnder  ihrem  Tnnaiegol  zuBchrieben,  so  sol  alsdann  solche  Lt 
abseyn,  ynd  der  Sachen  nachgangen  werden,  Tor  dem  Herrn  oder  Bichter,  d 
Bach  hingehört,  nd  gefordert  wird,  ohn  Eintrag  des  Frey-Ch^ffen  oder  heiml 
Bicbters.  Wo  aber  dem  nicht  also  naohgegangea  wOrde,  so  sollen  alle  Process 
folgnng  vnd  Oericbt,  die  darttber  geschehen  weren,  oder  geschehen  würden, 
kniStloB,  tedt  Tund  ab  seyn,  die  wir  anob  Itzt  als  dann,  Tnnd  damt  als  itit, 
Bomiecher  EOniglicher  Macht,  krafitloe  sprechen  md  vrtheilen.  §.  4,  Es  soll  auch 
Frey-Graff  keinen  FreyschSffen  machen,  dann  die  es  von  Rechts  w^en  werden  m 
rad  die  solch  ihr  Ttlglichkeit  durch  genügsame  EuodtschaSt  fUrbrlngen.  Nei 
lollcii  sie  keinen  zn  SchSffen  machen,  der  vaehlig  geboren,  jemandts  eygen, 
Terbonden  oder  zugebGrig  sey.  Die  anob  in  des  BeichsAcht  vndBann,  geistficb 
weltlich  sind,  sollen  sie  keines  Weg«  zn  SchSffen  machen.  Solches,  so  von  den  : 
liehen  Gerichten  abstehet,  wollen  yfir,  von  mannigUch  festiglich  vnd  Tuzerbro 
tich  gehalten  werden,  befohlen  haben,  und  gebieten  dammb  allen  md  j^lichen 
herren,  Frey-Graffen,  vnd  allen  andern,  in  was  Wesen  oder  Stand  sie  sind,  em 
vnd  featigUch,  mit  Erafft  diss  Brieffs,  dass  sie  aolchs  anff  ihren  Stülen  vnd  Oeri< 
bestellen,  es  ordentlich  gehalten  werde.  Dann  weichte  darnieder,  oder  anders  gesc 
Bo  sol  der  Stalherr  zehen  Harck  Goldes  in  ünnser  ESniglich  Cammer  vnablOi 
bezahlen ,  vnd  der  Frey-Graf  sein  Ampt  der  Frey-Graffichaft  verlohren  haben, 
der,  der  also  vnrechte  Fdrdenmg  oder  FOibittung  erwürbe,  sich  selbst  TerUi 
seinen  Leib  verwüitet  vnd  jr  jeglicher  wieder  Ehr  getban  haben  vnd  soll  mann 
IQ  ihnen  richten,  als  Steh  gebürt" 

'^  R.A.  zu  Worms  t.  1521  §.  17.  (Heue  SammL  II  8.  306.).  Die  B.K.G. 
1555.  Th.  n.  Art  XX  §.  8.  (das.  S.  100.)  schreibt  Emschreiten  von  Seiten  des  B< 
Fiscals  gegen  sie  vor  bei  Uebeiechreitang  ihrer  Competenz. 


SS  Gweh.  d.  0«richtnreMiu.  L  Kap.  f.  117. 

STomz^  Aber  tmter  steter  Amrendimg  der  alten  feierlichen  Formen  bia  uif 
ager  JolirlnmderL  ") 

5-  117. 
».  Ttrrsuniiff.    Oi>mp«t«iii. 

I.  An  derSptE&des  VehmgeriehtB')  stend  der  Frefgrsf,  der  «ntvedn 
fifaer  der  Erbherr  oder  Reiobs-LelnutTiiger  dee  FreistaUs  oder  ein  tod  die- 
an  enunnter  nnd  vom  Kaiser,  spSter  Tom  Ersbisohofe  Ton  K5In  bettelltet 
id  investirter  treäer  Mann  (lUtt»  oder  Gemeinfireier)  sein  mnaste.  Er  war 
ir  die  ordentlidie  Handhabung  dee  Oerichta  Terantirortüdi  dem  Kaiser,  b«z. 
im  ErzbisduA  als  kaiaeriichem  StatÜialter. 

n.  Ihre  Geriobtebarkeit  Iwteten  die  Vehmgerichte  znrQck'  auf  Karl  deo 
roasen,^  der  Omen  die  Privilegien  nnd  Ordnung  gegeben  babe.  Hierm 
igt  das  Wahre,  dass  sie  Qberhanpt  die  Nachfolger  der  karolingischen  Ora- 
ngeiichte  war^i.  Dies  bracht«  vor  Allem  mit  sich  die  Anwendtmg  feieilidm 
ormen  bei  der  Bestdlnng  der  im  Owichte  thätigen  PerB<Hien  und  bei  dem 
erfiüirwi  selbst 

m.  Die  Vebmgericbte  waren  ztmSchet  die  alten  Orafengerichte  für  die 
lagBEchen  der  Freien,  wegen  ihres  ireien  Omndeigenthums  und  zur  Tor- 
thme  der  wichtigeren  RedttegeschSfte.  In  dieser  Beziebimg  hatten  sie  nur 
r  ihre  einzdnen  Sprengel  Oeiichtabarkeit  *) 


*■)  TgL  die  DatsteUang  ron  Wigand. 

')  Ueber  den  AuHdrnck  Tehme,  der  zuerst  in  der  §.  116.  n.  S.  abgedr.  Urk.  t. 
51  vorkommt,    eiehe  dia  AnafUmmg  von  Wächter  a.  a.  O.  6.  145  ff.,   Oaopp 

10  e.  Das  Wort  fehmett,  Temen  bedeutet  im  BauerUndischen  Plattdent- 
hen  (imd  darauf  kommt  es  wohl  an,  besonder«  mit  BflcksicU  anf  die  für  Brilon 
^eateUte  ÜAnnde)  soviel  als  binden;  der  Faden  beisst  in  demselben  Faem; 
ufBden  heisst  invaemen.  So  kami  der  Auedrock  sehr  gut  ein  Oeriolit  bezeidmen, 
tdurob  man  aor'  i^oxv^  gebunden,  gebannt  wird,  selbst  auf  den  Hodos  der 
illziebuDg  der  Todesurtheile  hindeuten. 

■)  Vgl  Wficbter  g.  148  ff.    Biebe  auch  die  Note  19.  des  vorherg.  %. 

')  Siebe  die  §.  77.  n.  6.  g.  111.  o,  3.  g.  111.  n.  T  ff  citirten  Urkunden.  Kais. 
ipreobts  Fragen,  B.A.  v.  149Ö.  UebeTschrätnngen  weisen  aber  nach  Usener  u. 
igand.  In  der  Urk.  n.  74.  bei  Seibeetz  v.  1177.  beisst  es:  .Heiniicus  oogne- 
•nto  Hunzun  eodem  tempore  apud  eimdem  loonm  super  Liberos  et  Liberorum 
■  roa  Comioia  positus."  Das.  n.  86.  Urk.  v.  I1S4  nPbilippus  Aiob.  justom  et  ratum 
imare  duximas  —  qualiter  Comes  Symon  de  Tekenebnig  cum  matre  ena  Eilekea 
na  qne  eis  attinebant  in  Olinchnsen  —  fratribus  in  eodem  loeo  oonnecaantibus  aen- 
lit  et  donanit,  ministerialibus  auis  Henuaimo  soilioet  et  Hnnoldo  tintre  eins  cum 
äs  eornm  et  iieredibus,  qni  ab  ipso  Comite  et  Hatre  eins  saper  lüs  bonis  inbene- 
iati  erant,  piesentibna  et  aatanfibns,  qoi  in  Boetri  preaentia  et  rnnltorum  bona  war- 


Cmipeteiii  Am  weaMHscheo  Vehmgedohts.  J 

Weitet  hatten  ne  eine  keiner  uidem  Bernfong  ab  an  4en  Erzbisohof  i 
Kaiser*)  unterliegende  Blutgerichtsbarkeit  über  die  Oerichtseingeeeaeenen. 


piienrnt  et  rengnanenint  CMntim  Amotdo  de  irido,  qm  (ans  temporie  bannum  in 
lUlem  in  looo  qu  dicitnr  Grantbeke,  saper  bis  admiaistrabat."  —  In  ürk.  t.  1 
du.  n.  HS.  bekundet  der  Erzb.  eine  Sohenkung  dea  Grafen  Ton  Arnsbe^  an 
SoBter.  Es  beisst  darin:  „Ut  igitur  talis  donatio  rata  permaneat,  HenricuB  Rm 
cotele  CDiua  erat  ins  Comeecie  de  predictis  domibiu  et  bonla,  lue  snom  roBigne 
Hernanno  de  altena,  Hermamnia  Comiti  Arasb^^eBBi  Conea  nobiB,  Vnde  noa  ea« 
donationen,  iimnl  qnoqne  Tendilione«  sie  rite  Eactu  ooram  notö  appiobt^imi  et 
nomiue  donuni  ponflrriainna,  easdem  domoB  et  bona  com  SBii  peitioentiis  SEmiei 
ab  onere  figcali  quod  dicitn»  Graaonit  —  Drk.  v.  25.  Febr.  1269  das.  n.  84S, 
Badolüu  de  Aqoü  judex  SoiatienHia,  vniuernJB  presentem  paginam  inspectiuiB,  vtriuB 
nte  salutem.  Tenore  preeentitmt  prateBtamur,  quod  cum  Albero  de  Smidehiuen  inb 
tionemfecisset,  Alberto prepoaito  et  conuentniin  Weluere  de  emptione quornndam bo 
nm  Bitonm  in  Smidehiuen,  aserens  se  et  Bonrem  mtam  dua«  partM  tai  prabtis  b< 
bereditario  inre  habere  Tndepre&tiiB  Albertni  pr^wsitus.  Diehim  Alberonem  coram  ni 
connenienB,  focit  inqniii  in  sententia ,  nbi  eidam  Alberoni  atare  Inri  deberet,  enm  diota  b 
esent  libera,  et  reepooBum  ei  fnit,  dcnt  inria  ordoexigit,  quod  ante  sedem  liberain. 
Mteai  fwediotna  AIben>  ad  proBeqnendam  ine  mun  ante  BedemUbenun,  et  ante  Ubei 
«nütem,  Tidelicet  Sciedera  de  alen.  absqne  meto  nte  et  reruni  Beoure  Tenire  poa 
Kotna  Albactiu  prepoeituB,  tntnm  ei  cendnctiini  spepondiL  Qui  rennuit  et  in 
iaiuta  inbibitioDe  Bleut  mnltia  preaentibae  boneatis  et  diBoretiB  viiia  TiBomeet,  perse 
nnt"  —  UriE.  das.  n.  361.  von  1273:  „Conradns  de  Rudenbergh  filina  dontim  G 
ndi  burggraoü  qai»dam  in  atrombeig,  TsiaeniB  ad  quoB  presenB  acriptmn  peraen 
uhitent  in  dorajno.  Cnm  patw  noster  domimiB  Conradna  accepto  Beruitio  k  prepo 
d  Connaitn  eancte  Walborgis  ioxta  SoBatom,  domnm  qnandam  in  Bikelinchnsea 
pettincotein,  qne  banno  patria  noetri  goi  Tigruchap  dicitut  Bubiacebat  ab  omni  act» 
ac  Benulioram  onere  de  conaenBn  et  permiMDone  noetra  ac  beredum  Bnomm  perpe 
dimiaerit  tibenn  et  abBolotam,  Et  oom  fUiocam  Bit,  faetiB  parentom  rationabiliter  ) 
letia  per  omnia  obedve,  Nob  itaqne  hetnm  patna  nostri  approbantaa  et  ratnm  hab 
tee,  de  conaauan  et  nolontate  tzoiU  nottre  ae  aBuaonun  DoetKirum,  predictam  dorn 
perpetao  iWmiUimiw  libenim  et  Bolutam.  Ita  qnad  piedicta  domna.  aot  cokiuna  ipE 
qni  pro  tempore  fberit  in  nullo  penituB  nobia  ant  olflcialibna  noBtriB  de  cetero  i 
lutrictue,  Damna  etiam  predictia.  preposito  et  Conuentni  aancte  Widburgia,  de  eonsei 
et  Tohintato  Txoria  noBb«  ac  amioomm.  reeepto  aeruitio  a  prepoBito  et  Connentn  se 
dktia  LambertoB  nostnim  homineni,  qoi  oolomu  dide  domns  m  Bikeliachuien  exu 


die  ÜTk.  bei  Seiberts  a.  1)00  (aaa  dm  Zeit  ron  12S0— 1!9S,  i 
rta  m.  8.  464.  in  dOT  Vota  dafthat)  laatend:  ^JlobUi  dembio  et  pradlle 
Bororio  ano  O.(ttom)  comiä  de  Prfle,  ia.  nobiÜB  domhniB  de  Bitoten,  qnantum  pal 
dOectioiiiB  aaüdae  et  faroria.  Teatea  no¥«il  (Uscredo,  qood  nnlli  »ooulariuoi  val  p 
gioeoram  Tironnn  bona  libete  oondiäoniB  estimata  ad  eor»  atiUtatem  »el  proftwl 
a  caoaa  ea^tionia  rel  veoditioniB  eü  poBamt  approbari,  niai  Ula  tibeiwwn  btWur 
tnnaactio  iat  cnm  conomUo  bc«u>nim  aüomm,   qne  eeiam  Ubera  poaahlt   ^\VXV■V 


i  hoc  precäpue  fieri  debet  de  Tolnntate  Uberi  comitii, 


t  bona  (uuviut  v 


BÜtota.     Et  hoe  etiam  de  rofamtate  h»edam  boBor»  predktorum.    loiupur  ^lw>^^ 


Oeaoh.  d.  OeriohteweeenB.  I.  Esp.  §.  117. 

Q  dieser  Competeaz  behaupteten  und  übten  sie  eine  gleiche  Sbei 
«hoffen,  mochten  diese  in  'Westfiilen  wohnen  oder  nicht,  ffie  fpnr 
noch  weiter  nnd  hielten  aich  als  eigentliche  kaiserliche  Gerichte 
lanze  Reichsgebiet  ccnnpetent:  1)  in  dten,  auch  Civilsacheii,  vMut 
ir  dnrch  Schuld  des  Richters  oder  den  TTngehorsam  des  Beklagten 
it  fand  und  der  Schuldige  der  Aufforderung,  welche  nach  der  anf 
3  Klägers  oder  auf  Grund  der  von  einem  Freiachöffen  ans  eigeaem 
angelvachtenVehmwroge  erfolgte,  nicht  genügte,  2)  für  alle  Frie- 
»aebvD,  3)  die  schweren  Yerbrechen  gegen  die  Religion  UBd  ehmt- 
)  (Meineid,  Ketzerei,  Ehebruch  u,  dgl.)')  Diese  subsidiäre  Oerichts- 
rt  zwar  einzeln  angezweifelt,  jedoch  selbst  in  den  Beichsgesetaen 
;  und  faktisch  auch  von  den  Yehmgerichten  geübt  worden, 
persönlicher  Beziehung  eistreckte  sich  ihre  Qeiichtsbarkeit,  ab- 
rom  Etüser*)  und Erzbbohofe  von  EQln,  nicht  auf  Geistliche')  vhi 
Zweifelhaft  bleibt  es,  ob  Weiber*)  unbedüigt  ihr  i 


[n  presenda  liberi  comitis,  ge«  cornn  Ubera  «ede  debet  oonfirmari.   ScttoroB, 
A  ist»  peraota  per  probos  TiroB  et  ydoneoB  poBsem  approbare." 
meisten  der  Mer  und  frfihet  au^ez^ten  Urkimd«n  ist  ancli  die  Bede  toh 
en  ans  dem  Freibanne. 

§.  IIB.  D.  9.  Heber  die  Bemfoi^;  an  Aea  Kaiser  vai  im  l&.  Jahrbnnderts 
RS  kuserL  Ho^ericht  eehe  man  die  Cftate  bei  'Wfiohtei  B.  SBC  f. 
Ivpreclita  Fragen  XXTI.  XXVin.  (bei  Seiberti;  infieneSammL  g.SlfF). 
age  lautet:  „wat  s^en  ond  pnnten  dat  sin  daromb  dat  mea,  eignen  mann 
oill  ond  gerichte  heischea,  Terboden  ond  Verfemen  solle  (md  möge  F  —  Die  &i- 
n  daropgeantwort:  mit  dem  eirsten  ketter  die  tob  dem  kriUen  glooen  foUent, 
kirchhoue  ond  kirchen  schjnnen,  die  noittech  dein,  kindelbedde  roaen  ond 
bejinliclie  vepwlerie,  verrüt,  oneataacht  eym  hem  di^  sine  to  nemen  omi 
vnrsatiiob  to  aweren."  RA.  y.  1438  (Nene  SammL  I.  8.  1&8.}  §.  U.,  tod 
.  14.  nnd  gani  so  in  der  Ordnnng  MaairoiHttna  von  1495  (n.  19.  des  To^he^ 
}.).  Tgl.  auch  die  Darstellung  »on  'Wigand  n.  'Wfiehter,  weldie  gegen 
Eiebborns  gerichtet  ist 

[dem  massteu  «ich  drei  Freigrafen  au,  den  E.  Friedrich  IIL  nnd  deeeen 
3i8cbof  Ulrich  tob  Pastaa,  im  J,  1470  Tor  das  Freigerioht  zwiaoheu  den 
dem  Wünnenbeig  zu  laden.  Siehe  hierüber  Wächter  o.  a.  O.  ß.  240  ff. 
»r  ist  in  der  Samml.  der  gemeinen  Drtheile  aas  den  Jahren  1438 — 14&i  S. 
ürtheil  nütgettieilt,  das  eine  Ladung  des  E5nigs  9lr  eine  hSchat  etacafban 
erklärt. 

apreohts  34.  (19.)  Frage.  „Darop  antwerden  die  &7greveu  di«  genen  dis 
it  wo  wenicb  des  is  die  gehorent  erme  oversten  to,  die  soll  men  jnna 
tworden  off  sie  missdoit  von  dar  OYer  begrepen  werdent"  Daher  der  Ge- 
Ladnngen  von  ganxea  Gemeinden  die  Geistlichen  aoBdrUaklich  ansEttsoiititfi- 
ler  S.  ii.  95.  Ansnabmen  bei  W&ohter  S.  197  t 
vom  i.  Oct.  1348  beiSeiberts  n.  HIB,  votia  Graf  OetMed  IV.  von  Arn»- 


Competenz  d.  nettflU.  TdongeriaUs.    Die  liSelwta  kaia.  Geiste. 

Dagegen  ütndier,  dus  es  ober  Reiehsffirslen  irad  uidere  BeichBe 
Competeni  beanBpmchte  and  avcb  handhabte.'*) 

VI.  Im  Laole  dee  14.  und  15.  Jahrhmderts  wurde  aber  dnreh  ane 
TOiPiirilegien  der  Kaiser  maneben  Teiritmien  mid  Stidten  daa  privil 
denon  eTocando  gegmfiber  den  Tehmgerichten  erlbeilt")  Dass«JI 
bereits  im  13.  Jahriiandart  onxdnen  Städten  im  Herzogämm  Wesl 
selbst  Tom  Erzbisekirfe  verüdien  imd  ist  «u^  spiter  einigen  ertheilt.'^ 
erUärt  eidi  ans  dessen  BteQimg  zur  Genüge. 

§.  118. 
3.   Die  höcliateit  kaiswüchen  Gerichte. 

I.  Bis  ins  13.  Jahrhnndeii  hinein  saas  der  Kaiser  vie  in  der  &än] 
Zeil  anf  den  Eeichs-  und  Hoftagen  in  d^i  Ter«chiedenen  Beichsländei 
es  in  den  Pfalzen  oder  in  Städten  cd  Qerioht  nber  die  Sadien  der  6 
Auch  kcnmte  man  jauche  Sache  TOr  ihn  bringen.  Dazn  worden  anch 
im  BechtBgeschSfte  aDerArt  vor  dem  Könige  abgeachloesra  od»  betn 


Wg  bekennt  ,dat  ona  uise  H«e  dey  Keysme  ran  Boine  herrt  enboden  d 
oiei  nejneBGlirai  jnden  richten  en  boI  mr  den  Tiigen  stqUe  und  dst  de; 
ibebeten  waide  d«t  nn  lan  aide«  reclit  heret  ^ewen^,  bir  nmme  want  n 
htm  dej  keyser  Tan  Borne  alsna  heiet  enboden  so  sj  wj  des  to  rade  wo 
BiQeii  und  mit  Tolbort  sl  unser  NacfakomeUnge  nnde  nneer  rechten  erren  m 
Duer  nont"  n.  s.  w.  Andre  stellt  xasammen  WSobter  8.  194  ff.,  der  flbrige: 
'tikbfiohe  Üebenobnötiingen  nacbweisL 

^  Amaberger  Beformation  mh  1437  (Saiberti  n.  938)  g.  6.  Jtem  so 
maanyet  heyscbw  noob  Terbodjpige  dein  mab qrnobOTleye  aacbaiTrawen  and 
11  dat  offenbare  gedjnge  mit  dem  Troeaen  in  dem  fTjenbaune  dar  s 
SeeeBBeu  sjnt'  Dieser  Abdraek  ist  nach  «an»  gleicbEeltigen  Abscbrift  g 
Vgl  Bach  Wacbter  8.  196  t 

'°)  Wächters.  199  C  Bernh.  Tfaiersch  Die  Terrcmong  dea  Hen.  He 
de«  Reichen  Ton  Baiem  n.  s.  w.  Eweu  1635.  Dann  die  Ladung  H«z.  ViU» 
Sacken  1454. 

")  Wicbter  B.  190  C  weiaat  deren  naob  Or  Wfirtemberg  von  1S61 
'49i,  Ulm  1359,  Knrmains  1447  u.  s.  w.  Andere  bei  Caener  und  ( 
Veiateii«  war  iri>er  andi  hin  znr  Toraassotsiing  gemacht ,  daaa  der  ordadliclM 
1iB%  werde.  Dies  entsprach  dorehaua  der  Gewohnheit  dea  Kaisen  b«ä  T« 
derartiger  PiiTilegien  flbedkai^t.  TgL  g.  G9.  u.  8.  dw  g.  S.  o^  XL  d. 
Mrea  von  1856. 

")  Vgl  8-  116.  n.  8.  ürk.  Ton  1286  bei  Beiberti  n.  ll»9,  worii 
Bieg&ied  der  Stadt  Attendorn  das  ihr  von  Enb.  E^^elbert  L  im  J.  i 
gebene  Exemtionspiiva^  beetitigt,  dessen  Tenor  der  Urkunde  in  <bmW>Aei 
iMwirt  iit. 

*)  Sidke  g.  73.   Zahlreicbe  Drthede  sind  in  da  bisberigM 


10  .         Oe«^.  d.  GerJohtswesena.  I.  Kap.  §.  1  IS. 

IT  Seite  Btand  ihm  hierbei  ein  P&lzgraf,  tmter  desees  Vonitze   die  nünder 
chtigen  Sachen  entschieden  wurden.' 

U.  Friedrich  II.  gab  der  kaigeriicheD  Justiz  eine  festere  Gestallnng  dnrch 
nsetznng  dnes  Hofricbters,  judex  euriae,  im  J.  1235,')  wddiem  ^ 


irdeo.     Tgl.  Otto  Franklin   Da  jnslitiBriis  curia«  impeiialia,  Tratifd.  ISSO.  oap.  L 

diesäT  Schrift  ist  die  Sltere  Literatur  voUstlndig  angegeben;  als  bietet  zudem  eins 
llatäudige  Ausbeute  aus  allen  in  Betracht  kommenden  Quellen. 

*)  Laudf.  V.  Mainz  c  15  (Leg.  IL  p.  317.;  siehe  die  Terschiedenen  Leearten  h4 
>ehlau):    „Do  iueticiario  cnrie.     Trahunf  ad  ae  eoUicütudinem  imperii  regimen 

diveraanira  negocia  toTrarum  et  regionum,  que  com  aempar  expediat  per  noatnm 
igentiam  eipediri,  qnereluicium  causaB  qnibng  personaliter  preaidere  non  poBsiums, 
r  virum  probate  fidei ,  opinionia  honeste ,  prepositum  iudiciia ,  loco  nostri  lohmiDg 
minari.  In  quo  pret«r  hec  que  nostre  ceuBure  apecialiter  reaervaTimuB,  inTiolabile 
licium  attondator.  Statuimua  i^tur,  ut  curia  noatra  iusticiarium  habeat,  riruis 
ttere  condioionis,  qoi  in  eodem  peraietat  officio  ad  minna  per  aunum,  ri 
ne  et  inste  se  gesserit  Hie  singulis  diebns  inditio  preaideat,  exoepUa  dia- 
8  dominioiB  et  alüa  featis  maJoribuSt  iua  reddena  omnibua  querdantibua ,  pietei^ 
lam  de  principibus  et  alüa  peraonia  aubtimibua  in  oausia  que  tangmt 
iraonaa,  iua,  honorem,  feoda,  proprietatem  Tel  heieditatam  eonuidea 
niai  de  cauaia  maximia;  predictonun  eteuim  diacuHsioiiem  et  iudicinm  nostre 
Isitudini  reaerTamuB.  Hie  indei  teTminos  aive  dies  in  illis  ardoia  oauaia  aoms- 
m  que  ad  ^aum  apectaut,  non  preflget  aine  noatro  apedali  mandato.  Reoa  non 
OBcribet  neo  a  proacriptione  abaolTct;  hoc  ufuuque  anotoritaü  nostr« 
:oellencie  roeevTamus.  Et  idem  iurabit,  quod  nichil  aceipiet  pro  inditio,  quid 
B  amore  nee  odio,  nee  ^eoe  nee  precio,  neo  tdmore  nee  grada,  neo  alia  quacmn- 
e  de  cauaa,  iudicabit  aiiter  quam  iustum  aciat,  val  credat  eecnndum  conacienaaiii 
US,  bona  fide  eine  omni  fraude  et  dolo.     Eidem  diraittimus  et  auignamoa  iure,  que 

absolutione  prosoriptonun  proveniunt,  que  vulgo  dicuntur  wotte;  eonun  dnmtaial 
Drum  cauae  ooram  eo  tractate  sunt,  ut  benevoleudua  iudicet  et  a  nuUo  munera  red- 
(t;  quam  penam  nemini  relaxabit,  ut  hominea  proacriptionem  pociua  b'meaut.  Idev 
bebit  notarinm  apecialem,  qui  nomina  proacriptorum  »cribet,  et  aotomm  et 
iwam  ipaam  sive  querelam,  et  diem  quo  prosAriptioni  inTOlTontiu ;  item  u<Hnina  ab- 
Intorum  a  proacriptione  et  actoria  proptei  quem  piosoripti  ftienmt,  oauaam  et  dient 
solncionis,  fideioasonun  absoluti  nomina,  qui  sint,  et  unde  aint,  aive  ^lam  canlio- 
m  quam  prostat  absolTondua  iuxta  oonauetudinem  terrarum  pro  aatiafaotione  qaere- 
itia.  Idem  recipiet  litteras  continentee  querelaa,  et  aerraUt.  Idem  nuUam  tdiam 
ram  uegodonini  cuiie  habebit.  Idem  seribet  nomina  oomm  qui  «ocnaantor  rel  de- 
nciantur  tanqusm  nocivi  terre,  et  'nfamiam  et  eonim  nomina  quondo  a  soapitione 
raolrentnr  ddebit  Idem  B(»ibet  omnea  »«itencias  cotam  nobis  in  nuüoribna  oanini 
rentaa  maxime  inditio  obtentaa,  que  Tulgo  dionntur  gesamint  urteil,  nt  in  poelemBi 

caaibua  nmilibns  ambignitaa  reacindator,  eipresaa  terra  aecnndam  oonauetndinen 
ins  aontendatnm  eet  Idem  erit  laicua  piopter  aeutaBt^as  aanguinum,  quaa  clerico 
nbere  non  lieet,  et  preterea  ut  ai  delinquid  in  officio  auo,  pena  debita  pnniatur. 
tm  iuramentnm  preatabit  aecundnm  formam  ioramanti  qualtter  inatinarltu  focit,  et 
Lod  fideliter  et  legaüter  so  habebit  in  officio,  nichil  Horiptuma  et  factunu  contra 
3  et  debitum  aecHiidnm  conaoienciam  bone  fldei,  omni  dolo  et  fta 


Die  hSohstes  kuMrikhui  (Umlehte. 

bnfenden  Swhen  zsr  Exteelieidang  zufielen,  wShreitd 
nur  die  wiohtigates  TOTbehielt,  so  dassseitdon  da«  kaii 
entweder  unter  dem  Vorskze  des  £aiB»ra  oder  r^elmü 
tagte.  Diese  ßtaiitditiing  blieb  aadi  unter  den  folgend 
obwohl  TieUaeli  die  Ejümt  selbst  doioh  Cassation  d 
B<^chter  nod  auf  sonstige  Weise  deren  Jnnsdietion  B 

in.  Tor  den  Hofricliter  gehörten  alle  Sachen,  die 
brachte  mit  besondem  Ausnahmen.  Diese  Twen  dlegT& 
masimae  oder  majores  der  Fürsten  and  andern 
lieh  Criminalklagen  gegen  dieselben  imd  Klagen,  veldi 
Erbgüter  betrafen.*}  Ueber  diese  komite  nur  im  G 
Königs  Yorsitze  abgeurtheilt  werden. '')  Dies  bestai 
oder  Hoftagen  nm  den  Eönig  yersaminelten  Orossen. 
worden  jedoch  den  Hofrichtem  auch  mancherlei  andere 

Voranssetznng  der  richterlichen  Thätigkeit  des  HoE 
sich  beim  Kaiser  an  dessen  Hofe  beiknd.  Deshalb  li 
ad;  wenn  der  Kaiser  sich  ausserhalb  des  Reiche«  aui 
erledigt  war.  In  beiden  Fällen  hatten  dies  Richteiamt 
sowohl  die  kraft  ihrer  Kuramter  dazu  berufenen  als  a 
Falle  besonders  eingesetzten.') 

Klagen  gegen  den  Konig  selbst  gehörten  abec  nidi 
sondern  den  Ffahgrafen  vom  Rheine  und  das  Fürsteng 

IV.  Es  lag  in  der  Beschaffenheit  der  dargestellten 
der  Entwicklung  des  Staatsrechts  (§.  69.  76.)  und  der 


°)  Die  Geschichte  der  Eofriohter  bis  aof  das  J.  1400  { 
80—127  (ßchlnBs).  ffier  sind  die  Nachweise  über  die  Pereoi 
Iheile  o.  B,  w.  gegeben. 

*)  Vgl.  §§.  68.  72.  76.  84  ff.   Dazu  Franklin  1.  0.  p.  28 

')  Die  in  nota  4.  citirten  §§.  und  andere  bieten  tohlrei' 
Cttheilen. 

°)  So  die  Friedensbmchssachen,  Franklin  p.  34.  (die  Q 
kam  die  Jurisdictian  der  &r  einzelne  Theile  des  Bdcbs  awigi 
ÜD  p.  S5;  oben  §.  71 ,  73.);  die  vielen  privilegia  denen 
p.  35  sqq.;  oben  g.  69.  n.  8.  9,). 

')  TgL  g.  71.  TL  —  Die  im  Texte  ansgesprodiene  Anaiol 
Hn  1.  c.  p.  21.  sqq.  und  p.  44.  aqq.  gegen  Altere  Hetnungen. 
«n  dem  Namen  nach  Tca^derter  stKndiger  Richter  in  der  K 
sei,  und  g^en  neuere,  namentlich  die  Z3pfrH_R.  Gl.  8. 
wekhe  die  der  von  Franklin  benntzten  zweiten  wiederholt, 
nchtnng  ead  das  Ho^ericht  zu  Rottwell  bezogen  habe,  grfini 

■)  Oben  §,  70,  n.  12,  ~  A.  Schnlze  De  jurisdictione  pi 
neÜM  palatim  in  imperotorem.  Jenae  1847.  Franklin  L  o.  p 
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enffiebea  RechteEaBtandeB  (§.  73.)  dordi  diese  in  der  That  anTOllkeniineiK 
toichBJaBtiz  keine  gründliche  Betsenmg  der  Beclitepfi^e  möglich  war.  Je 
irnater  man  anf  die  Setzung  tönet  bettSadigen  LandfriedMie  bedacht  war,  je  mefai 
lie  MSglichkeit  zu  desBen  DamhAhrung  mit  der  TerSiiderten  KriegsfObrong  im 
ß.Jahrhond^sich  darbot,  desto  eindringlidker  itellte  Bioh  aoch  die  Fordernis 
ines  ständigen  geordneten  obersten  BeicbflgeriditBhd'eB  berans.  Diese  maohtes 
inofa  die  Fttrsten;'^  der  Kaiser  ging  darauf  willig  ^n.'°)  Seine  Errichtung 
uun  zwar  za  Stande,")  indem  Friedrich  m.  ein  Gammergericht  einsetzte 
ind  mit  einer  Ordnung  rersah.  ,  Indessen  blieb  seine  Qerichtsbarkeit  wegen 
Im  Uisstranens  der  Forsten  ein«  sehr  nnvoUkommene. 

S.  119. 
C.  Der  Kechtszng  an  die  Oberböfe.  *>    Die  Ho^erichte. 

L  Der  Ursprung  mancher  Stadtrechte  durch  Bewidmung  mit  dem  Bechte 
nner  andern  ffihrte  früh  dazu,  in  Zwe^eln  bei  der  Hutterstadt  auzo&t^en, 
mch  geradezu  den  emzelnen  streitigen  F^  zur  Entscfaeidmig  vorzulegen. 
Heraus  bildete  sich  herkönunlieb  das  Gericht  der  Kutterstadt  zu  einer  hSheni 
Jistanz  fOr  die  Töcht^irtädte  aas,  ohne  dass  in  den  meisten  Fällen  irgend 
nn  Zwang  vorlag.  Ein  solcher  bestand  jedoch,  wenn  bei  der  Hittheilimg  eines 
3«ohts  oder  später  die  bewidmeto  Stadt  geradezu  angewiesen  wurde,  zur  Rechts- 
lelehrung  sich  an  eme  andere  zu  wenden.') 


*)  R.  A.  T.  Iisa  §.  S.  (Neue  SvcamL  I.  B.  ISO):  ,L>t  beratschlagt,  dass  deroh&Ib 
Iw  EsjB.  nnd  KCn.  Mtg.  Ho^erioht  oideotlich  mit  Peraonoi  rar  NottnrSt  beaeit 
irerden  Bollen." 

>°)  Lsndf.  E.  Albceolits  v.  1438  g.  25.  (das.  8.  137.).  Tgl.  Reichst,  ea  NOmb.  14S8 
|.  8.  9.  (das.  B.  162.) 

")  Ordnung  des  kaie.  Cammer-Oerickts  vom  24.  Oot.  1471  (das.  8.  2i6 — 253). 

*)  Die  Literator  gibt  der  §.  60.  In  den  dort  gekannten  WeAen  von  Tbom&B 
md  Hiohelsen  ist  diefter  Gegenstand  grOndlioh  behandelt  FDr  ähnlicke  TeiMlt- 
lisse  in  anderen  Qeiiehtea  auf  dem  platten  Laitde  geben  die  Wejsäiamei  von  Orimm 
nanoke  Belege.  TgL  aucb  unten  g.  136. 

1)  HCohst  interessant  ist  die  Notanstsudimde  bei  Beibertz  n.  851.  vom  Sl.  3uli 
LS77,  worin  der  judex,  proconsul,  coniul  et  optdani  in  Osgenwart  des  Erzb. 
Medrioh  m.  und  seiner  Qetrtuiw  anf  d^i  Befehl  des  Erebisoboä  bekunden,  „quod 
1  tentwitiis  judiois  prooonsahun  et  oonralum  opidi  in  Oeeeoke  appellari  possil  et 
lebeat  ad  Judicium  opldi  in  Budeu,  qnodqse  opidum  et  opidani  in  G.  predkÜ, 
iniversaliter  et  singnlariter,  in  eansis  taqjasmodi  appeUatioiMun  se^  tenewitur 
tbnim  et  jndidnm  jndieis  proconsnlum  et  consolnm  opidi  in  Buden  et  sententiäis  super 
iignamodi  s^ellationibiiB  ab  ipsia  judice  proconsulibus  et  coiunJibuB  in  Rud^i  tan- 
^aam  a  caplte  eorum  immediato,  sicut  alia  (opida)  parva  'Weet£tlie  predicta 
laoiont,  reciper^  ac  Ulis  in  onuubus  stare  et  parere.    Qnodqne  pnonissa  sin  fleri  de- 


rmm.  1.  -i^m^m^m.  L  K^  g.  110. 

e  'im  PnvHaidB  m«  d»  Stnrfrechte  die  OeHimg  det 
maaalmk  <iim  in  J— ein  Owste  gsmaohten  Oeeetze  osd 
^MK  'kr  Stadt-  imd  Landrechte  (§.  92.  93.).  Zwu 
■  oimIi  Ihb  tüf  im  16.  Jahrbnndert  hindn  SpnreD  de« 
i^^HK  j^dsck  bildete  sich  der  felguide  «i». 
■kHt  tt^  d»  Landbewehner,  wdche  ired«  dem  Add 
DcanS  ia  den  St&lten  hatten,  stand  in  bdrgwlieheD 
t  eaitwader  zn  dan  Henvohaften,  Bittem,  Bittergnlghfr 
ew  LauieahanB  BdbsL  In  jenem  Falle  versah  sie  der  herrsehaft- 
lut,  Yermiite,  Qerichtapfieger,  Patrimomalrichter,  im  letztem 
ii  laadiMfaMTliclm  Amtmann.  Während  man  zn  dem  letztem 
stiit  il«ai  16.  Jahrhundert  mehr  nnd  mehr  studierte  Leute  nahm, 
trrM^ufisbeeiteeni  die  Bes^zung  ziemlich  frei;  erst  im  Laufe  des 
iln  erst  unseres  Jahrhundert  Turde  auch  diesen  Torgeechrieben, 
Hit  Lentm  zn  heselzen,  die  vom  Landesherm  als  befähigt  aDe^ 
MtStigt  seien.  Keben  büden  Arten  eritielten  sich  noch  in  nun- 
iataUi  ia  einzelnen  Territorien  Dorf-  oder  Orts-Oerichte,  welche 
Vahl  der  Qenjeinde  beaetet  wurden,  bald  aber  anch  mit  einem 
»nbofe,  Clerichtsachulze  u.  dgl.)  verknSpft  waren.  Diese  Gerichte 
h  mehr  und  mehr  nur  über  Streitigkeiten  in  Gemeindesachra, 
aldfreTel  und  Iignrien  zu  erkennen,  ja  sind  vielfach  zo  bloesen 
für  Akte  der  freiwilligen  Geriditsbarkeit  (Vornahme  von  Bechla- 
aventarisinmg,  Führung  der  Qrundbficher  n.  dgL)  herabgesuultei]. 
la  landesfürstlichen')  Städten  war  in  der  Begel  fOr  alle  Sachen 
soweit  diese  keinen  hohem  Gerichtsstand  hatten,  das  Stadtgericht 
lesEcn  Besetzung  indessen  gleichfalls  nur  vom  Landesherm,  ob- 
1  auf  Präsentation  der  Städte,  ausging. 

r  die  dem  Adel  angehörigen  Personen  und  die  adligen  Oütei 
itliche  Ho%ericht  die  Gerichtsbarkeit  Tor  diesem  gab  man  auch 
höheren  landesherrlichen  Beamten,  im  Laufe  des  17.  und  18. 
in  vielen  Territorien  den  meisten  Klassen  der  wirklichen  Be- 
aupt  gewissen  Klassen  von  Unterthanen  (z.  B.  Doktoren,  Oeiet- 
in  allen  persSnlichen  Civilklagen  sowie  in  Strafsachen  den  Qe- 
rährend  die  Klagen,  welche  liegendes  Gut  der  Nichtadeligen  oder 

in  dem  HCrigkeitsverbonde  eines  imt«rth&nigen  Herrn  stehenden  Slit«n 
Beamte  wie  aof  dem  Lande  die  Jnrisdiotion.  Uebrlgens  gab  es  solche 
ler  Karkgra&cliaft  Brsndenbu^,  dem  Henogtbaai  Pommem,  Oesterrekh, 
ren  nnd  Schlesien;  der  Qrnnd  liegt  in  der  eigenthttmlichen  Stelhmg 
sowie  darin,  daas  anderw&ris  die  Ambildiing  der  StMle  sich  mit  der 
uiter  ränen  Landaaseen  niaht  Tcrtmg. 
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Dichtadelig«  Otter  betrafai,  je  nach  dtteea  I^ge  vor  du  G«rickt  itm  Amk- 
muaa  oder  daa  Stadtgericht  golrärtai. 

V.  In  Folge  der  Emchtm^  des  Beidialnumnergcrichts  und  der  AiAalme 
ia  fremden  Prozesses  bildete  nch  der  OitmdMts  aus,  dui  in  bargefSeheB 
Bechtesachen  drei  Inebuurai  mSgUcb  seien.  Diee  nti  in  den  Temtorien, 
vdchen  ein  privOegimii  de  non  appeUuido  sur  Säte  >ta»d,  die  Erriehttmg 
e^ner  Appellationsgerichte,')  Kammergerichte,  Oberhofgerichte, 
u-dgl.  hervor,  tteOs  in  Oestalt  ron  Gerichtahfifen,  irekhe anr  Ober  Beraftmgen 
erkannten,  theils  so,  dass  man  die  Hof-Kanuner-^iFeriehte  n.  s.  w.  für  ^e 
niedrigen  CF^chte  m  AppellattonsgeTichten  erhob,  fOr  die  in  erster  Tiuitan» 
bei  diesen  selbst  Teihondelten  Sadieu  einen  andern  Senat  desselben  Geridits 
oder  in  den  Territorien,  wo  es  mehre  Ho^^erichte  gab,  ein  anderes  bestallte. 
Hiermit  ging  meist  Hand  in  Hand,  dass  den  höheren  Gerichten  über  £e  nie- 
deren ein  An&idilsrecht  eingerSomt  imrde. 

TT.  In  änzelnen  Ländern  haben  die  Iiandstände  anf  die  Besetmng  nnd 
Ordnung  besonders  der  hohem  Gerichte  mancherlei  Einflnss  gehabt.  Mit  dem 
Abnehmen  iluer  Gewalt  fiel  jedoch  dieser  meistens  hinfort.  Dadurch  konsen- 
Irirte  sich  die  ganze  Leitung  des  Gerichtswesens  in  der  Hand  des  Landes- 
herm,  der  sich  zn  dem  Ende  seiner  höchsten  Behörde,  einer  eignen  Hof- 
JuBtiz-KanzIei,  oder  eines  Jnstiz-Uinisterii  bediente. 

VH.  Neben  den  Berufungen  an  eine  höhere  Instanz  blieb  anch  in  einigen 
Territorien  das  Recht  in  Gebrauch,  sich  an  den  Landesherm  und  die  Land- 
slände  im  Wege  der  Bitte  (supplicatio,  revisio  u.  dgl.)  um  wiederholte 
Iiioterung  des  Erkeimtnisses  zn  wenden.  Eine  solche  nahm  derselbe  mit  dem 
Landtage  oder  mit  seinen  obersten  RSthen  vor.  Während  jenes  fortfiel,  blieb 
letzteres  bestehen;  vielfach  wurde  auch  dieses  Recht  der  obersten  Justizbe- 
hörde übertragen,  bis  sich  im  Torigen  Jahrhundert  in  einzelnen  Territorien 
der  Bechtszag  durch  Berufimg  an  eine  dritte  Instanz  fester  gestaltete  imd  die 
Einsetzung  eigner  Oberhofgerichte,   Ober-Appellationsgerichte,   Obertribunale 


*)  Nene  privilegia  de  non  appellando,  da  sie  anf  die  in  der  bolla  aorea 
TCRdchtet  hatten,  b^amen  Cbo^-Pfali  1653,  ECln  1653,  Hains  1655.  Trier  bat 
äch  keins  geben  lauen.  Obwohl  Sachsen  und  Brandenbui^  nicht  vwzicbtetMi, 
batten  rie  doch  foktisch  kdnen  Oebranch  davon  gemacbt;  es  wxvde  srneuert  fllr 
i^«<:hsen  15B9,  fOr  Brandenbo^  1558.  Auch  Waitemberg  h^tte  seit  1495,  1535, 
Baiern  16Ü0,  Schweden  im  westphätisohen  Frieden  solche.  Anch  Oesterreioh 
Ums  sich  1530  ein  solches  geben,  l.'i48  Bii^r<i'id-  ^  ^b°  diesen  Staaten  wurden  in 
Unfe  des  16.  □.  17.  Jahrb.  «igene  Appellation^ericbte  conatituict.  Ein  solches  ward 
auch  von  Ferdinand  I.  für  Böhmen  zu  Frag  1547  errichtet.  Siehe  Oraf  Aner- 
tperg  Geschieht«  des  kön.  bShm.  Appellationsgenchts,  Prag  1806. 


OeMh.  d.  CterichtsweMU.  L  Eap.  §.  120.  §.  121. 

^e  batte.    Die   Mdeotüehe  Einridituiig   sdcher  wurde  endlich  in  dn 

m  BnndeBakte  *)  allen  Staaten  Torgeschriebes. 

.  In  den  Keichsatädten    blieb  die  Jngtiz    auf  der    aHen  Glrnndla^ 

i;  jedocb  tiates  such   in  ihnen   ^mSlig  an  die  Stelle  der  früheren 

I  mit  gelehrten  Richtern  besetzte  Behörden,  deren  es  gleiohfidlB  in  den 

n  mehre  mit  Terschiedener  Competens  gab.*) 

Gleidiartig  bildete  üoh  endlich  das  Oerichtewesen  ans  in  den  Kbrigen 

bar  unter  dem  Beiche  Btehenden  Gebieten. 

>as  fremde  Recht  hatte  auf  das  Oerichtswesen  ferner  den  groBsenEiii- 

aaa  an  die  Stelle  dea  Urtheilbolena   bei  Obei4i5fen  and  auch  in  man- 

erritorien   die   AktenverBendnng    an    die    JuriBteufakultiten 

nd  zur  Fällong  des  SpFOches  im  Namen  des  erkennenden  Gerichts.  1 

S.  121. 

2.  Die  ßeichBgeriohte. 

a  Reichsabschlede  zu  Worms  von  1495')  wurde  znuSohst  das  vord« 
Bchon  bekannte  Mittel  der  Austrüge  in  eine  festere  Form  gebr^t 

ch  in  den  BpStem  Ordnungen  des  Eanmiergerichts  beiaasen.  *}  Ton 
Wege  dieses  Yerfahrens  geschöpften  Urtheilen  Mieb  aber  die  Bem- 
das  Reichsgericht  Torbebalten, ")  wodurch  die  Auatragalgerichte  den 

Charakter  von  Schiedsgerichten  an  sich  trugen. 

>as  eigentliche  Mittel  zur  wirksamen  An&echllialtDng  des  Landfiriedeng 

die  Einsetzung  bez.  Kengestaltung  des   kaiserlichen  und  beiligcD 

i.   Xn.   Wiener  Schlnssakte  Art    2S.   SO.    YgL    daza    t.   Me^er  Btaab- 

49B. 

e  Appellation  blieb  aber  hier  an  die  Beiebsgericbte  fortwährend  in  Kraft 
ung. 

tinl.  H,  G.  O.  Earl's  V.  v.  1532  cap.  CCXXH.  §.  1.  löset  znent  die  Obe^ 
stehen.  „.  .  .  .  Wo  aber  die  Obericeit,  ex  otScio,  u.  Toa  Amtswegen,  nidei 
isshändler  mit  pranlicher  Anklag  oder  Handlung  ToUefObre,  so  sollen  die 
T,  wo  ihnen  Zweiffei  zufiel,  bej  den  nftchaten  hohen  Schnlen, 
Communen  oder  andern  Bechteventäudigen,  da  sie  die  Cntarricbt  mit  d«n 
n  Kosten  zu  erhüben  vermeinen,  Bath  zn  suchen  sohnldig  seyn."  §,  i- 

Quellen  der  Anin.  3. 
;L  Oben  §.  7S.  91.  b.  1.  2.  9.,  wo  alle  in  Beä«cht  kommende  BeiehsgeeetH 

.  G.  O.  V.  14S6  §.  28.  30.  —  K.  G.  ö.  v.  1656  Th.  IL  Art  IL— T.  TBL 

n.  a. 

O.  0.  V.  Ibbi  Th.  n.  Axt  VI.  %.  1.  ,Bs  soll  auch  in  allen  vorgemeldtan 
.  jedem  Tbeil  an  das  HiayserL  Oammer-Gtecioht  lu  appeUireu  zugalassHi  ie;n. ." 


Die  BtiohagKtcbte.     Batohdcamme^erioU. 

fieichs  Cammer-OsricbU.*)  Es  sdlte  nach  der  nnprOnglichen  S 
mang  „an  emer  fngUchen  Stat  im  Reich"  bleibend  gehatten  werden,*) 
ipäter  an  den  Ort  des  Reichsregiments  (g.  98.)  yerlegt*)  In  'Wirkl 
inirde  ee  auf  Qalli  (16.  Oct)  1495  zu  Frankfurt  am  Miün  eröfihet,  ire< 
mebnoals  den  Sitz,')  litt  anfänglich  an  Mangel  des  Unterhalte  und  dei 
fülirbarkeit  seiner  Erkenntniase,  so  dass  es  viederholt  Btillstand,  wurde 
zu  Oalli  1507  nach  Regensburg  nnter  dem  Bischof  von  Faaeau  auf  ein 
fSi  das  zweite  Jahr  nach  Worms,  falls  Bischof  und  Stadt  bis  dahin  den  F 
Iiltten,  im  gegentfaeiligen  Falle  nach  Nördlingen  oder  Eisslingen  verlegt 
dem  Grafen  von  Nassau  oder,  wenn  dieser  sich  weigere,  dem  Ffireten  : 
halt  als  Canuuerrichter/)  Im  J.  1521  wurde  es  nachNSmbeig  transpo 
1524  nach  Esslingen,"^  1526  nach  Speyer  zu  verlegen  beachlossen, ") 
Bttdt  ab  sein  immerwährender  Sitz  bestimmt  ward.")  Als  16S9  Spej« 
den  Franzosen  verbrannt  war,  wurde  durch  einen  Reichssolüuss  Wetz) 
deesen  künftigem  Sitze  bestimmt.")  Hier  ist  es  1693  neu  consütuirt  u 
luiQ  Ende  des  Reichs  gebUeben. 

m.  An  derSpitze  stand  ein  Eammerrichter.  Ihm  waren  zwei  Si 
Präsidenten  beigegeben,  welche  mit  den  Urtheüem,  E.  K.  Q.-Aasei 
Beisitzern  das  Richterpersonal  bildeten.  Ausser  ihnen  war  ein  vom 
beBtellter  Beichs-Fiscal  mit  einem  vom  Eaiser  ifafh  beigegebene 
lokaten  als  Gehülfen.  Hierzu  kam  die  erforderliche  Anzahl  (24 
Procuratoren  und  Advokaten")  für  die  Parteienvertretung  und  I 

')  Die  Literatur  in:  Aug.  Job.  E.  i.  Fabnenberg  Literatur  des  Kais. 
kunmeTgeriohlB,  Wetzlar  1T92.,  Ersch  s.  a.  0.  num.  1343  ff.  und  in  den  '^ 
aber  das  StaatBrecht.  F.  Tbudichum  in  Zeitscbr.  f.  d.  Recht  Bd.  XX. 
B,  148  —  222. 

')  R.  A.  V.  149&:  K.  Q.  O.  g.  IS.  Handhab.  Friedens  und  Rechtens  g.  i. 

^  R^imeut  V.  Worms  1521  §.  10.  (Nene  BanunL  IL  8.  174). 

')  Dies  ergibt  g.  1.  des  R.  A.  von  1467  ni  Worms  (Nene  Sammlung  n. 
in  dem  der  Kaiser  erklfirt,  er  habe  demselben  zu  Oalli  1496  den  Sold  fOr' 
Jshr  bezahlt. 

")  R.  A.  zu  Castnitt  1507  g.  24.  das.  8.  113. 

1  R.  A.  zu  Wonufl  v.  I52I  §.  10. 

")  R.  A.  zu  Worms  v.  1524.  §.  2. 

")  R.  A.  zu  Speyer  t.  1526  g.  23.  Eier  wurde  es  (1627)  erOffiiet  und  an 
aene  Ordnung  publicirt. 

■•)  B.  A.  zu  Augsbarg  v.  I5S0   g.  83.  R.  K.  O.  O.  v.  1555  Th.  IL  art  84. 

■^  Kais.  Comm.  Dekr.  vom  20.  Oct  16S9  in  Neue  SanmiL  IV.  8.  i57.  Sol 
1.  Nov.  1688  das.  8.  156.  hatte  ein  CommissionB-Dekiet  auf  die  Nothwendigt 
Verlegung  hingewiesen.    Die  die  WiedererGfEnuug  betr.  Schreiben  siehe  das. 

")  B.  K.  0.  0.  V.  1495  g.  1.  Zum  ersten,  dos  Camer  Gericht  zu  beseb 
eynem  Richte^,   der  ein  Oeistlich  oder  WeUtlicb  Ffirat,  oder  ein  Oraf  oder  F 


nHf.   ün  iifr  Cjwiir  Ktbut  »in  'im  i 

Bwr  «rfioi^pn  «ilboi.    'tnrli  «i  «ulfn  jof  Xf^a  mai  ^v,   >i^n  « 

mr  fmrvM!  y. 

Uailt     tsA  to  -Mfr  fjmuB'tir^ai  ^ank  I 

vt'^tia  ta  vartCitn.  «^  iruiek  Z^yi:.  •»eritniii«»  «önl,  ja  aoQe  Er  mc^ 

üe    W'jM«»    nut    W:ili>ii  '1er   V.-auipr  hnfeuiefa^    <ier  T-a^K   «i^,   mj 

:  jM  iU*  fJmmr  Kj-Jaena.   avJi  Axt  v 

r  Ah««wn.  «Ulm  ilift  aiiJi.m  TrMflg  4 

«iMh.    JCwJw  lutiMii,   ai>  Ab   <;  aü  Mnpii{L-a  i 

I  »»  ''  —IT  'rr'tr  wUrrt«!  g 

VA  filr  ark  4ftiin  anffuftBA,  in  4i!r  «tez  •ie^wOicB  iaelHa  « 

w  'Bnum,  <yt«r  ■*  C«  <tM  aä  d 

<  MttMi,  >t«n>*  riMi,  On<  <»4er  rnrWv  aadh  4m  ■ 
4«r  f«  MwiM  Ml,  «ew«^  «  4m  Caacr  HdMv  wM 
^infMvferJM  lrji>.lMi  4ai  Kii^mi  hliii.  K.  6.  O.  * 
KM  «•«  B«irri<E«r  auf  M^  4i«  mA  |.  2.  ■ 
IM  lim  f>ra<M  «4»  rieftAn,  3  «m  4m  Btdüiiütfctij,  3  a—  4b-  Kitto^ 
>^  4>iiit  JCaüMT,  *Mi  4«a  Mch«  Kwttnt«*  je  ei>er,  *«■  je4^  da-  aeck« 
:w*k,  nr  HUft«  mm  4m  Beekngriebrts,  nr  Büte  mm  4er  Bätendwft; 
iMti'h'Di  KiirtfinMa  loflu«  Dir«  BcääBer  aa  Bwk^gtlahrtM.  4n  weithchea 
iMfwlMft  »«Inaea.  An.  IL  ordact  die  TerOeaai^  arf  4ia  Kibm  b.  (Bneitt 
Im  Zahl  aof  1«  crhSItt).  Ihre  PrtoeMalM«,  Prt&Bis  '■»d  ^^  Gsielit,  Zo- 
MlinmiiK  mt!%va  UBta«{|^kWwit,  b.  a.  iit  fOMM  ia  4<a  fcIgMdew  AHikehi 
Jkft.  Ul.  |,  S.  Um  bn4e  Coaftaripaf  n.  —  R.  A.  n  AagriMt;  -*.  1566 
«hft«  4)«  Zdd  «M  »  BeHÜzer,  tm  d«MB  !  die  KnAntai,  6  die  Kreiee  n 
Mm.  —  L  P.  O,  V.  I64S  art.  T.  f.  5S.  „Pmetena  vom.  ob  naiu  ex  pr»- 
wutaricBWi  «t  aUMCMWM  4«  judido  CcaecM  InperiaBi,  ad  alrän  Brnrenis 
tltnw  «a— wdlonwa  loemi  tmMtoaada,  et  Jadieeai,  Praemdes,  Aneaaorea  et 
■  nametoiitijnsqiie  rel%M)aii  piaeMntMido,  wnit  etiam 
■  üaaMmle  cpectaBHIni«  qBwdu)  in  median  allaU  faanul,  sed 
I  (wnfTMM  ob  Mgvlll  graTitat«m  noa  tarn  pleae  «xpediii  qoeaat ,  ia  imnime 


Die  Reiolugericbte.  331 

Knecht;  Boten-lfeister  tmd  Einnehmer),  ■weiches  Kurmainz  theiJB  selbst  ei 
nannte,  theils bestätigte. '*)  Die  Kosten  für  die  Unterhaltung")  wurde 
■lu  Sportein  und  Taxen,  ansserdem  lange  Zeit  hladorch  bald  vom  Kaisf 
nnd  Stünden  bald  von  jenem  allein  beatritten,  bis  durch  die  s.  g.  Eammei 
Eieler  eine  f9r  diesen  Zveck  zwar  stehende  aber  zom  Theil  sehr  anrege 
nüeaig  eingehende  Roichssteuer,  geschaffen  wurde. 

IT.  Angemessen  der  Stellung  des  Gerichts  genoss  dieses  des  besonder 
iReichsschntzes,  der  Ort  völliger  Neutralität;  die  Richter  konnten  nur  durc 
Urtheil  des  Gerichts  oder  einer  Yisitation  entsetzt  werden,  nnd  hatten  mehi 
foche  Privilegien.  Das  übrige  Personal  stand  in  verschiedener  "Weise  untt 
dem  Kammerrichter  und  Gericht  und  dem  Verwalter.") 

y.  Das  Beichskanunergericht  var  oberstes  Kaiser  und  Reich  repräaentirei 
des  Gericht,")   welches  in  erster  Instanz")  nur  Über  Reichsnnmitte 


indicendis  Comitiis  de  Mb  OTnniboa  ag;i  ef  conTSniri,  deKberationeeqne  de  reformatioT 
jmtitise  in  Depatatormn  Imperil  Couventu  Francofurtensi  babitae,  GSoctom  dari,  1 
ei  quae  in  Ms  desiderari  videntor,  suppleri  et  emendari  debere  ooaTeutum  est.  N 
Umen  res  haec  proisiiB  in  incerto  maneat,  placuit  praeter  jvdicem  et  qnataor  Prai 
Bides,  et  quidem  duos  faonmi  ex  Auguetana  Confeasione  a  sola  Caeaarea  Majestät 
eonstituendoB,  numerum  Assejsoram  Camefalium  ad  qniuqoaginta  in  univerBimi  adai 
geri,  ita  ut  Catholici,  compatatis  dnobns  Assessoribiis  Imperatoris  praasentatioiu  reee 
ratis,  viginti  sex,  Augustanae  Confessionis  Status,  vlginti  quatuor  Aesessorea  praesei 
tare  possint  et  tencantur,  atqae  ex  singolis  dronüs  mixtae  religionis  non  tantum  dui 
Catliolicaa,  aed  etiam  binos  Augustanae  Confesidoni  addictoa  asaumere  et  eligere  ft 
Sit.  Caeteris  ad  Judicium  Camerale  pertinentibiiB,  ut  dictum  est,  ad  proxima  ci 
mjtia  rejectis." 

■»)  K.  G.  O.  V.  1555  Tli.  I.  arf.  18  —  25. 
'•)  Siehe  K.  Q.  0.  v.  1S55  Tli.  L  art.  26—41. 

")  Darüber  lassen  aicb  die  citirten  Beicb^eeetze  sämmtlich  aus.  Vgl.  aucb  g.  lOi 
'")  K.    G.   0.  T.   H95.   §.   18.,  von   1B55  Tb.  I.   art.  49  —  56.    L   E.   A.   t.    IGE 
g.  141.  142.,   Wahlkap.  Art.  IV.  §.  10.  n.  a. 

>*)  R.  A.  V.  1550  §.  76.  „Dleweil  non  Unser  Kammer-Gericht  daa  oberst  und  )et 
Gericht,  (davon,  laut  Unser  Ordnung,  nicht  appellirt  werden  kann)  .  .  ."  wiederlic 
in  K.  G.  O.  T.  1555  Tb.  L  art.  3.  I.  E.  A.  y.  1664.  §.  165:  „Damit  aber  aucb  Dnsei 
nnd  des  heiligen  Eeichs  Cammer-Gericht,  als  welches  Uns  samt  CburtOTSten  an 
Stände  dee  Eeicbs  repiüsentirt  .  .  ." 

^  K.  G.  O.  von  1485  §.  IS.  29.  K.  G.  0.  v.  1521  art.  22.,  von  1522.  I.  §. 
n.  a.,  von  1555  Th.  IL  Tit.  1.  „Erstlich,  ordnen  und  setzen  wir,  dasa  alle  des  he 
ligen  Reichs  Vorwandte  und  TJnterthanen  bei  ihren  ordentlichen  inländischen  Eeobtc 
and  Gerichten,  (ausserhalb  der  Fäll,  die  nacb  Laut  dieser  Ordnnng  an  das  Camme 
Gericht  ohn  Kittel  gebSren)  gelassen,  alao  dasa  ein  jeder  in  dem  Gericht,  darinn  1 
ohn  Mittel  geaeBsen  und  gebSrig  ist,  fdrgenommen ,  doch  dass  nach  Ansuchen  di 
Parteyen  bmerbalb  eines  Monats,  das  Recbt  auffgetban,  mit  dem  ProceSB  VermS 
desaelben  ITnter-Gerichts  Ordnung  aud  Gewcnheit  und  sonst  bierinn  gehalten  werd< 
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^  Qf»iM.  d.  Qtrv%ttwt»rm.  L  Kapi.  %.  Hl. 

XT^  SaeatSeüim  Itatl«.  AnagesoanneB  waren  mni  gMrtBm^wfA  m  oiter 
xcBii  BOT  dawelbe  ohne  VAcköAt  anf  den  Stand  Atx  Pbm:  Brack  dei 
.Aadrr-:edi:B*,"j    die   fi«kaliichen  Sachen,")    BesitzatTcitigkeUen 

ier  ^iter  in  vericfaiedenen  Ländern.*^  Daisit  £e  Jiii iwlii tion  ig 
CHT  ÜBsuju  fib«r  Bdcluranniittelbare  begrGodet  w&rdc,  i— t««  die  Tot- 
«srd^  fiber  Aiutilge  inid  Terweigerte  BecbtahfiUfl  erfBDt  aäm.") 

TL  la  höherer  Instanz")  hatte  dowelbe  Jiiris^etio«T  w^n  eine  Bero- 
j^  raa  dt-n  Aoitrigalei^etmtniMen  itattfiuid,   fenm   won  d»  ordenüiche 


^A  öM*  jeden  FBrtttentfanm«,  Or«fhih«fK,  Hemchafft,  und  Ob^keit  Ulbfidieii  H»- 
;^^HM   and  Oebranchen:    Doch  loUeit  daneben  alle   and  jede  Gastliche  nnd  'Welt- 

j^  i'>i)rigkeiten  ein  gebOhriiche«  Einsehens  thnn  und  verschaffen,  dass  die  Hissbräuch 
■^  Cwrdflung  der  Ueistlicben  und  Weltlichen  Qerichten  abgestellt,  an  denselbigen 
-^^f  ceoieiner  Rechten  ordentlich  und  formliofa  (gehandelt  and  proG«diri  werde,  und 
■  ^BM  dss  ander  bej  seinem  Procea*  tmd  Lanff  bleiben  lasBen,  allerhand  Unnth, 
FiterwiH,  Vnwenen,  aach  Hichtigkeit  des  Process,  eo  daraas  erwachsen,  damit  zu 
y^.^mimim.  S.  'i.  Es  soll  auch  demnach  das  Kajserl.  Canuner-Qericht  in  eistar  Instanz 
ia  Bechtrortigung,  anff  niemands  Klag  oder  Ansnchen,  Ladung  erkennen  oder  geben, 
«en  denjenigen,  die  der  Eajserl.  Hsjest.  und , dem  Reich,  nicht  ohn  Uittel  tinter- 
lotte"  lind,  und  doch  Bonst  ihren  ordentlichen  Richter  haben,  nnd  so  Aber  daa 
^snd  solche  Ladung  oder  CitaÜon  erlangt,  so  soll  die  mit  allem,  was  daraufi  ge- 
^gt,  nichtig,  unbUndig,  und  nnkrafftlg  sejn :  Es  wäre  dann  Saoh,  dass  einer  die  ordenl- 
ebe  Untvr-Uorioht  um  Recht  ersucht,  und  ihme  darauff  in  Zeit  eines  Monats,  nach 
«■cbehonomKrmchon,  zuRecht  nicht  verholffen,  oder  ihme  das kündtich  versagt  oder 
ät  Ourtlhrdon  vorzogen  yrire:  In  welchem  Fall  dann  der,  dem  das  Recht  also  ge- 
reigort  oder  Terxogen ,  desselben  Ucter-Oerichts  nechsto  Oberkeit  und  Herrscha&t 
hbo  Ri'iilitens  lu  verhelfTen  ansuchen,  und  da  ihme  daselbst  auch  nicht  zum  Recb- 
•n,  vrlo  sinh  gebührt,  Terbolffen,  solohes  dem  KajserL  Cammer-Qericht  anbringen 
isg,  daselbst  Ihme  alsdann  verbolffen  werden  soll,  inmossen  hie  unten  in  einem 
undom  Artloul,  vom  geweigerten  Rechten,  davon  Meldung  geechicht" 

")  K.  0.  O.  V.  1666  Th  n.  Tit.  9—19. 

••)  Daselbst  Tit.  SO. 

•■)  Dnsolbit  Tit.  21. 

")  Vgl.  noch  das.  Tit.  2S.  u.  27.  „Weiter  ordnen,  setzen  und  wollen  Wir,  dass 
IU<  und  jode  Personen  nnd  Sachen,  die  der  Kayserl.  Jurisdiction  ohne  Mittel  nnter- 
iiriTi^ii  und  durch  sondere  Austräg  dieser'  Ordnung,  oder  andere  Privil^ien,  Frer- 
nllt>n,  gewillkahrte  und  reobtm&ssige  Gewohnheiten,  mcht  auegenomnieii  eönd,  an 
i>m  KajserL  Cammer-Qerioht  fOrgenommen  und  gerechtfertiget  werden  soUen." 

•')  K.  G.  O,  V.  1115  Th.  K.  Tit.  1.  §.  2.,  Tit  28.  g.  1.  2.  (V^bot,  die  CBier- 
lanoii  tum  Vendchte  auf  die  Appellation  an  bewegen  und  Nullität  dea  ecxwnnseoen) 
(T.  Tit.  S9.  Beide  ordnen  auch  die  nQthige  AppellationsBnmnie,  App«llaiioD 
nn  lliiiurtheilen,  die  Appellation  in  peinhohen  Sachen.  Th.  OL  tiL  34.  >ialliiäi»- 
lagn  und  Suplikatlon.  I.  R.  A.  v.  1654.  §.  13S.  —  Ueber  das  von  ITa— miii  lir 
dM  m  verhandelnde  Reohtsmiltel  der  Restitution  gegen  dessea  Vi\  ■■■lasiiii  $. 
:.  l).  O.  von  im  Th.  m.  Tit  52^  der  Revision  durah  di»  Tiaüalkm  4m  Kam- 
toi^riohb  das.  TiL  it.  Racnrs  an  den  Reiohstag. 


^  pi«  BeJchagericUe.  ,J 

AppeUadoBBiiditer  die  Justis  verweigerte,  endlieh  al^mein  von  ^ea  Vit 
len  der  AppeUatioDsgericlite  jener  Laadeiherm ,  die  keia  Privilegium  de  : 
appellando  hatten,  BOirie  von  den  Urtheilen  aus  den  Reichsatädten.  **) 

Tu.  Neben  diesem  kuserlichen  mid  Reichsgerichte  stand  als  aber 
blosses  kaiserliches  Gericht  der  Belchiluifratli.'')  Durch  die  Erricht 
des  Rüchskanunergerichte  fiel  keineswegs  dos  persönliche  Becht  des  Kaii 
XU  Entschödong  von  StreitBaohen  fort  und  wurde  ihm  auch  in  einzel 
Sachen  ansdrScklich  vorbehalten.")  Für  die  Reichs-  wie  erblBrnjischen 
^legenheiten  hatte  Maximilian  I.  schon  1501  einen  Hofrath  bestellt,  den 
such  die  Vorbereitung  der  an  ihn  gelangenden  Berufungen  zu  seiner  I 
Scheidung  zuwies.  Die  wiederhidte  Unterbrechung  der  Justiz  des  Kaum 
g«nchts  veranlasste  zahlreiche  Berufungen  an  den  Euser,  welche  Seiten« 
Beichsetände  mann^ifeche  Beschwerden  hervorriefen.  Diese  bewirkten,  ( 
K.  Ferdinand  I.  im  J.  1559  die  erbl&ndischen  Sachen  diesem  CoUeginm  i 
zog.  Seitdem  erscheint  es  nur  als  Reichshofrath.  Qleichwohl  weigei 
sich  die  Stände  dessen  mit  dem  Cammergericht  concurrirende  Uerichtsbar 
anzuerkennen,  führten  auch  fiber  die  Besetzung  und  Anderes  Beschwerde, 
der  "Westphäliscbe  Friede  diesem  Streite  principiell  em  Knde  machte.") 


")  Dies  sagt  zoletzt  R.  D.  H.  8.  v.  1803  §.  27.  —  Ueber  die  JurUdiction 
Zeit  der  Beichsvacauz  e.  g.  IIS,  HL  §§.  71.  VI.,  36.  V. 

'')  T.  Moser  Pcagmat.  Getoh.  n.  Erläuterung  der  kais.  Reichs-Eobaths-Ordni 
Kümb.  17S1  L  2  Tlie.  L  Q.  Herchenhaha  Ocschicbte  der  EDtstehung,  Bildunj 
gegenwSrt  Verfsasang  des  kau.  Beichshofraths  u.  e.  w.  Kannh,  1791  ff.  3  Bde.,  • 
T.  Biefel  der  Beichshofcatb  in  Justiz',  Gnaden  und  anderen  Sachen  d.  s.  «.  An 
1791 — 98,  4  Tke.  Dia  Ordnungen  u.  s.  f,  in  (B.  K.  Frh.  v.  Senckenbc 
SaDsmhiDg  der  den  kaiserL  BeichshoEr.  betreff,  Ordnungen  u,  Verordnnogen  u.  s 
äi«ie.  ISUO. 

»=)  B.  A.  y.  1512  §.  10.  (Neue  Samml.  IL  S.  138),  von  lä21  g.  12.  (das.  S.  1 
|.  7.  „Ob  ancb  Sachen  flirfielen,  Fonteuthum,  Hertiogtluuii,  Qraffsohafft  etc>  be 
gend,  so  vom  Beidi  za  Lehen  rühren,  so  einem  Tbeil  gantzUcli  nud  endlich  al 
sprachen  werden  solteo,  denelben  EricSnntnflss  wollen  Wir  Uns  hierinn  auch  vo 
halten  haben.  Doch  soost  in  andern  Sachen,  diesem  Unserem  Begiment,  und 
Cammor-Geriohte-Ofdnung  unabbrOchig."  —  K.  G.  O.  ».  lääS  Th.  IL  Tit.  7. 

")  I.  P.  0.  art.  V.  §.  65.  56.  ,§.  5ö.  Quoad  piooeasnm  jndidarium  ordü 
Camerae  Imperialia  etiam  in  Jndicio  Aulico  aerrabitni  per  omnia,  tum  ut  ne  pi 
ibidem  litigautes  omni  remedlo  suBpensivo  destituantur,  loco  reviBionis  in  Camera 
tatae  lioilum  esto,  psiti  graTatae  a  senteatia  in  Jndicio  Aulico  lata,  ad  Caesai: 
Jlajeatatam  supplicare,  nt  acta  judicialia  denno  adhibitis  alü»,  giavitati  n^otii  pac 
uentriqne  partinra  addiotis,  ex  alraque  religione  aequali  numero  Consiliariis,  et 
eondpiendae  et  ferendae  priori  senteutiae  non  interfiierint,  ant  carte  referentiun 
correfereatinin  partes  nOD  sostinaerint,  revideantur,  Uberumque  fiit  äuae  Majestai 
ODsis  majoribos  et  unde  tnmaltns  in  Imperio  timeri  possent,  insnper  etiam  quo 
iitm  ntnnaqae  rdigionia  EleattMWB  et  Principam  seat^ntias  et  rota  reqnirer&  %.  SS. 


«    1 

342  Gesch.  d.  GerichiBweBenB.  I.  Kap.  §.  121. 

Yni.  DerReicfasIiofrafh  bestand  ans  einem  Präsidenten  nnd  BätheD, 
welche  der  Kaiser  selbst  ernannte,'*)  za  denen  bisweilen  ein  von  ihm  ernann- 


sitatio  Gonsilii  Aulici  fiat  ab  Electore  Hoguntino  toties,  quoties  opus  fuerit,  obserratis 
ÜB,  quae  in  proximis  ComitÜB  de  conmiTim  Stataum  placito  obserranda  esse  yidebmi- 
iar:    d  qnae  yero  dubia  drca  interpretatiouem  eonstitutionum  ac  recessunm  Impefü 
pubHoomm  occwnint,  aut  in  dijudicandis  oauau  eeelesiasticis  vel  potUiciB  inier  partes 
Bupra  expressas  vertentibaB,  ex  paritate  ABBessorum  utriusque  religioiuB,  post  quam  m 
pleno   etiam   Senatu,   pari  tarnen   semper  utrinque  judicantium  numero,   «^ftTOmata 
fderint,   contrariae  oriantur  sententiae,    Gatholicis  quidem  in  unam,   AuguBtanae  yero 
Confessionis  Assessoribus  in  aliam  abeuiltibus,  remittuntor  ad  Gomitia  Imperii  uni^ei- 
salia:  sin  autem  duo  pluresve  Catholioi  cum  uno  aut  altero  AuguBtanae  ConfessioniB 
Asseasore,  et  ticiflshn  unam,  reliqui  vero  totidem  numero,  quanms  rehgione  disparee, 
alteram  ampl^  fuerint  senientiam,  indeque  coniraiietas  oiiatur,  hoc  casu  jnzta  ordi- 
nationem  Camerae  üb  terminabitur,  ulteriori  remissione  ad  Gomitia  oessante.    Et  haec 
onmia  in  causis  Statuum  comprebensa  immediata  Imperii  Nobilitate,   siye  actores  Uli, 
siye  rei,  siye  intenrenientes  fuerint,  obseryentur.    Si  vero  inier  mediatos  Tel  actor  yel 
reuB  yel  tertius  interyeniens  fuerit  Augustanae  Gonfessionis,   et  paritatem  judicantium 
ex  utriusque  rellgionis  AsBeBsoribus  postnlaverit,  adhibeantur  pares.    Eveniente  autem 
tunc  yotorum  paritate,  ceaset  remissio  ad  Gomitia,   et  IIb  juxta  ordinationem  Camerae 
terminetur.    Gaetera  in  aulico  non  minus,  quam  in  Gamerae  Imperialis  judicio  priyile- 
gium  primae  instantiae,   austregarum  jura  et  priyilegia  de  non  appellando   StatibiiB 
Imperii  illibata  sunto,   nee  per  mandata  aut  commissiones,   aut  avocationes,    aut  quo- 
yis  alio  modo  turbantor.    Denique  cum  etiam    de  abolendis  curia  hnperiali  Rottwilae, 
judiciis  proyindalibuB  Sueviae ,  et  alÜB  hinc  inde  per  Imperium  hactenus  usitatis  mentio 
injecta  fuerit,  resque  haec  grayioris  visa  sit  momenti,  de  bis  quoque  ulterior  deliberatio 
ad  proxima  Gomitia   remissa  esto.*'     Ueber  die  Reichshofrathsordnungen  s. 
Oben  §.  91.  I.  b.  4. 

»•)  R.  H.  R.   0.  V.    1654   Tit.   I.    „Unser  Kayserlicher  Reicbs-Hof-Rath,    dessen 
oberstes  Haupt  und  Richter  allein  Wir,  und  ein  jeder  Römischer  Kayser  selbst  ist^ 
solle  hinfüro  jederzeit  mit  einem   y erständigen,   und  yrie  zu  Führung  eines  solchen 
Amis  yonnöthen,   wol-qualificirten  Praesidenten,    der  ein  Reichs-Fürst,    Omff,   oder 
Herren^Stands  seye,  mit  genügsamer  Anzahl  Reichs-Hof-Räl^en,  gleichfiills  von  Fürsten, 
Grafen  oder  Herren,  Rittermässfgen,  graduirten,  oder  souBten  gelehrten,  wolerfahmen, 
anseheniliohen,   frommen  und  geschickten  Personen,  so  im  Reich  Teutsclier  Kation 
gebohren,  erzogen,  und  auch  der  Teutschen  Sprach  wolerfahren,  gutes  Namens  und 
Herkommens,  beyorab  auch  darinnen  begQiert,   in  den  Rechten  und  Reichs-Bachen 
wolgeübi,   und  die  Gerichtliche  Processen  zu  referiren  tauglich  und  geschickt  seyn, 
damit  männiglich  schleunige  und  unparieyische  Jusiitia  administriri,   besetzt  werden. 
§.  2.  Und  dieweil  die  aUzugrosse  Menge  der  Rftthe  nur  zu  mehrer  Yerlfingerong  der 
Raths-Geschftfften  gereicht;  also  haben  Wir  Uns  allergnädigst  resohirt,  dass   hinfOro 
jetzt  ermeldtes  ÜnserB  Reichs-Hof-Raths-Mitiel  über  achtzehen  Personen,    mit  einge- 
schlossen  des  Reichs-Hof-Raths-Praesidenten  (ausser  des  Reichs-Yiee-GaiitzIeiB)    sich 
nicht  erstrecken  soll;  gestalisam  Wir  auch  keinen  neuen  Rath  annehmen  oder  resol- 
yiren  wollen,  biss  ein  ordentliche  Yacanz,  yon  obgemeldten  achtzehen  Personen   sich 
ereignen  wird.   Wir  wollen  auch  unter  diesen  achtzehen  Personen,  Sechs  ▼om  Herren- 
Ritter^  imd  Gelehrten-Btand  der  Augspurgischen  GonfeBsion  Yerwandte  und  der  Beicha- 
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ter  Yicepräsident  und  auch  der  Beichs-Yioekanzler  kam/')  Für  die 
Parteien  gab  es  vom  Hofrathe  selbst  bestellte  (24 — 30)  Procuratores  und 
Agenten.  Das  zahlreiche  Kanzle ipersonal  ernannte  der  Kurfürst  yon 
Mainz,  yon  dem  auch  die  Feststellung  der  Taxordnung  ausging  imd  die  nie 
erfolgte  Visitation  geschehen  koraite.**)  Die  Unterhaltung  des  Richterper- 
sonals  hatte  der  Kaiser,  die  des  Kanzleipersonals  der  Kurfürst  yon  Mainz  zu 
tragen.  Persönliche  Stellung,  Privilegien  und  Rang  der  Mitglieder  waren 
ähnlich  wie  beim  Cammergericht  und  in  den  Ordnungen  genau  normirt. 

IX.  Der  Reichshofrath  war  das  oberste  Gericht  des  Kaisers  für  seine 
Gerichtsbarkeit  im  Reiche,  nicht  ein  Gericht  des  Kaisers  und  Reichs ;  er  hörte 
daher  mit  dem  Ableben  des  jeweiligen  Kaisers  yon  selbst  auf.  Gleichwohl 
war  er  als  Gerichtshof  durchaus  selbstständig  und  unterlag  weder  kaiserlichen 
Befehlen  in  einzelnen  Streitsachen,  noch  durfte  der  Kaiser  in  seine  Entschei- 
dongen  eingreifen.*^)  Seine  Competenz**)  war  zunächst  gesetzlich  eine  aus- 
schliessliche für  die  Reichslehnssachen,  *'^)  ferner  herkömmlich  für  dieCriminal- 
(Ächts-)  Sachen  der  Reichsunmittelbaren.  ®®)  Ausserdem  hatte  er  eine  concur- 
rirende  Gerichtsbarkeit®^  mit  dem  Reichskammergericht  für  die  Klagen  gegen 


Sachen  erfahrne  Männer,  aus  denen  Reichs- Craisen,  darinn  entweder  die  Augspurgische 
Colifessions- Verwandte  allein,  oder  zugleich  die  Catholische  Religion,  im  Schwang 
gehet,  annehmen,  damit  auf  begebenden  Fall,  die  Gleichheit  der  Richter  von  beeder 
fieligion  Assessom,  obserrirt  werden  möge:  Thun  auch  hiemit  befehlen,  dass  nicht 
allein  bey  dem  Oammer-Gericht,  sondern  auch  bey  Unserem  Kayserl.  Reichs-Hof- 
R&Üi,  ao  wol  geistliche  als  auch  weltliche  Sachen,  so  zwischen  den  Oatholischen  und 
Angspurgischen  Confessions-Yerwandten  schweben,  oder  auch  wann  Catholische  wider 
CaÜhoUsche  streiten,  und  der  tertius  Interreniens  ein  Augspurgischer  Confessions-Yer- 
wandter  ist:  Und  hinwiederum,  wann  der  Streit  zwischen  der  Augspurgischen  Ooi^ 
fesaon  zugethanen  Stände  wäre,  und  der  tertius  Interyeniens  ein  Catholische  seyn 
würde,  mit  Zuziehung  beederseits  Assessom  in  gleicher  Anzahl  erörtert  und  entschie- 
den werden;  imd  eben  diese  Gleichheit  der  Assessom  soll  auch  obserrirt  werden,  so 
offl;  ein  Augspurgischer  Confessions-Yerwandter  unmittelbarer  Stand,  oder  ein  un- 
mittelbarer Catholischer,  yon  einem  mittelbaren  Augspurgischen  Confessions-Stand, 
fiir  Gericht  besprochen  wird.''  , 

^^)  Siehe  die  Anmerkungen  in  der  Neuen  SammL  (Zugabe)  lY.  S.  45  fl^ 

^*)  YgL  Oben  §.  91.  n.  25.  —   Reichshofrath  als  kaiserliche  Regierungsbehörde. 

^^  Project  der  perpet.  Wahlkap.  Art.  17.  Franz  II.  art.  18.  §.  ö.,  besonders  kais. 
Dekr,  V.  16.  Apr.  1637.  (Neue  Samml.  lY.  Zugabe  S.  75  ff.). 

^*)  R.  EU  B.  O;  V.  1654.  Tit.  2.  „Yon  Sachen  in  Reichs-Hofrath  gehörig,  und 
Erkennung  in  Process.'' 

^^)  Die  Stellen  der  Anm.  28. 

^^)  yg^  jedoch  Oben  §.  96.  n.  11. 

*0  Prager  Frieden  v.  1635  §.  30.  R  H.  R.  0.  v.  1654.  Tit.  2.  §.  8.  „So  wollen 
Wir  anch,  dass  Unser  Reichs-Hof-Rath,  sonsten  und  in  denen  Fällen,  darinnen  Wir 
und  Unsere  Vorfahren  am  Reich,  Unserm  Cammer-Gericht  conourrent^m  Jurisdiotionem 
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Reichsonmittelbare,   m  der  höheren  Instanz,   imd  rüclksidiilich   der  Anföcht 
über  ordentiiche  Handhahimg  der  Territorialjnstiz. 


Zweites  Kapitel 

Die  übrigen  Personen  des  Gerichts. 

§.  122. 

1.  Aellere  Zeh. 

I.  Den  Richter  unterstützt  von  ältester  Zeit  her  die  gesammte  Gemeinde 
(§.  14.  47.)  der  Freien.  Ihre  Theihiahme  ist  jedodi  eine  verschiedene.  Aue 
im  YoUgenusse  der  Ehre  befindlichen  Männer  —  rachimburgi  der  Franken 
—  durften  oder  mnssten  in  der  Gerichtsversammlung  anwesend  sein.  Aus 
ihnen   s  assen   die   angesehensten  und  erfahrensten   auf  Banken   zu   beiden 


SU  mehrer  BefQrdennig  der  Paifliey«!!   und  Unserer  Ubertragong  nügeäieitt  habeiir 
demselben  seinen  staiken  Lanff  lassen,  und  per  avocationem  eaasaram  nicht  rerfaindenit 
wann  nenüich  solche  Sachen  allbereit  daselbst  dmeh  sasgewfirdct-  und  insinnirte  Ci- 
tation  anhfingig  gemacht  worden,  daranf  dann  Unsere  Beidis-Hof-Rftflie  ein  sonderee 
Aufinercken  haben,   anch,  so  viel  müglich,   desselben  Unsers  KayseiL  Cammer-0«- 
richts-Ordnong  und  In  alloi  Sachen  gewöhnfichen  Proeess,  Tennin,  und  Solennitäten 
gebrauchen  und  obeervnren,  insonderiieit  aber  in  allen  Processen  kerne  Subetantialis 
auslBssen,  jedoch  auch  allen  Uberfluss  und  Yemlclilidikeit  abedmeiden,  die  gegebene 
teiminoe  ohne  erhebliche  Ufsachen  nicht  erstrecken,  und  in  alle  We^  so  viel  die 
Substans  eines  Oerichtiidien  Process  anlangt,   sondeiKdi  darum  unwiederbringliches 
Praejudii  su  b^Güiren,  von  der  Ordnung,  wie  sie  Im  Kays^I-  Caamep-lJericht  ein- 
gefUnt  und  verbessert  werden  m5chte,  in  subetantialibns  requisiüs  ptocconua  nicht  ab- 
weichen sollen.*    WahlkapituL  Proj.  v.  1711.  ait.  16^  Franz  IL  art  16.  —  L  B.  1. 
von  1654.  §.  109.    JWwan  sich  auch  aus  d«i«B  an  bemddtem  Unseim  KalserKcbeii 
und  des  HeiL  ReichB-Ganmer-Geridit  dorch  Appdlatiott  oder  sonsten   eingebrachten 
Beditfeitigungen  entweder  von  w^oi  Ersetzung  der  Oeiiditen,   oder  Administrining' 
der  Justitien  imuger  Mangel,  oder  sonsten  in  facto  genugsam  verifidrt  befindm  wurde, 
dam  ana  des  Eichten  Ungesdiiddidikat,  oder  Unerfahraüielt,  auch  TenaummsB,  Coi^ 
ruption,  oder  Boasheit,   zu  jeraands  Pitjuditz,  Nachtiusil  und  Sehaden  g^mUieilt  und 
gesprochen,  das  Becht  versagt,  oder  verzogen  worden  wfre,  so  solle  gegen  der  schuld- 
haAen  Obii^eit  so  wohl,  ab  derai  geordneten  Unter-Bachteni  gebtthrende  BeatraSung 

und  dnrdi  Unson  Kaiserlichen  Fiscal  zu  Einbringung  aoleher  Stra£f, 
gsbihri,  vef&hm  werden.*  —  Mit  den  Rechtsmitteln  gegen  die  Er- 
tniase  veriMt  ea  sich  wie  b«m  Kammemri^te  (Ama.  25.). 
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Seiten  des  Richters.  Für  dieFindnng  eines  Urtheils,  dessen  Vollstreckung,  die 
Vornahme  rechtlicher  Akte  wählte  der  Richter  oder  die  Partei  aus  ihnen  eine 
kleinere  Zahl,  meist  sieben,  aus.  Neben  ihnen  -wird  der  Umstand  nur  zur 
Bekräftigung  oder  Schwächung  des  urtheils  thätig.^) 

IL  Die  Pflicht  des  regelmässigen  Erscheinens  im  ordentlichen  Gerichte 
(malluB  publicus)  wurde  durch  die  Gesetze  Karls  des  Grossen  auf  gewisse 
hierzu  von  den  Sendboten  in  Eid  und  Pflicht  genommene  Männer  beschränkt. 
Ans  diesen  Schöffen,  Scabini,  nahm  man  die  zur  Yomahme  des  betref- 
fenden Akts  erforderliche  Anzahl.^    Diese  Einrichtung  blieb  nicht  nur  in  der 


^)  Lex  Sal.  L.  §.2.,  LVI.;  dazu  Nov.  19.  p.  55.  LYII.  De  rachineburgiis  (mit 
noT.  151.  sqq.  pag.  71.)  Merkel;  Lex  Ripuar.  Tit.  82.  (34.),  55.  (57.);  Edictnm 
Chilperici  regia  (561  —  584)  in  Leges  n.  p.  10.  sq.  c.  7.  9.  Pippini  regia 
capitalare  incerti  anni  c.  7.  in  Leg.  L  p.  81.  —  Marculfi  Form,  append.  form.  6. 
„yeniens  magnificos  vir  Ule  ....  in  mallo  publice  ante  inlustre  yiro  illo  Comite  et 
ante  apostolico  yiro  illo,  vel  presentibus  quampluribus  viris  venerabiübus  Ra- 
chimburgis  qui  ibidem  ad  universorum  cansas  audiendum  yel  recta  in  Dei  judicia 
terminandum  residebant  vel  adstabant  .  .'^  —  Ueber  die  Rachimburgen  s.  y. 
Savigny  Gesch.  des  röm.  Rechts  L  S.  177  flp.,  Grimm  R.  A.  S.  293  fg.,  774  f. 
(von  ragin,  rachin  als  Yerstärkungsilbe  und  burgius,  also  civis  optimo  jure;  ^es 
kann  darin  auch  ein  ahd.  raginporo  liegen'^  =  ConBÜium  ferens,  consilii  lator). 
ZopflS.  863N.  23.  „denkt  an  rac-  (rächt-)  himburgi  =  recht  =  Eid,  geschworne 
Heimburgen;  welches  Wort  sich  bis  auf  die  neueste  Zeit  für  kleine  Ortsyorsteher^ 
Doröneister,  Sicherheitsbeamte  in  Städten  u.  s.  w.  erhalten  hat.*^ 

*)  Capit.  Langob.  a.  802.  c.  14.  (S.  95.  n.  13.),  cap.  minora  a.  803.  c.  20.  (Leg.  L 
p.  115.)  „Ut  nullus  ad  plaoitum  banniatur,  nisi  qui  causam  suam  quaerere  aut  si 
alter  ei  qua^ere  debet,  exeeptis  scabineis  Septem,  qui  ad  omnia  placita  praeesse 
debent.**  LageUieim.  807.  (ib.  p.  151.)  c.  7.  12.  „Ut  per  placita  non  fiant  banniti 
liberi  honunes,  excepto  si  aliqna  proclamacio  super  aliquem  yenerit,  aut  certe  si  sca- 
bmns  aut  judex  non  fiierit;  et  pro  hoc  condemnati  Uli  pauperiores  non  fianf  Aquis- 
gr.  809.  c.  5.  11.  (S.  102.  n.  14.).  Hloth.  Const.  Olonn.  823.  c.  13.  (ib.  p.  283.), 
Cap.  Wormat  829,  Item  alia  cap.  2.  (ib.  p.  351.)  „Ut  missi  nostri  ubicumque  malos 
8cabino8  inyeniant,  ejiciant,  et  totius  populi  consensu  in  locum  eorum  bonos  eligant. 
£t  cum  electi  fuerunt,  jurare  faciant  ut  scienter  injuste  judicare  non  de- 
beant;**  cap.  pro  lege  habenda  c.  5.  (ib.  p.  854.).  Karoli  n.  Capit.  Carisiao.  873. 
c.  9.  10.  Eine  besondere  £lasse  yon  Schöffen,  die  aus  folg.  Stellen:  Capit.  a.  81» 
resp.  enid.  misso  data  o.  2.  Responsa  misso  cuidam  data  819  c.  2.  (ib.  p.  227.)  „Yulfe 
donmus  imperator,  ut  in  tale  placitum  quäle  iUe  nunc  jusserit,  yeniat  unusquisqud 
comes,  et  adducatsecum  duodecim  scabinos,  si  tanti fuerint.  Sin  autem,  de  melio- 
ribus  hominibuB  iUius  comitatus  suppleat  numenim  duodenarium.  Et  adyocati  tam  epi- 
scopomm,  abbatum,  et  abbatissarum,  ut  cum  eis  yeniant^  Cap.  missor.  825  c.  4* 
(ib.  p.  247.) :  „Itaque  yolumus,  ut  medio  mense  Maio  conyeniant  idem  missi  unus- 
qoisque  in  sua  legatione ,  cum  omnibus  episcopis ,  abbatibus,  oomitibus,  ac  yassis  nostris 
adyocatis  nostris,  ac  yicedominis  abbatissarum,  necnon  et  eorum  qui  propter  aliquam. 
ineyitabilem  necessitatem  ipsi  yenire  non  possunt,  ad  locum  unum.  Et  si  necesse^ 
laerit,  propter  oportunitatemconyeniendi,  in  duobus  yel  trlbus  locis,  yel  maxlme  propter 
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fränkischen  Zeit,  sondern  auch  im  ganzen  Mittelalter  besonders  im  Land- 
gerichte bestehen.  Die  Schöffen  wurden  im  ganzen  fränkischen  Beiehe  einge- 
führt. Hierdurch  Verschwanden  diejenigen  Besonderheiten,  welche  etwa  bei 
einzelnen  Stämmen  früher  vorhanden  waren. 

in.  Im  Gerichte  des  Eönigfi  traten  als  Urtheiler  auf  die  bei  ihm  anwesen- 
den Getreuen,  die  Hofbeamten,  Grossen.  Dasselbe  war  der  Fall,  wenn  an 
des  Königs  Stelle  der  PfaL^af  (Majordomus)  zu  Gericht  sass.  Ebenso  Wurde 
in  den  Versanunlungen  der  Missi  das  UrtheO  geschöpft;  von  den  anwesenden 
geistlichen  Grossen,  den  Grafen,  Schöffen  u.  s.  w.^) 

lY.  Auch  in  den  Gerichten,  welche  dem  Grafen  als  solchem  entzogen 
waren,  wurde  unter  Theilnahme  des  Volkes  gerichtet,  indem  sieh  am  Uriheils- 
fiaden  die  besseren  und  angeseheneren  Männer  aus  der  Herrschaft  betheilig- 
ten. £iB  war  die  Theilnahme  selbst  je  nach  dem  Stande  und  der  Art  des 
Gerichts  eine  verschiedene. 

V.  Ausser  den  Urtheilem  und  den  bei  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  den 
Grafen  unterstützenden  Unterbeamten  (§.  47.  Y.)  finden  sich  bereits   in  der 

N. 

fränkischen  Zeit  gewisse  Hülfsbeamte  im  Gerichte  zur  Beurkundung  der 
ürtheile  und  Bechtsakte,^)  die  Kotarien  und  Kanzler.  Für  die  Parteien 
kennt  man  bereits  Fürsprecher  und  Prokuratoren. ^) 


paaperes  populi,   idem  oonventos  habeatur,   qni  omnibus  congruat.    Ei  habeat  unus- 
quisque  comes  yicarios  et  centenanos  buob  secimii   necnon  et  de  primis  scabinis  suis 
tres  aut  qoattaor.    Et  in  eo   conventu   primum  christianae  religionis   ei   ecolesiastici 
ordinis  oonlatio  fiat    Deinde  inquirant  missi  nostri  ab  irniversis,  qualiter  unusquisque 
iUorum  qui   ad  hoc  a  nobis  constitati  sont,   oMcium   sibi  conmuBSum  seoundum  Dei 
Yoluntatem   ao   iussionem   nostram  administret  in  populo,   aut  quam  concordes  atque 
mianimes  ad  hoc  aint,  yel  qualiter  vioiseiin  sibi  auxüium  ferant  ad  ministeria  sua  per- 
agenda.    Et  tarn  diligenter  ac  studiose  hancinyestigationemfadant,  utomnem  reiveri- 
tatem  per  eos  cognoacere  yaleamus.    Et  si  aliqua  talis  causa  ad  eorum  notitiam  per- 
lata  fiierit  quae  illorum  auxilio  indigeat,  secundum  qualitaies  causarum  quae  in  nostro 
<}apitulari  oontinentur,   tunc  yolumus  ut  illuc  pergant,    et  ex  nostra  auotoritate  ülnd 
corrigere  studeant.^     Cap.  Aquisgr.  828  de  instr.  missor.  c.  3.  (ib.  p.  328.).     Wormat 
S29  cap.  3.  ^Ut  in  omni  comitatu  hl  qui  meliores  etyeratioreBinyeniripossuBt,  eligan- 
tur  a  miBsis  nostris  ad  inquiBitiones  faciendas  et  rei  yoritatem  dicendcim;    et  ut  adja- 
iores  comitum  sint  ad  juBÜtias  faciendas.^     Capit  Oarisiao.  873  o.   11.   wörtlich  mit 
dem  yorhergebenden   gleichlautend,  —  Walter  B.G.  §.  99.  u.  574.   hedeiteB  will, 
gab  es  nicht. 

«)  Für  die  ältere  Zeit  s.  Maroulfi  form.  I.  n.  37.  „Veniens  iüe  in  nostri  Tel  Pro- 
cerum  noBtrorom  praeBentia  suggesBit  ....  Proinde  nos  taliter  una  enm  nostris 
proceribuB  constitit  decreyisse,  .  .  .  dum  et  iUustriB  yir  Comes  palatii  nostri 
testimoniayit  .  .  .**  n.  38.  „Cum  in  nostra  y.  p.  n.  praesentia  homo  .  .  .  interpel- 
lasBet  ....  Sed  dum  inter  se  contenderent,  sie  eidem  a  proceribus  nostris .  in  quan- 
tum  iUuBtris  yir  iile  Comes  palatii  nostri  teBÜmoniayit  fuit  judicatum  .  .  .'^ 

*)  Im  Cap.  808   misBo  cuid.  data  o.  2.  (Leg.,!,   p.  12L):   »Be  eecundo    unde  me 
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S.  123. 

2.  Das  Mittelalter. 

L  Im  Landgerichte  unter  Eönigsbann  fanden  nach  sächsischem 
Rechte*)  nur  Schöffen,  deren  Amt  erblich  geworden  war  bei  den  Schöf- 
fenbaren und  im  Fidle  des  Abnehmens  der  nöthigen  Zahl  durch  königliche 
Erhebung  ergänzt  wurde,  dasUrihcil.  Ausser  Eönigsbann  und  in  allen  andern 
öffentlichen  Gerichten  konnte  jeder  freie  Landmann Urtheil  finden.')    Ausser- 


interrogasti,  si  cömes  de  notitia  solidum  unum  aceipere  deberet,  et  scabinii  sive  can- 
cellarius.  Lege  Bomanam  legem,  et  sicut  ibi  inveneris,  exlnde  facias.  Si  autem  ad 
Salicam  pertinet  legem,  et  ibi  minime  repereris  quid  exinde  faoere  debeas,  ad  placi* 
tfun  nostrum  generale  exinde  interrogare  üaeias.^  —  Cap.  dupl.  in  Theodonis  vUla  805 
(ib.  p.  131.)  c.  8.  „De  scribis  ut  yitiose  non  scribant.  Ut  unusquisque  episcopua  et 
abba  et  Binguli  comites  suum  notarium  habeant.*^  Hloth.  Const.  Olonn.  823  c.  1.  „Ut 
cancellarii  electi  boni  et  veraces  Chartas  publicas  conscribant  ante  comitem  et  scabinos 
et  yicarios  ejus ;  et  nullimodis  hoo  facere  praeBumant  de  pecunia  antequam  legitimom 
pretium  detur.*'  Ygl.  auch  c.  9.  „Ut  cancellarii  veniant  ad  omnibus  infinnis.^  Dass 
^^otarien  wohl  regelmässig  schon  im  9.  Jahrh.  zugegen  waren,  beweisen  zahlreiche 
Urkunden. 

^)  Einen  YoUen  Auftrag  zur  Stellyertretung  in  allen  gerichtlichen  Dingen  gibt  Mar- 
colf  I.  n.  21.  —  Gegen  unbefugtes  oder  unstatthaftes  Patrocinium  Lex  Wlsigoth. 
L.  n.  Tit.  II.  c.  2.  8.  —  Leges  Rachis  c.  7.  (Walter  IL  p.  829.).  —  Chlodovechi  reg. 
capit.  c.  12.  (Leg.  IL  p.  5.):  „Si  quis  in  causa  aliena  dicere  praesumpserit ,  cui  nee 
demandata  nee  laevespita  fuerit,  et  nonpotuerit  vindicare,  soLlö.  culp.  jud.  De  postea 
ei  cui  causa  est,  Uceat  legibus  causam  suam  mallare.*^  Capit.  817  quae  legibus  add. 
sunt  c.  3.  (Leg.  L  p.  211.):  „De  viduis,  et  pupillis,  et  pauperibus.  Ut  quandocunque 
üi  mallum  ante  comitem  venerint,  primo  eorum  causa  audiatur  et  definiatur.  Et  si 
testes  per  se  ad  causas  suas  quaerendas  habere  non  potuerint,  vel  legem  nescierint, 
comes  illoB  vel  illas  adiuTet,  dando  eis  talem  homlnem  qui  rationem  eorum  teneat,  yel 
pro  eis  loquatur.** 

0  Sachsp.  L  63.  2.  „.  .  bereden  mit  al  dem  rechte,  dat  me  dat  lantvolk 
irdelt,  oder  de  scepenen  of  it  under  koninges  ban  is.  II.  12.  §.  2.  (Oben  S.  231.) 
§•  13.  „Stande  sal  man  ordel  scelden.  Slttene  sal  nuui  ordele  yindeI^ unter  koninges 
banne,  manlik  up  sime  stule.  Die  aver  to  den  benken  nicht  geboren  is,  de  sal  des 
stules  bidden  mit  ordelen,  en  ander  ordel  to  vindene.  Sosalime  jene  denstul  rumen, 
die't  irete  ordel  vant.**  —  m.  26.  2.  u.  3.  (§.  111.  n.  6  f);  III.  69.  2.  (Seite  231.): 
KL  81.  1.  (Seite  232.).  Ein  merkwürdiges  Privileg  für  Leute  eines  Herrnhofes,  im 
echten  Freigerichte  als  Schöffen  zu  fungiren,  gibt  die  Urk.  v.  1186  n.  90.  beiSeibertz. 
^  Sachsp.  I.  63.  2.,  II.  12.  3.  „Buten  koninges  banne  mut  jewelk  man  over  den 
anderen  ordel  wol  vinden  unde  ordel  scelden,  die  vulkomen  is  an  sime  rechte,  um 
also  gedan  sake,  die  man  ane  koninges  ban  richten  mach.^  Einfluss  der  Natio- 
nalität: Ssp.  IIL  70.  „§.  1.  Svar  man  nicht  ne  dinget  under  koninges  banne,  dar 
mut  jewelk  man  wol  ordel  vinden  over  den  anderen ,  den  man  nicht  rechtlos  bescelden 
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halb  der  Länder  des  sSehsischen  Beehts  findet  sieh  gleichfiilk überall, 
dass  das  Finden  des  TJrtheils  ausgeht  Tom  Volke,  jedoch  in  der  Art,  dass  alle 
Anwesenden  oder  eine  bestimmte  Zahl  bald  erblicher  bald  gewählter  Schöffen 
dasselbe  weisen. ")  —  Die  Zahl  der  Schöffen,  die  im  Gerichte  thatig  sein 
rnnmten,  ist  in  der  Regel  sieben,  einzeln  auch  zwoH  Sie  mnssten  sitzen 
und  eine  bestimmte  Kleidung  tragen.^) 

n.  Ganz  allgemein  war  die  Schoffmeinrichtung  in  den  Städten  wahrend 
des  Mittelalters.  Man  nahm  sie  entweder  aus  den  bestimmten  sehoffenbaren 
Familien  oder  aus  der  Bürgerschaft  überhaupt;  audi  bildeten  wohl  bdm 
Bathsgerichte  die  Consules,  Jurati  u.  s.  w.  das  Collegium  der  Urtheüer.^) 

m.  In  den  eignen  Gerichten,*)  'den  yerschiedenen  Arten  der  kleinem 
Gerichte  (Markgenossenschaften  u.  a.)  treten  überall  sämmtiiche  zur  Curia, 
Curtis  gehörige,  die  Familie  des  Hofes  bildenden  Leute,  femer  die  GenoBsen 
als  Urtheilsfinder  auf.  Aus  ihnen  findet  sich  aber  keine  bestimmte  klemere 
Anzahl  hierzu  auserlesen,  sondern  alle  anwesenden  nehmen  Theil  durch  Billi- 
gung oder  Tadeln  des  auf  Erfordern  des  Bichters  yom  Schultheissen  oder 
einem  aus  der  Zahl  der  Gerichtseingesessenen  gewiesenen  TJrtheils. 

IV.  Am  eigenthümlichsten  und  wirksamsten  hatte  sich  die  Schöffenyerfas- 
sung  erhalten  in  den  Yehmgerichten.    Diese  nahmen  ihrem  Charakter  ge- 


rne mach,  ane  die  wenet  uppe^n  sassen  nnde  die  sasse  uppe'n  wenet.  —  §.  2.  Wert 
aver  die  wenet  oder  die  sasse  mit  ungerichte  geyangen  in  der  hanthaften  dat,  nnde 
mit  deme  gerüchte  vor  gerichte  gebracht,  die  sasse  tügetuppe'n  wenet,  nnde  die  wenet 
nppeM  Sassen,  nnde  mut  ir  jeweder  des  anderen  ordel  lieden,  die  also  geyangen  wer- 
den.*^ —  Ueber  die  besonderen  Verhältnisse  der  Markgrafschaft  (Brandenburg)  b. 
die  Stellen  im  Sachsp.  yon  Homeyer  Bdgister  u.  d.  W.  Mark  n.  Markgraf. 

^)  Schwabsp.  c.  97.  v.  25.;  125.  ^SwÄ  shepfen  sint,  die  sullen  urteile  sprechen 
nmbe  ein  jeglich  dinc,  nnde  anders  nieman  .  .  .*  c.  148.  (hat  zwölf)  c.  162.  c.  235. 
(alle  nach  Wackemagel). 

*)  Bsp.  m.  69. 1.  „Syar  man  dinget  bi  koninges  banne,  dar  ne  sal  noch  scepenes 
noch  richtere  kappen  hebben  an ,  noch  hut  noch  hüdeken  noch  huyen  noch  hantschuni 
mentele  solen  sie  uppe'n  schulderen  hebben;  sunder  wapene  solen  sie  sin."  Aufge- 
nommen im  Sohwsp.  c.  125.  W. 

^a)  Der  Ausdruck  Jurati  ist  besonders  in  den  österreichischen,  böhmischen,  mäh- 
rischen Stadtrechten  dafür  gebräuchlich,  deutsch  Geschworene.  Ihre  Zahl  ist 
yerschieden. 

^)  Siehe  schon  Chuonr.  II.  Edict.  de  benef.  a.  1087  (Oben  §.  118.  n.  1.).  Const 
Heinr.  III.  de  causis  amittendi  feodi  (Leg.  IT.  p.  43.)  „Si  autem  aliqua  inter  dominum 
et  yasallum  discordia  fiierit,  yel  si  domioilia  inlonginquum  habuerint,  yasalliiB  domino 
se  repraesentando  servitium  promittat,  et  si  necesse  fiierit,  hoc  probet  jurejorando, 
saltem  ad  finem  controyersiae  yasallo  aparibus  dato...  De  aliis  yero  culpis 
unde  beneficium  non  amittitur,  parium  laudatione  defendat  se,  nt  supra,  yel 
emendet.*^ 
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treu  Schöffen  aus  allen  Klassen  der  Freien,  vom  freien  Bauern  bis  zum  Kaiser^ 
auf.  Freischöffe  konnte  somit  werden  jeder  freie,  an  seinem  Bechte  rollkom- 
mene  unbescholtene  Mann  im  Beiche;  die  Anfriahme  aber  konnte  nur  geschehen 
in  Westfalen  im  gehörigen  Freiding  nach  ErfßUung  bestimmter  Bedingungen 
und  unter  feierlicher  Form.^)  Die  Freischöffen  fanden  das  Urtheil;  ihrer 
drei  konnten  selbst  bei  handhafter  That  sofort  richten  und  yollstrecken;^) 


^)  Im  J.  1420  liess  sich  E.  ßigismund  in  Dortmund  als  Freischöffe  aufaehmen  — 
Es  ist  nicht  genau  festzustellen,  wann  zuerst  auswärtige  Freischöffen  gemacht 
sind.    Vgl.  Wächter  a.  a.  0.  8.  171.  fg. 

^)  K  Ruprechts  Fragen  n.  21.  (Seibertz  m.  S.  14.)  „Die  XXI.  frage,  off  eyn 
Romisch  Eomng  euch  möge  frisoheffen  machen  an  andern  enden  dan  in  dem  lande 
to  Westfalen  an  den  frienstoilen,  so  hie  dry  oder  vier  frischeffen  by  eme  haue?  — 
Barop  hebe  die  frigreuen  geantwert,  dat  hie  noch  yemand  anders  dat  in  geyne  wys 
doyn  solle  noch  en  möge,  van  ere  vnd  van  rechtes  wegen,  dan  to  Westfalen  an  den 
frien  Stollen.  Atzlichen  die  in  vurtyden  also  frischeffen  worden  weren  yan  Konige 
Wenizelaus,  wo  men  die  dan  halden  solle,  dat  men  sie  fragen  möge  wie  end  wa  sie 
frischeffen  worden  sint?  —  Die  frigreuen  hebn  darup  gesacht  dat  men  sie  fragen 
solle  an  welchem  frienstoill  ynd  yur  wilchem  frigreuen  dat  sie  frischeffen  worden  sint; 
Erfindt  sich  dan  dat  sie  dat  an  den  frien  stolen  vnd  den  frigreuen,  dar  sich  dat  ge- 
bart nicht  fryscheffen  geworden  en  sint,  wern  sie  dan  in  Westfalen  so  hange  men  sie 
Tan  stont."  Bechtsbuch  (Wigand  S.  558.)  art.  38.  Der  fiifrone  sali  wysen  vur  rechte: 
were  dat  dese  inan  dat  brechte  int  gemeyne  und  sechte  eynich  stuke  dair  yan  der 
heymlichen  achte,  so  solde  men  en  ane  gripen,  und  hynden  eme  syne  hande  yur  to 
Samen,  und  eynen  doik  yur  syne  oygen,  und  werpen  ene  up  sinen  bück,  und  yynnen 
eme  syne  tungen  to  syme  nackem  und  eynen  drystrengeden  reyp  umb  sinen  halss, 
imd  hangen  ene  seyen  yote  hoger  den  eynen  yerfoirten,  yerfemden,  misdadigen 
deeff."  Protokoll  des  Kapitels  zu  Arnsberg  v.  1490  (Wigand  8.  265):  „Wie 
man  Fryscheppen  alden  Gepreuchs  na  uffiiehmen  solde.  Thom  ersten,  mütten  de 
beszten  trewlichsten  Luthe  uffgesuchet  unde  yan  sesz  Freyenscheppen  be- 
borget werden  ....  Thom  seszten,  mutet  se  den  Yeihmen-Eidt  schweren, 
also  als  Carolus  Magnus  yorgeschrieven  hefft;  se  mutet  dabey  Sitten  uff  den  rech- 
teren Knee,  de  bloet  maket  isz,  mit  bedeckten  Hofft  unde  ere  linkere  Hand, 
de  bloet  maget  isz,  up  dat  Stryck,  up  dat  Schloet,  undte  up  de  beeden  Grütz- 
wißzen  Swerter  leggen,  und  dan  schweren,  de  Veihme  hemlick  to  holden 
vor  Wief  und  Kind,  Sand  und  Windt,  als  dat  vorgeschrieyen  isz.  Thom  sieye- 
ten,  seeget  ebnen  de  Frygrefe  mit  bedeckten  Hoefft  de  hemlike  Vehme:  Strick 
Stein  Gras  Grein,  unde  kleret  ebnen  dat  up  als  vorgeschreyen  isz.  Thom  achde- 
den,  segget  he  enen  dat  Nothwordt,  als  et  Carolus  Magnus  ^er  hemliken  Achte 
gegeyen  het,  tho  wytten  Beinir  dorFeweri,  unde  kleret  ebnen  dat  up  als  yor- 
geschreven  isz.  Thom  niegenden,  leret  he  enen  den  hemlicken  Scheppengrusz 
alszo:  dat  de  ankommende  Scheppe  seine  rechtere. Hand  up  seine  linkere  Schuldere 
legt  und  segget:  Eck  grüt  ju  lewe  Man,  Wat  fange  ji  hi  an.  Dama  legget  he  sme 
rechtere  Hand  up  des  andern  Scheppen  sine  linkere  Schulder,  undt  de  andere  doet 
des  Glicken  und  segget:  Allet  Glücke  kehre  in.  Wo  de  Fryenscheppen  syn.** 

^  Ruprechts  Fragen  n.  XXV.  (Seibertz  DI.  S.  16.)   Die  XXV.  Frage:  „Dar  dry 
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die  allein  konnten  Ankläger  sein,  nahmen  die  Ladungen  vcmt,  yolbtreddien 
das  Urtheil.  Ausserdem  genossen  sie  manckerlei  Privilegien.  Die  Ausdeh- 
nung des  Institutes  über  das  ganze  Reich  und  ihre  grosse  Zahl  trug  am 
meisten  bei  zur  Hebung  der  Macht  der  Yehmgerichte,  Eine  Beschränkung 
der  mitwirkenden  auf  eine  bestimmte  Zahl  findet  sich  bei  den  Yehmgerich- 
ten  nicht 

Y.  Als  eine  nothwendige  Person  tritt  im  Mittelalter  bei  den  ordentlichen 
Gerichten  überall  auf  ein  Frohnbote,  Büttel,  Gerichtsdiener,  der  mit  der 
Ladung,  Handhabung  der  Ordnung,  Bewachung  und  Sicherstellung  Angeklag- 
ter, Yollstreckung  der  Urtheüe  u.  dgl.  betraut  war.*) 

YI.  Notarien,  Gerichtschreiber  werden  in  zahllosen  Urkunden  er- 
wähnt. Sie  waren  nidit  eigentliche  G«ri<^tspersonen,  sondern  wurden  Bor 
zur  Abfassung  der  IJrtheile  und  Beurkundung  von  Rechtsgeschäften  zuge- 
zogen. *°) 

YH.  Yor  Sprech  er")  der  Parteien  finden  sich  allgemein;  sie  wurden  von 
der  Partei  gewählt  und  vom  Richter  gesetzt  ohne  Zwang  zu  ihrer  Annahme. 


off  vier  £n£M3heffen  off  mehr  eynen  missdadigen  man  yn  ficischer  dait  an  qwemen  ond 
ene  dair  euer  antasteden  ond  an  grepen  wo  sie  sich  dan  halden  solden  mit  deme 
genen?  —  Die  frygreuen  hebn  darop  geanb^ort,  den  mögen  sie  dan  verriehten,  as 
sich  dat  geburt,  doch  dat  men  nyemantz  verfemen  en  mach  oder  na  der  ferne  rechte 
verordelen  solle  hie  en  sy  dan  verfolget  vnd  verfoiert  as  recht  is  an  den  Menstolen 
as  sich  dat  geburt,  doch  uit  genomen  dar  men  eynen  owel  dadigen  man  an  frischer 
dait  dat  is  in  westfalsoher  spraken  mit  hauender  hant  oder  mit  gichtigen  monde 
vindet,  den  mögen  dry  off  vier  fryscheffen  an  vrischer  dait  ond  an  der  statt  hen  setten 
verrefemen  ond  richten  ouer  Jen;  doch  komet  hie  dair  van  so  en  sali  men  eme  daima 
nicht  dein  hie  en  sy  dan  verfempt  an  den  Menstolen  as  recht  ys.^  —  Siehe  hierüber 
Wächter  8.  221  ff. 

^)  Seine  Stellung  nach  dem  Bechte  des  Sachsenspiegels  weisen  aus  die  bei 
Homeyer  im  Register  zu  dem  Worte  Frohnbote  angegebenen  Stellen,  die  im 
Schwabenspiegel  c.  12.  66.  75.  76.  78.  84.  113.  150.  175.  352.  W.  u.  a.  hi 
den  Städten  finden  wir  dieselbe  Person ^  häufig  jedoch  den  Namen  praeco,  Amt- 
mann u.  dgl. 

1^)  In  den  Städten  gab  es  meist  Stadtschreiber.  Ygl.  die  unten  §.  136.  abge- 
druckten Belege. 

.  ")  Sachsp.  Yorr,  von  der  herren  geburt;  I.  60.  §.  1.  ^Sünder  vorspreken  mut  wol 
klagen  en  man  unde  antwerden,  of  he  sik  scaden  getrosten  wel,  die  ime  dar  an  be- 
legenen mach,  of  he  sik  vorsprict,  des  he  sik  nicht  erhalen  ne  mach,  alse  he  bi  deme 
vorspreken  wol. mut,  die  wile  he  au  sin  wort  nicht  ne  jet.  —  §.  2.  Die  riohtere  sal  tu 
vorspreken  geven,  svene  man  aller  erst  bedet,  unde  neuen  anderen,  he  ne  werde  des 
ledich  mit  rechte.  Yorspreke  ne  mach  nieman  weigeren  to  wesene  binnen  deme  ge- 
richte,  dar  he  wonehaft  is,  oder  gut  binnen  hevet,  oder  dar  he  recht  vorderet,  sne 
uppe  sinen  mach  unde  uppe  sinen  herren  oder  uppe  sinen  man,  of  ime  die  kUge  ^ 
sin  lif  oder  an  sin  gesunt  oder  an  sin  recht  gat.**  —  I.  61.  §.  2.-5.,  L  62,  §.  1-  11- 
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S.  Die  neuere  Zeit 


L  Die  Yeränderungen  in  der  Zusammensetznng  der  Gmohte  stehen  in 
genauer  Yerbindung  mit  dem  Aufkommen  eines  andern  Verfahrens.  Bis  zmn 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  war  jedoch  der  Einflnss  noeh  kein  sehr  wesent^ 
ücher.  Einen  solchen  übte  aber  die  für  das  Reichskammergericht  eingefßhrte, 
gleichfalls  für  den  Reichshofrath  angenommene  schriftliche  Procedur  axi  der 
Gfnmdlage  des  canonisch-römischen  Processes/)  womit  die  Nothwendigkeit 
für  die  Landesherm  in  Yerbindung  stand,  ihre  Appellationsgerichte,  und,  falls 
ihnen  auch  ein  juivileginm  de  non  appellando  zustand,  von  dem  sieGfebrauch 
mach^  wollten,  ihre  Oberapp^Uationsgerichte  nach  dem  Muster  der  Reichsge- 
richte einzufuhren,*)  wofern  nicht  bereits  eine  feste  Ordnung  fBr  selbe  herge- 


^Openbare  ne  sal  die  man  vor  gerichte  nicht  spreken,  sint  he  yorspreken  hevet;  mer 
vraget  in  die  richtere ,  of  he  an  sines  yorsprecken  wort  je,  he  mut  wol  spreken  ja 
oder  nen,  oder  gesprekes  bidden.*^  —  IH  14.  §.  1.  „Of  en  man  an  sines  yorspreken 
wort  nicht  ne  jet,  de  wile  blift  he  sunder  scaden  siaes  yorsprekes  werde.**  — 
Nietzsche  de  prolocutoribus  Commentatio  juris  Germ.  Ups.  1881.  G.  Y.  Schmidt 
Comment  jur.  rom.  germ.  ac  saxon.  de  adyccatis,  Dresd.  1842. 

0  Der  Anfang  liegt  in  R.  A.  y.  1842  (Neue  Samml.  I.  S.  44.),  worin  der  Kaiser 
sagt,  d&c  Erzbischof  yon  Mainz  habe  als  Kanzler  des  Reichs  „seinen  Willen  und 
Gonst  dazu  geben  ,^  „daz  man  fiirbaiz  yor  dess^ben  unsers  Herren  des  Keisers  Hof- 
gericht ^ermannioüchen  richten  sulle  undmuge,  nadi  Kunig  und  Keis^n,  seiner  Yor- 
Tare  an  dem  Romischen  Riche  Gesetzen,  und  ire  geschriben  rechten.  Wer  euch  das 
dhein  ir  gesetzt  oder  g;eschribens  recht  yon  böser  Gewonheit  abgangen,  oder  ze  einem 
unrechten  worden  were;  das  sol  und  mag  er  bezzem,  setzen  und  machen  nach  der 
Koif&rsten  und  ander»  Herren  rat,  als  in  danne  dünket,  daz  es  aUermennicHoh  nutz 
nnd  gut  seL  Doch  mit  Behaltnizze  unser  und  anderer  KurfQrsten  Recht,  Freiheit, 
Md  guter  Gewonheit.**  —  K.  G.  0.  v.  1495.  §.  8.,  y.  1555  Th.  I.  Tit  13.  §.  1. 
Tit  57.,  Th.  m.  Tit  53.  §.  0.,  R.  H.  R.  O.  Tit.  7.  §.  24.  „So  sollen  auch  unsere 
Kaiserl.  Wahl-Capitulation,  alle  Reichsabschiede  Canuner-Gerichis-Ordnung,  Mtnster 
wd  Osnabrüggisohen  Frieden-Sohluss ,  Reichs-Matricul ,  Concordata  Nationis  Ger- 
Buuucae,  Corpus  juris  oiyilis  et  canonici  und  der  Stände  Priyilegia,  auf  der 
Keiehs-Hof-Raths-Tafel,  damit  man  sich  deren  in  zweiffelhafitigen  Fftllen  gebrauchen 
tönen,  stets  yorhanden  sein,  und  y<m  selbiger  nicht  yemickt  werden. **  I.  R.  A.  y. 
1654  §.  105.  ' 

*)  K.  G.  0.  y.  1555  Th.  U.  Tit.  31.  §.  2.  „Daneben  ist'nioht  minder  yor  noöi 
ond  gut  ermessen,  dass  allenthalben  an  der  Fürsten  H5fen,  und  andeni  Gommtnir- 
^«richten  in  Schrifften  gehandelt  oder  das  mikidlich  Fürtragen  jederzeit  eigendli<^ 
aoffgeschrieben  werde,  damit  die  Gerichts-Händel  in  der  Appellation,  so  an  das  Garn« 
niergericht  erwachsen,  dar  Ende  mit  minderm  Yerdacht,  und  desto  förderlicher  e^ 
langt  mögen  werden.**  —  Absch.  des  Deputations-Tags  zu  Speyer  y.  1600  §.  15.  (Neue 
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bracht  war.    Aber  auch  in  diesem  Falle  war  durch  die  absolute  Vorschrift, 
alles  Wesentliche   der  Verhandlungen  aufzuzeichnen,   der  angedeutete  Erfolg 

angebahnt. 

n.  Es  wurden  nun  in  den  Territorien  zunächst  die  Hofgerichte  nach  dem 
Vorbilde  des  Beiefasgerichts  mit  einer  gelehrten  Bank,  bestehend  au&  sta- 
dirten  Juristen,  welche  dext  Titel  von  Bathen,  Hofiräthen  u^  dgL  führten,  neben 
4en  Hsherigen  Beisitzern  aus  dem  Bitterstande,  der  adeligen  Bank,  be- 
setzt Für  die  letztem  trat  theils  wegen  der  schriftliehen  Procedur ,  iheüs 
in  Folge  der  Geltung  des  fremden  Bechts  auf  dem  Gebiete  des  Civil-  und 
Oriminalrechts,  von  selbst  die  Nothwendigkeit  ein,  sich  Kenntniss  des  gem^en 
Bechts ,  folglich  eine  gelehrte  juristisdie  Bildung  zu  versehaffen.  Hierdurch 
aber  fiel,  seitdem  mit  der  gäazlich  veränderten  Stellung  der  Lafidesherm  der 
schroffe  Abstand  zwischen  Bitterstand  und  den  Mchtadeligen,  welche  in  höhe- 
ren Aemtem  standen,  hinfort  gefallen  (§.  105.  fg.)  und  das  Besetzungsrecht 
der  Gerichte  in  der  Hand  der  Landesherm  konzentrirt  war,  allmälig  auch  die 


Samml.  III.  8.  476.):  „Dieweil  aber  hiebey  die  höchste  Nothdurfit  erfordert,  dass  in 
allen  Churfürstenthumen ,  Fürstenthumen,  Landen,  Herrschaflten  und  Orten,  wo  die 
in  dem  HeiL  Beich  begriffen,  die  Unter-  Ober-  und  Hoff-Gericht,  in  denen  «Orten  es 
noch  nicht  geschehen,  und  noch  Mangel  und  Gebrechen  bevor,  aufs  ehest  förderlichst 
und  unverbinderlich  visitirt,  reformirt,  mit  verständigen  Urtheäem  besetzt,  und  in  ein 
gute  richtige,  der  rechten  Beiebs-  und  Cammer-Gerichts  Prooess  gemässe  Ordnung 
£0  viel  nach  eines  jeden  Orts  Gelegenheit  immer  erspiiesslich  sein  wird ,  gebracht,  und 
darauf  festiglioh  gehalten  werde,  damit  den  Unterthanffli,  da  sie  Bechtioss  gest^t 
worden  seyen,  Ursachen  zu  klagen  abgeschnitten  werden;  So  wollen  wir  hiemit  allen 
und  jeden  Ohurfursten,  Fürsten  und  Ständen  dess  Beichs^,  und  allen  anderen  dees 
Beiehs  eingesessenen  Zugethanen  und  Verwandten,  wie  die  Kamen  haben  mögen, 
emstUoh  auferlegt  und  befohlen  haben,  solche  hievor,  und  jetzo  bedachte  nützliche 
Anordwmgen  ihrer  Unter-  Ober-  und  Hof-Gerioht,  in  denen  Orten  es  noch  nicht  ge- 
schehen, und  noch  Mangel  beyor,  zum  aäerehesten  uuyerhinderlieh  ihren  und  des 
.Beichs  Unterthanen  selbsten,  zum  besten  anzuordnen,  und  darinnen  einigen  weitem 
Au&(diub  noch  Einstellung  nicht,  zu  suchen.*^  —  I.  B,  A.  t.  1654  §.  187.  {das,  S.  665.) 
„Es  sollen  auch  Churfürsten  und  Stände  des  Beichs,  bey  ihren  Unter-Gterichten  die 
Verordnungen  thun,  damit,  so  yiel  müglich,  bei  denens^ben  die  Korma  des  Camme^ 
•Gerichtlichen  Process  obserriri;  wwde,  jedoch  mit  diesem  ausdrücklichen  Vorbehalt, 
dafem  bej  solchen  Judidis  ein  anderer  Modus  eingefüHrt,  und  bis  dahero  beständig 
hergebracht  word^a,  dass  es  auch  dabei  sein  ohngeändertes  Veibleiben  haben  solle, 
gleich  wol  aber,  was  von  Abschneidung  der  Productorum  Weitläufigkeit  oben  ve^ 
«ehen«  in  Acht  genommen  werde. '^  Budloff  von  der  AehnUchkeit  der  deutschen 
Hoigorichte  mit  dem  KaiserL  Beichs-Eammer^Geriohte,  BütMW  1796.  Vgl.  noch  B. 
A.  von  Spey»  1570  §.  681.  „Damit  aber  die  Unterthanea  nicht  Bechtios  gelasMii 
würd«:!,,  soll  ein  jeder  sein  Unter-  oder  Hof-G«zicht  mit  Tertsändigen  Uriheii«rn  be- 
jsetzt  halten,  auf  dass  daselbst  den  Partheien  zu  Becht  und  Billigkeit  TerhoUfon 
werden  mDge.^ 
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Trennung  der  Beisitzer  fort  Im  LiMife  des  17.  Jafarhonderts  besetzte  man 
^e  Obergerichte  faett  allgemein  mit  stadirten  fürstlicheii  Bäthea  ebne  princi- 
pielle  BückMcht  auf  ritterlicheii  oder  nichtritterlicheii  Stand.')  Damit  hatte 
aber  dag  Urtheilen  den  Charakter  des  Urtheilsfinden  über  Genossen  verloren. 
Bichter  und  Beisitzer  fanden  nicht  mehr  da^Urtheil,  sondern  sprachen  es  aus 
«af Grund  der  aus  de^i  geschriebenen  und  ungeschriebMien Rechte  vermittels 
rein  logischer  Schlussfolgerung  geschöpften  Ueberzeugung.  In  den  Beichs- 
«tädten  war  die  Entwicklung  allmälig  eine  analoge,  indem  man  schon  im 
16.  Jahrhundert  anfing,  studirte  Mitglieder  in  das  Bathsgerieht  zu  nehmen 
oder  auch  eigne  mit  gelehrten  Bichtem  wenigstens  th^weise  besetzte  Gerichte 
einzuführen. 

m.  Bei  den  Gerichten  auf  dem  Lande  erhielten  sich  noch  ki  unendlich 
bunter  Mannigfaltigkeit  Schöffen  zum  Theil  bis  in  das  19.  Jahrhundert.  Im 
Allgemeinen  jedoch  war  dies  nuü  der  Fall  für  besondere  G^ridite  (Holzgerichte, 
Märkerdinge,  Feldgerichte;  Gerichte  zur  Vornahme  von  Bechtsgeschäften 
Q.  dgl.)  Die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  in  streitigen  Civil-  und  Criminal- 
sachen  wurde  mehr   und  mehr  von   dem  Bichter  (§.  120.)  allein  ausgeübt. 

IT.  Als  wesentliches  Erfordemiss  eines  gehörig  besetzten  Gerichts  galt 
mehr  und  mehr  ein  Gerichtsschreiber,  Actuarius,  JS^otarius,  welcher  als 
öffentliche  Urkunditperson  die  Aufzeichnung  und  Beglaubigung  der  Yerhand« 
limgen  hatte.  Neben  ihm  kommen  dann  allmälig  zahlreiche  Schreiber  vor 
mit  verschiedenen  Namen  f&r  die  Ausfertigung  der  gerichtlichen  Akte,  Boten, 
^lerichtsdiener  u.  s.  w.  für  Ladungen,  Pfändungen,  Yollstreckung  der  Ur- 
theile  u.  dgl.  m. 


Drittes  Kapitel. 

Das  Verfahren  vor   Gericht. 

§.  125. 
I.    Ort,  Zeit,  Hegung  des  Gerichts. 

I.  In  ältester  Zeit  kannte  man  als  Ort  des  Gerichts^  i^^r  einen  Platz 
unter  freiem  Himmel  in  heiligen  Hainen,  auf  Bergen,  in  Thäiem,  aufwiesen, 

*)  Ausnahmen  kommen  noch  ver.  So  z.  B.  m  „Landt-Beehten  ende  Ordination 
Tan  Lingen*'  vom  SU  Oki  1639  ist  das  „Appel-Geriohte'^  besetzt  mit  dem  D rosten 
oder  semem  Gomnossar  und  zwei  Edelleuten  als  Assessoren  (G.  A.  Schlüter  Pro- 
Tinzialr.  der  Provinz  Wes^^halen.  IL  Bd.  herausg.  v.  F.  H.  v.  Strombeck  Lelpz. 
1830  8.  88.). 

0  Siehe  Grimm  B.  A.  S.  746.  ff.  793  —  813. 
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linden  oder  Eichen,  den  das  Herkommen  znr  eehten  Dingstatt 
fiein  Name  ist  mallus,  mallobergns,  pladtmn,  tiiing.  An  ümi  Bchied 
doreli  natörliehe  Grenzen  oder  künstKehes  Gehege  *)  eingefriedeter  nmder^ 
oder  iriereckiger  Platz  den  Baum,  in  dem  der  Richter  auf  seinem  BtoUe  imd 
sa  beiden  Seiten  die  UrÜieiler  auf  Bänken  sassen;  nm  ihn  hemm  stand 
das  ftbrigeYolk  (Umstaad).^)  Bereits  in  karohngisdier  Zeit  wurde  aber  dieser 
Platz  durch  eine  Bedachung  geschützt  oder  auf  ihm  ein  CFebäude  errichtet 
An  echter  Dingstatt  konnte  alldn  unter  Eönigsbann  gerichtet  werden,  für 
das  Gericht  unter  blossem  Grafenbann  und  die  XJntei^erichte  war  kdne  feste 
Stätte  wesentlich.  Ebenso  hielt  man  auch  im  Mittelalter  für  das  Gericht  unter 
Königsbann  fest  an  der  alten  Mahlstatte.')  Das  Herkommen  bewirkte  aneh 
für  alle  anderen  Gerichte  die  Abhaltung  an  bestimmtem  Platze,  auf  dem 
Lande  meist  unter  freiem  Himmel,  wobei  es  in  manchen  Gegenden  bis  auf 
die  neuere  Zeit  blieb.  ^    In  den  Städten   kam  es  aber  schon  früh  ^  auf ,  im 


^  Haselstßoke  mit  Schnüren  verbundoi;  dayon  Bichtpfahl,  Richtplatz,  — 
oder  Geländer  und  Schranken  Ton  Holz;  dayon  Sohranne. 

')  Bayon  Ring,  ringlich  dinglich  =  judicialis. 

*)  Vgl.  Grimm  R.  A,  8.  783.  und  y.  Maurer  S.  80.  %.  —  Vgl.  noch  Lex  SaL 
XLIV.  1.  XLVL  1.  Cap.  quae  leg.  add.  sunt  a.  809.  c  14.  (Leg.  L  p.  212.):  „Ubi 
sacramenta  juranda  sint  Ubi  antiquitus  consuetudo  fnit  de  libertaie  sacramenia 
adrahmire  yel  iurare,  ibi  matinm  habeatur,  et  ibi  sacramoita  ioreniur:  mattus  tainen 
neque  in  eoclesia  neque  in  airio  eins  habeabur.  Min<»a  yero  placita  comes  sive  intn 
soam  potestatem,  yel  ubi  impetrare  poiuerit,  habeat  Vofamuis  ntique,  nt  domus  a 
conüte  in  loco  ubi  mallnm  teuere  debet,  oonstmatur,  nt  propter  calorem  solis  et  plu- 
yiam  publica  utiliias  non  remaneat^  Gap.  Kariwaoenee  873.  c  12.  0b,  p.  521.): 
„Volumus  ut  secundum  capitula  ayi  et  patris  nosiri  et  nostra  mallus  neque  in  eodesia 
neque  in  porticibus,  aut  atrio  eodesae,  neque  in  mansione  presbyteri  iuxta  eodedam 
habeatur:  quia  non  est  aequum,  ut  ibi  homines  ad  mortem  iudicentur  et  dismembren- 
tor  et  flageUentor,  ubi  si  oon^erint,  secundum  alind  capitulnm  pacem  habere  debent 
Domus  yero,  sicut  in  cc^itolis  ayi  et  patris  nostri  oontmeotiir,  a  comite  in  loco  ubi 
mMUtim  teuere  debet  oonstmatur,  quat^ius  propter  catorem  sohs  et  plnyiam  publica 
utüitas  non  remaneat  Minora  yero  placita  comes,  siye  intia  suam  potestatem,  vel 
ubi  impetrare  potuerit,  exeepto  in  eoclesia,  et  poitidbus,  atque  atrio  eodesiae,  et 
mansioae  presbyteri,  habeat,  sicut  in  eisdem  oa^telifl  ooatiaetnr.^ 

')  Sachsp.  VgL  die  bei  Homeyer  im  R^^ister  n.  d.  W.  Gerichts-Ort  und 
Versaaittilung  jEasaauMngestelifteB  Ariä^  L  €2.  10.  ^  allen  steden  is  gerichtet 
dar  dia  richten  wut  oidefea  riditot.''  HL  61.  i.  (Seite  101.). 

*)  Die  Vehiae  hielt  aach  in  ihrer  «piteni  Gestalt  ihr  Gericht  immer  unter  freiem 
HiauaeL  Aber  aach  aadere  Gerichte  «haten  dies.  S.  c  B.  üric  n.  1015  hei  Seibertc 
ia<haHmid  gcmeiae  LawMJräMfle  gefragt  uad  gewiesen  am  offenen  LandüBste  vor 
Attsntoa  ?eii  I5dl--I527,  desj^  dieüik.  das.  b.  1020  yon  15S7,  n.  1021  yon  ld40. 

*>  Daftr  Icoaiaien  m    westfläiBolwa  Cricnidea  Mgeade  Andifidce  yor:    „in  pre- 

terio  id  est  conn  sede  jmdidaria''  (Utk.  bei  Seibertc  n.  58.  yon  1159«>1167), 

M.  «Psa  .  .  qae  dimissa  est  ei  ceram  preterio  in  jure  ciyili*  ab  Gegen- 
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Stadthause  oder  einem  eignen  Gebäude  die  Sitzungen  zu  halten.  Diese  für 
das  Hofgericht  des  Kaisers  gleichfalls  stets  befolgte  Bitte  wurde  bei  den  Reichs- 
gerichten festgehalten,  kam  auch  bei  den  landesherrlichen  Hofgerichten  und 
mit  der  Umgestaltung  der  Gerichtsyerfassung  überhaupt  bei  allen  Gerichten 
in  der  Art  als  Begel  auf,  dass  die  Gültigkeit  jedes  gerichtlichen  Aktes  durch 
Vornahme  innerhalb  des  Gerichtssprengeis  und  in  dem  ordentiichen  Lokale 
oder  an  einem  nach  der  Gerichtsordnung  statthaften  anderen  Orte  bedingt 
vurde. 

H.  Die  Zeit^  für  die  Gerichtsversammlung  war  der  Tag®)  d.  h.  die  Zeit 
nacH  Sonnenaufgang  und  vor  Sonnenuntergang,  so  dass  sie  yor  Mittag  be- 
gonnen werden  musste  und  bis  zum  Sonnenuntergänge  dauerte.  Gehalten 
wnrde  das  Gericht  in  ältester  Zeit  bald  an  bestimmten  Tagen,®»)  welche  sich 
Yon  einer  Frist  zur  andern  nach  dem  Mondwechsel  bestimmten,  über  yierzehn 
]<lchte,*®)  dreimal  yierzehn  Nächte  (sechs  Wochen)  u.  s.  w.  In  der  karolin- 
gischen  Zeit  wurden  durch  das  Gesetz  für  bestimmte  Zeiten  ordentliche  Gerichts- 
tage feststehend  angeordnet;  neben  diesen  ungebotenen  Dingen  wurden  nach 
Bedürfniss  besondere  yom  Richter  bestimmt  und  angesagt.")  An  allen  Tagen 
ausser  den  kirchlich  geschlossenen  Zeiten  durfte  Gericht  gehalten  werden. 
Die  karolingischen  Einrichtungen   haben   sich  im  Ganzen,    mit  Wechsel  der 


Bätz  ZU  der  in  derselben  Urk.  geschehenen  Auflassung  im  Freigerichte  unter  Eönigs- 
bann  (ürk.  n.  151.  das.  von  1218);  „acta  sunt  hec  in  pretorio  susaciensl'^  (Urk.  das. 
n.  242.  von  1246). 

^  Grimm  E.  A.  S.  8 1*5  —  826.  stellt  eine  grosse  Menge  von  Belägen  zusammen. 

^  Daher  tagadinc,  tagafart,  tagafrist,  Tagfahrt,  Tagsatzung,  tagen  = 
Terhandeln,  Landtag,  tagdingen,  solem  collocare  u.  s.  w. 

'^)  Besonders  am  Dienstag,  bei  denAlamannen  am  Samstag.  Interessant  ist,  dass 
nach  dem  So  est  er  Stadtr.  v.  1120  §.  7.  der  advocatus  zu  3  Zeiten  Judicio  suo 
preeidebit  .  .  .  secunda  foria  (Dienstag)  et  IIL  (Mittwoch)  post  oetayam  epiphanie. 
Item  n.  feria  et  m.  post  quasi  modogeniti.  Item  IL  et  III.  feria  post  nativitatem 
sancte  marie.*' 

^«)  Tac.  Germ.  c.  11.  (Oben  Seite  36.). 

^*)  Capit.  a.  769.  c.  12.,  Langob.  a.  802.  c.  14.  (Beide  Seite  95.  N.  18.);  dazu 
§.  76.  n.  2  ff.  Capit.  Aquisgr.  812.  c.  8.  (Leg.  I.  p.  174.):  Yolumus  propier  iustitias 
quae  nsque  modo  de  parte  comitum  remanserunt,  quatuor  tantum  mensibus  in  anno 
nÜBsi  nostri  legationes  nostras  exerceant,  in  hieme  Januario,  in  yemo  Aprili,  in  aestate 
Jolio,  in  autumno  Octobrio.  Ceteris  yero  mensibus  umisquisque  comitum  placito 
euo  habeat  et  iustitias  faciat.  Miss!  autem  nostri  quater  in  anno  mense  uno  et  in 
quatuor  lods  habeant  placita  sua  cum  illis  comitibus,  quibus  congruum  fiierit  ut  ad 
«um  locum  possint  conTenire.*^  üeber  das  Ansagen  der  gebotenen  Dinge  durch 
^en  Landschrei,  Glockengeläute  s.  Grimm  R.  A.  S.  840  ff. 

Schalte  ,  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  24 
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Fonnen  im  Einzelnen,  durchs  Mittelalter  erhalten.  ^^  G^en  dessen  Ende  kam 
es  mit  der  yeränderten  Geriehtseinriehtang  von  diesen  alten  Gebräuchen  ah 
und  wurde  zur  Begel,  die  bis  auf  die  neueste  Zeit  gilt,  dass  im  ganzen  Jahre 
gerichtliche  Handlungen  vorgenonuuen  werden  können.  Ausnahmen  bilden 
nur  die  Sonn-  und  Feiertage,  sowie  die  s.  g.  Geriditsferien ,  während  welchen 
bald  alle,  bald  nur  bestimmte  Akte  untersagt  sind.  Die  Bestimmung  der 
Tage  geht  in  der  Neuzeit  selten  vom  Gesetz  aus,  sondam  ist  meistens  dcan 
Vorsitzenden  des  Gerichts  überlassen.") 

in.  Eröffiaet  wurde  das  Gericht  durch  feierliche  Hegung ^^)  des  Eichten, 
bestehend  in  der  Aufhängung  der  Symbole  (Schild,  Schwert  u.  dgl.),  Anfstel- 
lung  der  Bänke,  Wirkung  des  DingMedens;  geschlossen^^)  wird  es  durch  Ab- 
nahme der  Symbole,  Umstürzen  der  Bänke,  Aufstehen  des  Richters,  worauf 
in  ältester  Zeit  in  fröhlichem  Trinkgelage  die  Bussen  verzehrt  wurden.  Eine 
solche  feierliche   Eröfi&iung   des  Gerichts   durch  Fragen   an   den  Frohnboten 


,  ^^)  Interessant  ist  das  älteste  Soester  Stadtr.  y.  1120  §.  43.  „Quicunque  ^o  sua 
YOluntate  sine  verbo  magistri  consulum  vel  judicis  oampanas  pulsare  praesutup- 
serit,  dimidiam  libram  burgensibus  vadiabit.  et  hoc  in  arbitrio  stabit  burgensium  quid 
Sit  accipiendum.  tercia  pars  erit  judicis.  §.  45.  Omnes  precones  inbeneficiati 
burgensibus  nostris  in  suo  officio,  ad  appellandum  homines  ad  Judicium,  burgensibus 
nostris  sine  munere  debent  parati  esse,  ita,  quod  si  per  negligentiam  preconum  ali- 
quod  inde  dampnum  provenerit,  ipsi  pleno  actori  pecuniam  persolvent.*  Vgl.  §.  77. 
n.  2.  5.  8.  §.  85.  n.  1.  §.  87.  n.  1.  3.  §.  89.  n.  1.  u.  5.  —  Gebundene  Tage 
Sachsp.  n.  10.  5.  n.  11.  4.  „Binnen  gebundenen  dagen  ne  mut  man  nicht  dingen.*^ 
Sachsp.  m.  61.  4.  „Gerichtes  solen  warden  alle  die  dingpllchtich  sint  von  des  dat 
die  sunne  upgat  wente  to  middage,  of  die  richtere  dar  is.*^     Schwsp.  c.  76.  91.  95. 

*^  Beim  Beichskammergericht  war  „Yacanz^  yom  24.  December  bis  6.  Januar 
einschliesslich,  vom  Sonntag  Este  Mihi  bis  Inyocavit,  yom  Palmsonntag  bis  Quasimo- 
dogeniti,  Sonntag  Yocem  jucunditatis  bis  Exaudi,  Pfingstabend  bis  Trinitatis,  8.  Juli 
bis  14.  Aug.  und  an  allen  Feiertagen;  in  den  andern  Zeiten  musste  dreimal  wöchent- 
lich zwei  Stunden  Yormittags  und  zwei  Nachmittags  Gerichtstag  sein.  Uebrigens 
durfte  mit  Ausschluss  der  Sonn-  und  Feiertage  im  Rath  referirt,  ürtheil  gefasst,  La- 
dungen und  Suppllcationes  angenommen  werden.  R.  K.  G.  0.  y.  1495  §.  26.,  von 
1521.  Tit.  2.  u.  26.,  yon  1555  Th.II.  Tit.  32.  u.  Th.  HI.  Tit.  1.  u.  2.,  der  etwas  ändert. 
Der  Reichsschluss  yom  December  1718  §.  38.  (Neue  Samml.  lY.  S.  268)  macht  noch 
einige  Anordnungen  in  Folge  der  allgemeinen  Geltung  des  Gregorianischen  Kalenders. 
Im  IJeichshofrathe  war  Alles  dem  Präsidenten  überlassen.  R.  H.  R.  O.  v.  1654 
Tit.  I.  §§.  11.  13. 

")  Grimm  R.  A.  S.  851  —  854. 

")  Grimm  R.  A.  8.  869  —  871.  —  Ygl.  L.  Sal.  XLIY.  1.,  XLYI.  1.  Ssp.  I.  59. 
2.  (§.  111.  n.  1.),  ni.  64.  11.  „Deme  burmeistere  weddet  man  ses  penninge  unde 
nnderwilen  dre  Schillinge  yor  hut  unde  yor  har,  dat  is  der  bure  gemene  to  ver- 
trinkene.**  Ygl.  besonders  die  Darstellung  im  Richtsteig  Landr.  c.  1.  §.  2. 
(Homeyer  S.  88  ff.),  Homeyer  Gerichtswesen  des  Richtsteiges  S.  434—439. 
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oder  die  Schöffen  um  em  Urtheil  darüber:  ob  es  an  rechter  Zeit,  rechter 
Stätte  sei  u.  s.  w.^  wie  auch  die  formelle  Schliessung  des  Gerichts  erhielt 
sich,  solange  das  öffentliche  mündliche  Verfahren  stattfand.  Mit  Eintreten 
des  schrifüichen  Processes  fiel  diese  Feierlichkeit  von  selbst  hinfort.  Wo 
noch  Mündlichkeit  bestehen  blieb  oder  wieder  eingeführt  wurde,  bestand  die 
unförmliche  Eröfinung  und  Schliessung  in  der  blossen  Erklärung,  zu  der^[i 
Beachtung  theOweise  ein  Zeichen  mit  der  Glocke  oder  Ruf  des  Gerichtsdieners 
im  Gebrauche  blieb,  des  Yorsitzenden:  die  Sitzung,  Audienz  ist  eröffiaet  oder 
geschlossen. 

§.  126. 
n.   Einleitung.    Ladung.    Elagstellung. 

I.  Der  Richter  wurde  yon  jeher  nur  thätig  auf  Antrag.  Ein  solcher  konnte 
bei  Verletzung  des  öffentlichen  Friedens  in  älterer  Zeit  vom  Princeps  oder 
einem  sonstigen  Beamten,  ohne  Zweifel  auch  wohl  von  jedem  freien  Manne 
ausgehen.  Trug  aber  die  Verletzung  den  Charakter  einer  privaten,  oder  han- 
delte es  sich  um  bürgerliche  Streitigkeiten  im  Gegensatze  der  peinlichen 
Klagen,  so  konnte  nur  auf  Antrag  des  Verletzten,  Berechtigten,  oder  seines 
Vormundes,  Vogtes,  Herrn  das  Gericht  thätig  werden. 

n.  Zu  dem  Ende  muss  der  Kläger^)  in   älterer  Zeit  regelmässig')    den 


^)  Die  Ausdrücke  sind:  a)  In  der  altem  Zeit:  für  Klage:  causa,  actio,  sahha, 
mahal,  intentio,  appellatio  u.  a.  Kläger:  damans,  reclamans,  prodamaoB  se,  pul- 
&aiiB,  appellans,  proYOcans  u.  a.  später  auch  actor;  für  Beklagter:  pulsatus,  accu- 
satnfl,  interpellatus  u.  a.  gasachio,  später  reus;  für  Parteien:  causanteß,  causatores, 
cauBidicus,  litigatores  u.  a.  b)  Im  Mittelalter:  klage,  clage;  klagen,  clagen; 
klegere,  sakeweldige,  oder  Umschreibungen;  antwerder,  lider,  uppe  den  man  klaget, 
man  sprikt,  de  klage  gat,  beclagede  man  und  ähnliche  Umschreibungen,  die  auch  für 
andere  Verhältnisse  yorkommen. 

*)  Die  Ausnahme  gibt  Lex  AI  am.  Hlothar.  XXXVL  (Leg.  IH.  p.  56.):  „1.  Ut 
conrentus  secundum  consuetudinem  antiquam  fiat  in  omne  centina  coram  comite  aut 
mo  misse  et  coram  centenario.  Ipse  pladtus  fiat  de  sabato  aut  quäle  die  comes  aut 
centenarius  Yoluerii;;  de  septe  ia  septe  noctis,  quando  pax  parva  est  in  provincia; 
qoando  autem  melior  est,  post  14  noctis  fiat  conventus  in  omni  centina,  sicut  superiuB 
diiimus.  2.  Et  si  quis  alium  mallare  Tult  de  qualecumque  caasa,  in  ipso  mallo  publico 
debet  mallare  ante  iudice  suo,  ut  ille  iudex  eum  destringat  secundum  legem  et  cum 
ioüticia  respondeat  vicino  suo  aut  qualiscumque  persona  eum  mallare  roluerit.  In  uno 
enim  placito  mallet  causam  suam;  in  secimdo,  si  vult  iurare,  iuret  secundum  constitam 
l^em.  3.  Et  in  pruno  mallo  spondeat  sacramentales  et  fideiussores  praebeat  sicut  lex 
habet,  et  wadium  suum  donet  ad  misso  comiti  vel  ad  ülo  centenario,  qui  praeesti 
nt  in  constituto  die  aut  legitime  iuret,  aut  si  culpaTÜes  est,  conponat,  qualiter  per 
neglectum  non  evadat;   et  si  evaserit,  60  solidos  de  fredo  at  culpaviles.    lUe  autem 
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Gegner  erst  zum  Gerichte  vor  Zeugen  laden,  was  in  besondem  Fäüen  anch 
eine  schriftliche  Aufforderung  ersetzen  konnte.^)  Zu  der  alten  Ladung  gesellte 
sich  schon  unter  Karl  d.  Qt.  auch  die  Heischung  zum  Gericht  durch  den 
Grafen  auf  Antrag  der  klagenden  Partei.*)    Von  der  Ladung  bis  zum  Tage, 


distringat,  ut  neglectos  nonfiat,  nee  pauperi  pacientur  imTuiam,  ne  sint  sine  lege  nee 
maledicant  duci  nee  popalo  terrae,  sed  in  omnibus  Bit  disciplina,  qualiter  qm  rebel£ 
sunt  de  mallo  se  abstineant,  et  qui  boni  sunt  pacem  possideant.  4.  Si  qiiis  autem 
über  ad  ipsum  placitum  neglexerit  venire  vel  semet  ipBum  non  ostenderit  aut  comiti 
aut  centenario  aut  ad  missum  comiti  in  placitum,  12  solidos  sit  culpaviles;  qualis- 
cumque  persona  sit  aut  vassus  ducis  aut  comitis  aut  qualis  persona,  nemo  neglegat  ad 
ipsum  placitum  yenire,  ut  in  ipso  plaoito  pauperi  conclament  causas  suas.  £t  quod 
in  uno  plaoito  finlre  non  poterint,  in  alio  finiatur,  ut  siue  ira  Dei  sit  defensa  patria, 
et  illi  rebelli,  qui  usque  modo  rapto  fecemnt,  amplius  potestatem  faciendi  non  habeant. 
«^.  Si  est  talis  persona,  quod  comes  ad  placitum  vel  centenarius  vel  missus  comitis 
distringere  non  potest;  tuno  eum  dux  legitime  distringat;  plus  quaerat  Deo  placero 
quam  homini ,  ut  iUum  neglectum  in  animam  ducis  Deus  non  requiratur.^ 

^)  LexSaL  I.  „Si  quis  ad  mallum  legibus  dominicis  mannitus  fuerit  et  non  venerit, 
malb.  reapte  hoc  est  600  denarios  qui  faciunt  solidos  15  culpabilis  iudicetur.  Sie  vero 
qui  alium  mannit  et  ipse  non  venerit,  ei  qui  manebit  600  dinfiu*ios  qui  faciunt  solidos  15 
culpabilis  iudicetur.  2.  Et  ille  qui  alium  mannit,  cum  testibus  ad  domum  illius  ambu- 
lare  debet.  et  si  praesens  non  fuerit,  sie  aut  uxorem  aut quemcumque  de  famiHa  illius 
appellit ,  ut  illi  faciat  notum  quod  ab  eum  mannitus  est.  Nam  si  in  dominica  ambascia 
fuerit  occupatus,  mannire  non  potest.  Si  vero  infra  pago  in  sua  ratione  fuerit,  sicat 
ßuperius  diximus  mannire  potest.**  —  XLYI.  (§.  110.  n.  7.).  Nov.  22.  (Merkel  p.  55.) 
^Si  quis  ad  mallum  legibus  dominicis  mannitus  fuerit  et  non  venerit  si  eum  sunnis 
non  detenuerit,  600  dinarios  qui  faciunt  solidos  15  culpabilis  iudicetur.  Hie  vero  qui 
allium  mannit  si  non  venerit  et  eum  sunnis  non  detenuerit,  quem  mannivit  similiter 
600  dinarios  qui  faciunt  solidos  15  culpabilis  iudicetur.**  Lex  Bipuar.  XXXTT.  Ba- 
juvar.  T.  XII.  c.  2.  Lex  AI  am.  1.  c.  Childeberti  reg.  cap.  c.  6.  (Leg.  IL  p.  7.):  „De 
antruscioneghamalta.  Si  antruscionem  antruscio  de  quacumque  causa  admallare 
voluerit,  ubicumque  eum  invenire  potuerit  super  noctes  Septem  eum  cum  testibus  rogare 
debet,  ut  ante  iudicem  ad  maUobergo  de  causa  quae  inputatur  ex  hoc  response  dare 
debeat  vel  convemre,  et  eis  si  ibidem  non  convenerit  aut  certe  si  venire  distulerit,  qui 
ipsum  admiUlavit  ibi  eum  solesacire  debet,  et  inde  postea  iteratam  tres  vices  ad 
noctes  14  eum  rogare  debet,  ut  ad  iUo  mallebergo  respondere  aut  convenire  ^ubi  antms- 
ciones  si  mithio  reddant.**  Hierauf  folgen  die  Bestimmungen  über  Beweis,  Busse  u.  B.f. 
im  Falle  des  Ungehorsams  und  zuletzt  dieselbe  Folge  als  in  L.  Sal.  LYI.  Cblotharii 
reg.  cap.  paoto  leg.  sal.  add.  um  550  (Leg.  2.  p.  9.)  c.  1.  „Ut  cuicumquae  domus 
arserit,  et  res  quas  liberaverit  ubi  reponat  non  babet,  similiter  si  eum  infirmitas  de- 
tenuerit, aut  certe  de  proximis  aliquid  mortuo  in  domo  sua  habet,  vel  in  dominica 
ambassia  fuerit  detricatus,  per  ista  sunnis  se  bomo,  si  probatione  dederit,  excnsare 
se  potent.** 

*)  Cap.  Ticin.  801.  Cap.  quae  addita  sunt  ad  leg.  Langob.  (Leg.  I.  p.  85.)  c.  12. 
„Ut  de  statu  suo,  id  est  de  livertatem  vel  de  hereditatem,  conpellandus  iuxta  legis 
constitutionem  manniatur.  De  ceteris  vero  causis  nnde  quis  rationem  est  reddituns, 
si  post  secundam  comitis  admunitionem  aliquis  ad  mallum  venire  noluerit,   rebus  eins 
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an  dem  der  Geladene  im  Gerichte  erscheinen  musste,  waren  genaue  Fristen 
gesetzlich  bestimmt.  Hatte  der  Geladene  gesetzliche  Hindernngsgründe, 
so  war  sein  Ausbleiben  für  ihn  ohne  Nachtheil;  im  andern  Falle  traten  Bussen 
und  Strafen  ein  sowie  das  ContumacialYerfahren  (§.  135.). 

m.  Nach  dem  Hechte  des  Mittelalters  konnte  man  entweder  einen  im 
Gerichte  Anwesenden^)  belangen  oder  den  Abwesenden  laden.  In  jenem  Falle 
hatte  der  Beklagte  je  nach  seinem  Stande  und  der  Klage  das  Becht  eine 
Frist  d.  h.  die  Yerschiebung  der  Verhandlung  auf  einen  spätem  Gerichts- 
tag zu  fordern,  in  gewissen  Fällen  musste  er  sofort  antworten.  Zur  Yorla^ 
dnng'')  eines  Abwesenden  konnte  man  entweder  den  Bichter  bitten,    der  als- 


in  bannum  misslB  yenire  et  iustitiam  facere  conpellatnr.  c.  13.  Guiuscomque  hominis 
pioprietas  ob  crimen  aliquid  hab  eo  commissum  in  banniun  fuerit  commisBa,  et  ille 
re  cognita  ne  iustitiam  faciat  yenire  distulerit,  annumque  hac  diem  in  eo  banne  illnm 
esse  permiserit,  ulterius  eam  non  adquirat,  set  ipeofisco  regia  societar.  Debitom  yero, 
quod  his  cuius  ea  fuit  solbere  deboit,  per  oomitem  ac  ministroB  eins  inzta  examina^ 
iionem  damni,  de  rebus  moyilibus  qui  in  eadem  proprietate  inyenta  fuerit,  his  quibus 
idem  deyitor  fuit  exolyatnr.  Quod  si  rerum  moyilium  ibidem  inyentaram  quantitas  ad 
conpositionem  non  sufficerit,  de  inmoyüibus  suppleatur,  et  quod  superfuerit,  sicut 
dictum  est,  fiscos  regia  possedeat.  Si  nihil  super  conpositionem  remanere  potuerii, 
totmn  in  illam  ezpendatur.  Si  autem  homo  ille  nondum  cum  suis  coeredibus  proprium 
sumn  diyisum  habuit,  conyocet  eos  comes,  ut  cum  eis  legitimam  diyisionem  faciat,  et 
tone  sicut  iam  dictum  est  partem  eins  fiscos  regia  addidat:  et  conpositionem  de  eam 
iuxta  modum  auperius  conprehensum  hüs  ad  quos  ille  legibus  pertinet  hecsolbaf^ 
Oap.  Lang.  802  o.  21.  (ib.  p.  105.):  „De  mannire  yero  nisi  de  ingenuitate  aut  de 
hereditate  non  sit  opus  obseryandum,  de  ceteris  yero  inquisitiombus  per  districtionem 
comitis  ad  mallum  yeniant,  et  iuste  examinentnr  ad  iustitiam  faoiendam.  Comites  yero 
non  Bemper  pauperes  per  placita  opprimant.** 

'^)  Sps.  IL  3.  „§.  1.  Beklaget  man  enen  man  in  sine  jegenwarde  umme  egen  oder 
len,  dat  he  in  rechten  geweren  heyet,  man  Bai  ime  degedingen  to  me  nesten  dinge, 
of  he  Bprict:  me  n*ls  hir  umme  herre  nicht  gedegedinget ;  to  der  anderen  klage  bedet 
he  des  dingcs,  dat  Bai  man  ime  geyen,  sint  sal  he  antwerden.**  §.  2.  (§.  85.  n.  1.). 
§.  3.  Um  al  ander  sake  dar  man  den  man  umme  scüldeget,  sal  he  antwarden 
to  haut,  bekennen  oder  besaken.**  Schws.  c.  86.  W.  Biohtsi  Landr.  c.  21.  §.  4.» 
23.  §.  8.  u.  a.    Kl.  Eeyserr.  (End.)  L  15.    Weichb.  art  34.  35.  (Dan.). 

")  Sps.  L  67.  (ygl.  dazu  Stobbe  in  Zeitschr.  f.  D.  Recht  XY.  S.  110  f.);  L  4». 
(AuÜBchub  des  Kampfes  bis  zur  Genesung  des  yerwundeten  Klägers),  11.  24,  1.  „Man 
ne  sal  niemanne  ut  sinen  geweren  wisen  yon  gerichtes  halyen,  al  si  he  dar  mit  un- 
rechte an  komen,  man  ne  breke  sie  eme  mit  rechter  klage,  dar  heselye  to  jegenwarde 
U)  oder  man  lade  ine  yore  yon  gerichtes  halyen  to  sinen  rechten  degedingen^ 
onde  he  denne  nicht  yore  ne  kome,  so  yerdelt  man  ime  die  gewere  mit  rechte.*^ 
§•2.  m.  45.  1.  SchwB.  c.  83.,  c.  164.  (das  den  imDeutschsp.  c.  128.  behaltenen  Fall 
der  Ladung  yon  Ssp.  11.  24.  1.  auBgelassen  hat,  bo  daas  man  nicht  weiss,  wie  er 
Tor  kommen  soll).  Ssp.  I.  62.  9.  I.  63.  §.  5.  „Die  klegere  sal  irst  in  den  warf 
dornen;   of  die  andere  to  lange  in  irret,   die  richtere  sal  ine  laten  yore  eschen  dem 
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dann  den  Frohnen  beauftragte,  oder  sich  der  an  manchen  Orten  bestehenden 
besondem  Boten  bedienen,  oder  auch  die  Ladung  mit  Zeugen  selbst  vorneh- 
men. Einen  Zwang  zur  Elageanstellung  ^ab  es  nicht,  wohl  aber  die  Pflicht, 
eine  begonnene  durchzuführen.^)    Deshalb  kann  der  Kläger  nur  bis  zur  wirk- 


TTonen  boden  in  deme  huse,  dar  he  sik  inne  gerwet,   unde  sal  trene  soepenen  mede 
senden.    Süs  sal  man   ine  laden   to  deme  anderen  unde   to  deme  dridden  male.    Ife 
kamt  he  to  der  dridden  ladunge  nicht   vore,    die   klegere   sal  up  stan,    unde  sik  to 
kampe  bieden,   unde   sla  trene  siege  unde  enen   steke  weder   den  wint.    Dar  mede 
•hevet  he  jenen  verwunnen  sogedaner  klage,  alse  he  ine  an  gesproken  hevet,  unde  sal 
ime  die  richtere  richten,   alse  of  he  verwunnen  were  mit  kampe.^    Die  ParaUelsteUen 
aus  den  sächsischen  Bechtsbü^hem  findet  man  bei  Homeyer  ober  den  einzelnen  Kapi- 
teln des  Sachsenspiegels   angegeben.    Die  Ladung  von  Fürsten  ergibt  die  Curia  Nn- 
remb.  Rudolfi  L  a.  1274  (Leg.  ü.  p.  400.):  „Secundo  peciit  rex  sententiari,  quid  juris 
Sit  de  rege  Boemie,  qui  per  annnm  et  diem  et  amplius  a  die  coronadonis  regisBoma- 
norum  celebrate  Aquisgranis  contumaciter  supersedit,  quod  feoda  sua  a  r^e  Bomano- 
rum  nee  peciit,  nee  recepit?   Et  sententiatum  fuit  ab  omnibus  principibus  etbaronibos, 
quod  quiconque  sine  causa  legitima  per  negUgentiam  vel  contumaciam  per  annum  et 
«hem  steterit,  quod  de  feodis  suis  se  non  pecierit  infeodari,  ipso  lapsu  temporis  eecidit 
a  jure  omnium  feodorum  suorum.    Tercio  peciit  rex  sententiari,  qualiter  contra  regem 
Boemie  deberet  procedere  ad  ipsius  contumaciam  reprimendamf  Etsentencia  fuit  lata, 
quod  Palatinns  comes  Beni  per  virum  ingenuum   ad  certum  locum   et  diem,   videlioet 
infira  sex  septimanas   et  tres  dies   a  die   iudicii  numerandos,    deberet   dictum   regem 
«itare,    coram  ipso  Palatino  questionibus  regis  super  contumacia  peremptorie  respon- 
surom;  et  si  ingenuus  electus  ad  citacionem  faciendam  assereret,  et  confirmaret  proprio 
iuramento,   quod  ob  metum,   qui   cadere  potest  in  constantem  virum,   non  änderet  se 
ipsius  regis  Boemie  conspectibus  presentare ,  vel  terram  regis  ingredi ,  sufficeret  edictum 
publicum  proponi  in  ipsa  soUempni  curia,   et    citationem   fieri  publice   in  civitate  vel 
oppido  sepe  dicti  comitis  Palatini  regno  Boemie  plus  vicino.    üt  autem  omnia  procede- 
rent  ordinate,  ad  faciendam  presentacionem  citacionis  sex  septimanis  et  tribus  diebus 
superadditis  decem  et  octo  diebus,   in  summa  dato  sunt  inducie  prefato    regi  Boemie 
novem  ebdomade,  aduodecimo  Kalend.  Decembr.  computande,  ita  quod  decimo  Kalend. 
Febr.   ipse  rex  Boemie    coram  praefato  comite  Palatino  Beni  in  Herbipolensi  civitate 
debeat  comparere,  alioquin  contra  ipsum,  proutiuspermiserit,  procedetur.*^    Tgl.  über- 
haupt über  die  Ladungen  zum  kais.  Hofgerichte  Franklin  1.  c.  p.  54  ff.  —  Auf  Ort, 
Zeit   der  Ladung  kam   viel   an.     Vgl.  z.   B.   Artiouli   de  juribus    civitatis   Medeba- 
«ensis  c.  a.  1350  (Seibertz  n.  718.)  §.  51.    „Item  preco  advocati   quemlibet  ad  joa 
advocaticum  pertinentem  citare  potest;  sed  locus  et  tempus  distinguitur,  quia  nullo  die 
«elebri,   nee  in   diebus   quatuor  temporum   nee  in   yigiliis   festorum  citare  potest.  — 
52.  Item  in  nullo  loco  sacro,   nee  super  bonis  feudalibus,  in  quibus  verus  heres  bono- 
rum feudalium  residet,   nee  super  bonis,   de   quibus    solyitur  pensio  cameralis,   preco 
advocati  debet  vel  potest  officium  citandi  exercere.^ 

0  Ssp.  I.  62.  §.  1.  „Man  ne  sal  niemanden  dringen  to  neuer  klage,  der  he  nicht 
begunt  ne  hevet.  Manlic  mut  sines  scaden  wol  svigen  de  wile  he  wel.  Scriet  aver 
he  dat  gerüchte,  dat  mut  he  vul  vorderen  mit  rechte,  wende  dat  gerüchte  is  der 
klage  begin.**     Schwsp.  c  79.  W.     Ssp.  L  58.  1.,  I.  62.  4.,  11.  8. 
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ichen  AnliasgiginachiiBg  seine  Klage  beBsem,   muss  in  gewissen  Fällen  für 
den  Fortgang  Sicherheit  bestellen.^)  * 

rV.  Yersämnniss  des  Bichters  schadete  nur  dem  Kläger;^  Y««äumt  dieser 
selbst  das  Ding,  so  kann  ihn  der  Yeilasi  des  Bechts  treffen.  ^^)  Ohne  Antrag 
des  Beklagten  konnte  der  Richter  keinen  Kläger  abweisen.  ^^)  Der  Beklagte 
musste  sich  einlassen,  wenn  der  Kläger  zur  Klagestellung  berechtigt  war,  im 
rechten  Gerichte,  in  der  rechten  Weise  geklagt  hatte.**)  Erschräit  er  nicht, 
ohne  Ehehaften  anführen  zu  können,  so  ist  der  Kläger  zur  Ungehorsamsbe- 
Bchuldignng  berechtigt  (§.  185.)^^  Y erweigert  der  B^agte  aus  einem  gesetz- 
lichen Grunde  die  Einlassung  oder  yerwirft;  den  Richter  als  nicht  zuständig. 


*)  Ssp.  I.  63.  §.  2.,  IIL  14.  2.  bevor  in  einer  Criminalklage  „eine  gewere"  gethan 
ist.  Vgl.  Ssp.  L  61.  1.,  II.  4.,  n.  5.  1.  u.  a.  Schwsp.  c.  94.  W.  Dessen  enthebt 
nach  diesen  Stellen  Grundbesitz  im  Gerichtsbezirke,  dessen  Werth  den  Betrag 
4e8  Wergeides  übersteigt.  — 

Ueber  die  Concorrenz  mehrer  Kläger  Ssp.  I.  61.  2.  Schws.  c.  79.  W.;  Recht  des 
Klägers,  den  Beklagten  in  gewissen  Fällen  festzunehmen:  Sps.  m.  IS.  Schws. 
c.  221.  W. ,  des  Frohnboten  die  Partei  festzunehmen:  Ssp.  I.  61.  1.;  Dingflüchtigkeit 
des  Beklagten  II.  45. 

^  Sachsp.  n.  2.  „Versumt  die  greve  sin  echte  ding,  datalene  verlüset  die klegere. 
Versumt  he  der  dinge  jenich,  die  um  ungerichte  ut  geleget  werdet,  man  mut  der  klage 
heginnen  al  von  voren.**     Schws.  c.  86.  W. 

***)  Vgl.  die  Stellen  in  nota  7.  Schws.  c.  260.  W.  „ünde  gebiutet  ein  man  dem 
andern  vür,  unde  kumet  dirre  vür,  unde  klaget  jener  üf  in  niht;  unde  hat  er  koste 
gehabet,  die  sal  im  jener  abe  legen,  unde  gebiutet  er  im  dristunt  vür,  unde  kumet  der 
tuide  er  klaget  dannoch  niht:  so  ist  er  ledic  umbe  swaz  er  in  beklaget  hat,  unde  sol 
im  dannoch  sine  kost  abe  legen  unde  sine  arbeit;  in  habe  danne  ^haft  n6t  geirret, 
daz  sol  er  bewaeren  als  vor  geschriben  stet.*^ 

^^)  Ssp.  m.  16.  1.  „Die  richtere  noch  nieman  ne  mach  nemanne  von  siner  klage 
'wisen,  ane  die,  uppe  den  die  klage  gat.^ 

^^)  Statut  Frid.  II.  in  favor.  princ.  a.  1232  (S.  156.  n.  4.).    Ssp.  I.  59.  1.,  I.  60.  3., 

in.  6.  2.,  m.  9. 2.,  m.  12.  2.,  ni.  25. 23.,  m. 26. 2.,  in.33.6.,  m.  71.,  in.  79. 2. 

—  Landfr.  v.  1398  §.  7.  (Neue  Samnü.  I.  S.  98.)  „Hätte  auch  jemand  dem  andern 
zuzusprechen  umb  Eigen  und  umb  Erbe,  das  soll  man  usstragen  an  den  Gerichten, 
da  die  Gute  inne  gelegen  sint.  Und  umb  Lehen,  das  sol  man  usstragen  vor  den 
Herrn,  von  den  die» Lehen  rürent,"  B.A.  von  Nümb.  v.  1438  §.  2  flf.  (das.  S.  161.) 
zu  Ulm  1466  §.  11  ff.  (das.  S.  199.),  Nördlingen  1466  §.  6  ff.  (das,  S.  202.)  u.  a. 

^^)  Sachsp.  I.  28.  „Svat  susgedanes  dinges ervelos irstirft,  herwede  oder  erve  oder 
rade,  dat  sal  man  antwerden  deme  richtere  oder  deme  vronen  boden,  of  he^t  eschet, 
na  deme  drittegesten.  Dit  sal  de  richter  halden  jar  unde  dach  unvordan  unde  warden 
of  Bik  jeman  dar  to  tie  mit  rechte.  Sint  kere^t  de  richter  in  sinen  nut ;  it  ne  si  of  de 
erve  gevangen  si,  oder  in  des  rikes  denist  gevaren,  oder  in  godes  denst 
hüten  lande.  So  mut  he  sin  warden  mit  dem  erve,  wente  he  weder  kome,  wände  he 
ne  kan  sik  an  sinem  erve  de  wile  nicht  versumen;  dit  is  geredet  von  varender  have.'' 
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oder  wehrt  er  aus  einer  sonstigen  Ursache  den  Anspruch  ab,  ohne  sieh  über 
die  Sache  zu  erklären,  so  hat  er  sich  nicht  eingelassen.'^) 

Y.  Um  vor  den  kaiserlichen  Gerichten  zu  klagen,  bedurfte  es  im  Wesent- 
lichen derselben  Formen.  Im  14.  Jahrhundert  kam  jedodi  bereits  die  Koth- 
wendigkeit  auf,  vor  der  Elagstellung  in  denselben  die  Sühne  zu  versuchen 
und  sich  des  Austrags  von  Schiedsrichtern  zu  bedienen.  ^^). 

YI.  Mgaithümlich  war  die  Einleitung  des  Verfahrens  vor  den  Yehmge- 
richten,  indem  das  Gericht  hier  nur  auf  Anklage  eines  Freischöffen,  sei  es  in 
Folge  der  Pflicht  zur  Rüge  oder  auf  Grund  einer  erlittenen  Yerletzung  oder 
im  Nomen  dmes  imderen  Yerletzten  thatig  werden  konnte.  Auf  diese  Anklage 
wurde  zuerst  darüber  entschieden,  ob  die  That  eine  Yehmwroge  sei.  Stand 
das  fest,  so  erfolgte  die  Ladimg  bei  angeklagten  Freischoffen,  Wissenden, 
durch  die  von  zwei  Freischöffen  zuzustellende  schriftliche  Yom  Freigrafen  ge- 
siegelte Ladung.  Bei  einem  Freigrafen  sollten  zwei  Freigrafen  und  sieben 
Freischöffen  laden.  Die  Ladung  erfolgte  vor  die  heimliche  Acht  mit  einer 
Frist  von  6  Wochen  und  3  Tagen.  Nicht  wissende  lud  man  gleichfalk 
schriftlich  durch  den  Freifrohnen  oder  zwei  Freischöffen  vor  das  Offene 
Ding  über  6  Wochen  und  3  Tage.  Konnte  die  Ladung  gefahrbringend  sein, 
so  brauchte  sie  nicht  persönlich  zu  geschehen,  sondern  durfte  zur  Nachtzeit 
oder  wie  immer  an  ein  Thor  u.  dgl.  mit  Zurücklassung  von  Zeichen  stattfinden. 
Wusste  man  nicht,  wo  sich  der  Angeklagte  aufhalte,  so  lud  man  um  an  ^er 
Kreuzwegen.*®) 


^^)  Sachsp.  in.  30.  §.  1.  „Yorspreken  sal  he  darven,  die  selve  geantwerdet  heyet 
Die  wile  sik  die  man  weret  antwerdes  mit  ordelen  unde  mit  rechte,  diewile  ne  heyet 
he  nicht  geantwerdet** 

n.  7.  „Yier  sake  sint,  die  echte  not  hetet:  vengnisse,  unde  süke,  godesdinst  baten 
lande,  unde  des  rikes  dienst.  Svelke  dirre  sake  den  man  irret,  dat  he  to  dinge  nicht 
ne  kamt,  wirt  se  besceneget  alse  recht  is  von  eneme  sinen  boden,  sye  he  si,  he  büß 
is  sunder  scaden,  unde  gewint  dach  bit  an  dat  neste  ding,  als  he  von  der  echten  not 
ledich  wirt.**    Ygl.  Schwabsp.  c.  29.  855.  W. 

'^)  Siehe    die   Stellen    der  nota   12.    dieses   §.,    sodann   die    im    §.    73.    dtirten 

Beichsgesetze. 

^*)  Kaiser  Ruprecht's  Fragen  (Keue  Samml.  I.  S.  105  ff.)  IL  §.  4.  „Auch  merket,, 
ist  eyner,  den  man  yorheischen  vnl,  ein  fryenschepfe,  so  sol  man  in  zu  deme  erstin 
geböte  Torfiirdem,  mit  zyyeen  andern  Schepphen,  und  zu  deme  andern  geböte  mit 
vier  Schepphen,  und  zu  dem  dritten  geböte  mit  sechs  Schepphen,  und  mit  ejme 
freygrafen,  und  sal  der  eyne  Gerichtistag  von  deme  andern  sien  ye  sechs  yyoohenund 
drye  tage,  und  nicht  korzer,  sundem  ehir  lenger,  pussen  gebundener  Zyt*^  §.  5.  6. 
„Auch  sal  man  merken,  wer  is  af  her  uf  eyme  Slosse  wonte,  daz  man  syner  ane 
grosse  Sorge  und  Ebinthure  nicht  bekommen  künde,  so  mögen  die  Schoppen,  die  in 
heischen  woUin,  eyns  ^achtis,  adir  so  es  in  faget,  vor  dasseibige  Sloss  ryten  adir 
gehen,   und  uss  deme  Reynebome,   Zingelen  adir  Begilen  dry  kerbin  hauwen,  and 
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HL  Yerhandlung. 
8.  127. 

a.  In  älterer  Zeit. 

I  Zu  einer  Yerhandlung  kommt  es  nur,  wenn  der  Beklagte  erBcheint; 
denn  im  andern  Falle  greift  die  Ungehorsamsbeschuldigung  (§.  135.)  Platz» 
Die  wirkliche  Yerhandlung  prägt  sich  aus  durch  scharf  abgemessene  Rede- 
und  Widerrede  der  Parteien ,  welche  jedesmal  durch  Bitten  an  den  Rich-> 
ter  gewonnen  wird,  femer  dadurch,  dass  über  alle  und  jede  Punkte  und 
Abschnitte,  über  jedwede  Frage  durch  ein  vom  Eichter  den  Schöffen  ab- 
zufragendes Urtheil  entschieden  werden  musste.  Im  Einzelnen  hing  die  Form 
des  Elagegesuches  wie  der  ganzen  Yerhandlung  von  der  Beschaffenheit  der 
Klagen  ab. 

n.  Räumte  der  Beklagte  den  Anspruch  oder  das  Recht  des  Klägers  ein, 
ohne  eine  Einrede  zu  erheben,  so  erklärte  man  ihn  durch  ein  Urtheil  für 
schuldig.  lieber  dies  Anerkenntniss  wurden  schon  firüh  Urkunden  aufgesetzt. 
Machte  er  Einwendungen,  über  welche  keine  Einigung  zu  Stande  kam,  oder 
läugnete  er,  so  kam  es  zum  Beweise.  Hierzu  erbot  sich  der  Kläger  oder 
Beklagte  gleich  bd  Stellung  des  Antrags  oder  sobald  kein  Anerkenntniss  er- 
fi)Igte.    Auf  ihn  wurde  durch  Urtheil  erkannt 

§.  128. 

b.  Im  Mittelalter. 

I.  In  den  Landgerichten,  Stadtgerichten  und  sonstigen  ordentlichen  niedem 
Gerichten  hat  sich  während  des  ganzen  Mittelalters  der  formelle  Gang  des 
Verfahrens  erhalten.   Es  geht  mit  Urthcilen^)  vorsieh,  welche  den  einzelnen 


einen  Konighes  Pfennig  darin  steken,  imd  die  stake,  die  sie  vss  den  kerbin  houwen, 
zu  zeugkemsse  behalden,  vnd  dess  Namen,  den  sie  heischen,  yff  ein  Zedilen  ver- 
zeichent  beschriben  in  die  kerbin  stegken,  adir  deme  Wechter  rufen  und  yme  sagen, 
^s  der  deme,  der  danne  also  geheischet  in  der  Borghe  ist,  sage  und  verkündige, 
<^8  er  sines  Rechttags  werten  solle  vf  den  tag  N.  und  vor  deme  fryon  stule  'S.  also 
vorgeschrieben  steit.**  —  Anhang  §.  35.  87  —  39.  üsener  S.  121;  Urth.  des  General- 
^pitels  zu  Arnsberg  d.  SO.  Juli  1441  bei  Usener  S.  269.  „und  den  greven  solde 
man  daromb  verboden  tom  ersten  mit  Seven  frygreven,  tom  andern  mit  veyrtzen,  tzo 
dem  dritten  mall  myt  eyn  und  tzwensigen  frygreven  off  syne  Brüche."  Arnsberger 
Heformation  (Neue  Samml.  I.  S.  128  ff.  mit  der  tischen  Zahl  1430  statt  1438. 
Wächter  S.  185  ff.)  cap.  IH.  VI.  VH.  ff.  XIY. 

*)  Mit  ordelen  ist  der  Ausdruck  für  gerichtliche  Verhandlung.    Siehe  die 
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Akt  feststeDen  und  für  die  Folge  als  bindend  erscheinen.')  Zweck  der- 
selben ist  sowohl  die  formelle  Richtigkeit  des  Verfahrens,  als  anch  die  Fest- 
stellung aller  für  den  Processgang  selbst,  wie  auch  die  Entscheidung  in  der 
Hauptsache  bedeutenden  Fragen.  In  jener  Beziehung  wird  die  Ungültigkeit 
des  Verfahrens,  die  vare,')  Gefahr  Ton  Verletzungen,  yermieden.  Das  Letz- 
tere ist  als  Parteisache  den  Parteien  überlassen,  so  dass  die  antragende  Partei 
dem  Richter  die  Frage  angiebt ,  dieser  den  Gegner  vernimmt  und  alsdann  ^e 
Frage  steUt.  *)  Die  Frage  selbst  wird  bald  mit  bald  ohne  rechtliche  und  that- 
sächliche  Begründung  gestellt. 

n.  Auf  die  Anstellung  der  Klage  erfolgt  nach  Bitte  des  Klägers  das  TJr- 


Zusammenstellung  von  Homeyer  im  Register  zu  Sachsp.  I.  S.  S86.  und  IL  1.  S. 
601.  Riehtsteig  Landr.  S.  430  f.  —  Der  Richtsteig  Landrechts  und  die  andern 
Werke  der  Art  lehren  das  Verfahren  aufs  Genaueste  (ygL  §.  64.).  Ganz  besonders 
wird  dessen  Verständniss  gefordert  durch  Homeyer^s  Gerichtswesen  des  Richtsteiges 
(8.  411  —  520.). 

^  Ssp.  I.  62.  „Die  richtere  .  .  .  sal  ordeles  Tragen  trisohen  tvier  manne  rede. 
Vraget  he  na  sineme  mutwillen  unde  nicht  na  rechte,  dat  ne  scadet  noch  ne  vromet 
ir  newederme.'^  Als  Beispiel  Richtsi  Landr.  c  12.  §.  1 — 6.  „Van  der  antwerde 
mnme  gevunden  gut.  Sprikstu  enes  wort,  de  umme  gevunden  gud  beclaget  wert,  so 
sprik  alsus:  her  richter  wil  gi  N  wort  hören;  hir  steit  N  unde  secht,  he  vunde  bister- 
liken  sodan  gut  also  N  eschet;  dat  hebbe  he  unyorholen  behalden  wen  ta  her;  dat 
wil  he  gerne  tu  rechte  beholden,  oft  sie  ieman  dar  tu  ten  wil,  unde  biddet  enes  or- 
dels,  wo  me  sie  tu  rechte  dartu  ten  scaL  So  vintme  tu  rechte:  jene  sulf  drudde  up- 
pen  hilgen.  So  vrag  vort :  her  richter  nu  biddet  N  vort  ens  rechtes  na  deme  dat  8lc 
"N  mit  rechte  tu  desseme  gute  getogen  heft,  oft  he  icht  scole  sine  kost  na  guder  lüde 
werdinge  irlegen.  So  vintme  he  scole.  Wultu  aver  dat  gebunden  gut  weren ,  so  spiek 
sus:  her  richter,  N  biddet  ens  ordels,  na  deme  dat  he  den  yunt  upbot  tur  kerken 
unde  vor  gerichte,  wo  lange  he  ene  em  tu  rechte  na  halden  scole.  So  vint  me  fies 
wecken.  So  vrage,  wo  hes  vullenkomen  scole,  dat  het  upgeboden  hebbe  unde  halden 
als  he  tu  rechte  scole.  So  vintme  mit  twen  bedderven  mannen.  Mach  hes  aver  nicht 
vullenkomen  unde  heft  des  lichte  vorsaket  unde  gehut,  so  vrage  des  clegers  vorsprake, 
na  deme  dat  hes  vorsaket  hebbe,  oft  it  icht  tu  rechte  en  dufte  si.  Dat  vintme.  Hir 
vrage  du  denne  wedder,  oft  de  antwerder  mit  der  düve  lif  edder  ere  Vorwerken  möge, 
de  he  ut  jenes  weren  nocht  dufliken  nocht  rofliken  ne  brachte.  So  vintme,  it  ne 
soade  en  noch  tu  me  live  noch  tu  ter  ere.  So  vrage  des  clegers  vorspreke,  wat  he 
an  der  duve  edder  an  dem  vunde  unde  an  dem  vorsakeden  gude  gebroken  hebbe. 
So  vintme,  he  scole  deme  richtere  wedden  unde  deme  degere  bute  geven.  8o  vrag 
wat  sii;!  bute  si.  So  vintme  na  des  clegeres  gebort.  So  vrag  wat  he  deme  richtere 
wedde.  So  vintme  dat  dar  ne  de  richter  si.  So  vrage  wen  it  scole  bereit  sin.  So 
vintme,  is  de  bute  er  gewunnen,  so  scoleme  se  over  ses  weken  bereiden  unde  it  ge- 
wedde  dar  na  over  virteinnacht.  So  vrag  wes  eme  helpen  scole  dat  it  ut  kome.  So 
vintme  de  richter  edder  de  vronebode.** 

^)  Homeyer  Ssp.  IL  1.  S.  618.  u.  d.  Worte  vare,  Riohtst.  8.  4SI. 

*)  Vort  ordelen.    Homeyer  Richtst.  S.  482  t 
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theil  über  die  Pflicht  zur  Antwort,  mit  der  sich  der  Beklagte  auf  die  Sache 
einlässt.  Erhebt  er  Widerrede,  Einrede  ohne  Einlassung,  so  ist  darüber  zu- 
nächst zu  urtheilen.  Fallt  dies  Urtheil  gegen  den  Beklagten  aus  oder  hat  er 
keine  Einrede  gestellt,  so  kann  der  Beklagte  entweder  1)  die  Antwort  yer- 
weigern,  schweigen,  oder  2)  die  Yom  Kläger  behauptete  Thatsache  leugnen 
oder  3)  diese  zugebend  den  rechtlichen  Anspruch  bestreiten  oder  4)  eine  That- 
sache behaupten,  wodurch  er  die  Ansprüche  des  Klägers  entkräften  will,  oder 
5)  einen  Gegenanspruch,  Widerklage  erheben,  oder  endlich  6)  eine  Frist  zur 
Antwort  begehren. 

Steht  ihm  das  Letztre  zu,^)  so  gibt  man  ihm  die  neue  Frist.  Räumt  er 
den  Anspruch  ein,  bekennt  er,  oder  ist  die  Rechtsfrage,  welche  er  allein  be- 
streitet, durch  Urtheil  zu, Gunsten  des  Klägers  entschieden,  so  wird  das  An- 
erkenntniss  durch  TJrtheil  ausgesprochen,  d.  h.  der  Beklagte  für  schuldig  er- 
ilärt.    In  allen  andern  Fällen  kommt  es  zum  Beweise. 

in.  Bei  den  Vehmgerichten®)  schied  man  offene,  gemeine,  echte  Freidinge, 
denen  alle  Eingesessenen,  Wissende  und  Unwissende,  beiwohnen  konnten  (die 
alten  placita),  und  gebotene  heimliche  Dinge,  die  stattfanden,  wenn  es  sich 
nm  Yerurtheilung  eines  abwesenden  Unwissenden  oder  eines  Freischöffen  und 
Freigrafen  handelte.  Das  offene  Ding  kann  jederzeit  in  ein  heimliches  ver- 
wandelt  werden,  in  welchem  Falle  bei  Strafe  des  Strangs  alle  Unwissenden 
sich  zu  entfernen  haben.  Danach  lud  man  vor  das  offene  Ding  der  heim- 
lichen (geschlossenen)  Acht,  oder  vor  das  heimliche  Ding.  Seit  dem 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  fing  man  an,  die  Unwissenden  gar  nicht  mehr  zu 
laden.  Erschien  er  auf  die  erste  Ladung  nicht,  so  ward  er  verfehmt.  Ob 
Unwissende  sich  mit  Beweisen  vertheidigen  konnten,  ist  nicht  ausgemacht. 
Schöffen  stand  ihr  Eid  mit  andern  Schöffen  als  Eidhelfem  zu.  Gottesurtheile 
waren  ausgeschlossen.  Wer  ungehorsam  war,  ward  in  die  Oberacht  des  Reichs 
Terfallt.  Zur  Ausführung  des  Urtheils  ward  bestellt  ein  Schöffe,  dem  ein  Brief 
gegeben  wurde,  der  Allen  ihm  beizustehen  befahl  bei  Verlust  der  Ausstossung 
für  Schöffen,  der  Acht  für  Unwissende.  Wo  der  Schöffe  den  Verurtheilten 
findet,  vollzieht  er  das  Urtheil  durch  Aufknüpfen  mit  dem  Strange  an  einen 
Baum,  in  den  er  sein  Messer  steckt  oder  ein  anderes  Zeichen  macht.  Die 
Bemfang  stand  zu  an  den  Kaiser  und  den  Erzbischof,  später  auch  an  die 
Kapitel. 


^)  Ssp.  n.  3.  1.  2.,  Richtst.  Landr.  21.  §.  4.,  23.  §.  3. 

®)  Ich  anticipire  diese  kurze  Skizze ,  um  nicht  den  Zusammenhang  zu  unterbrechen. 


Die  Quellen  sind  im  Früheren  angegeben. 
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IV.  Der  Beweis. 
A.  Die  Beweismittel.*) 

§.  129. 
1.  D^  Eid. 

I.  Kach  den  Yolksrechten  erscheint  als  das  häufigste  Beweismittel  sowohl 
zur  Erhärtung  der  Leugnung  des  klägerischen  Anspruches  oder  der  Anklage 
( —  Ablehnungs-  oder  Eeinigungseid;  sacramento  se  excusare,  purgare,  defen- 
dere  — )  als  auch  zur  Bewahrheitung  des  Anspruches,*)  der  Anklage  (—  Be- 
kräftigungseid, UeberfOhrungseid;  juramento,  asserere,  supeijurare,  u.  dgl.  — ) 
der  Eid,  sacramentum,  juramentum,  jusjurandum.  Ihn  zu  leisten  war  nur 
fähig,  wer  als  rechtsfähig  anerkannt  war,*)  deshalb  nicht  der  Knecht.  In 
Person  leistet  jedoch  nur  der  zur  Selbstvertretung  Befähigte,  für  andere  Per- 
sonen und  die  GFemeinheiten  ihr  Yertreter. 

Wahrscheinlich  ist,  dass  wenigstens  bei  den  Franken  erst  mit  demChristen- 
thume  der  Gebrauch   des  Eides   ein   häufiger  wurde,  ^)   sowie  dass  in  älterer 


*)  Ueberhaupt:  Albrecht  doctrinae  de  probationibus  secundum  jus  Germani- 
cum  medii  aeyi  adumbratio  P.  L  Begiom.  1825,  IL  ibid.  1827.  Sachsse  das  Be- 
weisverfahren  nach  deutschem,  mit  BerCLcksichtigung  verwandter  Bechte  des  Mittel- 
alters, Erlang.  1855.  Nach  sächsischem  Bechte:  Homeyer  im  Register  m 
Sachsenspiegel  I.  S.  294.  (Beweis)  401—- 404.  (Zeuge,  Zeugniss),  U.  2.  S. 
596  —  622.  (Beweis  im  Lehnrechie);  Jelly  über  das  Beweisverfahren  nach  dem 
Bechte  des  Sachsenspiegels,  Mannh.  1846;  Planck  das  Becht  der  Beweisfubnmg 
nach  dem  älteren  deutschen,  besonders  sächsischen  Verfahren,  Zeitschr.  f.  Deutsch. 
Becht  Bd.  10.  (1846)  S.  205  —  824.;  ders.  die  Lehre  vom  Beweisurtheil  1848  8. 
88  —  60.;  A.  Hänel  das  Beweissystem  des  Sachsenspiegels.  In  Beschränkung  aaf 
den  bfirgerlichen  Prozess.  Leipz.  1858.  Einzelne  Punkte:  F.  Majer  Geschichte 
der  Ordalien,  insbes.  der  gerichtlichen  Zweikämpfe  in  Deutschland,  Jena  1795; 
Wächter  Beiträge  (Beweis  durch  Eidhelfer  im  Hittelalter)  S.  262  —  267.;  F.  W. 
Uhger  der  gerichtliche  Zweikampf  bei  den  germanischen  Völkern,  Gott.  1847;  Del- 
brück das  Becht  zur  Beweisführung  bei  Klagen  um  Gut,  Zeitschr.  f.  d.  R.  Bd.  14. 
(1858)  S.  21S  — 241.;  derselbe  über  diesen  Gegenstand  (Kap.  26.  Bichtst.  Landr.) 
in  Zeitschr.  f.  d.  B.  Bd.  XIX.  (1859)  S.  98—120.  Platner  historische  Entwiokehing 
des  Privatrechts,  Marb.  1854.  S.  828  ff.;  0.  Stobbe  Beweis  der  Verträge  in:  Zur 
Gesch.  des  Vertragsrechts,  Leipz.  1855  S.  56  —  115;  FeL  Dahn  Studien  zur  Ge- 
schichte der  germanischen  Gottes-UrtheÜe ,  Münch.  1857,  bei  dem  andere  laterator 
angeführt  ist. 

*)  Vgl  jedoch  Siegel  Gesch.  I.  S.  182. 

2)  Die  Stellen  im  §.  55.  n.  5. ,  §.  56.  n.  9. 

^)  Ediot.  Ghilperici  reg.  (Leg.  II.  p.  6)  c.  4.    „In  quantas  causas  electi  de- 


Eineid,  Eid  mit  EideahelfeTn.  3g7 

Zeit  der  Eiseid  yorkam/)  In  den  Yolksrechten  aber  treten  zum  Haupt- 
schwörer  regelmässig  eine  Anzahl  von  Gebülfen,  Mitschwörer,  Eideshelfer, 
cosjiiratores,  consacramentales,  coadjutores,  von  freien  Leuten^)  aus  dessen 
Terwandtschaft  oder  Bekanntschaft.  Ihre  Anzahl  wechselt  bis  zu  zweiond- 
siebenzig,  sich  richtend  in  mannigfachen  Abstufungen^)  nach  dem  Stande  des 
Yerletzten,  Beklagten,  nach  der  Beschaffenheit  der  Sache,  dem  Stande  des 
Schwörenden,  so  dass  sich  bald  eine  genau  ersichtliche  Proportion  zwischen 
dem  Objecto  des  Rechtsstreites  in  Gelde  angeschlagen  und  dem  Gesammtwer- 
gelde  der  Schwörenden  ergiebt,  bald  auch  nur  die  blosse  Festsetzung  der 
Zahl  der  Eideshelfer  ohne  ein  solches  bestimmtes  Yerhältniss  sich  vorfindet.  Die 
Eideshelfer  nannte  bald  der  Beweisende  (conjuratores  nominati),  bald 
dieser  und  der  Gegner  zur  Hälfte  (conjuratores  electi);  bald  konnte  der 
Gegner  des  Beweisenden  eine  bestimmte  Zahl  aus  den  vom  letztern  vorge- 
schlagenen verwerfen  oder  durch  selbstgenannte  ersetzen. 

Während  der  Hauptschwörer    die  Wahrheit  seiner  Behauptung  beschwört,^ 
enthält  der  Eid  der  Eideshelfer  die  Versicherung,  dass  sie  von  der  Wahrhaf- 
tigkeit jenes  und  mithin  von  der  Richtigkeit  seines  Eides  überzeugt  seien. 


beant  iurare.  De  dote  et  de  res  qui  in  hoste  perdita  sunt  et  de  homine  qui  in 
servitio  revocatur.  Si  amplius  iurarent  quam  tres  causas,  rem  illa  in  capite  reddant. 
£t  quantum  lex  de  causa  illa  habet',  culpabilis  iudicetur,  et  de  Ulis  qui  iurayerunt 
tres  qui  seniores  fuerant  sol.  15  culp.  iudicentur  et  reliqui  iuratores  quinos  ßolidos  sol- 
Tant.  De  iuratores,  de  quantas  causas  tho  alapus  debet  iiTrare.  In  quan- 
tas  causas  talentas  iuratores  sunt  12;  in  reliquo  in  dextera  et  armata  lenta  causas 
SttDt  talentas  tres,  unam  de  ducem,  et  alias  de  res  qui  in  hoste  perdidit,  tertiam  de 
homine  qui  reyocantur,  et  causa  est  sed  non  misticis  suammala  burginam  non  te  res- 
pondo.  Propterea  non  est  Bacramentum  in  Francos;  quando  illi  legem  conposuerunt, 
Bon  erant  christiani.  Propterea  in  eorum  dextera  et  arma  eorum  sacramenta  adfir- 
Biant.  Sed  post  ad  christianitatem  fuerunt  reversi.  Propterea  in  eorum  arbitrio  ad 
Bacramento  revocaverunt.  IS^am  non  per  arma  eorum.  Et  in  eorum  arbitrio  in  eorum 
sacramento  resederunt,  ut  sie  iurant  super  semispatio:  Tide  ille  tu  auditor  yobis  arbi- 
triorum,  per  istum  arbitrium,  de  illas  res  unde  tu  me  mallasti  ego  de  illas  te  mallare 
non  redebeo,  nisi  isto  idoneo  sacramento  orbens  iure  per  isto  arbitrio.^ 

*)  Grimm  R.  A.  S.  859.  Note. 

^)  Die  Ausnahmen  bei  den  Friesen  zeigen  die  Stellen  im  §.  56.  n.  9.  u.  13. 

^)  Siegel  hat  eine  Tab^e  beigefOgt  ftber  „die  Bestimmungen  der  einzebien  deut- 
sehen Volksrechte  (er  nimmt  aber  nur  auf  Legges  Fris.,  Sax.,  Angl.  et  Wer.,  Ribuar., 
BajuTar.,  Cham.)  über  die  Grösse  der  Eide.**  Es  ist  des  Baumes  wegen  nicht  mog- 
^ch,  gehört  auch  in  der  That  zu  sehr  ins  Gebiet  der  Antiquitäten,  selbst  nur  die 
^chtigsten  Stellen  der  verschiedenen  Leges  abdrucken  zu  lassen;  ohne  eine  solche 
Zasammenstellung  aber  würde  kein  Bild  gewonnen  werden.  Eine  Aufzählung  der 
Stellen  jfindet  man  bei  Siegel. 


368  Gesch.  d.  GeriohtsweseiiB.  m.  Kap.  §.  129. 

Abgelegt  wurde  der  Haupteid  in  heidnischer  Zeit  stets  im  Tersammelten 
Gericht,  seit  der  Einführung  des  Christentl^ums  mehr  und  mehr  in  dar 
Kirche  vor  dem  Altare.')  Die  Form  der  Ablegung ^)  bestand  in  der  Nach- 
sprechung der  Eidesformel,^  welche  der  Gegner  mit  einem  8tabe  in  der 
Hand  yorspricht  (gestabter  Eid),  wobei  man  in  Slterer  Zeit  entweder  im 
vollen  Waffenschmucke ^®)  oder  in  gewöhnlicher  Kleidung  schwört,^')  während 
es  in  der  christlichen  Zeit  Sitte  wurde,  die  Hand  auf  geweihte  Sachen,  beson- 
ders ein  Beliquien-Kästchen  zu  legen.'*)    Nach  dem  HauptschwÖrer  legen  die 


0  Lex.  Francor.  Chamavor.  c.  10.  11.  „Si  quis  hominem  ingenuum  ad  8er- 
vitium  requirit,  cum  duodecim  hominibus  de  suis  proximis  parentibus  in  sanctis 
juret,  et  se  ingenuum  esse  faciat,  aut  in  seryitium  cadat.  Qui  per  hantradam  homi- 
nem ingenuum  dimittere  voluerit,  in  loco  qui  'diciiur  sanctnm  sua  manu  duodecima 
ipBum  ingenuum  dimittere  faGiat.-*^  In  sanctis  jurare  heisst  auf  die  Beliquien  schwören, 
in  loco  qui  dicitur  sanctum  vor  dem  Hochaltare,  im  Chor.  Dies  hat  Zöpfl  Eyya 
S.  5  ff.  nachgewiesen  und  zahlreiche  Parallelstellen  beigebracht. 

^  Grimm  R.  A.  894  ff.  — 

^)  L.  Kibuar.  LXYI.  1.  „Si  quis  Bipuarius  sacramento  fidem  feoerit,  super  qua- 
tuordecim  noctes  sibi  septimus  seu  duodecimus  yel  septuagesimus  secundus  cum 
legitime  termino  noctium  studeat  coniurare.  Si  autem  contentio  orta  fiierit,  quod  sa- 
cramentum  in  die  placito  non  coniurasset,  tuno  cum  tertia  parte  iuratorum  snorum 
adfirmare  studeat,  aliquibus  a  dexiris  seu  a  sinistris  stantibus.  Sin  autem  nee  sie 
satisfecerit,  tunc  secundum  praesentiam  iudicis  vel  secundum  terminationem  sextam 
iuratorum  suorum  cum  dextera  armata  tam  prius,  quam  posterius  sacramentum  in 
praesentia  iudicis  confirmare  studeat  Quod  si  verbis  non  dixerit  omnem  repetitionem 
cum  legis  beneficio  studeat  reformare,  et  unusquisque  de  iuratoribus  quindecim  solidis 
culpabilis  iudicetur.  Si  autem  contradixerint,  iudicium  accipiat.^  LXYH.  S.  ,,Qaod  si 
sacramentum  ille,  qui  prosequitur,  non  pronuntiarerit,  ipse  qui  placitavit  ante  annum 
revolutum  vel  Septem  noctes  sacramentum  suum  coram  testibus  offerat,  et  coniurare 
studeat,  et  deinceps  innocens  habeatur.'*  5.  „Si  quis  pro  hereditate  yel  pro  ingenui- 
tate  certare  coeperit  post  malo  ordine  cum  sex  in  Ecdesia  coniuret,  et  cum  duode- 
cim ad  stappulum  Begis  in  circulo  et  in  hasla  hoc  est  in  ramo,  cum  verborum  con- 
templatione  coniurare  studeat.  Si  non  adimpleverit,  cum  legis  beneficio  restituat 
Aut  si  quis  cum  contra  prendere  Toluerit,  aut  cum  armis  suis  se  defensare  studeat 
ante  Begem,  aut  omnem  repetitionem  cum  legis  beneficio  restituat.'*    Siegel  S.  226  f. 

^^)  L.  Alam.  Fragm.  I.  1.  (Leg.  HI.  p.  84.).  „in  ferramenta  sua**  nach  dem 
Citate  von  Merkel  in  n.  4.  das.  soviel  als  in  der  Büstung.  Siehe  die  in  Anm.  3. 
dieses  §.  abgedruckte  SteUe,  L.  SaL  (ed.  Merk.)  CIY.    Andre  bei  Siegel  S.  229. 

^^)  L.  Fris.  Tit.  HI.  §.  5.  „Si  serrus  fiirti  reus  esse  dicatur,  dominus  eius  in  ve- 
stimento  suo  saoramentum  pro  illo  peificiat.'*  XH.  §.  1.  „Si  servus  rem  magnam 
quamlibet  furasse  dicatur,  yel  noxam  grandem  perpetrasse,  dominns  eius  in  reliquüs 
sanctorum  pro  hac  re  iurare  debet.*^ 

»«)  Vgl.  nota  7.  L.  Bajuy.  Tit.  I.  c.  5.  ,juret  in  altare  in  illa  Ecolesia.*'  Cap. 
quae  in  lege  Bib.  mitt.  sunt  803  c.  12.  (Leg.  I.  p.  118.)  „Omne  saoramentam  in 
aecdesiae  aut  supra  reliquias  juretur.     Et  quod  in  ecdesia  jurandnm  est,  vel  com 


Die  Beweiflnuttel.    Der  Eid.  ggg 

EidesheUer  den  Eid  ab  gemeinschaftlich,  nadi  den  Gesetzen  des  9.  Jahrhun- 
derts einzehk^") 

Der  Zusammenhang  des  Instituts  der  Eideshelfer  mit  der  Stellung  der 
FamOie  bewirkte,  dass,  im  Falle  der  Hanptschwörer  unterlag,  jene  eine  Strafe 
treffen  konnte.") 

n.  In  dem  Rechte  des  Mittelalters  hat  sich  zunächst  nicht  nur  im  sächsi- 
schen'^) Rechte,  wie  es  im  Sachsenspiegel  und  den  ihm  zunächst  stehenden 
Werken  enthalten  ist,  *®)  sondern  allgemein  die  Tr  ennung  des  Eides  der  Eides- 


sex electis,  yel  d  duodecim  esse  debent,  qnales  potuit  invenire,  sie  illum  Dens  ad- 
javet  et  sancti  quorum  istae  reliquiae  sunt,  ut  veritatem  dicaf 

^*)  L.  AI  am.  Karoli.  YI.  4.  (Leg.  ni.  p.  138.)  „lata  Bacramenta  debent  esse  iurata, 
nt  illi  coniuratores  manus  suas  super  capsam  ponant,  et  ille  solus  cui  causa  requiritur 
Terba  tantam  dioat  et  saper  omniuin  manus  manum  suam  ponat,  ut  sie  illi  Deus  adiu- 
Tet  yel  illae  reliquiae  ad  illas  manus  quas  conprehensas  habet,  ut  de  illa  causa  unde 
interpellatiis  est  eulpabiüs  non  Bit.**  Ygl.  die  erste  Stelle  in  nota  9.  Form.  Marc.  app. 
33.  Sirmond.  (Walter  Corp.  jtir.  III.  p.  890.)  n.  31.  „Breye  sacramenti  qualiter 
ingreasus  est  ille  in  loco  nuncupanie  illo,  in  Ecclesia  iUa,  sab  praesentia  illius  Judicis 
Tel  bonoram  vironim  qui  subter  tenentur  inserti,  ad  placitam  suam  custodiendum. 
Unde  retroactis  diebus  quadraginta  relationem  de  morte  illius  per  iudicium  bonorum 
Tironun  accepit,  iuratas  dixit.  Per. haue  locom  sanctum  et  Dei  reverentiam,  dum  ego 
solemniter  mihi  ambulabam,  iam  dictus  iUe  quondam  in  loco  nuncupante  illo  me  malo 
ordine  adsaUi^it  vel  liyorayit,  et  colaphos  super  me  posuit,  et  ad  rapinam  yel  ad  in- 
sidiam  saper  me  faciendam  adstetii  et  res  meas  mihi  malo  ordine  diripere  vel  tollere 
tentavit.  £t  ego  in  sua  orta  contentione  vel  in  sua  motiva  atqae  per  sua  culpa  in 
ipso  loco  ipsum  interfeci.  Et  per  reverentiam  istius  sancti  et  Deo  altisslmo  similiter 
testes  Bibi  Bimiles  yisores  et  cognitores,  secundum  quod  ei  iudicatom  fuit,  post  ipsum 
ioniTenint  ut  quiquid  iam  dictos  ille  de  hac  causa  iuravit,  verum  et  idoneum  sacra- 
mentnm  exinde  dedit.  Id  sunt  qui  hoc  sacramentom  exceperunt,  manibusque  eorom 
subter  firmayerunt.**  Gonst.  Olonn.  825.  Cap.  gen.  c.  8.  (Leg.  L  p.  252.):  „Statui- 
mos  at  juratores  omnes  singiUatim  jurent.*^  — 

^*)  L.  Sal.  XLYm.  2.  „8i  cuicumque  aliquid  fderit  inculpatum  quod  perjurasset 
et  ei  faerit  adprobatum,  juratores  quinos  solides  condemnentur.  ille  yero  cui  ad- 
probatam  fderit,  excepto  capitale  et  dilatura  atque  causa  extra  hoc  600  dinarios  qui 
faciunt  solidos  15  oalpabilis  judicetur.**  Noy.  186.  (Merk.  p.  69.):  „.  .  tres  de  ipsis 
juratores  15  solidos  culpabilis  iudicetur  quisquis  illorum,  illoram  yero  qui  super  tres 
ftierint  quinos  solides  solyant.**  L.  Burg.  LXXX.  2.  die  aber  XLV.  schon  den  Ver- 
such, das  Anerbieten  straft,  wenn  ein  testis  überwunden  wird.  Nach  Lex  Fris.  X. 
XIV.  3.  zahlten  die  Conjuratoren  ihr  Wergeid.  — 

^^)  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Homeyer  Sachsp.  I.  Register  u.  d.  W.  Eid, 
Zeuge,  Richtsteig  S.  455  ff.  Hänel  8.  30  ff.  Den  Stand  der  Frage  über  das  Ver- 
hältniss  des  Eineides,  der  Geholfen  als  Zeugen  und  Eideshelfer  gibt  in  klarer  Dar- 
Bteünng  Homeyer  Richtst.  8.  457  ff. 

*•)  Von  Bedeutung  sind  für  die  Zeit  vor  dem  Sachsenspiegel  folgende  Stellen  aus 
dem  ältesten  Soester  Recht  yon  1120:  §§.  18—20.  28.  30.  39.  42.  55.  „Si  quis  ferro 
ftcuto  quempiam  uulneraueitt.  duobus  testibus  rationabilibus  conuinci  potest  quam  reus 
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belfer  und  der  Zeugen  im  engem  ^ne  (§.  130.)  «iialten, ")  obwohl  der  Um- 
fang, in  welchem  die  Rechte  den  blossen  Eineid  oder  den  Eid  mit  üdesh^l- 
fem  oder  von  Zeugen  zulassen,  sehr  versi^ed^n  ist 


poterii  se  excusare.  —  Biqiüs  est  de  honuGidio  pnlsaiwi.  septana  manu  tactis  reüquiig 
conuinoi  potest.    SiquiB  uero  de  homicidlo  uel  de  acuti  fern  lesione  conuinci  nequiuerit 
tactis  reliquiis.  duodeeima  manu  se  expurgabit.  —  Quod  si  ille  qui  maleficium  per- 
patrauit.  aufagerit.   domus  eius  et  quicquit  habet,  secundum  nostri  iurisdictionem  dea- 
truetur.  et  ipse  proscribetur.  quod  uulgo.  frethelos  dicitur.  si  uero  factam  uegare  no- 
luerit  duo  probabiles  uiri  si  adsunt.  cogentur  testimonium  ueritati  perhibere.  et  sie  non 
iidmittetur  rei  expurgatio.  —  In  contractu  matrimonlL  uel  etiam  post  contractom.  quam- 
cumque  donationem  uir  mulieri.  aut  muller  uiro  sub  testimonio  bonorum  uironim  de- 
derit.  si  duorum  bone  opinionis  uirorom  testimonium  probare  potent,  super  eo  ampliiu 
in  causam  trahi  non  ualebit.  —  Item,  siquis  conciui  suo  bona  sua  ad  negociandnm 
commiserit.  presentibus  uirls  idoneis.  si  inficiari  uoluerit.  conuinoi  possit.  —  Quicumqne 
pro  aliqua  causa  coram  consulibus  terminata.  testimonium  ipsoram  appellauerini  ute^ 
que  fideiussores  pro  sezaginta  solidis  ponet  et  si  quis  ipsoram.  burgensium  testimonio 
conuictus  ceciderit.  predictos  sexaginta  solidos.  burgensibus  persoluet.  in   gratiam.  — 
Bi  conciui  suo  quicumque  de  quacumque  causa,  uel  de  suo  proprio  arbitrio.  uel  presen- 
tibus  duobus  testibus.  confessus  fuerit.  uel  promissionem  feoerit  magis  conuinci  potest 
quam  se  expurgare.  —  Quicumque  autem  hominum  se  per  iuramentum  expurgare  tene- 
bitur,  in  arbitrio  stabit  actoris  utium  iuramentum  accipere  uelit  an  non.     Et  super  eo 
nullum  ad  ipsum  iudicem  respectum  habebit.  nisi  forte  contingat  ex  aliqua  prodama- 
ücne.**   —    Medebacher  Recht  v.  1165  (Seibertz  n.  55.)   §§.  6.   14.   15.  22.  23. 
,Qui  autem  pugno  uel  baculo  aliquem  percusserit,  quod  sanguis  erumpit,    si  ueraces 
homines  presentes  sunt,  qui  dicunt  eum  esse  reum  yirgis  uerberabitur  et  crines  ejiu 
abradentur,   quia  pacem  Dei  uiolauit;   si  in  nocte  conügerit  qui  presentes  non  sunt 
^uibus  credatur,  si  percussor  de  hoc  incusatur  et  negauerit  manu  duodeeima  se  ex- 
purget.  —  Qui  uxorem  legitimam  uobiscum  duxerit,  quicquid  primo  mane  coram  para- 
nimphis  et  concivibus  suis  uxori  sue  dederit  et  iUa  ei  cum  assensu  heredum  utriusque, 
quod  tevtonice  Morengaue  vocatur,   uterque  integra  pace  optinebit;   sed  si  forte  con- 
tigerit,  quod  aliquis  datumillud  quod  moregengaue  yocatur,  inMngere  voluerit,  ille  qui 
datum  habet  in  usucapione  quod  vulgo  dicitur  angeweren,  testimonio  paranimphorum 
«t  adiutorio   concivium  suorum,   sicut  justum  est,   sua  verltate  et  juramento  debet  op- 
tinere  et  talis  justicia  debet  sufficere  illi  qui  eum  in^etit.  —  Qui  peeuniam  suam  dat 
alicui  conciui  suo  ut  inde  negocietur  in  Datia  vel  Rucia  vel  in  alia  regione  ad  utili- 
tatem  utriusque  assumere  debet  conciyes  suos  fideles  ut  uideant  et  sint   testes  higuB 
rei;  si  postea  ille  qui  peeuniam  accipit  fraudulenter  egerit  et  falso  juramento  optinere 
Toluerit  ille  qui  peeuniam  prestitit,  testimonio  iUorum  qui  aderant  majori  justicia  debet 
optinere,  sie  justum  est,  quia  ille  possit  contradicere  et  si  illi  qui  presentes  fnerunt,  pro 
amioitia  vel  pro  mercede  yel  pro  inuidia  vel  pro  perfidia,  ueritatem  negare  uolnerint  slnguli 
jurent  super  sanctos,  quod  nunquam  aduenerint.  —  Qui  possessionem  conduis  sui  mino- 
rare  voluerit,  duos  assumat  secum  fideles  et  juramento  optineat  sine  banno.  —  Qui  pos- 
sessionem wuorth  alici^us  sui  oonduis  per  sepem  suam  in  aliquo  decurtauerit,  ille  qui  in 
usucapione  hoc  est  angeweren  habet,  assumat  duos  conciues  suos,  qui  domos  habeant 
et  juramento  optineat;    de  hoc  negodo  nihil  pertmet  ad  adToeatom.^    Mit  dmi  abge- 
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Der  blosse  Parteieid^  Eineid,  erscheint  als  die  Bekräftigung  des 
Schworenden  bezüglich  der  Richtigkeit  seines  Beehtsanspraches,  des  von  ihm 
^fönten  Urtheiles,  nicht  als  blosse  Bestärkung  yon  Thatsachen,  aus  denen 
der  Richter  einen  Schluss  ziehen  könnte.  ^^)  Dies  hängt  zusammen  mit  dem 
ganzen  Geiste  des  den  Parteien  überlassenen  Verfahrens.  Anwendung  findet 
der  Eineid  im  Sachsenspiegel  am  häufigsten  zur  Abwehr  der  Klage  oder  An* 
klage,  somit  als  Leugnungs-  oder  Reinigungseid,  selten  zur  Begründung.  Be- 
reits in  dem  Richtsteig  Landrechts  ist  aber  der  Fortschritt  gethan,  dass  der 
Eineid  zur  Begründung  einer  Behauptung  gegeben  wird,  wenn  der  Beklagte 
durch  sie  den  Anspruch  gleichzeitig  zurückweist,  mithin  auch  sachlich  eine 
Leugnung  vorliegt.") 

Mit  Eideshelfern^^)  unterstützt  die  Partei  nach  dem  Rechte  des  Sach- 
senspiegels  sich  nur^^)  in  peinlichen  Sachen.    Deren  Eid  hat  den  Inhalt,  dass 


drackten  Artikeln  des  So  est  er  Siadbr.  von  1120  correspondiren  genau  der  So  est  er 
Schrae  y.  1350  (Seibertz  n.  719.)  Art  16.  18.  19.  118.  61.  21. 

^0  Das  beweisen  die  zahhreichen  yon  Homeyer  Richtsteig  S.  466  —  472.  znsam* 
meogestellten  Belege  evident.  Hanel  S.  43  ff.  unterscheidet  im  Ssp.  wieder  nicht» 
sondern  „erfasst  das  Institut  der  sächsischen  Gezeugen  als  eine  Eiaheit.*^ 

'^)  So  heisst  es  z.  B.  in  Biohts.t.  c.  8.  „Yan  der  antwerde  umme  scult. 
Ib  de  beclagede  man  dar,  so  spreke  sin  yorsprecke  sus:  her  richter  wil  gl  N  wort 
hören?  Ja.  Unsculdich  secht  he  sie  des  men  ene  tiet  unde  biddet  enes  ordels, 
oft  hes  icht  neger  tu  untgande  si  wen  jene  em  overtugande.  Dat  yint  me.  Sprikt  he 
aver,  he  hebbet  yorgulden,  dat  mut  he  sulf  drudde  bewisen.  Sprikt  he  ayer, 
jene  hebben  loz  gelaten,  des  wert  he  loz  mit  sime  ede.  So  sprek  yort:  her  richter 
be  biddet  unde  ic  yan  siner  wegen  der  hilgen  unde  enes  st  ey  er  es.  So  sprikt  de 
richter:  ic  gans  em  wol.  So  spreke  de  steyere:  here  her  richter,  gunne  gi  mi  dat 
icXstaye  sinened,  so  biddet  he,  dat  gi  eme  orloyen  tu  dunde  wat  tu  dem  ede 
bore.  So  sprikt  he:  ic  orloyes  eme,  he  se  dat  he  rechte  du.  So  yrage,  wo  dat  sin 
ed  tu  rechte  gan  scole.  So  yint  me:  der  ticht,  der  N  eme  tiet,  dat  he  der  unscul- 
dich si,  edder  dat  he  de  scult  yorgulden  hebbe,  dat  eme  god  so  helpe  unde 
de  hilgen.  Wen  he  sus  gesworen  heft  unde  mit  orloye  afgenomen  heft  unde  upge* 
stan  is,  so  yrage,  oft  he  yullenkomen  si  mit  sime  rechte.  So  yintme  he  si.*^ 
Bo  beweist  man  die  Nothwehr  mit  dem  Eide  Ssp.  n.  62.  2.,  Schws.  c.  244.  L. 

")  So  Richtst.  Landr.  c.  18.  §.  5. 

^^)  Der  Sachsenspiegel  kennt  kein  derartiges  Wort,  sondern  fasst  diesen  und 
den  Fall  des  wahren  Zeugnisses  unter  dem  Worte  tüch,  getüch,  yertügen,  mit 
getüge  yulkomen,  yerwinnen,  getüges  up  enen  yolbringen  u.  a.  zusammen. 

'0  Homeyer  nimmt  aus  den  Fall  yon  Ssp.  1.6.  §.  2.  „.  .  .  de  scult  sal  de  enre 
gelden,  of  he  is^  ge innert  wirt  als  recht  is  mit  tyen  unde  seyentich  mannen,  de  alle 
Trie  Bcepenbare  sin,  oder  echt  borene  late.'^  Richtst.  Landr.  c.  10.  §.  1.  „Claget 
men  up  enen  des  wort  du  sprikst,  dat  he  si  N  sculdich  yon  N  wegen,  des  erye  he 
genamen  heft,   so  sprek  tu:   her  richter,   N  de  biddet  enes  ordels,   na  deme  dat  he 

Schulte,  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  25  ^ 
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der  Hanpteid  sei  ^reine   und  unmeine^  d.  h.  nicht  mein,   niohi  mmneide, 
und  wird  nach  dem  Eide  der  Partei  abgelegt. '^ 

Zum  Eineide  kann  nur  gelassen  werden  ein  unbescholtener  Mann;  beim 
0ehülfeneide  kommt  hierzu  auch  wohl  noch  das  Erfordemiss  der  (Genossen- 
schaft.^^ Was  die  Form  der  Eide  betrifft,  so  wurden  sie  abgelegt  auf  den 
Heiligen  (Beliquienkästchen),  jedoch  allmäHg  im  G^ohte  selbst. 


Bcnlde  yorderet  nppe  N  na  doder  haut,  oft  he  se  eme  icht  soole  bewisen.  Dat  Tintme. 
So  yrage,  wo  het  Bcole  bewisen.  So  scalme  vinden  mit  twen  unde  seventich  scepen- 
baren  yrien  mannen  edder  echterbornen  laten.^  Ich  kann  hier  nur  Zeugen  finden. 
In  beiden  Kechtsbüchem  sind  sich  die  Falle  streng  entgegengesetzt,  dass  man  eine 
Schuld  des  Todten  behauptet,  von  der  man  den  Erben  nicht  einmal  der  "Wissen- 
schaft beschuldigt  oder  die  er  nicht  weiss,  und  der  Fall,  wo  der  Erbe  sie  weiss,  oder 
man  seine  Wissenschaft;  behauptet.  Offenbar  ist  es  wahrscheinlicher,  dass  der  Erbe 
Yom  Verstorbenen  über  seine  Verhältnisse  unterrichtet  ist  als  Fremde;  denn  der 
Sachsp.  verlangt  keine  Verwandten.  So  wäre  nach  dem  Prinzipe  des  Ssp.  der  Erbe 
näher  daran,  die  Schuld  eidlich  abzuleugnen.  Dies  ihm  für  den  Fall,  dass  man  nicht 
einmal  sein  Wissen  annehmen  kann  und  der  Todte  vielleicht  die  Schuld  eingestan- 
den, ohne  dass  es  gerichtlich  geschah,  so  dass  dennoch  Viele  sie  kennen,  zuzu- 
muthen  oder  ins  Belieben  zu  stellen,  wäre  ein  Unrecht  gegen  den  Gläubiger.  Auf 
der  andern  Seite  ist  eine  solche  Schuld  bei  dem  Verhältnisse  der  Erben  zu  den 
Besitzern  so  unwahrscheinlich,  dass  man  offenbar  einen  Notorietätsbeweis 
fordern  muss.  Ein  solcher  liegt  meines  Erachtens  in  diesen  Artikeln,  zumal  nur 
schöffenbare  oder  echt  gebome  Laten,  also  volle  Gemeindeglieder  und  Personen, 
die  im  Gerichte  sitzen,  zugelassen  werden.  Damit  stimmt  ganz  Ssp.  DI.  25.  §.  1. 
„Stirft  en  richtere,  svat  so  binnen  sinen  tiden  geschin  is,  des  sal  sin  nakomeling  an^me 
Gerichte  getüch  wesen,  al  ne  secge  he^s  nicht,  svenne  he  mit  scepenen  getüge  der 
warheit  geinneret  wert.^,  der  das  inneren  auch  gerade  für  den  Fall  braucht,  dass 
die  im  Gerichte  anwesenden  Personen  die  Wahrheit  d.  h.  ihr  wirkliches  Wissen  von 
dem  Vorgange  bescheinigen  können.  Zur  Unterstützung  dient  weiter  Schws.  c.  8. 
W.  56.  L.  9.  DQutschsp. 

'^  Sachsp.  III.  88.  §§.  3.  4.  „Sven  aver  die  man  gesät  wert,  so  mut  die  klegere 
aller  erst  up  ine  sveren,  dat  he  der  dat  scüldich  si  dar  he  umme  vervestet  si,  dat  ime 
got  so  helpe  unde  die  hilgen.  Dar  na  sal  sveren  sin  getüch ,  dat  sin  eid  si  reine  unde 
unmeine.  —  Süs  sal  ok  die  klegere  unde  sin  getüch  sveren  up  enen  unvervesten  man, 
die  um  ungerichte  in  der  hanthaften  dat  gevangen  wert,  linde  vor  gerichte  gebracht 
unde  mit  ordelen  gesat.^  Bichtst.  Landr.  o.  82.  §.  10.  o.  35.  §.  6.  Andre  bei  Hö- 
rn ey  er  das.  S.  468.  473.  Hänel  S.  44.  Ueber  einen  an  manchen  Orten  vorkommen- 
den Gebrauch,  dass  eine  Partei,  die  keine  Gehülfen  hat,  die  sonst  von  diesen  abzu- 
legende Anzahl  von  Eiden  selbst  schwört,  s.  Homeyer  Riohtsi  S.  473.  N.  **- 
(Bichtst.  45.  §§.  4.  5.  verwirft  diese  Sitte). 

*^  Siehe  Homeyer  Begister  zu  Ssp.  I.  S.  403.,  Bichtst  S.  474.   Hänel  S.  46  ff. 
Vgl  §.  132. 
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§.  130. 
2.  Das  ZengniBs  Dritter.') 

L  Zeugen  im  Sinne  Ton  Personen,  welche  im  Gerichte  ihr  Wissen,  be* 
ruhe  dies  auf  zufälligem^)  oder  Ton  den  handelnden  Personen  durch  Aufforde- 
nmg  herbeigeführtem^)  Hören  oder  Sehen,  bekunden,  somit  im  Gegensatze 
zu  den  Eidhelfem  die  Wahrheit  der  Ton  der  Partei .  gemachten  Behauptung, 
sowohl  das  blosse  Thatsächliche,  wie  überhaupt  das  you  der  Partei  gemachte 
und  geforderte  Urtheil,  die  rechtlichen  Thatsachen,  feststellen,  kennt  das  Recht 
Ton  der  ältesten  Zeit  an.  Ein  festes  Prinzip  über  die  Zulässigkeit  Yon 
Zeugen  im  G-egensatze  zu  Eidhelfem  lässt  sich  nicht  unbedingt  aufstellen;^) 


0  Siehe  die  ZusammensteUuiig  bei  Walter  R.G.  §.  620  ff.,  ZSpfl.  R.a.  S.  875  ff., 
888  ff.,  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  462  ff.,  wo  gerade  solc)ie  ältere  QueUenbelege 
nebeneinander  gestellt  sind,  in  denen  testes  und  oonsacramentales  gegensätzlich  vor- 
kommen. 

*)  Ganz  allgemein  spricht  z.  B.  Lex  Sal.  XLIX.  „Si  quis  testes  'necesse  habuerit 
(nt  donet)  et  fortasse  testes  nolont  ad  plaoitum  yenire,  ille  qm  eos  necessarios  habet 
satisfacere  et  mannire  illos  (cum  testibus)  debet,  ut  ea  quae  noverint  iurati  dicant.  Si 
yenire  noluerint  et  eos  sunnis  non  tenuerit,  malb.  uuidridarchi  hoc  est  600  dinarios 
qui  faciunt  solides  15  quisque  illorum  culpabilis  iudicetur.  Si  vero  praesentes  fuerini 
in  testimonium  Yocati  et  noluerint  iurati  dicere  ea  quae  noTerini  et  ferbanniti  fiierint, 
600  dinarios  qui  faciunt  solidos  15  culpabilis  iudicetur. '^  Lex  BajuY.  T.  XYL  c.  1. 
|.  2.  u.  andre. 

^  Dies  sind  die  „testes  per  aurem  tracti,^  welche  die  L«  Bajuv.  (T.  XY. 
c.  2.  §.  1.  bei  Käufen  von  Grundstücken,  T.  XYL  c.  2.  „de  qualibet  causa'')  hat;  die 
L.  Ripuar.  hat  folgendes  Mittel  Tii  LX.  §.  1.  „Si  quis  vUlam  aut  yineam  vel  quam- 
libet  possessiunculam  ab  alio  comparavit,  et  testamentum  accipere  non  potuerit,  si 
mediocris  res  est,  cum  sex  testibus,  et  si  parra,  cum  tribus,  quod  si  magna  cum  duo- 
decim  ad  locum  traditionis  cum  totidem  numero  pueris  accedat,  et  sie  eis  praesentibus 
pretium  tradat,  et  possessionem  accipiat,  et  uniouique  de  paryulis  alapas  donet,  ei  tor- 
q[Qeat  auriculas,  ut  ei  in  postmodum  testimonium  praebeant.  SI  autem  testes  non 
potuerit  congregare,  ut  ei  testimonium  praebeant,  tunc  rem  suam  cum  sex  siye  cum 
Septem  com  sacramenti  interpositione  sibi  studeat  eTindicare.''  Zeugen  zog  man  bei 
zahlreichen  Akten  zu,  wie  sich  im  PriYatrechte  zeigt.  Interessant  ist  die  Bestimmung 
des  Medebacher  Stadtr.  Yon  1165  §.  Id.:  „Qui  peonniam  suam  dat  aUoui  con- 
dai  8U0  ut  unde  negooietur  in  Datia  Yel  Rucia  Yel  in  alia  regione  ad  utilitatem 
ntriusque  assumere  debet  conciYes  suos  fideles  ut  uideant  et  sint  testes  hujus  rei;  si 
po8tea  üle  qui  pecuniam  aooipit  fraudulenter  egerit  et  talso  juramento  optinere  Yoluerit 
ille  qui  peconiam  prestitit,  testimonio  illorum  qui  aderant  majori  jnsticia  debet  optinere, 
sie  justum  est,  quia  (quam)  ille  possit  contradicere  et  si  illi  qui  präsentes  fiienmt, 
pro  amicitia  Yel  pro  meroede  yoI  pro  inuidia  yoI  pro  perfidia,  ueritatem  negare  uolue- 
lint  singuli  jurent  super  sanotos,  quod  aunquam  aduenerint.'^ 

*)  Die  Yier  Yon  Walter  R.G.  §.  620.  au^estellien  Fälle  sind  eine  reine  Genera- 
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es  findet  sich  ihr  Gebrauch  am  meisten  in  Civilsachen  und  für  die  Frage 
des  Schadensersatzes^  in  Criminalsachen.  Schon  in  der  karolingischen  Zeit 
nimmt  aber*)  die  Bevorzugung  des  Zeugenbeweises  einen  grösseren  Umfang 
an  und  wird  nicht  nur  in  Streitigkeiten  über  Grundbesitz  und  Freiheit,*)  son- 
dern auch  in  gewissen  Criminalsachen  unbedingt  jedem  andern  vorgezogen* 
Von  den  Zeugen  forderte   man  Wahrhaftigkeit,  Vermögen,  in  bestimmten 


lisirung.  Es  beweist  kein  Prinzip,  einmal  die  Zeugen  zuzulassen,  wenn  die  Handlung 
eines  Dritten,  dann,  wenn  ein  vor  Zeugen  vorgenommenes  Rechtsgeschäft,  also  eine 
Handlung  der  Partei,  in  Frage  steht. 

^)  Walter  §.  621.  behauptet  schlechthin,    bei  den  Alamanäen  und  Baiem  sei  der 
Eid  des  Beklagten  nur  in  Ermangelung  von  Zeugen  zugelassen,  wofClr  erL.  Alam.  Hloth. 
XLH.  1.  („Si  quis  interpellatus  ante  ducem  de  qualecumque  causa,  quod  iam  manifeBtum 
est  tribus  vel  quatuor  testibus,  aut  de  homicidio  aut  de  ,furto  aut  de  aliquo  neglectu,  quod 
illi  testantur,  qui  boni  testimomi  sunt  in  plebe,  non  iuratores  necfallaces  nee  pecunia- 
rum  acceptores,  sed  qiii  veritatem  volunt  dicere,  cognuscat  hoc  iudex.   Tunc  licenciam 
ille  homo ,  qui  mallatus  ille  abante  iudicem ,  de  causa  illa  potestatem  iurandi  non  habeat, 
sed  Bleut  lex  habet,  in  hoc  iudicio  persolvat,' ut  sua  nequlcia  alii,  qui  volunt  Deo  esse, 
non  periurent  nee  per  culpam  alienam  semet  ipsos  perflant.    2.  Testis  enim,  qui  iam  con- 
victus  fiierit,  quod  mendacium  semel  aut  bis  aut  ter  testificasset,    amplius  ad  testimo- 
nium  non  recipiatur.")  und  Bajuv.  Till.  c.  16.  §.  1.  S.  (Ut  sacramenta  non  cito  fiant, 
iudex  causam  suam  bene  cognoscat,  et  prius  veraciter  inquirat,  ut  cum  veritas  latere 
non  possit.    !N'ec  facile  ad  sacramenta  veniatur.    In  his  vero  causis   sacramenta  prae- 
stentur,    in  quibus  nullam  probationem  discussio  iudicantis  invenerit.'')  anführt.    Jene 
handelt  aber  offenbar   nur. von  dem  einen  Fall   der  offenkundigen  That,  die  hier 
mit  der  hanthaften  wohl  zusammentrifft;    die   letztere  spricht   so  allgemein    von  der 
probatio,  dass  man  diese  nicht  blos  auf  den  Zeugenbeweis  beziehen  kann. 

®)  Capit.  Ticin.  801  c.  9.  (Leg.  I.  p.  84.):  „De  qualibet  causa.  Si  quis  cum 
altero  de  qualibet  causa  contentionem  habuerlt,  et  testes  contra  cum  per  iudicium  pro- 
ducti  fiierint,  si  ille  falsos  eos  esse  suspicatur,  liceat  ei  alios  testes,  quos  meliores 
potnerit,  contra  eos  opponere,  ut  veracium  testimonio  falsorum  testium  perversitas 
superetur.  Quod  si  ambae  partes  testium  ita  inter  se  dissenserint,  ut  nullatenus  una 
parsalteri  cederi  vellit,  elegantur  duos  ex  ipsis,  id  est  ex  utraque  parte  unus,  qui  cum 
excutifi  et  fustibus  in  campo  dlscemunt,  utra  pars  falsitatem,  utra  veritatem  suo  testi- 
monio sequatur.  Et  canphioni  qui  victus  fuerit,  propter  periurium  quod  ante  pugna 
commisit,  dextera  manu  amputetur.  Caeteri  vero  eiusdem  partis  testes,  qui  falsi  ap- 
paruerint,  manus  suas  redimant;  cuius  compositionis  duae  partis  eis  contra  quem  testati 
sunt,  dentur,  tertia  pro  fredo  soWatur.  Et  in  seculari  quidem  causa  huiubcemodi  testium 
diversitas  campo  comprovetur,  in  eclesiasticis  autem  negotiis  crucis  iudicio  rei  veritas 
inquiratur.  Hoc  est  de  timidis  adque  inbeciUibus  seu  infirmis  qui  pugaare  nonvalent,  nee 
propter  hoc  iustitiam  suam  careant,  censuimus  faciendum.  Testes  vero  de  qualivet 
causa  non  aliunde  querantur,  nisi  de  ipsum  comitatum,  in  quo  res  unde  causa  agitnr 
posite  sunt,  quia  non  est  credevilem,  ut  vel  de  statum  hominis  vel  de  possessionem 
euiuslibet  per  alios  mehos  rei  veritas  cognosci  valeat  quam  per  Ulis  qui  yiciniores  sunt.'' 
Gap.  10.,  das  von  dem  Falle  eines  Rechtsstreites  handelt,  wenn  Jemand  „in  aliena 
patria  .  .  .  assidue  conversari  solet,''   also  vom  Terklagen  dort,   wo  man    ein  Quasi- 
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Fällen  Grundbesitz  und  Freiheit.  ^  Seine  Aussage  musste  der  Zeuge  beschwören, 
irährend  der  Beweisführer  keinen  Eid  leistete,  denn  wenn  das  Zeugniss 
genügte  und  unangefochten  blieb,  wurde  die  Sache  entschieden.^) 

n.  Im  Eechte  des  Mittelalters  hat  das  Beweisen  mit  Gezeugen,  Zeugen, 
^]JmäIig  über  deb  mit  Mdhelfem  den  Sieg  dayon  getragen.  Daran  waren 
iheils  kirchliche  Bemiihungen  Schuld,  theils  der  Umstand,  dass  man  im  Gegen- 
satze zu  der  altem  Zeit,  welche  das  Leugnen  begünstigend  als  Recht  des 
Beklagten  auffasste,  seine  Unschuld  beweisen  zu  können,  mehr  zu  dem  logi* 
sehen  Satze  kam,  yom  Behauptenden  den  Beweis  seiner  Behauptung  zu  yer- 
langen  und  somit  ihm  den  Beweis  zu  geben.  ^)    Im  Sachsenspiegel  wird  das 


domicil  hat,  und  der  ScUubb  von  c.  9.  zeigen,  dass .  letzteres  nur  im  ordentlichen 
Gerichte  gelten  soll.  Cap.  816  c.  1.  (ib.  p.  195.):  „Si  duo  testimonia  de  qualibet  re 
testimoniaTerint  et  inter  se  discordant,  tuno  oomis  eligat  unum  ex  una  parte,  et  alium 
ex  alia  parte,  ut  illi  duo  testes  decertent  cum  scutis  et  fostibus.  Nam  si  flebüiores 
ipsi  testes  faerint,  tuno  ad  crucem  examinentur.  Quod  si  maioris  etatis  sunt  et  non 
possunt  ad  crucem  stare,  tuno  mittant  aut  filios  suos  aut  parentes  aut  qualemcunque 
iiominem  possunt,  qui  pro  eis  hoo  contendunt  Et  ille  qui  de  ipsa  folsitate  eonyiotos 
faerit,  dextram  manum  perdat.^  —  Das  Cap.  Aquisgr.  817  cap.  leg.  add.  o.  10.  wie- 
derholt das  c.  9.  des  von  801  und  macht  zum  Schlüsse  den  Zusatz:  „Si  tarnen  con- 
ientio  quae  inter  eos  exhorta  est,  in  confinio  duorum  comitatuum  fuerit,  lioeat  eis  de 
Ticina  centena  adjacentis  comitatus  ad  causam  suam  testes  habere.**  Cap. 
^egi  sal.  add.  819  c.  12.  lasst  die  Zeugen  unbedingt  zu,  wenn  sie  nach  den  früheren 
Kapitularien  geeignet  sind,  die  Wahrheit  zu  bezeugen. 

0  Vgl.  die  Stellen  der  n.  5.  u.  6.  Const.  Olonn.  825  Cap.  gen.  7.  (Leg.  I.  p.  252.): 
^Üt  in  testimonium  non  recipiantur  de  bis  capitulis,  id  est  de  libertate,  yel  de  here- 
<litate  yel  de  proprietate  in  mancipüs  et  terris,  sive  de  homicidio  et  incendio,  illi  qui 
non  habent,  si  conyicti  fiierint  falsum  dixisse  testimonium,  unde  secundum  legem  con- 
positionem  plenam  reddere  possinf  Cap.  Wormat.  829  c  6.  (ib.  p.  854.):  „De 
liberis  honünibus  qui  proprium  non  habent,  sed  in  terra  dominica  resident,  ut  propter 
res  alterius  ad  testimonium  non  recipiantur.  Cumiuratores  tamen  aliorum  liberorom 
hominum  ideo  esse  possunt,  quia  liberi  sunt.  Uli  yero  qui  et  proprium  habent  et  tamen 
in  terra  dominica  resident,  propter  hoc  non  abiciantor  quia  in  terra  dominica  resident; 
sed  propter  hoc  ad  testimonium  retipiantor  quia  proprium  habent. '^  ' 

®)  Vgl.  L.  Sal.  49.  56.,  die  nur  von  testes  jurati  reden,  AI  am  Hloth.  «11.  2., 
^0  sie  schwören  quod  nos  veri  testes  sumus  und  es  ausdrücklich  heisst,  die 
Partei  schwöre  nicht.  Ebenso  in  der  L.  Bajuv.  T.  XVI.  c.  5.  Die  zur  Ladung 
gebrauchten  Bachimburgen  schwören  hingegen  mit  der  Partei  in  L.  Bibuar.  XXXTT. 
2.  3.,  um'  die  Ladung  zu  beweisen  und  den  Ungehorsam  zu  constatiren. 

*)  Hierauf  macht  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  460.  aui^erksam.  —  Im  Sachsen- 
spiegel und  vielen  andern  Quellen  zeigt  sich  der  Uebergang  deutlich  darin,  dass  erst 
<ier  Kläger  beweisen  darf,  der  Beklagte  aber,  wenn  jenem  kein  Beweis  gelingt,  nidit 
freigesprochen,  sondern  zur  Beinigung  gelassen  wird.  —  Vgl.  besonders  Homeyer 
Sachsp.  L  S.  401  ff.,  Bichtsteig  Landr.  S.  474  fg.,   H&nel  S.  48  ff.,    Tomaschek 
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Zetigniss  gebraucht  zum  Beweise  der  Behauptung  in  CÜTflsachen'")  oder  dei 
CiTilanspruches   in   Oriminalsachen.    In   andern   sächsischen  Hechten  kommt 
aber  der  Zeugenbeweis  schon  yiel  ausgedehnter  Tor.    Idi  süddeutschen  Rechte 
des   13.  Jahrhunderts  wie  in   den  Reichsgesetzen  nimmt  er  gleichfalls  eine 
wichtigere  Stellung  ein.'^)    Die  Zeugen  bekunden  nicht  gle&h  den  Eidhelfern 
die  blosse  Richtigkeit  oder  Wahrhaftigkeit  des  von  der  Partei  geschworenen 
Eides,  sondern  die  Richtigkeit,   Wahrheit  der  ypn  der  Partei  gemachten  Be- 
hauptung in   derselben  Art  wie   die  Partei.    Sie   schworen  also  einen  Wis- 
senseid  über  die  Richtigkeit  des  yon  der  Partei  gesprochenen  Urtheils,  also 
der  Thatsachen.    Von  den  Zeugen  des  späteren  und  heutigen  Prozesses  unter- 
scheiden sie  sich  wesentlich  dadurch,  dass  sie  nicht  blosse  Fakta  bekunden,  aus 
denen  der  Richter  schliesst,  sondern  das  Urtheil  selbst  durch  ihren  Aussprach 
feststellen.    Darin  liegt  der  Grund,   weshalb  auch  eigentliche  Zeugen  mit  der 
Partei  als  Einheit  erscheinen  und   die  Partei   sammt   ihnen  schwört.  ^^    Bas 


a.  n.  0.  S.  147  fif.  152  S,  176.  n.  5.,   der  interessante  Zusammenstelluiigen  aus  Stadt- 
rechten bietet,  sowie  die  §.  129.  nota  *  citirten. 

^^  Ssp.  in.  88.  §.  5.  „Svelkes  getOges  ayer  en  man  vor  gerichte  oder  jegen  dat 
gerichte  Tulkomen  sal,  it  ei  umme  gut  oder  umme  gewere,  dat  sal  sin  getach  yore 
secgen  bi  deme  eide,  imde  he  sal  it  selye  na  syeren.**  Die  übrigen FftUe  s.  bei 
Homeyer.    Tgl.  auch  §.  129.  n.  18. 

^^)  Seh  WS.  c.  11.  „Swer  borget  oder  entlehent,  der  sol  daz  gelten;  nnde  swaz  er 
lobet,  daz  sol  er  staete  hAn.  Wil  aber  er  lougenen,  des  sal  man  in  überzingen  als 
reht  ist.  Swaz  aber  yor  gerihte  geschihet,  dA  sol  man  niht  um  sweren,  niwer  bi  dem 
eide  sagen;  ez  eng^  danne  dem  mamie  an  den  lip  oder  an  sines  Ubes  ein  teiL*^  — 
G.  89.  sagt  yom  Strassenraube:  „ünde  sprichet  man  si  aber  an  umbe  dieselben  getAt, 
unde  enmac  man  si  es  niht  überkomen  yor  gerihte  mit  dem  schuhe  oder  mit  geziugen, 
so  sol  man  ir  eides  niht  dar  umbe  nemen.  man  sol  in  dri  wal  für  legen:  die  wazer- 
urteile,  oder  daz  heize  isen  ze  tragene,  oder  in  einen  wallenden  kezel  ze  grifende  unz 
an  den  eUenbogen.  geitchet  er  mit  der  einem,  s6  ist  er  ledic.'*  G.  81.  „Sprichet  ein 
man  dem  andern  an  stne  triwe,  unde  wil  jener  bereden  daz  er  ein  getriwe  man  si, 
unde  mac  er  in  überziugen  mit  siben  mannen  daz  er  sine  triwe  gebrochen  hat,  nnde 
wA  oder  wie :  man  sol  im  die  hant  abe  slahen.  unde  ist  daz  er  der  geziuge  niht  enhAt, 
er  mac  in  wol  kempfen  an  bieten,   daz  selbe  mao  er  tuen  umbe  einen  meinen  eit.*^ 

^^  Ygl.  n.  10.  Es  heisst  dayon  selbdritte,  selye  seyede  n.  s.  w.  zeugen, 
wobei  die  Partei  mitgez&hlt  wird.  Die  yollstandigen  Au&ählungen  bei  Homeyer  und 
Hänel  überheben  mich  der  Anführung  der  einzelnen  Stellen.  —  Für  den  Inhalt  des 
Zeugnisses  sind  yon  Bedeutung  Ausdrücke  als  „of  he  des  getüch  heyet  dat  he  it 
unhelinge  gehalden  hebbe^  in  Ssp.  Ul.  89.  Landfr.  y.  1285  o.  8.  hat  offenbar 
den  Beweis  des  Friedensbruchs  durch  Zeugen.  Landfr.  E.  Rudolphs  y.  1281  o.  4. 
(Leg.  n.  p.  427.):  ^Swer  den  andern  Antwort  Wir  setzen,  swa  ein  man  den 
andern  anspriohet:  er  hab  in  sines  guts  entwert  mit  gewidt  an  reht;  mag  der  ohlager 
daz  bringen  mit  zwdn  der  nahsten  und  der  besten  in  der  pflure,   daz  er    in  entwert 
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Erforderniss  der  Wissenschaffe  des  Zengen  yon  der  Sache  hat  zur  £]olge  ge« 
habt,  dass  die  Gegenpartei  eine  Erklärung  des  Zeugen  über  die  Beschaffen« 
heit,  Quelle  seines  Wissens,  yerlangen  und  zu  dem  Ende  der  Richter  den  letz- 
teren befragen  kann.^') 

Begelmassig  wird   die  Anzahl   Yon  zwei  (selbdritte)  Zeugen  oder  sechs 


hat  mit  gewalt  an  reht;  den  sol  man  in  sia  gewer  als  lang  setzen  als  lange  als  er  im 
anzen  gewesen  ist;  und  sol  der  schuldige  fiunf  phunt  geben  dem  rihter  ze  wandel,  und 
Bol  im  den  schaden  abtun,  c.  6.  Swer  einen  edelen  man  feintlich  heimsucbet,  wirt  er 
des  uberret  mit  zwein  oder  mit  der  (drin?)  gewizzen,  der  solinderabte  sin."  u.  a» 
Richtet.  Landr.  8.  §.  3.  „Alsus  du  oc  umme  sinen  tuch,  oft  he  ne  rede  heft.  Heft 
hee  aver  nicht,  so  Trage  he,  wenne  he  ne  tu  rechte  bringen  scole.  So  vintme  tu  hant 
edder  oyer  ses  weken.  Lere  oc  de  tuge,  dat  se  yor  gehöhte  sie  nicht  tutuge  nebiden, 
88  ne  Werdens  na  rechte  gevraget,  edder  man  vorlecht  se.  Disse  vrage  kumpt  sus  tu: 
wen  de  tuge  wedder  den  dinen  tugen  willen,  so  sprik:  her  richter,  ic  bidde  enes  or-  ^ 
dels,  oft  se  icht  secgen  scolen,  wat  se  tugen  willen  undewar  van  it  en  witlik  si.  Dat 
ficnn  se  in  dessen  saken  yor  secgen  unde  sweren  na." 

*»)  Vgl.  Bicht.  Landr.  8.  §.  8.  Dies  ergeben  die  zahhreichen  Stellen,  welche  ein 
bestimmtes  Wissen  fordern,  z.  B.  Ssp.  L  25.  3.  „Begift  sikayer  enman,  de  to  sinen 
jaren  komen  is,  he  heyet  sik  yan  lantrechte  unde  yan  lenrechte  geleget,  unde  sine 
len  eint  yon  ime  ledich,  wende  he  den  herschilt  up  gegeyen  heyet;  desto  man  disses 
dinges  getüch  hebbe  an  den  monioken,  dar  he  begeyen  was  oder  an  seyen 
mannen  siner  genoten,  de  ine  in  dem  leyende  hebbet  gesien;  al  yare 
he  nt  binnen  enem  jare,  also  grawer  monecke  rechtstat."  L  83.  „Nuyememet  umme 
en  wif  die  kint  dreget  na  irs  mannes  dode,  unde  sik  barehaft  bewiset  to  der  bigraft 
oder  to  me  drittegesten:  wirt  dat  kint  leyendich  gebom,  unde  heyet  de  yrowe  des 
getuch  an  yier  mannen  de't  gehört  hebbet,  unde  an  tyenwiyen  de  ire  hulpen  to  irme 
arbeite,  dat  kint  behalt  des  yader  erye;  unde  stirft  it  dar  na,  it  erft  up  de  müder, 
of  sie  ime  eyenbürdich  is,  unde  briet  al  gedinge  an  des  yader  lene,  wend'it  leyede  na 
des  yader  dode,  so  werdit  de  len  den  herren  ledich,  of  itkint  bewistwirt  unde  gesen 
also  grot,  dat  it  lifhaftich  mochte  wesen.  Wirt  it  ayer  to  der  korken  gebracht  open- 
bare,  sye  it  siüt  imde  hört,  de  mut  eines  liyes  wol  getüch  wesen."  I.  54.  8.  „Tina 
mut  de  herre,  oder  sin  bode  de  dat  laut  bestadef,  bat  behalden,  den  is  de  man 
besaken  möge,  unde  tegeden  dat  selye  an  deme  gude,  dar  die  man  uppe  sit.  Seget 
de  man  ayer  dat  he  yergulden  hebbe,  dat  mut  he  yulbringen  selye  dridde,  «ie  dat 
sagen  undehorden  dat  he  yergulden  hebbe,  of  man^s  ime  besaken  welle."  YgLSchws. 
c.  69.  W.  „Ku  hoeret,  wie  er  den  zins  yordem  soL  er  oder  stn  böte  sol  in  yordem 
ze  smem  hüse,  unde  sol  die  nächsten  gebüren  dar  zuo  nemen,  ob  si  d4  smt;  unde 
smt  si  da  niht,  s6  nemo  ander  biderye  liute;  ob  man  im  lougen,  daz  er  enduge  das 
er  in  geyordert  habe  als  reht  ist.  daz  sol  er  selbe  dritte  tuen,  unde  ist  sin  hüs  ze 
verre,  86  sol  er  in  suochen  üf  dem  guote  da  man  im  den  zins  yon  geben  sol.  unde 
Bwederhalb  er  in  yordert  mit  geringen,  s6  hat  er  reht  Hac  aber  jener,  der  die 
gewer  hat,  erringen  selbe  dritte  daz  er  sinen  zins  gegeben  hat  als  er  ze  rehte 
Solde,  BÖ  hAt  er  sin  guot  gehabet  unde  jene  geringe  yerleit  daz  ist  d4  yon,  daz  er 
die  gewer  hat." 
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(selbsiebente)  Zeugen  gefordert,  ohne  dass  jedoch  un  letztem  Falle  eine  an- 
dere Ursache  sichtbar  ist,  als  das  Yerstarken  der  Parteibehauptung  in  einem 
Yorzugsweisen  Maasse  dort,  wo  die  ganze  rechtliche  Stellung  in  Frage  konunt.^*) 
Aus  dem  geführten  Zeugnisse  entsteht  nur  der  Partei,  welche  die  Zeugen 
stellte,  ein  Becht.  Deshalb  ist  ihr  auch  gestattet,  eine  grössere  als  die  nothige 
Zahl  zu  stellen.*^)  Deren  Aussage  giebt  dem  Gegner  noch  kein  Becht;  ihm 
steht  nur  die  Befugniss  zu,  die  Fähigkeit  der  Zeugen  oder  ihr  Urtheil  anzu- 
greifen. ^^) 

Bücksichtlich  der  Eigenschaften  haben  die  Bechte  theils  wegen  des  stan- 
digen Charakters  des  Zeugnisses  gewisse  natürliche  Bedingungen  vorgeschrie- 
ben, *0  theils  wegen   des  besondern  Grundes    der  Wissenschaft  und  des  Yer- 


^*)  Die  ZusammenBtellung  für  das  sächs.  Becht  bei  Homeyer  Sachsp.  I.  S.  403  £ 
Bichtst.  S.  474.,  Planck  a.  a.  0.  S.  223  f. 

^^)  Ssp.  n.  22.  §.  4.  ,,SYar  man  mit  seven  mannen  getügen  sal,  dar  mut  man  wol 
enen  unde  tyintich  man  umme  den  getüch  yragen.^  Dasselbe  Sachs.  Lehnr.  art.  18. 
§.  1.  Auf  der  andern  Seite  sagt  Lehnr.  art.  24.  §.7.  ,,To  dem  uigelegeden  dage 
dar  sal  die  man  kiesen  seyene,  die  man  yrage  umme  einen  tuch,  ander  alle  den  die 
de  herre  bringen  sal,  unde  ok  he  selre.  Yulkiunt  die  man  mit  tren  under  den  allen, 
he  behalt;  ne  dut  he's  nicht,  he  verlüst.  He  verlüst  ok  of  he  to'  me  lenrechte  nicht 
ne  kimit.  Die  man  behalt  ok  dat  gut  suuder  getüch,  of  die  herre  io^me  lenrechte 
nicht  ne  kumt.  Doch  mach  ir  jewederem  echt  not  untscüldegen :  yangnisae  süke  unde 
des  rikes  dienst,  unde  des  landes  not  of  it  en  ander  land  anyechtet,  unde  he  dar  to 
geladen  wert  mit  geruchte." 

^®)  Vgl.  nota  13.  die  Stelle  des  Schwbsp.  c.  69.  Dazu  c.  240.  W. ,  das  den  Grand- 
satz au&tellt:  „Swer  die  gewer  hat  an  dem  menschen,  der  h4t  bezer  reht  wan  der 
der  gewer  darbet. '^  Ssp.  HI.  28.  §.  1.  „Syenne  man  unecht  seget  yon  bort  oder  von 
ammechte,  dat  mut  up  ine  getügen  die^t  dar  seget  selye  seyede  mit  yulkomenen 
lüden. an  irme  rechte.  Doch  mut  en  man  sin  echt  unde  sin  recht  bat  befaalden 
mit  getüge,  dan  man  ine  mit  getüge  dar  af  wisen  moge.^ 

")  Seh  WS.  c.  14.  W.  „Wer  niht  geziuc  mae  sin.  Wir  sullen  iuch  wisen  wer  niht 
geziuc  mac  stn.  Diu  kint  diu  niht  ze  ir  tagen  komen  sint,  ze  yierzehen  jAren;  wip 
wan  um  etlich  sache,  als  wir  emäch  wol  sagen;  unde  buoben,  unde  die  tum'p  sint, 
claz  in  Ir  friunde  ir  guot  an  gewunnen  hAnt  yor  gerihte,  die  ir  pflegende  sint,  unde 
ai  daz  mit  ir  tumpheit  dar  zuo  bräht  hänt;  unde  die  unsinnic  sint ,  unde  die  blint  sint, 
unde  die  t6ren  sint;  die  niht  gehoerent,  unde  die  stummen  sint;  unde yerbannen linte, 
unde  y erachtet  liute,  unde  kezer,  unde  meineide  liute:  die  der  dinge  yor  gerihte  über- 
ziuget  sint,  die  enmugen  alle  niht  geziuge  siu.*^  Die  sächs.  Quellen  gibt  an  Hänel 
8.  46.  Warhafte  lüde  in  Ssp.  IIL  32.  4.  deshalb  ausgeschlossen:  Ssp.  III.  37. 
%.  2.  „Sye  sik  yor  gerichtes  to  getüge  bud,  er  he's  yon  gerichtes  halyen  gevra- 
get  werde  na  rechte,  he  si  yon  deme  tüge  yerleget."  Vgl.  Bichtst.  Landr.  c.  8.  §.  S. 
Deshalb  schliessen  yiele  Bechte  erkaufte,  im  Dienste  der  Partei  stehende,  yerwandte 
(8.  jedoch  Ssp.  HI.  32.  §§.  4.  5.  9.  Schws.  c.  240.  W.  u.  a.),  alle  die  rechtlosen, 
bescholtenen  aus.     Schws.  c.  39.  44.  W. 


Beweis.    Zengniss  Dritter.  379 

hältnisBes  zur  Partei  positive  Merkmale  gefordert,  ^^)  als:  Genossenschaft,  echter 
Grandbesitz,  Ebenbürtigkeit. 

Wer  znm  Zengniss  aufgefordert  wird,  mnss  dasselbe  leisten  oder  sein 
Nichtwissen  beschworen,  widrigenfalls  er  der  Partei  haftet.  ^^  Das  falsche 
Zengmss  zog  die  Strafen  des  Meineids  nach  sich. 

Je  grösser  die  Thätigkeit  des  Richters  im  Prozesse  worde,  desto  mehr 
horte  anch  der  innige  Verband  der  Zengen  mit  der  Partei  auf.  Während 
sich  allerdings  im  sächsischen  Rechte  dieser  noch  geraume  Zeit  erhält,  tritt 
die  richterliche  Thätigkeit  im  süddeutschen'^)  schon  im  13.  Jahrhundert 
schärfer  hervor.  Dies  beförderte  die  durch  die  Landfriedensgesetze  und 
die  geistlichen  Gerichte  mehr  und  mehr  aufkommende  ö£Pentliche  Anklage 
bei  Verbrechen,  welche  sich  in  den  Vehmgerichten  bereits  völlig  ausgebildet 
zeigt.  Man  neigte  sich  allmälig  dahin,  den  Beweis  der  Parteien  nicht  als  die  Er- 
bringung ihres  Urtheils  anzusehen,  sondern  als  den  Beweis  von  Thatsachen, 
aus  denen  das  Gericht  seine  Schlüsse  zieht.  Damit  erschien  das  Zeugniss 
von  selbst  als  ein  für  den  Richter  erbrachtes  objectives  Beweismittel.**) 


^^  So  Kachbarschaft ,  BtandesgenoBsen,  echte  Geburt,  bei  Schöffenbaren  diese  Qua- 
lität u.  dgl.  Ssp.  I.  6.  ^.  n.  43.  1.  „Sve  en  gut  eme  seget  to  lene,  unde  en  ander 
seget  it  si  sin  egen;  spreket  se't  mit  geliker  were  an,  jene  mut  it  bat  to  egene  behal- 
ten mit  tvier  scepenen  getüge,  denne  die  andere  to  lene."  n.  44.  8.  „Sve  so  an 
sime  lene,  oder  an  lifgedinge  siner  müder  oder  nichtelen  ime  egen  seget,  he  mut  die 
^enlike  gewere  mit  ses  scepenbaren  vrien  mannen  getugen,  oder  ime  wirt  dar  burst 
an.''  Seh  WS.  c.  54.  W.  „Ist  daz  kint  sempervrte,  man  sol  ez  mit  sSnen  gendzen 
überziugen.  über  swen  man  anders  geziuge  leiten  sol,  die  mac  man  überziugen  mit 
allen  liuten  die  ir  reht  nlht  verloren  hänt;  äne  die  mit  den  mezen  geltent:  die  enmugen 
an  den  dingen  niht  geziugen ;  unde  die  eigen  aint.  wir  nemen  tu  die  sempervrien  unde 
die  mittem  vrien.  die  enmac  nieman  überziugen  da  ez  in  an  iren  lip  oder  an  ir  Sre 
get  oder  an  ir  eigen ,  wan  mit  ir  genözen.  anderre  dinge  überziuget  man  si  wol  mit 
ünversprochen  liuten.  Swie  frt  si  sint,  man  überziuget  si  des  roubes  unde  der  diu- 
pheit  mit  allen  liuten  die  ir  reht  niht  verloren  hAnt,  unde  der  manslähte.*^  Des- 
halb im  Lehnsgerichte  nur  als  Regel  Mannen:  Home^rer  System  des  Lehnrechts 
S.  599  ff. 

^^  Tgl.  Keyserrecht  I.  c.  18. 

^)  Seh  WS.  c.  294.  W.  „Wie  man  geziuge  nemen  sol.  Der  saelige  unde  der 
heilige  keiser  Karel  löret  uns  hie  unde  gebiutet  uns  wie  man  geziuge  nemen  soL  Swer 
einen  geziuc  leiten  wil,  den  sol  der  rihter  besundem  nemen,  unde  sol  in  vrägen  waz  er 
^r  lunbe  wize.  alsd  sol  er  den  geziugen  allen  tuon.  ir  einer  sol  es  den  andern  niht 
lazen  hoeren  waz  er  seit,  wan  vor  gerihte  unde  vor  den  liuten  allen,  unde  sagent  si 
geliche,  86  hftnt  si  jenem  geholfen,  der  si  an  gedinget  hUt.  unde  sagent  se  ungliche. 
80  habent  si  im  niht  geholfen." 

")  Sachs.  Distinctionen  IT.  c.  47.  d.  16.  „Welch  man  sinen  geczugen  stellet  vor 
gericht,  von  rechte  sal  der  czug  swem  den  eyd:  wy  swem,  daz  wir  dy  worheyd  wul- 
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§.  131. 

8.  Die  geriohÜiclie  'Wahmeluniing.    Das  Gerictitszeugniss. 

L  Der  nachgewiesene  Brauch,  in  den  Gerichten  Rechtsgeschäfte  aller  Art 
Torznnehmen,  welcher  sich  selbst  bis  auf  die  heutige  Zeit  erhalten  hat,  sicherte 
diesen  Akten  gleich  allen  übrigen  im  Gerichte  yorgekommenen  Handlungen: 
Ladungen,  Anerkenntnissen,  Urtheilen  u.  s.  w.  den  unbedingten  Beweis  durch 
das  Zeugniss  Yon  Richter  und  Schöffen.^) 

n.  Im  Rechte  des  Mittelalters  nimmt  das  Zeugniss  des  Gerichts  eine  wichtige 
Stelle  ein.  Es  kommt  dasselbe  in  doppelter  Art' yor,  zunächst  als  Zeugniss  des 
Gerichts  über  eine  Thatsache,  welche  die  Partei  durch  selbiges  feststellen  will: 
Besitz,  Zustand  eines  Baues,  Grenzen,  Beschaffenheit  eines  Yerwundeten  u.  dgl, 
somit  auf  Grund  des  Tom  Gerichte  genommenen  Augenscheines.  Diese  leib- 
liche Beweisung^  schloss  jedes  andere  Beweismittel  aus; ^  ihre  Yomahme 
heisst  in  den  altem  Quellen  vorzugsweise  beweisen.  Sie  fand  auf  Antrag 
der  Partei  in  der  Art  statt,  dass  entweder  das  Gericht  an  den  Ort  hinging 
oder  die  ins  Gericht  gebrachte  Sache  oder  Person  ansah.  Diese  scheinbare 
That  bildete  für  das  XJrtheil  die  immittelbare  Grundlage.  Neben  ihr  steht 
das  eigentliche  Gerichtszeugniss  über  einen  im  ordentlich  besetzten  Gerichte 
Torgenommenen  freiwilligen  Rechtsakt  oder  irgendwelche  gerichtliche,  proces- 
suale  Handlung.  Ein  solches  Zeugniss  kann  also  über  eine  im  Gerichte  vor- 
genonmiene  fremde  oder  des  Gerichts  eigne  That  oder  auch  über  einen  Yon 
diesem   besichtigten  Zustand  yorkommen.      Gegeben   wird   es  stets  Tom 


len  Bwem  (al.  geczwgen),  dy  wir  wissen  ombe  dy  sache,  al  uns  god  helffe  unde  alle 
heyligen.  Wan  der  eyd  gesehen  ist,  so  sal  eyn  iczlich  sagen  off  den  eyd,  waz  cm 
wissentlich  ist  Ged  der  czuge  obereyn,  weme  der  czu  hulffe  kempt,  daz  werden  dy 
schepphen  zcuirkennen.  Ozweygen  sich  dy  geczugen  an  orme  bekenntniss.  daz  eyme 
onders  wissen  ist  wen  deme  andern,  so  en  ist  man  an  deme  geczuckenisz  nicht 
bestanden«  —  Eine  bis  ins  Kleinste  ausgebildete  Theorie  hat  das  Brunn  er  Schöffen- 
buch im  Capitulum  de  testibus  bei  Rössler  S.  307— 325.  Ausgebildet  undtheil- 
weise  eigenthümlich  ist  der  Zeugenbeweis  nach  flandrischem  Rechte.  Siehe  Warn- 
konig  Flandr.  Rechtsgesch.  IH.  S.  289  ff. 

*)  Vgl«  Ro gge  S.  106  ff.    Belege  sind  im  Verlaufe  der  Darstellung  yorgekommen. 

^  Vgl.  die  Darstellung  yon  Homeyer  Richtst  S.  443.  478.  n.  Sacfaaensp.  Landr. 
Register  S.  294.  (Beweis). 

')  Ssp.  I.  18.  1.  y,l&  it  ayer  andere  gut,  dat  man  bewisen  mach,  dar  ne  mögen 
se  nicht  vore  sveren.**  I.  15.  2.  „Svat  man  ayer  under  ime  bewisen  mach,  dar 
▼ore  mut  he  antwerden  ane  unscult.'*  L  22.  4.  Sohwl!  c  25.  b.  L.  Weitw) 
Zeugnisse  bei  Hänel  S.  69  £ 
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Gerichte  als  einer  Behörde,  welche  der  Bichter  repräsentirt  Es 
sind  also  nieht  die  GeriohtE^ersonen,  welche  nur  das  von  ihnen  selbst  Yorge- 
nommene  bekunden,  sondern  die  mit  unbedingtem  amtlichen  Glauben  ver- 
sehenen Bichter  und  Schöffen,  welche  die  durch  das  Gericht  vorgenommene 
oder  wahrgenommene  Handlung  oder  ein  darauf  beruhendes  Urtheil  ausspre- 
chen. Aus  diesem  Ghrunde  muss  der  Bichter  auch  dann  zeugen,  wenn  er  den 
Akt  nicht  in  eigner  Person  wahrgenommen.  Das  Zeugniss  steht  gegen  jeden 
Angriff  fest,  es  werde  denn  als  falsch  nachgewiesen.^) 

Je  mehr  es  Sitte  wurde,  über  die  im  Gerichte  vorgekommenen  wie  die 
Akte  des  Gerichts  selbst  Urkunden  au&unehmen,  desto  mehr  ersetzte  eine 
solche  authentische  Urkunde  das  Zeugniss,  welches  sich  nur  für  den  Fall^als 
nöthig  erwies,   dass   die  Urkunde   nicht  im  Original  vorlag.    Die  schriftliche 


*)  Die  Fälle  siehe  bei  Homeyer  Sachsp.  L  Reg.  S.  403.  Richtst.  S.  476  %. 
Vgl.  Planck,  Hftnel  u.  s.  w.  Ssp.  I.  7.  „Sve  icht  borget  oder  lovet,  die  sal't  gel- 
ten, linde  svat  he  dut,  dat  sal  he  stede  halden.  "Wil  he  is  aver  versaken  dar  na,. 
he  untrort  it  ime  mit  sinem  ede,  STat  he  vor  gerichte  nit  gelent  ne  hevet.  Svat  he 
aver  yor  gerichte  dut,  des  yertüget  en  de  sakeweldige  mit  tven  mannen,  nnde  de 
richter  sal  de  dridde  sin.**  I.  8.  §.  1.  „Syar  man  ayer  egen  gift  oder  sat,  oder  enem 
manne  tfigen  yn'l  an  sin  recht,  oder  an  sin  lif ,  oder  an  sin  gesunt,  dat  de  man  vor 
gerichte  verlovet  hebbe,  oder  ime  verdelt  si;  des  mut  die  richter  selve  seyede  soge- 
daner  lüde  de  eme  ordel  yinden  getüch  sin.**  IL  22.  §.  l.^„Syaten  man  jegen  den 
richtere  getügen  sal,  dar  to  ne  bedarf  he  des  richteres  getüges  nicht,  dar  ime  de  scül- 
degnnge  nicht  hoger  wen  an  sin  gewedde  ne  gat;  dat  getücht  he  selye  dridde  der 
^gplichten,  die  dar  ordel  vindet.  Is  ayer  die  scult  hogere,  so  mnt  he  den  scultheiten 
oder  den  yronen  boden  to  getüge  hebben  in  richteres  stat  over  den  richtere.  — 
§•  2.  Syar  en  man  sines  getüges  yulkumt  mit  deme  scultheiten,  oder  mit  deme  yronen 
boden,  nnde  mit  den  scepenen,  dar  sal  die  richtere  ok  getüch  sin  von  der  y^arheit 
irs  getüges,  den  he  gehört  heyet,  al  ne  wiste  he^s  er  nicht.  Weigeret  die  richtere 
getüch  to  wesene  yrider  recht,  jene  is  doch  ynlkomen  an  slme  getüge.**  III.  25.  1. 
ÜI.  82.  §.  1.  „Syie  sin  recht  yor  gerichte  yerlüset  in  ener  stat,  die  het  it  oyer  al 
verlorn,  of  man's  an'me  gerichte  getüch  heyet.  Des  gerichtes  tüch  n^is  ayer  neman 
plichtich  to  bringene  in  en  ander  gerichte;  mer  jene  richtere,  yor  deme  he  rechtlos 
geseget  wert,  de  sal  tyene  sine  boden  senden  vor  den  richtere,  dar  he  sin  recht 
Terloren  heyet,  dat  sie  hören,  of  man^s  ine  yertügen  möge ;  unde  des  solen  sie  denne 
getüch  siQ.**  HL  88.  §.  1.  2.  5.  „Syat  en  man  mit  deme  gerichte  tügen  sal,  des 
sal  die  richtere  bi  des  koninges  halden  sik  yerplegen,  dar  na  die  scepenen  also  al 
andere  dingplichten  bi  irme  eide.  —  Syenne  man  aver  enen  veryesten  man  ane 
l^thaffce  dat  geyangen  yor  gerichte  bringet,  unde  der  sattunge  oyer  ine  bedet, 
^de  he  der  yestinge  besäet;  die  vestunge  sal  man  tügen  er  der  sattunge  mit  deme 
richtere  unde  mit  den  dingplichten.  Selye  ne  darf  die  klegere  nicht  getüch  sin,  syar 
he  mit  deme  gerichte  tüges  vulkumt.**  §.  5.  —  Vgl.  dazu S chwab sp.  c.  11. 12.  137.  W, 
(letzteres  ganz  anders  und  dem  Ssp.  ähnlicher  in  c.  157.  L.  Siehe  auch  die  Ya- 
rianten  bei  Wack.)  162.  234.  W.  Vgl.  Prager  Statutarrecht  a.  24.  (Rössler  S.  16.), 
Brünner  (Rössler  S.  187.  1890. 


382  Gesell,  d.  Gerichtswesens,  m.  Kap.  §.  132. 

Auskunft  in  amtlicher  Form  trat  im  spätem  Mittelalter  nebst  der  Mittheilung 
der  Originft]akten  oder  beglaubigter  Abschriften  an  die  Stelle  des  mimdlich 
im  Gerichte  abgegebenen  Zeugnisses. 

§.  132. 
4.  Urkunden. 

L  Schon  in  der  fränkischen  Zeit  wurde  den  über  die  Vornahme  von 
Rechtsgeschäften  und  anderen  rechtlichen  Akten  aufgenommenen  Urkunden 
insolange  unbedingter  Glauben  und  deshalb  beweisende  Kraft  beigelegt,  als 
nicht  die  Fälschung  erbracht  war.^)    Dies   hatte  seinen  innem  Grund  in  der 


*)  Die  Hauptstellen  sind:  L.  Ribuar.  T.  LVlll.  (der  die  Freilassung  per  tabulw 
beschreibt)  c.  5.  „Quod  si  quis  tabulas  Episcoporum  manibus  seu  Clericorum  roboratas 
inrumpere  yoluerit,   tunc  Archidiaconus  cum  testibus  qui  tabulas  roboraverunt,  ante 
Episcopum  vel  Regem  accedat,  ut  testes,  quod  sciunt,  dicant.    Quod  si  ille,  qui  cau- 
sam prosequitur,   adquiescere  noluerit,  tunc  tabulae  in  praesentia  iudicis  perforentor, 
et  Archidiaconus  in  praesente  sacramento  fidem  faciat,    et  sibi  septimus  super  noctes 
Septem   coniuret  cum  ipsis  testibus,   qui  tabulas  conscripserunt,    quod  ipse  tabularins 
seeundum  legem  Romanam  legitime  fuisset  ingenuus  relaxatus.     Et  tunc  ille  qui  cau- 
sam prosequitur  in  praesente  constringatur,   ut  se  ante  iudicem  repraesentet ,  et  ad 
partem  Ecclesiae  centum  solidis  culpabilis  iudicetur,  etunicuique  de  testibus  quindecim 
solidis  culpabilis  iudicetur,  et  Archidiacono  quadraginta  quinque  solidis  culpabilis  iudi- 
cetur, et  nihilominus  tabulae  stabiles  permaneant."     LIX.  (de  venditionibus)  c.  1.  ^Si 
quis  alfceri  aliquid  vendiderit   et  emtor  testamentum  venditionis  accipere  voluerit,  in 
mallo  hoc  facere  debet,  et  pretium  in  praesente  tradat,  et  rem  accipiat,   et  testamen- 
tum publice  conscribatur.    Quod  si  parva  res  fuerit,  Septem  testibus  firmetur:  si  autem 
magna,  duodecim  roboretur.     2.  Et  si  quis  in  posterum  hoc  refragari  velfalsare  volue- 
rit, a  testibus  convincatur,  aut  CanceUarius  cum  sacramenti  interpositione  cum  sinuli 
numero,  quorum  roboratum  est,  idoneimi  confirmet.    3.  Quod  si  charta  in  iudicio  per- 
forata  idonea  fuerit,  tunc  ille,   qui  causam  prosequitur,    dupla  repetitione  culpabifiß 
iudicetur,  et  unicuique  de  testibus  quindecim  solidis  culpabilis  iudicetur,  et  ipsum  testa- 
mentum inviolatum  perseveret.    Si  autem  testamentum  falsatum  fuerit,  tunc  ille,  qui 
causam  persequitur,  rem  quam  repetit  cum  sezaginta  solidis  recipiat,    et  insuper  Can- 
cellario  pollex  dexter  auferatur,  aut  eum  cum  quinquaginta  solidis  redimat,    et  unus- 
quisque  de  testibus  quindecim  solidis  multetur.^   LX.  1.    L.  Alam.  Hloth.  I.  „1.  Ut 
si  quis  Über  res  suas  vel  semetipsum  ad  ecclesiam  tradere  voluerit ,  nullus  habeat  licen- 
tiam  cantradicere  ei,   non  dux  non  comes  nee  ulla  persona,    sed  spontanea  voluntate 
liceat  Christiane  homine  Deo  servire  et  de  proprias  res  suas  semetipsum  redemere.  Et 
qui  voluerit  hoc  facere,  per  cartam  de  rebus  suis  ad  ecclesiam,  ubidare  voluerit,  finni- 
tatem  faciat,  et  testes  sex  vel  Septem  adhibeat,  et  nomina  eorum  ipsa  carta  contineat, 
et  coram  sacerdote    qui   ad  ecclesiam  deservit,    super  altare   ponat,   et   proprietas  de 
ipsas  res  ad  illam  ecclesjam  in  perpetuo  permaneat.     2.    Et   si    aliqua    persona,   aut 
ipse  qui  dedit  vel  aliquis  de  heredibus  eins ,  post  haec  de  ipsas  res  de  illa  ecclesia  abs- 
trahere  voluerit,  vel  aliquis  homo   qualiscumque   persona   hoc  praesumpserit  facere? 
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angegebenen  Art  der  Aufnahme,  wodurch  die  Urkunde  gleichsam  den  Akt 
selbst  bildete.  Zu  dieser  Sitte  kam  aber  auch  die  andere,  Urkunden  für  be- 
reits vergangene  Akte  nachträglich  aufzunehmen  oder  in  Urkunden  über  frühere 
Yorgänge  u.  s.  w.  ein  Zeugniss  niederzulegen.^ 

lieben  der  Unterschrift  der  handelnden  Personen  und  des  Schreibers  kommt 
schon  in  der  ältesten  Zeit  auch  die  Beidrückung  Yon  Siegeln  vor,  wofür  im 
Mittelalter  meistens  das  Anhängen  der  in  Wachs  ausgeprägten  Siegel  an  Fä- 
den, Schnüren  in  Kapseln  (bullae)  oder  auch  ohne  solche  in  Anwendung  kam. 

n.  Im  Rechte  des  Mittelalters  erscheinen  die  Briefe  als  Yollgültige  Be- 
weismittel, wenn  sie  über  im  Gerichte  vorgekommene  Akte  von  diesem  aus- 
gestellt oder  von  öffentlichen  Personen  mit  ihren  Siegeln  bez.  Unterschriften 
Yersehen  sind.®)    Seitdem  das  Institut  des  Notariats  eine  grössere  Verbreitung 


effectum  quod  iaohoayit  non  obtineat,  etmulta  illa  qoi  carta  contenit  persolvat,  et  res 
illas  ex  integro  reddat  et  fredo  in  puplico  solvat  sicut  lex  habet,  n.  1.  (§.  54.  n.  2.). 
2.  £i  si  contigerit,  ut  post  mortem  his,  qui  dedit  illas  res,  filius  relinquit,  forsitan 
ipBe  filius  vidt  dicere,  quod  hereditas  paterna  sua  sibi  sit  legitima  ad  possidendum,  et 
pater  eius  non  dedisset  nee  finnitatem  feoisset,  non  liceat  ei  iurare:  sed  ipsa  carta, 
quod  pater  eins  fecit,  praesens  veniat,  et  illi  testes,  qiü  manns  eorum  in  ipsa  carta 
niisenmt,  una  cum  presbitero  eccleeiae  sicut  lex  habet  ita  testificentur,  utilli  ad  prae- 
sens faissent,  quod  pater  eius  iUas  res  ad  ecclesiam  dedisset  (et  cartam  fecisset),  et 
iflos  vocasset:  hoc  per  säcramentum  dicant  quod  nos  veri  testes  sümus.  Post 
^ec  pastor  ecclesiae  res  suas  possideat,  et  praesumptor,  quod  contradixit,  illa  multa 
qaod  carta  continet,  ad  ecclesiam  persolvat.  3.  Si  autem  illa  carta  arserit  aut  perdita 
^erit,  quod  ille  homo  fecit,  tunc  licet  illum  heredem  cum  illos  testes  nominatos  quin- 
que,  ipse  sit  sextus,  in  ipsam  ecclesiam  iuret,  quod  pater  eius  neo  cartam  fecisset, 
nee  ad  illa  ^loca  sancta  dedisset.  Et  si  hoc  praesumit  facere,  illas  res  possedeat.*^ 
^ni.  „Scriptura  non  valeat,  nisi  in  qua  annos  et  dies  evidenter  ostenditur.  Tgl. 
L.  Sal.  Extrav.  in.  u.  IV.  bei  Merkel  p.  100. 

^)  In  der  Urk.  v.  952  bei  Seibertz  n.  8.  bekundet  K.  Otto  die  Schenkungen  an 
ein  Kloster.  Eine  andere  das.  n.  22.  zw.  1009  u.  1035,  n.  37.  von  1104.  Die  meisten 
Urkunden,  die  auf  uns  gekonmien  sind,  enthalten  Beurkundungen  von  Bechtsgeschäften. 

*)  Der  Sachsp.  erwähnt  nur  den  Lehensbrief  n.  42.  §.  3.  den  Königsbrief,  womit 
^e  Acht  über  Jemand  behoben  wird  DI.  34.  §.  1.  und  den  Königsbrief,  womit  zum 
Keichsdienste  u.  s.  w.  aufgeboten  wird,  ID.  64.  §.  1.  Dabei  bleibt  auch  der  Richt- 
BteigLandrechti^ stehen.  Andre  sächsische  Rechte  gehen  aber  weiter.  Die  Stellen 
ans  den  Goslar' sehen  Statuten,  Magdeb.  Fragtn  u.  Distinotionen  bei  Hänel 
b.  73  ff.  —  Blume  des  Ssp.  (Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  366.):  „Der  vorspreche: 
Ich  dinge  ym  auch  eyner  Sachen  beweysunge  briflich  und  muntlich  czuwidir- 
sprechen.*  Sehr  ausföhrlich  ist  der  Schwab ensp.  c.  34.  W.  „Wir  sprechen  daz 
brieve  bezer  sint  danne  geziuge.  Wan  geziuge  die  sierb^it:  so  belibent  die  briere 
unmer  staete  (diz  heizent  hantfeste),  unde  hilfet  ein^töter  geziuge  als  wol  dir  als  ein 
lebendiger.  Swer  euch  von  leihen  ISpgedinge  gewinne,  derneme  die  selben  staetigkeü 
unde  b^t  der  leie  niht  insigels,  unde  sizet  er  in  einer  stat,  man  sol  im  derstat  insigel 
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fand,  wurde  den  Urkunden,  welche  Notarien  auch  ansserhalb  des  Gerichtes 
in  beglaubigter  Form  anfhalunen  und  ausstellten,  gleiehfaUs  Toller  Glauben 
beigemessen.  Blosse  Priyatnrknnden  konnte  man  aber  einfach  «bestreiten,  obne 
gehalten  zu  sein,  deren  Fälschung  darznthun.    Alsdann  kamen  für  den  Beweis 

ganz  die  gewöhnlichen  Regeln  in  Betracht.^) 

* 

§.  133. 

5.  Das  GottoBortheiLO 

L  Bald  als  direktes  Mittel  zur  Bekräftigung  der  Behauptung,  bald  imFaUe 
der  Beweis    durch   die  übrigen  Mittel  nicht  gelingt,   oder  Eide  u.  s.  w.  gich 
widersprechen  oder  endHch,  wo  dies  im  Rechte  zugelassen  war,    der  Gegner 
den  geführten  Beweis  angreift;,  wandte  man  an  die  Berufung  auf  die  Gott- 
heit, Ton  der  man  annahm,   sie  werde  durch  unmittelbares  Eingreifen  dem- 
jenigen den  Sieg  yerschafifen,  welcher  im  Rechte  sich  befinde.   Diese  Anschauimg 
führte  dazu,  sowohl  den  wirklichen  Streit,  Zweikampf,   Duell,    anzuwen- 
den in   der  Meinung,   das  Bewusstsein  des  Rechts   werde  nothwendig  selbst 
dem   an  physischer  Kraft   oder  Geschicklichkeit   nachstehenden  Kämpfer  mit 
Hülfe  der  Gottheit  den  Sieg  yerleiheQ  über  seinen  Gegner,  welchen  das  Ge- 
fühl  des  IJnrechts   und   die  Rache   der  Gottheit   schwächen   müssten,  —  als 
auch   die    Yersuche    zu  machen,   gegen   die   Kräfte   der  leblosen   Katnr  so 
kämpfen  zu  lassen,  dass  der  Sieg  scheinbar  nur  in  einem  direkten  Helfen  der 


geben,  ob  si  einez  h4t.  hat  bI  es  aber  iiiht,  86  nemo  er  des  rihters  insigel.  unde  hat 
er  niht  insigels,  86  neme  er  der  stete  herren  insigel.  unde  ist  ez  üf  dem  lande,  sd 
neme  er  des  lantrichters  insigel^  c.  140.  W.  beschreibt  genau  die  Siegel,  welche 
Kraft  haben  und  die  Form  der  Urkunden,  c.  270.  "W.  über  Vergabungen  an  Gottes- 
häuser, entspricht  den  Bestinunungen  der  Lex  AI  am. ,  davon  noch  c.  896.  W.,  c.  SS9.  W. 
über  Hantyeeten  für  Geschäfte  des  Joannes  mit  Frau  und  Kindern,  c.  419.  W.  über 
4ie  Merkmale  falscher  Hantveeten,  306.  "W.  über  die  Strafe  der  ürkundenfälschuDg. 

*)  In  den  Städten  wurden  solche  Urkunden  vom  Stadisohreiber  au^enommen  and 
mit  dem  Insiegel  der  Stadt  bekräftigt  nebst  den  Unterschriften  Yon  Consules,  Jnrati 
u.  B.  w.  Wiederholt  so  im  Brünner,  Prager,  Iglauer  Becht.  YgL  einzelne  Stellen  im 
%,  136.  —  Das  flandrische  Recht  (Warn könig  HL  S.  294  f.)  erwähnt  nur  eine 
Urkunde,  ein  zwischen  zwei  Grundbesitzern,  von  denen  einer  gestorben  ist,  gemach- 
tes Chirographum,  das  beweist,  wenn  das  im  Nachlasse  gefundene  Exemplar  zu  dem 
4 es  andern  passt;  ohne  Zweifel  hat  es  aber,  wie  Wamkönig  zeigt,  für  unnothig 
gehidten,  über  die  Kraft  öffentlioher  Urkunden  Bestimmungen  zu  treffen. 

^)  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Kirche  sieh  dem  germanischen  Beweiflsystem  an- 
Bchloss  und  dasselbe  umzubilden  trachtete,  entmckelt  K.  Hildenbrand  die  Pnigstio 
canonioa  und  Tulgaris.  München  1841. 
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GfotÜieit  liegen  konnte.  Zu  diesen  beiden  Arten  des  heidnischen  Gottesur- 
theüs  gesellte  die  christliche  Zeit  andere,  denen  dieselbe  Idee  nur  insofern 
geläutert  zu  Grunde  Hegt,  als  nicht  mehr  der  Kampf  gegen  physische  oder 
Naiwkräfte  das  Entscheidende  ist,  sondern  die  Yomahme  Ton  Akten,  welche 
^  das  schuldbewusste  Gewissen  einen  solchen  Frevel  enthalten,  dass  es 
schien,  als  müsse  die  furchtbare  Strafe,  die  Furcht  vor  der  Gerechtigkeit  Gottes, 
die  sich  leicht  im  Momente  des  Frevels  offenbaren  könne,  sicherlich  aber 
nicht  ausbleibe,  abhalten,  somit  den  Frevelnden  im  Momente  der  Handlung 
die  Kraft  verlassen. 

n.  Den  gerichtlichen  Zweikampf^  (Judicium  pugnae,  jud.  duelli,  pugna 
dnoram,   einwic,   chamfwtc)   kennen   die  Yolksrechte^   fiir  bürgerUche,   wie 


^  Ausser  den  GenaDnien  Grimm  B.A.  S.  927  ff.  Siegel  S.  202  ff.,  derS.  123  ff. 
die  „kampfbedürftigen**  Klagen  aufzählt. 

^  In  der  Lex  Sal.  kommt  er  nicht  vor,  wohl  in  Chilperici  cap.  pacto  leg.  sal. 
addita  c.  15.  (Leg.  H.  p.  13.):  „Si  quis  alterum  inculpaverit  periurasse  et  ei  potuerit 
adprobare,  15  solidos  conponat  qui  periurat;  si  tam^i  non  potuerit  adprobare,  oui 
crimen  dixerit  solidos  15  solvat,  et  postea  si  ausus  fiierit  pugnet.*^  Die  Lex  Bip.  hat 
folgende  Steilen:  XXXn.  4.  um  die  strudes  (Yollstreckung)  abzuwenden;  LVli.  2.8. 
(zur  Yertheidigung  der  Freiheit  gegen  Behauptetes  „inlicito  ordine  ingenuum  dimit- 
tere''),  LIX.  4.  „Quod  si  Ule,  qui  causam  sequitur,  manum  Cancellarii  de  altari  traxe- 
lit,  aut  ante  ostium  basilicae  manum  posuerit,  tunc  ambo  constringaniur,  ut  se  super 
qnatacrdecim  noctes  seu  super  quadraginta  ante  Begem  repraesentare  studeant  pugna- 
turi.'*  (vgl.  dazu  die  §§.  1  —  3.  im  §.  182.  n.  1.).  LXVn.  5,  (§.  129.  n.  9.). 
L.  AI  am.  Pactus  II.  frag.  34.:  „Si  quis  alterius  ingenuam  de  crimina  seu  Stria 
aut  herbaria  sisit  et  eam  priserit  et  Ipsam  indinata  miserit,  et  ipsam  cum  12 
medicns  electus  aut  cum  spata  tracta  quilibet  de  parentes  adunaverit:  800  solidos 
Gomponaf  Hloth.  XLIY.  1.:  „Si  quis  über  liberum  crimen  aliquod,  quod  mor- 
tale, ^posaerit  et  ad  regem  aut  ad  ducem  eum  accusaverit,  et  exinde  probaia  res 
non  eBt  nisi  quod  ipse  dicit:  liceat  illum  alium,  oui  crimen  inposuit,  cum  tracta  spada 
exoniare  se  contra  ülum  alium.^  Exoniare  von  sunnis  =  legalis  excusatio.  S. 
Merkel  in  nota  89.  zur  Stelle.  LYL  1.  „Si  autem  proximis  mariti  defuncti  contra- 
dicere  ipsam  dotem  ad  illam  mulierem  voluerit  quod  lex  non  est,  illa  sequat  cum 
Bacramento  cum  nominatos  quinque  aut  ctim  spata  tracta  pugna  duorum:  si  potest  ad- 
qoirere  aut  per  sacramentum  aut  per  pugnam  ülam  pecnniam,  post  mortem  mulieris 
retro  numquam  revertat,  sed  ille  sequens  maritus  aut  filii  eins  usque  in  sempiternum 
possedeant.*^  LXXXYII.  „Si  quis  oontentio  orta  fiierit  inter  duas  genealogias  de  ter- 
niino  terrae  eorum,  unus  hio  est  noster:  ibidem  praesente  sithomo  de  plebeüla,  ponat 
Signum  ubi  isti  voluerint  terminos  et  gerint  ipsa  contentionem.  Postquam  girata  fuerit, 
Teniani  in  medium  et  de  praesmite'comite  tollant  de  ipsa  terra,  quod  Alamanni  surfo 
dicont,  et  rama  de  ipsis  arboribus  infigant  in  ipsa  terra,  quod  toUat,  et  illa  genea- 
logia,  qui  contendunt,  levent  illa  terra  praesente  comite  et  comendent  in  sua  manu: 
ille  involvat  fanonem  et  ponat  sigiihim,  comendii  ad  fidele  manu  usque  ad  studio. 
Tone  Bpondeant  inter  se  pugna  duorum.    Quando  parati  sunt  ad  pugnam,  ipsa  terra 
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peinliche  Streitigkeiten  in  mehrfacher  Bichtung.  Zunächst  um  den  Beweis 
des  Behauptenden  zu  entkräften,  wenn  letzterer  zum  Beweise  bereit  ist  In 
diesem  Falle  gestatten  die  Gesetze  ihn  regelmässig^)  dann,  wenn  jener  Be- 
weis zu  erbringen  ist  mit  einem  ZwÖlfereide.  Weiter  zur  Behauptung  eines 
Zustandes,  welchen  der  Kläger  angegriffen  hat,  sofern  es  sich  handelt  \un 
Freiheit,  Eigenthum  und  Besitz.  Drittens  wird  er  gegeben,  um  die  Wirkung 
eines  bereits  im  Gerichte  geführten  Beweises  oder  eines  Urtheiles  aufzuheben. 
Es  ist  also  wesentlich  der  Beklagte,  welchem  das  Recht  auf  dies  Judicium 
dei  zusteht,  damit  er  trotz  der  gegen  ihn  sprechenden  Gründe  seine  Unschuld 
oder  sein  besseres  Recht  durch  die  ihm  Kraft  verleihende  Gottheit  darthun 
könne. 


in  medio  veniat  et  tangant  ipsa  cum  spatas  suas  qui  pugnare  debunt,    et  testificent 
Deiim  oreaiorem,    et  cui  sit  iustitia  illi  donet  yictoria,    et  pognent.    Qnales  de  ipsia 
Tincerit,  ille  poBsideat  illa  rem,  unde  inter  eos  contentio  fnit,  et  illi  alii,  qui  presum- 
psenmt  proprietate   contradicere,  conponant  12   solidos.*^    L.  Alam.  lib.  II.  XGII.  4. 
zur  Abwehr   einer  imputirten  Verwundung.    XCYII.    „Si   quis   aliquem   post  finien- 
dam  causam  emendatam  mallare  voluerit  post  testes  tractos  et  emendacionem  datam 
si  quis  hoc  praesumpserit  temptare  et  iste  non  poCest  per  sacramenta  Tel  per  testes 
defensare  vel  per  pugna   duorum  se  defendat,   post  hoc  ille  testatur  cum  40  Bolidis 
conponat'*     L.  Bajuv.   T.  n.  o.   1.  §.  2.  (Anklage  wegen  Kachstellung  gegen  den 
dux,  wenn  sich  die  Zeugen  widersprechen)  YIII.  2.  6.  (,,duo   oampiones  pugDenf^ 
oder  Schwur  mit  6£idh.,  wenn  ein  Diebstahl  an  Rindvieh  behauptet  wird)  c.  3.  (gleich- 
falls Schwur  mit  12  Eidhelfem  oder  duo  oampiones  bei  Anschuldigong  eines  Dieb- 
stahls von  12  Bol.   oder  mehr  oder  eines  Pferdes   oder  manoipium  dieses  Werthee, 
IX.  4.  4.    („cum  campione  se  defendat  aut  cum  12  sacramentalibus  juret*^  bei 
beschuldigter  Brandlegung,  wenn  das  Feuer  gelöscht  ist),  XI.  5.  (wenn  beide  Parteien 
Terschiedene  Grenzen  behaupten,   ohne  campiones),  XIL  8.  (Eid  mit   12  Eidh.  „aut 
cum  campione  dnoto  defendat  se,  hoc  est,  pugna  duorum*^  gegen  die  Beschuldigung) 
eine  fremde  Emdte  genommen  zu  haben),    9.  2.  (Eid  mit  12   „aut  cum  campionibiu 
suam  quaerat  justitiam'^  gegen  die  Anschuldigung,    einem  fremden  Enecht  zur  Flucht 
geholfen   zu  haben),  XYI.  (um   Zeugen  zu  widerlegen),   XYII.    1.  2.    (Eid   mit  12 
oder  Kampf  zur  Tertheidung  des  Erwerbers  gegen   die  ETiction).    L.  Frisionum 
T.  XI.  S.  (um  die  Knechtschaft  eines  als  frei  lebenden  zu  erweisen),  XIY.  5.  7.  (auch 
campiones  mercede  oonduoti  zum  Beweis  der  Behauptung  des  wegen  Mordes  Beschul- 
digten,  dass  ein  anderer  diesen  vollbracht).  L.  Anglior.  et  Werinor.    L.  Thuring. 
I.  2.  (Eidsohw.  mit  11   oder  Kampf  zur  Beinigung   Tom  Morde  eines  Adeligen  oder 
Freien).    IL  De  fiurto  5.   „Homo  in  fiirto  ocoisuB  non  solyator.   sed  si  proximus  ejus 
dixerit  ümocentem  oooisum,  campo  eom  oomprobetinnooentem,  yel  12hominnm  sacra- 
mento  forem  eredi  jnste  ocoiaum.'^    8.   „Qui  liberum  ligayerit,   10  solidos  conponat 
qui  adalingnm ,  SO  solides,  si  negat,   cum  11  juret  aut  campo  decemat.^    IIL  1.  (wie 
in  L.  Bi^uY.  IX.  4.  4.)    Die  L.  Saxonum  kennt  den  Zweikampf  nicht,   von  den 
andern  Yolksreohten  ist  er  der  Lex  Yisigothomm  unbekannt.    Ueber  die  Entstehung 
des  Kampfnitheils  geben  die  von  Grimm  mitgetheüten  Stellen  Anfschluss. 
^)  Die  Ausnahmen  ergeben  sieh  aus  den  Stellen  der  nota  3.  von  selbst. 
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Das  Recht  zu  kämpfen  war  wohl  anfänglich  abhängig  yon  dem  Waffen- 
rechte;*) bereits  die  Volksrechte®)  gestattenjedoch  die  Annahme  von  Kämpfern, 
Campion  es,  welche  man  aus  den  Unfreien  nahm.  Für  eine  Person,  welche 
sich  nicht  selbst  vertreten  konnte,  kämpfte  ihr  Vertreter  (Vormund,  Advoka- 
tus,  Gemahl  u.  s.  w.)^  Als  "Waffe  bediente  man  sich  des  Schwertes.  Der 
Eamp^latz  war  bald  das  Gericht,., bald  ein  besonderer  Ort,  an  dem  zu  dem 
unter  Hingabe  yon  Pfändern  anberaumten  Tage  die  Kämpfer  unter  Aufsicht 
des  Richters  oder  dazu  bestimmter  Personen  nach  den  im  Herkommen  be- 
stimmten Regeln  den  Streit  ausfochten. 

In  den  karolingischen  Gesetzen  wurde  der  Zweikampf  nicht  nur  beibehalten 
sondern  in  gewisser  Beziehung  noch  erweitert  und  genauer  geregelt.®) 


^)  Vgl.  Oben  §§.  12.  L  55.  u.  ö. 

®)  Siehe  die  Stellen  in  n.  3. 

0  Vgl.  jedoch  L.  Bajuy.  in.  18.  3.  ^Si  autem  pugnare  voluerit  (nemlich  femina) 
per  audaciam  cordis  sui,  sicut  yir,  non  erit  duplex  compositio  ejus,  sed  sicut  fratres 
ejus,  ita  et  ipsa  recipiat.** 

®)  Cap.  Lang  ob.  779  eil.  (Leg.  Lp.  38.),  das  „contendere  in  campe  cum  fusti- 
bu8  vorschreibt,  „ubi  palam  apparet,  quod  aut  ille,  qui  crimen  injecerit,  aut  ille  qui 
88  defendere  vult,  perjurare  se  debeant.**  Ticin.  801  c.  9.  (oben  §.  130.  n.  6.).  Cap. 
de  latronibus  804  c.  3.  (ib.  p.  129.)  ähnlich  der  L.  Alam.  Hloth.  XLIV.  1.  Cap.  de 
exercitalibus  811  c.  5.  (p.  170.)  „Si  aliquis  Saxo  hominem  conprehenderit  absque 
furto  aut  absque  sua  propria  aliqua  re,  dicens  quod  illi  habeat  damnum  factum,  et 
contendere  voluerit,  in  iudicio  aut  in  campo  aut  ad  crucem  licentiam  habeat.  Si  yero 
hoc  noluerit,  cum  suis  iuratoribus  ipse  liber  homo  se  idoniare  faciat.  Et  si  servum 
cniiislibet  absque  aliqua*  conprobatione  conprehenderit,  ipse  seryus  aut  ad  aquam  fer- 
ventem  aut  ad  aliud  iudicium  se  idoniare  faciat.^  Langob.  813  c.  12.  (p.  193.):  ^Si 
qnis  pro  alterius  debito  se  pecuniam  suam  promiserit  redditurum,  in  ipsa  promissione 
est  retiaenduB.  De  illis  hominibus  yel  sacerdotibus  aut  quibuslibet  per  regnum  nostrum, 
qui  propter  premia  aut  parentelam,  de  nostra  iustitia  inquirentibus  aut  emendantibus 
iustitiam,  veritatem  obfuscare  volunt  missis  vel  fidelibus  nostris,  et  se  in  periuria  mit- 
tönt, iubemus  atque  praecipimus,  ut  si  suspectio  fiierit  quod  homo  periurasset,  ut 
postea  siye  campo  yel  cruce  iudicetur,  ut  ipsa  veritas  vel  periurium  fiat  declaratum; 
et  si  Dei  fiierit  volontas,  quod  in  ipso  iuditio  veritas  aut  periurium  declaretur,  tuno 
volamus  atque  iubemus,  ut  si  sacerdos  vel  clericus  fuerit,  dupliciter  bannum  nostrum 
persolvat,  Sicut  supra  decrevimus,  et  postea  secundum  canones  iudicetur,  si  autem 
iaicus  fuerit,  widrigild  suum  ad  partem  nostram  persolvat."  Cap.  816  c.  1.  Cap.  817  leg. 
add.  c.  10.  (gleich  dem  von  801  c.  9)  cap.  15.  (p.  218.):  „Si  über  homo  de  furto  accu- 
satus  fuerit,  et  res  proprias  habuerit,  in  mallo  ad  praesentiam  comitis  se  adbramiat. 
Et  si  res  non  habet,  fideiussores  donet  qui  eum  adhramire  et  in  placitum  adduci 
faciant.  Et  liceat  ei  prima  vice  per  sacramentum  se  secundum  legem  idoneare,  si 
potuerit.  At  si  alia  vice  duo  vel  tres  eum  de  furto  accusaverint,  liceat  ei  contra  unum 
ex  bis  com  scnto  et  fuste  in  campo  contendere.    Quod  si   servus    de  furto  accusatus 
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n.  Hierdurcli  erklärt  sich,  dass  Inder  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  derselbe 
ganz  allgemein  im  Reichsrechte,^   Landrechte^^   und  Stadtrechte")  vor- 


faerit,  dominiis  eins  pro  eo  emendet,  aut  emn  sacramento  excuset,  nisi  tale  fortiim 
perpetratam  habeat,  propter  qaod  ad  subplicium  tradi  debeat.^  —  Const  Olonn.  825 
c.  12.  (p.  252.)  „Quibuscumqne  per  legem  propter  aliquam  contentionem  pugna 
fuerit  jndicata,  praeter  de  iofidelitate,  ctfn  fostibas  pugnent  .  .  «^  Oap.  827. 
Anseg.  rV.  c.  22.  (ib.  p.  315.)  wie  das  von  801  c.  9.  Ansegis.  IV.  27.  wie  c.  15. 
Cap.  817.  Hloth.  L  Const  Pi4>ieiis.  c.  11.  (ib.  p.  361.)  fOr  den  Fall  des  WidersprachB 
von  Zeugen. 

»)  Ottonis  L  et  11.  Edict.  a.  967  (Leg.  11.  p.  33.)  c.  1—6.  9.  10.  (Nachweis  der 
Falschheit  von  Urkunden,   Entscheidung  des  Streits  über  investitura  praedii,  Beweis 
eines  depositum,  Behauptung  einer  erzwungenen  carta  de  praedio,  defurto  autscaclio 
ultra  6  solides;  der  Kampf  ist  fü}^  jeden  quacumque  lege,  sive  etiam  Romana,  in  omni 
regno  Italiae  homo  vixerit,  für  die  welche  juvenilis  oder  decrepita  aetas  seu  infirmiias 
abhält  per  pugnatorem,  zugelassen;   c.  10.  „Aecdesiae  et  comites  seu  vidoae  Utes 
suas  de  bis  quae  in  suprascriptis  capituUs  continentur,  per  consimües  advocaios  pugna 
dirimant    Ceteri   homines   natura  üben,   seoundum  legem  pristinam  per  semetipeos 
respondeant   et   determinent.'^).    Ottonis  I.  et  IL  leg.  a.  969  c.  1.   (ib.  p.  34.):  „Si 
servus  propter  appetitum  Ubertatis  liberus  se  vocaverit,  liceat  domino,  si  sibi  ita  me- 
lius Visum  fuerit  propter  difficultatem  approbationisinsidiosae,  aut  per  se  aut  persuum 
campionem  Utem  dirimere.    Liceat  autem  servo  pro  se  campionem  dare,    si  morbus 
aut  aetas  cum  pugnare  prohibuerit.'^     Ottonis  Gonv.  Papiens.  a.  971  (ib.  p.  35.)  „Si 
inter  ecclesias  vel  alios  ingenuos,  vel  Uberos  homines,  aut  inter  ecdesiam  velhominem 
de  praediis  seditio  vel  certamen  sit,  pugna  decematur.    Si  non  audeat,    res  sue  infis- 
centur,  et  ecclesie  vel  homini  cui  justitia  pertinet,  res  sue  reddantur.''    Henr.  ü.  leg. 
a.  1019  (ib.  p.  38.)  c.  2.  (Leugnung  eines  Yerwandtenmordes.    Gampio   nur    in   den 
drei   FäUen  der  aetas  juvenilis,    decrepita   oder  der  infirmitas)    3.  (Lengnung   eines 
Hordes  infra  treuwam  vel  datum  pacis  osculum  mit  Zulassung  von  Gampiones  unter 
denselben  Bedingungen).    Heinr.  IIL    Gonst.  Langob«   de   venefitiis  (iK  p.  42.)   „Si 
quis  .  .  praedicti  criminis   (Meuchelmord)   aut   de  facto   aut   de  consensu   accusatos, 
negare  voluerit,  aut  per  duellum  si  liber  est,  si  vero  servus  per  Judicium,  se 
defendai*^     Fr  id.  I.  Gonst.  de  pace  1156  c.  10.  (ib.  p.  103.)   „Si  miles  adversus  mili- 
tem  pro  pace  violata   aut  aliqua  capitali  causa  duellum  committere  voluerit,    facultas 
pugnandi  ei  non  concedatur,  nisi  probare  possit,  quod  antiquitus  ipse  cum  parentibos 
suis  natione  legitimus  mües  existat.*^     Gonv.  Brixiae  1158  (p.  107)  c.  1 — 3.  (für  Strei- 
tigkeiten von  milites,   servientes,  zum  Beweise    der  Nichtschuld  an  Verwundung  und 
Mord;  in  lorica,  scuto,   galea  nur  mit  einer  fustis).    Reconc.  Gaes.  a.  1184  (p.  181.) 
Es  sollen  stattfinden  in  der  Lombardei  „dueUa,  quaefinnantur  ante  consnles,  in  prae- 
sentia   nuncii  (des  £aisers)  et  consulum.^    Heinr.  reg.   treuga  1280  (Oben  S.  122.) 
c.  13.  (ib.  p.  267.)  für  Raub  („actor   vel  per  se  vel  per  alium  in  monon&achia  con- 
vincere  potest^).    Heinr.  Guria  Francof.   1234  sent.  de  violata  treugar.  (ib.  p.  301.) 
„.  .  .  sententialiter  fuit  diffinitum,  quod  si  manuali  fide  interposita  trenne  dato  sdnt, 
et  aliquis  illas  violaverit|    et  in  causam  tractns  se  expnrgare  voluerit,  illi  cui  interest 
et  cui  dampnum  datum  est,  incumbit  probatio,  ut  tertia  manu  iureiaraiido  confinnet, 
quod  treuge  violate  sunt,   vel  si  testes  habere  non  potuerit,   in  monomachia  coram 
iudice  seculari  cum  eo  congredietur.^    Rud.  L  sent.  de  def.   a  perioolo  dueU.  1290 
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kommt    Aber  seine  frühere  Bedeutimg  nahm  allnwUig  ab.    Hieran  hatte  so- 
irohl  die   Nothwendigkeit    der  Beschränkung    für    die  Aufrechthaltang  des 


(ib.  p.  455.)  «..•  *  qiiaeBitiim  fait  per  sententiam  coram  nobis,  si  afiqvifi  sunm  adyer- 
sariom  in  iodicio  conveniat,  de  incendio  nootumo,  per  eum  modum  quo  moVeat  ei 
questionem  duellionis,  quod  vulgo  diciior  Eamprecht,  quo  iuris  auxilio  talis  in  iudicio 
conventus  yaleat  se  tuen.  Et  extitit  sententialiter  difßnitum,  quod,  quicumque  pugna 
duellionis  quod  yulgo  dicitur  Eamprecht,  prestando  iurisiurandi  sacramento  manualiter 
exhibito,  suam  possit  imiocentiam  expurgare;  nedum  in  hoc  crimine  aocosatos,  sed  in 
mnltiB  aliis  et  diversis;  nisi  oonscius  repertus  fuerit  lese  crimine  nuüestatis,  in  quem 
casum  a  duellionis  periculo  quod  vulgo  dicitur  Eamprecht,  nullatenus  se  potent  defen- 
sare.''  —  Ej.  sent.  de  termino  duelli  prorogando  1291  (p.  458.)  bestimmt,  dass  der 
Landesherr  den  Eampftermin  verlegen  könne. 

^^  In  dem  Sachsenspiegel  kommt  der  Eampf  vor  in  peinlichen  Sachen  für  den 
Kläger  wegen  Friedensbruchs,  den  wegen  Verbrechen  Rechtlosen,  der  sich  mit  dem 
Eide  nicht  vertheidigen  kann,  den,  welcher  einen  y erklagten  verwandten  Todten  ver- 
treten will,  in  andern  Sachen  nur  im  FaUe  von  I.  18.  §.  3.  11.  12.  §.  8.  „Schilt  en 
sasse  en  ordel,  unde  tiüt  he^s  an  sine  vorderen  haut  unde  an  die  meren  menie,  he 
mut  dar  unune  vechten  selve  sevede  siner  genoten  wider  andere  sevene;  svar  die  mere 
menie  segevichtet,  diebehalt  dat  ordel.^  Ueber  Eämpfer,  Eampfvormund,  Recht 
den  Eampf  wegen  Standesungleichheit  zu  weig,6m,  Vorgang  u.  s.  f.  wie  überhaupt  s. 
die  vollständige  Zusammenstellung  in  Homeyer  Register  S.  840  fg.  Richtsteig 
Landr.  S.  479  f.  Vgl.  noch  für  das  sftohs.  Recht  Gloss.  zu  Ssp.  L  48.  §.  3., 
Blume  des  Ssp.  Buch  I.  art.  98.  bei  Homeyer  Richtst.  S.  481.  u.  a.  Schwaben- 
Spiegel  Wack.  c.  88.  62.  64.  80.  81.  82.  86.  187.  194.  208.  241.  242.  850. 
352.  —  El.  Eeyserr.  IL  69.  spricht  ein  vollkommenes  kaiserliches  Verbot  des 
Kampfes  aus. 

^0  Vgl.  Strassb.  Recht  aus  d.  11.  Jahrh.  (Gengler  Stadtr.  S.  474  ff.)  §.  85. 
(nur  für  Injurien).  Das  So  est  er  Recht  von  1120  §.41.  sagt:  „Item  statuimus,  quod 
nemo  concivem  suum  de  criminaliconveniens,  ad  congressionem  duelli  ullo  modo 
trahere  preeumat.*  Dasselbe  Verbot  in  der  alten  Schrae  um  1350  Art.  117.,  ndt 
dem  Zusätze,  dass  auf  der  Uebertretung  die  höchste  Busse  stehe.  Das  Med eb acher 
Recht  um  1850  (Seibertz  IL  S.  384  f.)  hat  den  Zweikampf  noch  in  eigenthümlichen 
Fällen,  §§.  29.  85.:  „Item  si  quis  rogatus  ad  plebiscitum,  abeat  inermis,  quia  nemo 
coram  judice  debet  armatus  sine  licentia  comparere  et  viderit  rogatores  violentiam  fa- 
cientes,  debet  statim  recedere  et  intimare  tam  ipsis  violatoribus,  quam  aliis  quod 
Tiderit,  et  precipue  judici,  pro  metu  mortis  quod  ipsis  violatoribus  non  consentiat,  sed 
inagis  dolet  de  tali  facto,  si  insuper  proclamatus  faerit  et  die  sibi  prefixo  non  compe- 
tenter  desententiatus  fuerit,  non  potest  jus  suum  recuperare,  nisi  coram  Duce,  per 
proprium  corpus  cum  duello ,  si  ibidem  fuerit  conventus  ab  actoribus ,  sed  convind  non 
potent  aliter  ab  aliquo,  nisi  a  Gogeravio  vel  judice,  de  manu  Duds  Judicium  tenente 
et  YIL  aliis  hominibus  fide  dignis.  —  Si  aliquis  iniuste  faerit  proclamatus,  potest  se 
extra  juris  ordinem  expurgare  et  proclamatorem,  si  voluerit,  super  injusta  vexatione 
reconvenire  et  vincere  duello.^—  Ueber  das  Stadtrecht  voniglau  siehe  Tomasch  ek 
S*  156.,  274  ff.,  woselbst  auch  eine  Vergleichung  mit  andern  österreichischen  sich 
findet  Ueber  die  flandrischen  Städte  vergL  Warnkönig  a.  a.  0.  DL  S.  298  ffl 
Sinzehie  flandrische  Städte  hatten  schon  im  12.  andre  im  18.  Jahrh.  Privilegien  da- 
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Frieden,  afe  besonden  die  mter  dem  EmfliiBBe  der  Kirdie'')  geinderie  As- 
M^ummig  Einfliiw.  Im  Aflgenieineii  'wmde  er  am  Ende  des  13.  JmliiimiideriB 
auf  den  Fall  der  Bemigong  Ton  bestimmten  Yergehen  bescfaiänkL  In  den 
Städten  war  er  jedoch  onsefai  bereits  früher  ihdUs  dogesdhränkt,  theäs  sogar 
Terboten«  Letzteres  geschah  in  manchen  Städten  auch  dorch  ansdrOddiche 
PriTOegien.  Dies  und  landesherrliche  Gesetze,  die  flm  geradezu  abschafften 
und  für  strafbar  erklärten,  haben  dahin  geführt,  dass  er  im  14.  Jahrhundert 
abkam  nnd  sich  nor  als  Singnlaritat  bis  auf  die  neuere  Zeit  erhieit.  ^^ 

IIL  Neben  dem  Zweikampfe  kennt  die  älteste  Zeit  nodi  eine  Menge  Ton 
Gottesurtheilen,  Ordal,  Judicium  dei,*^)  die  theüs  aus  der  heidnischen  Zeit 
stammen,  theüs  in  der  christlichen  an*  die  Stelle  jener  gesetzt  oder  neben  den- 
selben gebraucht  wurden.  Man  bediente  sich  hierzu  der  Elemente  (Feuer- 
Wasserprobe) ''^)   und   des   Loosens.^^    Zu    diesen  treten  wohl   schon  in 


gegen;  er  war  so  im  13.  dort  bald  unter  Strafen  yerboten,  bald  erlaubt,  wenn  beide 
Parteien  wollten.  Wo  er  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  war,  bestand  er  noch  im  14. 
Jahrh.  Das  Campghedinghe  kommt  regebnässig  nur  für  Freie  Tor.  Das  priviL 
IL  Friedr.  IL  für  Begensburg  t.  1230  §.  1.  gestattet  den  Büigem,  dem  duelhim 
mit  dem  Zwölfereide  zu  entgehen  (Gen  gl  er  Stadtr.  S.  373.).  Das  Privileg.  K.  Otto 
IV.  T.  1209  (öengler  8.  455  flf.)  §.  19.  gibt  der  Stadt  Stade  das  Pririleg,  dass 
weder  ein  Fremder  einen  Bürger  noch  ein  Bürger  den  andern  zum  Zweikampf  fordern 
könne.  Em  gleiches  hatte  Bremen  Ton  1259  (Unger  a.  a.  O.  S.  65.).  Das  sachs. 
Weichbild  ari  33.  35.  (Daniels)  hat  die  Bestimmungen  des  Sachssp.  Die  meisten 
Stadtrechte  übergehen  den  Zweikampf. 

**)  VergL  die  Commentatoren  des  Eirchenrechts  zu  Decr.  Greg.  IX.  Lib.  V.  Tit.  U 
(de  clerids  pngnantibus  ia  duello)  z.  B.  Reiffenstuel,  Schmalzgrueber  u.  a. 

'^  Majer  a.  a.  0.  S.  294  ff.  gibt  über  einige  Kamp%erichte  (zu  Halle  in  Schwa- 
ben, des  Bnrggrafthums  Kümberg,  des  Landgerichts  zu  Franken)  sowie  über  die  Fort- 
dauer des  Duells  in  den  kaiserL  Landgerichten  im  14.  und  15.  Jahrh.  Auskunft.  YgL 
auch  Struve  Corp.  jur.  pubL  c.  XXV.  §.  76.  (pag.  989.). 

1^)  Grimm  B.  A.  S.  908  iL  Ordäl  ist  angelsächsisch.  Ueber  den  Standpunkt 
der  Kirche  gibt  die  dtirte  Schrift  yon  Hilden brand  Auskunft.  Dass  Gottesurtheile 
auch  in  der  heidnischen  Zeit  vorkamen,  ist  ausgemacht.  Siehe  die  bei  Siegel  a.  a. 
0.  S.  212.  n.  6.  abgedruckten  Zeugnisse. 

^'^)  Judicium  ignis,  jud.  ferri  candentis;  jud.  aquae,  jud.  aquae  calidae 
oder  ferventis«  —  Lex.  Bip.  XXX.  „Quod  si  quis  in  judicio  proseryo  interpellatus 
faerit,  si  senrus  talis  non  fiierit,  unde  dominus  eins  de  fiducia  securus  esse  possit,  do- 
minus eiuB  in  iudicio  pro  eo  interrogatus  respondeat,  et  sine  tangano  loquatur,  et 
dicat:  Ego  ignoro  utrum  servus  mens  culpabilis,  an  innocens  de  hoc  extiterit.  Prop- 
terea  eum  secundum  legem  Bipuariam  super  quatuordecim  noctes  ad  ignem  repraesento. 
Et  sie  de  eins  praesentia  cum  festuca  fidem  faciat.  Quod  si  servus  in  ignem  manum 
miserit,  et  laesam  tulerit,  dondnus  eins,  sicut  lex  continet,  de  fiirto  servi  culpabilis 
hidicetur.    Quod  si  servus,   quando  dominus  interpellatas  fuerit,  infra  dncatum  fuga 
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der  heidnischen  Zeit  die  Bahrprobe^'O  Bahrgericht,  Probe  des  geweih- 
ten Bissens  (Judicium  offae).  Die  in  der  christlichen  Zeit  aufkommenden 
sind  das  EreuzurtheiP^  und  die  Abendmahlsprobe. ^*) 


)8ii8  faerit,  supra  quatuordecim  noctes  aut  ipsimi  refHraeBentet,  aat  pro  eo  üaciat 
rationem.  Quod  bI  postquam  eum  ad  ignem  adplicuerit,  faga  lapsns  faerit,  ad  placi- 
tum  veniens  cum  tribus  iestibuB  in  haraho  conioret,  quod  seryuB  ille,  quem  ad  ignem 
repraesentare  debuerat,  extra  elus  voluntatem  Aiga  lapsus  alt,  et  sie  denuo  placitus  ei 
concedatur,  ut  super  quatuordecim  sen  super  quadraginta  nootes  eum  repraesentare 
siadeat;  aut  ipse  in  rem  respondeaf  XXXI.  5.  „Quod  si  in  proTinda  Bipuaria 
(nemlich  homo  ingenuus)  juratores  invenire  non  potuerit,  ad  ignem  seu  ad  sortem 
86  excusare  studeat.*^  L.  AngL  et  Wer.  „De  venefitüs.  Si  mulier  maritum  yene- 
ficio  dicatur  occidisse  vel  dolo  malo  ad  oeeidendum  prodidisse,  proximus  mulieris 
campo  eam  umocentem  efficiat,  aut  si  campionem  non  habuerit,  ipsa  ad  novem  yo- 
meres  ignitos  ezaminanda  mittator.'^  L.  SaL  UH.  LYL  Chilp.  cap.  paoto  leg. 
961.  add.  c.  4.  (Leg.  11.  p.  18.)  16.  „Si  qui  falsi  testes  fuerit  adprobati,  quinos 
dinos  solid,  multos  sustineat;  si  vero  eis  inculpaverit  quod  falsum  testimonium  dedis- 
8ent,  manum  suam  in  eneum  mittat,  et  sicut  sana  tulerit  sicut  superius  disimus  simiÜ 
multa  sustineant  Si  certe  manum  suam  conburet,  15  solides  damnum  sustineaf  — 
Prision.  IIL  6.  8.  9. 

'^  L.  Bip.  XTXT.  5.  Eigenihümlich  L.  Fris.  XIY.  de  homine  in  turba  oociso, 
welche  den  Vorgang  beim  Loosen  genau  beschreibt. 

'0  Orimm  S.  930  f.  Es  kommt  erst  in  Gedichten  des  13.  Jahrh.  vor,  ist  aber 
entschieden  heidnischer  Grundlage.  Ich  übergehe  solche  Formen,  welche  nicht  im 
deutschen  Beohte  yorkommen. 

^^  Die  Stellen  gibt  an  Dahn  S.  45.,  der  auch  f&r  die  übrigen  die  meisten  bei- 
bringt. S.  43  ff. 

^^  Lambertus  ad  a.  1077  (Pertz  Scripten  T.  Y.  p.  259.  sq.):  „Ita  abso- 
lote  eo  exconununioatione,  papa  missarum  solemnia  celebrayit,  confectaque  sacra 
oblatione,  regem  cum  cetera,  quae  frequens  aderat,  multitudine  ad  altare  eyocayit, 
praeferensque  manu  corpus  dominicum:  Ego,  inquit,  iam  pridem  a  te  tuisque  fau- 
toribus  litteras  accepi,  quibus  me  insimulabas  sedem  apostolicam  per  simoniacam 
heresim  occupasse,  et  alüs  quibusdam,  tam  ante  episcopatum  quam  post  acceptum 
episcopatum,  criminibus  yitam  maculasse,  quae  mihi  secundum  scita  canonum  onmem 
ad  sacros  ordines  accessum  obstruxerint.  Et  licet  mxdtorum  idoneorum  certe  testium 
astipulatione  crimen  refellere  queam,  eorum  scUicet  qui  omnem  yitae  meae  ab  ineunte 
aetate  institutionem  integerrime  noyerunt,  et  eorum  qui  meae  ad  episcopatum  pro- 
motionis  auctores  fuerunt:  ego  tarnen,  ne  humano  pocius  quam  diyino  niti  yidear 
testimonio,  ut  satisfactionis  compendio  onmem  omnibus  scandali  scrupulum  de  medio 
auferam,  ecce  corpus  dominicum,  quod  sumpturus  ero,  in  experimentum  mihi  hodie 
fiat  innocentiae  meae,  ut  omnipotens  Dens  suo  me  hodie  iudicio  yel  absolyat  obiecti 
criminis  suspicione,  si  innocens  sum,  yel  subitanea  interimat  morte,  si  reus.  Haec  et 
alia,  ut  solenme  est,  praefatus  yerba  terribilia,  quibus  Deum  causae  uae  aequis- 
simum  iudicem  et  innocentiae  assertorem  adesse  precabatur,  partem  dominici  cor- 
poris accepit  et  comedit.*^    Bonizonis  Sutriens.  Über   ad    amicum  (Hildenbrand 
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Der  Oebnmch  der  GottesurÖidle  war,  -wie  schon  das  Yoikommen  in  T€r- 
liSltnissmassig  wenigen  SteDen  andeutet,  ein  rabsidiSier  und  im  Cbmsen  gnf 
die  Falle  beschrankt,  in  denen  anch  der  Kampf  zulässig  war  oder  gar  km 
Beweismittel  und  kein  Kampfer  zu  Gebote  stand.  Deshalb  feuid  ein  GFottesnr- 
theQ  im  eigentlichen  Sinne  besonders  behu&  der  Reinigung  eines  wegen  Ter- 
brechen  beschuldigten  Unfreien  statt,  den  sein  Herr  zu  vertreten  Anstand  nahm. 

Während  der  Zweikampf  im  Zusammenhange  mit  den  Ansichten  über 
Freiheit  sich  in  lebendigem  Gebrauche  erhielt,  als  bereits  der  Gesichtspunkt 
des  Gottesurtheils  mehr  schwand,  wurden  einzelne  der  eigentlichen  Gottesur- 
theüe  schon  in  den  fränkischen  K^gsgesetzen  verboten.'^  Ebenso  wurde 
deren  Gebrauch  durch  die  Gesetze  der  Kirche  wiederholt  aufr  Strengste 
untersagt.  **) 

Nichtsdestoweniger  erhielten  sich  einzelne  Arten  bis  ins  zwölfte  Jahrhun- 
dert hinein  reichsgesetzlich'^  im  Gebrauch.    Seitdem  v^schwindet  ihre  An- 


8.  114.  f.):  ^Rex.  .  .  .  absolutionem,  quam  petebat,  inyenit  sacramento  dominico 
mediatore  in  ipsa  missanun  celebritate  hoc  modo.  Nam  diyinae  mensae  astantibus 
episcopis,  abbaiibuB,  religioeis  ac  laids  hoc  modo  fecit  esse  participem,  nt,  si  se 
mente  ut  corpore  fedsset  humiliatom,  et  si  se  jure  crederet  pontificem,  seqne  yere 
ezoommimicatam  seoondimi  imitationem  Phoä  et  DioBoori,  et  per  hoc  crederet  poBBe 
absoM  saoramentom,  ut  ampllus  ilH  fieret  in  salutem,  sin  vero  aliter,  ut  Judae  per 
buocellam  intraret  in  ipsum  Satanas.''  HUdenbrand  hält  dies  für  kein  Gottes- 
ortheil.    Siehe  dagegen  Dahn  S.  18  S, 

'^)  Cap.  Aquisgr.  817.  Gap.  ad  eccles.  ordines  pert  o.  27.  (Leg.  L  p.  209.): 
,iSancitum  est,  ut  nullus  deineeps  quanüibet  examin ationem  crucis  facere  presumat^ 
ne  quae  Christi  passione  glorificata  est,  cuiuslibet  temeritate  contemptui  habeatur.'' 
Cap.  Wormatt.  829.  aUa  capit.  c.  12.  (ib.  p.  352.)  „Ut  examen  aquae  frigidae 
quod  actenus  faciebant,  a  missis  nostris  omnibus  interdicatur,  ne  ulterius  fiat^ 

*')  Es  genügt  hier,  auf  die  Ausführung  von  Hildenbrand  a.  a.  O.  S.  109  ff.,  c.  7. 
(Epist.  Greg.  a.  603.)  20.  (Epist.  Steph.?)  C.  11.  qu.  5.,  Tit  X.  de  purgat.  Tulgari  V. 
35.  und  die  Commentatoren  zu  yerweisen. 

^')  Z.  B.  Heinr.  IV.  const.  pacis  dei  a.  1085   (Leg.  ü.  p.  56;   gleichlautend  die 
«    oonst.  pacis  dei  in  syn.  Colon,   a.   1083  das.)    „Si  autem  cui  (seil,  servo)  imputatur 
(der  Friedensbruch)  se  innocentem  probare  voluerit,  judicio  aque  frigide  se  ex- 
purget,   ita  tarnen  ut  ipse  et  nemo  alius  pro  eo  in  aquam  mittatnr.^    Juramen- 
tum  pacis   daselbst    „Cuioumque   vero  yiolacio  hujus  pads  imposita  fuerit  et  ipse 
negarerit,   si  ingenuus  est  sive  liber  est,  duodecim  probatis  se  expurget,  si  serTus, 
tarn  leto  quam  ministerialis,  judicio  aquae  frigidae,  ita  scilicet  ut  ipse  mox  in 
aquam  mittatur.^     Conv.  Brixiae  a.  1158  (ib.  p.  108.)  c.  10.    „Si  servus  aliquis  cul- 
patus  et  non  in  fdrto  fuerit  deprehensus,  sequenti  die  expurgabit  se  judicio  igniti  fern, 
Tel  dominus  ejus  juramentum  pro  eo  praestabit.    Actor  yero  jurabit,  quod  aliam    ob 
causam   non  interpeUat   eum   de  furto,    nisi  quod   putat   eum   culpabilem.^     In  den 
Gesetzen   Friedrioh's  II.   contra  haereticos    von    1221   (ib.    p.  253.   und  p.    828.) 
kommt  der   Ausdruck    ignis   und   flammarum   judicio   vor  fibr  Strafe  des 
Feuertodes. 
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Wendung  zwar  im  Allgemeinen,  ist  jedoch  bis  ins  14.  Jahrhundert  hinein  im 
Land-'*)  und  Stadtrechte ^*)  theilweise  erhalten,  ja  selbst  bis  ins  siebzehnte 
Jahrhundert  in  den  Hexenprozessen  (Hexenbad)  angewendet  worden.^') 

§.  134. 
B.  Beweisrecht*) 

I.  Das  Becht  der  altem  Zeit  wie  des  Mittelalters  sieht  das  Beweisen  nicht 
80  sehr  als  eine  Last,  denn  als  eine  Wohlthat,  einen  Vorzug  an.    Einer- 


'^  Manche  Belege  gibt  Grimm.  —  Der  Sachsens p.  hat  nur  folgende  Anwendung: 
I.  39.  „De  ir  recht  mit  rove  oder  mit  düve  verloren  hebbet,  of  man  se  düve  oder 
rores  anderwerve  scüldeget,  se  ne  mögen  mit  irme  ede  nicht  nnsoüldich  werden.  Se 
hebbet  drier  köre:  dat  glogende  isem  to  dragene,  oder  in  esaea  wallenden  ketel  to 
gripene  bit  to  dem  ellenbogen:  oder  deme  kempen  sik  to  werene.^  in.  21.  2.  „N^  is 
it  (es  handelt  sich  um  den  Fall,  wo  zwei  ein  Gut  gleichmässig  ansprechen)  den  um- 
mesetenen  nicht  wetenlik  wie't  in  geweren  hebbe,  so  mut  man't  wol  besceiden  mit 
enem  water  ordele,  oder  die  klegere  unde  up  den  die  klage  gat  seien  dar  to 
BYeren,  dat  sie  rechte  wisen  als  it  ire  si;  dar  sal  die  richtere  sine  boden  to  geven; 
srar  sie  beide  xxp  SToret,  dat  sal  man  in  gelike  delen.*^  Die  Glosse  (abgedr.  bei 
Homeyer)  sucht  den  Gebrauch  des  Wasserurtheils  fort  zu  demonstriren.  Der  Bioht- 
steig  Landr.  hat  diesen  Fall  nicht  mehr,  aber  cap.  40.  §.  3.  die  drei  Fälle  yon 
I.  39.  Der  Schwabe nsp.  kennt  sie  (wie  derSachsp.  im  erstem  Falle)  im  c.  39.  W. 
(c.  48.  L.  hat  genau  die  Bestimmung  von  Ssp.  I.  89.)  c.  165.  (ein  bereits  der  Falsch- 
münzerei überfubrter  hat  bei  einer  neuen  Beschuldigung  nur  ohne  Eid  die  wal: 
,daz  heize  isen,  oder  die  wazerurtheil,  oder  in  einen  wallenden  kezel  ze  grifen^) 
c.  232.  W.  (wie  Ssp.  III.  21.  2.)  c.  859.  W.  (lässt  nur  diese  drei  zu  zur  Beinigung 
eines  ampmann,  den  sein  Herr  im  Verdachte  der  Untreue  hat).  — 

^)  Den  Gebrauch  der  Ordeele  in  den  flandrischen  Städten  besonders  für 
Unfireie  lehrt  Warnkönig  a.  a.  0.  HI.  S.  300  ff.  Hier  ist  er  aber  bereits  einzeln 
im  Anfange  des  12.  Jahrh.  abgeschafft.  Das  Brunner  Privileg,  y.  1243  §.  7.  (Bössler 
S.  345)  hat  das  jud.  aquae  und  ignitum  ferrum,  das  Stadtrecht  aus  dem  14.  Jahrh. 
nicht  mehr.  Das  von  Enns  v.  1212.  §.  12.  lässt  jud.  fern  igniti  zu  bei  Nothzucht 
oder  Raub  einer  virgo  vel  mulier  honesta  u.  §.  19.  dies  und  jud.  aquae  bei  der  Ver- 
letzung des  HausMedens,  das  von  Wien  von  1221  §.  2.  3.  für  den  Beweis  der 
l^othwer  das  ferrum  ignitnm,  §.  18.  jud.  aquae  für  die  Beinigung,  wenn  der  vorait 
geschworen  ist  und  er  keine  Eidbürgen  hat,  §.  25.  wie  im  Ennser  §.  12.;  das  Braun- 
Schweiger  Recht  aus  dem  13.  Jahrh.  (Gen  gl  er  S.  36  ff.)  §.  21.  lässt  die  Kreuz- 
probe in  einer  sonderbaren  Art  zu.  §.  63.  spricht  vom  heissen  Eisen  als  einer  Be- 
weisart ohne  Fälle  zu  bezeichnen.  —  Ueber  die  Aufhebung  der  Gottesurtheile  in  den 
böhmischen  Ländern  unter  Karl  IV.  in  der  Mitte  des  14.  Jahrh.  s.  Palacky  Gesch. 
n.  2.  S.  385  f. 

*^)  Beispiele  bei  Grimm  R.  A.  S.  925.,  Major  S.  99  ff. 

*)  Die  verschiedenen  Meinungen  stellt  zusammen  in  bündigster  Weise  Homeyer 
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seits  hat  dies  seinen  Grund  in  der  Art  der  Beweismittel,  andrerseits  hat  um- 
gekehrt jene  Anschauung  auch  auf  diese  eingewirkt.  Begeknässig  hat  deshalb 
der  Vertheidiger,  Angegriffene,  mit  der  Wehre  Kecht  und  Pflicht  des  Be- 
weises seiner  Nichtschuld,  Unschuld,  sei  es,  dass  seine  Vertheidigung  in 
blossem  Leugnen  oder  in  einem  Leugnen  besteht,  das  sich  auf  eine  positive 
Behauptung  stützt.  Der  Angreifer  hat  das  Beweisrecht,  wenn  der  Vertheidi- 
ger sich  nicht  oder  nicht  in  rechter  Weise  vertheidigt,  wenn  er  sich  auf  das 
Gericht  beruft,  sowie  in  bestimmten  Fällen,  welche  wegen  der  Sache  einen 
Vorzug  geben.    Es  kam  auch  ein  gemeinsames  Beweisrecht  yor. 

n.  War  der  Beweissatz  und  das  Beweisrecht  durch  UrtheO  festge- 
stellt, so  wurde  zur  Erbringung  des  Beweises  je  nach  dem  Stande  des  Bewei- 
senden, der  Beschaffenheit  der  Sache  und  der  Natur  des  Beweismittels  eine 
Frist  anberaumt  über  14  Tage,  zweimal,  dreimal  vierzehn  Tage.  Ln  Mittel- 
alter kam  jedoch  allmälig  auch  die  Aufnahme  des  Beweises  auf,  wenn  der 
Beweisende  dies  verlangte,  bevor  die  gesetzlich  zu  verlangende  Frist  abge- 
laufen war. 

m.  Für  die  Einhaltung  der  Frist  und  die  wirkliche  Durchführung  des  Be- 
weises sorgte  man  durch  Caut Ionen,  die  bald  ähnlich  dem  juramentom 
calumniae  in  einem  Voreide,  bald  auch  in  Bürgen  oder  Unterpfändern 
bestanden.  Im  Falle  jener  nicht  zulässig  erschien  w^en  der  Beschaffenheit 
der  Sache  oder  Person  und  letztere  nicht  zu  erbringen  waren,  konnte  auch 
die  Bewachung,  Inhaftnahme  des  Beweispflichtigen  eintreten. 

§.  135. 
V.  Das  Ungehorsamsverfahren. 

I.  Begel  ist  von  ältester  bis  auf  die  neueste  Zeit,  dass  die  Nichtbefolguig 
der  ersten  Ladung  oder  Nichteinhaltung  eines  Termins  noch  nicht  als  unge- 
horsam erscheinen  lässt.  Vielmehr  gehorte  dazu  eine  dreimalige  Ladung, 
theilweise  auch  dreimalige  Klage.  Blieb  der  Beklagte  zum  ersten  und  zwei- 
tenmale  aus  ohne  Ehehaften  nachzuweisen,  so  verfiel  er  in  eine  Busse  im 
den  Richter,  welcher  sich  auch  zu  Gunsten  des  Klägers  den  Ersatz  von 
Schaden  oder  eine  Busse  zugesellen  konnte.  Liess  er  auch  die  letzte  Frist 
verstreichen,  so  konnte  der  Kläger  nach  erfolgtem  Beweise  der  rechten  La- 
dung u.  s.  w.  ihn  des  Ungehorsams  beschuldigen  und  das  Urtheil  verlangen. 


Bichtst.  S.  482  ff.  dessen  Ausführung  S.  486—505  für  das  sächsische  Beoht  erschöpfend 
ist.  Dies  aber  ist  im  Ganzen  überhaupt  das  Becht  des  MittelaUers.  —  Die  Quellen- 
belege  enthalten  die  früheren  Paragraphen. 
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n.  Die  Folge  war  alfidann,  dass  der  Ungehorsame  für  sachfaUig  erklärt 
wurde.  Hierdurch  hatte  je  nach  der  Natur  der  Sache  der  Behauptende  seine 
Klage  gewonnen,  die  Schuld  des  Beklagten  bewiesen,  das  behauptete  Yer- 
brechen  dargethan.  Je  nach  den  Umständen  kam  es  alsdann  zur  Yerfe- 
stang  oder  Aechtung  des  Beklagten,  zur  Freisprechung  desselben,  zur 
Sicherung  des  Beklagten,  oder  zur  Vollstreckung  der  von  dem  Kläger 
gemachten  Ansprüche. 

in.  Nichtbeantwortung   des   Beklagten  oder  Verlassen   des   angetretenen 
Beweises  zog  nach  dem  Antrage  der  Gegenpartei  gleiche  Folgen  herbei. 

IV.  Mit  diesen  Strafen  des  Ungehorsams  yerband  sich  dnrchgehends  noch 
die  Busse  für  den  Richter,  Ersatz  der  Kosten  für  den  Gegner. 

§.  136. 
VL  Das  Urtheilfinden,  Urtheilschelten.  ^) 

I.  Auf  die  Bitte  der  Partei   musste  der  Richter  Urtheil  fragen,   die  Bei- 
sitzer,  Schö£Pen  finden  nach  dem  Rechte.    Weigerung  des  Urtheilsfindens 


0  Für  die  Gegenstände  dieses  §.  liegen  die  QueUenbelege  im  Früheren,   nament- 
lich in  den  zu  §.  110.  abgedruckten  Stellen;  es  folgen  hier  nur  einige  noch  nicht  an- 
geführte Stellen:  L.  Sal.  LVU.    ^Si  quis  rachineburgii  in  mallobergo  sedentes  dum 
cansam  inter  duos  discutiunt  legem  noluerint  dicere,  veni  et  dio  ad  illo  qui  cum  causa 
prosequitur:    „hie  ego  yos  tangano  ut  legem  dicatis  secundum  lege  salica.'^     Quod  si 
üle  legem  dicere  noluerint,  Septem  de  illis  rachineburgus  collocato  sole,  malb.  schodo 
hoc  est  120  dinarios  qui  faciunt  solidos  3  solvant.   Quod  si  neclegem  dicere  Yoluerint 
nee  temos  solidos  fidem  fecit,  tnnc  solem  Ulis  collocatum  600  dinarios  qui  faciunt  soli- 
dos 15  culpabüis  iudicetur.    2.  Si  yero  illi  rachineburgü  sunt  et  non  secundum  leges 
iadicaverunt,  bis  contra  quem  sententiam  dederint  causa  sua  agat  et  potuerit  adpro- 
hare  quod  non  secundum  legem  iudicayerunt,  600  dinarios  qui  faciunt  solides  15  cul- 
pabüis iudicetur."    L.  Ripuar.  LV.  (enthält  ganz  ähnliche  Bestimmungen)  TJX.  7. 
L.  Bajuyar.  IL  c.  18.    „Judex  si  accepta  pecunia  male  iudicayerit,    ille  qui  iniuste 
aliquid  ab  eo  per  sententiam  iudicantis  abstulerit,   ablata  restituat.     Nam  iudex  qui 
perperam  iudicayerit,  in  duplum  ei  cui  damnum  intulerit  cogatur  exsoWere,  quia  ferre 
sententiam  contra  legum  nostrarum  statuta  praesumpsit,  et  in  fisco  cogatur  quadraginta 
solidos  persolyere.  c.  19.    Si  yero  nee  per  gratiam,  neo  per  cupiditatem,  sed  per  er- 
rorem  iniuste  iudicayerit,  iudicium  ipsius,  in  quo  errasse  cognosoitur,  non  habeat  fir- 
mitatem;  iudex  yacet  a  culpa."  —  L.  Alam.  Hloth.  XLL  2.  3.  „Si  autem  per  cupi- 
ditatem aut  per  inyidiam  alicuius  aut  per  timorem  contra  legem  iudicayerit,  cognuscat 
86  delinquisse  et  12  solidos  sit  culpayiles  cui  iniuste  iudicayit;  et  quod  per  illum  damno 
passus  iniuste,   ille  iudex  restituat  ei.  —  Si  autem  ille,    qui  ad  illum  iudicium  audire 
debet,  in  boc  constitutus  est,  iudicium  suum  contempnit,  dum  ille  iuste  iudicayerit,  et 
dedignet  eum  audire  et  spornet  eum  et  arguit  coram  alüs,  et  dlcet  Non  rectum  iudi« 
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zog  Strafen  nach  sich.   Jedoch  war  es  von  jeher  zulässig,  dass  die  Urtheüer, 
im  Falle  es  ihnen  nicht  möglich  war,  sofort  zu  antworten,  sich  eine  Zeit  aus- 


oas,  dum  ille  rectum  judicat;  et  si  hoc  ad  aliis  iudicibus  inquisitum  fiierit  quod  iUe 
iuste  iudicaTit,  ille  contemptor,  qui  iudici  ininriam  fecit,  solvat  12  solides  ad  iadicem 
illum,  et  post  haec  non  contempnat  audire  iustum  iudioimn,  quia  sie  conyenit  dnci  et 
omni  populo  conoilio.^  —  Cap.  Pippini  regis  incerti  anni  (Leg.  I.  p.  31.)  e.  7.  „De 
justicia  facienda,  ut  omnes  iostioiam  faciant,  tarn  public!  quam  ecdesiastici.  Et  si  ali- 
quis  homo  ad  paiacium  venerit  pro  causa  sua,   et  antea  ad  illum  comitem  non  inno- 
tuerit  in  mallo  ante  rachemburgis ,   aut  si  causa  sua  ante  comitem  in  mallo  fuit  ante 
raohemburgis ,  et  hoc  sostmere  noluerit  quod  ipsi  ei  legitime  iudicayerint ;  si  pro  ipsiB 
causis  ad  paiacium  Ycnerit,   Tiq^uletur.    fit  si  maior  persona  fuerit,  in  regis  arbhrio 
erit.    Et  si  reclamaverit  quod  legem  ei  non  iudicassent,  tunc  licenciam  habeat  ad  pa- 
iacium yenire  pro  ipsa  causa.    Et  si  ipsis  conyincere  potuerit  quod  legem  ei  non  iudi- 
cassent, secundum  legem  contra  ipsum  emraidare  faciat.    Et  si  comes  yel  rachimbi^ 
eum  conyincere  potuerint  quod  legem  ei  iudicassent,  et  ipse  hoc  recip^e  noluerit,  hoc 
contra  ipsos  emendare  faciat.    Simihter  de  ecdesiasticis,  si  ad  palatium  yenerint  de 
eorum  causa  se  reclamare  super  eorum  seniore,  yapulentur,  nisi  senior  suus  pro  Bua 
causa  transmiserit.^  —  Cap.  Mantuanum  a.  781.  e.  8.  4.  (ib.  p.  40.)  ^Gomites  vero 
de  illorum  parte  per  testes  adfirmant  quod  eis  iustitiam  facere  yoluisset,  et  omnia  no- 
tarium  suum  et  scribere  faciat  quanti  ad  se  prodamassent  yel  quantas  iustitia  factas 
habent,   ut  cum  prodamayerint  nulla  excusationem  habere  possiat,   nisi  yeritas  dara 
Sit  ut  iustitiam  facere  yoluisset,  et  hoc  ipse  comis  aut  eins  adyocatus  per  sagramentnm 
finnare  possit,   quod  de  illorum  iustitias  nulla  neglegentia  habeat,   et  per  ipsa  brebe 
cognoscere  yaleat  utrum  ad  se  prodamasset  aut  non.  ^-  Hoc  Omnibus  notum  sit,  si 
quislibet  post  causam  legibus  fenita  se  proclamayerit,  aut  quindecim  accipiat  camactos 
aut  solidos  15  conponere  cogatur.*^  —  Cap.  Saxon.  797  c.  4.  (ib.  p.    76.),  in  Lege 
Sal.  mitt  808.  c.  10.  (ib.  p.  112.):   „Si  quis  causam  iudicatam  repetere  in  mallo  prae- 
sumpserit,  ibique  testibus  conyictns  fuerit,  aut  quindecim  solides  componat,  aut  qtun- 
decim   ictus    ab    scabiniis    qui   causam    prius    iudicayerunt,    accipiat.*^      Lang.  803 
c.  28.  (p.  116.),   Bajoaric.  803  c.  6.  7.  (ib.  p.  127.),  in  Theodonis  yilla  U.  c.  8. 
(ib.  p.  133.)  „De  clamatoribus  yel  causedids  qui  nee  iuditium  scabinorum  adquiescere, 
nee  blasfemare  yolunt,  antiqua  consuetudo  seryetur,  id  est  ut  in  custodia  redudantor 
donec  unum  e  duobus  fatiant.    Et  si  ad  palatium  pro  hac  re  postea  redamayerini,  et 
litteras  detullerint,  non  quidem  eis  credatur,  nee  tamen  in  carcere  ponantur;  sed  cum 
custodia  et  cum  ipsis  litteris  pariter  ad  palatium  nostrum  rendttantur,  ut  ibi  discutian- 
tur  sicut  dignum  est.**  —  gsp.   L    18.   8.;   U.    6.  4.;   U.  12.  §.   1—15»   entMt  die 
meisten  Bestimmungen;  H.  22.  §.  1.  XU.  19.,  Xu.  30.  2.,  lU.  69.  2.,  m.  70.  1.    Vgl 
die  Darstellung  yon  Homeyer  Bichist.  Landr.  S.  506—519.,  wo  besonders  auf  die 
Eigenthümlichkeiten    der   Mark  eingegangen  ist,  desgl.   die  G-enannten.     HoAieyer 
System  des  Lehnr.  S.  622  ff.  —  Schwabensp.  c.  96.  97.  364.  W.  —  Vgl.  die  Zu- 
sammenstellungen über  das  Brünner  Recht  bei  Bossler  S.  XO.  f..   Prager  bei 
Bössler  S.  LXXTV  fg.  (Appellation  an  den  König  mit  Frist  yon  14  Tagen,  wenn  er 
im  Lande,   6  Wochen,  wenn  er  ausser  Landes  war;   Schelten  jeder  Partei  u.  den 
Schöffen  gestattet),  das  yon  Ig  lau  mit  Verweisung  auf  yerwandte  bei  Tomaschek 
a^  a.   0.  S.  124.,  221.,  231.    Wegen  ihrer  Eigenthömlichkeit   mögen   die  folgenden 
Stellen  des  Brünner  Schöffenbuchs  (Bössler  S.  280  fg.)  hier  Platz  finden.  Art.  613. 
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baten  zum  Besprechen  mit  den  andern,  ja  anch  ihre  Unwissenheit  (eidlich) 
erklärend  das  XJrtheil  ablehnten  oder  die  Einholung  von  einem  andern  Ge- 
richte herbeif&hrten. 

n.  Die  Form  des  TJrtheilfindens  war  stets  das  Anssprechen  durch 
einen  aus  den  Schöffen  bez.den  umstehenden  Dingpflichtigen  (§.122-— 124.), 
entweder  sofort  in  der  Yersammlung  selbst  aof  Befragen  des  Vorsitzenden, 
yne  in  dem  Gerichte  des  Königs  nnd  nach  der  l)arstellnng  der  Rechtsbücher 
des  13.  Jahrhniläerts,  oder  nach  vorheriger  Berathnng  der  Schöffen  unter  sich 


flQa&mvis  usus  et  consaeiadinis  non  miniikka  sit  auctoritas ,  xnmquam  tarnen  Teritati  aut 
le^  praejttdicat,   nisi  sit  consuetado  ratinonabilis  et  legüiiiie  praescripta;   tatts  enhn 
praejndicat  legi,   et  si   ex  hujusmodi  consuetadine  rationabili  sententia  lata  fa^t,  vi- 
gorem  habet,   nee  potent  reclamari.     Si  autem  ex  consuetadine  irratioiiabUi  ferator, 
lidte  poterit  reclamari.  (Enthält  eine  eigenthümliche  Auffassung  von  c.  11.  X.  de  cons. 
I.  ö.    Vgl.  mein   Kirchenrecht  I.  S.  287  ff.).    614.    In  sententiis   proferendis   non 
oportet,  qnod  jurati  omnia  exprimant,  quae  eos  moyent,  sed  sufficit,  quod 
taübufl  in  eorum  oonsoientia  diligenter  eribratis  sententias  pronuntient  brevibus  et 
pianis  Terbis.  615.  Si  jurati  sub   expensis  partium  sententias  ad  examen  snoTom 
saperiorum  inducent,  virtute  juramenti  sui,  si  partes  petunt,  fatebuntur,  quod  solum 
lioc  faciant  propter  informationem  justitiae  et  non   ob  causam  aliam   qualemcumque. 
€16.  Jurati  de  Gewiozka  proposuerunt  in  maniloquio.     Quod  cum  unus  concivium 
eoram  haberet  in  Boskowicz  placitare,  et  jurati  sententiam  quandam  ratione  dif'* 
finitionis  Brunna;n    ad   consilium   doTolTissent  una  cum  judice  in  quadam 
Binba  se  claudentes  sententiam  eandem  secrete  scribere,  nee  partes  ad  hoc 
recipere  voluerunt.     Quaerunt  ergo,  hoc  utrum  esset  justum,  et  sunt  instructi,  quod 
JBTatis,  qui  omni  justitia  juraverunt  licitum  est  hoc  facere.    Cum  enim  frequen- 
ter  auditis  partium  allegationibus  in  judicio  ad  locum  8ecret\Lm  pro  inyenienda 
Bententia  declinent  partibus  et  judice  coram  judicio  dimissis,  quare  non  licet 
eis  easdem  allegationes  etiam  in  absentia  partium  scribere,  quando  yolunt;  tamen, 
quia  semper  jurati  cavere  debent,   ne  reddantur  suspecti,   si  partes  petunt,    sen- 
ientiae  corain  ipsis  et  eorum  prolocutoribus  sunt  scribendae.  Judexvero, 
nisi  Bententia  per  eum  ratione  jurium  et  emendarum  su^rum  sit  quaesita, 
ad  scriptnram  praedictam  admitti  non  debet  ut  suspectus.    Quando  etiam  judex  sen- 
tentias et emendas ejus  tangentes  ad  audientiam  deduci  petit majorem,  tunc  scriptori 
in  salario  et  juratis,  qui  ad  diffinitores  literas  duount,  de  bursa  propria  satisfaciet 
in  expensis.    Sed   de  solutione  expensarum  aliarum  sententiarum  tenendum  est,    quod 
ipsas  solvet  in  causa  succumbens.**  —  Interessant  ist  über  die  Appellation  von  Dorf- 
gerichten an  die  Stadt  die  ürk.  v.  1307  bei  Seibertz  n.  516.   Vgl.  noch  die  Articuli 
de  juribus    Civitatis  Medebacensis   um   1350    (bei  Seibertz  II.  S.   383.)    §.    13. 
Jtem  quicumque  vult  culpare  injustam  sententiam,  debet  non  motis  pedibus, 
deposito  püeo,  mitra,  calcariis,  gladio  et  manibus  ante  se  compositis  dicere:  Senten- 
tiam illam  contradico ,  quia  magis  justam  exponam  et  tum  proponere  sententiam  suam, 
nominando  oppidum  vel  judicem  a  quo  tenetur  sententiam  afferre,  prestans 
snperilla  adducenda  fidejussoriam  vel  pignoratitiam cautionem. ""    Vgl.  die  Darstel- 
lung der  §§.   115—119. 
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oder  des  Gefragten  mit  Leuten  aus  dem  Umstände.    Eine  solche  yorherige  6e- 
rathung  finden  wir  im  15.  Jahrhundert  als  die  Eegel. 

in.  Hat  Einer  das  Urtheil  gewiesen,  seine  Yulbort  gegeben,  so  eilangt 
dasselbe  Bechtskraft  durch  die  entweder  in  lautem  Bufen  nnd  Wafienge- 
klirr  kundgemachte  allgemeine  Billigung  oder  die  besondere  ZustimmoBg 
(yulbort)  jedes  einzelnen  Schöffen,  Beisitzers.  Will  einer  yon  diesen  oder 
aus  dem  Umstände  die  Yulbort  bereden,  so  muss  er  ein  besseres  UrtheQ 
finden.  Welchem  alsdann  die  Folge,  Yolge,  der  Mehren  wird,  das  gilt 
Kommt  aber  keine  Mehrheit  zu  Stande,  so  wird  der  höhere  Bichter,  oder  ein 
anderer  um  eine  Weisung,  Oeffnung,  angegangen. 

lY.  Will  die  Partei  sich  bei  dem  Urtheile  nicht  beruhigen,  weil  es  nicht 
dem  Bechte  entspreche,^  so  muss  sie  es  sofort,  oder  nach  einzelnen  Rechten 
im  Mittelalter  innerhalb  einer  bestimmten  Frist,  schelten.  Hierdurch  zieht 
sie  die  Sache  an  den  König,  ein  höheres  Gericht,  einen  Oberhof.  Freyent- 
liches  Schelten,  welches  durch  das  Unterliegen  des  Scheltenden  erbracht  wurde, 
zog  eine  Busse,  auch  wohl,  besonders  in  älterer  Zeit,  andere  Strafen  nach  sidi. 

Y.  Im  Laufe  des  18.  u.  14.  Jahrhunderts  wurde  es  besonders  in  den 
Städten  Sitte,  die  Urtheile,  ja  überhaupt  wichtigsten  Processakte  in  Bücher  | 
(Stadtbücher,  Gerichtsbücher)  einzutragen.  Aus  diesen  wurden  dann  die  auch  j 
schon  in  der  fränkischen  Zeit  gebräuchlichen  Urkunden  über  das  Urtheil  yom  ', 
Gerichte  ausgestellt') 


^  Die  stete  Hervorhebung  dieseB  Umstandes  hebt  jede  Willkür  der  Schöffen  aul 
Ist  es  auch  richtig,  dass  dieselben  nicht  über  Thatsachen  entscheiden,  sondern  das, 
was  recht  sein  soll,  aussprechen,  so  lässt  sich  dies  doch  nicht  anders  denken,  als 
dasfi  sie  ihre  Ueberzeugung  auf  Grund  des  ihnen  bekannten  oder  von  ihnen  gefundenen 
Bechtssatzes  für  den  vorliegenden  Fall  aussprechen,  dass  also  doch  die  Ent- 
scheidung über  den  Bechtsfall  ein  legitimum  Judicium  sein  musste.  Ich  sehe  das 
Wesentliche  darin,  dass  das  Becht  (Gesetz)  das  Urtheil  gesprochen,  die  Partei  durch 
ihren  Beweis  sich  einen  Anspruch  auf  das  Becht  zuerkannt  hat  und  das  Urtheil  ihr 
deshalb  dies  gibt.    Ygl.  Siegel  S.  148.  u.  154  n.  6. 

^  Siehe  hierüber  die  jüngst  erschienene  Abhandlung  von  Homeyer.  Die  Stadt- 
bücher des  Mittelalters,  insbes.  das  Stadtb.  von  Quedlinburg.  (Aus  d.  Abh.  der  k. 
Akad.  d.  Wiss.  zu  BerL)  Berlin  1860.  4.  —  Interessant  ist  Brünner  Schoffenbuch 
art  427.  (Boss  1er  S.  197.)  „Antiqua  consuetudo  civitatum  habet:  Quod  quidcumque 
coram  judicio  obtinetur,  et  in  tabulis  judiciariis  Signatur,  hoc  ante  proximum 
futurum  peremptorium  Judicium,  vel  per  impignorationem  vel  modum  alium,  si  expe- 
ditum  non  fuerit,  de  cetero  caret  robore  firmitatis,  nisi  per  scriptorem  clyitatis 
in  librum,  ubi  census  et  alia  notantur  acta,  per  obtentorem  de  scitu  juratorum 
scribi  fuerit  procuratum.    Sic  sententiatum  est  consilio  juratorum.'* 
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§.  137. 
Vn,  Die  Vollstreckung. 

I.  Die  Ausfuhrang  eines  ürtheils  in  einer  peinlichen  Sache  wurde  durch 
eigens  hierzu  bestellte  Personen  besorgt.^)  Ging  das  Urtheil  auf  eine  Geld- 
strafe, so  blieb  deren  Beitreibung  dem  Kläger  überlassen. 

n.  Bei  Yerurtheilungen  um  Schuld  war  es  Sitte,  dass  der  Beklagte  dem 
Kläger  ein  Schuldbekenntniss  ausstellte  oder  die  Zahlung  innerhalb 
eines  bestimmten  Zeitraumes  bez.  an  einem  ^stgesetzten  Tage  zu  leisten  ge- 
lobte. Hielt  er  dies  nicht,  so  kam  es  in  genau  vorgeschriebenen  Formen  zur 
Pfändung  durch  den  Grafen,  im  Falle  der  Vermögenslosigkeit  auch  zur 
Festnahme  der  Person.  Diese  Folge  trat  auch  in  älterer  Zeit  ein  bei  fort- 
gesetzter Weigerung.  Auch  die  Aechtung  konnte  erfolgen.  Die  Rechte  des 
Mittelalters  gehen  auf  dieser  Grundlage  sehr  auseinander.*) 


^)  Siehe  "Waitz  Gesch.  d.  Verf.  U.  S.  329.  434.  (lictores,  eustodes  carceris, 
carnifices),  Walter  B.G.  §.  719.  —  Ein  eigenthümliches  Mittel  hat  Cap.  Saxon. 
^^1  c.  8.  „De  incendio  convenit,  quod  nollas  infra  patriam  praesumat  facere  propter 
ifam  aut  inimicitiam,  aut  qualibet  maÜTola  capiditate;  excepto  si  talis  fuerit  rebellis 
qoi  iustitiam  facere  noluerit,  et  aliter  districtus'  esse  non  poterit,  et  ad  nps,  ut  in 
praesentia  nostra  iustitiam  reddat,  venire  dispexerit,  condicto  commune  piacito  simul 
ipsi  pagenses  yeniant;  et  si  unianimiter  consenserint,  pro  diatrictione  illius  causa  incen- 
dator,  tunc  de  ipso  piacito  commune  consilio  facto  seoiüidum  eomm  ewa  fiat  peractum 
et  non  pro  qualibet  iracundia  aut  malivola  intentione,  nisi  pro  distriotione  nostra.  Si 
aliter  facere  ausus  fuerit,  sicut  superius  dictum  est,  soUdos  sexaginta  conponat.^ 
Das  Vorkommen  dieses  Kiederreissens  und  Verbrennens  der  Häuser  des  Yerurtheilten 
im  12.  Jahrh.  in  Flandern  zeigt  Warnkönig  Flandrische  Bechtsgeschichte  UI. 
B.  322  ff.  Dasselbe  kennt  das  Soester  Stadtr.  y.  1120  §.  20.,  wenn  der  YemrtheUte 
flüchtig  war;  die  Schrae  y.  1350  Art.  17.  hat  die  blosse  Yerbahnung.  Andre  Mittel 
^aren  allgemein  die  Proscriptio  und  Confiscatio;  letztere  kam  meist  im  13. 
Jahrhundert  ab. 

*)  Vgl.  Grimm  R.A  S.  866  fg.  L.Sal.  L.LI.LVI.  Noy.  19,  die  mehrfach  citirten 
Cap.  Chilperici,  Lex*Rip.  xyxn  LI;  Cap.  Paderbr.  de  part.  Sax.  785  c.  25.  27. 
(Leg.  I.  p.  49  sq.),  Tioin.  801  c.  13.,  Cap.  Lang.  803  c.  19.  (ib.  p.  111.),  Bajoar. 
803  c.  6.  (ib.  p.  127,)  u.  a.)  —  Saohsp.  I.  53.  §.  3.  „Sye  gewedde  unde  bute  nicht 
ße  gift  to  rechten  dagen,  de  vrone  bode  sal  en  dar  yore  panden,  unde  sal  it  to  haut 
^tsetten  oder  yerkopen  yor  de  scult.  Nicht  ne  mut  ok  de  yrone  bode  panden,  he  ne 
Verde  mit  ordelen  dar  to  gewunnen.**  I.  70.  §.  2.  (Pfändung  des  Niohtdingpflichtigen 
^d  abwesenden  Schuldners)  11.  5.  §.  2.  „Oyer  yirteinnacht  sal  man  scult  gelden,  de 
iflan  vor  gerichte  gewint;  gewedde  oyer  ses  weken;  bute  na  me  gewedde  over  virfeein- 
lUicht.  Wint  ayer  de  man  sine  bute  er  deme  gewedde,  man  sa)  se  lesten  oyer  ses 
veken,   unde  it  gewedde  dar  na  oyer  yirteinnacht.    To  des  huse,   sal  man^t  gelden, 
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m.  War  ein  liegendes  Gut  gewonnen  oder  ein  Recht  auf  solches,  das  zor 
Ausübung  den  Besitz  voraussetzt,  *)  so  bestand  die  zwangsweise  Yolbtreckung 
eventuell  in  dem  Einweisen  durch  den  Richter/) 


deme  man^t  soüldioh  is,  bi  sunnon  scfaine,  of  he  hns  binnen  demegerichteheyet,  oder 
to  des  richteres  nesten  hus,   of  jene  dar  ungehuset  is.^*   IL  11.  §.  2.   (Verlast  der 
Schuld,  wenn  der  Klfiger  die  Eidesleistung  nicht  will,  oder  zu  ihr  nicht  erscheint)  3. 
„Svenne  man  aver  penninge  oder  silyer  gelden  sal,  ne  wardet  he  des  to  me  recliten 
dage  nicht,  oder  ne  annamet  he's  nicht,   he  ne  hevet  dar  mede  sin  gelt  nicht 
verloren.    Hadde  he  ok  jeneme  gelovet  dar  vore  in  to  ridene,  he  is  des 
inridenes  ledich,  unde  nicht  des  geldes  noch  der  soult,    dar  he  Tore 
inriden  soide.^    ü.  41.  (Execution  richterL  geweddes).    KL   39.  §.  1.  2.   „Sve  so 
scult  vor  gerichte  vorderet  up  enen  man,  der  he  gelden  nicht  ne  mach  noch  bürgen 
Betten ,  de  richtere  sal  ime  den  man  antwerden  vor  dat  gelt,   den  sal  he  halden  gelik 
sinem  ingesinde  mit  spise  unde  mit  arbeide.    WU  he  ine  spannen  mit  euer  helden, 
dat  mach  he  dun,  anderes  ne  sal  he  ine  nicht  pinen.  —  Let  he  ine  oder  untlopt  he 
ime,   dar  mede  n^is  he  des  geldes  nicht  ledich,   die  wile  he  ime  nicht  vergolden  ne 
hevet,  unde  he  dat  nicht  vulbringen  ne  kam,  so  is  he  immer  sin  pand  vor  dat  geli^ 
Schwabsp.  c.  66.  W.    „Swer  buoze  noch  gewette  niht  engtt  ze  rehten  tagen,  der 
vrönbote  sol  in  phenden,    unde  sol  ez  ze  band  versezen  oder  verkoufen,   ob  er  ein 
gast  ist  dem  die  phenninge  sollen,   unde  ist  er  niht  ein  gast,   man  sol  daz  phant  be- 
halten siben  tage,  der  ez  danne  niht  loeset,   s6  sol  manz  verkoufen  oder  versezen. 
Man  sol  dehein  phant  an  die  Juden  sezen,  wan  mit  jenes  willen,  des  ez  dÄ  ist;  em 
habez  danne  ^edinget.^    c.  175.  nach  W.  c.  249—252.  W.  —  Die  Stadtrechte  stehen 
auf  demselben  Standpunkte.     Z.  B.  Iglauer   art.  37.  (Tomaschek   S.   233.,  der 
I^achwdse  aus  andern  gibt):  „Ist,  das  ainer  dem  andern  ym  gerichte  omb  seine  schult 
begreiffet,   und  hat  nicht,  wovon  er  gelde,   und  wil  denn  der  im  geparget  hat  nicht 
enparen,  der  richter  schol  yn  mit  seiner  haut  dem  geben,  der  ym  gepargt,  und  alßo 
sohol  er  yn  halden  weder  in  kelde  weder  in  hieze  yn  aym  hanteysen  und  schol  yn 
speisen  mit  aynem  yirteil  ayns  protes,  dacz  kawftistumb  ainenhaUer,  und  mit  apem 
pecher  wassers.    Ist  aber,    das  er  dewpleich  entrinnet,  wo  yn  danne  der  schult  herre 
begriffet,  da  mak  er  yn  gefangen  halden  mit  des  richters  wissen.*'     Prag  er  Statutar- 
recht  (Bössler  S.  48.)  art.  68.   de  debitoribus.     „.  •  .  .  Welcher  man  aber  helt 
und  layst  als  sein  prief  lauten,  di  weil  er  das  beweisen  mak  mit  seinem  gut,  das  des 
als  wil  ist,  das  er  houptgout  und  schaden  verrichten  mag,   di  weil  sol  man  in  nicht 
hoher  treiben.''     78.  Stat.  v.  28.  Aug.  1359.    Rossler  S.  51.    Bis   Und  ob   ist  es 
nur  eine  ausfOhriichere  Fixirung  von  68.):   „Wir  .  .  richter  .  .  .  und  dy  ander  unser 
eydgenoss  geswom  purger  der  stat  ze  Präge  bekennen,  das  wir  mit  den  eltisten  Ton 
der  stat  zu  Präge  haben  das  zu  eim  recht  gefanden,  wen  ein  man  dem  ander  ein 
gelt  schuldig  ist  und  nicht  mag  noch  en  hat  zu  gelten,  so  sol  man  in,  dem  er  schni- 
dig  ist,  bey  der  haut  antworten,   und  wen  das  geschiehet,   so  sol  er  in  halten  noch 
kalt  noch  warm,  aber  in  kein  fessem,  noch  in  keinen  panten,  und  sol  im  nor  wassei 
und  prot  zessen  geben,  es  wer  den  das  er  im  icht  mer  von  gnaden  geben  wolt,  oder 
ob  er  gestaten  wolt,   das  im  sein  freunt  icht  mer  geben,   das  stet  zu  im.     Entrint  er 
Aber  aus  der  fanknuss,  so  soll  man  in  echten  auf  das  host  recht;  stirbt  er  aber  in 
der  selb  fanknuss,  der,  der  in  helt,  soll  dar  umb  nyemant  antworten.    Und  ob  einer 
eim  Jud  schuldig  wer  und  im  nicht  zu  gelten  hett,  so  sol  der  Jud  ein  ersamen  Christen 
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Anhang. 


§.  138. 

Umbildimg  des  Qerichtsyerfabrens  durch  Ao&ahme  des  fremden  Rechts. 

I.  Während  des   ganzen  Mittelalters   ging  neben   dem  Verfahren  in   den 
mannigfaltigen  weltlichen  Gerichten  das  in  den  geistlichen  Gerichten  seinen 


liaben,  der  im  sein  schuldigen  halt  in  aller  der  weis,  als  da  yorgeschriben  stet.'' 
79.  (Der  Geständige  mnss  dem  Gast  in  14  Tagen  zahlen).  Sehr  ausführlich  ist 
das  Brünner  Hecht,  C&p.  de  debitis  bei  Rdssler  S.  83 — 90.,  das  über  Pfändung 
und  Schuldhaft  genaue  Bestimmungen  enthält.  Sehr  ausführUch  und  genau  war  das 
flandrische  Recht.  Ygl  Warnkonig  m.  S.  312  ff.  Näheres  im  Privatrechte 
Kap.  lU.  num.  lY. 

*)  Marculfi  form,  append.  7.  notitia  de  terra  evindicata  (Walter  Corp. 
jur.  germ.  HI.  p.  346.). 

*)  Sachsp.  I.  70.  §.  1.    „Hevet  en  man  geklaget  uppe  gut  to  dren  dingen,  man 
sal  ine  dar  in  wisen  unde  sal  is  ine  geweidigen;   dar  ne  mut  in  liieman  ut 
wisen,  he  ne  du't  mit  rechter  klage.    Die  inwisunge  mach  die  man  untreden  binnen 
der  jartale  uppe^n  hilgen,  he  mut  ayer  dat  gut  to  haut  Tore  stan  unde  to  nesten  dren 
dingen  of  man  dar  up  klaget.*^    IH.  82.  §.  2.    „Svie  en  gut  enem  anderen  gift  unde 
let  it  in  sine  gewere,  dar  he  selve  nene  gewere  an  ne  hadde,    unde  wert  jene  von 
gerichtes  halven  dar  in  gewiset;  jene  die  de  gewere  hevet  mut  die  inwisunge 
wol  wederspreken  und  jenen  utwisen  desto  he^t  voresta  to^me  nesten  utgelegedeme 
dinge  wende;   en  man  n'is  nicht  plichtich  sine  were  to  rumene,   he  ne  werde  dar 
nmme  beklaget  unde  yorgeladet;   wert  jeneme   de  were   denne  erdelt,   unde   wiset 
man  ine  denne  dar  in  von  gerichtes  halven,  so  ne  mut  man  ine  nicht  utwisen ,  man 
ne  du't  mit  ordelen.*^    lU.  83.  1.    „Svat  man  enem  manne  oder  wiye  gift,   dat  solen 
sie  besitten  dre  dage.    Svat  sie  mit  klage  irvorderet,  oder  uppe  sie  geervet  wert, 
des  ne    dorven   sie  nicht  besitten."    Schwabsp.   c.   65.   358.  W.  u.  a.    Die 
Parallelstellen  der  spätem  sächs.  Rechtsbücher  s.  bei  Homeyer  in  seiner  Ausgabe 
zu  den  citirtenArt  des  Sachsp.  —  Brünner  Schöffenbuoh  art.  407  (RösslerS.  187.); 
„Judex  etiam  tenetnr  sententias   a  juratis   prolatas  exequi  reyerenter,   ut,  si 
accusatori  res  immobilis  fuerit  adjudicata,  ipsum  mittat  in  possessionem 
rei  ejnsdem,  in  ea  ipsum  yiriliter  manutenendo;  quia  non  sufficit  quem  mittere  in  pos- 
sessionem, nisi  in  eam  missus  tueatur.    Si  autem  res  sit  mobilis,  ipsam  actori  cum 
effectu  praeoipiat  praesentari.   Sed  si  reus  a  petitione  actoris  fuerit  per  sententlam 
absolutus,   ex  tunc  ipsum  judex  in  jure  suo  similiter  tueatur,   actori  super  eo 
Perpetuum  silentium  imponendo.'^ 
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Gang.^)    Ihm  fielen,  jedoch  nicht  überall  in  gleichem  Umfange,   ausser  den 
kirchlichen  Sachen  eine  Menge  Yon  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtssachen 
zu,  welche  keineswegs  kirchlicher  Natur  sind.    Das  Verfahren,   welches  man 
in  diesen  geistlichen  Gerichten  anwandte,  war  inCivilsachen   ein  Prozess, 
der  gebaut  auf  romischem  Rechte  durch  die  Theorie  besonders  der  Schule  m 
Bologna  und  die  Praktiker  des  14.  u.  15.  Jahrhunderts  aus  dem  germanischen 
Rechte  vielfache  Elemente  aufgenommen  und  allmälig  alle  jene  Punkte  abge- 
streift hatte,   welche  mit   der  römischen  Staats-   und  Gerichts-Yerfassung  im 
Zusammenhange  standen.    Es  war  ein  Prozess  entstanden,    der  im  Ganzen *) 
die  auf  nationalen  Anschauungen  ruhenden  Sätze  abgestreift  und  rein  logische 
Sätze  hingestellt  hatte,   welche  die  Entscheidung   des  Richters  herbeiführten. 
Damit  war  von  selbst  das  Beweisrecht  zu  einer  Beweispflicht  geworden, 
soweit  der  Gegner  nicht  anerkannte.    Es  hatte  sich   so  der  Beweis   als  eine 
Pflicht  des  Behauptenden  hingestellt.    Hiermit  hing  zusammen,   dass  die  Be- 
weismittel keine   der   einen  Partei   allein  gehörigen  Mittel  waren,   um  ihren 
Anspruch   über  den  Gegner  zu  gewinnen,   sondern   objective  Momente,  aus 
welchen  der  Richter  auf  die  Begründetheit  oder  Unzulässigkeit  des  Anspruches 
schloss.    Sie  waren  von  selbst  hierdurch  gemeinsam.    Auch  war   es   noth- 
wendig  die  Thatsache,   welche  zu  erweisen  war,  nicht  das  Recht;    dies  zn 
wissen  und  nach  den  logischen  Beweisregeln  auf  die  Thatsachen  anzuwenden, 
ist  die  Pflicht  und  Aufgabe  des  Richters.    In  der  kirchlichen  Verfassung  lag 
weiter  von  selbst  gegeben,  dass  der  Richter,  wenn  wir  unter  ihm  den  Inha- 
ber der  Gerichtsbarkeit  verstehen,    die  Rechtsprechung  hatte,    nicht  aber, 
dass  Urtheiler  das  Recht  fanden.    Es  waren  die  Bischöfe,  ihi:e  Offlciale  u.  s.  tt., 
welche  urt heilten.    Die  von  jeher  in  der  Kirche  gebräuchliche  Feststellung 
aller  Verhältnisse   führte   auch   im  Verfahren   zur  schriftlichen  Fixirung 
aller  Akte.    Hierzu  trug  noch  bei  einerseits  der  aus  dem  römischen  Rechte 
in   seinen  Grundzügen  entlehnte  Gebrauch   der  schriftlichen  Klage,  wel- 
cher mit  der  schriftlichen  Feststellung  um  so  nothwendiger  wurde,  als  bereits 
in  den  ersten   drei  Jahrhunderten   die  Zulässigkeit   der  Berufung   von  den 
XJrtheilen  der  Bischöfe  an  die  Provinzialsynoden  (Metropoliten)  und  auch  an  den 
Papst  eine  feste  Ausbildung  erlangte.     So  bildete  sich  ein  kirchlicher  Prozess, 


1)  Vgl.  metne  Quellen  des  Kirchenrechts  (AUg.  kath.  Kirchenr.  I.  Bd.)  S.  888  f. 
396  ff.  und  mein  System  des  Kirchenr.  (Bd.n.)  8.377—389.  405—415.,  welche  Lite- 
ratur nachweisen. 

^  Einzelnes  erhielt  sich  auch  im  Citilverfahren ,  in  Rom  selbst  bis  auf  die  neueste 
Zeit,  z.  B.  das  jasjurandnm  cum  sepüma  manu  und  der  Eid  der  Parteien  bei  der 
Nullitätsklage  wegen  Impotenz  (siehe  mein  Handb.  des  kath.  Eherechts,  Giess.  1855. 
S.  99  ff.;  dies  hat  der  osterr.  ktrchl.  Eheprocess  mit  Recht  aufgegeben),  die  Zulässig- 
keit der  Yerwandten  als  Zeugen  in  Ehesachen  (mein  Eheproc.  S.  169  f.)  u.  A 


Umbildimg  d.  GerichiBTerfalurttu  Mit  Annahme  d.  fremden  RechtB.         403 

dessen  Durchführung  von  ABstellmig  der  Klage  bis  zum Urtheüe  in  Schrift- 
Batzen  sich  bewegte.  Der  Beweis  bestand  in  aktenmaauger  Feststellnng 
aller  Thatsachen)  welche  nach  dem  richterlichen  UrÜieile  fBr  die  Entscheidung 
erheblich  schienen,  durch  die  Yon  den  Parteien  beigebraditen  Beweismittel 
(Urkunden,  Zeugenaussagen,  Augenschein,  Gerichtszeugniss,  Oestandniss,  Eid), 
deren  Anwendung  der  Bichter  yomahm. 

n.  In   peinlichen  Bechtsaachen   hatte  das  Verfahren   bis   ins  13.  Jahr- 
hundert hinein  einen  doppdten  Charakter,  indem  einerseits  die  Anklage  auf 
der  römisch-rechtlichen  Grundlage  mit   dem  hierauf  beruhenden  Prozesse   in 
Anwendung  blieb,  andrerseits  schon  früh  die  Pflicht  der  Kirche  zur  Erforschung 
der  gegen  christliche  Bitte  verstossenden  Handlungen  herrorgehoben  und  ge- 
handhabt wurde.  ^)    Bis  ins  dreizehnte  Jahrhundert  war  das  peinliche  Verfah- 
ren dem  Yor  den  weltlichen  Gerichten  noch  ziemlich  ähnlich.    Seitdem  nahm 
es  aber  in  Folge  des  Abwerfens  mancher  Sätze   und  Formen,  welche  auf. 
germanischer    Sitte    und   Anschauung    ruheten,    und    der    Aufnahme    einer 
Beweistheoxie ,    welche   auch  hier  auf  Feststellung  der  Thatsachen  ging,   um 
dem  Bichter  für  sein  auf  diese  zu  gründendes  Urtheil  ein  festes  Substrat  zu 
geben,  allmälig  einen  ganz  andern  Charakter  an.    Dies  war  um  so  mehr  der 
Fall,  als  die  Bedeutung  gewisser  Vergehen  für  die  Kirche  wie  überhaupt  die 
Gesellschaft,  nemlich  der  Häresie  und  der  damit  zusammenhängenden,   dahin 
^rte,  die  Untersuchung  von  Amtswegen  sowie  die  Erforschung  der 
Wahrheit  durch  den  Bichter  aufzunehmen.^)    BUeben  daneben  auch  die  An- 
lage sowie  andere  Formen   bestehen,   so   legte  man   doch  allmälig   auf  die 
amtliche  Feststellung  das  Hauptgewicht,  so  dass  aller  Criminalprozess  materiell 
^um  Inquisitionsprozesse  wurde,  obgleich  bis  auf  die  neueste  Zeit  der  Erfolg, 
die  Zuerkennung   yon   Strafen,   nach   der  Veranlassung   des  Verfahrens 
ßine   sehr    verschiedene   blieb.     Damit    aber   stand   die  Nothwendigkeit   der 


^}  In  den  Sen&geriohten.  Siehe  Dove  UnteiBuchnngen  über  die  Sendgeriohte 
in  Zeitschr.  f.  deutsch.  Becht  XIX.  (1859)  S.  321—394.,  der  die  Literatur  angiebt 
Es  ißt  gewiss  richtig,  wie  von  Vielen  bemerkt  ist,  dasß  die  Vehmgerichte  aus 
den  Sendgerichten  die  öffentliche  Anklage  hernahmen.  Aus  letzteren  und  den  alten  plar 
cita  legaJia  erhielten  sich  noch  Bilgegerichte  unter  dem  Namen  stille  Wahrheiten, 
fiODveraine  Waerheden,  generalis  veritas,  in  Flandern.  Warnkönig  Flandr. 
Rechtßgesch.  UL  S.  332  ff.  Ebenso  in  Frankreich  die  franches,  oommunes  veri- 
tes.  Auch  in  Deutschland  kommen  sie,  abgesehen  von  Westfalen,  noch  bis  ins  18. 
Jahrhundert  vor. 

*)  Uebor  die  Geschichte  des  Inquisitionsprozesses  vgl  F.  A.  Biener  Bei- 
träge zu  der  Geschichte  des  InqnisitionsprQzesses  und  der  Geschwomen-Gerichte, 
Leipz.  1827. 

Schalte,  Beichs-  n.  Rechte getch.  27 
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fichriftliolien  Procedur  in  inniger  Yerbindung,  weil  einmal  in  der  Eirclie 
überhaupt  keine  stehenden  placita  sind/)  fUr  die  Erforschimg  derWabrhttt 
fiodann  manche  Akte  erforderlich  werden,  die  nur  allmälig  und  selbst  heimlich 
d>  h.  nicht  öffentlich  TC^genoosmen  werden  müssen. 

m.  Dieser  kirchliche  canonisch-römische  Prozess  wurde  auf  den  üni- 
yersitäten  gelehrt,   in  zahlreichen  Werken  bearbeitet;   er  lag  in  dem  kirchli- 
chen Gesetzbuche  (Corpus  juris  canonici),   während  der  germanische  Prozess 
durch  das  ganze  Mittelalter  auf  den  Universitäten  yollständig  ignorirt  wurde. 
Mit  den  oben  dargestellten  (§§.  90.  102  ff.  120.  121.)  Umänderungen  und  der 
Aufnahme   des  fremden  Rechts  erfolgte   mehr  und  mehr   auch  die  Aufnahme 
des  fremden  Prozesses.    Dieser  war  einmal  schon  durch  die  Glosse  zum  Sach- 
senspiegel und  die  Rechtsbücher  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  (§.  64  ff.)  be- 
kannter geworden  und  hatte  dem  deutschen  Rechte  manchen  Satz  abgetreten. 
Hierzu  kam,    dass    seit  dem  13.  Jahrhundert   viele  bis  dahin   der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit  imterliegenden  Gegenstände  den  weltlichen  Gerichten  zufielen, 
wobei  es  kein  Wunder  nimmt,  dass  man  die  bisher  angewandten  Formen  bei- 
behielt.   Je  mehr  sodann  gelehrte  Juristen  aufkamen ,  desto  grossem  Einfluss 
erlangte  das  fremde  Recht.    Am  Frühesten  vollzog  sich  dessen  Aufnahme  aiif 
dem  Gebiete  des  Criminalrechts   mit   dem  Abwerfen   der   alten  Beweisformen 
(Gottesurtheile,  Reinigungseid)  und  der  Annahme  des  untersuchenden  Prinzips, 
sowie   neuer  Mittel   zur  Feststellung   der  Wahrheit   (Abhörung  von  Zeugen, 
welche  der  Richter  aussucht,  vor  Allem  aber  die  Tortur).    Auf  dem  Gebiete 
des  Oivilverfahrens   erhielt  sich  zwar   das  alte  Recht  länger.    Mit  der  ganz- 
lichen Umändenmg  der  Gerichtsverfassung  imd   der  Aufnahme  des    fremden 
Rechts  drang  aber  auch  für  dieses  der  fremde  Prozess  ein.    Die  dem  Reichs- 
kammergerichte gegebene  Ordnung  beruhet  ebenso  als  die  Halsgerichtsordnung 
auf  dem  fremden  Prozessrechte;   beide  haben  bewirkt,  dass   dieses   nunmehr 
in  allen  Territorien  für   die  Obergerichte  wie   auch   die  ordentlichen  Landge- 
richte aufkam,®)  wie  die  Gerichtsordnungen  des  16.  Jahrh.  beweisen.    Verein- 
zelt erhielt  sich  allerdings  das  alte  Verfahren  bis  ins  18.  selbst  in  den  Anfang 
des  19.  Jahrhundert,  besonders  ,in*  den  Resten  der  Vehmgerichte  und  in  eini- 
gen Arten  von  Gerichten  für  gewisse  ländliche  Angelegenheiten. 

rV.  Die  Folge  dieser  Aufoahme  des  fremden  Rechts  war  im  15.  und 
theilweise  16.  Jahrhundert  ein  Verfahren,  das  gemischt  war,  bestehend  aus 
deutschen  und  römisch -canonischen  Sätzen   und  Instituten.    In  Praxis  und 


*^)  Die  kirchlichen  Ragegerichte  (nota  3.)  sind  fOr  die  spBfore  Zeit  anf  die 
Bfldung  des  Rechts  ohne  besondem  Einfluss. 

^)  Siehe  Oben  §.  124.  besonders  die  nota  2. 


Umbüdnng  d.  GtoricliiBTer&lurens  seit  Annahme  d.  freoiden  Rechts.         405 

Theorie  siegte  aber  letzteres  Recht  und  es  bildete  sich  ein  dorchans  in 
Civil-  und  Strafsachen  rein  schriftliches  Verfahren  ans.  Erst  in  der 
nenesten  Zeit  ist  mit  dem  wiedererwachten  öffentlichen  Leben  anch  das 
Streben  nach  mündlichem  und  öffentlichem  Verfahren  rege  geworden.  Das- 
selbe hat  im  Strafyrozesse  bis  zu  einein  gewissen  Grade  fast  überall  seine 
Befriedigung  erlangt,  ohne  dass  aber  damit  zugleich  allenthalben  die  Beweis- 
fulinmg  sich  wesentlich  geändert  hat;  im  Civilprozesse  ist  hingegen  Oeffent- 
lichkeit  und  Mündlichkeit  nur  in  einzehien  Staaten  durchgefOhrt,  wobei  man 
jedoch  mit  Recht  die  logische  Beweistheorie  des  fremden  Rechts  behalten  hat 
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Erstes  Kapitel. 

§.  139. 

I.  üeberblick  über  die  historische  Entwicklung. 

I.  Die  Aufgabe  des  Rechts  für  die  menschliche  Gesellschaft  bringt  noth- 
wendig  eine  Wechselbeziehung  in  der  Stellung  des  Individuum  als  solchen  und 
als  Glied  einer  Gemeinde,  einer  Staaisyerbindung  hervor,  indem  die  fast 
nnerlässliehe  Berührung  mit  andern  auf  jedem  Schritte  des  Lebens  getragen 
werden  muss  durch  eine  Ordnung,  deren  Festigkeit  yom  Einzelwillen  unab- 
hängig ist.  Ob  aber  die  Stellung  des  Individuum  in  höherem  oder  niedrige- 
rem Grade  bedingt  und  getragen  werde  von  seiner  Berechtigung  zur  Mit- 
leitung der  ganzen  Gesellschaft  innerhalb  eines  Volkes,  eines  Landes,  das 
hängt  von  dem  Charakter  des  Volkes,  der  Nationalität,  von  seiner  Ge- 
schichte und  der  Gestalt  ab,  welche  auf  dieser  Grundlage  dessen  gesellschaft- 
liche Ordnung  annahm. 

Für  die  germanischen  Völker  und  das  deutsche  Volk  insbesondere  lehii 
die  Geschichte,  dass  anfänglich  ^e  Rechtsfähigkeit  überhaupt  bedingt  war 
durch  die  Nationalität.    Das  Recht   hi  ein   angestammtes,   angebomes; 


*)  Belege  f£Lr  die  Geschichte  der  PriTatrechtsinstitute  wie  deren  heutige  Gesialtung 
giebt  in  sehr  reichhaltigem  Maasse  der  ausgezeichnete  „Grundriss  zu  Vorlesungen 
über  das  deutscd&e  Privatreoht  mit  Einschluss  des  Lehn-  und  Handelsrechts  nebst  bei- 
gefOgten  Quellen  von  Wilh.  Theod.  Kraut,  4.'  Aufl.  Gott.  1858.  (Erste  1829).  — 
Das  am  Ende  abgedruckte  Verzeichniss  der  Quellenstellen  ersetzt  den  jedesmaligen 
Nachweis  der  Seiten,  an  welchen  manche  oft  allegirte  Quellenbelege  abgedruckt  nnd. 
Bei  der  Hitiheüung  solcher  leitete  mich  vor  Allem  der  Gesichtspunkt,  wo  mSgUch  ein 
Bild  der  Bechtsentwicklung  in  dem  ganzen  Gebiete  des  deutschen  Bechts  zu  geben. 
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fressen  Kation  als  solche  anerkannt  war,  der  lebte  auch  in  der  Regel  nach 
deren  Bechte,  wo  er  inuner  sieb  aufhielt.  Hierdurch  erseheint  äusserlich 
das  Recht  als  ein  um  das  Individuum  gezogener  Eireis  von  Befugnissen, 
als  die  Sphäre  seines  subjectiTen  Willens.  Solange  die  nationale  Verbindung 
blieb,  war  yon  selbst  die  individuelle  Rechtsfähigkeit  yerbunden  mit  der  öffent- 
lichen; wer  nicht  als  Glied  deir  herrschenden  Nation  anerkannt  war,  konnte 
nur  durch  ein  Glied  derselben,  gedeckt  durch  eine  fremde  Persönlichkeit,  Be- 
fugnisse, Rechte  haben.  Diesen  war  ein  Schutz  dadurch  gewährt,  dass  sie 
dem  einzelnen  Dritten  wie  dem  Volke  gegenftber  als  Rechte  des  rertretenden 
Herrn  erscheinen. 

n.  Mit  dem  Fort£alle   der  ausschliesslichen   nationalen  Staatsyerbindung^ 
mit  der  Zusammenschmelzung  yerschiedener  gentes   zu  'einem  neuen  Volke 
und  der  Bildung  einer  Ordnung  im  fränkischen  Reiche ,  welche  sich  auf  fremde 
Nationen  erstreckte,  änderte  sich  nothwendig  das  friihere  Prindp.    Neben  die 
aus  der  Kation  erwachsene  Rechtsordnung,   das  Herkommen,   die  yon  der 
Nation  ausgehende   lex,  das  pactum  (pactus)  der   gleicherweise  befugten 
Volksgenossen,  trat  die  mit  gleicher  Kraft  ausgerüstete,  yom  Volke  angenom- 
mene Ordnung  des  Königs.    In  dem  Stammeslande  hatte  sich  allmälig  das 
Gebiet  der  Geltung  des  Stammesrechts  abgeschlossen.    Denn   trug  auch  der 
Einzelne  sein  Recht  mit  sich,  so  musste  gleichwohl,  weil  thatsächlich  die  aus 
einem  bestimmten  Lande  stammenden  Personen  so  sehr  ihr  Leben  im  Lande 
ToUbringen,   dass  die  Wenigen,   welche  dauernd   oder  zeitweilig  ausserhalb 
desselben  sich  befinden,  nicht  in  Betracht  kommen,  nach  und  nach  Stammes- 
recht und  Landesrecht  zusammenfallen.    Diese  Entwicklung  ist  erst  yoUstän- 
dig  in    der  Neuzeit   eingetreten.    Aber   trotzdem  wurde   schon  in  der  frän- 
kischen Zeit  der  Keim  gelegt,  aus  welchem  die  Umbildung  des  altem  Prin- 
zips heryorging.    Hatte  zweifelsohne  in  der  altem  Zeit  jeder  Nationale  seine 
Vollberechtigung,   so   trat   dies  Merkmal   mit  der  Bildung  yon  Ständen  in 
den  Hintergrund.    Von  ihnen  hing  im  Mittelalter  dasMaass  der  Berechtigung 
in  Sachen  der  allgemeinen  Ordnung  ab.    Aus  dem  Stammesrechte  wurde  ein 
Oeburts-,   Stand es-Recht     Danach   treiinte   sich   das  Recht  des  Mittel- 
alters in  ein  Land-,  Lehen-,  Stadt-,  Hofesrecht  u.  s.  w.    Die  Bildung 
der  Stände  (§§.  52  ff.,  83  ff.)  war  gerade  so  erfolgt,   dass  einzelne  Personen 
als  ihre  Rechte  Befrignisse  erworben  hatten,  welche  in  älterer  Zeit  Allen, 
später  dem  Könige  als  Haupte  Aller,   zukamen.   Andere  hingegen  aus  dem 
Besitze  selbiger  Rechte  yerdrängt  wurden  oder  sie  nur  in  einem  yeränderten 
Sinne  ausübten.    Eine  der  Grundlagen  dieser  Umgestaltung  war  ein  Object 
des  Einzelnwillens,  der  in  die  Sphäre  des  Priyatrechts  fallende  Grundbesitz. 
Mit  ihm  yerband  sich  eine  Menge  yon  Rechten  und  Pflichten ,  welche  in  ihrer 
Quelle  öffentlicher  Natur  waren.    Er  bildete  in  dw  Gestalt  des  feudum  das 
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Band,  welehes  die  Yerbindmig  zwisehon  der  kdnig^&^en  Gewalt  und  den 
Fürsten,  z-wischen  diesen  und  der  berorrechteton  Klasse  der Unterttiaaen  her» 
stellte  und  bis  ins  17.  Jahrhund^  unbedingt,  ja  selbst  bis  itief  ins  aehtzehnte 
hinein  die  Staatsgewalt  als  ein  patrimoniales  Reehi  erscheinen  liess. 
Dies  führte  zu  vielfachen  Erweiterungen  und  Beschrankungen  des  Rechts  am 
Grund  und  Boden  je  nach  dem  Stande  des  Besitzers.  Dass  aber  der  Grund- 
besitz eine  solche  Bolle  im  Mittelalter  spielte,  erklärt  sieh  wieder  aus  der 
Bedeutung,  welche  ihm  für  die  Stellung  des  Individuums  innerhalb  der  Ge- 
meinde schon  in  der  ältesten  Zeit  beiwohnte.  Hieraus  begreift  sich  auch, 
dass  der  Erwerb  von  Grund  und  Boden  als  ein  die  Gesammtheit  angehendes 
Geschäft  erscheint  und  mit  andern  auf  die  rechtliche  Stellung  Einfluss  üben- 
den Akten  eine  Publicität  annahm,  welche  sich  iiberhaupt  auf  alle  ding- 
lichen Hechte  erstreckte  und  im  heutigen  Bechte  erhalten  hat,  obgleich  die 
historischen  Gründe  durch  andere  ersetzt  sind.  Die  ständische  Gliederung 
der  G^ellschaft  fahrte  weiter  zu  Bechtsformen  auf  GMneten,  die  an  aidi  als 
auf  rein  natürlicher  Grundlage  beruhend  yon  öffentlicber  Bereditigoag  unab- 
hängig sind.  Dahin  gehört  die  Ausschliessung  der  Ehe  zwischen  üngenossen 
beziehentlich  der  Verlust  vonBechten  in  einer  solchen  nach  älterm,  die  Miss- 
heirath  nach  späterm  Bechte.  Das  Yorwi^en  des  öffentlichen Beohts  führte 
im  Erbrechte  zu  dem  Zurücktreten  der  Weiber  hinter  den  Männern,  zurYor- 
mundschaft  über  das  weibliche  Geschlecht,  zur  Pflicht  des  Bichters,  aller 
der  Selbstrertretung  unftihigen  Personen  Yormund  zu  sein  u.  dgl^  m.  Im 
Zusammenhange  hiermit  steht  die  Abhängigkeit  der  Bechte  von  der  Mitglied- 
schaft der  einen  Eircbe,  an  deren  Stelle  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Eigen* 
schalt  eines  Bekenners  der  drei  im  Beiche  anerkannten  Beligionen  trat. 

m.  So  bietet  das  Mittelalter  die  Ersdieinung  eines  TieUach  verschiedenen 
Prii«trechts,  welche  auch  im  jetzigen  Bedite  noch  mehr£Eu:iie  Spuren  zurück- 
gelassen hat.    Eni  als  die  alten  StandesTerschiedenheiten  gefallen  waren,  an 
die  Stelle  des  Lehnsstaates  der  moderne  Staatsbegriff  der  öffentlichen  Gewalt 
über  die  Einwohner  des  Territoriums   als  Folge  der  Angehörigkeit  an  dieses 
trat,  das  Erfordemiss  der  bestimmten  Eirchlichkeit  fortfiel,  konnte  sich  das 
Friratrecht  im  Ganzen  zu  einem  allgemeinen  der  Staatseinwohner  heraus* 
bilden.    Yon  dieser  Entwicklung  war  aber  nur  ein  Schritt  bis  zu  jener,  die 
sich  in  einem  Lande  bereits  yoUzogen,   im  andern  im  Werden  ist,   in  allen 
aber  mehr  oder  minder  deutlich  Torbereitet,  wonach  die  PriTatrechtsfahig^eiiiy 
sobald  die  natürlichen  Bedingungen  der  Bechts-  und  Handlungsfähigkeit  toi^ 
liegen,  nach  dem  allgemeinen  Bechte  unbedingt  Jedem  zusteht,  zugleich  aber 
die  öffentliche  Bechtsfähigkeit  im  Frinzipe  als  Ausfluss  der  ungeschmälerten 
Staatsbürgerschaft  erscheint    Zwar  gibt  es  noch  einzelne  Erweiterungen  and 
im  Yeigleiche  zu  dietsen  relattve  Mindeumgen.    Solche  erscheinen  aber  nur 
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bei  einzelnen  Klassen  und  in  einzelnen  Ländern  als  Ausfluss  der  historischen 
SteHimg  der  betreffenden  Klassen  imd  IndiTidaen,  im  Ganzen  hingegen  ledig- 
lich als  Folge  von  rein  gesetzlichen  Bestimmungen,  deren  Grund  bald 
in  einem  Sträuben  gegen  die  Gleiohmachung  aller  Stände,  bald  in  reinen 
Mtzlichkeitsrücksichten  oder  darin  ruhet ,  dass  die  absolut  gleiche  Theilnahme 
Aller  an  der  Leitung  des  Staats  ein  in  Wirklichkeit  undurchführbares  und 
nach  Lehre  der  Geschichte  zur  Selbstauflösung  oder  zum  Despotismus  führen- 
des Experiment  ist. 

rV.  Mit  der  engen  Verbindung  zwischen  öffentlichem  und  Privatrechte 
hängt  derBeichthum  an Bechtsformen  zusammen,  welchen  das  deutsche Becht 
auf  dem  Gebiete  des  Eigenthums  am  Grund  und  Boden,  im  ehelichen  Güter- 
imd  Erbrechte  darbietet  im  Gegensatze  zu  der  geringen  Ausbildung  anderer 
Theile  des  Privatrechts.  Denn  so  lange  als  hervorstechender  Zug  des  deut- 
sche Geistes  das  öffentliche  Bechtsleben  blieb,  war  die  Stabilität  aller  Ver- 
haltnisse eine  nothwendige,  das  Zurücktreten  des  Verkehrsrechtes  eine  selbst- 
Terständliche  Folge.  Letzteres  beginnt  deshalb  auch  nur  dort  sich  zu  bilden, 
wo  die  gleiche  Lage  Aller  und  mit  ihr  die  aus  dem  Charakter  der  Stadt  sich 
ergebende  gleicfamässigere  Lebensweise  und  Beschäftigung  zum  Verkehre  in 
loseren,  im  Augenblicke  zu  knüpfenden  und  zu  lösenden,  Verhältnissen  drängte, 
in  den  Städten.  Was  auf  dem  Lande  die  mit  Ghrund  und  Boden  zusammen- 
hängenden Bechte  und  Pflichten  waren,  mussten  in  den  Städten  die  Verträge 
ersetzen.  Mit  der  Umänderung  der  alten  Verhältildsse  und  dem  gänzlich  ver- 
änderten Charakter  der  Städte  trat  dies  Bedürfiiiss  für  alle  Klassen  des  Volke» 
ein;  in  der  neuesten  Zeit  wurde  dasselbe  durch  die  Entlastung  von  Grund 
and  Boden  ein  unbedingtes.  Mit  dieser  Entwicklung  ging  gleichen  Schritt 
die  Erweiterung  des  Gebiets  der  Forderungsrechte,  welchem  die  vorzugsweise 
anf  diesem  vermittelte  Au&iahme  des  fremden  Bechtes  lange  Zeit  genügte, 
his  sich  auf  Grund  der  gänzlich  veränderten  sozialen  Zustände  sowie  der  Aus- 
bildung der  modernen  Lidustrie  neue  und  der  Art  eingreifende  Verkehrsformen 
bildeten,  dass  das  jetzige  Obligationenrecht  einen  Beichthum  zeigt,  gegen  den 
das  römische  Becht  verschwindet,  so  sehr  auch  dessen  Sätze  wegen  ihrer 
innem  Bichtigkeit  und  juristischen  Vollendung  die  ewige  Basis  bleiben  werden. 

V.  Das  Besultat  der  Geschichte  ist,  dass  der  Besitz  der  vollen  privaten 
Beehtsfahigkeit  durch  die  öffentliche  Stellung  des  Lidividuums  nicht  mehr 
bedingt  ist,  die  Privatrechte  gleich  allen  andern  Bechten  lediglich  unter  der 
Herrsdiaft  des  Gesetzes  stehen. 
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n.  Die   Grundlagen. 
§.  140. 

a.   Bie  Freiheit.*) 

I.  Die  Freiheit  erscheint  yon  jeher  als  Grundlage  und  Bedingung  der 
Fähigkeit  zum  Haben  und  Ueben  aller  Rechte,  welche  der  Eünzelne  im  indi- 
viduellen Kreise  der  Familie,  innerhalb  seines  Hauses  und  Hofes,  im  yeimö- 
gensrechtlichen  Verkehre  mit  allen  übrigen  Individuen,  erwerben  kann.  Wer 
darum  in  Unfreiheit  sich  befand,  entbehrte  anfanglich  als  Person  dieser 
Fähigkeit  vollends.  Insoweit  zwischen  der  YoUfreiheit  und  Knechtschaft 
Mttelstufen  lagen,  fand  sich  auch  die  theilweise  Fähigkeit  in  privatrechtlidier 
Beziehung. 

n.  Als  die  öffentlichen  Rechte  nicht  mehr  allein  yon  der  blossen  Freiheit 
getragen  und  bedingt  wurden  in  Folge  des  Zurucktretens  der  Freiheit  im 
alten  Sinne  und  ihrer  Umbildung  durch  die  mittelalterlichen  Stande,  gab  die 
alte  Freiheit  allein  nicht  mehr  die  volle  Rechtsfähigkeit.    Denn  alle  Reckte, 
welche  einen  hohem  Stand  voraussetzten,  hatte  ohne  diesen  der  blosse  Freie 
nicht;   zugleich  verlor  er  damit   die  Fähigkeit   zum  Erwerbe  solcher  Priyat- 
rechte,   mit  denen  jene   verknüpft  waren.    Der  Gemeiolreie   des  Mittelalters 
konnte  kein  Reichslehen  noch  ein  Ritterlehen  erwerben.    An  die  Stelle  der 
alten  Freiheit   war  die   der  Reichsunmittelbaren  getreten;   zu  dieser   gesellte 
sich  ungeachtet  des  Dienstverhältnisses  eine  zweite,   welche  dem  Ritter-  und 
Ministerialenstande   beiwohnte.     So   war  es  nicht  mehr  die   private  Unab- 
hängigkeit,   welche    die  Freiheit  bestimmte.     Gleichwohl  hat    atieh  seit- 
dem   die   zwar  begrifflich   umgestaltete   Freiheit   die    frühere    Wirkung,   so 
dass   im  Ganzen  der   schlichte   freie  Landmann  gegenüber   dem   Adel  und 
Bürgerstande  zurücktrat,   und  mit  den  Unfreien  auch  in  ein  Yerhältniss  det 
Abhängigkeit  kam,  welches  ein  privates  war,   insoweit  es  einem  Andern  als 
dem  Landesherm  unterwarf,  ein  öffentliches,   insofern  die  Rechte  de»  Herrn 
in  ihrer  Grundlage  nicht  reine  Privatrechte  bildeten. 

HL  Erst  von  da  ab,  wo  die  Uebung  obrigkeitlicher  Rechte  durch  Unte^ 
ihanen  als  Ausfluss  des  Grundbesitzes  u.  s.  w.  gefallen  ist,  hat  sich  wieder 
die  gemeine  Freiheit  in  den  Vordergrund  gestellt  Ihr  Begriff  war  jedoch 
dadurch  von  dem  der  altern  und  mittlem  verschieden,  dass  nunmehr  als  frei 
erschien,  wer  nur  dem  Gesetze  und  der  Staatsgewalt  unterstand,  so  dass 
jede   persönliche  Verpflichtung  gegenüber  Dritten   nur   auf  dem  Willen  der 


*)  Vgl.  die  §§.  12.  62—56.  84—89.  105—107. 
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Person  oder  einem  Tom  Qesetse   anerkaimten  Bechtsgnmde  beruhen  konnte. 
Diese  Freiheit  Aller  war  die  Folge  der  neuem  Rechtsentwickhing. 

lY.  Der  Kinfliifla  der  Freiheit  zeigt  sich  im  PHyatrechte  zunächst  rücksioht- 
lieh  der  ganzen  Stellung  des  Individuums  (§§.  141.  142.),  sodann  am  Meisten 
bei  jenen  Verhältnissen,  welche  als  Grundlage  der  Rechtsstellung  erscheinen 
(Ehe,  Erbrecht)  oder  im  deutschen  Beehte  susammenhingen  mit  der  5ffent- 
Men  Rechtsfähigkeit  (Grundeigenthum),  am  Geringsten  dort,  wo  der  indi- 
Tidaelle  Wille  die  QueDe  des  Rechts  wird  (Forderungsrechte,  Vertrage).  Die 
Modifikationen  der  Freiheit  haben  zur  Bildung  zahlreicher  Reohtsformen  ge- 
föhrt  (I^hen,  Lasten  des  Grund  und  Bodens  u.  dgL).  Ebenso  hat  die  y(m 
der  Freiheit  abhängige  politische  Stellung,  die  Befugniss  und  Fähigkeit  zur 
Tollen  Vertretung  seiner  Rechte  mannigfaltige  Erscheinungen  und  Formen 
(Vormundschaft  über  Weiber,  Ausschluss  derselben  von  der  Erbfolge  u.  dgl.) 
hervorgerufen.  Im  Zusammenhange  hiermit  stehen  die  Rechtssatze  undRechts« 
Institute,  welche  sämmtlich  mehr  oder  minder  dahin  zielen,  die  yermogens- 
rechtlidie  Grundlage  f^  die  Stellang  der  Fbmilie  und  deren  Glieder  im  Staate 
zu  sichern  (Rechte  der  Erben  am  Gute  des  Lebenden,  Erbyerzichte  yon  Töch* 
tem,  Stammgut,  Familienfideicomnusse,  manche  Retractrechte). 

V.  So  entschiedmi  auch  der  Zusammenhang  des  Priyatrechts  mit  dem  öffent- 
lichen sich  in  der  Geschichte  des  deutschen  Rechts  stets  ausprägt,  zeigt  sich 
doch  auch  hier  wie  allerwärts,  dass  politische  Neubildungen  nicht  sofort  auf 
das  Priyatreeht  gestaltend  einwirken,  yielmehr  die  Bildung  des  letztem  eine 
stetigere  ist.  Wir  finden,  dass  manche  Institute  erst  dann  fielen,  als  ihre 
Basis  bereits  so  lange  entschwunden  war,  dass  sie  in  derThat  dem  oberflach« 
liehen  Beobachter  als  eine  reine  Anomalie  auffallen  mussten.  Manche  haben 
sich  nur  geändert,  obwohl  ihre  Grundlage  längst  zerstört  ist,  manche  sind 
erst  in  der  neuesten  Zeit  durch  Akte  der  Gesetzgebung  mit  Gewalt  aufge- 
hoben, manche  endlich  haben  sich  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten 
ond  constatiren  die  Scheide  yon  Zeiten,  deren  eine  yerschwmidene  Hälfte  in 
der  Gliederung  der  menschlichen  Gesellschaft  nach  Ständen  eine  göttliche 
Ordnung  und  in  ihr  das  Heil  sah ,  indem  »e  deren  Gegengewicht  und  gemein- 
sames Interesse  als  wirksamen  Gegendruck  gegen  die  destructiyen  Mächte 
betrachtete,  deren  andere  gegenwärtige  in  der  yölligen  Gleichheit  Aller  im 
Sinne  der  Gleichmachung  jeden  sozialen  Unterschied  des  rechtlichen  Einflusses 
zu  entkleiden  und  hierdurch  zu  yerwischen  trachtend  nur  jene  Unterschiede 
anerkennen  will,  welche  sich  nicht  ändern  lassen  oder  auf  dem  Prinzipe  des 
alles  regierenden  Geldes  beruhen.  Auf  der  richtigen  Lösung  ruhet  das 
Oeschick  der  Völker. 
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§.  141. 

b.  Die  Ehre.*) 

L  Die  Aehtung  einer  Person  bei  ihren  Mitmenflchen,  ihr  Ruf  ist  yer» 
sdiieden  nach  der  Stellung  der  Person  als  Glied  des  Oanzen  oder  eines 
Standes,  so  dass  yni  eine  gemeine  und  Standesehre  haben.  Während 
die  Folgen  der  letztem  besondere  sind  (§.  142.),  hat  jene  allgemeine.  Der 
Grund  aller  Ehre  erscheint  in  der  zumdjst  nationalen  Anschauung  über  das, 
wajB  ziemt;')  deshalb  kennt  das  älteste  Recht  nur  bei  dem  Fr^n  den  Anspruch 
auf  volle  Anerkennung,  die  bei  dem  Minderfreien  geschwächt,  bei  dem  Knechte 
nicht  vorhanden  ist.  Aus  gleicher  Ursache  hat  sich  im  Mittdalter  die  Ehre  in 
ihrer  juristischen  Gestalt  als  rechtliche  Ehre,  Ehre  mit  bestimmten  Rechtsfol« 
gen,  zu  ein^  ständischen  gestaltet  und  nach  der  rechtlichen  GMedemng  der 
Gesellschaft  vorzüglich  ihre  Bedeutung  für  die  Standesrechte.  Daneben  aber 
hat  die  aUgemeine  Menschenwürdo  insoweit  sich  auch  directe  rechliche  Aner* 
kennung  verschafft,  dass  deren  Minderung  durch  Handlungen  oder  in  Folge 
eines  Zustandes,  wie  sie  in  der  geringeren  Meinung  Anderer  sich  ausprägt, 
rechtliche  Wirkungen  äussert.  IXese  gemeine  Ehre  gewann  an  erhöhet^  Be- 
deutung mit  dem  allmäügen  Sinken  der  ständischen  Gi^sellschaftsgliederung; 
die  TerritoriaKtät  der  Neuzeit  musste  sie  auf  dem  Rechtsgebiete  als  Recht  des 
jfL  seiner  (Menschenwürde  und)  Rechtspersönlichkeit  unbedingt  anzuericennen- 
den  Staatsbürgers  auffassen.  So  trat  die  bürgerliche  (§.  106.)  Ehre  an  die 
Stelle  der  altem  Formen  und  wurde  mit  der  eingetretenen  Gleichheit  der 
Stände  vor  dem  Gesetze  zur  gemeinen  Ehre.  Neben  ihr  kann  Standes- 
meinung nur  noeh  einen  sozialen  Einfluss  und  insofern  für  den  besondeni 
Stand  einen  rechtlichen  äussern,  als  das  Recht  diese  Wirkung  anerkennt 
Mit  dieser  Umwandlung  war  zugleich  gegeben,  dass  nicht  die  blosse  Ent* 
Ziehung  der  Achtung  im  Kreise  der  Rechtsgenossen  den  Jedem  zustehenden 
guten  Ruf,  seinen  ehrlichen  Namen  im  rechtlichen  Sinne,  befleckt,  sondern 
dazu  erforderlich  ist  ein  Rechtssatz,  der  denselben  wegen  eines  Zustandes 
abspricht,  oder  ein  Ausspruch  dos  Richters,  der  die  Ehre  nimmt. 

n.  Jemandes  Ruf,   Leumund,   Gerüchte  ist  uAbesprochen,   nnbe- 


*)  Tb.  Marezoll  Ueber  die  bOrgerL  SOire,  Giess.  1S24.  J.  F.  Budde  Ueb«r 
Rechtlosigkeit y  Ehrlosigkeit  a.  Echüosigk^t,  Bomi  1842.  J.  Hillebrand  Ueber  die 
gänzUche  und  theilweise  Entziehung  der  Ehre  nach  den  RechtsbCLchetn  des  Mittelalters, 
QiesB.  1844.  Andere  Literatur  bei  Gengier  Deutsch.  Privatrecht  8.  106  iL  Ygl 
Grimm  R.A.  8.  711  ff.,  Z5pfl  KG.  8.  967  ff.,  Walter  R.G  §§.  679—684. 

»)  Vgl  die  Stellen  des  §.  10.  n,  3.  §.  11.  n.  2.  3.  4.   §.  15.  n.  1.  2. 
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schölten,  fromm,  gut,  oder  unecht,  ehrlos  xl  dgl.  Das  Letztere  trat  im 
Mittelalter')  ein  in  den  Formen  der  Eehtlosigkeit,  Rechtlosigkeit, 
Ehrlosigkeit. 

Die  Echtlosigkeit  hat  mehrfache  Bedeutungen,  indem  sie  als  Folge  der 
Aechtang  ausserhalb  der  Bechtsordnung  setzte,  bürgerlich  todt  macht, 
8<Hnit  als  hoi^ste  Wirkung  eines  Yerbrechens  erschunt.  Eine  zweite  Bedeu- 
tnng  llsst  sie  mit  Rechtlosigkeit  zusammei^allen,  eine  dritte  endlich  fasst  sie 
auf  als  den  Abgang  der  Familienrechte ,^)  so  dass  uneheliche  Kinder  als 
unecht  erscheinen. 

Rechtlosigkeit^)  tritt  ein  als  Fo^e  der  Acht,  sodann  bei  Ueberfiihrung 
Tor  Gericht  wegen  gewisser  Yerbrechen ,  mag  die  ehrenkränkende  Strafe  voll^ 
zogen  oder  abgewendet  sein,  —  femer  durch  die  uneheliche  Geburt,  endlidi 


^  Die  Yolksrechte  und  Kapitularien  haben  kein  festes  System. 

^  Sachsp.  L  51.  §,  1.  It  is  meDich  man  rechtlos  de  nicht  n^is  e ob tlos;  wende 
en  rechtlos  man  mut  wol  elik  wif  nemen  unde  kindere  bi  Ire  gewinnen,  dl  ime  even- 
burdich  sin;,  die  muten  ok  wol  sin  erve  nemen,  unde  irer  müder  also,  wende  sie  en 
evenburdich  sin;  se  ne  tveien  von  in  mit  egenscap.  —  Echt  man  noch  ,echt  wif  ne 
nimt  ok  unechtes  mannes  erve  nicht."    Die  Stellen  in  Kraut  Gdr.  §.71. 

*)  Bsp.  I.  8.  8.  (echtlik  =  legitime),  L'  6.  2.  „echt  borene  late**,  I.  16.  2.  I. 
37.  „Sre  so  enes  mannes  wif  behuret  openbare,  oder  wif  oder  maget  nodeget,  nimt 
he  se  dar  na  to  echte,  echt  kint  ne  wint  he  nimmer  bi  ere.**  —  I.  48.  §.  1.  „Alle 
die  unecht  geboren  sin,  oder  de  sik  rechtlos  gemaket  hebbet,  die  ne  mögen  neuen 
Tonnünden  hebben  an  ir  klage,  noch  an  inne  kampe."  —  I.  51.  §§.  1.  2.  III.  54.  3. 

^)  Kraut  a.  a.  O.  n.  1.  ff.  —  Saehsp.  I.  88.  §.  1.  „Kempen  unde  ir  kindere, 
spelude,  unde  edle  die  unecht  gebom  sin,  unde  die  diüve  oder  rof  sünet  oäet  wSder 
gevet,  unde  de  des  vor  gerichte  verwunnen  werdet,  oder  die  ir  Hf  oder  hut  unde  har 
ledeget,  die  slnt  alle  rechtlos.  —  §.  2.  Die  ok  jar  unde  dach  in  des  rikes  achte  sin, 
^e  delt  man  rechtlos,  unde  yerdelt  in  egen  unde  len,  dat  len  den  herren  ledich,  dat 
egen  in  die  koningliken  gewalt.  Ne  tiet  de  enren  nicht  ut  ut  der  koningliken  ge- 
aalt binnen  jar  imde  dage  mit  irme  ede ,  se  yerleset  ii  mit  sament  jeneme ,  it  ne  neme 
BI  eohtnot,  dat  se  nicht  vore  kernen  ne  mögen;  de  echten  not  sal  man  bewisen  alse 
Teoht  is.*^  —  I.  39.  I.  48.  1.,  I.  50.  2.  „AI  si  ok  en  man  speleman  oder  unecht  ge- 
boren, he  n'is  doch  dieves  noch  roTeres  genot  nicht,  alse  man  kempen  up  ine  leden 
'*">gc-**  —  I.  51.  §.  1.,  I.  61.  4.  „Jewelk  man  mut  wol  vorspreke  sin  binnen  deme 
lande  io  sassen  to  lantrechte,  sunder  papen,  den  man  an  sime  rechte  bescelden 
ue  mach.*^  —  I.  65.  2.  „Sye  lief  oder  haut  ledeget,  dat  ime  mit  rechte  yerdelt  is,  die 
is  rechÜOB.^^  ü.  12.  §.  8.  4.  II.  18.  1.  „.  .  So  blift  jene  erenlos  unde  reohtlo8% 
der  Dieb.  IH.  16.  §.  2.  „Rechtlose  lüde  ne  seien  nenen  yormUnden  hebben.  — 
§•  3.  Des  rikes  achteren  unde  yenresten  laden  ne  darf  nonan  antwerden,  of  sie  klagen. 
Klaget  aver  man  up  sie,  sie  muten  aatwerdm  biimen  deme  gerichte,  dar  sie  yeryest 
"Bu^  —  m.  45.  §.  9--11.  beschreibt  ihre  Scheinbttsse.  In  den  bei  Kraut  abgedruck- 
ten Stellen  findet  sich  dieselbe  Anschauung  mannigfooh  bestätigt.  Sie  ^  liegt  auch  im 
Schwabenspiegel  c.  88.  8Ö.  41.  W,  u.  a. 


1 


414  Oesoli.  d.  Privaireehis.  L  Kap.  §.  141. 

auf  Chmnd  einet  verächtiidieii  LebenweiBe.  Hure  Wirkungen  sind  ungladi. 
]^  letztern  Falle,  wo  sie  mit  der  Unet^htheit  zosanunentiiffl;,  äiuBert  sie 
nnr  vorzugsweise  auf  dem  Gebiete  der  Familie  Wirkongen,  in  den  andern 
entzieht  sie  die  Fälligkeit  znr  Ausübung  gewisser  öffentlicher  Bechte:  Theil- 
^niifameschaft  an  der  Gerichts-  (Gemeinde-)  Yersammlnng  (wofern  nidit  der 
Rechtlose  Partei  ist),  Ansprach  auf  Vertreter  im  Gerichte,  Yormnnd  zu  seiii, 
Lehen  zu  besitzen.  Hierzu  kommen  für  die  wegen  Verbrechen  Rechtlosen  der 
Verlust  des  Reinigangseides  und  der  beinahe  gänzliche  Mangel  einer  BuBse, 
des  Wehrgeldes.*) 

Die  Ehrlosigkeit^  ist  in  ihrer  Grundlage  natürliche  Folge  von  Handlungen, 
die  das  Vertrauen  der  Mitmenschen  mit  allem  Rechte  entzieht,  sie  also  vom 
Erweisen  der  %hre  entbindet.  Der  ehrlose  Charakter  jener  Handlungen  kann 
sich  offenbaren  in  dem  Verletzen  von  Pflichten,  die  besonders  heilig  erschei- 
nen, oder  in  einer  den  Menschen  vor  sich  selbst  erniedrigenden  Sinnesart  Da- 
her verknüpft  das  Recht  die  Ehrlosigkeit  mit  dem  Bruche  der  Treue  gegen 
den  Staat  (Heerflüchtigkeit),  gegen  den  Herrn  (Verletzung  der  Lehenstreue, 


^  Der  Richter  hat  das  Gewedte,  aber  nicht  der  rechtlose  Verletzte.  Ssp.  m. 
45.  §.  11.  ,^Ane  weregelt  sin  unechte  lüde.  Doch  eye  so  ir  enen  dodet  oder  wandet 
oder  royet,  oder  unechte  wif  nodeget,  unde  den  yrede  an  ^i  briet,  man  sal  oyer 
in  richten  na  yredes  rechte. '^  Man  yergl.  noch  die  Stellen  des  §.  129.  ISO.  a 
7.  17.,  188. 

^  Sachsp.  L  5.  §.  2.  „Wif  mach  mit  unkaschheit  irs  Utcs  ire  wifliken 
ere  krenken;  ire  recht  ne  yeriüst  se  dar  mede  nicht  noch  ir^erye.*^  (Kraut  n.  54. 
55.f  I.  40.  „Stc  80  trüweloB  beredet  wert,  oder  herevlüchtieh  nt  des  rikes  denste,  dem 
verdelt  man  sin  ere  nnde  sin  lenrecht,  unde  nicht  sin  lif.^  —  Schwsp.  c*  48.  W. 
„Swer  triuwelds  oder  flühtio  üz  des  riches  dieneste  wirt,  dem  verteilet  man  stn  erbe 
nnde  sin  l^henreht,  unde  niht  slnen  11p,  unde  alsd  ob  der  herre  selbe  niht  enfliuhei 
fliuhet  aber  der  herre  vor,  n&ch  des  flühte  enbrichet  nieman  sine  triwe.^  —  Schsp. 
n.  13.  1.,  n.  19.  2.,  n.  29.  (bei  Diebstahl  u.  Raub),  EI.  78.  6.  (Verwundung  und 
Tödtung  des  Herrn  Seitens  des  Mannes  und  yioe  yersa  aus  Nothwehr  macht  nicht 
ehrlos)  HJ.  84.  2.  „Dodet  en  man  sinen  herren,  he  hevet  verworcht  sinen  lif  nnde 
sin  ere  unde  dat  gut  dat  he  yon  ime  hadde.  Dit  selye  yerwerct  die  herre,  of  he 
sinen  man  dodet,  unde  die  oyerherre  ne  mach  sine  kindere  mit  deme  gude  an  den 
herren  nicht  weder  wisen.**  —  VgL  Schwsp.  c.  182.  W.  —  Sachs.  Lehnr.  ari  H 
§.  1.  „Papen  wif  dorpere  koplüde,  unde  alle  die  rechtes  daryet  oder  unecht  geboien 
sin,  unde  alle  die  nicht  ne  sinyonridders  art  yon  yader  unde  yon  eldenrader,  die  seien 
lehnrechtes  daryen.^  —  Sachsp.  (Landr.)  IH.  78.  4.  „Die  man  mut  ok  yol  yolgen 
yor  sines  herren  hus,  unde  die  herre  yor  des  mannes,  unde  die  mach  vor  des  mages, 
dnr  he  um  ungerichte  mit  deme  ger&chte  yore  geladet  wert,  unde  mut  it  san  wol  hel- 
pen  breken,  of  man't  mit  rechte  nicht  ne  mitredet,  unde  ne  dut  weder  sine  trilwe 
mdht'^  —  m.  78.  8.  —  £in  besonderer  Fall  ist  auch  die  Untreue  des  Vonmmdee. 
Ssp.  I.  41.  Schwsp.  c.  44.  W.  —  Vgl.  jioch  Sohws.  ^  229.  W. 
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sofern  nicht  die  höhere  Pflicht  des  über  der  privaten  Treae  stehenden  Qe^ 
Betzes  mft)  mid  nut  der  UnflittHchkeit  der  Weiber.  Der  letztere  Fall  hatte 
keine  directen  Bechtsfolgen;  in  jenen  anderen  hingegen  traten  solche  noth- 
wendig  ein«  Einmal  nemlich  ist  das  direkteste  Feld  der  persönlichen  Thätiig* 
kdt  der  Kreis  der  Genossen.  Dieser  ist  im  Mittelalter  am  Engsten  bei  den 
durch  die  Lehentreue  Yerbundenen.  Die  Ehrlosigkeit  zieht  demnach  auch 
die  LehennnfShigkeit  herbei.  Sie  Terbindet  sich  aber  in  allen  Fällen  mit  der 
Bechtlosigkeit,  wo  der  Grand  dieser  anf  die  Meinimg  des  Kreises  der  Genos- 
sen nicht  ohne  Einflnss  sein  kann.  So  finden  wir  rechtlos  und  ehrlos  zusam- 
mengestellt, Treue  und  Ehre  in  einer  festen  Yerbindung. 

m.  Auf  diese  Art  erscheint  durch  das  ganze  Mittelalter  für  das  Gebiet 
des  Privatrechts  die  Ehre  als  Bedingung  des  Yollgenusses  aller  Rechte.    Der 
innere,  obgleich  in  der  concreten  Redeweise  der  Quellen  nicht  ausgesprochene, 
Gfnmd   dieser  Stellung  ist  der  Zusammenhang  der  Familienrechte  mit   dem 
Stande  der  Person.     Indem  letzterer  für  die  öffentliche  Rechtsfähigkeit  die 
durchgreifende  Unterlage  bOdet,   auf  der  die  an  sich  privaten  Beziehungen 
besonders  zwischen  Herrn  und  Mannen  sich  zu  öffentlichen  Rechtsverhältnis- 
sen gestaltet  haben,  nach  deren  Analogie  auc])  die  ähnlichen  Institute  einen 
öffentlichen  Charakter  annahmen  (§.  87 — 89,,  107.),  äussert  der  Verlust  der 
persönlichen  Ehre  directe  öffentliche  Folgen.    Neben  diesem  Gesichtspunkte 
liegt  jedoch  in  den  Quellen  ein  zweiter.    Es  hat  si<^  bereits  gezeigt,   dass 
nicht  jede  soziale  Ehrminderung  rechtiiehe  Folgen  herbeiführt,  dass  aber,  wo 
dies  der  Fall  ist,  dieselben  nie  rein  private  sind  ausser  den  bei  unehelichen 
Kindern,   denen  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  nur  die  Lehenfolgefähigkeit  ab- 
ging*    Je  mehr  sich  sodann  der  Charakter  des  Staats  ausprägte,   äusserir  er 
auch  hier  Einfluss.    Erscheint  in  der  fränkischen  Zeit  vor  Allem  der  Bruch 
des  Königsfriedens  und  die  Verletzung  des  besondem  Königsschutzes,  Amts- 
untreue u.  dgl. ,  somit  Verletzung  der  dem  Könige  schuldigen  Treue,  als  Grund 
des  Verlustes  von  Recht  und  Ehre ,   so  tritt  im  Mittelalter  jedes  Verbrechen, 
das  sich  als  Bruch  des  öffentlichen  (Land-)  Friedens  darstellt,  mit  dieser  Wir- 
bmg   auf.^     Als  mit  der  Abschliessung  der  Landeshoheit  der  Einfluss   der 


^  Frid.  L  Const.  contra  incendiarios  a.  1187  (Leg.  U.  p.  184.)  belegt  in 
den  näher  bestimmten  Fällen  die  incendiarii  mit  dem  Banne  u.  sagt:  „Si  quis  antem 
a  proBcriptione  et  excommunioatione  simnl  infra  annum  et  diem  non  fderit  absolutos, 
nniverso  iure  et  honore  et  legalitate  sna  privatus  habeatur,  ita  ut  in  ferendo  testimonio, 
Tel  ad  oausandnm  de  cetero  nequaqnam  sit  admittendus.  Omni  quoque  feodali  iure 
perpetao  carebit.^  Treuga  Heinr.  reg,  (Leg.  II.  p.  267.)  c.  18.  „Quloomque  pr^- 
dani  qae  reraup,  et  predam  que  sexanraup,  et  tertiura  quod  sach  (i.  e.  scach)  dicitur, 
commiserit  .  .  .  .  si,  aufogerit,  et  ad  juditium  vocatus  infra  15  dies  non  companierit, 
nt  reoB,   ut  infam is  judicabitur.    8i  quis  .  .  .  manutenere  et  defendere  presumpserit 
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Familien-  tmd  Standesstellimg  bei  denPenonen,  welche  nicht  dem  Adel  ange- 
hörten, auf  ihre  d£Pentliche  Rechtsföfaigkeit  allmälig  darum  fortfiel,  ineil  dieee 
Personen  überhaupt  in  öffentlicher  Beziehnng  gänzlich  sorfifiktraten,  konnte  nuui 
zunächst  den  Unechten  alle  Eechie' geben ,  soweit  sie  ohne  Ehe  sich  denken 
lassen.*)  Eine  weitere  Folge  war,  dass  die  Mindenu^n  der  Ehre  jedweder 
Art  far  das  öffentliche  Rechtsgebiet  nur  dann  Folgen  erhidten,  wenn  ein 
Rechtssatz  sie  als  Strafen  mit  einer  bestimmten  Strafart  yerbond  oder  als 
selbstständige' Strafen  aussprach,  immer  also  die  Handlung  als  solche  riehte^ 
lieh  festgestellt  war.^^)  *  Hiermit  kam  dann  auch  die  Möglichkeit  auf,  dass  der 
Richter  die  Ehre  vorbehalten  konnte^")    Die  Wirkungen  der  Ehrenmmde- 


tam  ipse  detentor  .  .  .  proscribatnr.     Quod  si  detentor  ....  non  resipuerit,  cum  reo 
pari  Infamie  oc  eententie  subjacebit  ...  14  EBc'autem  qui  in  infamia  qae  loimunt 
didtnr  laborant,  ad  expurgationem  nonnlsi  in  publico  iadicio  adndttentur ;  qaomm  ta- 
rnen ezp^pgationem  index  secandum  siram  arbitrimn  poteet  aggravare.    Si  antem  loi- 
munt coniara  quemquam  probari  debet,  per  plurum  ao  melionun  illins  proyincie  confeft* 
sionem  hoc  fieri  debet.^   —  Frid.  II.  Gonst.  pac.  Mogunt.  a.  1235.  c.  3.    „Qaod  si 
per  mortem  alicujus  treugo  fuerint  violate,  et  consanguineus  interfecti  aliquis  probayerit 
secundum  formam   iam  dictam,  Violator   convictus   perpetno  Bit   erenlos    et   rehtlos.*' 
Ebenso  c.  5.,  c.  11.    „Filius  yero  qui  mortem  patris  fuerit  machinatus,  aut  Tulnerando 
aut  vinoulando  manus  violentas  in  eum  inieoerit,   si  de  hoc  coram  sno  iudice  fiierii 
oonyictufi  supra  dicto  modo  omni  iure  onmiqne  acta  legitimo  perpetuo  Bit  ipso  iure  pri- 
yatus^  quod  yulgo  dicitur  erenlos   et  rehtlos,   nulla   circa   ipsum    restitucione  locnm 
habente.^  —  c.  12.  „Item  statuimus,  ut  quicumque  per  annum  et  diem  in  proscriptione 
imperatoris  perstiterit,  si  actor  ad  cuius  querelam  fuit  proscriptus,  de  boc  ipsum  legi- 
time conyicerit  coram  nobis,  per  sebtenciam  no&tram  erenlos  et  rehtlos  pronnncieiiir. 
Itetn  quicumque  inpetitar  ab  alio  provocatus  ad  duellum  pro  crimine  lese  maiestatiS) 
tamquam  consilio  yel  auxiUo  contra  nos  aut  imperium  aliquid  attemptaverit  faotiosuin, 
si  legitimis  sibi  induoüs  prefixis  non  comparuerit  suam  innocenciam  purgaturas,  per 
sentenciam  nostram  erenlos  et  rehtlos  iudicetur.   (Item  pro  perfidia  yel  homicidio  quod 
dicitur  mort.)**  Vgl.  auch  Landfr.  y.  1281  K.  Rudolphs  c.  1.  („eilos  ande  regtlos* 
im  Falle  des  c.  11.  des  yon  1285)  2.  3.  u.  a. 

^  Daher  die  Erbrechte  der  unehelichen  Kinder.   Kraut  n.  88  ff. 

")  Peinl.  Halsger.  Ordn.  Art.  107.  „Welcher  yor  Bichter,  oder  Gericht  einen  ge- 
lehrten Meineid  schwört,  so  derselbig  Eid  zeitlich  Gut  antrifft,  das  in  dess,  der  also 
fälschlich  geschworen  hat,  Nutz  kommen ,  der  ist  zuförderst  schuldig,  wo  er  das  yer- 
mag,  solch  fälschlich  abgeschworen  Gut  dem  Verletzten  wieder  zu  kehren ,  soU  auch 
darzn  yerleumbt,  und  aller  Ehren  entsetzt  seyn.^  Art  108.  „So  aber  einer  eia 
ürphede,  mit  Sachen,  darum  er  das  Leben  nicht  Terwflikt  hat,  fOisetzhoh  und  freyent- 
lioh  yerbreohe,  der  soll  als  ein  Meineidiger,  mit  Abhaunng  der  Hand  oder  Finger, 
und  andern,  wie  im  nächst  obgemeldten  Aiiioal  berührt,  gestraffi  werden.*'  Ari 
122.  „So  jemand  sein  Eheweib  oder  Kinder,  um  einigeriey  Geniees  willen,  wie  die 
ITahmen  haben,  yniliglioh  zu  un^irlichen,  unkeusdien  und  schändlichen  Werken  ge- 
brauchen last,  der  ist  £hrloBB,  und  soll  nach  VennSg  gemeiner  Rechten,  geatrafil 
werden.'* 
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nmg  wurden  dadurch  von  selbst  wesentlich  öffentlich  rechtliche.  Nur  in 
zweierlei  Beziehung  erhielten  sich  private,  nemlich  insofern  die  ungeschmä- 
lerte Ehre  zur  Mitgliedschaft  in  Zünften  oder  ähnliehen  Genossenschaften  er- 
forderlich blieb,  und  der  Mangel  der  Ehre  zur  YerwerfiiBg  des  Zeugnisses 
(Eid)  vor  Gericht  oder  zur  Enterbung  berechtigen  konnte.  Jener  Fall  streift 
aber  wegen  der  Stellung  der  Korporationen  an  das  öffentliche  Kecht,  der 
letztere  st^lt  sich  heraus  als  ein  nothwendiger  Einfluss  der  sozialen  Achtung. 
Als  letzte  Wirkung  der  Neuzeit  trat  die  gänztiche  Unabhängigk^t  der  Ehre 
Yon  der  Berufsart  (Beschäftigung,  Stand  im  vulgären  Sinne)  ein,  ausser 
in  dem  Falle,  wo  diese  eine  Entwürdigung  des  sitdichen  Menschen  enthält. 

IV.  Die  Hereinziehung  römischrechtlicher  Anschauungen  und  Normen,  welche 
zwar  von  Einzelnen  versucht  ist,  selbst  in  Gesetzen  unklaren  Wiederhall 
findet  und  noch  bis  auf  unsere  Tage  festgehalten  wird,  ist  durchaus  unzu- 
lässig, indem  jene  Sätze  dem  Boden  einer  gänzUch  fremden  Yolksanschauung 
und  durchaus  verschiedenen  Staatsverfassung  angehören.'") 

§.  142. 

c.  Die  Ebenbnrt.*) 

I.  Der  in  die  älteste  Zeit  hinaufreichende  Unterschied  von  Klassen  des 
Tolkes,  die  in  persönlicher  Beziehung  wie  bezüglich  der  öffentlichen  Rechts- 
fähigkeit eine  höchst  ungleiche  Stellung  hatten,  verbunden  mit  der  germani- 
schen Anschauung  über  den  Einfluss  der  Geburt  auf  den  Werth  und  die 
Eigenschaften  der  Person*)   brachte  nothwendig  für  alle  Seiten  des  Rechts- 


")  Reic'hsschluss  von  1668  (Neue  Samml.  IV.  S.  55  fg.)  §.  Füre  Erete  .  . 
„also  dass,  wo  einer  entweder  mit  Worten,  oder  mit  der  That  beschmähet,  oder 
beschimpfet  worden,  kein  ordentlicher  Process  verstattet,  sondern,  wann  der  beleidigte 
solches  bey  behöriger  Instanz  anzeiget,  darinnen  gantz  summarie,  und  dergestalt  ver- 
fahren werden  sollte,  dass,  wann  sich  befindete,  dass  der  Injuriant  sich  zu  dem  Be- 
leidigten ohne  Ursach  genöthiget,  der  Injuriant,  nebenst  Refiindirung  der  Unkosten, 
zu  gebührender  Satisfaction,  vermittelst  einer  Ehrenerklärung,  und  öffentlichen  Ab- 
bitte, oder  Wiederruffs,  (mit  der  dabey  gefügten  Erklärung,  dass  ohne  grosse  erheb- 
liche Ursachen  einiger  Reservationi  Honoris,  wodurch,  die  Infamiam  zu  evitiren,  per 
indirectum  gesucht  wird,  nicht  statt  zu  geben,  sogar,  dass  auch  der  Richter,  da  er 
die  Ehre  ohne  genügsame  erhebliche  Ursache  vorbehalten  sollte,  selbst  darum  zu 
straffen  wäre,)  ohne  alle  Weitläuffigkeit  vermögt.'' 

^^  Ygl.  die  Oben  genannten  und  von  Savigny  System  des  heutigen  Römischen 
Reechts.    II.  S.  224  ft,  (§.  83.). 

*)  O.  G.  G  Öhr  um  Geschichtliche  Daretellung  der  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit 
nach  gemeinem  deutschen  Rechte,  2  Bde.,  Tübing.  1846. 

0  Vgl.  §§.   12.  52  —  56.  84  —  88.  105  —  107.    Die  zahb*eichen  Stellen  dieser 
werden  hier  vorausgesetzt. 
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lebens  hervor  den EinfluBs  der  GenosseuBchaft,  Standesgleichheit,  ab 
Folge  der  gleichen  Geburt,  der  Ebenburt.  Es  erscheint  das  Recht  als  ein 
angebornes,^  so  dass  gleiche  Rechte  Alle  haben,  sich  Genossen  sind,  die 
gleicher  Geburt  ihren  Ursprung  danken.  Hierzu  gehört  aber  dieselbe  G^bmis- 
gleichheit  von  Yater  und  Mutter,^)  weil  nur  dadurch  keine  Mischung  des 
Bluts  eintritt,  welche  dem  Kinde  ungleiche  Eigenschalten  giebt.  Zwar  verlor 
sich  mit  dem  Ohristenthume  allmälig  die  national-heidnische  Grundlage  der 
Ebenbürtigkeit;  diese  selbst  mit  ihren  Folgen  erhielt  sich  indessen  auf  der 
politischen  Ghrundlage  der  scharfen  Sonderung  verschiedener  Stande«  Zugleieh 
hatte  aber  diese  Umbildung  den  Einfluss,  dass,  wie  in  früherer  Zeit  im  All- 
gemeinen^) die  Ebenburt  der  Freien  auch  dort  sich  vorfand,  wo  die  Mutter 
einer  bevorzugteren  Klasse  (dem  Adel)  angehörte,  im  Mittelalter  die  Geburt 
von  einer  Mutter  aus  dem  höchsten  Stande  in  der  Ehe  mit  einem  Schöffen- 
baren  die  sdiöffenbare  Ebenbürtigkeit  gab,  nicht  aber  das  Kind  der  Matter 
gegenüber  als  ebenbürtig  erscheinen  Hess,  jedoch  höhere  Geburt  die  Rechte 
der  niedem  in  der  Familie  verlieh.^)  Auch  gab  der  höhere  politische 
Stand  allein  nicht  die  Ebenburt  fiir  das  Gebiet  des  Privatrechts.®) 

n.  Im  Mittelalter  übte  die  Ebenbürtigkeit  auf  allen  Gebieten  des  öffent- 
lichen Rechts')  ihre  Wirkungen,  wo  politische  Stellung  der  Person  sowie  diese 
in  ihrer  physischen  (Leib,  Leben)  odet  moralischen  Existenz  (Ehre)  in  Be- 
tracht kam.  Davon  ist  aber  unzertrennlich  ihre  privatrechtliche  Stellung. 
Hieraus  erklärt  sich,  dass  die  Ehe  und  mit  ihr  die  Stellung  in  der  Familie, 
das  Erbrecht,  und  das  Eigen,  welches  regelmässig  Erbe  ist,  wesentlich 
durch  die  Sätze  der  Ebenbürtigkeit  geleitet  wurden.^  Je  mehr  sich  die 
Ständeunterschiede  abschwächten  oder  doch  an  politischer  Bedeutung  verloren, 
desto  mehr  sank  auch  der  Einfluss  der  Ebenbürtigkeit,  bis  zuletzt  in  der 
Neuzeit  ihr  Begriff  und  Wesen  nur  bei  dem  Stande  noch  eine  reelle  Bedeu- 
tung hat,  dem  man  als  Ersatz  seiner  früheren  Standesgleichheit  mit  den 
heutigen  Souveränen  die  Ebenbürtigkeit  mit  diesen  garantirt  hat  (die  s.  g* 
Mediatisirten),  während  in  Wirklichkeit  die  gesetzliche  Möglichkeit,  die 


^)  Sachsenspiegel  L  16.  §.1. 

®)  Ssp.  L  51.  §.  8.  4.    Schwsp.  c   67.  u.  a.  —  Ist  sie  nicht  vorhanden,   so  irt 
ein^  üngenoss  oder  Uebergenoss. 

*)  Eine  Ausnahme  findet  sich  bei  den  Sachsen.    Oben  S.  33.  nota  12. 
»)  Sachsp.  m.  72. 
«)  Ssp.  n.  12.  2.  m.  19.  u.  a. 

^)  Diese  Einwirkungen  d^  Ebenbürtigkeit  ergeben  sich  ans  den  §§.  84  fil,  110^ 
111  ff.,  129.,  130.,  138.  u.  a. 

^  Die  einzelnen  Wirkungen  werden  sich  bei  den  betreff^den  Materien  Bei|^ 
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Ebenbürtigkeit  mit  der  alten  Wirkung  (z.  B.  in  Familienfideicommissstiftungen 
TL  dgl.)  vorzubehalten,  für  die  neuere  Rechtsentwicklung  ebensowenig  einen 
rechten  Sinn  hat  als  einzelne  noch  bestehende  Gesetze,  welche  Folgen  der 
Btandesungleichheit  auf  privatrechtHchem  Gebiete  kennen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Kechte  an  Sachen.*) 

§.  143. 
I.    Charakter  des  Sachenrechts. 

I.  Es  ist  die  Geschichte  des  Sachenrechtes  getragen  von  mehren  in  der 
ganzen  Entwicklung  des  deutschen  Rechts  bedeutsam  auftretenden  Umständen.  >) 
Dahin  gehört  einmal  die  Art  der  Ansiedlung  und  Gemeindebildung, 
welche  vielfache  eigenthiimliche  Erscheinungen  herbeiführte,  in  Verbindung 
fflit  ihr  der  überwiegende  Grossgrundbesitz  der  Könige,  welcher  durch 
Verleihung  sich  auf  Kirchen  und  weltliche  Grosse  fortpflanzend  Grundlage 
besonderer  Rechtsformen  fiir  das  Recht  an  Sachen  wurde.  Ein  ferneres  Mo- 
nient  ist  die  Bedeutung  des  Grundbesitzes  für  das  öffentliche  Recht,  welche 
sich  wirksam  erhielt  durch  die  Verbindung  öffentUcher  Rechte  mit  Grund  und 
Boden.  ^  Daraus  erklärt  sich  das  Bestreben,  den  Beziehungen  der  Personen 
ZU  einander,  soweit  diese  nicht  auf  rein  natürlichen  Verhältnissen  beruhen,') 
eine  dingliche  Grundlage  zu  geben.    Hieraus  entstand  eine  bunte  Mischung 


*)  Jul.  Weiske  Gnindzüge  des  teutschen  Privatrechtes  nach  dem  Sachsenspiegel 
nut  Berucks.  u.  YergleiclL  des  Sohwabensp.,  verm.  Sachsp.  u.  sächs.  Weichb.,  Leipz. 
1826.  Buch  3.,  S.  69  ff.  —  Friedr.  Stein  Die  Entwiokelung  und  Fortbildung  des 
deutschen  Sachenrechtes  [in  der  Zeit  vor  der  Aufnahme  des  rom.  Rechtes,  Erlang. 
1S57.  Sehr  gut  sind  die  Bemerkungen  von  Gerber  System  des  deutschen  Privatrechts 
§§.  72  flf. 

')  Vgl.  §.  9.  12.  num.  IV.  V.  43.  num.  m.  50.  54  ff. 

^  Gerichtsbarkeit,  Landstandschaft,  Begierungsrechte,  Patronat.und  dgl. 

0  Dieser  Beschaffenheit  aber  sind  nur  jene,  welche  aus  der  Ehe  hervorgehen  und 
im  Seime  in  derselben  beschlossen  liegen. 
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von  dinglichen  und  persönlichen  Bechien,  der  mannigfachsten  YerbinduBgen 
der  Personen  mit  Sachen.^)  Zugleich  war  die  Möglichkeit  gegeben,  das» 
Grund  und  Boden  je  nach  der  Person  des  Besitzers  einen  yersdiiedenen 
juristischen  Charakter  annehmen  konnte/)  dass  sich  Bechte  mit  Grund  und 
Boden  gewissermassen  verkörperten,  deren  Inhalt  an  sich  ein  rein  persönlicher 
Anspruch  ist.®) 

IT.  Alle  diese  Momente  verbunden  mit  dem  Umstände,  dass  erst  sehr  spät 
durch  das  Aufblühen  von  Gewerbe  und  Handel  das  bewegliche  Gut  in  dem 
Kreise  der  Städte  im  Vergleiche  zu  dem  unbeweglichen  grosse  Bedeutung  ge- 
wann, erklären,  dass   die  natürliche  Beschaffenheit  der  Sachen  und  das  w£ 
dieser  beruhende  Verhältniss  der  Personen  zu  denselben  in  den  Vordergrund, 
der  juristische  Charakter  des  Bechts  der  Person  auf  die  Sache  in  den  Hinter- 
grund trat.    Die  Eigenschaft  der  Beweglichkeit  und  Unbeweglichkeit 
scheidet  das  Sachenrecht  in  zwei  Hälften.    Mit  diesem  Ausgangspunkte  und  der 
hervorgehobenen  Bedeutung  der  liegenden  Habe  für  das  öffentliche  Bechts- 
gebiet  trat  von  selbst  der  Besitz,  welcher  an  liegender  Habe  jederzeit  er- 
kennbar sein  kann,   als  Grundlage  des  Bechts  an  Sachen  auf,   der  abstrakte 
Begriff  der  rechtlichen  Herrschaft  dagegen  zurück.   Nicht  das  dominium 
sondern  die  Eigenschaft  bildet  im  deutschen  Bechte  das  Charakteristische*, 
weil  die  letztere  dauernd  nur  beim  unbeweglichen  Gute  sich  erkennen  lassb 
heisst  dies  vorzugsweise  Eigen,  Eigenthum.    Aus  dieser  Beschaffenheit  de» 
Sachenrechts  hat  sich  ein  Mangel  scharfer  Bechtsformen  ergeben,  in 
denen  das  Verhältniss  zu  einer  Sache  sich  durch  blosse  juristische  Function 
fortsetzen  kann.    Die  einzelnen  Beziehungen  zu  und  Bechte  an  Sachen  ge- 
stalten sich  nicht  zu  ebenso  vielen  Bechts  Instituten,    sondern  der  ma- 
terielle Charakter  des  Gegenstandes  verbunden  mit  dem  Inhalte  des  Verhält- 
nisses giebt  diesem  seine  Gestaltung.')    Einen  Ersatz  für  diesen  Mangel  bot 
der  Beichthum  der  concreten  Verhältnisse,  welcher  jenen  nicht  zum  Bewusst- 
sein  kommen  liess.'    Jenes  Vorwiegen  des  Faktischen  bringt  einerseits  hervor, 


*)  Lehenrecht  —  Formen  des  Besitzes  der  Halbfreien,  Eolonat,  an  Banemgüten 
des  erblichen  und  nicht  erblichen  Kutzungsrechts. 

^)  Bittergüter,  adelige  Güter,  Bauerngüter,  städtische  Grandstücke. 

^  Beallasten,  Erbpacht,  Zwangs-  und  Bannrechte  etc. 

0  So  ist  auch  der  Besitz  an  Grandstücken  unter  gleichzeitiger  Yerbindliohkeit  jähr- 
licher Abgaben,  Dienste,  Naturalfrüchte  nicht  zu  einem  scharfen  Bechtsinstiiate  ge- 
worden,  go  dass  unter  Setzung  bestimmter  Bedingungen  Jemand  stets  und  nothwendig 
die  bestumnten  Bechte  erwarb,  sondern  das  durchaus  Gleichmässige  war  nur  das  Becht 
zum  Besitze,  dessen  Inhalt  überall  yerschieden  war.  Festere  Formen  entwickelten  sich 
durch  den  Einfioss  des  römischen  Bechts,  welchen  das  canonische  yermittelie. 
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daos,  wo  Faktum  und  Recht  yerbimden  sind,  beides  ohne  besondem  Akt 
übertragbar  wird,^)  auf  der  andern  Seite  das  blosse  Recht  auf  die  Sache 
UBter  Umstanden  sieh  nur  als  Forderung  gegen  eine  Person  geltend  machen 
läsßt.^ 

in.  Im  engsten  Zusammenhange  mit  dieser  Gestaltung  des  Sachenrechts^ 
welches  für  den  Staat,  die  Gemeinde  von  grosstem  Interesse  war,  steht  die 
Oeffentlichkeit,  Offenkundigfadit,  giarichtliche  Form  der  Constituimng  ding«» 
lieber  Rechte,    die  im  deutschen   Rechte  eine  so   bedeutende  Rolle    spielt. 
Im  Laufe  der  Zeit  fielen  manche  der  einwirkenden  besonders  Öffentlichreeht- 
lieben  Momente   fort;^^    neue   Grundsätze    und   Formen   kamen   durch   das 
römisclie  Recht  in  Aufnahme.    Trotzdem  hat  sich  weder   der  Charakter  des 
Sachenrechts  gänzlich  verändert,   noch  haben  sich  alle  eigenthümlichen  For- 
men desselben  verloren.    Vielmehr  ist  auch  für  das  Yerständniss  des  heutigen 
Hechts  die  Geschichte  unentbehrlich.     Ja  es  ist  leicht  zu  zeigen,   dass  ein 
strengeres  Festhalten  an  den  deutschrechtlichen  Prinzipien ,  besonders  aber  ein 
Fortbilden  des  Immobüarverkehrs  auf  Grundlage  der  Oeffentlichkeit  der  ding- 
liehen Rechte  in  unserer  Zeit  als  Basis  der  SoHdität  fiir  den  Realcredit  un- 
erlässlich  ist. 

§.  144. 
n.  Arten  der  Sachen. 

I.  Die  beweglichen  Sachen  heissen  fahrende  Habe,  Fahrnis s,  gereide 
Gut,  und  umfassen,  was  sich  bewegen  lässt  oder  selbst  bewegen  kann.^)  Unter 
ihnen  tritt  hervor  das  Ingethum,  Ingedömpte,  der  Hausrath,  femer  die 
Gerade,  Rade,  das  Heergeräthe  und  Musteil. 


")  Erbe  geht  von  selbst  über. 

^  Bei  Mobilien  giebi  das EigenthumBreohi  bisweilen  nur  eine  persönliche  S3age; 
der  Yerkanf  von  Grondstüoken  mit  hinzukommender  Uebergabe  giebt  noch  kein  Recht 
auf  die  Sache,  ja  bisweilen  (beim  Mangel  des  Consenses  der  Erben)  nicht  einmal  ein 
yollkommnes  Besitzrecht. 

^^  Z.  B.  der  Charakter  der  alten  Unterthaneaschaft  durch  die  Ausbildung  der 
Landeshoheit,  die  Bedeutung  des  Lehenbandes,  das  zor  reinen  Antiquität  herabge- 
Bonken  ist, 

*)  Sohwabsp.  c  145.  W.  „Was  varende  guot  heizet,  daz  sul  wir  sagen. 
Qolt  unde  Silber  unde  edel  gesteine,  unde  vie  nnde  res,  unde  alles  daz  man  getrlben 
uide  getragen  mao,  unde  pfantschaft  swie  diu  gesohafen  ist,  verworhtez  golt  unde 
Silber,  unde  aUez  hamasoh  unde  vederwAt  onde  gesehüze.*^  —  Siehe  die  zahhreichen 
SteUen  bei  Kraut  §.  95. 


422  Gesch.  d.  Priyatreehto.  IL  Kap.  §.  145. 

n.  Urnen  gegenüber^  standen  die  unbeweglichen  Sachen,  das  Eigen.  8ie 
können  aber  sein  ^  Eigen  im  engemSinne,  proprium,  proprietas,  Alode, 
Erbe,  hereditas,  terra  salica,  terra,  terra  aviatica,  durchslacht  eigen, 
—  oder  Lehen,  Len,  Lehngat,  —  oder  Leibzucht 

m.  Je  nach  verschiedenen  Merkmalen  oder  Gesichtspunkten  kann  ein 
Stück  als  fahrendes  oder  liegendes  Gut  erscheinen.^)  So  gelten  im  Ifittelalter 
Häuser')    und    auch    später   noch    oft  Alles,    was    die  Fackel    verzehrt,*) 


*)  Ssp.  L  81.  2.  ^dar  mmne  ne  mach  nen  wif  irme  manne  nene  gave  geyen  an 
irme   egene,   noch  an   irer  varende   have/ 

')  Sachsp.  L  82.  ^Nein  wif  ne  mach  ok  to  egene  behalden  ire  liftucht, 
noch  ir  erve  na  ireme  dode,  de  wile  man  dat  getügen  mach,  dat  ir  ire  io  inne  liye 
gegeven  bL  Sprikt  se,  dat  it  ir  egen  si,  unde  wiii  se  dar  af  gewiset  mit  rechte, 
80  hevet  beide  egen  unde  lifhichi  dar  an  verlorn.^  —  IIL  75.  ni.  76.  §.  8.  „IHmt  en 
man  ene  wedewen,  die  egen  oder  len  oder  liftuchi  oder  san  tinsgut  hevet,  syat 
80  he  in  deme  gude  mit  sinem  plage  arbeidet,  stirft  sin  wif  er  der  sat,  he  sal^t  yuI 
arbeiden  imde  seien  unde  aflsniden,  unte  tins  oder  plege  aal  he  dar  af  geven  jenen 
iippe  den  it  gut  irstirft.^ 

Lex  SaL  Tit  LIX.  De  alodis.  LXXVIL  CL  (Merkel)  L.  Rip.  Tit.  LVI.,  L. 
Angl.  et  "Worin.  Tit.  VI.,  L.  Bajuv.  11.  c.  1.  §.  3.  Ueber  die  Bedeutung  b. 
Grimm  B.  A.  S.  492  f.  von  al  =  totus  und  6d=bonum,  al  —  eigen,  mere  proprium. 
—  Die  SteDen  bei  Kraut  n.  16  —  29.  —  Ssp.  L  6.  §.  1.  „Mit  ayelkeme  gude  de 
man  besürft,  dat  het  allet  erve.  §.  2.  Sre  so  dat  erre  nimt,  die  sal  dur  recht  die 
scult  golden  also  vemf  als  it  erye  geweret  an  yarender  have.^  —  Hamb.  Statuten 
von  1497.  (Kraut  n.  37.)  „So  wo  syn  erve,  dat  eme  nicht  angeeryet  is,  yer- 
kopen  wil*^  •  •  •  Aeltestes  So  est  er  Stadtr.  §.  27.  „Potest  clericus.  aut  mulier.  que- 
libet  mobilia,  uel  bona,  uel  donationes.  uel  caduca.  que  Ratha  dicuntur,  in  iudicio 
petere.  sine  procuratore.  sed  si  intersunt  mandpia.  uel  predium  fundale.  quod  vulgo 
dicitur  Torfhaht  egen,  sine  procuratore  agere  non  potesf  andere  bei  Kraut  n.  9  — 15. 

*)  Grimm  Weisthümer  L  45.  Aus  der  Stäfner  (Stäfa  am  Zürcher  See)  Oefhung 
(15.  Jahrh.)  10.  „Aber  sprechen  sy,  das  komn  ligend  gut  ist,  byss  das  es  ynnder 
die  wid  kumpt,  ynd  vin  ligend  gut  ist,  byss  das  er  ynnder  die  reiff  kumpt.  Aber 
sprechen  sy,  das  hüser  farend  gut  ist  gegen  den  fründen,  ynd  ligend  gut  ist  gegen 
dem  Herren."  —  Kraut  n.  53.  54. 

^)  Sachsp.  ni.  76.  §.  2.  „Hadde  aver  die  ttowo  man  genomen,  unde  was  he 
to  ire  unde  to  den  kinderen  in  dat  ungetveide  gut  gevaren,  unde  stirft  denne  dat  wif, 
die  man  behalt  al  des  wivea  recht  in  der  yarender  haye,  Runder  dat  gebu  unde  sunder 
die  rade.*^  —  Anders  in  den  Städten:  Lübisch.  Recht  y.  1240  Art.  242.  (Kraut 
n.  51.).  „So  wor  wif  und  man  bi  erer  beyder  leyende  hebben  wichbelde —  in  husen 
und  in  eryen,  und  de  dinge  also  komen  und  yaUen,  dat  en  de  hus  und  erre  stände 
bliyen  yor  den  tins  und  uppe  laien  werden  yor  dem  rade,  und  dania  deme  manne 
sin  wif  storye,  de  hus  und  erye  de  schuUen  deme  manne  bliyen  yarende  have,  ghelio 
deme  wichbelde,  dat  se  dar  Inne  hedden.''  u.  Zflrcher  i^eoht  das.  n.  59. 

^)  Siehe  die  Stelle  bei  Kraut  n.  56.  o.  fthnlidie  Meikmale  in  den  folgenden 
Stellen. 
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^Fruchte  bisweUen  aach  so  kmge  aie  siehen,  als  fahrende  Habe,  dagegen 
dingliche  Eechte  an  Gütern  (Grundzinseni  Zehnten)  als  li^ende,  jedoch 
die  einzelne  Giebigkeit  als  fahrende.^ 

lY.  Nach  dem  Yerhaltnisse  mehrer  Sachen  zn  einander  schied  man  schon 
im  Mittelalter  Haupt-  und  Nebensachen.  Bald  ist  dieses  erkennbar  nach 
rein  äussern  Momenten,^  bald  namentlich  bei  Grundstücken  aus  dem  Her- 
kommen, das  eine  bestimmte  Grosse  des  untheilbaren  Besitzes  fordert^  oder 
gewisse  Theile  alsPertinenzen,  nothwendige  Zubehörungen  erscheinen  lässt  *^ 
Nicht  blos  Grundstücke  erscheinen  aber  als  Zubehörungen  andrer,  sondern 
Yor  Allem  auch  Rechte  und  Gerechtsame  der  yerschiedensten  Art 

Y.  Unter  die  liegenden  Güter  gehören  auch  die  Territorien**)  sowie  die 
nach  Lehnrecht  oder  Alod  zustehenden  Hoheitsrechte.  Darin  liegt  der  Grund, 
weshalb  auf  sie  in  mehrfacher  Beziehung  die  privatrechtlichen  Grundsätze 
ADwendung  finden. 

ni.  Besitz  und  Eigenthum.    Gewere.*) 

§.  145. 
1.  Allgemeines. 

I.  Schon  das  älteste  Recht  kennt  ein  ausschliessliches  Recht  des  Einzelnen 
an  Sachen,   was  fQr  bewegliche  an  sich  keines  Beweises  bedarf,  für  liegende 


0  Rigisch  Ridderr.  56.  (Kraut  n.  50.)  „Tynse  u.  tegeden  in  den  dörpen  ys 
nene  Tarende  have,  u.  wat  erdtfaste  u.  nagelfaßte  ya."  Nürnb.  Ref.  (das.  n.  52.) 
„Es  werden  auch  Rent,  Zinsz,  Gült,  Weysat,  Frucht  u.  Nutzungen,  so  die  auf 
bestimpte  u.  erschine  Zeit  u.  Zil  verfallen  sein  u.  s.  w.  für  farende  Hab  gehalten." 

«)  Goslar.  Statuten  2B.  Z.  23.  (ICraut  §.  96.  n.  1.)  „We  enhus  vorkoft  eder  ene 
boden,  wat  dar  ane  is  ertvast  u.  neghelvast,  dat  hört  dar  to,  it  en  si  anders 
ghewilleköret.'*    Das.  n.  2.  8.  niet-,  nagel-,  erd-,  mauerfest  u.  dgL 

^  Sachsp.  I.  34.  §.  1.  „Ane  des  richteres  orlof  mut  en  man  sin  egen  wol  ver- 
geyen  in  ervengelof,  deste  he's  behalde  ene  halve  hüve  unde  ene  word,  dar  man 
enen  wagen  uppe  wenden  möge;  dar  af  sal  he  deme  richtere  sines  rechten  plegon.* 

*<»)  Dies  zeigt  sich  deutlich  in  den  Traditionsurkunden.  Man  vgl  z.  B.  die  §§.  68. 
n.  1.  8.,    72.  n.  11.,  77.  n.  6.  u.  andere,  abgedruckten  Stellen. 

**)  DafQr  bieten  viele  der  in  nota  10.  citirten  Stellen  und  andere  im  Früheren  mit- 
getheilte  den  Beweis. 

*)  Ausser  den  Lehr-  und  Handbüchern  des  deutsch.  Privatrechts  und  der  deutschen 
Kechtsgeßch.  von  Eichhorn,  Walter  u.  Zöpfl  sehe  man  Wilh.  Ed.  Albrecht, 
DieOewere,  als  Grundlage  des  altem  deutschen  Sachenrechts,  Königsb.  1828.  Gaupp 
Kritische  ünteisachungen  über  die  Gewere  des  deutschen  Rechts,   in  Zeitschr.  f.  D. 
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durch  unzweidentige  Quellen  und  die  Gesammtbetrachtung  der  altem  Zu- 
«tande  erbracht  ist.*)  Neben  ihm  erhielt  sich  aber  durch  das  ganze  Mittel- 
alter bis  in  die  neuere  Zeit  und  bis  auf  die  Gegenwart  ein  korperli<^  unge- 
theiltes  gemeinsames  Gut  in  den  Markgenossenschaften*)  und  den 
Gemeinden,  das  bald  den  GUedem  nach  bestimmtem  Verhältnisse  zu^Nutzmig 
und  Eigenthum  obwohl  häufig  ohne  Recht  der  Yeränsserung  zustand,  bald 
als  ein  Gut  erscheint,  welches  eine  dauernde  Zweckbestimmung  für  eine  be- 
stimmte Anzahl  oder  alle  Glieder  einer  Gemeinde  oder  die  Gesammtbedürf- 
nisse  einer  solchen  trägt,  ohne  dass  sich  ein  bestimmtes  Einzelnrecht  am 
Gute  selbst  erkennen  Hesse. 

n.  Für  die  verschiedenen  Arten  yon  Bechten  an  Sachen  hat  das  deutsche 
Becht  keine  einzelnen  einen  festen  Begriff  technisch  abschliessenden  Bezeldi- 
nungen.  In  den  lateinischen  Quellen  der  fränkischen  Zeit  werden  die  bereits 
{§.  144.)  mitgetheilten  lateinischen  Ausdrücke  gebraucht,  ohne  dass  ihnen 
jedoch  der  römischrechtliche  Begriff  beiwohnt.  Im  Mittelalter  wird  oft  der 
Ausdruck  für  das  Objekt  auch  für  das  Becht  gebraucht,')  der  Begriff  Eigen- 


Becht.  I.  8.  86—148.,  G.  G.  Bruns  Das  Becht  des  Besitzes  im  M.A.  und  in  der 
Gegenwart,  Tfibing.  1848.  Y.  Absch.  §.40—46.  (S.283  ff.),  G.  Sandhaas  GennaniBt 
Abhandlungen,  Giess.  1852  (Zur  Lehre  von  der  Uebertragimg  dinglicher  Bechte  an 
Grund  und  Boden  —  Ueber  das  Wesen  der  Qewere  —  Ueber  die  Beohte  des  näch- 
sten Erben  bei  Yerfugangen  über  das  Grundeigenthum  nach  älterem  deutschem 
Sachenrechte.).  —  Ueber  die  Gewere  in  den  deutschrechtL  Quellen  des  Mittelalters 
von  Gerber  in  Zeitschr.  f.  Civilr.  u.  Proz.  N.  F.  Bd.  XI.  1854.  S.  1—54.  Vgl  anch 
L.  Duncker  Ueber  den  Quasibesitz  der  auf  Grund  u.  Boden  radicirten  eigenthümlioh 
deutschen  Bechte  und  den  possessorischen  Schutz  derselben,  in  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Becht  IL  S.  26—114.    Andere  Schriften  sind  zu  §.  143.  citirt. 

0  Vgl.  Oben  §.  9. 

^  Ausser  der  Oben  §.  9.  angegebenen  Literatur  Zöpfl  B.  G.  S.  T29  ff.  und  die 
fio  eben  mir  zukommende  Schrift  Fried r.  Thudichum  die  Gau-  und  Markverfassuag 
in  Deutschland,  Giessen  1860. 

«)  Dies  lehren  die  Stellen  des  §.  144.  Dazu  z.  B.  Bichtst.  Landr.  c.  25.  §.  4. 
„Weret  ayer  dat  it  mit  dinen  willen  ener  vrowen  gegeven  were  tu  lifgedinge,  unde 
lite  se  it  edder  sprike  it  were  er  egen,  unde  hedde  se  it  in  erer  gewere,  so  wag, 
wo  se  edder  ere  nakomelinge  des  vulkomen  scolen,  dat  it  ir  egen  si.  So  vintane,  ae 
scolens  mit  ses  scepenbaren  yrien  mannen  vullenkomen.  Kan  se  des  nicht  gedon,  so 
Trag,  oft  se  icht  an  deme  eigene  beide  liftucht  unde  egen  scole  vorboret  heb- 
ben.  Dat  vintme.*^  c.  27.  §.  1.  „Claget  en  uppe  gut  unde  secht  it  si  sin  len,  de 
ander  secht  it  si  sin  egen,  unde  hebbe  gi  beide  nene  gewere  daranne,  so  yrag, 
wedder  du  icht  neger  tu  behaldende  sist  dines  e genes  an  deme  gude,  edder  it  jene 
tu  lene  neger  tu  behaldende  si.  So  yintme  du  sistes  neger.  So  vrag  wo  du  dat  eigen 
behalden  scolest.  So  vintme  mit  drier  scepen  tuge.*^  Sachsp.  H.  44.  §.  3.  „Stb  so 
jm  sime  lene,  oder  an  lifgedinge  siner  müder  oder nichtelen  ime  egen  seget,  he  mnt 
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thümer  meist  lunsohrieben,  das  Wort  dominus,  herr  wird  nur  gebraucht 
für  das  Becht  an  Thieren  und  Knechten/)  In  der  spätem  Zeit  wurde  der 
Ausdruck  Eigenthum,  Eigenthümer  in  genauer  Festhaltung  des  Moments, 
wodurdi  sich  dieser  Begriff  yon  den  übrigen  Bechten  an  Sachen  unterscheidet, 
zum  technischen  für  die  Bezeichnung  der  vollen  rechtlichen  Herrschaft  und 
des  Verhältnisses  eines  solchen  Herrn  über  ein  der  rechtlichen  Befugniss  unter- 
stehendes Ding. 

m.  Mit  dem  Ursprünge  dieses  Begriffes  hängt  eng  zusammen  einmal 
dessen  Uebertragung  auf  Bechte,'^)  sodann  die  Theilung  des  Eigenthumsrechtes 
in  seine  bei  Terschiedenen  Personen  möglicherweise  yorhandenen  Befugnisse, 
woraus  sich  in  Anlehnung  an  römischrechtliche  Bezeichnungen®)  der  Begriff 
eines  s.  g.  getheilten  Eigenthums')  gebildet  hat,  der  allerdings  für  den 
heutigen   dem  römischen  Bechte  entsprechenden  Ausdruck  Eigenthum  nicht 


die  egenlike  gewere  mit  ses  scepenbaren  vrien  mannen  getugen,  oder  ime  wir 
dar  burst  an.'' 

*)  Das  ergeben  ylele  früher  abgedruckte  Stellen.  Im  Uebrigen  gel^t  dorn  Ina  8 
und  dominium  auf  die  öffentlich  rechtliche  Stellung  des  Herrschers.  Siehe  z.  B.  die 
Stellen  im  §.  69.  n.  2.  3.  4,  u.  a.  In  den  lateinischen  Urkunden  des  Mittelalters  wird 
AÜerdiiigs  dominium,  proprietas  u.  s.  w.  auch  schon  im  römischrechtlichen  Sinne  ge- 
braucht.    Tgl.  die  Urkunden  im  §.  68.  n.  1.  (von  1167)  p.  8.  u.  a. 

^)  ^gi-  ^e  Stellen  bei  Kraut  §.  105.  Den  Uebergang  bUdet  das  eanonisohe 
Becht,  welches  eine  proprietas,  in  deren  Begriff  es  genau  dem  deutschen  Bechte 
seinen  Inhalt  entlehnt,  bei  allen  Bechten  anninunt ,  welche  mit  dem  Besitze  einer  Sache 
verbunden  sind  oder  direct  gegen  eine  Sache  ausgeübt  werden  können  oder  endlich 
zur  Ausübung  den  Besitz  einer  Sache  fordern  oder  selbst  eine  quasi  possessio  zulassen. 
Siehe  zahlreiche  Nachweise  in  meinen  Quellen  des  kath.  Kirchenr.  (Eirchenr.  Bd.  1.) 
S.  225  ff.     Andere  in  meinem  System  des  Eirchenr.  (Bd.  U.)  S.  487  f. 

^)  Glossa  ad  L  1.  2.  D.  de  bonor.  poss.  87.  1.  „Bonorum  possesMO  tribuit  domi- 
nium sc.  utile,  nam  directum  solus  heres  habet.  Non  autem  (bonorum  posses- 
sores)  Tere  sunt  heredes,  unde  non  habent  petitionem  hereditatis  directam,  sed  uti- 
le m.^^  GloBs.  ad  L.  3.  D.  de  usurpat.  (41.  3.).  „Non  solum  usucapione  qnaeritnr 
dominium,  quod  seoundum  omnes  constat;  sed  etiam  praescriptione,  quod  Martinus 
concessit.  Sed  Bulgarus  dixit,  principaliter  quaeri  exceptionem,  secundario  utile 
dominium.  —  Patet  ergo  quod  hoc  yerbum  dominii  diyersimodo  acdpitur  pro  directo 
et  utili.    Accurs.'^ 

'j  Matthaeus  de  Afflictis  inComment.  in  feudor.  usus.  1629.  p.  416.  a.  Nr.  3. 
„Et  sclas,  quod  triplex  est  dominium:  videlicet  directum,  utile,  et  dominium 
utile  Sabal ternaium,  quod  subaltematnr  directo,  et  istud  habent  feudatarii 
et  emphyteuiae.^  Alyaroitus  de  feud.  Prooem.:  „notandum  insuper,  quod 
habemuB  sex  contraotos,  ex  quibns  iransfertur  dominium  rei  retento  dominio 
directo,  quorom  qoilibet  habet  nomina  diyersa,  nempe  coniractns  superficiarius,  — 
locationiB  ad  longum  tempus,  emphytenticaTius,  libeUarius,  precaiins,  fendalis.'^  Siehe 
diese  und  andere  Stellen  bei  Kraut 
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passend  ist.  EndHch  kann,  wenn  man  die  blosse  Eigensehaft  ak  Manstab 
annimmt,  dieselbe  Sache  Mehren  so  geboren,  dass  sie  gesammt,  za  gesammter 
Hand  als  ihre  Eigentfaomer  erseheinen,  obwohl  nnter  Zugrundelegung  des 
römischen  Begriffes  kein  s.  g.  Qesammteigenthum  Torliegt,  sondern  die 
betreffenden  Bechtsrerhaltnisse  sich  in  verschiedene  Rechte  auflösen.*) 

lY.  Als  die  Hanpteigenihümlichkeit  des  deutschen  Bechts,  welche  zwar  mit 
der  vollendeten  Beception  des  römischen  vielfach  modifizirt  jedoch  nidit  ganz 
angehoben  ist  und  noch  im  heutigen  Bechte  Wirkungen  äussert,*)  erscheint 
das  Yorwiegen  des  Habens  einer  Sache,  des  Besitzers  derselben,  kinz 
des  thatsächlichen  Yerhaltnisses,  in  welchem  Jemand  zu  einer  Sache  steht. 
Da  sich  in  diesem  die  Einwirkungen  auf  die  Sache  scharf  ausprägen  und 
daher  verschieden  erscheinen  nach  dem  Grunde ,  auf  welchem  das  Yerhaltniss 
selbst  ruhet,  da  femer  für  die  Herbeiführung  jenes  Yerhaltnisses  so  feste  und 
bezeichnende  Formen  angewandt  wurden,  dass  die  beabsichtigte  Folge  keinem 
Zweifel  unterlag:  so  war  kein  Bedürfniss  vorhanden,  an  die  Stelle  der  dieses 
concreto,  sinnliche  Yerhaltniss  bezeichnenden  Ausdrucke  solche  den  rein  logi- 
schen Begriff  des  Bechts  an  der  Sache  im  scharfen  Gegensatze  zu  dem 
blossen  Innehaben  derselben  bezeichnende  zu  setzen.  Die  für  alle  Yer- 
hältnisse  zu  Sachen  vom  blossen  faktischen  Innehaben  selbst  ohne  Becht  bis 
zum  Bechte  an  einer  Sache  auf  Grund  eines  Bechts,  welches  jeden.  Dritten 
völlig  ausschliesst  und  demnach  die  voUkomnme  rechliche  Herrschaft  über 
eine  Sache  giebt,  anwendbare  ganz  allgemeine  Bezeichnung  ist  Yestitura, 
vestitio,  giwerida,  geweri,  Gewere,")  in  welchen  Ausdrücken  durch 
den  Ursprung  des  Yerhaltnisses  das  Yerhaltniss  zur  Sache  als  das 
hervorstechende  Moment  bezeichnet  ist.^^) 


^)  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  §.  107.  und  L.  Duncker  Das  Gesanunteigenthiiin^ 
Marb.  1848.  Für  die  Natur  des  Rechts  der  Gesammthänder  beim  Lehen  s.  die 
Ausführung Homeyers  im  System  des  Lehnrechts*  §.  45.  (Sachsp.  n.2.  S.  461 — 464.). 
Ygl.  vorher  nunL  I. 

^  Besonders  in  Betreff  der  Folgen  der  Einverleibung  in  die  öffentlichen 
Bücher,  welche  als  Beweis  des  ^^Besitztitels''  und  ^^Besitzes'^  auf  Erwerb  und 
Yerlust  von  der  entschiedensten  Wirkung  ist. 

^^  Die  verschiedenen  Ansichten  siehe  besonders  zusammengestellt  bei  Sandhaas. 
Ausser  den  Genannten  ist  noch  zu  vergl.  Walter  II.G.  §§.  493  ff.  und  Zöpfl  R.&. 
8.  732  ff. 

^^)  Das  Wort  giwert,  giwerida  entspricht  genau  dem  Worte  investiiura. 
Das  ahd.  warjan,  werjan  ist  gleich  dem  goth.  vasjan  =  vestire.  Es  drückt  die 
Einkleidung  in  den  Besitz  aus,  der  antretende  Besitzer  wird  vestitus.  S.  Grimm 
E.A.  8.  555  fg.  —  Cap.  Lud.  P.  a.  817  Leg.  I.  p.  211.  oder  Anseg.  IV.  18.  Leg.L 
p.  314.    Daselbst  p.  261.  steht  es  mit  einer  aus  dem  Schlüsse   des  9.   oder  Anfange 
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§.  146. 
2.  Arten  der  Gewere. 

I.  Das  äusserlich  durch  die  Yomahme  eines  die  Befiigmss  zur  Einwirkung 
auf  die  Sache  bekundenden  Aktes  sichtbar  gewordene  Verhältnis»*)  der  Ge- 
were tritt  ganz  besonders  hervor  bei  den  unbeweglichen  Sachen.    Dies  er- 
klärt sich  leicht  aus   deren  Bedeutung  sowie  aus  der  bezüglich  ihrer   vor- 
zugsweise festzustellenden  Sicherheit  der  Verhältnisse.   Weü  dadurch  eine  feste 
Form  des  Erwerbes  von  Grundeigenthum  seit  den  ältesten  Zeiten  hergebracht 
wurde  (§.  148.),   so  war  es  schwer,  dass  bei  den  stabilen  Verhältnissen  der 
äUem  Zeit  ein  anderer  als  ein  rechtmässig  erworbener  Besitz  vorkam, 
so  dass  überhaupt  nur  dieser  als  ein  im  Rechte  anerkanntes  Verhältniss  auf- 
trat    Es  lag  weiter  in  den  Zuständen  der  ältesten  Zeit,   dass  alle  Freien 
(Grundbesitz  hatten,  den  sie  entweder  selbst  oder  durch  ihre  Leute  bewirth- 


des  1 0.  Jahrb.  datirenden  deutschen  Uebersetzung  ^Si  quis  res  suas  pro  salute  ammae 

soae  vel  ad  aliqnem  venerabilem  loonm,  yel  propinquo suo,  vel  cuilibet alteri  t rädere 

Toiaerit,    et  eo  tempore  inira  ipsum  comitatum  faerit,   in  quo   res  illae  positae   sunt, 

legiiimam  traditionem  üacere  studeat.   Quod  si  eodem  tempore,  quo  iUas  tradere 

ynlt,  extra  eundem  comitatum  faerit,  id  est  siye  inexeroitu  sive  inpalatio  sive  in  alio 

qaolibet  loco  adhibeat  sibi  vel  de  suis  pagensibus ,  vel  de  aliis  qui  eadem  lege  vivant 

qua.  ipso  vivit,  testes  idoneos;  vel  si  illos  habere  non  potnerit,   tone  de  aliis  quales 

ibi  meüores  invenire  possit,   et  coram  eis  renun  suarum  traditionem  faciat,   et  fide- 

inssorea    vestitnrae  donet  ei,   qui  illam  traditionem  accipit,  ut  vestituram 

faciat.     Et  postquam  haeo  traditio  ita  facta  faerit,   heres  illius  nallam  de  praedictis 

rebus  valeat  facere  repetitionem.    Insuper  et  ipse  per  se  fidejussionem  faciat  eiusdem 

vestiturae,    ne  heredi  ulla  occasio  remaneat   hanc  traditionem  inmutandi,   sed  potius 

necessitas  incumbat  ülam  perficiendi.'^    Yestitura  wird  in  der  deutschen  Uebersetzung 

stets  mit  geweri  gegeben.    Tradit.  Fuldens.  I.  91.  „item  testes,  qui  vestitionem 

videmnt.^    I.  92.  „et  isti  sunt  testes ,  quihocaudierunt  etvideruntgiweridam.^   Diese 

ond  andere  Stellen  bei  Kraut  §.  99.,  aus  denen  ich  noch  hervorhebe:    Cap.  a.  817 

<*•  2.  „Yoluinus  —  ut  de  bis  libertatibus  et  rebus  reddendis,   quae  in  nostra  vestitura 

sunt,  —  inquiratur.'^     Cap.  Wormat.  a.  829  c.  8.    „De  vestitura  triginta  annorum, 

ßive  de  rebus  ecclesiae,   quae  —  per  triginta   annos   possesBae   sunt."     Cap.  a.  819 

c.  6.    „Vestitura  domni  et  genitoris  nostri  eo  modo  volumus  ut  teneatur,  ubicumque 

esse  dicitur,  ut  prius  diligentissima  investigatione  perquiratur.    Et   si  invenitur  esse 

jnsta  et  legitima,  tunc  vestitura  dicatur;  nam  aliter  ne  vestitura  nominari  debet,  sive 

Bit  in  ecclesiasticis,   sive  in  palatinis  rebus.  —   c.  8.   De  rebus  unde  domnus  Carolas 

Imperator  legitimam  vestituram  habuit.  etc.*^ 

M  Dass  dieses  dem  Worte  zu  Grande  liege,  zeigen  die  im  vorherg.  §.  n.  11. 
ungef.  Stellen  deutlich,  nach  denen  der  Ausdruck  für  die  Folge  (vestitura)  zusam- 
nenfallt  mit  dem  fOr  den  Grund  (sala,  traditio). 
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sohaftefi  Hessen.  Der  Stand  der  unfreien  Person  bewirkte  somit  yon  selbst, 
dass  ihr  Innehaben,  Besitzen  von  Grundstücken  keine  Yermuthnng  ihres  Eigen- 
thiims  herbeiführte;  der  Besitz  einer  unfreien  Person  konnte  auch  nur  durch 
den  Herrn  mit  Erfolg  geschützt  werden.  Darin  liegt  der  Grund,  dass  die 
ältesten  Quellen  nur  Yon  einer  yestitura  bei  dem  Uebergange  von  Qumd- 
stücken  zu  Eigenthume  reden  und  yestitura  mit  rechtmässigem  Besitze,  ja 
mit  echtem  Eigenthume  identisch  ist.')  Mit  dem  Aufkommen  des  Hingebem 
Ton  Grundstücken  auch  an  Freie  als  precariae  und  beneficia,  wofür 
man  sich  derselben  Formen  bediente,  musste  man  nothwendig  dazu  kommen, 
die  Yestitur  mit  mehrfachem  Inhalte  anzunehmen,  je  nachdem  das  Eigen- 
thum  oder  das  berechtigte  Innehaben,  Benutzen  allein  herrortrai 
Damit  aber  war  nur  ein  Schritt  bis  zur  Klarstellung  des  reinen  Besitzverhilt- 
nisses  überhaupt  im  Gegensatze  zum  Besitze  auf  Grund  eines  Bechts,  oder 
dem  Eigenthumsrechte  ohne  die  Thatsache  des  körperlichen  Besitzes,  der  that- 
sächlichen  Einwirkungfähigkeit  auf  die  Bache.  Je  mehr  Formen  sich  far  den 
Besitz  fremder  Sachen  bildeten,  desto  bedeutender  musste  diese  Entwick- 
lung fortschreiten. 

n.  Gewere^  bezeichnet  in  den  Quellen  des  Mittelalters 
1.  Das  rein  körperliche,  faktische  Yerhältniss  zu  einer  Sache,  die  detentio, 
possessio,  das  Innehaben,  die  Gewahrsam.*)    Diese  Gewere,  abgesehen 


«)  Vgl.  die  Stellen  nn  §.  145.  n.  11. 

")  In  diesem  Aasdrucke  liegt  in  Rechtsbüchem  des  Mittelalters,  tot  Allein  im 
Sachsenspiegel,  ein  dreifaches  Element:  a)  im  Sinne  von  yestitura,  b)  wern, 
goth.  yarjan,  prohibere,  defendere,  daTon  were,  munitio,  ein  im  Rechte  bedeutang»- 
loser  Begriff,  c)  wem,  praestare,  davon  wSre,  gewere  praestatio,  thun,  leisten, 
gewahrleisten  (wovon  garantir  franz.,  Warrant  engl).  VgL  Grimm  K.  A. 
S.  602  f.,  Homeyer  Register  zu  Sachsp.  I.  S.  826  ff.  Das  Wort  nach  dem  cßten 
Stamme  kommt  in  den  mannigfaltigsten  Bedeutungen  vor,  auf  w^che  i(^  mich  hier 
im  Einzelnen  nicht  einlassen  kann.  Ueber  die  s aisine  des  franz.  Rechts  siehe 
"Warnkönig  Französische  Staats-  und  Rechtsgesch.  ü.  (Bftsel  1848)  S.  295  ff.,  über 
das  flandrische  Dess.  Flandr.  Rechtsgesch.  IH.  S.  67  ff. 

*)  Sachsp.  n.  24.  §.  1.  Schwsp.  c  164.  Die  verschiedenen  Fälle  im  Saohsp. 
lehrt  das  Register  von  Homeyer.  —  unrechtmässige  Gewer  II.  24.,  raub- 
liehe  G.  n.  25.  §.  1.  „Wirt  aver  en  man  beklaget  umme  roflike  'gewere,  d«r 
man  die  hanthaften  dat  bewisen  mach,  unde  wirt  die  richtere  mit  deme  gerüchte 
dar  to  geladet,  die  richtere  sal  volgen  to  hant,  unde  richten  deme  klegere  umme  den 
rof  unde  over  den  rovere  unde  over  sine  unrechten  vullest  aller  erst.  Tu  hant  dar  na 
sal  he  ine  geweidigen  siner  gewere,  of  it  jene,  uppe  den  die  klage  gat,  nieht 
ne  weder  redet  mit  rechte."  Dasselbe  Schwsp.  c.  862  W.  —  Diese  Gewere  ist  im 
Landrecht  wie  Lehnrecht.  Sachs.  Lehnr.  art.  38.  §.  3.  „Lenes  gewere  ne  mwh 
nieman  getüch  sin  ane  die  von'me  herren  belent  is.  Gemener  gewere  si  getflch 
jewelk  unbesculden  man  an  sime  rechte.  §.  4.  Man  ne  sal  niemanne  von  sinen  g«- 
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Ton  jedem  Bechte  auf  sie  und  von  dem  Eifordenuss  des  animus  domini,  ist 
schon  eimnal  dadurch  nicht  ohne  Bedeatong,  dass  sie  in  der  Bechtsanschanung 
flieh  als  etwas  yon  dem  Besitzrechte  Gesondertes  darstellt.  Dies  hat 
die  Folgen:  a)  dass  im  Gerichte  der,  welcher  die  Gewere  hat,  näher  ist, 
die  Sache  zu  behalten,  also  den  Yortheil  des  BewduBes;^)  b)  dass  keine 
Gewere  mit  Gewalt  genommen,  sondern  nnr  durch  den  Bichter  aberkannt 
werden  konnte.')  Ein  eigentliches  Schutzmittel  für  das  Besitz- 
recht^  kennt  das  Becht  nicht,  obwohl  die  gewaltsame  Entsetzung  ans 
der  Gewere  ebenso  yerboten  war,  als  deren  Wieder^langung  durch  den 
Richter  Folge  einer  Klage  auf  hanthaflbe  That  wegen  Baubes  sein  konnte.^) 
Ans  diesem  Grunde  drang  bis  ins  13.  Jahrhundert  selbst  der  gewaltsame 
Entsetzer,  dem  das  Becht  auf  die  Gewore  zur  Seite  stand,  durch  gegen  den 
schwächeren  Inhaber.^)  Mit  den  kräftigeren  Massregeln  zum  Schutze  des 
Landfriedens,  welche  nothwendig  die  Beschränkung  der  Eigenmacht  zur  Folge 
hatten,  kam  auf  der  Grundlage  des  canonischen  Bechts  ein  Bechtsmittel  zur 
Wiedererlangung  der  Gewere  auf.^^)    Indessen  auch   dieses   ist  kein  civiles 


weren  wisen,  sie  ne  si  ime  afgewunnen  mit  rechte.^  —  39.  §.  1.  „Sveme  sin  gut 
mit  lehnrechte  verdelt  wert  oder  he't  up  let,  die  sal  der  gewere  darven. 
Doch  mach  die  man  sime  herren  besaken  binnen  der  jartale,  dat  he  ime  jenich 
gut  gelaten  hebbe,  dam  he  sin  unsoult  dar  to  dun.  Of  die  herre  aver  dat  gut  enem 
anderen  liet,  in  jenes  antwerde  de*t  dar  gelaten  hevet  ane  sine  rechten  wedersprake, 
80  ne  mach  he  nene  unscult  dar  vore  dun  jene  de^t  dar  gelaten  hevet.*'  53.  art.  62. 
§.  1.,  art.  74.  §.  2.  „Lenes  geweren  mut  man  getiigen  mit  ses  mannen  des  herren. 
£ne  blote  gewere  getüget  en  man  seWe  sevede  mit  unbesculdenen  lüden  an  irme 
rechte,  svie  sie  sin.^  Bichisteig  Landr.  (Die  Zusammenstellung  bei  Homeyer 
Eegister  u.  d.  W.  Were)  c.  20.  a.  §.  2.  ,,gut,  dat  he  in  rechter  h ebbende  were 
heft,^  c.  26.  §.  4.  ,,na  deme  dat  ic  dat  gut  in  minen  hebbenden  weren  hebbe. ** 
c.  27.  §.  1.  cap.  26.  §.  4.  „wo  dat  gut  in  sine  were  komen  si  .  .  .  wo  he  de  were 
tagen  scole.*^  u.  s.  w.  Vgl.  auch  Bichts.  Lehnr.  c.  15.  §.  8.  Andere  Stellen  bei 
Kraut  §.  99. 

*)  Ueber  den  Beweis  der  Gewere  durch  die  TJmsassen,  welcher  nur  einen  proces- 
sualen  Zweck  hat,  siehe  z.  B.  Bichtst.  Landr.  cap.  26.  und  Sachsp.  11.  24.  §.  2. 

^)  Sachsp.  n.  24.  U.  36.  §.  8.  11.  70.  „Man  ne  sal  niemanne  wisen  von  sime 
gade,  dat  he  in  geweren  hevet,  ime  ne  werde  die  gewere  mit  rechte  a^ewunnen.*' 
DL  32.  §.  6. 

^  Das  in  Anm.  5.  erwähnte  Beweisen  des  Besitzes  hat  nur  fOr  den  Bechtsstreit 
Bedeutung. 

^  Das  ist  offenbar  der  Gesichtspunkt  von  Sachsp.  11.  25.,  Schwsp.  c.  362  W. 

^  Das  bezeugt  gerade  der  Sachsp.  H.  25.  §.  1. 

*<>)  Bud.  L  Curia  Batisbon.  const.  pac.  gen.  c.  4.  (Leg.  ü.  p.  427.)  „Wir  setzen 
swa  ein  man  den  anderen  ansprichet:  er  hab  in  sines  guts  entwert  mit  gewalt 
an  reht;  mag  der  chlager  daz  bringen  mit  zwein  der  nafasten  und  der  besten  in  der 
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Mittel  zum  Schutze  oder  zur  Erlangung  des  Besitzes ;  sieche  kamen  erst  doich 
die  Annahme  der  im  eanonischen  Bechte  geschaffenen  Rechtsmittel  auf,  welche 
mit  der  Errichtung  des  Beichskammergerichts  entschieden  ^ar.  Eine  dritte 
Wirkung  ist  o)  die  Nothwendigkeit  des  Erwerbs  der  Gewere  zum  Erwerbe 
des  Eigenthums,  Lehens  u.  s.  w.^^) 

2.  Das  Recht  auf  die  Gewere  im  ersten  Sinne,  das  Besitz  recht  (jus 
possidendi),  welches  regelmässig  mit  dem  Besitze  selbst  verbunden  ist,  so 
dass  rechtmässiger  Besitz,  Besitzreeht  und  Recht  an  der  Sache  in  der  äussern 
Erscheinung  und  im  Ausdrucke  zusammenfällt.^^  Ein  Besitzrecht,  das  ohne 
die  Gewere  erworben  und  übertragen  werden  könnte,  kennen  die  altern 
Quellen  nicht.  Wohl  aber  scheiden  sie  die  beiden  Momente  so,  dass  der 
Yerlust  des  Faktums  nicht  auch  den  des  Rechts  herbeif&hrt.  Wer  deshalb 
den  körperlichen  Besitz  Terloren  hatte,  konnte  ihn  nicht  nur  mit  einer  Klage 
auf  sein  Recht  zu  demselben  gestützt  wieder  fordern,  sondern  auch  wer  des 
Entsetzten  Rechtsnachfolger  war,  hatte  das  Elageredit,  wenn  jener  entweder 
die  EJage  schon  angestellt  hatte  oder  dem  Nachfolger  aus  eignem  Rechte 
(Erbrechte)  die  Frist  Hef.**)    Je  nach   dem  Grunde    des  Besitzrecbtes  haben 


pfarre,  daz  er  in  entwert  hat  mit  gewalt  an  reht;  den  sol  man  in  sin  gewer  ah 
lang  setzen  als  lange  als  ez  im  auzen  gewesen  ist;  und  soll  der  schnldige 
fiimf  phunt  geben  dem  rihter  ze  wandel,  imd  sol  im  den  schaden  abtun.  ^ 

")  Sachs.  Lehnr.  art.  11.  §.  1.  „Svelk  gut  en  man  an  sinen  geweren  nicht  ne 
hevet  unde  ime  nicht  bewiset  n^is  deme  ne  mach  he  nicht  volgen  an  enen  anderen 
herren,  noch  erven  an  sinen  sonen.  Svelk  gut  man  ayer  nimt  mit  gewalt  deme 
manne,  unde  he  dat  iryolget  mit  rechter  klage,  dat  gat  erft  he  an  sinen 
sone  unde  volget  ime  selven  an  enen  anderen  herren,  al  darve  he  der 
gewere,  of  he  der  rechten  klage  getüch  hevet."  —  Vgl.  Schwab.  Lehnr. 
art.  80.  L. 

^^  Ssp.  n.  3.  §.  1.  n.  24.  §.  1.  n.  70.  I.#31.  §.  2.  „Svenne  en  man  wif  nimt, 
80  nimt  he  in  sine  gewere  al  ir  gut  to  rechter  vormuntscap;  dar  mnme  ne 
madi  nen  wif  ireme  manne  nene  gave  geven  an  irme  egene,  noch  an  irer  yarende 
haye ,  dar  se^t  Iren  rechten  eryen  mede  veme  na  irme  dode ;  wende  die  man  ne  mach 
an  eines  wives  gude  nene  andere  were  gewinnen,  wen  also  he  to  dem  irsien  mit 
ire  untyieng  in  vormuntscap.«    ü.  44.  §.  3.     ü.  43.  §.  1.    III.  82.  §.  2. 

*')  Sachsp.  n.  44.  §.  1.  Sachs.  Lehnr.  art.  11.  §.  1.  Schwabsp.  c.  22  W.  „Wfl 
er  imz  aber  gar  state  machen,  so  seze  im  einen  zins  dar  üz.  dft  mit  hAt  er  die  ge- 
wer, nnde  mac  daz  gnot  niht  Verliesen  mit  rehte.«  —  Schw.  Lehnr.  art.  77.  L.  „Ob 
der  herre  dem  man  sin  guot  verteilt  mit  vnrehte,  da  der  man  niut  zegegen  ist.  vnd  den 
olager  wiset  vf  daz  guot.  vnd  im  die  gewer  antwiurtet.  daz  schadet  ienem  niut  er  habe 
sine  gewer  fiur  sich."  art.  96.  „Lehen  satzvnge  ist  weder  lehen  noh  satzmge.  lehen 
ane  gewer  ist  nit  lehen.  gewer  ane  lehen  is  nit  lehen.  Swem  mansSne  gewer  mit 
gewalte  nimt.  derverlivset  weder  gewer  noch  lehen.  dem  man  och  stn  lehen  mit 
gei^alte  nimt.  der  verlivset  och  weder  lehen  noh  gewer."  —  Altes  Gulm.  Recht  4.,  2$. 


Arten  der  G^ewere.    Erwerb  u.  Yerlust  des  Eigenthums.  431 

die  Qnellen  für  diese  Gewere  einaelne  technische  Bezeichnungen  ^  nemlich 
ledigliebe,**)  eigenliche,*^)  gemeine  (gemeinsame)*^  G«were. 

m.  So  ist  der  Ausdruck  von  selbst  zur  Bezeichnung  des  Eigenthums 
vie  des  Rechts  an  fremden  Sachen*^)  fähig  geworden  und  konnte  dieses 
andeuten,  obwohl  er  quellenmassig  nur  das  Besitzrecht  auf  Grund  des  Eigen- 
thoms,  Lehens,  Zinsrechts  u.  s.  w.  bedeutet.  Zugleich  war  mit  ihm  die  oben 
dargestellte  Auffassung  des  Eigenthums  in  ein  nutzbares  und  direktes  durch 
die  Trennung  des  Besitzrechtes  in  der  lediglichen  Gewere  mit  dem  Tol- 
len und  ausschliesslichen  Nutzungs-  und  Vertretungsrechte  von  dem  blossen 
Eigen  erklärlich. 

lY.  Jene  Gewere  musste  als  eine  vorzügliche  erscheinen,  welche  auf  einem 
der  dem  altem  Rechte  vorzugsweise  bedeutsamen  Erwerbstitel  beruhete. 

3.  Erwerb  und  Verlust  de3  Eigenthums. 

§.  147. 

a.  An  Sachen  in  Niemandes  Gewere. 

I.  Wie  aus  dem  bebauten  eignen  Boden  erwarb  man  zuEigenthum  auch 
die  Früchte  aus  fremdem  Boden,  sobald  die  dazu  nöthige  Arbeit  gethan 


(Kraut  §.  99.  n.  23.)  „so  sal  der  man  synen  tzyns  behalden  als  her  den  in  der 
gewere  hat  an  deme  verkouften  erbe.*^  —  Bair.  Landr.  art.  106.  (das.  n.  22.) 
ftWär  aber  ob  yeman  ains  aigens-sezze  pey  nutz  u.  gewer  u.  wurd  er  des  entwert 
Jmt  herrenbrief ,  oder  von  welherlay  sacfte  oder  —  gewalt  das  geschehe,  daz  sol  dem 
unschedlich  sein  an  seiner  gewer;  —  so  sol  er  stien  in  allen  dem  rechten,  alz  des 
^,  da  er  sein  entwert  ward.'' 

^*)  Sachsp.  I.  34.  §.  2.  11.  57.  „AI  sie  en  gut  manges  mannes,  also  dat  dat  en 
Ton  dem  anderen  hebbe,  swat  so  man  up  deme  gude  dut,  dat  sal  man  beteren  deme 
^e't  in  ledichliken  geweren  hevet,  unde  anders  nemanne.''  Schwsp.  c.  180  W. 
pUnde  ist  daz  ein  man  s!n  guot  von  einem  andern  hat,  swer  an  dem  guote  firerelt, 
(ier  sol  dem  bezem,  der  ez  mit  nuze  in  lediger  gewer  hAt,"^  Für  das  Verständniss 
dieser  sehr  verschieden  aufgefassten  Gewere  sind  wichtig  die  Stellen  Säohs.  Lehnr. 
14-  §.  1.,  Richtst.  Landr.  26.  am  Ende,  Schwab.  Lehnr.  c.  29.  L. 

^^)  Sachsp.  U.  44.  §.  3.  Dass  hier  Eigenthum  gemeint  ist,  geht  besonders  aus 
fichtst.  Landr.  c.  25.  §.  4.  heryor.  Gleichlautend  ist  Schwsp.  c.  21.  L  L. 
173  W. 

'")  S&chs.  Lehnr.  art.  85.  §.  2.  „Svar  aver  die  vader  unde  die  kindere  eno  ge- 
aene  unde  ene  gelike  gewere  hebbet  an  enem  gude,  die  kindere  behaldet  des 
ader  gut  na  des  yader  dode,  of  sie  die  lenunge  getüget  dar  an  jegen  iren  herren 
'imien  irer  jartale.'^    Sohw.  Lehnr.  art.  64  L. 

^0  Ansser  den  angeführten  Stefien  muss  auf  Kraut  §§.  99. —  101.  yerwiesen 
rerden. 
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wai>,  wenn  man  an  ihm  das  Reeht  der  Nutasnng  besass^)  oder  in  gutem 
Glauben  die  Arbeit  gethan  hatte.')  Somit  erscheint  die  Saat  als  fahrende 
Habe.    Den  Reehtssatz  drückt  aus  die  Paromie  „Wer  säet  der  mähet.'^ 

n.  Ueberhängende  Aeste  eines  Baumes  auf  dem Nachbargrundstücke 
und  die  herabfallenden  Früchte  konnte  bald  der  Bodenbesitzer  nehmen^ 
bald  wurde  beides  zwischen  den  Nachbarn  getheüt;  die  Theilung  fand  auch 
Statt,  wenn  ein  Baum  auf  den  fremden  Grund  fiel.*) 

m.  In  gutem  Glauben  verarbeitete  Sachen^)  und  selbst  gezogenes 
Vieh*)  erwarb  der  Verfertiger  bez.  Aufzieher. 

IV.  An  wilde''n  Thieren  fand  die  Aneignung  statt  durch  die  herbei»' 


^)  Sachsp.  n.  58.  §.  1.  „Of  en  man  nenen  lenerven  ne  hevet  na  sime  dode> 
8ve  sin  erye  is  na  lantrechte,  die  sal  nemen  sin  verdenede  gut  in  deme  lene.  — 
§.  2.  Nu  yememet  wenitverdenetsie.  In  sente  bartholomeus  dage  is  allerhande 
iins  unde  plege  verdenet.  In  sente  wolburgen  dage  is  die  lemmer  tegede  yerdenet. 
To  wortmissen  die  gense  tegede.  In  sente  Johannes  dage  allerhande  Tleisch  tegede, 
dar  man  mit  penningen  den  tegeden  jarlikes  loset;  svar  man  aver  ine  nicht  ne  loset, 
i&T  is  he  Terdenet,  wen  it  ve  geworpen  wert.  In  sente  margreten  dage  al  kom  te- 
gede. Svat  aver  er  gesohocket  is,  dar  an  is  die  tegede  verdenet.  In  sente  urbanus 
dage  sin  wingarden  unde  bomgarden  tegeden  verdenet.  —  Des  mannes  sat,  die  he 
mit  sime  pluge  wirkt,  die  is  verdenet,  als  die  egede  dar  over  gat;  unde  die 
garde,  als  he  geseit  unde  geharket  is.  —  Geld  von  molen  unde  von  tolne 
unde  von  münte  unde  von  wingarden  is  verdenet,  svene  die  tins  dach  kumt,  die 
ime  to  goldene  bescheiden  is.^  —  III.  76.  §.  8.;  §.  4.  „Stirft  aver  die  vrowe  na  der 
Bat,  als  die  egede  dat  laut  began  hevet,  die  sat  is  ires  mannes,  imde  he  n% 
dar  nemanne  nicht  plichtich  af  to  goldene  plege  noch  uns,  dar  sie  nen  tinsgelde  af 
ne  was.  —  §.  5.  Svat  ok  tinses  oder  plege  in  der  vrowen  gude  was,  dar  man  Ire  af 
gelden  solde,  stirft  sie  na  den  rechten  tinsdagen,  dat  gut  is  des  mannes  vordende 
gut  als  it  der  erven  wesen  solde,  of  sie  ane  man  were.*^  Schwsp.  c.  181  — 183, 
129.,  ISO.,  325  W. 

^  Sachsp.  n.  46.  §.  8.  „Svat  so  he  saiet  unverklaget,  he  behalt  die  sat 
unde  gift  einen  tins  jeneme  die  dat  laut  behalt."  —  Im  §.  1.,  2.  wird  bestimmt,  dass 
die  Klage  während  des  A  c  k  e  r  n  s  (e  r  e  n)  oder  S  ä  e  n  s  den  guten  Glauben  aufhebt 
Vgl.  Schws.  c.  809  W.    Ssp.  H.  44.  2.  Richtet.  L.  c.  27. 

")  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  §.  109.  N.  9  —  15.  und  Sachsp.  IE.  52.  —  YgL 
überhaupt  noch  Grimm  R.  A.  S.  70.,  550. 

^)  Sachsp.  n.  36.  §.  3.  6. 

*)  Sachsp.  n.  36.  §.  3.  „Sprikt  aver  jene  dar  weder,  of  it  laken  is,  he  hebbet 
geworcht  laten,  of  it  en  perd  is  oder  ve,  he  hebbe't  in  sime  stalle  g  otogen,  be 
mut  it  mit  mereme  rechte  behalden  jene  die  it  in  geweren  heyet,  ofbet 
selve  diidde  siner  gebure  getügen  mach,  denne  jene  de^t  anegevanget  hevei  §•  6- 
Man  mut  wol  tien  uppe  mangen  geweren,  dieene  uppe  den  anderen, 
also  lange  went  man  kome  ujipe  den,  de't  in  sime  stalle  getoggen  h^be of 
it  ve  is,  oder  it  selve  getiücht  hebbe  of  it  gewand  is.**  —  Schwsp.  c.  265 "ff. 
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gef&hrte  Möglielikeit,  dieselben  in  seine  Gewalt  xa  nehmen.^  Das  Recht 
hierzu  war  jedoch  besclffänkt  (§.  154«).  Sehr  reich  ist  sowohl  das  ältere 
Hecht  als  das  des  Mittelalters  bezüglich  der  Aneignung  wie  der  Feststellung 
des  Eigenthnmsrechts  an  Bienenschwärmen.^ 

y.  Gefundene  (verlorene)  Sachen  erwarb  man  nicht  nJurch  die  Aneig» 
nnng  sondern  durch  den  Zuschlag  des  Bichters  nach  fruchtloser  Bekanni- 
fflachung  auf  die  Yorgeschriebene  an  die  Obrigkeit  gemachte  Anzeige/) 
Schätze^  waren  des  Finders,  wenn  diesem  der  Boden  gehörte,  im  andern 


^  L.  Rip.  XLII.  1.  nimmt  an  gestohlenen  jagdbaren  Thieren  und  Fischen  keinen 
Diebstahl  im  gewöhnlichen  l^inne  an  «quia  non  est  haeo  res  possessa,  sed 
de  Tenationibus  agitur.*^  Das.  LXXYI.  L.  SaL  nov.  98.  (Merk.  p.  65.).  Bchws» 
c.  197  W. 

0  L.  Wisig.  Vm.  6.  1.  L.  Rothar.  314.  L.  Bajur.  XXI.  8  —  10.  Diese  u. 
andre  bei  Kraut,  n.  17  —  28. 

^  L.  Rip.  LXXY.    „Si  quis  caballum,  hominem,  yel  quamlibet  rem  in  yiapro- 
pri 8  e r i  t,  ant  emn  secutus  fiierit,  per  tres  marcas  ipsam  o  s t  e  n  d a t,  et  sie  postea 
adRegig  stapplum  ducat.    Sin  antem  aliter  egerit,   für  indicandns  est.    Qnod 
si  qnis    latroni  ahqnid    tolerit,    simiüter   faciat."    Aehnlich   L.    Fris.  Additio  Sap. 
Ti?  Vn.,   L.   Wisig.  Vm.  4.  14.  VIII.  5.  6.  8.,  L.  Rothar.  c.  26ö.   öaehsp.  H. 
37.  §.  1.    „gyat  so  jeman  vind,  besakt  he's  of  man  dar  na  vraget,  so  is  it  dü- 
Tech.     Srat  so  en  man  vint,  oder  dieven  oder  royeren  aQaget,  dat  sai  he  up  bie- 
den  yor  sinen  bnren  nnde  to  der  kerken;  knmt  jene  binnen  ses  weken,  deme 
dat  gut  tohort,    he  sal  sik.dar  to  tien  selye  dridde,  nnde  gelde  die  kost  die  jene 
dar  mede  gehat  heyet,  of  it  perd  oder  ye  is.  —  §.  2.  Is  ayer  jene  yon  eme  anderen 
Gerichte  des  dat  gat  is,  so  behalt  he*s  den  dridden  deil,  die^t  den  dieyen  oder  den 
roTeren  a%ejagt  heyei  —  §.   8.   Neknmt  ayer  nieman  binnen  ses  weken,   die  sik  dar 
to  tie^   so   nimmt   de  richtere   tyene  dele,   unde  jene  behalt  den  dridden  deü.** 
Hichtst.  Landr.  c.  12.  15.   Schws.  o.  282  W.    „unde  yindet  ein  man  guot  uf  der 
men  str&zen  ob  der  erden,  daz  sol  er  dem  nähsten  pharrer  oder  rihter  geben  den  er 
bindet,    nnde   sol   also  sprechen:    „herre,  ich   hftn  daz  guot  fanden  an  der  strAzen,*^ 
unde  sol  die  stat  nennen;    „unde,   herre,    daz  enphilhe  ich  in  üf  iuwer  triwe  unde  üf 
iuwer   s^le.^    nnde  so  sol  ez  der  pharrer  alle  suntage  in  siner  kirchen  af  dem  lectör 
künden;    unde  der  wereltitche  rihter  sol  ez  künden  als  oft  er  ze  geriohte  sizet.   unde 
Bwer  dan  dar  nach  kumet  mit  geziugen,   oder  mit  gewissen  warzeichen  diu  an  dem 
guote  sint;    unde  sd  er  die  gewisheit  bringet,  dannoch  s6  sol  er  sweren  zuo  den  hei- 
ligen daz  daz  guot  sin  sS.  imde  ist  er  niht  wol  erkant,    s6  swere  selbe   dritte  üf  daz 
guot  daz  ez  sin  st  unde  h&t  im  sfn  guot  iemant  anders  yerloren  wan  er  selben,  dan- 
noch hat  er   Sin  guot  also  behabet,   unde   dem   yinder  git   er   swaz  im  guot  dunket 
nnde  niht  m^r.  unde  ist  aber  daz  niemand  dar  nAch  kumet  in  diin  j&ren,  86  sol  man 
ez  enzwei  teilen,   unde  sol  dem  riebe  ein  teil  geben  unde  daz  ander  teil  üf  daz  gotes 
hüs.  nnde  weHent  danne  die  dem  pharrer  unde  dem  rihter  iht  geben ,  daz  st6t  an  in.*^ 
Qörl.  li.  47.,  Kaiserr.  IL  40.,  41. 

*)  Sachsp.  I.  85.  §.  1.  „AI  schat  under  der  erde  begrayen  deper  den  ein  plueh 
ga,  die  hört  to  derkoninglikengewalt.'^  —  Glossa  dazu:  „dat  alle  schat  höre  in  dat 
rike,    dat  10  war,   war  man  8<^t  nimt  yor  ercze.'^  —  Sohwsp.  c.  280  —  282  W. 
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Falle  hatte  der  Finder,  wofern  er  nicht  zum  Suchen  gedungen  war,  eben 
Anspruch  auf  Finderlohn;  wurden  sie  in  öffentlichem  Grunde  gefdnden,  so  ge- 
hörten sie  dem  Fiskus. 

YL  Der  An  wachs  oder  eine  im  Flusse  sich  bildende  Insel  sowie  ein 
yerlassenes  Flussbette  fiel  dem  UfereigenÜifimer  bez.  den  mehren; ^^ 
Inseln,  die  sich  in  öffentlichen  Flüssen  bildeten,  fielen  dem  Reiche  oder  dem 
Landesherm  zu.  ^^) 

YII.  In  manchen  Gegenden  kommt  in  älterer  Zeit  vor  das  Grundrnhr- 
recht,  wonach  aus  einem  gebrochenen  Fahrzeuge  herabfallende  GHiter  dem 
Herrn  des  Bodens  zufallen.  Eine  besondere  Art  ist  das  Str  andre  cht 
Bereits  im  13.  Jahrhundert  hatte  sich  aber  durch  den  Einfluss  der  kirchlichen 
Gesetzgebung^^  der  Grundsatz  ausgebildet,  dass  weggeschwemmte  Sachen 
dem  Eigenthümer  zurückgegeben  werden  müssten  '^  und  es  wurde  das  Strand- 
recht  durch  Beichsgesetze  aufgehoben.  ^^)    Wohl  erhielt  sich  ein  s.  g.  Berge- 


^Swaz  der  man  uf  sinem  guote  vindet  under  der  erden,  daz  ist  mit  rehte  sin.  imde 
yindet  ez  aber  ein  ander  man,  unde  den  erz  niht  h&t  geheizen  suochen,  dem  sol  er 
daz  vierteil  geben  dÄ  yon.  wan  daz  ist  sin  fimtreht  hiez  aber  erz  in  saochen,  b6  eol 
er  im  sin  16n  geben  daz  er  im  h&t  geheizen.  oder  hAt  er  mit  ihm  niht  gedinget,  swaz 
er  im  danne  git,  daz  sol  jener  nemen  mit  rehte.  —  Und^  yindet  ein  man  üf  yremden 
ertliche  ein  guot,  swes  daz  ertriche  ist,  des  ist  euch  daz  guot.  daz  bewaeret  manmü 
dem  heiligen  dwangdli.  Daz  sprichet  also  „daz  himeli^che  geÜche  ich  einem  aker  dÄ 
sohaz  inne  verborgen  ist.  swä  des  ein  mensche  innen  wir<^  daz  yerkoufet  allez  sSn 
guot,  unde  koufet  den  aker,  daz  im  der  sohaz  werde.*^  er  sol  aber  dem  yinder  daz 
yierde  teü  geben,  daz  ist  sin  reht*'    Andre  Stellen  bei  Kraut  n.  32  ff. 

^°)  Sachsp.  n.  56.  §.  8.  „Svelk  wer  der  sik  ok  irheyet  binnen  enem  vliete,  syel- 
kerne  Stade  he  nar  is,  to  dem  stade  hört  die  werder;  is  he  vormiddes,  he  bort  to 
beiden  staden.    Dat  selve  dut  die  agang,  of  he  yerdrogef^ 

")  Adolfi  reg.  Cur.  Nuremb.  a.  1294  o.  1.  (Leg.  n.  p.  461.):  „Quod  si  msola 
nata  est  in  Bheno  yel  alio  flumine,  in  comitatu  alicuius  comitiB,  qui  in  ipso  flumlne 
recipit  telonia  et  conductus,  habetque  comitatom  eundem  telonia  et  conductom  ab  im- 
perio  in  flumine  predicto,  eadem  insula  potius  speotat  ad  ünperium  et  ad  ipsum  coini- 
tem,  quam  ad  alium  dominum  cuius  districtus  protenditur  ad  ripam  fluminis.* 

")  Vgl.  0.  S.  X.  de  raptoribus  V.  17.  (c.  24.  Concü.  Lateran.  IH.  a.  1179). 

^^  Sachsp.  n.  29.  „Sveme  enes  anderen  manses  have,  dat  yarende  have  het, 
in  watere  to  ylüt,  die  sal  se  jeneme  weder  geven,  desto  he  sik  dar  to  tie  als  recht  is, 
unde  he  ime  sine  kost  gelde  na  guder  lüde  köre.  He  sal^t  ak  up  bieden  unde  iudden 
unyerdan  ses  weken.  Yreget  dar  jeman  na,  he  sal^s  bekennen.  Besakt  he^s  so  man 
dar  na  yreget,  so  is  it  diuyech,  of  man'i  seder  under  imevint,  unde  mut  it  mit  buie 
weder  geyen  unde  mit  gewedde,  wende  he't  dflfliken  gehalden  hevet.  Nene  dSre  ne 
heyet  he  aver  dar  an  gedan,  die  eme  an  sin  ere  oder  an  sin  gesunt  oder  an  sin  lief 
ga,  wende  he^t  undüflike  unde  unroflike  ut  von  jenes  mannes  weren  gebracht  hevei*^ 
GloBsa:  „Me  holt  it  oo  sus  inDenmarken,  wat  gruntruringe  heit,  dat  is  verloren 
des  id  was.    Hir  sprek  ik  jegen  etc.''    Rieht.  Landr.  o.  12. 

^*)  Wilh.  reg.  sent.  de  bonis  naufragant  a.  1255  (Leg.  ü.  p.  871.)  „.  .  reqnisitom 
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lohnJ^)  In  Tiden  anMwdeaischen  Gkgenden  am  Heere  blieb  jedoch  die» 
sehändliche  Recht  bestehen,  so  dass  namentlieh  die  Stftdte  sidi  durch  Privi* 
]egien  gegen  dassdbe  sicherten.  '*) 

b.  An  (freien)  GranAstfioken. 

§.  148. 

a.  Die   AaflasBang  und  Inyestitar. 

I.  [Ausser  der  ältesten  allmSlig  gänzlich  yerschwundenen ,  dem  Loosen,') 
erscheinen  als  regelmässige  Arten  des  Erwerbs  Yon  Eigen  der  Erbfall  und  die 
formliche  feierliche  Uebertragung  der  Sache. 


Mt  in  iadido  coram  nobis  de  quadam  consnetadine,  que  inoleyit  in  plerisqae  partibu» 
regni  Alamanie,  que  potest  dici  potius  coruptela,  nt  cum  contingit  interdum  aliquos  predicti 
regni  pati  naufraginm,  circumadiacentes  patrie,  superaddentes  afiOictionem  afflictie, 
omnia  bona  naufragantium  yelut  ^propria  sibi  vendicant  et  usurpant.  Ad  quod  per 
eimdom  archiepiscopum  sententiatum  fuit  et  etiam  diffinitom,  quod  talis  consuetudo 
de  cetero  cessaret  omnino,  cum  detestabilis  et  pemicioBa  existat/  Peinl.  Ger.Ord. 
Art.  218.  „DesBgleichen  an  vielen  Enden  der  Missbrauch  so  einSchiffinann  mit  seinem 
Schiff  verfährt ,  schiffbrüchig  würde ,  dass  er  alsdann  der  Oberkeit  dessen  Orts  mit 
Schiff,  Leib  und  Gütern  verfallen  sein  soU:  —  dergleichen  Gewohnheit  wollen  wir 
dass  ein  jede  Oberkeit  abschaffen  —  soU.'^ 

'^)  Hamb.  Statut.  IL  17.  5.  (Kraut  n.  26.)  „So  jemand  schiffbrüchig  Gut 
berget,  und  holet  es  über  Reff,  oder  in  der  See;  der  soU  haben  den  dritten  Thefl: 
es  wäre  denn ,  dass  er  es  ohne  sonderliche  Gefahr  bey  gutem  Wetter  bergete ;  so  soll 
er  davon ,  nach  Gelegenheit  und  Erkenntniss  guter  Leute ,  was  die  Billigkeit  erfordert, 
zu  gemessen  haben.  Wofern  es  aber  jemanden  zufftUig  an  des  Schiffes  Boort  getrieben 
käme;  —  soll  ihm  der  zwanzigste  Pfennig  allein  davon  bezahlet  werden.'^ 

^^  So  z.  B.  liess  sich  die  Stadt  Soest  ein  Privileg  vom  K.  Erich  lY.  von  Däne* 
mark  geben  für  das  ganze  dänische  Reich,  wie  es  vorher  von  den  dänischen  Köni- 
gen Köln'  und  dessen  Bürger  erhalten  hatten.  Urk.  v.  1233  bei  Seibertz  n.  201. 
Derselben  Stadt  gab  K.  Wilhelm  ein  solches  für  den  Fall  eines  Schiffbruches  ihrer 
Bürger  in  Holland,  ürk.  v.  26.  I^ov.  1252  nach  dem  Orig.  bei  Seibertz  n.  275. 
n.  von  1255.  31.  Oct.  nach  dem  Orig.  das.  n.  292. 

^)  G.  Homeyer  Heber  das  germanische  Loosen  (Sitzungsber.  der  Berl.  Akad.  d. 
\fiss.  Dec.  1853  S.  747.).  Dasselbe  steht  in  Verbindung  mit  der  Hausmarke.  Oben 
§.  84.  n.  2.  L.  Burg  und.  Tit.  L  §.  1.  „Quia  nihil  de  praestita  patribus  donandi 
ücSntia  Tel  munificentia,  dominantium  legibus  fuerat  constitutum,  praesenii  constitu- 
tione omnimn  uno  voto  et  voluntate  decrevimus,  ut  patri  etiam  antequam  dividat,  de 
communi  facultate  et  de labore suo cuilibet donare  liceat,  absque  terra  sortis  titulo 
acqnisita,  de  qua  prioris  legis  ordo  servabitnr.'^  Tit.  LXXXTV.  §.  1.  „Quia  cogno- 
vimus  Burgundiones  sortes  suas  nimia  facilftate  distrahere,  hoc  praesenti  lege  credi- 
dimos  Btatuendum,  ut  nulli  vendere  terram  suam  liceat,  nisi  illi  qui  alio  looo  sorteni 
ant  possessiones  habet.  §.  2.  Hoc  etiam  interdictum,  ut  qtdsque  habens  alibi  ter- 
Schulte,  ^eiehi-  n.  Rechtggesoh.  29 
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n.  War  dusöh  ein  Reditsgesdiaft')  die  Y^OBserung  dnes  im  echten 
Eigenthum  b^ndlidien  GnindBtfiiekes  bedungen,  so  musste  die  Abiaretoag 
des  Eigenthums  geschehen  durch  einen  feierlichen  Akt  regehnässig  Tor  der 
im  Gerichte  yersammelten  Gemeinde^  (in  mallo  publifo)  oder  anch  auf 
dem  Grundstücke  selbst.^)  Dieser  Akt  hiess  sala,  salunga,  traditio^ 
und  bestand  in  dem  unter  Anwendung  bestimmter  Symbole*)  vor  sich  gehen- 


ram,  yendendi  neoessitatem  habet,  in  comparando,  quam  Buzgnndio  venalem  habet, 
nulluB  extraneuB  Bomano  hospiti  praeponatur  nee  extraneo  per  quodlibet  argumentom 
terram  liceat  eomparare.  §.  S.  Observanduin  tarnen ,  ut  de  illo  ipse  hospes  suub  com- 
paret,  quem  alibi  terram  habere  constiterit.^  Lex  Tisig.  L.  X.  Tit.  2.  c.  1.  „Sortes 
Gothic ae  et  Romana e,  quae  intra  quinquaginta  annos  non  fderint  reyocatae, 
nullo  modo  repetantur.*' 

')  lieber  die  Fonn  e.  §.  156. ,  über  die  Beschränkongen  der  YeräusserungsbefiigiÜBS 
§.  180. 

»)  Lex  Sal.  LVL  L.  Rip.  LIX.  §.  1.  7.  LX.  §.  1.  Cap.  Ludov.  Pii  a.  817 
leg.  add.  c.  6.  (Leg.  L  p.  211.)  Cap.  Aquisgr.  809  c.  26.  (Leg.  L  p.  157.)  ^De  tra- 
ditionibuB  ut  in  abscondito  non  fiant  propter  contentiones  diyeraas.^  Trad. 
Fuld.  (Sohannat  L  SIS.)  a.  819:  „facta  haeotraditio  in  conyentu  publico  in  yilla 
fi.  coram  comite  et  judicibus  suis.*'  bei  Kraut  §.  110.  n.  44.  Siehe  daselbst 
noch  andere. 

*)  Letzteres  hebt  mit  Recht  besonders  heryorWalterR.G.  §.509.,  dafür  inAnnuS. 
zahlreiche  Formeln  citirend. 

^)  Grimm  R.A  S.  555.  saljan  (angels.  sellan,  altnord.  selja)  s=  dare ,  tradere. 
Dasselbe  bedeutet  der  Ausdruck  yestire,  giweri.    Vgl.  oben  §.  145. 

^)  Die  äusserst  zahlreichen  stellt  zusammen  Grimm  R.A  Einleit.  Kap.  IT.  Sie 
-werden  bald  yon  beiden  Theilen,  bald  nur  yon  einem  angewendet.  QuellensteHen 
giebt  auch  Kraut  §.  110.  n.  14—35.  ffier  nur  einige.  L.  Sal.  LXVI.  VgLMichel- 
sen  über  die  fistuca  notata  u.  die  germanische  Traditionssymbolik,  Jena  1856.  üeber 
adfatimire  u.  adfatimus  s.  Wilbrandt  in  Zeitsohr.  i  Deutsch.  R.  Y.  S.  182—188. 
—  Form.  Langob.  9.  (Walter  Corp.  jur.  germ.  IIL  551.):  „Si  est  Robuarius,  si 
est  Franous,  si  est  Gothus,  yel  AUemannus  yenditor  pone  cartam  in  terra  et 
super  cartam  mitte  jcultellum,  festucam  nodata,  yuantonem,  yuaso- 
nem  terre,  et  ramum  arboris,  et  atramentarium  et  Alamanni  Yuandelabe, 
etleyetdeterra.  Et,  eo  cartam  tenente,  die  tradictionem,  ut  supra  diximus,  et 
adde  istorum  carta  et  Baioariorum  et  Gundebaldorum,  nam  in  Qundebalda,  etBaioria 
non  ponitur  insuper  cultellum  per.heredes,  et  repetitione,  et  toUe,  et  spondite,  et 
mitte,  et  obligate  et  omnium  fine  traditionis  adde,  et  super  mitte  pena  stipnlationis 
nomine,  que  est  mulcta  auri  optimi  undas  quattuor  et  argenti  pondera  octo,  quam 
inferatis  ad  iUam  partem,  contra  quam  exinde  litem  iotuleritis,  et,  quod  repetieritiS) 
yindicare  non  yaleatis.  Et  adde  yuarpite,  cetera  sunt  secundum  sit  promissum.  Die 
tantum  in  fine,  et  ita  trade  ei  per  hoc  missum,  et  huic  Notario  ab  scribendmn.'^ 
Dipl.  a.  825  (Kraut  n.  21.):  „traditionem —  itafecit — ,  ut  ab  s  eis  so  proprio  arbo- 
ris ramo  et  coram  cunctis  ipse  Wolfheri  in  manus  Wagonis  tradito,  — 
tradidit,  'et  tuno  legitimes  teste s  per  aures  truxit.*'  Eine  sehr  gute  Sammlang  yon 
^SteUen  bei  Sandhaas  a.  a.  O.  S.  45  £ 
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den  Lossagen  des  bisherigen  EigenthümerSfO  ^^^  ^^™  Au&ehmen^  des  auf- 
gelassenen Rechtes  zum  Besitze  durch  den  neuen  Erwerber.  War  ein  Theil 
nicht  inä  Gerichte,  dem  die  Sache  unterstand,  anwesend,  so  Hess  man  an- 
iangüch  wohl  nur. in  bestimmten  Fällen,  sodann  allgemein  die  Yoraahme  in 
einem  andern  Gerichte  oder  durch  Treuhänder,  Salmänner  zu.^)  Zur 
grossem  Sicherheit  zog  man  bei  dem  Akte  selbst  häufig  die  Erben  bei. 
Ueber  diese  Handlung  nahm  man  schon  früh  Urkunden  auf.  ^^)  Diese  das 
Recht  auf  die  Sache  übertragende  Uebergabe^^)  hatte  nunmehr 
durch  die  Mitwirkung  der  Gemeinde,  des  Gerichts,  eine  öffentliche  Anerken- 
nung gefunden.^*)  Als  deren  Folge  und  zur  Bealisirung  des  erhaltenen 
Bechts  wird  hierauf  vorgenommen  die  Investitur,  Vestitura,  Investitura, 
Einweisung  in  den  Besitz,  welche  der  Tradent  versprechen  und  gewähren 
musste.*®)    Sie  fand  bald  durch  einseitigen  Akt  des  Erwerbers  vor  Zeugen,") 


^)  Dies  iBt  das  effestuoare,  guerpire,  werpire,  abnegare^z.  B.  incurvatiß 
digitis),  renunciare  (z.  B.  ore  et  digito)«    Grimm  B.A.  S.  556  f. 

^)  Aufiiehmen  des  Halmes,  Anziehen  des  Handschuhes,  Aufnehmen  der  Erdscholle, 
Amiahme  der  Urkunde  n.  s.  w.  in  Form.  Lang.  cit. 

»)  Cap.  a.  817  o.  6.  dt.  —  Grimm  S.  555.  Man  nahm  hierzu  „Verwandte, 
Freunde,  Erben  und  angesehene  Leute,  sie  bezeugten,  billigten,  bekräftigten  das 
durch  ihre  Hand  gehende  Geschäft.'^ 

")  Siehe  nota  6.  und  Grimm  R.A.  S.  557  fg.     Unten  §.  180. 

^*)  Die  Meinungen  sind  getheUt.  Die  Einen  nehmen  diese  an,  die  Andern  aber 
lassen  erst  durch  die  feierliche  Besitzeinweisung  (Investitur)  das  dingliche  Becht  ent- 
stehen. Vgl  die  ZusammensteUung  bei  Sandhaas  S.  51  ff.  Für  die  erstere  Ansicht 
ist  noch  zu  nennen  Walter  ILG.  §.  509.  —  Aus  dem  Wortlaute  der  altem  Quellen 
lä88t  sich  die  hier  vertheidigte  Memung  allerdings  nicht  direkt  beweisen;  nach  den 
mittelalterüohen  unterliegt  sie  keinem  Zweifel  Auch  filr  das  9.  Jahrhundert  folgt  sie 
schon  aus  Form.  Lindenbrog.  18.  „omne  et  ex  omnibus,  quicquid  in  ipso  loco 
nostra  videtur  esse  possessio  vel  dominatio,  rem  ezquisitam,  totam  et  ad  mte- 
grum,  tani  de  alode  quam  et  de  oomparato  seu  de  quolibet  adtractu,  quidquid 
ad  nos  ibidem  nosdtur  pervenisse,  de  nostro  iure  in  jus  et  dominationem  jam 
dicti  Monasterü  per  hano  chartulam  donationis  sive  per  festucam  atque  per 
andelangum  adie  praesente  donamus,  tradimus,  atque  perpetualiter  in  ommbus 
transfirmamus.'*  Dipl  a.  824  (Kraut  n.  53.)  „ipsi  firmiter  tradiderunt  medietatem 
hereditatis  eorumin  loco  H.  —  eo  modo,  ut  a  die  presente  firmiter  ad  domum 
Sanctae  Mariae.  —  Postea  vero  nusit  —  episcopus  missos  suos  — ,  ut  vestituram 
ipsius  rei  accepissenf 

^*)  Darum  hat  auch  der  Akt  selbst  wohl  eine  processuale  Form,  worin  gewisser- 
massen  eine  Zuerkennung  durch  den  Richter  liegt.  Sie  ist  ersichtlich  für  die 
ältere  Zeit  aus  dem  ganzen  Hergange  im  Gerichte  und  der  bei  der  Investitur  vor- 
kommenden direkten  Mitwirkung. 

")  Siehe  das  oft  citirte  Cap.  a.  817  c.  6.  Dipl.  a.  819  (Kraut  n.  46.)  „ommbus 
simul  audientibus  in  publice  synodo  Frisinga  congregato ibique  coram  cuncta  con- 
gregatione  acoesserunt  ad  altare  S.  M.  ipse  M.  —  et  tradidii  —  Fidejussores: 
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bald  änrA  -mkBehe  EmweiBniig  des  Tradenten  auf  dem  Gnmdstfii^e/*)  bald 
endlich  durch  den  Bichter  mit  Zeugen  anf  dem  Gmndst&cke  statt  imd  innde 
ebenfalls  dnrch  eine  Urkande  siehergestelli.  ^  Dabei  bediente  man  sich  be- 
zeichnender Symbole.*^  Znr  Ansschfiessnng  tob  Drittberedttignngai  kommt 
anch  der  Besitz  des  Guts  durch  drei  Tage  Yor.*")  War  durch  die  traditio 
das  Recht  (die  gewere  als  Becht;  traditio  juris)  zum  Besitze,  das  Beeht  an 
der  Sache  und  mit  ihm  die  Berechtigung  zur  Besitznahme  der  Sache  auch  er- 
forderlichenfalls durch  Klage  auf  lichtei^u^e  Einweisung,  sowie  das  Becbt^ 
den  Tradenten  als  Yormann  zur  Gewihrleistung  zu  yerhalten,**)  erworben,  so 


8.,  A«,  C.  ad  yestituram  seu  firmitatem  hujus  traditionis  perficiendam.'^ 
Urk.  V.  1049  (Kraut  n.  29.)  „Tradidii  —  chnrtuii,  —  statimqae  juxta  legem  et  ritam 
WestphalenBiimi  ejusdemrei  inyestitiiram  cnm  digito  suo  promisit  ore  et  digito. 
renuntiare.'^ 

^*)  Siehe  die  im  §.  145.  n.  11.  citirteii  üikunden  aus  den  Traditiones  Fuldenses. 

")  Siehe  die  Urk.  bei  Kraut  n.  61—67.  Andre  fahrt  noch  an  Walter  E.a 
§.  510.  n.  1. 

'')  Dies  folgt  ans  den  Formularien  z.  B.  Form.  Baluz.  (Walter  Coip.  jur.  germ. 
m.  p.  473.):  ^Notitia  locum  traditionis  qnaliter  yel  qnibns  praesentibus,  qni  subter 
firmayemnt,  ubi  yeniens  homo  aficus  nomen  ille  yoeatns  Monachus  ad  Dias  quod  ille 
ante  hos  annos  per  suam  epistolam  donationis  adMonasterio  illo,  quod  est  in  honore 
Sancti  Olius,  ubi  ille  Abba  nna  cum  Congregatione  Monachorum  praeesse  yidetur, 
jamdictus  ille  in  yiOa  üla  qui  yocatur  illa,  et  ad  praesens  fuit,  et  per  unamquamqae 
yillas  et  loca  per  singulas  per  portas  et  per  ostia  de  ipsas  yillas  yel  de  iflaa  casas 
dominicatas  iam  praefatns  ille  ad  Misso  de  ipso  Monasterio  yel  ipsius  iamdioti  Abbaus 
illiuB  nomen  ille,  omnia  qnantum  in  üla  epistola  donationis  est  insertum  ybL  compre- 
hensum,  in  omnibus  tradidit  et  consignayit  et  cnm  de  ipsas  res  in  omnibus  yestrom 
et  pülo  et  fistnca  exinde  in  omnibus  se  eadtnm  dixit  et  fedt.  Bis  praesentibus  aotam 
fuit.'*    VgL  Walter  B.G.  §.  510.  n.  1. 

")  Stellen  bei  Kraut  n.  61  ff.  Dipl  a.  793.  „per  circuitum  —  yestiyit  — 
et  perdusdt  eum  in  drcuitu  et  ostendit  illi  confinia  —  'S,  62.  Dipl.  a.  829.  Ist!  sunt, 
qui  hoc  yidemnt  quodM.  et  fiüus  ejus  eircumduxerunt  missos  —  episcopi  omnem  rem 
quam  antea  tradiderunt.  —  N.  68.  DipL  a.  889.  Ipso  yero  B.  yiriHter  circnmcinctns 
gladio  Buo  stabat  in  medio  tridinio  domus  suae  tradiditque  —  quicquid  ibidem  habuit  — 
Eis  omnibus  firmiter  peractis  statim  de  omnibus  rebus  suis  per  super  lim  inarem 
domus  suae  yestiyit  E.  episcopum  et  adyocatum  suum  B.,  et  exiyit  ipso  B.  tra- 
ditor  et  intrayit  E.  episcopus  et  adyocatus  ejus.** 

1»)  Siehe  folg.  SteUen  bei  Kraut  K.  65—67.  Dipl.  a.  828.  „yestiyit  legaHter  de 
omnibus  rebus  suis  seryum  S.  Hariae,  et  ille  serms  ibi  sedebat  tres  dies  et 
noctes.  —  Dipl.  a.  845.  Episcopus  et  adyocatus  Ulius  —  acoepemnt  ipsam  traditio- 
nem,  et  postea  sessionem,  juxta  morem Bajowariorom  adfieri  decreyerunt;  hoc  egit 
E.  ser?u8  —  noctibus  tribus  —  Dipl.  c.  a.  1008  — 1017.  quod  Patrimonium  fiscaüs 
Adyocatus  P.  manu  sua  cum  acoeplsset,  triduana  sessione  legitime  peracta 
Ä.bbatis  yendicayit.** 
Bajuy.  XYn.  c.  2.   „De  bis  qui  propriam  alodem  yendunt  et  quascunque 
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gab  die Investitiir  die  gewere  als  Begitz  mit  allen  daraus  Bich  ergebenden 
Folgen  (ygl.  §.  146.  IL  und  §.  149.).  Uebrigens  konnte  auch  die  Einweisung 
der  traditio  vorausgeben, 

m.  Seit  d^n  zwölften  Jahrhundert  bildete  sich  der  Gebrauch,  dieBechts^ 
Übertragung,  wofür  noch  häufig  das  Wort  Sale^^)  allmälig  jedoch  ziem- 
lich allgemein  das  Wort  Auflassung  (uplaten,  yerlassen  u.  «.  w.)  yor- 
kommt,  yorzunehmen  im  Gerichte.  Je  nach  der  Lage  und  Beschaffenheit 
des  Guts  geschah  der  Akt  im  (ordentlichen  Grafen-)  Landgerichte'^)  oder  yor 
dem  Landesherm  im  Beisein  seines  Landes '')  oder  in  den  Btädten  auch  yor 
dem  Richter,   dem  Proconsul  und  den  Consuln,   dem  Bathe.^'^    Ueber   den 


res,  et  ab  emptore  alter  abstrahere  yoluerit  et  sibi  sociare  in  Patrimonium,  tnnc  dicat 

emptor  ad  yenditorem:  Terram,  aut  quaecunque  fueritres,  abstrahere  mihi  yult  yicinuB 

mens,    dicens  quod  sua  fuerit.    £t  iste  respondet:  Ego  quod  tibi  donaYi,  cum  lege 

integra  et  yerbis  testificatione  firmare  toIo.    Super  Septem  noctes  fiat  constitutum.    Si 

dicit,  cum  utrisque  utraeque  partes  conyoniunt:  Cur  inyadere  conaris  territorium  quod 

ego  iuste   iure   heriditatis   douayi.    Ille  aliuB  contra:    Cur  meum  donare  debuisti, 

quod  antecessores  mei  antea  tenuerunt?    Iste  yero  dicit:  Kon  ita,  Bed  mei  antecesso- 

res  tenuerunt   et  mihi  in  alodem  relinquerunt,   et  yestita    est   illius  manus   cui 

tradidi,  et  firmare  yolo  cum  lege.    Si  statim  yoluerit,  liberam  habeat  potestatem.  Sin 

autem,     postea   super   tres   dies  aut  quinque   aut     certe    Septem   ea  ratione   firmet. 

Per  quatuor   angulos  campi,   aut   designatis  terminis,  per   haec  yerba  tollat  de  ipsa 

terra,    yel  aratrum  circumducut,   vel   de  herbis,    aut  ramis,    silva  si  fuerit:    Ego  tibi 

tradidi,  et  legitime  iirmabo  per  temas  yices.    Dicat  haec  yerba,  et  cum  dextera  manu 

tradat;  cum  sinistra  yero  porrigat  wadium  huic  qui  de  ipsa  terra  eummallat,  per  haec 

yerba:  Ecce  wadium  tibi  do  quod  terram  tuam  alten  non  do,  legem  faciendo.     Tunc 

ille  alter  suscipiat  wadium   et  donet  illum  yicessoribus  istius   ad  legem  faciendam.     Si 

causa  fuerit  inter  ilios  pugnae,  dicat  ille  qui  wadium  suscepit:  Iniuste  territorium  meum 

alten  firmasti,    id  est,   farsyirotos.    Ipsum  mihi  debes  rcddere,  et  cum  duodecim  soli- 

dis  componere.     Tunc  spondeant  pugnam  duorum,  et  ad  Dei  pertineat  iudicium.     Sin 

autem,  cum  sacramento  se  defendat,  id  est,  cum  duodecim,  quod  suam  terram  iniuste 

non    firmaret  alten,  nee  Buae   ditioni  restituere  deberet,   nee   cum  duodecim  solidis 

componere.'* 

*^)  "Vgl-  die.  Stellen  bei  Kraut  n.  3—13.  yon  1200  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrh. 
*^)  Sachsp.  L  52.  §.  1.  „Ane  eryen  gelof  unde  ane  echt  ding  ne  mut  nieman 
sin  egen  nocli  sine  lüde  geyen."  Vgl.  auch  L  8.  §.  1.  Verm.  Sachsp.  L  45,  1. 
JKeyn  eygen  mag  man  gelossen  ane  gerichte  in  lantrechte  u.  in  wichbilde.  "Wert 
abir  in  keyserwichbild©  des  riches  stete  yor  dem  rathe  icht  —  gelassen  adder  ge- 
geben; daz  sal  man  halden.  Doch  so  ist  in  unsen  wichbilden  sachsischer  art  nicht, 
wenn  alle  ufigelassen  eigen  und  gobin  —  sullen  gesehen  an  gerichte.'^ 

**)  Ueber  die  yor  dem  König  ygl.  Sachsp.  I.  34.  §.  3.  Vgl  §.  77.  n.  6.  u.  a., 
wo  yiele  Urkunden  angeführt  sind. 

**)  Verm.  Sachsp.  I.  45.  1.  —  Lübisch  y.  1240  Art.  115.  „De  ein  yerkofft 
erye  will  uplaten,  edder  ein  erye  stetten  will,  de  schal  beyde  don  yor  deme  Bittende 
rade,    so  is  dat  stede  u.  yast.**    Hamb.  Sta^.  y.  1270  (Kraut  n.  80.    Das.  n.  81- 
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Akt,  bei  welchem  die  alten  Symbole  des  Halmes,  des  HandscliaheB  und  ander» 
fortwahrend  angewandt  wurden,*^  liess  man  allgemein  dnroh  einen  Notar 
oder  den  Stadtschreiber  eine  Urkunde  annehmen  nnd  von  den  anwesenden 
Schöffen  nnd  dem  Richter,  den  Rathspersonen  u.  s.  w.  nnterfertigen.  Auch 
zog  man  fortwahrend  die  Erben  nnd  sonstigen  Personen,  denen  Ansprüche 
zustehen  konnten,  bei.*^)  Schon  früh  trug  man  in  den  Städten  die  einzetoen 
Erwerbsgeschäfte  ihrem  vollen  Inhalte  nach  in  ein  hierzu  bestimmtes  Bneh 
ein  oder  legte  Ausfertigungen  der  Akte  in  einem  dafür  bestimmten  Kasten 
(Schrein)^  nieder.  Diese  Auflassung,  bei  welcher  sich  der  Yeräusserer 
seines  Rechtes  begab,  sich  quit  ledig  und  los  sagte,  der  Erwerber  sich 
desselben  unterwand,'^  hatte  gleich  der  alten  traditio  die  Wirkung  des 
Uebergangs  der  gewere  als  Recht,  des  Eigenthumsrechts,  auf  den 
neuen  Erwerber. ^^    Zu   ihr   kam   dann   die  Einweisung   bald   durch  den 


gleich  die  yon  1497):  ,,So  we  sin  Enre  yerko£ft,  de  schal  dem  anderen  dat  nplaten 
Tor  dem  Bade,  and  up  deme  Huse,  so  wen  id  em  yerguld^i  is,  —  nnd  scall  id  dar- 
mede  BCiiyen  laten  in  der  Stadt  Erye-Bock,  nnd  weme  so  Enre  npgelaten  werd,  de 
schall  jnmmer  Borgen  nemen,  dat  he  gewaret  werde  Jaer  und  Dag,  und  breke  eme 
wat  in  der  Warschup,  dat  schall  de  Bürge  uprichten."  Das  sächs.  Weichbild r. 
art.  "X^^TT.  §.  1.  2.  erwähnt  nor  des  Gebens  yor  Gericht;  danach  erklärt  das  alte 
Kulm.  Recht  lY.  21.  (Kraut  n.  51.)  die  Gaben  yor  dem  Rathe  nach  magdebnr- 
gischem  Rechte  für  ankräftig.  Fär  das  Recht  yon  Köln  s.  die  Stellen  bei  Walter 
KG.  §.  511.  —  In  Baiern  geschah  die  Uebertragang  auch  im  13.  Jahrh.  noch  yor 
Zeugen  and  mit  Aofisahme  einer  Urkunde,  nicht  im  Gerichte.  YgL  Häberlin  Sy- 
stemat  Bearbeitung  der  in  Meichelbeck's  historia  Frisingensis  enthaltenen  XJrkonden- 
Sammlung,  Berlin  1S42,  S.  204.  Wohl  aber  hat  den  Satz  des  SachsenspiegelB  L  52. 
§.  1.  der  Seh  WS.  c.  22.  I.  L.  und  c.  349.  W.  Letztere  Ausgabe  hat  dies  Kapitel  aus 
der  Freiburger  Handschrift.  Aus  KL  Keyserr.  IL  106.  kann  mit  Rücksicht  anf 
n.  92.  die  Yomahme  im  Gerichte  nicht  gefolgert  werden.    Vgl.  Sandhaas  S.  32  ff. 

**)  Vgl.  die  SteDen  bei  Kraut  n.  15—18.  22.  23.  29—85. 

^)  Jede  Urkundenfiammlung  giebt  hierfür  zahlreiche  Belege. 

^)  YgL  die  Stellen  der  nota  23.    Andre  giebt  Kraut  §.  111. 

^)  Grimm  RJL.  S.  556  jfe. 

**)  Verm.  Sachsp.  L  25.  Wenne  man  obir  ein  eigen  yrede  wirket  yor 
gerichte,  so  der  richter  yrogit  deme,  der  is  let,  ab  is  sin  wiUe  sey,  so  sal  her  is 
bekennen  und  sal  uffirecken  czwene  yinger  an  der  rechten  hand,  domete  sal  her  sich 
der  gewere  reine  gancz  und  gar  yorczhien  und  sal  denne  die  gewere  uffsagen  mit 
yiugern  und  mit  erkunde  eines  hutis  adir  eines  hantczkens  aliso,  das  her  is  mit  eime 
czeichin  uffgebe,  und  domete  entpfet  yener  auch  die  gewere.  Domoch  so 
sal  im  der  richter  yrede  wirken."  Das.  I.  39.  4.  „Wer  erbegut  a£^eboten  bot  yor 
gerichte,  der  sal  is  domach  halden  dri  tage  ond  dri  nachte  denne  her  jm  yrede  lose 
wirken  dorobir,  und  wirt  her  denne  in  der  czit  nicht  angesprochin,  so  mag  her 
darobir  yrede  lassin  «wirken ,  und  her  sal  is  domoch  besetzin  und  sin  böte  dri  tage 
lachi  Koch  6  tagen  en  hot  her  nicht  me  rechtis  doran  ron  des  yregin  es 
a   ist;  und   das  ist   keiserrecht  und  wichbilde.    Dist.  5.   Abir  noch  desim 


Die  Anflassuzig  und  Inveatitar.  441 

Bichter  mit  den  SchöffeD  oder  den  Frohnboten  und  Schöffen,*»)  bald  durch 
die  Partei  yot  Zeugen.«^)  Mit  der  Einweiflung  yerbunden  oder  auch  von  ihr 
getrennt  findet  sich  im  Bächsischen  Rechte  die  Sicherung  des  Rechts  durch 
den  Bann,  das  Friedewirken;")  auch  der  dreitägige  Besitz«»)  hat  sich  er- 


onsfim  lantrechte  und  wichbüde  in  sechssichsser  art,   welche  czit  ein  man  der  gewero 

abefcrit  und  ufflest,  adir  sich  vorezit  mit  vinger  und  mit  czungen,  mit  hancz- 

ken,  mit  kogeln,  adir  mit  hut,  so  hot  her  sich  gelediget  von  der  gew^üre 

*  desgutis,   und  muß   darumb    ein   gewere   sin  vor   allin  mannin."    Für  da» 

•       Lehnrecht  vgl.  Sachs.  Lehnr.  X.  §.  4.  XL  §.  1.  2.  XXXIX.  §§.  1.  3.  u.  a.    Ho- 

,      meyer  un  Reg.  sub  voce  bewisen.    Schws.  Lehnr.  art  13.  L.  -  Als  eine  Aen- 

;      derung  des   alten  Rechts   sieht   dies   an  Albreoht  8.  66  ff.    Sandhaas  S.  13  11., 

der  die  übrige  Literatur  genau  angiebt. 

'  »)  So  das  sächsische  Recht;   Sachsp.  m.  82.  §.  2.    Sachs.  Weichh.   art. 

XX.  (Dan.)  §.  1.   „Sal  eyn  man  sin  eigen  vorgeben  in  wiohbUde  nach   rechte,    do 

sal  yener,    der  sien   eigen  vorgeben  wü,   und   euch   ghener,   der  is   entphaen  wil, 

5     kernen  in   eyn  geheget   ding   vor   die   vier   bencke.    So    bitte   ghener,   der   daz 

.     eigen  wil  vorgeben  ^ynes  vorsprechen,  unde  frage  mit  orteihi,  wie  er  sien  eigm  vor- 

'■'     geben  soUe,  daz  is  em  helfende  were  zu  sinem  rechte.    So  vint  man  zu  rechte:   mit 

erben  gelob  de,  ab  is  em  unvorgeben  ist;  hot  er  aber  daz  erbe  gekouft  umme 

sine  phennige,   so  mag  er  is  geben  weme  er  wU,   an  ymandis  wederspraohe.    ^®°f 

er  is  denn  vorgeben  hot,  unde  ghener  is  entphangen  hat,  so  frage  et  mit  ortedn,  ab 

is  em  aJzo  gegebin  ist,  alz  is  em  hulflioh  sy  an  sinem  rechte.    Wenn  em  daz  gefon- 

den  wui;,    so  bitte  er  mit  orteil  der  inwisunge  von  rechtes  halben;   zo   sal   en  der 

richter  ader  der  schultis  ynwisen,  ader  der  von  deme  dy  gäbe  gegeben  ist,  unde 

die  schepphen  sollen  mit  em  gehen,  die  do  keinwertig  warn,  daz  sy  gezug  sien,  daz 

iß  em  gegeben  sy  zu  aDem  rechte.    §.  2.  So  wist  man  yn  in,   alz  ich  uch  sagen  wü. 

Der  richter  sal  yn  daz  huz  gheen,  ader  uff  dy  hovestat ,  ab  do  kein  huz  ist,  unde  ghene 

soUen  dovor  stehn.    So  neme  der  richter  ghenen  bei  der  haut,  unde  leite  en  vor  die 


{b 

.^ 

W  

^^  sch^h^^V^dl^  e^n^^e^  spreche  di^e  wort:  „Dy  gabe^  dy  dir  gegeben  ist  vor 

''''  gerichte,  do  wyse  ich  dich  yn  alzmirdazorteü  geteüthat,  undeseze  des  die  schepphen 
zu  gezuge  unde  die  dinglute,  daz  ich  dich  hie  yngewist  habe  alzo  recht  ist."  §.  3.  So 
fa-ete  er  vor  die  vir  bencke,  unde  bitte  den  richter,  daz  er  siengezeugsy  durch  recht. 
Daz  mus  der  richter  thun  by  dem  eyde,  den  er  zu  deme  gerichte  gesworen  hat.  So 
gebe  ghener  sinen  wissin  phennig  dem  richter  unde  den  schepphen;  zo  ist  er  vollkomen 

^^^  an  dem  rechte.     §.  4.  GHcher  wise  als  der  richter  vorgezuget,  so  sollen  die  schepphen 

^  "^  nachgezugen."  .         .    ,  ^  x 

e  =^  803  pieB  ergeben  die  bei  Kraut  §.  110.  num.  61-64.  (zum  Theil  oben  m  nota  17.), 
eß^'^ßandhaass  S.  10.  aus  Meichelbeck  abgedruckten  SteUen.  Sandhaas  S.  36  ff. 
eri^'giebt  noch  andere  und  sucht  S.  39  ff.  diese  Verschiedenheit  des  sächsischen  und 
..  P'auflsersächsißchen  Rechts  aus  Gründen  des  Beweisrechts  (Sachsp.  L  7.)  abzuleiten. 
\W''  ")  Sachs.  Weichb.  art.  XXI.  (Dan.),  Verm.  Sachsp.  L  25.  (bei  Kraut 
•'fjL  74.),    Sachs.  Distinct.  bei  Pölman  IX.  17.  2.  (das.  n.  76.),  Verm.  Sachsp. 

lobe»  ««)  Sachsp.  m.  83.  §.  1.  Andre  Stellen  bei  Kraut  n.  69-71.  Für  die  Wir- 
on^kong   des  Aktes   überhaupt   s.  noch  Verm.  Sachsp.  L  39.  4.     „Wer  hierzu  (nem- 

0' 
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halten.    Während  der  Erwerber  durch  die  Auflaasung  nicht  mehr  von  Beinein 
Autor  abhängt  wid  eine  Klage  auf  den  Besitz  hat,  giebt  die  blosse  länweisnng 
kein  yom  Autor  unabhängiges,  dingliches  Recht. '^)    Im  Laufe  der  Zeit  Tcrein- 
fachte  sich  die  Auflassung  mehr  und  mehr. '^)  Bald  nemlich  mochten  die  Parteien 
nicht  mehr  im  Gerichte  selbst  erscheinen  und  die  Uebergabe  Yomehmen,  son- 
dern  reichten   ihre   Urkunde   einfach   zur    gerichtlichen  Eintragung  ein, 
welcher  dann  eine  formlose  Bestätigung  des  Gerichts  in  einer  Urkunde, 
dem  Gerichtsbriefe,   Wehrbriefe,   vorherging;   bald  mussten  sie  ihren 
Yertrag  nur  bei  Gericht  verlautbaren;  bald  endlich  fand  einfache  Uebe^ ' 
reichung  zur  Eintragung  ohne  besondere  Bestätigung  statt.    Der  Erwerb  des 
Eigenthums  geschah  hiernach  durch  die  Bestätigung  oder  die  Eintragung, 
jedoch   einzeln   in  Folge  des  romischrechtlichen  Satzes  auch  durch  die  Ein- 
weisung (traditio  im  römischen  Sinne),   so  dass  die  Eintragung  nur 
die  Bedingung  zur  Vornahme  gerichtlicher  Akte  wurde. ''^)    Gleichzeitig  war 
die  Anlegung  von  Grund-  Erb-  Lager-  Hypotheken-Büchern,  Land- 
tafeln u.  s.  w.  für  Grundstücke   in  Städten  wie  auf  dem  Lande  allgemein 
geworden,    ohne   dass  jedoch   bis   auf  die  Jetztzeit  die  wirkliche  Aufhabne 
aller  Grundstücke    (Güter)   in  den  Grundbüchern  allenthalben  durchgeführt 
ist    Dies   hat  für   das  heutige  Becht  in  einzelnen  Ländern  die  gleichzeitige 
Geltung  des  deutschen  und  römischen  Rechts  heryorgebracht.    Als  eine  Folge 
dieser  Yereinfachung  stellte  sich  alsdann  heraus,  dass  die  Einweisung  den 
Parteien  überlassen  blieb  und  vor  oder  nach  der  Auflassung  bez.  Eintragung 
stattfinden   konnte.  ^°)    Von  ihr  hingen  dann  lediglich  die  auf  dem  fremden 
Rechte  beruhenden  possessorischen  Schutzmittel  ab. 


lieh  zum  Friedewirken   vor  Gericht)  kegenwortig  ist  und  im   swiget,   der  sal 

immer  ewigen,"  — 

Ueber  die  Auffassung  imd  Einweisung,  wenn  der  YerftusBerer  diegewere  nicht  hat, 
siehe  Sachs.  III.  82.  §.  2. 

*^)  Sachsp.  I.  9.  §.  5.  „Swe  ok  dem  anderen  gut  in  einer  were  lot,  ir  he't  ime 
up  late,  he  saline  in  der  gewere  vorstan,  dewUe  he't  ime  nicht  upgelaten  ne  hevet, 
svenne  he  siner  werscap  bedarf.  "Wirt  aver  ime  oder  jeneme  deme  he't  laten  sal,  de 
were  gebroken  mit  rechte,  he  sal  ime  sin  gut  wider  geven,  dat  ime  dar  up  gegeyen 
was.**  IIL  83.  §§.  2.  3.  „Svie  en  gut  liet  oder  let  enem  anderen,  die  sal  is  hn  ge- 
weren  jar  unde  dach.  —  Svie  egen  oder  varende  have  verkoft,  des  sal  he  gewere 
sin  die  wile  he  levet;  man  sal  aver  ime  dat  gut  laten  in  sine  gewere  to  behaldene 
unde  to  verliesene,  die  wUe  he't  vorstan  sal,  wende  jene  ne  mach  dar  nicht  anspreken, 
deme  it  gegeven  is,  den  ene  gave.'^ 

^*)  Siehe  diese  Folgen  in  den  Stellen  bei  Kraut  §.  111.  — 
»»)  Diese  Richtung  hat  das  preussische  Recht.   A.  L.  R.  Th.  I.  l\t  10.  §.  1. 6.  it 
^  Vgl  die  Urk.  bei  Kraut  §.  110.  n.  79.  —  Nachweise  von  der  heutigen  Fort- 
dauer der  Auflassung  mit  dem  Halme  in  Frankfurt  am   Main   bei  ZSpfl 
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S.  149. 

ß.  Die  Yerj  abrang. 

I.  £ine  edieinbar  ganz  äUgemeine  germanische  Rechtsanschauimg  9  verband 
nii  dem  Besitze  dnreh  ebi  Jahr  besthnmte  rechtliche  Wirkungen,  wobei  die 
Aimahme  stattfand,  dnrch  Nichtgeitendmachimg  des  Bechts  habe  man  sein 
Becht  verschwiegen.  Dies  hatte  die  Folge,  dass  d*r  Zustand  des  Be-^ 
sitz^den  zn  einem  durch  das  Recht  geschützten  und  anerkannten,  somit 
zum  wklichen  Rechte  an  der  Sache  fuhren  konnte.  Neben  dieser  Yerjäh- 
rnng  (d.  h.  der  Mditerhebung  einer  Klage,  Yersäumung  seines  Anspruches, 
Verschweigung  des  Rechts  durch  ein  Jahr  bez.  Jahr  und  Tag)  kommen  be- 
reits in  der  fränkischen  Zeit  mannigfaltige  Bestimmungen  vor,  die  im  offen- 
baren Anschlüsse  an  romisches  Recht  Ye;rschiedene  Zeiträume  aufstellen,  deren 
Ablauf  eine  Klage  entkräftet  und  dadurch  einen  Besitz  rechtmässig  macht, 
wenn  kein  Einspruch  erhoben  Wurde.  ^) 

n.  Im  Mittelalter  giebt  die  Yerjährung  im  eigentlichen  Binne  als  Ab- 
lauf der  Zeit  von  Jahr  und  Tag*)  ganz  allgemein  gewisse  Rechte.    Wer 


Altertbümer  II.  S.  375  f.  Fortdauer  der  Auflassung  im  alten  Landgerichte  im 
heutigen  Hamburgischen  Rechte  bei  Zöpfl  Aiterthümer  II.  S.  458  ff.  Eine  jedoch 
offenbar  aus  dem  Lehnrechte  herübei^enommene  Reminiscenz  ist  auch  die  sächsische 
allodiale  Belehnung.    Tgl.  Kraut  Grundr.  §.  111.  n.  6. 

0  L.  Sal.  XLV.  2.  Leg.  Lang.  Pipp.  R.  82.  (Walter  III.  p.  617.).  Der  Zu- 
Bammenhang  mit  dem  Ungehorsamsyerfahren  (§.  135.)  imd  den  alten  Gerichtstagen 
(§.  125  f.)  ist  ersichtlich.  Der  dies,  den  die  letztere  Stelle  dem  annus  zugiebt,  lässt 
sich  kaum  erklären.  Die  Yehmgerichte  leiteten  den  Gnadentag,  welchen  der  Frei- 
Bchoffe  hatte,  auf  Karl  zurück.  Zur  Erklärung  der  Zeit  s.  man  Alt.  Lüb.  R.  Cod* 
Hach  I.  6.  „Here^ditaria  bona  licet  homini  litigiosa  facere  ter  in  anno  in 
egitimo  placito;  tercia  yice  vel  prevalebit  vel  deficiet." 

')  Decret.  Ghildeberti.  a.  595.  c.  3.  „conyenit,  —  ut  quaslibet  res  ad  unum 
dacem  vel  judicem  per^nentes  per  X  annos  quicunque  —  possedit,  nullam  habeat 
Ücendam  intertiandi,  nisi.tantum  causa  orphanorum  usque  ad  XX  annos.  —  De  reli- 
qois  yero  conditionibus  omnes  omnino  eausas  tricenaria  lex  exdudit.^  —  Botharis  c. 
2S1,  —  „Si  qius  alium  de  re —  pulsayerit,  —  et  possessor  negaverit,  ita  prospeximus : 
quod  si  per  annos  Y  fiierit  possessor,  tunc  ipse,  qui  possedit,  aut  per  sacramentum 
debeat  negare,  aut  per  pugnam  se  defendere.**  —  Liutprandi.  6.  1.  „qui  per  XXX 
annos  —  possedit."  —  Eod.  6.  36.  „qui  per  XL  annos  possedit.**  —  Eod.  6.  24.  „De 
possessione,  quam  aliquis  —  per  LX  annos  —  possedit.** 

»)  Dieaer  Zeitraum  ist  bald  ein  Jahr  und  ein  Tag  (z.  B.  Lftb.  Recht  Cod. 
Hach  L  20.)  bald  ein  J.  und  sechs  Wochen  (im  sächs.  Rechte  z.  B.  Ruthen 
iLa.  auch  ao  im  Prager  Stat.  y.  1370  bei  Rössler  S.  44.  art  62.   Eigenthümlich  isjl: 
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durch  Jahr  und  Tag  Eigen  in  der  fal^tischen  Gewere^)  hatte  auf  Grund  mes 
ordentlichen  Titels:  Erbgang  —  Auflassung  —  Zuweisung  durch  ein 
Urtheil,  ohne  einen  wider  seinen  Besitz  erhobenen  rechtlichen  ^derspruch,^) 
der  hatte  eine  rechte  Gewere  daran.  Diese  gab  dem  Besitzer  a)  das  eigne 
Vertretungsrecht,^  welches  ihn  nicht  nöübigt,  seinen  Yoimann  zu  benennen 
und  zu  stellen,  aber  berechtigt,  den  Nachweis  seines  Bechtsgrundes  mit  seiner 
eignen  Hand,  seinem  Eide  zu  fuhren,^  b)  im  Processe  das  Recht  eine  Ant- 


in dem  Medebacher  B.  um.  1850  bei  Seibertz  n.  p.  884.  §.  32.  der  Ausdrack 
^per  annum  et  tempns  et  diem.")  1.  J.  6.  MV.  n.  eiii  Tag  (Angab.  Stat.  y.  1276  W 
Kraut  §.  112.  n.  19.  n.  a.)  bald  1.  J.  6.  W.  u.  drei  Tage.  (Yerm.  Bsp.  I.  28.  pr. 
OrtL  I.  84.  1.).  Im  langob.  Lehnrechte  bedeutet  es  ein  J.  vu  einen  Monat  L 
Feud.  22.  pr. 

*)  ^gl-  §•  146.  n.  1.  Sehr  deutlich  erklärt  dies  das  Bremer  Statut  y.  1303 
(Kraut  §.  100.  n.  5.)  ^Swor  en  claget  —  umme  erye,  —  dat  eme  bestorye  n  Tan 
sine  olderen  ether  yan  sinen  yrunden,  —  the  andere  sprict  also:  dat  erye,  dhar  meo 
ene  um  beclaget  —  heyet,  dat  si  sin  echtilich  eghen  u.  hebbe  dat  beseten  jar  n. 
dach  u.  hebbet  an  nud  u.  in  ghelde  u.  in  hebbende  were  ane  rechte  bisprake,  mach 
he  thes  alsus  yullenoomen,  so  is  he  thes  nagere  to  holdene  theunet  eme  jenech  man 
untwinnende.*^  Bair.  Landr.  (Kraut  §.  112.  n.  18.):  ,,wer  umb  aigen  wirt  ange- 
sprochen das  er  jar  u.  tag  bey  nutz  u.  gewer  ist  gesessin  u.  das  bereden  mag,  der 
sal  fiirbas  sein  aigen  ane  alle  anspräche  haben.''  Magdeb.  B.  (Kraut  n.  22.): 
„Swaz  80  ein  man  gibt  in  gehegitim  dinge,  besiezt  er  domite  jar  u.  tak  ane  imandis 
widerspräche,  —  des  ist  er  nehir  zu  behaldene,  —  den  iz  im  imand  inpfuiin  muge.*^ 

'^)  Sachsp.  n.  44.  §.  1.  „Syelk  guten  man  in  geweren  heyet  jar  unde  dacli 
ane  rechte  wedersprake,  die  heyet  dar  an  ene  rechte  gewere.  Die  wile 
man  ayer  en  gut  under  enem  manne  beklaget  na  rechte,  syo  lange  he^t  halt  dar 
boyen  mit  gewalt,  nimmer  ne  gewint  he  dar  rechte  gewere  an,  die  wile  man  de 
rechten  klage  getügen  mach.**  Schwsp.  c.  177  W.  Andere  Stellen  bei  Kraut  n. 9. 
10.  12  ff.  , 

^)  Folgt  aus  Schsp.  BI.  88.  §.  2.  IL  42.  §.  1.  „Sye  so  k]ag;et  up  enen  anderen, 
he  neme  ime  gut,  dat  ir  jeweder  ime  to  lene  seget;  secget  se^t  in  yon  tyen  herren,  ir 
jeweder  sal  sinen  geweren  to  dinge  bringen;  sye  gewerd  werd  de  behalt;  syes  gewere 
nicht  ne  kumt  die  yerlüset,  of  se^t  beide  sunder  gewere  anspreket  unde  to  like  mit 
deme  gnde  belent  sin.  —  §.  2.  Heyet  ayer  ir  en  ene  rechte  were  an  deme  gude  jar 
unde  dach  gehat  ane  rechte  wedersprake,  he  ne  yerlüset  dar  mede  nicht,  of  ime  sin 
gewere  afweke  dut  to  rechter  werscap,  deste  he^t  selye  yor  sta  na  sime  rehte^  Vgl 
die  Stellen  in  nota  4. 

0  Büdener  B.  y.  1810  Art.  89.  (bei  Seibertz  11.  p.  78.):  „Is  ,dat  also  dat  ep 
weder  den  anderen  eyn  huys  copet  in  der  stat  efthe  eyne  houestat  de  ghene  de  dat 
yoroopet  de  sal  borghen  setten  yar  ynd  dach  yor  rechte  ansprake  ne  comet  dan  ney- 
ment  bynnen  der  tyet  dat  ys  eyn  yar  ynd  ses  weken  de  dar  na  dan  qu^ne  ynd  spreke 
en  an  myt  reohthe  de  ghene  de  dat  ghecoft  heuet  ynd  beseten  heuet  dem  ys  dat  nar 
iho  behaldene  myt  syner  eynen  haut  euer  den  hylghen  dan  et  eme  gen  man  a%he- 
degfaedyngen  moghe  myt  reohthe.^    Soester  B.  y.  1120  §.  58.  (Seibertz  I.  p.  58.): 
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worisMst  zu  erbitten,^)  c)  das  Recht  die  verlorne  Gewere  mit  Klage  'wieder 
zu  fordern.  Ihre  Grundlage  bOdet  die  Versäumung,  Verschweigung  des  Rechts. 
Wer  in  dieser  Lage  sich  befindet,  steht  dem  in  der  rechten  Gewere  Befind- 
Hchen  unbedingt  nach.^  Dabei  ist  also  yorausgesetzt,  dass  kein  rechtmäs- 
siger Bind erungsgr und  vorlag.  War  das  der  Fall,  so  läuft  die  Frist  erst 
vom  Tage  des  Fortfalles  des  Hindernisses,^^)  oder  wird  ausgedehnte^)  Imiser- 
hin  aber  hatte  die  rechte  Gewere  nur  Wirkung  gegen  denjenigen,  dessen 
Becht  dem  des  Besitzers  weichen  muss.  ^^  Diese  keinerlei  guten  Glauben 
Yoraussetzende  und  nur  unbedingt  zur  Vertheidigung  gegen  Angriffe  wirksame 
rechte  Gewere  nahm  dadurch,  dass  man  den  Eid  fallen  liess,  somit  bei  dem 
unangefochtenen  Besitze  von  Jahr  und  Tag  keinen  fernem  Nachweis  des 
Rechtes  forderte,  aus  einer  blossen  Verjährung  den  Charakter  eines  Erwerbs- 
gnindes  an,  wurde,  wie  man  später  sagte,  zur  s.  g.  Acquisitiwerjährung. 
Der  wirkende  Grund  liegt   in   der  Auflassung  vor  Gericht*')  und   der  Ein- 


nQuicunque  de  manu  scholtheti  uel  ab  eo  qui  auctoritatem  habet,  dommn  uel  aream. 
ue]  agros.  uel  inansum.  uel  mansi  partem  receperit.  et  per  aimuin.  et  diem  legitunum 
quiete  possederit.  si  quis  in  eum  agere  noluerit.  poBsesBor  tactis  reliquiiß  sola  manu 
obtinebit.  et  sie  de   cetero  sui  warandus   erit,   nee   amplius   supra  predictiß,    grauari 

potent« 

^  Ssp.  n.  3.  §.  1.  m.  88.  §.  1.  Homeyer  Sachsenspiegel  Erster  Theü  1835 
Register  S.  328.  in  der  letzten  Zeüe:  („Rechte  gewere«)  „berechtigt  den 
Beklagten,  eine  Antworte  fr  ist  zu  verlangen  U.  8.  §.  I.  m.  38.  §.  1. 
(I.  70.  §.  1.).* 

®)  ürk.  K.  Friedr.  L  v.  1182  (Kraut  n.  9.):  „Si  quis  curtem  aut  domum  per 
annuin  et  diem  sine  contradictione  possederit,  nulli  hoc  interim  scienti  ultra  re- 
spondeat.«  —  Bair.  Landr.  in  der  Note  4.  abgedr.  Stelle. 

^°)  Ais  Abhaltungsgründe  waren  anerkannt:  Gefangnias,  Abwesenheit,  Unmündig- 
keit, Geisteskrankheit.     Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  n.  20.  29.  ff. 

")  So  nach  dem  Ingolstadt.  Stat.  für  Leute  ausserhalb  Landes  10  J.  und 
ITag,  nachdem  Bair.Landr.  2 jähre.  Kraut  n.  40  fg.  Sachsp.  L28.  Sohwsp. 
».  372.  Riehtst.  o.  27. 

^*)  Verm.  Sachsp,  L  87.  2.  „Vorkauft  einer  ein  Erbe,  do  her  nicht  recht  zu 
not  und  des  auch  kein  Vormunde  en  ist,  wirt  das  yeme  angesprochin,  der  is  ym  abe 
liot  gekauft  u.  is  woljar  u.  tag  in  sinet  gewere  gehabit  hot  ane  an- 
spräche, das  en  hilft  im  nicht,  her  mochte  denne  vorkomen  mit  rechte,  das 
u  mit  simme  willin  is  geschehen,  der  is  im  anspricht,  das  mus  her  im  bewisen  mit 
gerichte.** 

^^  Ausser  den  früher  angeführten  Stellen  z.  B.  Alt.  Culm.  Recht  m.  45.:  „Ist 
aas  erbliche  gut  der  eldistin  swestir  man  inyt  ir  gegeben  vor  dem  richter  u. 
▼  or  den  schepen  in  gehegetem  Dynge  und  haben  sy  das  jar  u.  tag  beses- 
sen ane  anspreche,  so  sol  die  gäbe  macht  haben  u.  dy  jungiste  swestir  kan  darzu 
nicht  komen,  u.  ist  is  der  eldistin  swestir  manne  nicht  gegebin  vor  dem  richter 
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iMgnog.^^)  Hierdaich  war  es  ermSglidit,  ohne  besondere  Schwierig;k^t  di» 
römische  nsucapio  aufzunehmen,  neben  welche  jedoch  im  hentigen  Rechte 
nodi  Wirkungen  des  deutschen  sichtbar  blieben. 

IIL  Ausser  den  langern  Fristen  der  Yerjahrung  in  Hindenmgsfalleii  findet 
sieh  bereits  im  Mittelalter  hier  und  da  offmbar  aus  dem  romischen  Reekte 
eine  acquisitive  Verjährung  mit  verschiedenen  Fristen.  ^^) 

§.  150. 

c.  An  bewegliehen  Sachen. 

An  fahrender  Habe  erwarb  man  das  Eigenthum  durch  die  Gewere  alg 
Besitz  aus  der  Hand  des  Eigenthümers  oder  eines  Dritten,  in  dessen  Hand 
sie  mit  dem  Willen  des  Eigenthümers  mittelbar  oder  unmittelbar  gekommen 
war.    Die  rechte  Gewere  findet  sich  bei  fahrender  Habe  nur  in  bestiinm- 


—  in  elme  gehegeten  dinge,  so  kumet  dy  jungiste  swesür  mit  der  eldistin  glyck  yres 
vatir  erbe  u.  yrre  mutir  erbe  u.  des  dy  eldiste  swestir  u.  ir  man  besessen  haben  in  der 
were,  u.  dy  jungiste  des  nicht  geyordir  hat,  das  sol  ir  nicht  schaden.*^  —  Colmsr. 
E.  V.  1293  §.  15.  (Ganpp.  Stadtr.  L  S.  117.)  „Swas  gutes  ein  burger  jar  und  tag 
in  siner  gewalt  gehebet  hat,  darumbe  sol  in  nieman  danach  ansprechen,  ob  eht 
jener  innewendic  landes  ist,  der  in  darnach  ansprechen  wiL*^ 

**)  Vgl.  Hamb.  St.  v.  1270.  TU.  2.  „So  wat  in  dem  Ervebocke  der  Stad 
steid  beschreven  u.  Jar  unde  Dag  darinne  stan  hefft,  dar  ne  geit  ne 
Tugh  en  boyen,  id  were  also,  dat  de  genne  buten  Landes  were,  de  it  bysprakea 
wollde,  imd  mochte  he  dat  tughen,  he  ne  hadde  sine  Elaghe  nicht  vorlaren.** 

**)  Schwsp.  c.  49.  MV.  (vgl.  auch  c.  50.  51.  daselbst):  „Swaz  man  varende 
g u 0 1  heizet,  hAt  daz  ein  man  in  stiller  gewer  driuj&r  &ne  rehte  an- 
spräche bi  dem,  der  by  im  in  dem  lande  ist,  unde  seit  im  sin  gnot  gewi- 
z  e  n  daz  er  reht  dar  an  hAt:  s6  hftt  er  ez  mit  rehte.  seit  aber  im  stn  gewizen  daz  er 
niht  reht  dar  an  hAt,  swie  lange  erz  danne  inne  hftt,  b6  hAt  erz  doch  mit  unrehte. 
hftt  erz  mit  rehte,  sd  wirt  ez  nimmer  m^r  anspräche.  Unde  behabet  ez  im  iemanmit 
rehte  an ,  unde  ist  vihe  dar  under:  allen  den  nuz  der  d&  von  komen  ist  über  die  snore, 
den  sol  er  wider  geben.  Swaz  anders  guotes  ist,  daz  niht  varende  gnot  raiheizet,  hat 
dai  ein  man  in  shier  gewer  zehenjAr  An  anspreche  bi  dem,  der  bi  im  in  dem 
lande  ist:  der  selbe  kan  ez  nimmer  an  gesprochen.  hAt  ez  ein  man  zwenzio  jar 
vor  den,  die  User  landes  sint,  so  h&b  er  reht  dar  an;  ez  si  danne  daz  er  jehe 
waere  gevangen  üzer  landes  oder  inner  landes.  unde  mao  er  daz  behaben  als  reht  ist, 
b6  sol  man  im  reht  tuen  umbe  allez  daz  er  anspricht*'  BegensburgerB. 
V.  1280  §.  7.  (Gaupp  L  169.).  „Item  quicunque  domos,  vineas,  areas,  corias  vd 
alias  possessiones,  infira  terminos  pacis  civitatis  Batisbonensis  sine  impetitione  posse- 
derit  deoem  annis,  et  postea  super  illis  fuerit  impetiius,  si  quietampos^ 
sessionem  septima  manu  probabit,  in  pace  res  ipsas  postea  posudebif 


Rechte  an  firemden  Sachen.   Klagen  bei  Gnmdsiüoken.  447 

ten  Fallen.  1)  Der  Gnmd  liegt  überhaupt  in  dem  Zurficktreten  der  beweg- 
liehen Habe  gegenüber  dem  GnmdTermogen  und  zeigt  sich  am  Deutiichsten 
bei  der  Eigentiiumsklage  (§.  153.). 

§.  151. 
4.  Bechte  an  fremden  Sachen. 

L  Gnmdstüeke  nnd  QnmdzinBen  wurden  zu  Lehen')  gegeben  in  einer 
(fem  Landrecdite  analogen  F<mn  durch  die  Auflassung  nnd  Inyestitur.  LetZ" 
tere^  nahm  jedoch  im  Laufe  der  Zeit  den  Charakter  einer  Uebertragong  des 
fiechts  (dominium  utile)  an  und  fand  unter  Anwendung  yon  Symbolen 
fortwährend  statt,  die  Lehnbriefe  pflegte  man  schon  frühe  in  einem  eignen 
bei  dem  Lehnhofe  geführten  Buche  (Lehntafel)  einzutragen. 

n.  Linerhalb  des  Sofesrechts  findet  sich  eine  vom  Herrn  übertragene  Ge- 
wer e,^  welche  den  Hofesleuten  in  mannigfaltiger  Abstofiing  bald  ein  wider- 
rufliches Nutzungsrecht,  bald  ein  erbliches  gegen  Erbzins,  bald  ein  obgleich 
beschränktes  Eigenthumsrecht  gab.  Während  ihre  Verleihung  lediglich  yom 
Eerm  abhing,  kommen  für  die  Uebertragung  des  Bechts  auf  Personen  in 
dem  Hofe  wie  ausserhalb  desselben,  wo  solche  gestattet  war,  ähnliche  Formen 
als  nach  dem  Landrechte  yor  mit  ähnlichen  Folgen. 

ni.  Ausser  diesen  Fällen  yon  Rechten  an  fremden  Sachen  kennt  das  ältere 
ßecht  deren  beim  Rentenkauf  (§.  162.),  Pfandrecht  (§.  159.). 

5.  Die  Klagen. 

§,  152. 

a.  Bei  Grnndstfickeii.^) 

I.  Für    die  Klage,   womit  man  eine  Sache  als  Eigen,   Lehen  u.  s.  w. 
msprach,  kam  es  darauf  an,  ein  besseres  Recht  als  der  Beklagte  hatte,  nach- 


0  Saohsp.  L  28.  §.  1.  Schws.  c.  29  f.  372.  MV.  Andre  Stellen  bei  Kraut 
§.  103.   112. 

0  Ausser  manchen  bereits  citirten  Stellen  vgl.  Kraut  Grundriss  §§.  101.  241  ff. 

*)  Tgl.  Homeyer  Syst.  des  Lehnr.  8.  324  ff.  ZöpfL  R.  G.  §§.  98  ff. 

^  Glosse  zum  Sachs.  Lehnr.  41.  „Heine  bawren,  die  do  in  meinem  dorfe 
tzen,  die  sind  mein,  nnd  die  ecker,  die  sie  haben,  die  sind  auch  mein.  Nun  mag 
b  meinen  bawren  nicht  davon  treiben,  er  verwürk  es  denn  mit  sonderlichen  Sachen, 
nd  woelt  ich  in  denn  darvon  treiben  mit  anredlichen  Sachen,  der  bawer  blieb  bil- 
iher  bei  seiner  gewer,  wann  das  ich  in  darvon  treiben  moecht,  obwol  der 
iwer  die  gewer  von  mir  hette.*  —  Kraut  Grundr.  §.  321  ff.  —  Dazu  s.  oben 
9  §§.   54 —  56.,  88.,  107. 

^)  Hier  kommen  die  Belege  und  Ausf&hrungen  von  §§.  129—134.  und  §§.  145—149 
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zuweisen.  Hierför  entscliied  auf  Seiten  des  Klägers  der  Nachweis  eines  bes- 
sern Erwerbsgrundes  (Erbgaog,  näheres  Erbrecht,  früherer  Erwerb  yom  selben 
Yormann,  Erwerb  yom  bessern  Yormann,  Erwerb  zu  Eigen  gegenüber  dem 
geringem  Rechte).  Der  Beklagte  hatte  die  Yortheile  des  Besitzes  immer,  bei 
der  rechten  Gewere  das  Becht  zur  eignen  Yertretnng.  Beim  Berufen  auf  den 
Erwerb  vom  Kläger  lag  diesem  der  Beweis  ob. 

n.  Wurde  das  Grundstück  dem  Beklagten  abgesprochen,  so  Hess  sidi  der 
Kläger  auf  die  gewöhnHehe  Weise  einweisen^  durch  den  Besitzer  oder  das 
Gericht  Die  Herausgabe  der  Früchte  hing  ab  Ton  dmn  guten  Glauben  und 
der  Zeit  der  Kl^eanstellung.^) 

§.  153. 

b.    Klage  nm  fahrende  Habe.^) 

I.  Das  Becht  kennt  eine  Klage  auf  Herausgabe  einer  beweglichen  Sache 
mit  dinglichem  Charakter,  die  gegen  jeden  Besitzer  angestellt  werden 
kann,  nur  in  dem  Falle,  wo  die  Sache  wider  den  Willen  des  Besitzers 
abhanden  gekommen  ist.  Sie  ist  entweder  die  schlichte  Klage  oder  die 
Klage  mit  anevang. 

n.  Die  schlichte  Klaget   stützt  sich  auf  die  blosse  Behauptung,  der 


in  Betracht,  üeber  den  FaU,  dass  der  Beklagte  sich  der  Klage  entzog  s.  Sachsp. 
I.  70.  §.  1.  —  Sehr  lehrreich  sind  die  Kap.  22—27,  Bichtst.  Landr.,  in  dem 
ersten  kommt  auch  die  Theilungsklage  wegen  Erbe  vor,  worüber  noch  za 
vergl.  Frid.  ü.  Sent.  de  diris.  haered.  a.  1232  (Leg.  n.  p.  294.):  „si  quis  infra 
minores  amios  poBitus  cum  aliquo  consanguineo  suo  bona  pro  indiviso  possi- 
deat,  deinde  ad  legitimam  etatcm  perveniens,  et  id  ooram  iudice  probans,  diyisio- 
nem  ipsorom  bonorum  petierit  optinendam,  et  consanguineus  contradioat,  si  faerit  di- 
visio  pronnnciata  per  iudioem,  tantum  iuris  ex  illa  sententia  iudicis 
•consequatnr,  qnanto  si  de  communi  partium  fieret  voluntate.  Quod  eomndem  principmo 
dictante  sententia  extitit  approbatum.^ 

*)  Vergleiche  jedoch  Schsp.  m.  83. '§.  1. 

')  Vgl-  §•  147.  L  und  Sachsp  11.  44.*  §.  2.  „Sve  aver  en  gut  in  geweren  hevet, 
dat  ime  an  irstorven  is  oder  ime  gegeven  oder  gelegen  is,  unde  he't  Behe 
niemanne  ne  nimt,  des  ne  darf  he  nicht  wedergeven  des  he  dar  ut  nimt,  of  ime 
dat  gut  afgewunnen  wert,  de  wile  he  dar  af  neues  rechtes  ne  weigeret." 

')  Die  hauptsächlichsten  Meinungen  stellt  zusammen  Walter  K.G.  §.  506.^  der  die 
Klage  §§.  '502  —  505.,  642.,  645.,  646.  ausführUch  beschreibt.  Vgl  noch  die  obea  m 
§.  129.  cit.  Werke  und  Abhandlungen,  welche  diesen  Punkt  ausführlich  erörtern,  und 
B  o  m  e  y  e  r  Richtsteig  Landrechts  S.  439  flf. 

*)  Richtst.  Landr.  c.  11.  Vgl.  damit  Sachsp.  I.  53.  §.  2.  „Sprikt  die  man 
gut  an,  unde  klaget  he  dar  up,  unde  wirt  he  mit  rechte  dar  up  gewiset,  he  blift  ia 
ane  bute  unde  anne  wedde,    de  wile  he's  sik  nicht  underwint"    —  Das  Ver- 
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Beklagte  habe  die  Sache  des  Klagen«  Hier  steht  dem  Kläger  der  Beweis 
zu,  der  Qegner  habe  die  Sache  unter  sich,  diesem  die  Leugnung  mit  dem 
Eide.^  Im  letztem  Falle  wird  der  Kläger  abgewiesen,  wofern  er  nicht  zum 
Beweise  greift  Gelingt  dieser,  so  steht  ihm  die  Klage  mit  Anefang  zu.^) 
Oiebt  der  Beklagte  den  Besitz  zu,  behauptet  aber  die  Sache  in  erster  Hand^) 
«rworben  oder  von  dem  Eigenthümer  ererbt,^)  oder  Tom  Kläger  selbst  zu 
Eigenthum  erhalten  zu  haben,')  so  hat  er  wegen  der  Gewere  das  Beweis- 
recht.  Der  Beklagte  kann  sich  auch  auf  einen  Dritten  berufen.*)  Der  Er- 
folg der  Klage  war  entweder  Abweisung  des  Klägers  oder  Zusprechung  der 
Sache  an  denselben. 

m.  War  eine  Sache  dem,   welcher  sie  im  Besitze  hatte,®)  auf  eine 
strafbare  Weise,  vorzüglich  durch  Baub  oder  Diebstahl,***)  abhanden  gekom- 


itältniss   des   uirterwinden   zum   aneyangen   ist  mcAit  klar.     Biehe  Homeyer 
a.  a.  0. 

')  Sachsp.  I.  15.  §.  2.  „Sculdegei  man  den  man  nmme  dat,  des  he  nicht  ne 
heyet,  des  untgat  he  mit  siner  unscult.  Svat  man  ayer  ander  ime  bewisen  mach, 
darvore  mut  he  ant werden  ane  unsculi^  —  YgL  dazu  Homeyer  S.  504. 

*)Richt8t.  Landr.  c.  11.  §.  8. 

^)  Vgl.  die  bei  Homeyer  Reg.  zu  Sachsp.  L  S.  404.  u.  Bicfatst.  S.  495.  zusam- 
mengestellten  Fälle  n.  Sachsp.  I.  15.  §.  1.  „Sve  dem  anderen  sin  varende  gut  lit, 
oder  8at,  oder  to  behaldene  dnt,  umme  bescheit  oder  ane  bescheit,  wil^s  ime  jene  dar 
na  besaken,  oder  mh  erve  na  ahne  dode,  dese  is^t  nar  to  behaldene  selye  dridde, 
dan  jene  al  ene  dar  tot  to  sverene.  Mach  ayer  jene,  de^t  in  geweren  heyet,  sin 
varende  gut  dar  an  getügen  oder  sin  erye  gut,  oder  heyet  he's  geweren 
1 0  r  e  c  h  t  e ,  he  brikt  ime  sinen  get&ch ;  ime  ne  werde  burst  an  sime  geweren.** 

®)  Sachsp.  I.  15.  1.  Riohtst.  L.  R.  16.  §.  2. 

')  Sachsp.  m.  4.  §.  1 .  „Sye  so  weder  eschet ,  dat  he  yergeyen  oder  y e r- 
koft  heyet  an  yarender  haye,  unde  bescürt  he  der  kopinge  oder  der  gifl,  jene,  die 
sie  ander  ime  heyet,  mat  sie  selye  dridde  wol  behalden  der  die't  sagen.**  Rieht  st. 
13.  §.  1.  Darüber  Homeyer  8.  495  lg, 

^  Sachsp.  I.  15.  §.  1.  Richtst.  c.  13. 

®)  L.  B  ajny.  XTV.  §.  1  —  3.  L.  Liutpr.  VI.  8.  sprechen  die  Klage  dem  Leiher 
zu.  Schwsp.  c.  191.  W.  ^ande  ist  daz  mir  ein  guot  yerstolen  wirt  d a z  m t n 
niht  ist,  da  Bol  ich  der  klag  er  umbe  sin.  ande  stirbe  ich,  oder  entwich  ich  yon 
der  klage,  so  sol  der  dar  nach  klagen,  des  ez  dft  ist.**  Sachsp.  H.  60.  §.  1.  „Syelk 
man  enen  anderen  liet  oder  sat  perde,  oder  en  kleid,  oder  jenegerhande  yarende 
iiaye,  to  syelker  wis  he  die  at  yon  sinen  geweren  let  mit  sime  willen,  yerkoft  sie  die 
die  sie. in  geweren  heyet,  oder  yersat  he  sie,  oder  yerspelet  he  sie,  oder  wert  sie  ime* 
Terstolen  oder  a^eroyet;  jene  die  sie  yerlegen  oder  yersat  heyet,  die  ne  mach  dar 
nene  yorderange  ap  hebben,  ane  uppe  den,  deme  he  sie  leioh  oder  yer- 
sat te.  —  §.  2.  Stirft  ayer  jene  rechtes  dodes  oder  unrechtes,  so  tie  he  sik  to  sime 
gude  mit  rechte  jegen  den  eryen,  oder  jegen  den  richtere,  of  it  an  in  geboret.** 

^0)  Ygl.  nota  9.  Goslar.  Stat.  42.  1.  (Kraut  §.  108.  n.  3.).  „Von  rechte  sal 
man  keyn  gud  anefangen,   wen  dubig  gut  adder  geroubet  gud,    adder  gud,    daz  eyn 
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men,  oder  findet  sie  der,  dem  sie  entfremdet  ist,  bei  Jemand,  der  sie  nidit 
sofort  herausgibt,  oder  zn  besitzen  yerredet,")  so  kann  er  sie,  in  welch» 
dritten  Hand  er  sie  immer  findet,  anpacken,  anfangen,  als  habe  er  die 
Sache  bei  der  hanÜiaften  That  ertappt.  **)  Der  Inhaber  giebt  entweder  die 
Sache  heraus  oder  erklart  sich  bereit  vor  Gericht  zn  kommen,  oder  wdgert 
beides;  in  letzterm  FaDe  kann  man  ihn  als  Dieb  belangen.  Kommt  er  yor 
Gericht,  so  beginnt  der  Klager  seine  Klage  auf  gleiche  Art  zn'*)  demZwecb 


gesinde  —  syme  henren  obel  za  brengen.^  —  Salfeld.  Stat  (das.  n.  11.)  ^ 
einem  manne  —  ein  yerstolen  ding  versatzt  wirt,  komt  her  damaoh,  dez  iz  ist,  her 
sal  iz  anvangen.«*  Tgl.  noch  L.  Rip.  LXXV.;  Ssp.  n.  37.  §.  1.;  SchwBp. 
c.  265  W.    Ssp.  m.  6.  §.  1. 

^0  Bichtst.  Landr.  c  11.  §.  3.  „Dit  mach  de  deger  anspreken  tyierlei  irk 
He  maeh  it  anspfeken  mit  euer  s lichten  clage,  edder  ke  mach  it  anyan.  S^iriorta 
sin  wort  in  slichter  dage  so  sprik  akos:  her  richter,  K.  daget  gode  nnde  in,  dat  N. 
des  sines  hebbe  unde  biddet,  dat  gien  tnr  antwerde  biden.  Spiikt  denne  de  ant- 
Werder:  her  richter  unsculdich  bin  ic,  dat  ie  des  sines  icht  hebbe;  wen  he  sub  mit 
dem  ede  iril  Tan  di  komen,  so  he&ta  twier  kor.  Wnltat  bewaren  dat  he  nicht  sweren 
ne  möge,  so  Trag  ans:  her  richter,  ic  bidde  ens  ordels,  na  dorne  dat  wit  nnder  eme 
bewisen  m<^en,  oft  hes  mit  sfane  ede  Tonaken  möge,  dat  hes  nicht  ne  hebbe  edder 
wat  en  recht  sL  So  Tintme  he  ne  möge.  Waltu  ayer  ene  scenden,  so  lat  ene  den 
ed  don,  onde  aneTa  dar  na  din  ding,  so  hdpet  em  sin  ed  nichteB  nicht  mide  du 
crigest  dat  dine  wedder.  Wete  aTer  dat  itüke  aecgea^  dat  anetank  an  neneme  dinge 
tu  rechte  geedn  möge,  wen  an  deme  dat  Torstolen  odder  genomen  sL  Des  ie  nicht, 
den  en  islik  mut  eic  des  sinen  wol  mit  rechte  nnderwinden  war  het  sfit.  Tom  ande- 
ren male  mach  me  Taiende  haTe  mit  anerange  bedagen.  Spriksta  deaser  dag^i  wori, 
so  du  also  he  l^et^  YgL  daza  L.  SaL  XLYIL  „Si  qais  —  qaodlibet  pecne  raper 
altermn  agnoTerit,  mittat  eom  in  teroia  manu  .  .^  Lex  Bip.  XXXTTT.  „Si 
qois  rem  snam  cognorerit,  mittat  manam  super  eam  .  .'^  Ottonis  L  etE 
Edict  a.  967.  c  7.  (Leg.  U.  p.  SB.)  „Si  quis  eqmmi  säum  Tel  cetera  animalia  sire 
rem  euam  super  aliquem  reppererit,  et  ipse  warentem  dare  se  dizerit,  sia- 
tim  iuret  ut  ad  certum  warentem  eom  oondueat,  et  super  teitiom  warentem  et  terthim 
eomitatum  non  procedat  Et  si  hoc  fiacere  noluerit,  rem  perdat,  et  secondnm  le§;ein 
componaf 

^')  Hierüber  TgL L. Sal. XXXYH B i p. XLYII.  Homeyer  hnBeg.  z-Sadup. 
L  S.  833. 

*")  S  a  c  h  s  p.  IL  36.  §.  1.  „Stc  so  OTcr  den  anderen  dach  sine  dÜTC  oder  einen 
rof  under  enen  manne  Tint,  die  dat  openbare  gekoft  heTet,  unde  unhalinge  gebalden 
hcTet,  unde  des  getfich  hoTet,  den  ne  mach  man  neuer  hanthaften  dat  sooldegen,  el 
Tinde  die  man  die  düTe  under  ime  he  ne  hebbe  Tor  sin  recht  Terloren.  Wan  mit  des 
richteres  orloTe  mui  he  ein  gut  wol  anerangen  mit  rechte.  —  §.  2.  Wil  aTer  jene  on 
gut  weren  ime,  er  it  yor  dat  richte  kome,  so  bidde  he  ine  weder  keren  Tor  geriehte; 
weigeret  he  des,  he  scrie  ine  dat  gerQchte  an  unde  giipe  in  an  Tor  sinen  dief,  abo 
of  die  dat  hanthaft  si,  wende  he  sik  scüldich  hcTet  gemaket  mit  der  Tlueht  Knnit 
aTer  jene  yrilles  Tor  gerichte,  he  sal  sik  nnderwinden  sines  gudes  to  rechte.  —  §•  '• 
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die  Sache  bis  zur  Entachetdnng  in  einer  dritten  Hand  bewahren  zu 
lafls^L*^)  Mit  diesem  Akte  muss  er  sofort  die  Behauptung  seines  Bechts 
und  das  Entkommen  wider  Willen  anbringen,  einzeln  auch  beweisen,'^)  Der 
Beklagte  musste  gleichfalls  sofort  eine  positive  Behai^^tong  enigegensteUen 
d.  L  seinen  Erwerbsgrund  angeben  und  beweisen*  ^*)  Als  solchen  kann  er  einen 


%  4.  Bprict  aver  jene,  he  hebbe^t  gekoft  appe  deme  gemenen  markete,  he  ne  wete 
weder  wene,  so  is  he  düve  unscflldich ,  deste  he  die  stat  bewise  imde  slnen  eid 
dar  to  du.  Sine  penninge  veilüset  he  ayer,  die  he  dar  umiae  gaf,  unde  jene 
behalt  sin  gnt  dat  ime  Teistolen  oder  a^roYet  was,  of  he  sik  dar  to  ti&t  «ppe^n 
hilgen  seWe  dridde  Tulkomener  lüde  an  irme  rechte,  die  dat  weten  dat  it  ime 
dttflike  oder  roflike  geloset  ei.  —  §.  5.  Seget  ayer  jene,  it  si  ime  gegeyen  oder 
he  hebbe't  gekoft,  so  mut  he  benomen  einen  geweren  weder  den  he*t  gekoft  hebbe, 
unde  die  stat  dar  he't  kofte;  he  mut  ayer  syeren,  dat  he^t  tie  to  rechter  tftcht. 
So  mut  eme  jene  yolgen  oyer  yirteinnaoht  syar  he  tiät,  ane  oyer  soeprike  water.  Wirt 
he^s  gewert  also  recht  is,  die  gewere  mnt  antwerden  an  siner  stat  yor  it  gut  Wert 
ayer  ime  burst  an^e  geweren,  he  mut  dat  gut  mit  gewedde  unde  mit  bute  laten; 
unde  tiet  man  ime  düyes  oder  royes  dar  an,  des  mut  he  sik  unscüldegen  na  rechte. 
Verlfiset  ik  ok  die,  de^t  aneyanget  heyet,  he  mut  it  laten  mit  bute  unde  mit  gewedde. 
—  §.  6.  —  §.7^  Selye  dridde  sal  he  sik  dar  lo  tien  de't  aneyanget  heyet;  of  Jeme 
bnnt  wird  an  deme  geweren.  —  §.  8.  Under  deme  dat  gut  geaneyanget  wirt,  die  sal 
dat  gut  halden  in  sinen  geweren,  went  it  ime  mit  rechte  a^ewunnen  werde. '^ 

^*)  Dayon  in  tertiam  manum  mittere,  intertiare,  res  intertiata.  Augsb. 
Stadtr.  (Kraut  §.  115.  n.  9.)  y.  1276.  „Swa  ain  man  sin  diupiges  oder  sin  rau- 
bigea  yih  yindet,  —  das  sol  er  anyahen  mit  des  richters  boten,  mag  er  des  riohters 
boten  nicht  gehaben,  so  sol  er  es  selb  anyahen  unz  an  den  richter  u.  sol  man  das 
yih  antwurten  in  des  richters  gewalt  u.  sol  es  für  geiichte  fiiren  u.  solesyer- 
Tahen  als  recht  ist.  dem  recht  ist  also,  das  er  im  grifen  sol  an  das  zesin  ore  u.  sol 
ze  den  haiigen  bereden,  das  es  im  diuplich  yerstolen  si  oder  geraubet,  darnach  sol 
er  es  schieben  hinz  dem  in  des  gewalt  er  es  funden  hat.  der  sol  es  denn  auch  wider<- 
yahen  mit  gelerten  worten:  ich  widenrah  das  res  oder  rint  u.  tun  es  dahin  dannan  es 
mir  komen  is,  ob  ich  mac.*' 

^^)  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  §.  103.  n.  5  —  7.  Die  in  nota  15.  Freib.  R. 
y.  1120  §.  28.  (Gaupp.  II.  8.  23.)  „Nemo  rem  sibi  quoquo  modo  sublatam  yendicare 
potest.  nisi  iuramento  probayerit  sibi  furto  yel  preda  ablatam.  8i 
autem  hems  in  cujus  potestate  inyenitur  dizerit  se  in  publice  foro  pro  non  furato  yel 
predato  ab  ignoto  sibi  emisse.  cujus  etiam  domum  ignoret  et  hoc  iuramento  confirma^ 
Terit.  nullam  poenam  subibii  Si  yero  a  sibi  noto  se  confessus  fuerit  emisse.  XIV.  die- 
bns  ei  per  comiciam  nostram  licebit.  quem  si  non  inyenerit  et  waranciam  habere 
non  poterit  penam  latrocinii  sustinebit*  —  Freiburger  Stadtrode]  aus  dem  13.  Jahrh. 
§§.  58.  59.  (das.  8.  36.}. 

^^  Vgl*  Homejer  Riditst.  Landr.  S.  441.,  494  fü  u.  die  das.  dtirten.  Das  wei- 
tere prooessuale  Verfahren  ergiebt  sich  ans  dem  früheren.  YgL Homeyer  S.  498  ff. 
Walter  a.  a.  0. 

Schulte,  Beicbfl-  n.  Beobt8g«scb.  $0 
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nrsprOnglichen  angeben  oder  sich  auf  den  Erwerb  von  einem  Dritten  berufen 
(iertiam  mannm  quaerere,  sinen  geweren  benomen).  Behaupteter 
den  Gewähren  nicht  ssn  kennen ,  so  wurde  er  durch  seinen  Eid  von  BnsBe  fi% 
war  aber  zur  Rückgabe  verpflichtet.^^  Benannte  er  seinen  Yormann  und 
stellte  sich  dieser,  oder  wurde  vom  Beklagten  gestellt,  so  wurde  der  Bddagie 
frei  und  es  trat  jener  ein,  worauf  dieselben  Regeln  zur  Anwendung  kamen. 
Konnte  der  Yormann  nicht  gestellt  oder  nicht  überfahrt  werden,  so  unterlag 
der  Beklagte.«  Der  unterliegende  Kläger  zahlte  eine  Busse;  eine  solche  traf 
gleichfalls  neben  dem  Yerluste  der  Sache  den  unterliegenden  Beklagten  in 
b5sem  Glauben.  Somit  liegt  die  eigenthfimliche  Beschaffenheit  der  Klage  in 
der  ehrrerletzenden  Yoraussetzung  und  der  Pflicht  zur  Rückgabe 
dessen,  der  die  Sache  ohne  einen  dasEigenthum  verleih  enden  Grund 
gegen  den  Willen  des  Eigners  bekommen  hatte. '^ 

lY.  Hatte  Jemand  eine  Sache  mit  Willen  aus  seiner  Gewere  gelassen^ 
so  kam  es  darauf  an,  ob  dieselbe  noch  in  der  Hand  dessen  war,  dem  er  sie 
lieh,  anvertraute,  verpfändete  u.  s.  w.  oder  nicht.  Im  erstem  Falle  stand  ihm 
die  personliche  Klage  auf  Bückgabe  gegen  denselben  unbedingt  zu.  ^")  Ist 
aber  die  Sache  berdte  in  einer  weitem  Hand,  so  hatte  im  Mittelalter  der 
Eigenthümer  nur  eine  Forderung  gegen  den  Entleiher  u.s.  w.^    BereitBim 


^0  L-  BajuY.  YIII.  cap.  7.  u.  cap.  13.  Ed.  Roth ar.  o.  235.  und  die  voriier 
citirte  Stelle  Sachs p.  IL  86.  u.  a.  —  Ygl.  überhaupt  noch  ZöpfL  R.G.  §§.  102. 
109.  110. 

^*)  Da  das  ältere  Recht  nicht  blos  im  Falle  des  ranblichen  oder  diebischen  Eni- 
fremdens,  sondern  zum  Theil  die  Klage  allgemein  beim  Finden  giebt,  so  liegt  in  dem 
Yerweigern  der  sofortigen  Heransgabe  beim  Ansprechen  ausserhalb  oder 
innerhalb  des  Gerichts  der  Yerdacht  der  Yeruntreuung,  auf  den  es  die  Klage 
baut  Und  der  gleiche  Gesichtspunkt  ist  offenbar  auch  für  den  gleichen  Fall  im  Hii- 
telalter  yorhanden. 

*^  Sachs p.  HL  22.  §.  1.  „Syedem  anderen  liet  en  perd  oder  kledere  to  beseedenen 
dagen,  halt  he  it  over  den  dach,  unde  wert  he  dar  umme  beklaget,  he'  salH  altohant 
weder  geven  unde  beteren^  of  he  it  geergeret  hevet"  Richtet.  Landr.  o.  11.  vgL 
mit  c.  47.  Siehe  noch  Verm.  Ssp.  IV.  42.  5.  „Wer  deme  andern  icht  sines  gute» 
lihet  mit  willen,  behilt  he  daz  dissem  vor  wedder  wülen  und  recht,  daz  mach  he  nicht 
anegefangen;  he  mus  is  wedder  an  deme  fiirdem  mit  rechte.'' 

'^  Sachs p.  n.  60.  Die  Ausnahme,  dass  er  gegen  den  die  Sache  besitzendeo 
Erben  die  direkte  Klage  hat,  erklärt  sich  leicht.  YgL  darüber  noch  Saohsp.  L 
15.  §.  1.  und  unten  §.  179.  Siehe  für  die  Verbreitung  dieses  Satzes  Freiburg  B. 
T.  1120  (noto  15.),  Hfinchener  Stadtr.  v.  1847  Art  177.  191.  Baier.  Landr.  (ba 
Kraut  n.  35.),  Verdeutsche  Stat.  Art  57.  (das.  n.  27.):  „So  welk  Man  dem  an- 
dern lenet  sin  Pert  offto  Kledt,  offte  welker  haade  Gud  idt  sy,  u.  tho  welker  wise  he 
dat  uht  smen  weren  leth  mit  siuem  Willen,  yerkofift,   yersettet,  yerspelet   oder  yei^ 


\ 

\ 


Klage  um  fahrende  Habe.   Sta«tL  BMdvftnktmgea  der  Sachenrechte.         453 

13.  Jakrtnnidert  wurde  jedoch  in  eiiUB^ii^  Bediten  dran  Yerleüier,  Anrer- 
traner  u.  s.  w.  eine  Klage  gegen  den  Dritten  gegeben,  wenn  der  Empfanger 
«elbst,  also  auf  unredliclie  Weise,  die  Sache  weiter  gab  oder  starb,  *^)  ebenso 
in  bestimmten  Fällen  eine  Einlösung  der  Sache  gestattet^*)  Den  hier  über- 
lisopt  2u  Onmde  liegenden  Satz  drückt  die  Parönde  aus  Hand  muss  Hand 
wahren. 

Y,  In  Bücksioht  auf  das  Interesse  des  erweiterten  Verkehrs  wurde  je- 
doch in  einzdüoten  Stadtrechten  für  bestimmte  Fälle  jede  Klage  gegen  den 
Dritten  ausgeschlossen.*^  Auf  diesen  Grundlagen,  welche  daa  römische 
Becht  nidit  zu  erschüttern  vennochte,  ruhet  das  heutige  Recht. 

S.  154. 
lY.   Staatliche  Beschränkungen  der  Sachenrechte. 

I.  Als  ein  dem  Könige  zustehendes  und  nur  durch  seine  Yerleihung 
erwerbbares  Becht  erscheint  bereits  im  früheren  Mittelalter  die  Förderung 
der  Metalle.^)     Mit   dem   Erwerbe   der  Begalien   kam  dies  Becht   an   die 


bringet  Sdt  de  genne;  de  idt  erst^i  Yorlenet  oder  yexsettet  hefEt,  de  wäret  sinen  Man, 
deme  he  idt  gedan  hefiEi'^  —  Fries.  Landr.  N.  17.  (das.  n.  28.  29.).  Hamb.  Landr. 
A.  57.  u.  a.  Auch  das  fremde  Recht  hatte  ihn.  So  das  von  Wales  (Kraut  n.  24.) 
das  franz.  (Warnkonig  Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte  U.  S.  332  ff.). 

'')Schw8p.  c.  191  W.  „ünde  Uhcft  ein  man  dem  andern  einen  silberinen  napf 
oder  ander  guot,  der  sol  des  baz  hüeten  dan  sin  selbes  guot.  unde  wirt  ez  im  yer- 
stolen,  er  muoz  imz  gelten.  86  sprechend  sumeliche  liate,  unde  Verliese  einer  sin  guot 
mit  dem  minen,  so  sol  er  imz  niht  gelten.  Des  enist  niht.  einem  iegltchen  manne  ist 
daz  gesezet,  daz  er  fremdes  guotes  baz  sol  pflegen  danne  des  sin  selbes.''  (Fortsetzung 
in  nota  9.).  Lübisches  Recht  y.  1240  (Kraut  n.  89.)  Sachs.  Dist.  bei  P51mann 
(das.  n.  44.),  Stad.  Stat.  das.  n.  42.  Bremer  das.  n.  43.,  welche  es  dem  geben,  der 
einem  Handwerker  Sachen  zu  yerarbeiten  giebt,  Pferde  verleihet. 

'^  Si^e  die  Stelle  aus  dem  Lüb.  Rechte  bei  Kraut  n.  33.  „Bn  jeweUc  mensche 
Be,  weme  he  sines  —  ghndes  wat  lone,  wante  oamt  it  so  dat  de,  d^ooie  it  ghelenet 
is,  it  verkoft  oder  vorsettet  u.  ofte  it  bekümmeret  wert  oder  holt  it  jement  up,  de 
deme  anderen  dat  ghelenet  hevet,  de  is  plichtich  it  to  losende  ofte  het  weder 
hebbenwil,  u.  de  gene,  de  it  under  sie  hevet,  maghet  bet  beholden  — ,  den 
de  gene,  de  deme  anderen  dat  gelenet  hevef 

'^  Hamb.  R.  v.  1270.  YU.  9.  „So  welker  hande  gut  ein  man  bringet  in  desse 
Tryen  stadt  over  de  selten  se,  spreke  dat  jcnnig  man  an  vor  duwe  edder  roff,  dat 
is  he  negher  to  beholtende  in  sinen  weren  mit  twen  bederven  mannen,  de  dar  wereo, 
dar  he  dat  gut  koffte.** 

0  Siehe  die  SteQen  bei  Kraut  §.  188.  Oben  §§.  58.  n.  5.,  75.  bes.  n.  16. ,  79. 
100.  102. 
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I4uiide8h«rni,  Ton  denen  es  aa  Privaie  unter  ▼«nehiedenen  Formax  gegeben 
wurde.  Hierzu  wurden  dann  mt  dem  Ekde  das  13.  JalihrundertB  auch  die 
Salinen  gereclinet.^ 

n.  Während  das  Jagdreeht")  in  dlteeter  Zeit  ah  eine  Folge  dee  Eign- 
thums  ersehieU)  wurde  dessen  Ausübung  durch  die  Bildung  der  konigUchen 
Forsten  und  die  Einbeziehung  Ton  PriTat-  und  Gemeindewaldungen  in  dieie 
in  jenen  Gegenden,  wo  es  kdnigfiehe  Waldungen  gab,  ein  königliches  Bechi 
Nach  dessen  BOdung  machte  man  TieUkch  auch  dort,  wo  keine  königlichen 
Forsten  waren,  sddie  dtareh  Hegung  des  Wildes  mit  dem  königMeiien  Banne. 
Dies  Recht  kam  durch  Verleihung  an  die  Landesherm.  Nur  bei  den  Gnmd- 
st&cken,  welche  im  echten  freien  Eigenthume  nach  altem  Rechte  blieben,  er- 
hielt es  sich  fortwährend.  Dadurch  kam  es,  dass  man  dasselbe  allmäh'g  ab 
Pertinenz  eines  adeligen  Guts  ansah,  während  es  bei  den  Bauerngütern  mit 
der  Ausdehnung  der  Gutsherrschaft  über  diese  sich  verlor.  Mit  dem  Beginne 
der  neuem  Zeit  wurde  das  Jagdrecht  in  polizeiUchmn  Interesse  ein^  Aufsicht 
und  damit  einer  genauen  staatlichen  Gesetzgebung  unterworfen.  Erst  in  der 
neuesten  Zeit  trat  der  Gesichtspunkt  des  Eigenthums  wieder  in  den  Vorder- 
grund, fand  im  Principe  gesetzliche  Anerkennung,  bezüglich  der  Ausübung 
wurden  jedoch  überall  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  Beschränkungen  ge- 
macht, welohe  tiieils  polizeilicher  theils  ökonomischer  Natur  sind. 

m.  Hiermit  im  Zusammenhange  steht  die  Entwicklung  des  Rechts  der 
Fischerei^}  an  den  nicht  schiffbaren  Flüssen.  An  den  schiffbaren  (öffeni- 
lichen)  Flüssen  wurde  das  Recht  z^  fischen  schon  früh  zu  den  Regalien 
gerechnet.  ^) 

IV.  Mit  der  Büdnng  des  Jagdregals  ergab  sich  ron  selbst  die  Beauftichti- 
gnng  der  Waldungen^  durch  die  königlichen  Beamten.  Hierin  sowie  in 
der  mit  der  steigenden  Macht  der  Landesherm  sich  mehr  und  mehr  auf 
alle  Seiten  des  Gesellschaftslebens  ausdehnenden  Gesetzgebung,  liegt  der 
Grund,  weshalb  in  der  Neuzeit  die  Cultur  und  Benutzung  der  Walduogen 
durch  Forstgesetze  geregelt  und  unter  genaue  Au£ncht  des  Staats  gesteOt 
wurde.    Aus  den  altem  Verhältnissen  derLandbewolmer  sowie  aus  dum  alten 


*)  Kraat  §.  132.   und  die   Yon  Walter  R.Q.   §.  520.  herrorgehobene  SteUe  atf 
dipL  Rudolfs  I.  ▼.  1277.  (Böhmer  Beg.  n.  861.) 

')  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  121.  u.  manche  der  im  Verlaufe  der  Dantelion; 
mitgeiheilten  Urkunden,  besonders  in  den  §§.  69.  76.  77.  79. 
*)  Kraut  §§.  12;J  ff. 

^)  Eine  weitere  Folge  war  die  AiiAttdusgdeBB.g.Mühlenregai8:  Kraut  §.  125. 
•)  Kraut  i§.  118  —  120. 
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fifgenäramsrechten   selbst  erhielten   sich   fortwüffend   dne  Aiizahl   tob  Ge- 
rechtigkeiten aä  Waldungen. 

y.  Bezüglich  der  Gebäude  vorzüglidi  in  den  Städten  gab  es  schon  in 
fr&her  Zeit  mancherlei  Yorschriften  über  die  Entfernung  derselb^i  yon  einan- 
der, die  Anlegung  von  Kloaken  u.  d^.  mehr.')  Admliche  gesetzliche  Lasten 
bestanden  für  Grundstücke,  wozu  namenthdi  das  Anwenderecht,  der 
Nothweg  u.  a.  gehören. 


Drittes  Kapitel. 

Pie  Rechte  aus  Forderungen.*) 

§.  155. 
I.  Allgemeiner  Charakter. 

Nicht  der  Mangel  an  Yerträgen,  ohne  welche  ein  Beehtsyerkehr  undenk- 
bar wäre,  wohl  aber  das  Zurücktreten  des  Yertragsrechts  charakterisirt  daa 
ältere  Recht.  Dies  liegt  theils  in  den  Yerhältnissen  des  Yerkehrs,  theils  in 
dem  Yorwiegen  des  Grundbesitzes  und  seiner  Bedeutung  für  die  Familie. 
Hierdurch  entfielen  manche  darauf  bezügliche  Yerträge.  Desgleichen  schränkte 
^  eigenthümliche  Stellung  gewisser  Massen  beweglicher  Habe  den  Yer- 
kehr  ein.  Ein  Ersatz  lag  femer  in  der  Yerbindung  persönlicher  Leiatungen 
i&it  dem  Besitze  und  Genüsse  von  Grundstücken.  So  tritt  das  Yertragsrecht 
vorzugsweise  nur  in  den  Städten  bedeutsam  auf,  wo  es  sich  in  gleichem 
Schritte  mit  den  Umänderungen  des  ehelichen  Güterrechts  und  des  Erbrechts 
mazubilden  anfing.  Wie  kaum  auf  em&m  andern  Gebiete  wurde  jedoch  die 
rein  deutsche  Entwicklung  hier  durch  das  fremde  Recht  unterbrochen,  bia 
dessen  Sätze  zuletzt   für  die  Grundformen  des  wechselnden  Yerkehrs  sich  an 


0  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  188.  —  Regensburg.  R.  t.  1230  §•  8.  (Gaapp 
I«  S,  169.):  „Item  infra  muros  civitatis  ipsius,  in  Tioino  et  foris  extra  fosaatiua  nulla- 
tenus  aedificabit,  nisi  duodecim  pedes  distent  inter  muros  et  aedificium  et  totidem  foiis 
inter  fossatom.  Qaod  ei  aliter  factum  fuerit,  praeter  liceutiani  ciTium,  remoyebitnr 
««dificium  per  Judicium  civitatis.''  Das  ist  der  Anfang  der  s.  g.  Demolirungsre» 
Verse  in  FestongeB. 

*)  O.  Stobbe  zur  Geaehichta  det  deatseben  Yertragsrechts,  Leip9*  1855* 
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die  SteUe  des  heimischen  seteten.  So  wenig  dieses  einerseits  zu  beUagen' 
ist ,  so  gewiss  darf  andrerseits  der  Geist  des  deutaehen  Bediis  bei  dem  Bbgen 
der  Neuzeit  nach  einheiüicher  Gestaltung  um  so  weniger  übersehen  w^en, 
als  deren  fOr  den  HandelsTOrkehr  wichtigste  Formen  nicht  auf  dem  fremden 
Boden  gewachsen  sind.  Biese  bieten,  sofern  man  auf  den  Um£uig  der  Ob- 
jekte sieht,  einen  ToQen  Ersatz  für  das  Verlorene  und  besonders  der  heutigen 
Jurisprudenz  ein  reiches  Feld  der  Thätigkeit. 

§.  156. 
n.  Eingehung  Tcrtragsmässiger  Verbindlichkeiten.  ^ 

I.  Gedinge*)  bedurften  im  Allgemeinen  von  ältester  Zeit  an  kemer  be- 
stimmten Form  der  Eingehung,  das  wirkliche  Geloben,  das  Vertragen  über 
Etwas,  bringt'  die  Pflicht  zur  Haltung  hervor.^  Innere  Voraussetzung  für 
die  Gültigkeit  und  Elagbarkeit  war  a)  die  Statthaftigkeit^)  des  Vertrags 
selbst,  b)  die  Fähigkeit  der  Person,  sich  zu  verpflichten'^)  und  c)  die  Ernst- 
lichkeit des  Willens. 

n.  Um  den  Abschluss  eines  Gedinges  festzustellen  wandte  man  Te^ 
schiedene  Symbole  an,  als:  Handschlag,  Trinken  auf  das  Gedinge,  Brechen 
eines  Halmes,  Stupfen  mit  den  Fingern  u.  a.,  so  wie  es  auch  Sitte  war,  eine 
Münze  ftir  milde  Zwecke  (Gottespfennig,  heiligen  Geistes  Pfennig)  oder  zum 
Vertrinken  u.  s.  w.  zu  geben.  •) 

HI.  Die  Elagbarkeit  jedes  wirklichen  Gedinges  unterlag  zu  keiner  Zeit 
einem  Zweifel.  0  Um  diese  aber  herbeizuführen,  bedurfte  es  erforderlichen- 
falls des  Beweises  vor  Gericht.  In  den  Anschauungen  und  Sätzen  über 
diesen^  liegt  der  Grund,  weshalb  man  wichtige  Geschälte  ziemlich  allgemein 


*)  Stobbe  a.  a.  O.  erste  Abhandlung.  (S.  1  —  111.). 

')  Grimm  R.A.  S.  600  ff.,  der  «ntoe  Beseiolmangen :  wetti,  kauf,  gelt» 
leisten,  gewere  a.  9.  w.  nachweist. 

*)  Sachsp.  I.  7.    YgL  dazu  auch  L  18.  §§.  1.  2.  ^ 

«)  Diese  fehlt  z.  B.  beim  Zinsenversprecfaen  (§.  164.),  Spiele  (§.  166.),  Einlairv 
(§.  160.). 

')  Sie  fehlt  bei  dem  Gefangenen,  welcher  nicht  frei  ist:  Ssp.  DL  41.  §.  1.  Andie 
BteUen  bei  Stobbe  S.  15  ^. 

^  Grimm  R.A  S.  604  ff.  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  163.  Stobbe  8. 26 ff. 
50  ff. 

')  Schwsp.  c.  11.  W.  Ueber  die  Bestimmungen  nsmentüoh  der  StadtreohftB, 
leichtsinniges  Eingehen  und  böswilliges  Ableugnen  zu  Terhindem  s.  Stobbe  8.  18  ff. 

*)  Vgl.  Oben  §§.  129—134.,  deren  Belege  hier  vorausgesetzt  werden.  Siehe  besoor- 
den  die  n.  8.  cittrte  SteUe  des  ISacksp»  v.  des  Sehwabsp.  in  n.  7. 
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abscUosB  Tor  Zeugen  unter  Anwendung  von  Mitteln  zur  Stärkung  ihrer 
Anfinerksamkeit  und  Erinnerung  und  mit  Aufnahme  Ton  Urkunden,^  sowie 
Tor  Gericht.*^)  Für  einzelne  Geschäfte  finden  wir  in  alterer")  und  mitt- 
lerer*^ Zeit  die  Schriftlichkeit  in  einer  Weise  erwähnt,  dass  sie  als  Be- 
dingimg  der  Giiltigkeit  erscheint. 

lY.  Obwohl  der  Grundsatz  von  der  Formlosigkeit  und  allgemeinen  Elag- 
barkeit  der  Verträge  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  auch  gegenüber  dem 
&»nden  Rechte  erhielt,  so  ist  doch  im  Laufe  der  Zeit  die  Anwendung  be- 
stimmter Formen:  Schriftlichkeit,  Abschluss  vor  Gericht,  mit  ihm 
bald  electiy  bald  ihn  ersetzend  der  notarielle  Abschluss,  theils  wegen  der 
Beschaffenheit  des  Geschäfts,  theils  aus  mannigfachen  Rücksichten  (finanziellen^ 
Verhütung  der  Uebereilung  u.  s.  w.)  vorgeschrieben  oder  durch  Gewohnheit 
«ingefuhrt  worden. 

S-  157. 
IIL  Haftung  aus  Verbindlichkeiten.') 

I.  Die  Yerbindlidikeit  zur  Lösung  der  Schuld  ging  snmftchst  auf  die  Habe 
des  Schuldners  und  konnte  an  dieser  durch  Pfändung  des  Gläubigers  (§.  161.) 


«)  Oben  §.  130.  und  §.  132. 

»<>)  Oben  §.  131. 

")  Z.  B.  Bei  Yergabimgen  an  Kirchen.  L.  Alam.  Hlotb.  L  1.  IL  1 — 8.  (vgL 
daza  die  weitem  Nachweise  in  den  notae  von  Merkel  p.  45  sq.).  L.  BajuY.  L  1. 
Beer.  Tassil.  (Walter  L  p.  293.)  üebrigens  lässt  sich  mit  absoluter  C^wiasheit 
nicht  die  SchrifÜichkeit  als  Bedingung  der  Gültigkeit  behaupten,  aber  auch 
nicht,  wie  Stobbe  thut,  daraus  bestreiten,  dass  sie  nicht  als  Folge  der  Unterlassung 
aoBgesprochen  wird,  denn  wollte  man  dies  fordern,  so  milsste  man  oft  bei  Quellen 
des  Mittelalters  Schlüsse  zu  ziehen  unterlassen.  Ich  hege  deshalb  Zweifel,  weil  B|ir 
cÜe  Fassung  der  Quellen  mehr  etwas  Faktisches  zu  beachten  scheint. 

^')  ^gl-  die  Zusammenstellung  bei  Stobbe  8.  18  ff.  Vgl.  noch  Kotariatsord- 
nung  Yon  1512  Einleit.  §.11.  „Und  am  meisten  und  insonderheit,  ist  solches  zu  hal- 
ten in  denen  Contracten  und  Hfindeln,  darinn  zu  ihrer  Substantz  die  Schrifft 
gehört:  ja  alsdann  erfordert  die  Nothdurfit,  dass  aUe  und  jede  Puncto  Tor  den  Par- 
theyen  imd  Zeugen  Ton  Wort  zu  Worten  vorgelesen  werden.  Dann  ehe  die 
Schrifft  yolikommentlich  gefertiget  und  you  den  Partheyen  für  vollkommen 
und  erfüllt  geacht,  so  wird  der  Contract  nicht  t&r  voUkonsmen  und  krafitig  gehalten. 
8o  aber  die  Schrifift  vollkommen  und  erfüllt  ist,  so  mag  alsdann  nichts  mehr  hinzu 
gesetzt,  davon  gethan  oder  geändert  werden ,  obgleich  die  Parthey en  das  verwilligten.*' 

^)  Das  Tragen  der  Gefahr  (Haftung  für  den  ZudEaU)  wird  bei  den  einzdneu 
Verträgen  dargesteUi 
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oder  durcli  richterliche  VoIIstTeckuüig  (§.  137.)  bewirkt  werden,   sowot  die 
Habe  reichte. 

n.  War  der  Schuldner  vermögenslos  oder  genügte  sein  Yermogen  nidit^ 
80  konnte  die  Yerbindlichkeit  gegen  seine  Person  yollstreckt  werden.  Bas 
ältere  Recht  kennt  eine  wirkliche  zeitweise  Knechtschaft,  in  welche 
der  Schuldner  freiwillig ")  oder  durch  richterlichen  Befehl  kam.')  Im  Mittel- 
alter tritt  an  deren  Stelle  das  Hingeben  an  den  Gläubiger,  der  ihn  gleich 
seinem  Gesinde  halten  muss,  aber  statt  des  Lohnes  ihm  die  Schuld  gut  rech- 
net, jedoch  auch  als  Gefangenen  behandeln  darf.^  Vorausgesetzt  ist  aber, 
dass  die  völlige  Zahlungsunfähigkeit  feststehe  und  kein  Bürge  sich  finde. 
Schon  früh  ward  für  kleinere  Beträge  in  einzelnen  Städten^)  die  Haft  und 
Eigenschaft  ausgeschlossen.    Im  16.  Jahrhundert  kam  bald  für  gewisse  FäDe«) 


s)  Taoit.  Germ.  0.  24.  Bajav.  IL  l,  §§.  4.  5.  „Cetera  vero  quaecunque  com- 
miserit  peceata,  quoasque  habet  substantiam,  componat  seoundum  legem.  —  Si  vero  non 
habet,  ipse  se  in  servitio  deprimat,  et  per  singulos  menses  vel  annos  qnantam 
luorare  qniverit,  persolvat  cui  deliquit,  donec  debitum  Universum  restitnai'^ 
Qapü«  AAseg^  Xi.  m.  0.  G5.  (I4eg.  I.  p.  807):  „Bi  qm  liber  homo  aliquod  tale  dam- 
^^J^i  cuiübet  fecerit,  pro  quo  plenam  compositionem  facere  non  valeat,  semetipeum 
inwadio  pro  serwo  dare  studeat,  usque  dum  plenam  compositionem  adimpleat.*^ 

^  So  bestimmt  die  L.  Yisig.  Y.  6.  c.  5.  Burg.  XIX.  5.  Die  übrigen  Gesetze 
kennen  diesen  Fall  nicht,  wohl  offenbar  nur  deshalb ,  weü  sie  auf  Grund  des  Urtheils 
das  Anerkenntniss  und  als  dessen  Vollziehung  die  freiwillige  Hingabe  yoraussetzen. 
Die  L.  Yisig.  regelt  besonders  den  Fall,  dass  Einer  mehren  klagenden  Gläubigem 
^«riiaftet  and  zahlungsanfiUdg  ist  (Gonours). 

^)  Sach'sp.  DL  S9.  §§.  1.  2.  Yerm.  Sachsp.  U.  16.  2.  „En  mag  der  lich- 
ter nicht  von  ebne  gehelffen  also,  das  her  also  ril  pfandis  in  siner  gewere  mchi 
rindet,  das  her  das  gehelfen  möge,  so  teile  man  im  mit  der  hand  dem,  dem 
her  gelden  sal.  Her  sal  in  abir  haldin  glich  seime  Gesinde  und  ap  her  in  an 
der  schult  wil  lassin  erbeiten,  das  mag  her  thun.  Enfngit  ihm  das  nicht,  so  mag  her 
in  wol  spannen  in  eine  beide  atir  fesser  adxr  in  ein  feste  gemach.  Her  sal  in  auch 
nicht  setczin  uf  swinskobin  noch  prireten  noch  bei  seichtlos,  de  her  bei  irstinken 
moöbte  und  doTon  her  in  eine  oranoheit  ader  sucht  moofate  valliB.  Her  sal  in  auch 
mokt  setOEin  wedk  zu  kalt  noch  zu  wtvm  imd  noch  zu  nas.  Auoh  sal  her  im  koste 
gebim  glich  sime  gesinde  und  die  sal  im  abir  desir  gelden.**  Andere  b^  Kraut 
8.  157. 

<^  Lüb.  Becht  bei  Kraut  n.  8.  9.  lässt  fiir  eine  Schuld  von  acht  Schillingen 
gegen  den  bekennenden  Schuldner  weder  das  Setzen  in  Eisen  noch  die  Hingabe  zu 
Eigen  sondern  nur  Wegnahme  des  obersten  Kleides  zu. 

^)  B.  P.  0.  Y.  1577.  Tit.  23.  §.  2.  für  b  etrüglichen  Bankerott,  „ordnen,  dass 
—  80  sie  fursetzlicher  oder  betrüglicher  Weise,  und  nicht  aus  kündlichem  zugestande- 
nem Unfall  ausstehen.  Bankerott  machen,  und  austrinnig  werd^  —  wo  die  betretteiit 
zu  Haften  angenommen,  den  Klägern  zu  Becht  gehalten  —  werden  -sollen.'' 
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bald  aUgemein')  die  öffentliche  Haft  im  Schtildthnrme.  Daneben  kommt 
aus  dem  fremden  Rechte  die  Guterabtretung  vor,  wobei  jedoch  dem 
Gläubiger  die  Wahl  blieb,  den  Schuldner  als  Gefangenen  oder  als  dienenden 
Knecht  (Gesinde)  zu  nehmen. ") 

lY.  Bestärkung  der  Yerbindlichkeiten. 

§.  158. 
1.  Durch  Bü^en.^) 

I.  Eine  der  häufigsten  Formen  in  älterer  und  mittlerer  Zeit,  Verbindlich* 
keiten  aDer  Art  eine  grössere  Sicherheit  zu  geben,  war  das  Stellen  yon  Bür- 
gen.^ Wurde  der  Bürge  als  Geisel^)  gegeben,  so  haftete  er  entweder 
sofort  oder  bei  eintretender  Zahlungsunfähigkeit  unmittelbar  mit  seiner  Per* 
8on  (§.  157.).  Durch  Gedinge^)  wurde  entweder  eine  Person  als  Sicherheit 
neben  den  Hauptschuldner,  Selbstschuldner')  gestellt  oder  mehre. 


0  Nürnberger  Refarm  y.  1564.  Tii  11.  Ges.  8. 

^)  Re  yid.  Lüb.  Recht  bei  Kraut  n.  12.  Interessant  w^en  seiner  eigenthümliohen 
Härte  ist  das  Wiener  Stat  y.  1340.  (Bischoff  Oesterr.  Stadtr.  S.  197).  Gegen 
Frauen  schliesst  sowohl  das  revid.  Lüb.  Recht  als  das  Wiener  Stat.  y.  1485.  bei 
Kraut  n.  13.  die  Haft  aus. 

^)  Stobbe  a.  a.  0.  S.  115.ff.    Y.  Platner  die  Bürgschaft,  Leipz.  1857. 

')  Althochd.  purigo  mhd.  bürge>,  sicherbote.  Grimm  R.  A.- S.  619.  Der 
nelfache  und  häufige  Gebranch  erklärt  sich  aus  der  Schwierigkeit,  Grund  und  Boden 
als  Sicherheit  einzusetzen,  dem  Gerichtsyerfahreo ,  dem  Yerhältuisse  der  Erben  zu  den 
Schulden  des  Yerstorbenen  und  aus  der  socialen  Bedeutung  der  Familien-  und  nach- 
barlichen Beziehungen. 

')  Grimm  1.  c.  Capit  in  lege  Sal.  mitt.  a.  803.  c  8.  (Leg.  L  p.  114):  „De 
libero  homine  qui  se  loco  wadii  tradidit  Liber  qui  se  loco  wadii  in  alterius  po- 
testate  oonuniserit,  ibique  constitutus  damnnm  ahquod  cuilibet  fecerit ,  qui  eum  in  loco 
wadii  suBcepit,  aui  danmum  solyat,  aut  hominem  in  mallo  produotum  demittat,  perdens 
siniul  debitum  propter  quod  eum  in  wado  suscepit.  Et  qui  damnum  fecit,  demissua 
inzta  qualitatem  regi  cogatur  emendare.  Si  yoro  liberam  feminam  habuerit,  usque 
dum  in  pignus  extiterit,  et  fihos  habuerint,  liberi  permaneanf 

*)  Die  Rechte  fordern  nirgends  eine  bestimmte  Form.  Ausführlich  darüber  Platner 
8.  27  ff,,  der  jedoch  aus  dem  Ausdrucke  ^Bürgen  setzen,  stellen'*  zu  yiele  Folge- 
nmgen  zieht.  lieber  die  Bürgschaft,  welche  nur  das  Erscheinen  yor  Gericht  zum 
Zwecke  hat,  mit  diesem  oder  dem  Tode  der  Person  aufhörte,  im  Falle  des  Nichterschei- 
nens nur  zur  Zahlung  des  Wergeides  yerpflichtete,  siehe  (Sachsp.  II.  5.  §.  1.  giebt 
ihren  Grund)  Homeyer  im  Reg.  z.  Sachsp.  S.  296  f.,  Stobbe  S.  117  ff.,  Plat- 
ner S.  50  ff. 

^)  Selbscolo,  selbschol.  Andre  Ausdrücke  bei  Stobbe  S.  120. 
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n.  Die  Verhaftung  des  Bürgen  entreckte  sich  nur  auf  den  Betrag 
der  Schuld,  das  Object  und  eyentuell  dessen  Werth/)  nicht  auf  Zinsen' 
Früchte,  Schaden,  ausser  der  Bürge  hatte  sich  zu  Meiirem  ausdrücklich  yer- 
pflichtet  Es  tritt  die  Haftpflicht  ein,  sobald  die  Pflicht  des  Schuldners 
zur  Zahlung  eintrat  und  nicht  erfüllt  wurde.  Dies  konnte  nach  den  yerschiede- 
nen  Rechten  entweder  erst  durch  Aufforderung  bez.  Einklagen  des  Schuldners  *) 
oder   schon   durch  Nichteinhaltung   des  Verfalltages   der  Schuld^  festgestellt 


*)  EL  Eaiserr.  IL  45.  ^Der  bürge  wirdet,  der  sal  wissen,  daz  wan  er  Ter- 
brichet  einen  Tag  wider  dez  willen,  gen  dem  er  ist  bni^e  worden,  so  hai 
er  sich  selb'  schuldig  gemacht,  Tnd  sal  man  an  im  richten  für  daz  gut,  des  er  buiga 
worden  ist,  -vnd  nit  an  dem,  der  die  schulde  schuldig  ist.  Sint  der  keiser  hat  gespro- 
chen: waz  der  man  gelobet,  daz  sal  er  leisten. '^  Lüb.  Recht  IIL  5.  1.  bei  Kraut 
§.  178.  n.  12.  „Wird  einer  zum  Bürgen  gesatzi  vor  Schuld  auf  gewisse  Zeit,  der 
Bürge  muss  auff  dem  Fall  dex  nicht  Haltung  die  Schuld  bezahlen,  Tor  den  Scha- 
den aber  darff  er  nit  antworten,  sondern  der  Principal  muss  denselben  gelten  und 
richtig  machen.  Es  were  dann  ein  ander  ausdrücklichen  pasciscirt  und  be- 
dinget.^ Wegen  Zinsen  liegt  der  Grund  im  §.  164.,  wegen  der  Früchte  im 
%,  147.,  wegen  des  Schadens  darin,  dass  der  Bürge  nur  übernimmt,  was  der  Schuld- 
ner zur  Zeit  der  Errichtung  schuldete  und  weil  sich  bei  der  Beschaffenheit  des 
Oeschäfts  der  Gläubiger  den  Schaden  selbst  zuschreiben  muss. 

^  L.  Burg.  ITTT.  5.  8.  Walter  §.  581.  yersteht  diese  Ton  unmittelbarem  Halten 
an  den  Bürgen.  Mit  Recht  hat  Fiat n er  S.  93  f.  dem  entgegengesetzt,  das  ^ean- 
strictum  atque  compulsum  debitum*'  derselben  setze  ein  Auffordern  des  Schuldners 
yoraus.  L.  Burg  XIX.  10.  11.  spricht  nicht,  wie  Walter  sagt,  you  „ohne  Wei- 
teres pfänden,**  sondern  sagt  nur:  „Quicumque  yoluerit  satisfacere  debitori,  et  ne- 
cesse  fuerit  fidejussorem  suum  pignorare,*^  „Siyero  fidejussorem  suum 
pignorayerit.**  Was  dazu  nOthig  sei,  sagt  sie  nicht  Es  ergiebt  sich  aus  demYot- 
hergehenden.  Aus  Addit.  I.  9.  lässt  sich  nichts  folgern.  Mt  dem  hier  GFeeagten  stimmt 
genau  Addit.  H.  7.  „Siquis  fidejussorem  acceperit,  et  ante  eum  pignorare  praesom- 
pserit,  quam  auctorem  suum,  cum  quo  caussam  habet,  praesentibuB  teetibus  ad- 
monuerit  (dann  ist  offenbar  das  debitum  ein  compulsum  et  constrictuxn),  pignora, 
quae  tollere  praesumpserit,  in  duplo  restituai^  Hierin  liegt  also  keine  Aendemng,  wie 
Walter  meint.  —  Culm.  Recht  HL  117.  „So  sal  man  yrst  tzusprechen  dem- 
selb  schuld  egen,  ab  man  yn  gehaben  mag,  wes  im  denne  broch  wirt,  und  sjn 
nicht  gehaben  mag,  da  sal  her  denne  dem  Burgen  umme  tzusprechen,  der 
sal  das  Halden,  das  her  gelobit  hot.^  Diese  und  das  gleichlautende  Billwaerder 
Recht  bei  Stobbe  S.  124.  Recht  y.  Eger  y.  1279.  (Gaupp.  L  p.  192.)  §.  19.  Pra- 
ger Rechtsb.  art.  131.     Ygl.  auch  Brünner  SchSffenb.  adt.  289  ff. 

^)  Lüb.  Recht  (nota  6.).  Gail  Practicarum  obseryationum  etc.  libri  duo.  Colon. 
Agripp.  1583  fol.  L.  n.  obs.  XXYH.  n.  30.  (p.  310)  „talis  consuetudo  est  in  Au- 
stria,  ubi  necessario  fidejussor  post  moram  ante  principalem  sine  discussione 
conyeniri  debet:  alias  fidejussor  liberatur.**  Ygl.  Platner  S.  94.  Anm.  3.  Der  §.  1855. 
a.  b.  G.  B.  steht  also  genau  auf  dieser  Gewohnheit,  weil  mit  der  Einmahnung  die  mora 
begründet  wird.  Brünner  Schöffenb.  art.  297.   Die  Stelle  Ssp.  IIL  85.  und  8chw8^ 
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w^eB,  wurde  aber  aach  dann  in  einzelnen  Rechten  angenommen,  wenn  der 
Gläubiger  des  Schuldners  nicht  habhaft  werden  konnte.*)  Die  Pflicht  des 
Bfiigen  erlischt  nicht  durch  den  Tod  des  Schuldners '^  sondern  erst  durch  die 
Tilgung")  oder  den  sonstigen  Fortfall  der  Schuld.**)  Sie  ging  jedoch 
auf  die  Erben  nicht  über.  *^  Hieran  hielt  das  sächsische  Recht  fest  mit  einer 
Ausnahme  für  den  Fall,  wo  bei  Lebzeiten  die  Klage  bereits  angestellt  war.  *^) 
Im  süddeutschen  Rechte  fand  offenbar  aus  dem  römischen  die  gegentheilige 
Ansicht  Aufnahme''^)  und  drang  auch  in  einzelne  nördliche  Rechte  ein.    Hat 


c  363.  L  L.  882.  W.  bezieht  Stobbe  8.  126.  aaf  dieBfligschaft  zu  gesammter  Hand, 
PUtner  S.  95.  erstere  auf  den  Beweis. 

*)  Brünner  Schöffenbuch  297.  (Bössler  S.  137.).  „Fidejussor  si  adsit 
prindpalis ,  reiis  yero  absit,  grave  est  creditorem  absentem  quaerere  com  possit  mox 
fidejussorem  exigere;  imde  statiin  aget  in  eum.^ 

*^  Sachsp.  L  6.  2.  I.  9.  6.  „Stirfb  aver  jene  deH  laten  solde,  sin  sone  n'is  nicht 
pb'chtich  to  latene,  he  ne  hebbe't  sehre  gelovet  oder  bürgen  vor  gesat.^ 

^0  Sachsp.  m.  85.  §.  3.  Magd.  B.  bei  Stobbe  S.  136. 

^')  Hamb.  B.  t.  1270.  in.  1.  „So  wor  een  man  u.  eene  Trouwe  an  echtsohop  tosa- 
mende  komet  u.  so  we  borge  wert  unune  de  medegift  an  jeweder  syde,  den  schal  men 
beclagen  bynnen  tween  jaren,  u.  beclaget  men  ene  nicht  bynnen  der  beaohedenen  tyt, 
he  schal  dar  äff  ledich  wesen.'^  —  und  darüber  Stobbe  a.  a.  0.  Wiener  B. 
T.  1435.  — 

^^  L.  Burg.  LXZXn.  2.  HUd.  H.  Capit.  a.  875.  c.  42.  (Leg.L  p.  527):  „Si  de 
nna  causa  plures  fideinssores  dati  fderint,  et  unns  ex  ipsis  fideinssoribas  mcHrtuos 
fiierit,  nt  proinde  causam  suam  non  perdat,  set  pro  eo  qui  de  lilis  fideiussoribos  Yvn 
sant,  solyatorquod  promisit.**  —  Sachsp.  I.  6.  §.2.  (ygl.  I.  9.  §.  6.)  spricht  durchaus 
nicht  dagegen.  Sachs.  Weichb.  art.  106.  Yerm.  Sachsp.  HI.  12.  1.  „Welch  man 
eyn  bürge  wert  yorden  andern  umbe  schult,  sterbet  der,  der  Irbetdy  bürg  esohaft 
nicht  uf  sinen  erben.  —  dist  4.  Yorsterbet  her  euch  in  der  yorclageten  zoith, 
sine  erben  müssen  dy  schult  gelden.  —  Nach  dist.  11.:  Dis  capittel  ist  alles  yon 
schultburgen ,  u.  ist  landrechte,  wichbilderecht  u.  keyserrecht.*  —  Münch.  Stadtpriy. 
y.  1294:  „Ez  sol  chain  bor^schaft  ze  Munichen  erben  an  frowen  oder  an  chint,  es 
si  danne  daz  si  daromb  gelobt  habent  oder  lobent  ze  gelten.^ 

**)  Verm.  Ssp.  (nota  13.).  Goslar.  Stat.  (Göschen  S.  71.). 

'')  Schwsp.  c.  9.  W.  „ünde  ist  daz  ein  man  des  andern  bürge  wirt  oder  ein 
wip,  unde  wirt  mSr  hüte  mit  im  bürge,  unde  werden  si  unyerscheidenllchen  bürgen; 
jener  klaget  wol  ander  ia  üf  swelhen  er  wil.  Aber  eia  meister,  heizet  Adrianus,  der 
des  lantrehtes  tU  gemachet  h&t,  der  sprichei  er  sülle  si  alle  an  sprechen.  Wan  es 
diuhte  die  Hute,  da  waer  gefaerde  bi,  ob  er  einen  an  spraeche  unde  den  andern  niht. 
nnde  ist  einer  dar  under  der  nicht  ze  gelten  h&t,  des  sullen  die  andern  alle  schaden 
baben.  unde  swelicher  sfirbet  under  den  bürgen,  des  erben  sullen  sinen  teil  yür  in  gel- 
den; &n  von  sinem  Idhen:  da  gildet  nieman  yon  wan  sine  selbes  schulde,  unde  hftt  der 
niht  ze  gelden,  des  bürgen  si  da  worden  sint,  so  müezen  si  selben  gelden.  Ünde  ist 
daz  er  giht,  si  ensin  niht  stne  bürgen  worden,  des  sullen  si  en  überzingen  selbe  dritte. 
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der  Bfffge  f&r  den  Schuldner  geleistet,  so  kann  er  f&t  die  Srnnme,  welehe 
er  leisten  musste,  allgemein  und  unbedingt,'^)  nach  einzelnen  Eechien  aueh 
f&r  die  Mehrauslagen,  welche  er,  um  seine  Bürgschaft  zu  Idsen,  machen 
musste,'^  den  Hauptschuldner  zur  Zahlung  angehen. 

IIX.  Eigenthümlich  liegt  die  Sache,  wenn  mehre  Personen  sich  für 
dieselbe  Schuld  verbürgen,  womit  im  Erfolge  ganz  der  FaD  susammentrifffc, 
wenn  überhaupt  mehreHauptTerpflichtete  vorhanden  sind.  Hiefür  kennt 
das  Beeht  zwei  Formen.  Haben  sich  Mehre  unabhängig  von  einander 
zur  Zahlung  einer  Schuld  verbürgt,  so  haftet  Jeder  nur  nach  Yerhaltoiss, 
wird  also  durch  Zahlung  seines  Antheiles  frei  und  haftet  nicht  for  den 
ausfallenden   Theil    eines   andern.  ^^)     Dieses   Yerhältniss   erscheint   als  die 


unde  h&nt  si  nieman  der  in  helfe  bereden,  si  helfent  einander  wol  bereden  umbe  die 
fache,  ande  spriehet  ein  man  „ich  wil  iu  einen  bürgen  sezen;  der  ist  anders  w&  ge- 
sezen/  wil  man  dA  mit  rehte  gevam,  so  sol  jener  slnen  biief  senden  dem,  gein  dem 
er  bürge  wirt,  nnde  mit  insigel;  wan  daz  ist  gewis  sendet  er  aber  einen  boten  dar, 
der  dem  Hanne  lobet  an  stner  stat,  dA  sol  er  Hute  zuo  nemen,  ob  er  lougenen  weQe, 
dftz  man  in  überzinge.  unde  stirbet  euch  der  bürge,  shie  Erben  müezen  jenem  gelten, 
gein  dem  er  bürge  worden  ist;  em  habe  ez  danne  üz  gedinget,  alzo  daz  er  spraeche 
,iioh  wird  also  gein  iu  bürge,  ob  ich  stirbe,  daz  mine  erben  ledig  slnt.**  Brünner 
Schdffenb.  Art  295.  „heredes  bona  parentum  possidenies,  non  solum  illa  debita,  quae 
parentes  dum  viverent  pro  se  ipsis  solvere  tenebantur,  sed  etiam  illa,  quae  pro  aliis 
idejnssorie  solvere  promisenmt  .  .  .^ 

'«)  L.  Burg.  XrX.  5.  9.  Vgl  Stobbe  S.  130  f.,  Platner  S.  160  ff. 

^0  Siehe  das  Diethmars.  Landr.  bei  Stobbe  S.  131  f.  Vgl.  Brünner  Schöf- 
fenb.  art  297.  —  Ueber  die  Frage,  ob  der  Bürge  gegen  den  Gläubiger  compen- 
siren  darf,  vgL  Stobbe  S.  125.  Platner  S.  161  fg.,  der  mit  Kecht  gestützt  anf 
Bsp.  m.  12.  §.  1.  die  ZoläBBigkeit  y erwirft;  die  von  Platner  aus  Stobbe's  Worten 
gezogene  Folgerung  ist  jedoch  keine  nothwendige. 

^^)  Sachsp.  in.  9.  §.  2.  nach  der  bei  Homejer  in  der  ISote  h«  (S.  187)  angege- 
benen Form  von  drei  Codd.:  „Borghet  mer  ludes  denken  man  enen  beolageden 
man  umbe  ungherichte  vor  gherichte  to  bringende,  unde  ne  kome  he  nicht  yore  io 
recht  tit,  men  delet  uppe  se  alle  en  ghewedde  unde  en  were  ghelt.  Pes 
sal  man  se  van  gherichtes  halyen  twinghen  to  geldene  ghelike,  also  verre  so  se  it 
ghelden  moghen.  —  Hebbet  se  alle  to  samene  ghelovet,  ir  nen  nMs  nicht  le- 
Aich,  er  it  allet  verghulden  is.  Swe  aver  enen  del  ghelovet  hevet,  he  is^t  le- 
dich  of  he  sin  del  gheldet.**  Auf  diese  Stelle  hat  Stobbe  aufmerksam  gemacht. 
Hamb.  B.  v.  1270.  VH.  8.  Verm.  Ssp.  III.  12.  8.  „"Werden  me  lute  borgen  wen 
eyner  und  geloben  siecht  vor  dy  schult,  wer  or  denne  abestet,  do  kempt  iczlicher  mit 
siner  anozal  von.  Sterbet  abir  der  borgen  icht  abe,  daz  en  schadet  den  andern  nicht 
Der  schade  ist  eynes  selber,  kegen  dem  gesprochen  waz.'^  11.  „Werden  euch  me 
hite  bürgen  vor  eyn  wergelt  eyner  sache  u.  eyner  gelobet  hüte,  der  ander  mome,  der 
dritte  obermome,  so  daz  sy  nicht  by  enander  sin,  wen  sy  bürgen  werden,  vorfellelt  sich 
da2  wergelt,  doch  ist  keyner  phÜchtig  zou  gebcne  daz  wergeld  mit  enander,   id>  he 
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BegeL  Hftlle&  aber  Mebre  su  gesammter  Hand/^  sei  ^  in  ememAkte 
ohne  ausdruddiehe  Erklänmg  über  ihr  Yerlialtniss,  sei  eis  ndt  imzweideutigem 
WiUen  der  gemeinsaiBien  Yerpflichtung ,  eine  Schuld  übernommen,  so  hafte- 
ten sie  gegenüber  dem  Gläubiger  wie  der  Hauptsohuldner  sämmi- 
lich  für  das  Oanze.'^  Bezüglich  des  Rechts,  sie  in  Anspruch  zu  nehmen, 
weichen  aber  die  Bestimmungen  darin  von  einander  ab,  dass  nach  einigen 
der  GFläubiger  sich  Ton  Vornherein  halten  kann  an  jeden  l^nzelnen  nach 
freier  Wahl,  und,  im  Falle  er  nicht  befriedigt  wird,  an  einen  Andern  und  so- 
mit an  AUe,'^)  nach  andern  aber  Alle  zugleich  in  Anspruch  nehmen  muss 
und  erst  für  den  Aua&ll   auf  jeden  Andern   zurückgehen  kann. '^    Unter 


wol  gelobet  had  alleyne,  sundem  sy  sullin  daz  mit  enander  geben.    Welcher  under 
den  stürbe,  nmbe  des  teyl  leden  dy  andern  keyne  nod,   wen  sy  nicht  mit  gesampder 
hand  gelobet  hatten.^    Wiener  Stadtr.  t.  14S5.  ^Seizt  ain  man  yier  oder  fünf  pnrgel 
Q.  das  yglicher  purgel  wirt  nur  für  sein  tail,  a.  werdent  darnach  an   gesprochen  Tor 
gerichte,  so  anntwort  yecadicher  mit  recht  nur  für  sein  tail,  man  bewär  dann  gegen  in 
das  sy  suBam  gelobt  habe,   so   mues  yetweder  beeunder  anntwnrten  umb  die  ganczen 
piirgelschafft  oder  wie  er  dann  an  gesprochen  wirt.    Ist  das  der  enptiBt,  der  ist  fiir 
sieh  ain  emgrosten  (sicl)  und  mnessen  die  andern  antwurten  ainer  nach  dem  aadatn 
dar  nach  und  man  sy  anspricht^    Beyid.  Lüb.  B.  Xu.  5.  2.     ,|So  zween,  drey  oder 
mehr  in  gemein  Büi^e  würden  für  ein  auff  eine  Summa  Geldes  u.  solch  Geld  auff 
beetirnnto  Zeit  nicht  auskommen  würde,  so  müssen  die  Bürgen  sämintliohen.  ein  jeder 
seine  Quotam  zahlen.    Würden  sie  aber  ein  für  alle  gelobet  haben,  so  mag  der  Or^ 
ditor  alle  Büigen  oder  aber  einen  unter  ihnen,   welchen  er  wolle,  um  die  Bezahlung 
ansprechen,  u.  da  er  alsdann  nicht  bezahlet  würde,  Ton  den  andern  oder  so  etxhche 
dsYon  yerstorbeu  Yon  derselben  erben  soioheB  fordern,  bisz  zu  der  gantzen  Bezahlung, 
desz  haben  sie  doeh  ihren  Begresz  Ton  den  andern  Mitlobem  oder  deiselbai  Brben, 
solches  wiederum  zu  fordenu**    Sehr  ausführlich  und  im  Ganzen  gleich  sind  die  Be- 
stimmungen des  Prag  er  Bechtsb.  art.  S.  11.  dayon  sehr  scharf  unterschieden  art.  10. 
sYo  Tile   leute  globen  mit  einander  ein  geld  zu  geben,  gibt  idicher  sein  tayl,  si 
sind  ledig,  gildet  einer  und  der  andere  mcht,    dye  golden  haben,   dy  sind  ledig.*^ 
Brunn  er  Schüffenb.  art  132.  \ 

^^)  Ueber  diesen  Fall  s.  überhaupt  St  ebbe  S.  145  ff.  Platner  S.  114  ff.  Brsterer 
stellt  die  Ausdrücke  zusammen:  conjuncta  manu,  in  solidum,  pari  manu  — 
tosamene,  mit  gesaminder  haut,  einer  für  alle,  sammt  und  sonders 
u.  s.  w.  Btobbe  S.  148  ff.  erörtert  dieses  YerhältniBS  auch  für  die  Geseilschaft, 
die  Miterben,  die  Yerhaftung  yon  ünterthanen,  Bürgern  für  die  Schulden  des  Lau- 
desherm,  yon  Hitbfirgem  an  firemde  Personen.  — 

'^  Tom  Vertrage  selbst  hing  es  aber  ab,  ob  mehre  Bürgen  mit  dem  Haupt- 
Bcfauldner  principaliter  oder  erst  als  Bürgen,  also  subsidiarisch,  sämmtlich  haften 
wollten.  Wenn  auch  nur  ein  Büige  mit  dem  Hauptschuldner  sich  zu  gesammter 
Hand  yerpfliohtet,  föUt  seine  Bürgeneigenschaft  gegenüber  dem  Gläubiger  fort. 

>0  Aagsb.  Stadtr.  y.  1276.  c.  389.  Soester  Sohrae  y.  1850  a.  52.  WienerStadtr. 
y.    1435.  Prager  Stat.  art.  125.  Beyid.  Lüb.  Becht  HI.  5.  2.  Absatz  9. 

")  Dies  finde  ich  in  Saohsp.  HJ.  86,  §§,  1.  2.:   „Syar  mer  lüde  den  ein  gelo» 
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Biek  ktoieii  aber  die  als  Mitbüfgen  zu  geBammterHand  Verpffichtetoi 
g^en  einander  so  ihren  Anspruch  geltend  machen,  dass  im  Falle  der  Zah- 
lungsnnfähigkeii  des  Hanpischuldners  ein  jeder,  der  über  seinen  Anthefl  ge- 
leistet hat,  den  Ueberschuss  Yon  den  andern  nach Yerhaltnise  derAniheile 
fordern  kann,  wie  es  denn  ebenso  dem  zu  dem  Hauptschuldner  als  Selbst- 
Schuldner  tretenden  Bürgen,  und  bei  m^ren  Oesammtbürgen  dem  Zahlenden, 
freisteht,  sich  an  den  Hauptsehuldner  zu  halten. 

lY.  Was  endlich  die  Fähigkeit  zur  Uebernahme  einer  Bürgschaft 
betriffl;,  so  erforderte  diese  Handlungsfähigkeit.'^  Ausserdem  war  der  Glaa- 
biger,  wo  er  einen  Burgen  fordern  konnte  oder  annehmen  musste,  nur  zur 
Annahme  eines  solchen  yerpflichtet,  der  ein  das  Bui^ehaftsobjeet  deckendes 
Yermögen  erwiesenermassen  besass.*^) 

%.  189. 
2.  Durch  PfandbesteUimg.  0 

I.  Ein  bereits  in  der  fränkischen  Zeit  äusserst  häufiges  Sicherungsmittel 
bildet  die  Hingabe   ein^   beweglichen  Sache   an   den   Gläubiger,^  zur 


Ten  to  samene  en  werkelt  oder  en  ander  gelt,  al  sin  sie  it  pliohtich  to  les- 
tene,  die  wile  it  unvergolden  is,  nnde  nicht  ir  jewelk  al,  mer  maiiHk  also  yele 
also  ime  geboret,  unde  alse  vem  als  man  üi  dar  to  gedvingen  mach  Ton  geriditeB 
halven  die,  deme  it  dar  gelovet  is,  oder  die  it  mit  üne  geloyede,  of  he  it  Tor  ine  Ter- 
golden  heyei  —  Geloyen  ok  yele  lüde  enem  manne  ene  scolt  to  geldene,  lude 
nntyan  dat  geloyede  mer  lüde,  syar  man  jeneme  löstet,  derae  man  gelden  sal, 
oder  mit  sinen  minnen  maket,  dar  heyet  man  in  allen  gelest,  den  man't  geloTek 
hadde.**  Yerm.  Ssp.  DI.  12.  9.  10.  „Geloben  lute  mit  gesampter  band  n.  werden 
bargen  umbe  dy  schult,  werden  &j  denne  dorumbe  beclaget  mit  rechte,  si  mnssen  dj 
schult  gelden,  dy  wile  or  eyn^  lebete,  glich  mit  enander,  demne  dy  gesampten 
band  erbet  or  eyner  uf  den  andern,  abir  nicht  uf  sine  erben.  —  Wer  den  dar 
leczter  worde  yor  dy  gesampter  hand,  u.  dy  andern  abegestorben  wer,  wurde  demie 
dy  schuld  czulecz  irdaget  mit  rechte,  daz  der  die  sdiuld  schuldig  (onsohuidlg)  wer 
worden,  stürbe  he,  sy  irbete  uf  sine  erben,  dy  mnsten  sy  gelden.^  Ebenso  Sohwabsp* 
c.  9.  (nota  15.).  —  Präge  r  Bechtsbuch  art.  11.  „Geloben  aber  yil  lent  ein  gelt  einem 
manne  mit  gesampter  hant  zu  gebir,  gelden  sie  alle  biz  auf  einen  oder  auf  zweo, 
si  sind  doch  nicht  ledig,  iz  sey  alles  gegolden,  wenne  glübte  bricht  alles 
reeht.** 

*')  Hamb.  Stadtr.  D.  6.  2.  bei  Kraut  §.  178.  n.  11.  sohliesst  aus  Weiber,  Ejiab<si 
unter  18  Jahren  ohne  ihre  Ouratoren  und  Vormünder.    YgL  Platner  S.  14  iL 

^*)  Die  L.  Burg.  TiXXXTTT.  1.  spricht  yon  einem  „fid^ussor  idoneus.^  Saohsp. 
n.  10.  §.  2.  Brünner  SchOffenb.  ari  290.  367.  Andre  Stellen  weist  nach  Platner 
a.  a.  O. 

^)  0.  0.  y.  Madai,   die  Satzung  des  älteren  deutschen,   insbesondere  des  sAckri- 
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Deckung  der  Yerpfiichtiing  imFaneder!Nicfatlei8tiiiig(wadium,  wetti,  Wedde^ 
Satzung,  Weddeschat  —  setzen,  versetzen,  einsetzen).  Die  Sache  ^war 
entweder  einliegendes,  Kistenpfand,  oder  ein  essendes,  zehrendes Pfaad. 
Was  die  Gefahr^  betrifft,  so  trug  sie  bei  dem  Eistenpfande  nadi  dem  Sltem 
Bechte,  welches  sich  noch  im  Sachsenspiegel  und  andern  Quellen  des  18. 
Jahrh.  erhielt,  der  Gläubiger  unbedingt,  jedoch  so,  dass  er  beim  Untergange 
den  Werth  des  Pfandes  gegen  die  Schuld  bis  zu  deren  Betrage  aufrechnete.^) 


sehen  Landrechts  und  ihre  Fortentwicklung  in  Zeitschr.  f.  d.  B.  YIII.  (1843)  S.  284 
bis  825.  Kraut,  Grundriss  §§.  139.  140.  üeber  die  AnsdrQcke  Grimm  B.  A.  S.  618. 
*)  Das  wirkliche  Geben  in  des  Gläabigers  Besitz  setzoi  die  meisten  SteUeu  Toraus^ 
indem  sie  von  dare,  tradere  sprechen.  Sehr  deutlich  Baier.  Landr.  bei  Kraut 
0.  10.  .^Antwurt  man  einem  pfant,  des  vamte  hab  ist,  —  der  sol  er  sich  unterwinden 
—  nnd  haymen  in  sein  gewalt;  tat  er  das  nicht  und  lies  (si)  jenem,  der  ins  geantwurt 
hat,  der  mag  sich  derselben  pfant  mit  dem  recht  wol  unterwinden. "  Jura  ciyit.  Nord" 
husae  das.  n.  11.  „Item  quicünque  pignoraverit  talia,  que  de  possessione  pignorati 
possiot  duci  vel  peUi  sab  potentiam  pignorantis,  et  reliota  in  possessione  pignorati  fiie- 
rint,  alius  si  supervenerit,  salvo  jure  pignorabit.  Dico  autem  duci  et  pelli  ad  differen- 
tiam  domomm  et  arearum  et  horum  consimüium  que  congrue  de  loco  moyeri  nequa- 
quam  possunt.^ 

Gegen  die  ältere  Annahme  eines  widerruflichen  Eigenthums,  das  Madai 
a.  a.  O.  S.  285  ff.  aus  Ssp.  U.  24.  2.  I.  53.  3.  I.  70.  2.  u.  a.  folgert,  siehe  Budde, 
das  Yerhältniss  der  altem  deutschen  Satzung  zum  Eigenthum,  insbesondere  nach  dem 
System  des  Sachsp.  in  Zeitschr.  f  d.  B.  IX.  (1845)  S.  411—439. 

')  F.  Förster,  die  Verantwortung  des  Satzungsgläubigers  nach  dem  Bechte  des 
Mittelalters,  m  Zeitschr.  f  d.  B.  IX.  S.  101—143.  Stobbe  a.  a.  O.  S.  251—275,  bei 
denen  Literatur  und  Quellen  nachgewiesen  bez.  mitgetheilt  sind. 

*)  L.  Yisig.  y.  6.  4.  Sachsp.  m.  5.  §.  4.  „Svat  man  ayer  deme  manne  liet 
oder  sat,  dat  sal  he  unverderft  weder  bringen,  oder  gelden  na  sime  werde.  — 
§.  5.  Stirft  arer  en  perd  oder  ye  binnen  sattunge  ane  jenes  scult,  de  it  under 
ime  heyet,  bewiset  he  dat  unde  dam  he  dar  sin  recht  to  dun,  he  ne  gilt  is  nicht; 
he  heyet  ayer  yerloren  sin  gelt,  dar  it  ime  yore  stunt,  ire  geloyede  ne  stünde 
den  anderes.'^  Sohwsp.  c.  212  W.  „Swaz  ein  man  dem  andern  uf  sine  triwe  ent- 
yilet,  swaz  dem  in  des  gewalt  geschiht,  unde  hat  er  daz  in  bezere  huote  gehabet,  dan 
Sin  selbes  guot,  unde  getar  er  daz  bereden:  er  gilt  ims  niht.  Swaz  aber  ein  man  dem 
andern  lihet  oder  sezet,  daz  sol  er  im  als  guotez  wider  geben.  Ist  ez  erger  worden, 
daz  bezer  als  reht  si.  yersezet  ein  man  dem  andern  ein  phert  umbe  pfenninge,  unde 
Btirbet  daz  in  siner  gewalt  Ane  sine  schulde,  daz  ist  der  gemeine  t6t:  er  sol  es  niht 
gelten,  er  yerüuset  aber  sine  phenninge  dar  an,  die  ez  im  stuont:  ezn  si  danne  ander 
gedinge  dar  an  geschehen.  Er  sol  ez  euch  ninder  ritcn  äne  jenes  urloup.  unde  ritet 
erz  darüber,  swaz  im  geschiht,  er  muoz  den  schaden  haben,  unde  geschit  im  niht,  er 
muoz  doch  ze  bezemnge  geben  ic  yon  der  mfl  sehs  phenninge.  daz  ist  Aä  yon,  daz 
erz  ftn  stn  urloup  geriten  hAt.  unde  die  wlle  erz  arbeitet,  s6  sol  er  im  deheine  suore 
räiten.  Arbeitet  erz  in  wagen  oder  in  pfiuoge,  unde  wirt  ez  geergert,  daz  sol  er  zwi- 
falt  gelten.«^  Yerm.  Ssp.  HI.  17.  18.  Goslar.  Stat.  S.  82  u.  a.  bei  Förster 
S.  120  fr. 
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Tiek  Bedite  laMoi  jedodi  tiieOs  s^on  «lu  firoherer  Zeit,  ihak  Mit  dem  14. 
MtaHn.  den  Empfibiger  nur  for  Beme  Schuld  haften,^  so  dais  den  Zufall 
der  Eigentiifimer  trog.  Wenn  ein  essendes  Pfand  ebne  Sdiiuld  des  In- 
liabeis  den  gemeinen  Tod  fand,  so  brauchte  der  Gläubiger  es  nicht  zu  er- 
aetzen,  rerlor  aber  nach  manchen  Bediten  seine  Forderung.^  Andeie 
hingegen  behalten  ihm  for  diesen  Fall  dieselbe  Tor^  oder  machen  noch 
Unterscheidungen«  Loste  der  Sdiuldner  die  Schuld  zur  Y  er£EÜ]zeit  oder  anf 
die  Mahnung  des  Gläubigers  nidit  ein,  so  kam  es  nach  meistens  dreimaligea 
in  Tierzehntägigen  Zwischenräumen  erfolgten  Aufforderungen  zum  gericht- 
liehen Verstrich.*)  Den  Mehrerlös  konnte  einzeln  d^  Gläubiger  behalten,^ 
nach  andern  Rediten  musste  er  ihn  dem  Sdmldner  gebea/^  welcher  den  Ab- 
gang stets  ersetzen  musste. 

IL  An  Eigen  kennt  die  ältere  Zeit  wie  das  frfihereMittelalta',  mit  einer 
auf  dem  römischen  Rechte  beruhenden  Ausnahme,  nur  eine  Satzung  mit  Heb  er- 
tragung  der  Gewere   an   den  Gläubiger.    Ihre  Form  ist  dieselbe  wie 


*)  Lüb.  B.  lY.  98.  ,|Settet  ein  mann  dem  andern  ein  pandt  dat  schal  he  cme 
unrordonren  weddergeven  edder  gelden  na  sjner  werde  so  dat  yan  Yorsümenisse  mn- 
megekamen,  sunsten  darff  he  eme  dar  Yör  nicht  antworden.^  M unebener  Stadtr. 
105.  (Bair.  Landr.  231.).  ^Syenn  ainem  pfiEuit  geantwurt  werdent  in  sein  gewalt  fQi 
sein  gelt,  swelher  schad  im  daran  wider  ffler  ungeTärliche  er  seins  guots  gewert  ward 
und  daz  selb  pfant  yerchaufft  wurd^  des  sol  er  chain  entgeltnüBB  haben  an  der  Bchuld 
die  man  im  gelten  sol,  und  nichtes  abgen.^  Dazu  PriTÜ.  Ottokarq»  für  die  Prag  er 
Juden  Y.  1254  §.  7.  „Item  si  aut  per  casum  incendii  aut  per  furtum  aut  per  Yim  res 
suas  cum  obligatiB  sibi  pignoribus  amiserit,  et  hoc  oonstiterit  et  christianuSf  qui  hoc 
obligayerit,  mhilominuB  impetit  eum,  judaeus  juramento  proprio  se  absolyet.*'  Ebenso 
das  Frankf.  Recht,  Yerm.  Bsp.  HL  17.  7.    Augsb.  Recht  u.  a. 

*)  Sa  chsp.  nL  5.  §.  5.  Schwsp.  o.  212.  Magdeb.  R  t.  1304.  Art  88.  Yern. 
Ssp.  lY.  42.  20.    Brem.  R.  y.  1428  u.  a. 

^  Wiener  Stadtr.  y.  1435.  Andere  speoielle  Bestimmwngea  wMsendie  bei  Förster 
genau  angefahrten  Quellen  nach.  Dessen  Ansichten  werden  dardi  die  AusfOhnrngan 
Yon  St  ebbe  widerlegt. 

^  Yerm.  Ssp.  11.  18.  1.  2.  „Setzet  einer  ein  pfand  ymande  an  yarender  habe  — 
das  Yor  gerichte  irclagit  und  gewunnen  ist,  das  sal  her  auch  yor  gerichte  ufbiten 
drei  firzehn  tage.  —  PÜEUit,  die  eime  gesatzt  werden  unyorolagit  yor  geriohte,  der 
en  darf  man  nicht  ufbiten  yor  gerichte.^    Andre  bei  Kraut  n.  19.  21.  23. 

*)  Freiberg.  St.  das.  n.  22.  „Waz  die  pfSemt  bezzer  sint  wen  s!  sten,  daz  mac 
he  behalden,  he  mao  iz  ouch  widergeben  ab  her  wil;  waz  ouch  si  erger  sint  wen 
si  sten,  da  mao  he  jeme  umme  schult  geben,  der  muz  im  darumme  antworten 
zu  rechte.^ 

^^)  Bair.  Landr.  das.  n.  23.  „Antwurt  man  einem sohreinpfiEunt,  die  sol  er  behal- 
ten 14  tag  in  dem  gericht,  und  sol  si  jenem  anpieten,  ob  er  si  lösen  welle,  —  und  sol 
si  dann  yerkauffen  on  alles  gewerd.    Gieng  im  daran  ioht  ab,  —  da  sol  im  der  lichter 
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bei  der  AnflasBwag/O  Als  Object  erscbeinen  alle  Arien  Ton  Eigen,  selbst 
Leben  und  Länder.i^  Bei  Häusern  und  sonstigen  dem  Untergange  aosge- 
seilten  Sachen  trag  die  Gefahr  der  Gläubiger,^')  wobei  der  Untergang  die- 
selbe Felge  als  d^  von  Thieren  herbeiführte.  Die  Früchte  bezog  der 
Ol&obiger/^)  sofum  nicht  durch  den  Vertrag  ein  Anderes  bestimmt  wurde.  ^^) 
Wurde  die  Scbnld  nicht  gezahlt,  so  fand  der  Verkauf  auf  die  gewöhnliche 
WiiiBe  durch  das  Gericht  Statt;  jedoch  findet  sich  auch  oft  die  Verabredung, 
dass  der  Gläubiger  alsdann  die  Sache  behalten  dürfe  für  die  Forderung.  ^^) 

UL  Ohne  Uebertragung  der  Gewere  findet  sich  seit  dem  13.  Jahr- 
kundert  eine  Satzung  an  Eigen  in  der  Form  der  gerichtlichen  Auflassung 
mit  Ausstellung  ein^  Urkunde,'^)  welche  dem  Gläubiger  einen  dinglichen  An* 


mer  pfant  umb  antwurten;  wurd  im  icht  über  an  dem  pfant,  daz  sol  er  jenem  wider- 
gebn.** 

^0  Sachs.  Lehnr.  Art.  55.  §.  8.  Lüb.  B.  v.  1240  Art  18.  Bair.  Landr.  bei 
Kraut  n.  26.  „Wer  erb  und  aigen  zu  pfant  wil  setzen,  der  sol  das  thun  vor  ge- 
rieht  in  oSoßx.  schranne  und  das  sol  man  schreiben  in  das  gerichtbuch.^ 
Beispiele  für  die  Errichtung  in  Urkunden  und  yor  Zeugen  fährt  an  Walter  R.G. 
§.  533. 

'^  Siehe  die  bei  Kraut  angefahrten  Urkunden,  ein  Beispiel  Oben  §.  77  n.  6. 
Bei  Verpfändungen  yon  Ländern  kam  die  Huldigung  mit  der  ToUen  Ausübung  landes- 
berrlicher  Gewalt  vor. 

^')  Medebaeher  PriviL  y.  1165.  §.  13.  (Seibertz   n.    55.):    „Si  domum   suam 
aüquis  et  curtim  in  uadio  posuit  uni  duium  suorum,  si  domus  et  alia  edifioia  combusta 
ftierini,  sl  ^ille  domum  reedifioare  poterit,  uadimonium  ilUus  erit,  qui  ei  peouniam  suam 
praestiterat,  sicnt  ante  foit:  si  nero  domum  suam  reedificare  non  uoluerit,  quodreman- 
rit  de  igne  cum  posseasione  det  illi,  cujus  uadimonium  prius  fuerat  et  sie  se  absoluat. 
Oreditor  postea,  quaotumounque  debiti  superest  nichil  amplius  ab  eo  extorquere  secun- 
dum   nostram   justioiam  possit.^    Aelt.   Soester   Stadtr.  §.  31.   (Seibertz  n.  42.): 
nltem  Biquis  d^Nnum  snam  uel  quelibet  ediffima  in  pignore  dederit  et  iUa  igne.  uel  alio 
casu  perierint  si  uolet  is  cnius  erant  edificia  restituere  alia.  et  heo  erunfc  ut  ante,  pignus 
creditoria.  qued  si  non  uult  relinquet  creditori  reliquias  incendii  uel  ruine.   et  fundum 
pro  pignore.   sie   creditor   nii  amplius  potest  petere.     Si  uero  dominus  fundi  reliquias 
inuaserit.    potest  creditor  ab    eo    summam   ezpetere  creditorum."     Lüneb.    R.    bei 
Stobbe  S.  266,  der  hier  u.  S.  269  fg.  weiter  über  diesen  Punkt  handdt. 

^*)  VgL  die  Stellen  bei  Kraut  n.  28—30.  33.     Das.  n.  27.  eine  Verpfandung  der 
blossen  Einkünfte. 

**)  So  in  der  von  Walter  herrorgehobenen  ürk.  Erzb.  Philipps  von  Cöbi  von 
1182  bei  Günther,  Cod.  Rheno-Mosel  I.  p.  439. 

^*)  Siehe  die  Urkunde   bei  Kraut  n.    34.   35.    Das   Einlösungsrecht   weisen 
nach  daselbst  die  Urkunden  n.  31.  32. 

^^)  Bair.  Landr.  bei  Kraut  n.  36.     „wer  dem  anderen  pfant  antwurt,  daz  aiga 

Schulte  ,  Reichs-  n.  Rechtsgesch.  ^i 
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sprach  gab  (rechte  gewere).  In  Folge  davon  konnte  er  im  Falle  der 
Nichterf&lhmg  den  Yerkauf  des  Guts  äarck  das  Gericht  veriangen  imd  sieh 
ans  dem  Erlöse  bezahlt  machen,  mit  Abgabe  des  Mehrbetrags,  oder  aueh 
sich  selbst  nach  Schätzung  das  Gnt  einantworten  lassen. ^^  Mit  dem 
Eindringen  des  römischen  Rechts  entstanden  mancherlei  Modifikationen  des 
deats(^en  Systems.  Dieses  hatte  aber  durch  die  aSmälige  %tte,  die  Yer- 
pfändungen  yon  ImmobOien  ohne  Besitzübertragung  in  eigne  Bücher  (Pfand- 
bücher,  Hypothekenbücher,  Verfachbücher)  oder  in  die  gewöhnlichen  Grund- 
bücher einzutragen,  welche  weder  generelle  noch  stillschweigende  Pfandrechte 
zuliess,  und  die  IQtwirkung  öffentlicher  Behörden,  eine  solche  Bedeutung  f&r 
den  Realcredit  erlangt,  dass  man  seit  dem  yorigen  Jahrhundert  dasselbe  ziem- 
lich allgemein  annahm. 

§.  160. 
8.  Arrha.    Efarenstrafen.    Einlagcfr. 

L  Als  Mittel  das  Verharren  bei  einem  Vertrage  zu  sichern  kommt  die  Bin- 
gäbe  einer  arrha ^  yor.  Zur  grossem  Kraft  des  Vertrages  und  Bewirkung 
gewisser  Erfüllung  finden  wir  yon  ältester  Zeit  an  wenngleich  in  allmalig  yer- 
änderter  Gestalt  das  Einsetzen  der  Ehre  mit  dem  Rechte  für  den  Gläubiger 
im  Falle  des  Wortbruches ,  den  Schuldner  an  seiner  Ehre  zu  kränken  (Schel- 


oder  lehn  ist  tind  das  pfani  dannoch  in  seiner  Gewali  bleibt  und  das  er 
es  jenem,  dem  er  es  gesetzt  hat,  Ee  hant  nioht  unlerttnig  macht,  —  da  sol  er  im 
brief  über  geben  mit  seinem  insigel  —  und  mit  gerichts  insigeL*^  Magdeb. 
Frag.  I.  6.  8.  das.  n.  87.  y^Wiri  einem  ein  erbe  yor  gericht  gesatzt,  der  hat 
eine  rechte  Gewere  daran,  (ob  jener,  der  es  setzt,  nu  wol  blib  in  dem  erbe).*^ 

^^  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  n.  88—42.  46.  Die  Goslar.  Stataten  lassen  aus- 
drücklich das  yom Eigenthflmer  bestellte  Mi eth recht  durch  den  Verkauf  untergeheB» 
üeber  den  Zwangsyerkanf  yon  Eigen  und  Erbe  ohne  Satzung  siehe  das.  n.  45. 
47.  48.  Die  num.  44.  das.  Hamb.  Stat.  y.  1270.  IX.  19.  lässt  ihn  erst  im,  wenn 
kein  anderes  Vermögen  da  ist.  — -  AUe  diese  Quellen  kennen  nur  das  Recht  des  Glftu- 
bigers  auf  die  Sache,  erwähnen  aber  keines  weitem  Anspruches  des  Gläubigers  an 
die  Person  des  Schuldners.  —  FOr  die  Verpfändung  des  ganzen  Vermögens 
s.  die  Stellen  bei  Kraut  n.  50 — 53. 

^)  Justit  Lubeco.  bei  Kraut  §.  163.  n.  2.  „Si  quis  denarium  sancti  spiritus 
super  contractu  yel  mercatione  aliqua  erogayerit,  idem  est  ao  si  meroipotum  dederit. 
Si  yero  uni  eorum  emtio  displicet  antequam  pedem  mutayerit,  denarium  sancti  spiritos 
aut  restitnere  aut  recipere  potent,  quod  pede  mutato  fscere  neuter  eorum  potent" 
Lüb.  R.  III.  6.  6.  Das.  n.  8.  „So  we  so  deme  anderen  gift  des  hilegen  gejste» 
penn  ige  üp  enen  kop,  oder  up  en  gelovede,  dat  is  also  stede,  alse  he  hebbe  den 
litkop  gegeyen.^    Brünner  Schoffenb.  art.  280.  „Postquam  ....  denarium,  qniTsl* 
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menschelten  u.  a.).^  Dies  wurde  durch  die  Reichsgesetze')  Terboten.  Be* 
sonders  häujßg  und  wirksftm  war  aber  an  Stelle  des  alten  Begebens  in  Geisel- 
schaffe  im  Mittelalter  die  in  den  Schuld-Urkimden  übernommene  Yerpfiichtong, 
im  Falle  der  Nichterfüllung  sich  an  einen  bestimmten  Ort  zu  begeben  und 
bis  zur  Zahlung  daselbst  m  verweilen,  das  s.  g.  Einlager,  Einreiten, 
Leistung,  obstagium.  Wegen  der  Missbrftuche  wurde  es  spater  alige- 
schaffi;.«) 


gariter  ^goczphenig'^  dicitar,  qui  omnem  contractum  fori  ratificat,  Tenditionis 
testimoninm  ab  eo  recepisset  .  .  .^ 

^  Vgl.  Walter  §.  528.  Grimm  B.A.  S.  612  f.  Siehe  die  bei  Kraut  n.  11.  aas 
freiiu  .t.  Gramer  Wetslar.  Kebenstunden  Th.  77.  8.  7S.  angef.  Ciric.  tob  1478; 
sverspreohen  —  bey  unseren  Adüohen  iihrm,  wolheigebrachteu  gueten  Nahmen  und 
wahren  Treuen  —  auf  den  Tag  der  heiligen  Dreyer  König  —  SOOO  Thalor  —  m 
erlegen.  —  (Widrigen  Falls)  wollen  wir  —  dem  E.  —  yoUkommene  Macht  und  Gewalt 
Bugestellet  haben,  unss  sambt  und  sonders  oderunsere  Erben  mit  schmähen, 
G^emeldte  an  Pranger  oder  Kirohentüren,  oder  wo  es  ihnen  sonsten  geKebet, 
anzuschlagen^  oder  sonsten  bey  allen  Ehrenliebenden  zu  höhnen,  sohm»- 
lien  und- ▼erunglimpfen,  wiesolohe,  die  ihr  Biege!  und  Zusl^[;e  nicht  in  acht  haben.^ 

*)  R.  P.  0.  V.  1577  Tit  35.  §.  7.  „Wann  wir  auch  berichtet  worden  sind,  dass 
in  eth'chen  Landen  dieser  Brauch,  oder  vielmehr  Hissbrauch  eingerissen,  da  dem  Glau- 
biger, auf  sein  Angesinnen  von  seinem  Schuldner  oder  Bürgen  nicht  bezahlt  wird^ 
dass  er  derentwegen  dieselbigen  mit  schändlichem  G^mähld  und  Brieffen,  öffentlich 
anschlagen,  schelten,  beschreyen  und  beruffen  lasset.  Dieweil  aber  gantz  ärgerlich^ 
auch  yiel  Zancks  und  Böses  rerarsacht,  daromb  es  ja  in  keinem  Gebiet,  darinn  Recht 
vnd  Billichkeit  administrirt  '«Verden  kann,  zu  yerstatten:  So  wollen  wir  dasselbig  an-' 
schlagen,  auch  solche  Geding  und  Facta  den  Yerschreibungen  einzuverleiben,  hiemit 
gäntdich  Terbotten  und  aufgehoben,  auch  allen  und  jeden  Obrigkeiten  in  ihrem  Gebiet^ 
niit  emBÜi<^er  Straff  gegen  demjenigen,  so  hernach  des  Anschlagens  sich  gebrauchen 
würde,  zu  verfahren  befohlen  haben. '^ 

*)  Rud.  I.  curia  Yienn.  a.  1277  sent.  de  obligato  ad  obstagium  (Leg.  II.  pt  412.): 
,.  .  quaesivimus  in  sententia,  utnim  is,  qui  se  dationefidei,  veliuramento  corporaliter 
preetito,  vel  patentibus  suis  litteris,  ad  obstagium  vel  solutionem  alicuius  debiti  ad 
certnm  terminum  obligavit,  nee  in  ipso  termino  adimplevit  ad  quod  taliter  se  adstrin* 
xit,  de  iure  posset,  ubicumque  etiam  deprehensus,  per  iudicium  occupariP  Et  pro- 
molgatum  extitit  communiter  ab  omnibus,  quod  is,  qui  modo  predicto  ad  solutionem 
debiti  vel  obstagium  obligatus,  promisso  non  paruit,  valeat,  ubicumque  inveniatur^ 
aactoritate  iudiciaria  conveniri.**  Rud.  I.  Curia  Ratisbon.  a.  1281  const.  paois  c.  9» 
(Leg.  n.  p.  427.):  „llz  en  sol  nieman  ouf  den  andern  ein  varen  noch  laisten  umbe 
dehein  gulte,  diu  hinder  zehen  pfänden  ist;  noch  dehein  res,  nochdehein  pfärde  umb 
dehein  gulte  hinder  drin  pftmden.  Unde  swer  das  tut,  der  ist  firibreche;  und  der  sin 
Pfenninge  ouf  so  getan  schaden  leihet,  der  sol  sie  Verliesen.^  -^  R.  P.  O.  v.  154S 
Tit.  17.  §.  9.  verbietet  den  Verkauf  von  „GOltverschreibung  auf  B&rgen  in  Leistung 
zu  mahnen  gestellt'  ausserhalb  des  Reichs  u.  s.  w.  R.  P.  O.  v.  1577  Tit.  17.  §.  10. 
y.  .  So  woUen  wir  hiemit  die  Leistung  in  kanffldgen  Schuld-  oder  GOlt-Yerschreibun* 
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«•  161. 
y.  Geltendmacbiuig. 

L  Als  Mittel,  eine  Fordenmg  geltend  za  machen,  deren  Erfnihmg  zu 
sichern,  erscheint  zuerst  das  Recht  der  anssergeriehtlicfaenPfsndang.*) 
In  den  meisten  Volksrechten  findet  sich 

a«  der  Fall  der  Pföndung  von  Yieh,  das  anf  fremdem  Boden  Sehaden 
thut*)    Bein  Zweck  bestand   lediglich   in  der  Sichemng  des  Anspruches  ans 


gen  elnsttverlsiben  gintelii^  yerbotten  haben.    Da  aiudi  eiaige  YoEsohroibiiiig  glaoh- 
wol  hinlärtofs  darauf  gestellt  würde,  soll  dieselbige  Leistung  als  nanmehr  jure  publico 
rerbotten,  an  ihr  selbst  nichtig,  und  demnach  kein  BQrg  noch  Schuldner   za  leisten, 
noch  aueh  den  Wirthen,  da  anf  ihne  mit  der  That  geleistet  wflrde,  etwss  zubesaUen 
Terbnnden  seyn.^    §.  11.  wiederholt  die  altere  Bestinmouig   für  bereits  ausgestellte. 
L  P.  0.  ari  VIU.  §.  5.  behAlt  für  Holstein  dies  Recht  Tor.--  Beispiele  giebt  Kraut 
§.    Ibl.  n.   15  —  20.,  ans   d«ien  zwei  Platz  finden  mdgen:  Urk«  v.  1248:   „archi« 
episcopns  fidejussores  ipsi  Walramo  statuit  — ,  qui  fide  data  promiserunt,   quod  si  in 
aliquo  defectus  fuerit  premiBSomm ,  ipsi  moniti  Coloniam  intrabuDt  infra  mensem  post 
factaai  eis  monitionem,   et  ibi,    ^rout  moris  est  fidejussorum,  jacebuxtt   non  recessuii 
doneo  onmis  defectus   in  prediotis   fuorit  emendatus."    Urk.  y.  1349:   „Wir  Karl"  — 
R5miBoher  Künig, —  dunt  kunt, —  das  Wir  schuldig  sint —  den  firbarenLuten,  Hngs 
zu  der  Tuben,  H.  Knoltz,  —  Bürgern  zu  Spiro,  —  dusent  pfunde  Heller.  —  Dieselbe 
schuld  geloben  Wir   in   zu  gelten  und  zu  geben   unverzügenllchen,    bis    zu  Santo 
Johans  dage  Baptisten.  —   Detdent  Wir   des   nicht,   so  sollen  Wir  uffe  Unsera  Eit, 
den  Wir  zu  dem  Riebe  getan  hant,  und  der  Krbar  Ritter,  Engelhart  y.  d.  H.,  —  den 
wir  in  darunter  zu  merer  Sicherheit   zu  Gisel  und  zu  Bürgen  geben  han,    uffe  sinea 
Eit|  Uns  beede  antwurten  zu  Spiro  in  die  Stat,   in   den   nehesten  acht  tagen  nach 
dem  vorgenannten  Ziel  Sante  Johans  tag  ungemanet,   in  rechte  giselschaft,    und  nye- 
mer  danne  kernen,   bitz   die  vorgenant  schult  yorgolten   wirt  gar   und  gentzlichen.*^ 
Prager  Stat.  art.  28.    „Wer  laisten  wil  oder  inlegen  gelobt   nach  der  stat  recht 
zu  Prag  der  schol  iu  eines  piderben  inannes  hovs  oder  in  sein  herberg  ein   yam  und 
ein  chomen,  wo  man  im  daz  bescheit,  und  schol  dar  Inno  zwa  imal   essen  an  einem 
tage,  als  man  nicht  yastet,  und  schol  dar  inne  sein  bi  nacht  und  bi  tage,    und  schol 
dar  aus  nicht  enkonunen,   daz  ez  im  zu  schaden  mocht  chomen  an  dem  leib  oder  aa 
dorn   gut   an  yens  urloube,   dem  er  do  leistt.^    YgL  die  Urk.   bei  Seibertz   n.  502. 
vom  10.  März  1S03,   worin   der  Erzbischof  yon  Köln   eignen  Unterthanen  gegenüber 
das  Einlager  eingeht,  welches  in  derselben  ,Jacencia*^  genannt  wird. 

0  Wil  da  das  Pfändungsrecht,  in  Zeitschr.  f.  D.  Recht  L  8.  167— S20. 

^  L.  Burg.  XKm.  XDL  L.  Yisig.  YHI.  Tit  S.  c.  10  sqq.  Tit  5.  c.  1.  4. 
Xi.  Rothar.  344.  848  sqq.  388.  L.  Sal.  IX.  „de  dannum  in  messe  yelqualibet  claa- 
sura  inlatum.«'  L.  Rip.  LXXXIL  Verboten  ist  in  L.  Bajay.  Xu.  L  §.  1.  jede 
PfiKndung  ausser  durch  den  Riehter.  Die  L.  AI  am.  Lib.IL  Tit  LXXYI.  §.  1.  beruhet 
auf  der  1.  ü9.  §.  2.  Dig.  ad  leg.  AqniL  9.  2.  (YgL  Merkel  in  den  Aamefk.  p.  71.). 
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dem  zugefügten  Bdiaden  und  des  Merzu  ndthigen  Beweises.  Zu  dem  Ende 
musste  der  Eigenihümer  gerufen  und  der  Sdiaden  abgeschätzt  werden;  alsdann 
nahm  er  seine  Sachen  zurü<^.  In  den  Bechten  des  Mittelalters')  erscheint 
diese  Pfändung  ganz  in  derselben  Gestalt,  jedoch  mit  der  Bestimmimg,  dass 
es  waier  ofientliche  Obhut  zu  setzen  ist^)  und  nach  einer  bestimmten  Zeit, 
-wemi  es  der  Eigentiifimer  nicht  einlöst,  Terkauft  werden  kann/)  Ausser  dem 
Ersätze  des  Schadens  kommt  eine  Busse  vor;  axi  diese  geben  einige  Rechte 
dem  Pfander  e&a  nnbe&igtes  Recht  und  fordern  die  Klage  erst  dann^  wenn 
der  Schaden  jene  übersteigt.  Die  Pflege  des  Viehes  muss  der  des  eignen 
gleichkonmien,  bezüglich  der  Gefahr  verhält  es  sich  analog  wie  beim  ge- 
wöhnlichen Pfände. 

b.  Eine  Pfändung  ist  im  Mittelalter  gestattet,  wenn  Jemand  auf  fremdem 
Boden  Schaden  thut/)  an  der  Person  oder  ihren  Sachen. 


^)  Ssp.  n.  47.  §.  1.  „Sve  sin  ye  drift  up  enes  anderen  kern  oder  gras,  he  sal  ime 
gelden  sinen  scadennppe  recht,  unde  büten  mit  dren  scillingen.  —  §.  2.  N^is  ayer  he 
dar  to  jegenwerde  nicht  dar  dat  ye  scadet,  unde  wert  it  gepandet,  den  scaden  Bolen 
86  gelden  dere  dat  ye  is,  of  mcui  ine  tohant  bewiset,  na  der  bure  köre,  unde  ses 
penninge  gift  jojewolk  io  bute  Tor  sin  ye.  —  §.3.  Is  dat  ye  sogedan,  dat  man't  nicht 
indriyen  ne  mach,  also  p^rd  dat  wrensdi  is,  oder  gans  oder  ber,  so  lade  he  dar  to 
ivene  manne,  unde  bewise  en  sineu  scaden,  unde  yolge  deme  ye  in  sines  herren  huB> 
Tinde  sctUdege  ine  dar  umme;  somut  he  beieren  yor  dat  ye,  ab  of  it  gepandit  were.  — 
§.  4.  Sye  sin  ye  drift  up  ene  andere  marke  uppe  gemene  weide,  wert  he  gepandit,  he 
gift  ses  penninge.  —  §.5.  Ungewunnen  land  sve  dar  oyer  yeret,  it  ne  ai  en  geheget 
wese,  die  blift  is  ane  wandel.*^  —  Schwsp.  e.  810.  W.  „Der  sin  yihe  tribet  üf  eins 
sadem  raannes  kern  oder  gras,  er  sol  im  gelten  den  schaden  zwiyalt,  mide  sol  dem 
lihter  drt  scUUinge  geben,  oder  n^h  gewonheit  Er  mac  ez  ouch  wol  pfenden  ftne 
den  lihter,  unde  sol  ez  triben  in  des  rihters  gewalt  unde  wü  er,  er  mao  ez  wol  pan- 
den.  Ist  daz  yihe  86  getto,  daz  er  ez  niht  gey&hen  mao,  als  wildiu  ros  unde  reini- 
schiu  pfaert,  oder  wHt  daz  zam  ist,  oder  gense:  daz  sol  er  in  stn  gewalt  trtben,  ob 
er  ez  hinz  dem  rihter  niht  bringen  mac,  unde  sol  ez  dem  rihter  kttnden.  Unde  der 
sol  im  heizen  gelten  als  hie  yor  gesohriben  ist  der  man  sol  shien  schaden  bereden 
selbe  dritte.  hAt  er  der  niht,  so  berede  in  mit  sin  eines  haut.*' 

*)  Schwsp.  c.  310.    Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  §.  144. 

^)  Egerer  Landfr.  K.  Wenzels  t.  1389  (Keue  Sammhing  I.  8.  94.)  §.  24.  „Were 
anch  iemand,  kuntlioh  redelioh,  mÜgUch,  unlaugenbar  schult  schuldig,  so  sol  er 
es  yor  dem  Hauptman  des  Lantfrids  zu  wissen  tun,  e  er  darfur  pfende,  das  er 
den,  der  da  schuldig  ist,  dammb  yerschribe,  und  das  er  danne  dem  man  schuldig 
weret,  gutlichen  bezahlte  und  rihten  wolle;  wurde  darnach  der  dammb  pfenden  und 
angriffen,  mit  den  pfänden  sei  er  pfentüeii  gefaren  und  in  das  nehste  Sloss  triben, 
da  ein  geriht  y^ne  ist;  das  doch  desselben  der  da  gepfendet  ist,  nit  sy,  und  sint  es 
essend  pfant,  die  sol  «r  sieen  lan  dry  dag,  und  dry  naht:  Were  es  aber  ander  plant, 
die  sol  ar  lassen  sieen  yier  wuehen»*^ 

*)  Sekwsp.  e.  281.  W.  ifiyref  den  andern  yiisdet  an  sSnem  schad^i,  der  mac  de^ 
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Wahrend  in  beiden  Fällen  im  älteren  nnd  mittler^  Rechte  nur  der  Q^ 
«ichtspunkt  obwaltet,  dch  die  Gewissheit  zn  ächem,  sein  Becht  wegen  des 
zug^gten  Sehadens  zu  bekommen,  trat  unt»  dem  Einflüsse  des  romisehen 
Beohts  in  der  spätem  Zeit  dazu  die  Anschauung,  wegen  der  Besitzst^orung 
pfänden  zu  dürfen,  welche  theilweise  im  heutigen  Bedite  yorwaltet. 

c.  Der  Grundherr  hatte  gegenüber  dem  Pächter,  Giundholden,  der  Zin»^ 
herr  gegenüber  dem  Zinsmanne,  der  Yermiether  gegeuilber  dem  IGeÖier 
ein  B^cht,  wegen  der  bereits  fälligen  Zinsen  die  in  dan  Gute  oder  Hanse 
befindlichen  Sachen  desselben  in  Besehlag  zu  nehmen.^).  Dies  Pfandrecht 
hat  sich  in  der  spätem  Zeit  umgewandelt  in  ein  Betentionsrecht  des  Yennie- 
thers  und  Verpächters.  Bezüglich  der  Grundsteuern  kann  das  spätere  Ein- 
^dehungsrecbt  durch  amtliehe  Exekution  ohne  Prosesa  nicht  mehr  als  prlyat- 
rechtliches  gelten. 

d.  Wegen  sonstiger  Geldschulden  kommt  schon  in  den  Yolksrechten 
ein  Pfandungsrecht  in  yerschiedener  Gestalt  vor.  *)  Im  Mittelalter  galt  dasselbe 
im   Allgemeinen«)   in   zwei  Fällen   als    erlaubt.")    Einmal  wegen   Schulden, 


phendea  Ane  des  rihtors  orloap.  wert  er  im  daz  phant,  er  sol  in  l&zea  g4n,  onde  soI 
dem  rihter  klagen,  wan  dar  vuube  wirt  er  dem  rihter  simderlkhen  einer  baeze  sebol- 
die,  daz  er  im  phant  b4t  gewert,  hat  er  den  schaden  hkiz  im  bebabet  als  leht  isi 
Behabet  er  den  schaden  niht  hinz  im,  86  muoz  er  im  onde  dem  rihter  besiem  dar 
nmbe,  daz  er  in  gq>hendet  weide  hän,  oder  ob  er  in  gef^ndet  hette.^^  Ssp.  IL  27. 
§.  4.  „Sye  so  unrechten  weeh  sleit  oyar  g^wunnen  laad,  Tor  jewelk  rat  sal  he  geren 
enen  penning,  die  ridene  man  enen  halyen,  unde  seien  den  soaden  gelten,  of  dar  sai 
ni^  stat;  dar  yore  mut  man  se  wol  panden.  Wwet  se  dat  pant  weder  reoht,  man 
bestedeget  se  mit  deme  ruchte ;  so  muten  se  betören  dat  rueht  mit  dren  schülingen, 
imde  muten  doch  pandes  reöht  dun."  U.  28.  §.  2.  „Yischet  he  in  diken  die  gegrayen 
ein,  oder  houwet  he  hol^  dat  gesät  is  oder  barende  böme,  oder  briiDt  .he  sin  oyet, 
oder  howet  he  malbome,  oder  greyet  he  up  stene  die  to  marcstenen  geeat  sinv  he 
mut  drittich  schilliage  geyen.  Yint  man  ene  in  der  stat,  man  mut  ine  wol  panden 
oder  uphalden  yor  den  soaden,  ane  des  riohteres  orlof."  IIL  20.  §.  2.  „He  mut  ok 
wol  panden  up  sime  lande  den  dieH  «et,  ane  des  richteres  orlof,  durdi  dat  he  reoh^ 
tes  mede  bekäme."    Andere  bei  Wilda. 

0  Curia  Batisbon.  Bud.  I.  a.  1281  const,  pac.  o.  59  (Leg.  11.  p.  430.):  ,JSz  pfendet 
ein  igelich  man  ainen  hindersazzen  wol  an  fironboten  umb  sinen  zins  und  umb  sein 
gttlte.  Swes  an  diesem  buche  yergezzen  ist,  dez  sol  man  nhten  nach  dem  alten reht.'* 
Ssp.  I.  54.  §.  4.  „Die  herre  mut  wol  panden  nppe  sime  gude  umme  sin  geid,  dai 
man  ime  yon  sime  gude  geloyet  hebbet,  ane  des  richteres  orlol** 

^  Siehe  Wilda  a.  a.  0.    S.  Siege)  aesch.  des  Qmditayerf. 

^  Das  Brflnner  Stadtr.  aus  dem  14.  Jahrh.  art.  75.  (BSssler  S.  361):  „^ier 
well^i  ob  nnslr  purger  uner  ekn  lanthere  oder  eim  ritt  er  oht  parget  yor  ein 
scheppen  oder  yorczwaie  und  gilt  im  daz  nicht  ^u  dem  tag,  sOBohol  er  8«in  leut 
phenden  in  der  stat.^   art.. IM  das.  S.  394  giebt  dem  Tlehidrt^  dasselbe  Becht 
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die  als  ^untliche^  redliche^  notorisch  waren  oder  überhaupt  nicht  Ter- 
redet  werden  konnten,  sodann  für  den  Fall,  dass  der  Schuldner  in  der  Schuld* 
TerschreibuBg  dem  Gläubige  ausdrücklich  ein  Pfandungsrecht  zugestanden 
hatte.")  Der  erstere  Fall  fiel  iheils  mit  dem  Torhergehenden  zusammen, 
theäs  mit  der  geordneteren  Justiz  fort  Der  letztere  war  bis  zum  17.  jähr- 
kimd^  alhn^ig   dahin  umgestaltet  worden,    dass  man  in  einer   solchen  Er- 


mit  den  Worten:  „ermag  auch  das  yiech  yon  im  selben  wol  insliezzen  um  sein 
Terdientes  Ion." 

^^)  Die   zahlreichen   sonstigen  Verbote   enthalten   die  Landfrieden   von   der   s.   g. 
Treuga  Heinr.  anfangend.    Siehe  Wilda.  S.  198  £P.    Walter  §.  588. 

")  Const.  Rud.  I.  a.  1281.  c.  59.,  const.  pac.  ad Bhenum  Albert i  I.  a.  1801  (Leg. 
n.  p.  476):  „Man  pfendet  5ch  wol  umbe  kuntiiche  komgulte,  und  wingulte,  und  zinse,  . 
und  gat  daz  5ch  nut  an  den  landfrieden;   anderes   soll   nieman   den   andern  pfenden 
ane  gerihte.    Hett  sich  aber  ieman  verbunden  mit  sinen  brieven,  daz  man  in  pfenden 
«nie  ane  geiihte,  den  soll  men  pfenden  an  sine  eigene,  an  sine  erb«,  an  sine  lehene, 
und  an  sine  pfände ;  hett  aber  ein  gotzhus  oder  ein  closter  gut  oder  lute   darüber   er 
Toget  ist,  an  dem  gute  und  an  den  luten  soll  men  in  nut  pfenden."   Egerer  Landir. 
T.  1889.  §.  24.  Frankf,  y.  1398.  §.  6.  (Keue  Samml.  L  S.  97.):  „Auch  hette  jemand 
zu  dem  andern  zu  sprechen  umb  kuntiiche  redeliche  Schult,   der  sol  nicht  darumbe 
angreiffen  noch  beschädigen,  er  habe  dann  den,  zu  dem  er  die  Schuld  fordert,  Yorhin 
darum  ersucht,  und  die  an  ihn  erfordert.  Und  bezahlte  er  ihme  die  Schuld  dann  nicht, 
80  mag  er  darumb  pfänden,  also  dass  er  ihn  das  vorhin  lasse  wissen  drey  Tage  und 
drey  Nacht  mit  seinem  offen  Brieffe  und  gewissen  Botten,  in  dess  Schloss,  Stadt  oder 
Hauss,  da  derselbe,  den  er  pfänden  wil,  mit  seinem  Leibe  zu  der  Zeit  wohnhaffidg  ist, 
oder  ihmen  selber  in  seine  Gegenwertigkeit   geben,   ohne  Geverde.    Und  wers,    dass 
der  dann  also  pfändte  und  angriffe,  der  sol  mit  den  Pfänden  pföndliche  fbmi  und  ge- 
Üfthren.    Und  wer  dem  nicht  also  nachgienge,  den   oder  die  mag  man  für  den  Land- 
frieden  heischen,   und  darumb   nemen,   was  der  Landfriede   darüber   weiset.    Were 
auch  jemand  dem  andern  Zinse,   Qulte  oder  verbrieffte  Schuld  schuldig,   welicherlei 
die  weren,  darumb  mag  jedermann  seiner  Eundschafft,  Besesses  und  Bechten  gebrau- 
chen und  gemessen,  und  seinen  Briefen  nachfolgen  als  sie  ausweissen.''  —  Yon    1442. 
§.  2 — 5.    (das.   S.   171).     „Yon   der  Schuld,    die  kundtlich   unlaugenbar   ist.^ 
Landfr.  y.    1495.  §.  9.  Beichskammergerichtsordn.    v.  1555  Th.  II.  Tit  XXII.  Absch. 
des  Depttt.  Tags  2u  Speier  von  1600.  §.  82.  (das.  Ed.  S.  479.   YgL  übrigens  auch  die 
§§.  29.  Sl,  83):  „GleidlLer  Gestalt  ist  gezweiffeit  worden,  ob  Mandata  sine  clausula  zu 
erkennen,    da   einer  in   einer  Yerschreibung   dem  Glaubiger  Macht  und  Gewalt  gibt, 
seines  G^aflens  gegen  den   Temohriebenen  Gütern  zu  verfahren,   und  sich   an  den 
Pfänden  oder  Gütern  mit  oder  ohne  Becht  bezahlt  zu  machen?  Zu  dessen  Ausschlag, 
haben  wir  uns  mit  der  Ghurfursten,   depurtirter  Fürsten  und  Stände  Bäthen  und  Ge- 
sandten dahin  verglichen,  dass  solche  Wort  (mit  Becht)  ad  viam  ezecutivam  nicht  zu 
extendiren,  oder  zu  erstrecken,  sondern  zu  ordentlichem  Weg  zu  vwstehen  seyn  sollen ; 
Da  aber  die  Wort  (oder  ohne  Becht)  so  etwan  mehr  auf  sich  haben,  in  der  Haupte- 
Yerschreibung  befunden,  sollen  Handata,  doch  in  denen  Personen  und  Sachen,  so  ohne 
Jftittel  an  mieer  Ki^serUoh  Cammeigerioht  gehörig,  erkennt  werden. '^ 
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klärong   eineB  Verzicht  auf  den  ordeB^hen  Prozess  imd   die  gewöImlidMi 
Exekution  annahm. 

n.  Kam  der  Glänbiger  nicht  anssergeriehtlich  zn  fleinem  Beeilte,  80  stand 
ihm  die  Schuld  klage  frei,  welche  nacih  dem  geftfarten  Beweise  od^  de» 
Anerkenntniss  des  Bddagten  zur  Pfändung  durch  denBichter,  zur  Yeräusse- 
rung  seines  Eigen  oder  zur  Setzung  des  B^lagten  in  die  Eneohtsehalt  föhrea 
konnte.  ^') 

YI.  Einzelne  Yerträge. 

8.  162. 
1.  Der  Kaut*) 

I.  Der  meist  Yor  Zeugen  und  unter  Hingabe  eines  an  dem  Kaufpreise 
nicht  abgerechneten  Drangeides,  Draufgeldes,  welches  sich  als  Schlüs- 
selgeld, Schwanzgeld,  Halftergeld  bei  Yerkäufen  von  Grundstücken 
und  Hausthieren,  besonders  Pferden,  erhielt,  abgeschlossene  Yerferag  verpflich- 
tete den  Yerkäufer  zur  Sicherstellung  gegen  Drittansprüehe,  deshalb  bei 
Mobilien  zur  Gewähr  gegen  Anevang,  (§.  153.)  bei  Immobilien  zur 
Gewähr  des  unangefochtenen  Besitzes  Ton  Jahr  und  Tag,  der  rechten  Gewere 
(§.  149.),  woför  sowohl  Bürgen  als  Pfänder  und  besonderes  Gelöbnias  yorkam. 
Die  Gefahr  ging  auf  den  Käufer  erst  über  mit  der  erhaltenen  GFewere,*) 
später  fand  das  römische  Recht  Eingang.*)  Im  Gegensatze  zu  der  Yertretnng 
gegen  Dritte  kennt  das  ältere  Eecht  nur  in  äusserst  geringem  Grade  ein 
Kecht  des  Käufers  zu  wandeln,  durchaus  aber  keinen  Anspruch  auf  Min- 
derung  des  Preises   wegen  Mängel.    Die   Wandelungsklage^)  fand  nur 


**)  YgL  §§.  126.  129  ff.  und  die  vorhergehenden  §§.,  aus  denen  sich  die  Grund- 
sätze Yon  selbst  ergeben. 

0  Siehe  Grimm  BA.  S.  606  ff. 

^  YgL  Stobbe  a.  a.  0.  S.  275  ff^  der  dies  aus  vielen  Stellen  nachweist 

')  Sohwsp.  0.  IdO.  W.  „Unde  gibe  ich  einem  manne  ehi  gnot  ze  konfene,  nnde 
^bet  er  nur  sin  arre  dar  an>  nnde  daz  gont  bettbet  in  niner  gewalt;  und  wirt  es  inir 
veittolen:  dar  schade  ist  ^,  unde  w^  mki^  hkn  kh  sin  gehüelei  als  USk  Ton  rehte 
solde.**    Brünner  Sdhöffenb.  art  286  (ROssler  S.  131  f.).  YgL  Stobbe  B^  284  i 

*)  L.  BaJQv.  XY.  9.  1.  ,,Yenditioni8  haeo  forma  serveior  ut  sen  res  «eu  maBci- 
pinm,  vel  quodfibet  genas  animalimn  venditar,  n«mo  propterea  &niitatem  yeaiMkmi 
inmmpat  qnod  dicat,  se  vili  pretio  vendidisse;  sed  postqnam  &okBD  est  negottiun,  non 
Sit  nntatnm.  —  2.  Kisi  forte  vitinm  invenerit  qnod  iOe  ven^tor  oda^t,  hoo  est  in 
manciplo,  aut  in  caballo,  aat  in  qnaUoanqne  peoniio,  id  est,  ant  eeeeom,  amt  hernio- 
som,  aut  cadncnm,  aut  lepresnm.  >-  3.  In  anümalibus  anlem  eunt  ydl6k  quae  aüfaetiens 
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statt  beim  Verkaufe  von  Thieren,  wenn  der  Verkäufer  -wicbtige  Fehler  v«r* 
heimlicht  hatte  und  dieselben  unmittelbar  naeh  der  Uebergabe  hervortraten. 
Auch  das  mittelalteTÜche  Becht  hat  den  Grundsatz,  dass  man  6a<^en,  welche 
man  vorher  gesehen,  gekauft  und  zu  sich  genommen  hat,  unbedingt  befahlen 
rnnss^  („Augen  offen  oder  den  Beutel  offeti*);  eine  Rückgabe  konnte 
aber  einzeln  stattfinden,  wenn  das  Gut  angesehen  gdcauft  sich  als  sehleeht 
erwies.  *)  Allgemein  wurde  die  Wandelung  beim  Kaufe  gewisse  Thiere  zage-» 
lassen  wegen  bestimmter  Fehler,  die  in  einer  festgesetzten  Zelt  naeh  derUeber» 
gäbe  zürn:  Vorschein  kommen.^  Dies  hat  sieh  im  spätem  Recht  erhalten, 
und  ist  nur  genauer  ausgebildet  worden. 

IL  Das  Verkaufsrecht  unterlag  mehrfachen  Beschränkungen,  welche  theüs 
obwohl  mit  dem  öffentlichen  Rechte  zusammenhängend  privatrechtlicher  Natur 
sind  (§.  180.)  theils  öffentlicher.  In  letzter  Hinsicht  galt  seit  alter  Zeit  das 
Terkaofen  der  stehenden  Früchte,  Früchte  auf  dem  Halme,  nur  unter 
Einschränkungen  für  erlaubt.®) 

m.  Als  ein  die  Verpfandung  ersetzendes  Mittel  findet  sich  häufig  der 
Kauf  auf  Wiederkauf  von  Grundstücken,  dessen  Eigenthümlichkeit  darin 
bestand,  dass  der  Käufer  alle  Früdbte  bezog,  ohne  die  Befogmss,  den  Rück- 


celare  potest  venditor.  —  4.  Si  autem  venditor  dixerit  yitium,  stet  emptio :  non  potest 
mntare.  —  5.  Si  autem  non  dixerit,  mutare  potest  in  IQa  die,  et  in  alia,  et  in  tertia 
die.  —  6.  Et  si  plus  de  tribus  noctibus  habuerit,  non  potest  mutare.  —  7.  Nisi  forte 
eom  invenire  non  potuerit  infra  tres  dies,  tunc  quando  invenerit,  recipiat  qui  yitiatum 
Tendidit.  —  8.  Aut  si  non  Yult  recipere,  iuret  cum  sacramentaU  uno:  quia  yitium  ibi 
nulluni  sciebam  in  illa  die  quando  negotium  fecimus;  et  stet  factum.*^ 

^)  Hamb.  Stat  y.  1292.  G.  22.  Hamb.  Stadtr.  II.  8.  17.  (Kraut  §.  166.  n.  4.  6.) 

*)  Alt.  Lüb.  Recht  (Kraut  n.  5.)  Kann  jedooh  der  Verkäufer  seine  Unwissenheit 
darthnn  durch  seinen  Eid,  so  fällt  die  Wandehmg  fort  Lüb.  R.  das.  n.  3.  lieber 
das  Reoht  zum  Bücktritte  Tom  Vertrage  vor  der  Uebei^abe  siehe  die  Stelle  das.  n.  5. 
u.  Stobbe  a.  a.  O.  S.  277. 

^)  Siehe  Kraut  n.  7—14. 

»)  Gapit  a.  806.  a  7.  (Leg.  L  p.  145).  B.  P.  0.  v.  1577.  Tit  19.  §.  8.  „Setzen  u. 
ordnen.  •  .  dass  männigUch  dem  armen  Manne  in  der  Noth  .  .  .  auf  Wein,  Fracht, 
und  andereB  fürzuleihen,  .  .  .  auch  j&hrlioh  Wein  -  und  Treyd  -  Gülten  um  ein  be- 
Btimmbte  Geld-Summa  von  ihme  zu  kaufen,  erlaubt  seyn  soU:  Jedoch  dass  dasselbig 
fürleyhen,  oder  zuTor  ausgeben,  anders  und  mehrers  nicht,  als  auf  den  Schlag,  und 
gemeinen  Kauflf,  was  nemlioh  der  Wein  oder  Treyd,  zur  Zeit  des  Contracts,  oder  aber 
Yierzehn  Tage  die  nechsten  nach  dem  Herbst,  oder  Emden  gelten  wird  beachehe: 
Aber  da  Korn-  oder  Wein-€KUt  kaufft  werden,  dass  von  zwantzig  Gülden  Haupt- 
Sninma  nicht  mehr,  als  ein  Gülden  Müniz  geraittet  oder  bezahlt,  darzu  auch  den  Yer- 
käiiffer  und  Schuldner  die  AbUtanng  jedes  Jahrs  mit  Erstattung  des  empfangenen 
Baiipi-€^eMeB,  zu  thini  frey  gelassen  w^nrd.*^ 
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kauf  zu  vdriai^eti,  .der  Yerkäofer  hkigegen  das  miveijährbare  Becht  hatte. 
jederzeit  gegen  Eratattung  der  Eaufsoziime  die  Bückgabe  der  Sacke  zu  fordern* 
lY.  £iii  in  laU^i  Geg^iden  und  Bechten  des  Mittelalters  vorkommendeB 
eigenthümliclies  Eaufgeschalt  ist  d^  Beuten  kauf )®)  durch  welchen  Jemand 
gegen  eine  Geldsumme,  ein  Kapital,  sich  eine  aus  dem  Grundstücke  des  Em- 
pfängers in  bestiflunten  regelmässig  wiederkehrenden  Zeiten  zu  beziehende 
Einnahme  in  Geld  oder  Naturalis,  eine  Beate,  erkauft.  Das  Geschäft  inrd 
abgesddoss^i  m  der  Form  der  Aullassuqg  mit  häufig  hinzutretender  Liyesti- 
tur.  ^^)  Hierdurch  erhält  der  Käufer  ein  dingliches  Becht  an  dem  Gute  mid 
an  dem  Bechte  selbst  (eine  gewere),^^)  obwohl  einzelne  Bechte  dasselbe  zu 
bestimmten  Zwecken  als  „varende  habe^  erklären.  ^^  Zur  Geltendmachung 
fitand  ihm  das  Becht  ^u,  wegen  des  yersessenen  Zinses  selbst  zu  pfänden, 
eine  gewisse  Busse  zu  fordern  und  die  Einantwortung  oder  den  gerichtlichen 
Verkauf  des  Gutes,  Hauses  zu  verlangen.'^  Dies  dingliche  Becht  brachte 
mit  sich,  dass  man  das  Bentenrecht  oft  geradezu  als  Eigen  bezeichnet^*) 
und  dem  Zinsherm   dem  Eigenthümer   analoge  Bechte   gab.^')    Er  darf  sein 


^)  Albreoht  Gewere  S.  157^1  S8,  Auer  über  Ewiggeldrecht  nebst  dem  gerichtL 
Yerfahren  in  Ewiggeldsachen  (in  Stadtr.  t.  München,  Einl.  S.  CXXTX  fif.).  Eine  reiche 
Bammlung  yon  Belegen  bei  Kraut  Gnmdr.  §.  145.  —  Ausführlich  ist  das  Brünner 
SchöfPenbuch  art.  117  — 124  über  diese  Art  Ton  Zinsen.  Ueber  das  Prag  er  s. 
Bossler  S.  LXTT.  — 

10)  Urk.  bei  Kraut  n.  1.  y.  1284  (coram  scabinis),  n.  2.  v.  1289  (coram  Gonsulibus) 
u.  a.  Goslar  Stat.  S.  25.  (das.  n.  8):  „We  en  erye  up  dem  sülle  behalden  wel,  — 
de  scai  den  yörderen  yut  up  den  sülle  setten  und  de  haut  up  de  hilleghen  lekhen 
u.  spreken:  Dat  ik  dit  eghen  oder  dit  ghelt,  (oder  wat  he  an  deme  gude  heyet  — ) 
hebbe  in  mine  were  ghebracht  mit  riohteren  u.  mit  twen  ratmanne  u.  mit  ding- 
lüden  u.  mit  yorspreken  u.  mit  ordelen,  u.  minen  yredeschilling  dar  up  ghegheyen 
hebbe  und  hebbe  dat  seder  jar  u.  dach  in  minen  weren  ghehat.^  Freibnrg.  Stat.  t. 
1520.  das.  n.  4.  Urk.  das.  n.  5.  y.  1898:  „Wy  bekämet,  dat  wy  mit  wyllen  all  unser 
«ryen  hebbet  yerkofft  2  mark  ewiger  gulde  ei^ike  to  besittene  ut  dem  hoye  N.  u.  — 
hebben  desse  twe  mark  upgelaten  und  upgedragen  yor  H.,  richter  to  8.,  in  g^chte, 
4o  her  den  riohterstoel  hadde.** 

")  Goslar.  Stat.  in  nota  10.  Urk.  yon  1398.  Vgl  aueh  die  num.  6.  11.  44  ff: 

^')  Lüb.  Recht  bei  Kraut  n.  7.  und  die  Urk.  n.  8.  zu  dem  Zwecke,  dass  ee 
4em Manne  oder  der  Frau  bleibe.  In  beiden,  dann  in  Nr.  17.  u.  a.,  ist  das  Becht  ge- 
nannt wiohbelde  (Weichbild.) 

»«)  Hamb.  R.  y.  1270.  H.  8.  Goslar.  Stat.  S.  21.  u.  die  num.  13—16. 

^^)  Freiberg.  Stat.  das.  num.  47.  „Erbe  und  nicht  eigen,  das  sind  hosereund 
hoye,  do  man  erb  ez ins  yon  gibt.''  das.  n.  48 — 50. 

^^)  Lüb.  R.  y.  1240.  Art.  240.  (das.  n.  27).  Gosl^kr.  8.  21.  (n.  30.):    „Heft  enen, 
hus  to  eryeatüise,  wel  he  dat  ergheren,  oder  yorkopen  —  ding  dat  dar  to  hdrt,  des 
ne  mach  he  nieht  don  weder  des  willen  des  dat  eghen  is  oder  de  dar  ghek  aahefi' 


Eiazelae  Yertrftge.    Beatenkanf.  47X 

Bedit  yerkiLufen,  wobei  aber  dem  ZingmoDii  bis^eiien  ein  YorkatilBfecht  züt 
steht/')  und  vererbt  dasselbe  bald  als  imbewegUches,  bald  ais  bewegUeliea 
Out.  Die  Eente  liegt  dauernd,  ewig  auf  dem  Orundstüoke;  ihre  Ablösung 
siand  jedoch  dem  Yerkäufer  (Gültenmann)  oft  durch  den  Vertrag  frei^ 
während  sie  der  Käufer  (Gültenherr)  nicht  aulkündigen  konnte. ^^)  Di« 
Ablosbarkeit  durch  den  Zinsmann  wurde  durch  Statotarreeht  unbedingt 
geeisküet^^^  die  NichtablÖsbarkeit  ausgeschlossen,^^  bmdes  durch  Beioha« 
gesetz  bestimmt.'^)  Gegen  die  Person  des  Zinsnuumes  hatte  der  Zinshenr 
keinerlei  Becht;'^)  auch  stand  ihm  ohne  besondem  Vertrag  nur  nach  Parti« 


num.  31.  nmn.  82.  Hilde sh.  Stat  ^Swe  erwetins  hevet,  —  wolde  he  dat  verkopen, 
eder  yersetten,  eder  Tergeyen,  daryan  he  tins  gheye,  de  den  ersten  tins  hevet,  den 
schal  man  erst  bereden.  —  Brem.  Stat.  v.  1483.  (das.  n.  18):  ,,So  we  koft  heftrente 
in  eime  erye,  —  de  rente  scal  men  vordem  up  dejenne,  de  in  dem  erve  wonet,  also 
ferne,  aJse  sin  hure  keret,  de  id  huret  heft.  breke  em  dar  wat  an,  dat  schall  he 
Tordem  tip  dat  erve." 

*')  Braun scl^w.  Stat.  (num.  38.):  „Wur  eyn  man  hefft  erventins  an  eynen  — 
erre,  des  erves  mach  he  nicht  vorkopen,  yd  ne  sy  deme  witlik,  des  de  erventins  sj. 
Lostet  is  ome  to  gheldene  umme  densalven  kop,  —  dar  is  he  negher,  wen  eyn  ander. 
"Wel  yenne,  de  den  erventins  hefft,  den  sulven  tins  vorkopen,  de,  des  dat  erve  is,  de  is 
der  negher  to  gheldene,  we  eyn  ander.**  Hamb.  Stat.  v.  1292.  D.  ü.  (num.  34.) 
«Deit  ein  man  wurde  (in  andere  Formen  wort,  worth  u.  s.w.)  uth  to  ervetinse,  — 
den  ervetins  ne  mach  nen  man  copen,  id  ne  si  mit  sinen  vrillen,  des  dhe  wurde  sin, 
wante  he  is  naghest  cope.** 

^0  Münch.  Gerichtsb.  v.  1391.  (das.  n.  37.)  „Item  so  gende  aus  dem  vorg.  haus 
VU.  guldein  ewigs  gelts  dem  vorg.  E.  O.  und  der  hat  dem  vorg.  L.  —  und  allen 
seinen  erben  die  besunder  Muntschaft  getan,  daz  der  L.  —  etc.  jaerlichen  und  ewig« 
heben  gewalt  habent  ze  lösen  die  vorg.  YII.  guidein  ewiges  gelts  swann  si  mügen  ein 
tail  oder  gar  ye  I.  guidein  umb  XX.  guldein.^  Magdeb.  Frag.  11.  1.  5.  (das.  n.  41.): 
^Ein  man  ist  benötigt  und  bittet  einen  andern,  das  er  im  leihe  10  mark,  er  wil  im 
das  jar  ein  mark  geben,  —  der  zinsnemer  stirbt,  nu  spricht  der  zinsgeber  zu  dem 
erbling:  hie  sind  10  mark  ich  wü  nicht  lenger  euerzinsman  sein.  Die  erben  sprechen: 
sie  wissen  Yon'  keinem  zins  abzulösen  und  halten  iren  zins  für  erbziss ,  wie  das  flsren 
8oll?  Hieranff  sprechen  wir  für  recht:  der  zinsman  mus  beweisen,  das  der  zins  s^ 
abzulösen  und  der  ander,  der  den  zias  daran  hefft,  bedarf  des  nicht  beweisen.*'  Ueber 
die  froh  in  Böhmen  bestimmte  Ablösbarkeit  der  Rente  gegen  10  Proe.  s.  Bössler 
a.  a,  O. 

*«)  Lüb.  Eecht  v.  1240  bei  Kraut  n,  38.  39.  42.  Zürch.  Bathserk.  v.  1419 
dafl.  n.  43. 

^^  Frankf.  Bef.  U.  3.  §.  21.  (das.  n.  67.  68.). 
*>)  B-  P.  0.  V.  1577  Tit.  17.  §.  9.  Tit.  19.  §§.  2.  8. 

'0  liüb.  Becht  V.  1240  Art.  239.  (num.  17.)  „So  welk  man  edder  vrowe  koft  — 
in  eneme  ^us,  edder  an  ener  wort  vnobelde,  edder  worttinse,  ergered  sik  dat  hus, 
edder  de  wort,  —  ne  wel  he  (der  Schuldner)  den  tins  nicht  utrichten,  de  genne,  de 
den  tina  hevet,  de  soal  daran  holden,  dar  he  den  tins  inne  hevet  und  ne  wach  anders 
appe  nenouuidia  uppe  de  aake  vordaringe  hebben,  mer  darup ,  dar  he  den  tins  inne  hevet^ 
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«mlarreekt**)  ein  Asspnich  zn,  d^n  ftUBfallen^n  SSns  ans  dem  übrigen  Ve^ 
fiiögen  ZQ  fordern.  Das  Ewiggeld  genofls  im  Concnrse  einen  unbedingten  Yor- 
2Bg  ,  '^)  ging  dnreh  Yerkanf  des  Gntes  nicht  nnter  *^)  und  in  späterer  Z«t 
sogar  Kapitalien  yor,  welche  yor  Errichtung  des  Ewiggeldes  auf  Häuser  ans- 
geliehen  waren. '^)  Der  Rentenfuss  hing  yom  Vertrage  ab,  bis  er  durch 
Bei<^8gesetz  auf  fünf  Proeent  festgesetzt  wurdob'")  Mit  dem  Aufkom- 
men des  zinsbaren  Darlehens  und  der  Erlaubniss,  dass  der  Käufer  (ZinsherrX 
die  Kündigung  imFaile  der  Bäumigkeit  i^ch  dürfe  yersohreiben  lassen,*^  sank 
der  !6,entenkaaf  in  seiner  Bedeutung  alimäMg  herab. 

§.  163. 
2.   Bestandvertrag.  0 

Die  Yerhältnisse  des  Grund  und  Bodens  brachten  mit  sich,  dass  Pacht 
auf  Zeit  in  früherer  Zeit  nur  sehr  selten  yorkam.  Auch  die  Methe  bat 
sich  erst  im  späteren  Mittelalter  in  den  Stadtrechten  ausgebüdet  mit  derBich- 
tong,  dass  der  Inwohner  für  die  Zeit  der  Heu»  durch  sein  Q«dinge  geschützt 
ist  und  auch  Ton  einem  Käufer  des  Hauses  nicht  ausgetrieben  werden  kann.*) 


")  Brem.  Stat.  v.  1438  Ordn.  15.    Daß.  n.  18.  u.  n.  20.  ein  Tertrag. 

^)  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  n.  21  ff: 

**)  Sch5ff.  Urth.  (Böhme  6,  114.)  num.  23.  „Yeikanft  ein  man  dem  andern 
ein  erbe  und  yorreicht  im  das  yor  geholter  bank  imd  yorswiget  deme  konfinanne  — 
des  jerliohin  zinses,  der  uf  dem  selbin  erbe  —  stet,  so  sol  der  man  sinen  sdna  behal- 
ten, als  er  den  in  gewere  hat  in  dem  yerkauften  erbe.*^ 

**)  Lüneb.  Stadtr.  Th.  IT.  Tit.  7.  8.  das.  num.  59.  60. 

«O  R.  P.  O.  yon  1577  Tit.  17.  §.  9. 

")  Depüt.  Absch.  y.  1600  §.  85.  (Keue  Samml.  m.  S.  480.):  „Femers,  ist  bisr 
anhero  im  Heil.  Beicfa  nicht  austrücktich  yersehen  gewesen,  da  der  Schuldner  sich 
ielbsten  obligirt  und  yerbunden,  da  er  in  zaUung  der  jährigen  OHlten  sich  sSninig^ 
«neigen  würde,  alsdann  dem  Gläubiger  alsobald  die  Kauf-  oder  Haupt-Bumma  neben 
den  Qülten  wieder  zu  geben,  ob  solcher  Contract  im  H.  Reich  zugelassen,  und  auf 
Solchen  Fall  stantibus  alüs  dausufis  executivis ,  Mandata  sine  clausula  su  erkeimett 
seyn  möchten:  Derenthalben  zu  Yerhütung  aller  künfitiger  daraus  erwachsender  Un- 
gleichheit, haben  wir  auf  yorgehende  VergleichuBg  dahin  geschlossen.  Setzen,  ordnen 
und  wollen,  dass  solcher  Contract  den  im  H.  Reich  üblichen  und  zugelassenen  Ge- 
bräuchen nicht  ungemäss,  und  dass  das  preoium  auf  den  Fall  yon  dem  V erkauifer  per 
yiam  ezecutionis  und  mandato  ex  iUo  pacto  wieder  erfordert  werden-  möge.** 

^)  Ausdrücke  Bestand,  Beständer;  in  Bestand  geben,  nehmen,  bestaden; 
Pacht,  Miethe,  Pächter,  Mietker,  Yerpftohter;,  Yermie^er;  Dingen,  Verdingen; 
Einstellen,  Einstand;  Heuer,  heuern,  yerheuom  u.  a.  * 

*)  Verm.  Ssp.  II.  4.  5.  „Had  eyn  man  sin  hus  adder  sin  eygen  yormid,  und  vo^ 
keirft  das  sini  der  zdthr  der  das  gemit  had,   der  had  irin  higedinge.    Wnlde  on  der 
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Durch  die  geriolimche  Eintragmig  konnte  das  Recht  einen  dinglichen  Ghaxak^ 
iet  annehmen. 

8.  164. 

3.   Darlehn. 

Yerzinffliche^)  Darlehen  worden  bereits  in  der  frankiflch«!!  Zeit  Yerho» 
im,  während  ne  das  Recht  der  Westgethen  und  Langobarden  gestattete,  und 
waren  durch  das  ganze  Mittelalter  bis  ins  17.  Jahrhuad^t  hinein  gesetzlieh 
nicht  gestattet^    Man  üasste  dasZinsenndlimen  als  Wucher  ^uf.    Trotzdem 


abetribe,  der  is  gekouft  hette,  des  en  sal  nicht  sin;  wen  he  ayer  sime  ingedinge neher 
zea  bewisene  uf  den  heyligen  zcu  eyme  jare  adder  seu  eyme  halben,  also  den  or 
ingeteydioge  gestanden  hotte.  Der  is  denae  gekouft  bette,  der  behalde  sin  eygen, 
ab  her  wel,  und  warte  sines  zoinses.''  Hamb.  Stadtr.  U.  9.  13.  „Wenn  einer  sein 
liaus  auf  ein  oder  mehr  Jahre  verhfturet  hat,  und  mittlerweile  dasselbige  verpfändet, 
Terkaufft,  oder  sonst  alieniret;  so  soll  solcher  Gontraot  allezeit  dem  Häurer  an  seinem 
liabenden  Rechte  und  nach  restirender  zeit  unyorfänglioh  seyn.'^  Lüneb.  Stadtr. 
n.  15.  „Yerkaufit  der  Hauss-Herr  —  in  noch  währender  zeit  der  Yerheurung  das 
fleor-Hauss  einem  andern,  so  seynd  sie  nichts  desto  weniger  schuldig,  dem  Mietmann 
die  versprochene  Zeit  über  vdlends  bleiben  zu  lassen.*^ 

*)  Ueber  das  unverzinsliche  ist  nichts  Besonderes  zu  sagen;  auch  erscheint  es  sehr 
selten  in  den  Quellen,  was  offenbar  seinen  Grund  in  dem  Umstände  hat,  dass  L^hen 
auf  Treu  und  Glauben  unter  Bekannten  als  eine  selbstverständliche  Sache  erschien. 

^)  Capit.  a.  806  c.  1.  (Leg.  I.  p.  144.):    „Usura  est  ubi  amplius  requiretur  quam 
detur:    verbi  gratia,   si  dederis  solides  deoem,  et  amplius  requisieris:    vel  si  dederis 
medium  vini,  frumenti,  et  iterum  super  aliud  exigerls.'^    Beiohs-PoL  O.  v.  1580  Tit.  26. 
(Neue   Samml.  IL  S.   841.):    „§.  1.   Nachdem  Uns  färkommen,   wie  biss   anhero  .  . 
mannigfaltige  wucherliche  Contract  .  .  täglich  geübt  werden,   als,   dass   etliche   eine 
Summ  Gelds,  als  acht  hundert  Gülden  hinleihen  sollen,  und  doch  in  Eauffbrieff  mehr 
als  tausend  Gulden  setzen  lassen,   dadurch  ihnen  mehr  dann  funff  vom  hundert  ver- 
zinset,   und   im  Widerkauff  mehr,   dann   ihr  Hauptsumma  gewesen,   empfangen.  — 
§.  2.  .  .  Getrejd,  Pferd,  Tücher,   und  dergleichen  Wahr  an  ein  Geld  kauffweiss  an^ 
schlagen ,  und  viel  höher  dann  solche  Wahr  immer  mag  werth  seyn ,  .  .    §.  8.  .  etlich 
ihr  Geld  hinweg  leihen,   nehmen  von  hundert  ein  nämlichs,   und  muss  der  Entleiher 
ihnen   darzu  ein  meroklich  Dienstgeld ,.  .  verschreiben,  .  .   §.  4.  .  etliche  aUein  Geld 
an  Müntz  hinweg  leihen ,  lassen  doch  die  Y erschreibung  auf  Gold  stellen.  —  §.  5.  Item : 
Dass  etliche  ein  nämlich  Summ  Gelds  auch  vergeblich  hinlejhen,  aber  dargegen  muss 
der  Entleiher  ihnen  etwau  eine  grosse  Wahr,   und  gantz   in    einem   geringen  Werth 
zoBtellen,    darinn  sie  ihre  Haupt-Summ  und  ein  grossen  Geniess,   wol  doppelt  oder 
dreyfiaohtig,   haben  und  befinden.  —   §.  6.  Item:   Etliche  leihen  ihr  Geld  mit  diesen 
verbottenen  Gedingen  und  Pacten  hinweg,   dass  der  Entleiher  zu  vier  Märckten,   so 
die  ihm  ernennen,  ein  nahmhafitigs  darfOr  verziBsen,  oder  Auffgeld  geben  muss,  thut 
wol  etwan  mehr,  dann  von  hundert  zwantzig —  §.  7.  .  .  .  Setzen,  ordnen  und  wollen 
darauff,  dass  solche  wucherliche  Contraot  und  Händel  gäntzlioh  .  .  verndtten,  .  .  allen 
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umging  man  das  Verbot  durch  allerlei  Miltel.  Im  16.  Ji^n^inndert  innde 
bereits  in  einzelnen  Ländern  das  Zinsyersprechen  gestattet,  *)  yomBelolie  selbst 
die  Zulässigkeit  von  Verzugszinsen  anerkannt.^)  Seitdem  die  Eündigimg 
des  Bentenkaufs  wegen  Säumigkeit  möglieh  war  (§.  162.),  fing  man  an,  die 
unbedingte  Freiheit  zur  Kündigung  vorzubehalten.  Hiermit  war  aber  gerade 
jener  Unterschied  zwischen  Bentenkauf  und  Darlehn  gefallen,  welcher  die 
firlaubtheit  des  ersteren  im  eanonisdien  Rechte  bewirkt  hatte.  Immer  häufi- 
ge wurden  versproehexie  Zinsen,  vor  AUem  während  des  dreissigjShrigen 
Krieges.  Dies  hatte  eine  Anerkennung  durch  Beicfasgesetze  ma  Folge '^)  lait 
dem  Ziitsfuss  von  5  Procent.  Seitdem  wurde  auch  in  den  GFeriditen  des 
Beichs  wie  überhaupt  darauf  erkannt,  so  dass  durch  allgemeine  Praxis  daB 
Zinsyersprechen  zu  fünf  Procent  als  zulässig  galt,  bis  die  neuem  Geaeize 
'  es  direkt  erlaubten^  Daneben  blieben  jedoch  aus  dem  römischen  Beohte  sechs 
Frocent  im  Particularrecht  bestehen,  oder  es  wurde  im  Falle  des  Yersprechem 
von  6  Procent  nicht  auf  Wucher  erkannt,  sondern  man  hielt  sie  bald  für  zu- 
lässig, bald  zog  man  'das  eine  Procent  vom  Kapitale  ab. 

§.  165. 
4.  Auftrag.    5.  Wechsei.    6.  GteseUschaft. 

L  Die  hierher  gehörigen  Bechtsformen  finden  im  früheren  Bechte  nur  eine 
seltene  Erwähnung.    Der  Auftrag,  die  Empfehlung  verpflichtete  zur  Selbst- 


BIchtem,  geistlichen  und  weltlichen,  gebietend,  wann  solche  wücheitiohe  Contract 
fiir  sie  bracht,  dass  sie  dieselbe  unwürdig,  krafiUoss  und  uubündig  erklären  und 
deolanren,  wie  Wir  sie  auch  hiemit  als  unkräffidgj  unbündig,  erklären  und  erkennen.^ 
Vgl.  auch  die  Ordnungen  von  1548  Tit.  17.  u.  1577  Tit.  17.,  welche  gleich  lauten. 

»)  Brandenb.  Edict  v.  1578,  Frankf.  Bef.  11.  11.  §§.  10.  11.  Das  Freiburg. 
Siädtr.  V.  1520  verbietet  es  noch. 

*)  Deput.  Absch.  v.  1600  §.  139.  (Neue  Samml.  UI.  8.  494.):  „So  ordnen  und 
wollen  wir  nachmals,  dass  solch  Interesse  a  tempore  morae  erstattet,  und  derentwegen 
den  Oreditom  fünffG&lden  von  Hundert  bezahlt  werden,  oder  aber,  da  dem  Oreditor 
solch  f&nff  Gulden  nicht  annemlich,  sondern  er  vermeynen  wolte  tam  ex  lucro  oessante 
quam  damno  emeigente  ein  mehrers  zu  fordern,  dass  ihme  alsdann  sein  gantz  Interesse 
zu  deducim,  gebfirlich  zu  liquldim  und  zu  beschemen ,  und  der  Bichterlichen  Erkannt- 
nuss  darüber  zu  gewarten  unbenommen  seyn  soll.'' 

»)  Jüngst.  B.A.  V.  1654  §§.  170  ff.  §.  174.  (I^eue  Samml. UI.  S.67.3.):  „Anreiohend 
die  künlPtige  Zinss  und  Interesse,  sollen  von  nun  an  dieselbe ,  sie  seyn  aus  wiederkauflf- 
liehen  Zinsen,  oder  yoigestreckten  Anlehn,  heniUirig  und  versprochen,  jedoch  naeh 
Ausweisung  der  Beichs-Constitutionen,  und  weiter  nicht  als  fünff  pro  Gento  alle  und 
jede  Jahren,  in  vei^Uchenen  Terminen  unfehlbar  bezahlet,  und  im  Fall  des  Saumsalft 
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Haftung.  0  Nahm  der  Gläubiger  den  vom  Schuldner  an  seine  Stelle  Oeseteten 
als  Schtrldner  an,  so  wurde  der  erste  Schuldner  frei.  Diese  Delegation  be** 
zeichnet  das  deutsche  Recht  als  Bürgschaft.^ 

n.  I^e  Zahlung   an   die   vom  Gläubiger  zur  Empfangnahme   des  Geldes 

angewiesene   Person   befreite   in   Folge    der   Anweisung   den   Schuldner.^) 

Solche  Anweisungen   kommen   im  Mittelalter  sehr  häufig  yor,   namentlich   in 

der  Form,   dass   der  Gläubiger   seinen   an   einem  fremden  Orte   befindlichen 

Schuldner  zur  Zahlung  an  einen  Dritten  anwies,  dan  er  selbst  schuldete;  die 

Absieht  war  besonders  den  Transport  des  Geldes  zu  ersparen.    Ebenso  findet 

sich,  dass,  wer  an  fremdem  Orte  dne  Geldsumme  zu  fordern  hatte,  deren  Er-* 

hebung  ein^n  dortigen  Kaufrnanne  auftrug  und  sich  von  diesem  eine  Anwei-^ 

sang  zur  Erhebung  der  glichen  Summe  an  dn  Haus  seines  Wohnorts  geben 

Hess.  Beides  umfasste  der  Ausdruck  Cambium  (cambiare,  campsor)  WechseL' 

Die  schleunige  Gerichtsbarkeit  far   solche  Sachen  machte  ihn   zu  einem  sehr 

beliebten  Zahlungsmittel.    Seine  Zulässigkeit  beruhte  auf  allgemeiner  Gewohn-» 

heitj  bis  die  Reichsgesetze  sie  ausdrücklich  statuirten.  ^) 


auf  blosse  Yorzeigung  der  Obligation   per  paratam  executionem  wider  den  Schuldiger 
verfahren  werden." 

0  Lüb.  Recht  Cod.  II.  (Hach)  Art.  225.   Rev.  Lüb.  Recht  lU.  10.  1.     „Will  je- 

.  mand  einem  frembden  sein  Gut  nicht  yerkauffen,  und  in  ein  ander  stehet  dabei  und 

saget,  ihr  möget  es  ihme  wol  yertrawen,  die  Bezahlung   wird  euch  wol.  'Wird  der 

Verkauffer  von  dem  Eauffer  nicht  bezahlet,   so   muss  derjenige  zahlen,   welcher  den 

frembden  loben  thät,  dardurch  der  Yerkauffer  verführet  worden." 

*)  Siehe  die  bei  Stobbe  S.  137  f.  abgedruckten  Stellen  aus  Wiener  Stadtr.  v, 
1435  u.  das.  Stat.  y.  Geseke  um  1360  (Seibertz  n.  765)  §.  16. 
')  Siehe  die  bei  Kraut  §.  347  abgedruckten  Stellen. 

*)  Siehe  die  Literatur  bei  Kraut  §.  362  ff.,  die  Stellen  im  §.  365   das.  —  R.A.  r. 
1654.  §.  107 :  „Als  auch  bey  den  Handels-Städten,  in  Wechsel-Sachen,  zu  Mess-Zeiten 
ond  sonsten  Casus  Torfallen,  da  nicht  allein  nach  Kauffrnanns-Gebrauch,  sondern  nach 
aller  Rechts  -  Gelehrten  Meynung    die  parata  executio  stracks  Platz  haben  soUe,   imd 
ümerhalb  24  Stunden  oder  etlich  wenig  Tagen  zu  geschehen  pflegt,  so  lassen  Wir  es 
auch,  damit  die  Creditores  nicht  5ffters  aus  blosser  Widersetzlichkeit  der  Schuldiger, 
nicht  allein  um  die  Schuld  Selbsten,  sondern  auch  um  aUen  Credit,  Ehr  und  Nahrung 
gebracht  werden,  darbej  dergestalt  yerbleiben,    dass  in  solchen  Wechsel-Fällen,   dem 
Hichter  erster  Instantz  unbenommen  sein  dolle,   ohngehindert  einiger  Appelation  oder 
ProYocation,   nach  der  Sachen  Befindung  imd  Ermässigung,  entweder  mit,    oder  ohne 
Caution  der  Glaubigem,  die  Execution  zu  vollziehen,  und  die  Bebitores  zur  Schuldig- 
keit  anzuhalten.*'  —  Reichsgutachten  y.   31.  Juni  1668:    „Ferners   zu   statuiren 
»eye,  dass  nach  der  bekannten  Handelsregel:    Qui  acceptat,  solyat,    in  acceptirten 
Wechselbriefen  der  Ezception  non  numeratae  pecuniae  nicht  Statt  zu  geben,  hin* 
gegen  aber  dergleichen Acceptationes  —  schriftlichen  geschehen  solle;  jedoch  dass 
nichtsdestoweniger  wegen  der  mündlich  acceptirten  Wechselb riefe  es  bey 
den  Rechten  u.  Obseryanz  sein  Bewenden  habe.'' 
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in.  Bei  der  Oesellschaft^)  wurde  Oewixui  und  Verlust,  sofern  nicht  der 
Twtarag  ein  Anderes  bestinunte,  gleich  getheilt;  das  Yon  einem  GeseUschafter 
abgeschlossene  Geschäft  yerpflichtete  jedes  Glied  unbedingt.  Die  Ansbüdong 
derselben  im  heutigen  Bechte  ruhet  jedoch  wesentlich  auf  dem  römischen. 

S.  166. 

7.   Spiel  und  Wette. ')  ' 

In  SJtester  Zeit  war  Spielen  ohne  Zwdfel  nicht  nur  erlaubt,  sondern  gm 
gewohnlich.  *)  Bpielschulden  wurden  gleidi  andern  redlidi  gezaUt.  Erst  im 
18.  Jahrhundert  beginnen  die  Beschränkungen,  welche  anfangend  mit  Aiu- 
schliessung  der  Haftpflicht  des  Erben  für  Spielsdbulden   des  Erblassers*)  in 


*)  Kraut  §.  S52.  Goslar.  Siat  S.  102.  ^Wert  en  samentname  ghenomen,  weit 
des  wat  gheg^den,  dat  schal  men  under  in  delen  na  marktale.  Yorsoke  men  arer 
weme  der  name,  deme  ne  dochte  men  nicht  ghelden.  Qülde  men  ayer  emme  sunder- 
liken  mit  underschede,  de  ne  dochte  mit  den  anderen  nicht  delen.''  —  Lüb.  Beoht  lY. 
n.  7.  (Hach):  „Welck  man  mydt  enem  anderen  selsoop  makenn  wUl,  de  se  wol  to 
weme  he  sines  gades  beloyet  wente  wat  de  ene  kofft  ofte  yorgift,  dat  mot  de  ander 
betalen,  so  yeme  alse  sin  gudth  kerth  —  dat  yrere  sake  dat  se  under  einander 
beschedenheit  hebben  gemaketh  also  myt  stroffen  edder  breyen  —  also  dat  de 
«ne  nicht  hoger  kopenn  moghe,  wen  erer  beider  gudt  wert  sy  edder  enenn  summen 
geldes  mer,  wen  ere  gudt  wert  sy  —  so  kan  de  ein  nicht  mehr  borgenn  wenn  de 
sohraffe  inholden;  wert  dat  so  nicht  yorwart  to  yome,  wes  de  ene  borget,  dat  mach 
de  ander  betalenn,  so  yeme  alse  sin  gudt  kerth.''  Beyid.  Lüb.  B.  III.  9.  5.  — 
Hamb.  Stat.  11.  10.  8.  „Was  dieMascopey  belanget,  so  einer  yon  den  Mascopey-Ge- 
sellen  contrahiret;  dafür  müssen  auch  die  anderen,  so  weit  sich  ihre  Mascopey  er- 
strecket, gehalten  seyn.''  —  Lüneb.  Stadtr.  11.  23.  „Die  Marschkopey  endet  sich  — 
wenn  einer  aus  ihnen  yerstirbet.''  Nürnb.  Bef.  Tit.  18.  Ges.  4.  „Was  die  Gesell- 
schaft eussem  Personen  schuldig  ist,  darumb  sein  alle  Gesellschafter  in  solidnm  a. 
unyerschaidenlich  yerpunden.  Doch  steet  jr  jedem,  der  die  bezalung  hat  thon  müssen, 
beyor,  das  jhenig  so  Er  über  sein  anteil  erlegt,  yon  den  andern,  nach  jnhalt  jrer 
anfeng^iohen  geding  oder  yerschreibung  zu  erfordern.'' 

')  Wilda.  Die  Lehre  yom  Spiel  aus  dem  deutsch.  Bechte  neu  begründet,  in 
Zeitschr.  f.  d.  B.  IL  S.  133  —  193.  Ders.  die  Wetten,  ebendas.  YIU.  S.  200 
bis  239. 

')  Tacitus  Germ.  c.  24.  „Aleam,  quod  mirere,  sobrii  inter  seria  exercent,  tanta 
lucrandi  perdendiye  temeritate  ut,  cum  onmia  defecerunt,  extreme  ao  novissimo  iacta 
de  übertäte  ac  de  corpore  oontendant.  yictus  yoluntariam  senritutem  adit:  quamvis 
iuyenior,  quamyis  robustior,  adligari  se  ac  yenire  patitur.  ea  est  in  re  praya  penri. 
Icacia:  ipsi  fidem  yocant.  servos  condicionis  huius  per  commercia  tradunt,  ut  sc 
quoque  pudore  yictoriae  ezsolyant.'' 

')  Sachsp.  I.  6.  §.  2.  „Sye  so  dat  erye  nimt,  die  sal  dur  recht  die  scult  gelden 
—  Düye  noch  rof  noch  dobelspei  nUs  he  nicht  plichtich  to  goldene.*'  Unten 
§.  182. 
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Abstufungen  bis  zur  Entziehung  des  Elagrechts  gehen.  ^)  Die  den  mittelalter- 
Hchen  Sätzen  im  Allgemeinen  zu  Grunde  liegende  Anschauung  ist,  es  soll 
Niemand  Spielschulden  machen,  daher  nicht  mehr  yerlieren  können,  als  er 
bei  sich  haar  fuhrt, ^)  erlaubt  ist  deshalb  ein  kleines  Spiel. ^)  Andemtheils 
war  aber  die  Bückforderung  ausgeschlossen.')  Nach  denselben  Grundsätzen 
behandelte  man  die  Wetten.^ 


^)  Magdeb.  Bresl.  B.  r.  1261  §.  51.  (Gaupp  das  alte  Hagdeb.  a.  Hall.  Recht 
&.  239):  „Beklaget  ein  man  den  anderen  umbe  topelspil  her  en  hat  ime  nicht 
za  antwortene.*^  Gl-  zu  Ssp.  ÜI.  6.  Goslar.  St.  S.  76.  „Nen  wert  noch  neman 
8cal  up  enne  unsen  börghere  an  dobelspele  mer  gheyen  denne  sine  kledere  u.  ander 
dingh  wert  is  dat  he  bi  sich  heft,  noch  up  ene  an  dobelspele  winnen.  We  dat  dar 
boven  det,  so  mot  he  dat  van  eme  Torderen  vor  gherichte.  Spenne  he  ene  oder  be- 
helde  he  ene  dar  en  boTen,  dat  moste  he  wederdon  dorne  yoghede  mid  wedde  und 
den  sakwolden  mid  bute.^  Brünner  Sohoffenb.  art.  483.  Prag  er  Bechtsb.  art.  44. 
«ümb  topüspill  Bchol  der  Bichter  noch  die  scheppfen  njemant  rechtes  helfen.'^ 

')  Alt  Bai  r.  Land  r.  «Wer  mit  dem  andern  spilt,  oder  kugelt,  oder  ains  sollichen 
dings  beginnt,  oder  der  sein  werer  ist,  oder  p5rg  wirt,  dann  so  yil  als  er  pey  im  yer- 
pfentn  mag,  das  man  mag  getreiben,  und  getragen,  das  sol  unschedllch  sein.  —  Wer 
anch  umb  spil  als  yorgeschriebn  ist  ze  klag  kumbt,  da  sol  der  antwurtter  ledig  sein 
n.  der  clager  dem  gericht  puessen  mit  10  Schilling  pfenig.  —  Es  Bullen  auch  die  ampt- 
läwt  nieman  chain  spil  mer  yerpieten,  wan  man  mit  einem  yeglichen  wol  spilen  mag^ 
als  yorgescribn  ist,  umb  als  yil  als  er  bey  im  yerpfenten  mag,  daz  man  getreiben  u. 
getragen  mag.*^ 

^  Zittauer  Stat.  y.  1567.  „Es  soll  auch  niemand  in  seinem  Hause  gros  Spiel 
zu  Gewinn  u.  Verlust  —  gestatten,  —  um  Kurzweil  willen  um  ein  Groschel  zu  spielen 
kann  ehrlichen  Bürgern  —  wohl  yergunst  —  werden.* 

0  Magdeb.  Pol.  O.  (Kraut  n.  13):  „Was  auf  das  Spiel  durch  Karten,  Würfel  u. 
andere  Art  auf  Credit  yerthan  wird,  darüber  soll  zwar  weder  in  unser  hohen  Unter- 
gerichten verhelfen  werden,  gleichwohl  aber  die  condictio  indebiti  wegen  dessen,  was 
bezahlt,  nicht  stattfinden." 

*)  A.   Culm.  B.  ni.  78.     „Topilspil  ist   eyn  spil   yon   mutwillen.    Der   richter   sol 
obir  topilspil  nicht  richten.    79.   "Wetten  lute  umme  wette  loufe  mit  pferden  adir 
des  glich,    adir  in  deme  spyle  ymant  den  andim  hyndirt,    das    ist  eyn    spyl   yon 
mutwillen,    do    en   sal    der  richter  nycht  obir  richten."    Bei  Kraut  die  num. 
21  ff.,  welche  die  obigen  Sätze  bis  in  die   neueste  Zeit  nachweisen.    —   Es   liegt   in 
dem    Zwecke    des   Lehrbuchs   begründet,    solche    Punkte   auszuschliessen,    deren 
juristische  Gestaltung  im   heutigen   Bechte    durchaus    auf   dem  frem- 
den  ruhet,   wenn  die  Darstellung   nicht  etwa  dadurch   bedingt  ist,   dass    ohne   sie 
das   Terständniss   der  Bechtsgeschichte   unyollkommen   bleiben    würde.     Aus    dieser 
Ursache    ist   über  die  nicht  aufgenommenen  Punkte   des  Obligationenrechts   hinweg. 
gegangen;  ich  sehe  ab  dayon,  dass  manche  mit  ihrer  Geschichte  selbst  in  der  Gegen- 
wart nihen.    Aus  demselben  Grunde'  entfällt  im  folgenden  Kapitel  Alles,  was  sich  im 
geltenden  Bechte  yom  gemeinrechtlichen  Standpunkte  aus  nach   dem  Cano- 
nischen     richtet:    alle    eherechtlichen   Fragen,    mit   Ausschluss    jener. 

Schulte,  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  32 
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Viertes  Kapitel. 

Ehe   und  Familie. 

§.  167. 
I.  Rechtliche  Folgen  der  Ehe  überhaupt. 

I.  Mit  dem  Abschlüsse  der  Ehe  traten  diejenigen  Rechtsfolgen  ein, 
welche  für  das  persönliche  Yerhältniss  der  Ehegatten  entscheidend 
waren.')  Diese  erscheinen  gewissennassen  als  Einheit.^  Der  Mann  ist  Haupt 
der  Frau,  erhalt  über  sie  eine  Gewalt,  das  Mundium,  als  Folge  der  Ehe. 
Es  trat  daher  diese  Gewalt  auch  dann  ein,  wenn  die  Ehegatten  unebenbür% 
waren  und  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  die  Ehe  nicht  als  yollwirksam 
erschien.^ 

n.  Rücksichtlich  der  Vermögens  folgen  findet  sich  im  altem  Rechte 
ein  Unterschied.  Das  sächsische  Recht  und  viele  andere  lassen  den  Eintritt 
der  Vermögensrechte  bedingt  werden  durch   die  herbeigeführte  Einheit  der 


welche  das  Vermögen  betreffen,  üebrigens  enthalten  unsere  Quellen,  wdl 
dieser  Standpunkt  sehr  frühe  eintrat,  auch  nur  wenige  S&tze.  Mein  Handbuch  des 
katholischen  Eherechts,  Giessen  1855.  lehrt  die  Entwicklung  des  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Rechts.    Die  älteren  Formen  b.  bei  Grimm  R.  A.  S.  417 — 454." 

^)  Ssp.  HL  45.  §.  8.  „Die  man  is  ok  vormünde  eines  wiyes  io  haut  als  sie 
ime  getrüwet  wert.  Dai  wif  is  ok  des  mannes  genotinne  tohant  alse  sie  in 
sin  bedde  trit;  na  des  mannes  dode  so  is  sie  ledich  von  des  mannes  rechte.*'  — 
Schwsp.  c.  55.  unde  ist  ein  man  stnem  wibe  niht  ebenbürtic,  er  ist  doch  ir 
Yormunt  unde  ir  yoget.  unde  ist  si  yrt,  si  muoz  doch  sin  genoezin  sin,  als  si 
an  sin  bette  g^t.  unde  gewinnet  si  kint,  diu  gehoerent  nach  der  ergem  hant  ab 
aber  der  man  stirbet,  sö  ist  si  ledic  yon  slnem  rehte,  unde  behabet  reht  von  ir  ge- 
burt.  unde  nimet  si  einen  man  n&ch  im  der  yri  ist,  b6  gewinnet  si  yrtu  kint  als 
von  drste.*' 

*)  Dies  ergiebt  sich  aus  Sachsp.  L,3.  §.  3.  „Jn  deme  hoyede  is  besoeiden  man 
unde  wif  to  stände,  die  ellke  unde  echtlike  to  samene  kernen  sind.'' 
Schwsp.  c.  6. 

*)  Ssp.  L  45.  §.  1.  „AI  ne  si  en  man  sime  wiye  nicht  eyenburdich,  he  is  doch  iie 
vormünde,  unde  se  is  sin  genotinne,  unde  trit  in  sin  recht,  syenne  se  in  sin  bedde 
gat.  Syenne  he  ayer  stirft,  so  is  se  ledich  yon  sime  rechte,  unde  behalt  recht  oa 
irer  bord;  dar  umme  mut  ir  yormünde  sin  ir  neste  eyenbürdige  syert  mach,  unde 
nicht  ires  mannes.  —  §.  2.  En  wif  ne  mach  ok  ane  irs  mannes  gelof  nicht  ires  gv- 
des  yergeyen,  noch  egen  yerkopen,  noch  liftuch  uplaten,  durch  dat  he  mit  ir  in  den 
geweren  sit.  Megede  ayer  unde  ungemannede  wif  yerkopen  ir  egen  ane  irs  Vormunden 
gelof,  he  ne  si  dar  erye  to.**  Schwsp.  o.  55. 
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"^oHziehnng  derEbe  darch  denBeischlaf.^)  Von  dieaem 

M  die  GenoBsenschaft  der  Ehegatten,  als  deren  Folge 

Fran  in   des  Mannes  Recht.    Andere  Rechte   sehen 

*le  reohtlichen  Folgen  als  Wirkung  der  Ehe  an, 

^usse  sofbrt  eintreten.*^  Dieswmrde  allm£lig  die  Regel, 

•ich  bald  nur  sehr  particnlarrecUaich,  bald  nur  für 

tg   der   Geburt8ieN»nde   eine    grosse    rechtliche 
^  *  Standesverschiedenheit  der  Gatten  auf  ihre 

\  Erbrecht  bedeutenden  Einfluss.    Mit  den 

'       ,      ^  ,'  '^nnmgen   zog  sich   diese  Wirkung  auf 

•^     -      '  ^  bei  den  übrigen  Ständen  die  Ungleichheit 

jJies  Yollbrachte  sich  am  Frühesten  im  Stadt- 
ib  den  §§.  80  f.  106.),  wurde  sodann  überhaupt  die 
^c;meine  Entwicklung  (§.  139.)  und  den  Einfluss  des  romisch- 
.aits. 

n.  Güterrecht  der  Ehegatten. 

§.  168. 
1.   Die  ältere  Zeit. 

I.  In  Folge  des  Mundium   über  die  Frau  bekam  der  Mann  auch  deren 
Cfut,    das    sie   in   die   Ehe   brachte,   unter   seine  Gewalt.')    Diese  Grundan- 


^)  Ssp.  I.  45.  §.  1.  m.  45.  §.  S.  Sch-wsp.  c.  55.  denselben  Gnmdsatz  haben: 
Tecklenb.  Dienstr.  §.  14.  Würt.  Landr.  Th.  4.  Tit.  2.  Frankf.  Ref.  m.  S.  5. 
(Kraut  §.  199.  n.  85—37;  siehe  auch  n.  88). 

^)  ^gl*  ^o  Stellen  bei  Kraut  n.  82 — 84.  aus  dem  Fr eib arger  u.  Bern  er 
Stadtrechte. 

^  Freibnrg.  R.  y.  1120.  §.  52.  (Gengier  S.  129):  ^^Onmis  mulier  parifioabitur 
▼iro  et  e  contra;  et  yir  mulieris  erit  heres  et  e  contra.''  Bodel  (13.  Jahrh.)  §§.  25.  26. 
(das.  S.  135.)  ^Omnis  mulier  est  genoz  Tiri  sui  in  hao  oiTitaie;  et  vir  mulieris  simi- 
liter.  Omnis  quoque  mulier  erit  heres  firi  sui,  etvirsimiliter  erit  heres  iUius.'*  Stadtr. 
V.  1293  gleichlautend.  Berner  Handfeste  y.  1218  §.  40.  (Gaupp  U.  S.  53.):  ,)Pre- 
terea  regia  libertate  yobis  Btatuimus,  ut  quicunque  burgensis  inurbe  yel  extra  contra- 
Zerit,  cnjuscunque  fiaerint  oonditionis,  pares  sint  in  omni  jure,  et  uno  defuncto  alter 
omnia  bona  ipsius,  que  reliqnit,  jure  hereditario  libere  et  quiete  possidebit.  nee  potest 
domimiB  civitatis  impedire  yel  contradioore,  quin  uxor  defunoti  et  maritus  deiunote 
eontrahant,  cum  quocunque  yohierint  ad  ipsorom  yoluntatem.*^ 

^)  L.  Burg.  Addit.  I.  18.  „Quaeonnque  mulier  Burgundia  yel  Bomana  yoluntate 
sua  ad  maritom  ambulayerit,  iubemus  ut  maritus  ipse  (de)  faoultate  ipsius  mulieris. 
Bleut  in  eam  habet  potestatem,  ita  et  de  rebus  sids  habeat.^ 
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schaniing  erhielt  sich  bis  ins  Mittelalter  imd  hatte  zur  Folge,  dass  das  Gofc 
beider  Gatten  als  faktbohe  Einheit,  ungezweit,  erschien. *)  Aus  dieser 
Stellung  ei^  sich:  a)  der  Mann  wurde  nicht  f^enthümer  d«s  Frauengats;') 
b)  die  Ansprüche  Dritter  (der  Erben)  werden  nicht  yerändert ;  ^)  c)  die  Frau 
kann  ohne  des  Mannes  Willen  überhaupt  keine  eigentiichen  Yeraussenrngen 
Tornehmen,'^)  wofern  sie  nicht  Kauf  fr  au  ist;  der  Mann  konnte  binnen  Jahr 
und  Tag  widersprechen^)  oder  die  Gabe  wurde  erst  nach  des  Mannes  Tode 
kräfüg.^)  d)  Der  Mann  hat  über  die  fahrende  Habe  der  Frau  das  freie 
Yerfligungsrecht,^  weil  er  sie  in  seiner  Gewere  hat  und  deshalb  der  Er- 
werber sicher  geht.  Eigen  derselben  darf  er  aber  ohne  ihren  und  der 
nächsten  Erben  Willen  nicht  yeräussem,  ausser  im  Falle  echter  Noth.*)  Aen- 
derungen  konnten  insofern  eintreten,  als  die  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe 
durch  Yertrag  von  ihrem  Gute  Ausnahmen,  Yorbehalte,  machen  und 
sich  ein  freieres  Yerfügungsrecht  erwerben  konnte.  '^ 


^  Schsp.  LS1.§.  1.  „Man  unde  wif  ne  hebbet  nein  getveiet  g^t  to  irme  live. 
Stirft  aver  dat  wif  bi  des  maimes  liye,  se  ne  erft  neue  varende  hare  wenne  rade, 
unde  egen,  of  se  dat  hevet,  in  den  nesten.  —  Wif  ne  mach  ok  ires  gades  nicht  yer- 
geven  ane  ires  maimes  willen,  dat  he^t  dur  recht  dulden  durve.^  §.  2.  —  Schwsp. 
c.  33.  „Man  unde  -wlp  mugen  niht  gehaben  dehein  guot  gezweihet.** 

^  Sachsp.  I.  31.  §.  1.  2.     Schwsp.  c.  33.  in  der  Fortsetzung. 

*)  Schsp.  I.  31.  §.  2.     Schöff.ürth.  bei  Kraut  §.  200.  n.  10—12. 

»)  Ssp.L31.  §.2.,  L  45.  §.  2.  Schwsp.  c.  59.  W.  Freiburg.  E.  y.  1293  (öeng- 
1er  S.  135.)  §.  3.  „Swel  kint  in  sines  yatters  gewalt  ist,  dasenmag  nüt  yertyon,  mit 
spile,  noh  anders.  Ynd  syas  ez  yertyot,  das  sei  man  sime  yatter  wider  gen,  oder 
siner  myoter,  ynd  Uhet  im  ieman  üt,  das  sei  man  ime  nüt  ze  rehte  gelten,  ynd  iBt 
dat  oych  an  dem  wibe,  nywent  si  triben  denne  offenen  koy&chaz.^  YgL  die  Stellen 
bei  Kraut  n.  35—40.  Schulden,  welohe  sie  fOr  ihren  Unterhalt  macht,  muss  er 
bezahlen:  Kraut  n.  39.  41 — 43. 

«)  Yerm.  Sachsp.  I.  20.  16. 

^  GL  zu  Sachsp.  m.  76. 

^  Siehe  die  Sohöffen-Ürth.  bei  Kraut  n.  8.  9.  10. 

^  Lüb.  B.  y.  1240.  §.  7.  „Neu  mann  mach  yorsetten  noch  yorkopen,  noch  yor- 
geyen  torfacht  egen,  dat  he  mit  sineme  wiye  heft  genomen,  sunder  eines  wiyes  wiQeii 
und  erer  kindere,  oft  se  kindere  hetten  — ,  it  ne  do  eme  echt  not,  yangnisse  oder 
Hunger,  ofte  dat  men  eae  to  egenegeyensole  ummegelt  yor  geciGhte.^  Daselbst  die 
Stellen  n.  46.  47. 

^^)  Ein  Sohöff.Urth.  (Kraut  n.  10.)  läast  den  Mann  behalten  die  fohrende  Habe 
^sundir  das  zu  der  gerade  gehorit,  abir  stand  erbe  und  andirgnt,  das  bowssindes 
mannis  weren  bestorben  ist  .  .  .'^  Das  ürth.  das.  n.  14.  „Eyne  frawe  ist  mit 
crem  elichen  manne  yor  geheget  ding  komen  und  —  hot  do  —  alle  ir  gut  und  haus- 
geretiie,  das  tj  zu  dem  manne  brooht  hat,  demselben  erem  manne  noch  erem  iode 
£ry  und  erblioh  u%egebin,  aussnemeitde,  ab  her  er  stürbe,  das  dassdbe  gut  und 
hausgerethe  an  sy  komen  silie.  der  man  ist  todt.  nu  sprechen  des  mannes  fmnde,  äj 
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Die  Ansprüche  der  Wittwe  waren  in  der  iltem  Zeit  Tersehieden.  ^') 
Sie  erhält  aDgemein  zurück  ihr  Eingebrachtes  (dos),  das  Eigen  und  die 
noch  vorhandene  Habe,  ^^  bald  aber  auch  nur  dies  fttr  die  Zeit  des  Wittwen* 
Standes,  den  Messbrauch  ^es  Drittels  des  vom  Manne  hinterlassenen  Yer* 
mogens,^^  bald  das  ihr  yom  Hanne  bei  der  Eingehung  Zugesicherte,  sur 
Morgengabe  Gebrachte,  oder  in  Abgang  einer  solchen  Zusicherung  eine  be» 
stimmte  Summe  als  Dos  und  ein  Drittel  des  gemeinsamen  Erwerbs  während 
der  Ebe.^^  Der  Anspruch  auf  einen  Theil  der  Errungenschaft  findet  sich 
auch  in  den  Kapitularien.'^ 

Starb  die  Frau,  so  erhielten  ihre  Erben  alle  Sachen,  die  yon  ihr  her- 
rührten, das  übrige  yerbHeb  dem  Manne. 

Diese  Grundsätze  kehren  im  Landrechte  des  13.  Jahrhunderts  dahin 
wieder,  dass  die  Wittwe  oder  deren  Erbe  ihr  Eigen,  die  Gerade,  Morgen- 
gabe u.  s.  w.  nimmt,  der  Mann  nach  der  Frau  Tode  Eigen  und  Gerade 
herausgiebt,  alles  Andere  aber  mit  Einschluss  des  aus  dem  Frauengute  Er- 
worbenen behält.**) 


gobe  —  möge  nicht  bestehen  dorumme,  das  dy  frawe  das  geld  und  das  haasgeretho 
czu  erem  manne  brecht  hatte  —  und  yn  eren  scheflPenbrife  nicht  gesohrebin  hot,  das 
ir  unser  totir  frund  das  hausgerethe  vor  gehegetem  dinge  wider  ufgegebin  bette.  Do 
sprach  dy  frawe:  sjnt  denunole  das  meyn  man  vor  gehegetem  dinge  kegenwortich  — 
mir  meyne  gobe  und  ausnemunge  —  an  alle  widerspräche  (gönnte) ,  —  so  sol  meyne 
gobe  und  ausnemunge  macht  haben.  (Urth.):  I^och  demmole  der  man  dy  gobe  von 
der  frawen  so  entphangen  hat,  —  so  sol  der  frawen  ir  gut  blybin  yn  der  wyse,  als 
sy  das  —  gegebin  und  ausgenomen  hot.^ 

**)  Li.  SazonumXLYII.  (Merk.)  „Dotis  ratio  duplex  est.  Ostfalai  et  Angarii 
Yolunt,  si  femina  filios  genuerit,  habeat  dotem  quam  innuptiis  accepit  quamdiu 
Tiyat   filüsque  dimittat.   si  Tero  filü  matre  supentite  moriuntur  ipsaque  post   obierit, 
dotem  proximi  ejus  in  hereditatem  acdpiant.    si  auiem   filios  non  habuerit,   dos 
ad   dantem  si  Tiyit,   rerertator,   si  defimctus  est  ad  proximos  heredes   ejus.    Apnd 
Westfalaos  postquam  muiier  filius  genuerit  dotem  amittat,   si  autem  non  genuerit 
ad  dies  snos  dotem  possideai  post  decessum  ejus  dos  ad  dantem  vel  si  deest  ad  pro» 
ximos  heredes  ejus  reyertatur.  —  XLVni.  De  eo  quod  vir  et  mulier  simnl  con* 
quisierint  mulier   mediam  portionem    aceipiat.   hoc   apud  Westfalaos.     Apud 
Ostfalaos  et  Angarios  nlhfl  acoipiat  sed  contenta  sit  dote  sua.*^ 
**)  L.  AI  am.  Hlothar.  LY.  mit  den  Noten  von  Merkel  p.  62. 
^»)  li.  Burg.  LXn.  1. 

^0  L'  Bipuar.  Tit.  37.  48.  49.  HOchst  künstlich  ist  L.  Yisig.  lY.  2.  16. 
^')  Capit.  Anseg.  Lib.  lY.  o.  9.  (Leg.  I.  p.  812.):  ^Yolumus,  ut  uxores  deftincto- 
rom  posi  obitnm  maritomm  tertiam  partem  conlaborationis,  quam  simul  in 
benefido  oonlaboraTeront,  acdpiant.  Et  de  his  rebos,  quas  is  qni  iUud  benefidnm 
habmt,  alinnde  adduxit  vel  conparayit,  yel  d  ab  antids  iois  coniatom  est, 
kas  yofaiiBiis  tarn  ad  orphanos  defimetonan,  quam  ad  oxoret  eorom  penrenire.'^ 

^^  Schsp.  L  31.  §.  1.  I.  22.  §.  8.  ,^Dar  na  nmt  de  yrowe  jegen  den  erven  mns- 
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n.  Bedeutende  Modüfikationen  erlitt  theilB   stthon.   firüher  theOs  mi  dem 
13.  Jahrhundert  dies  System   deB  Gütejrechts  in  dem   Stadtrechte.    Der 
grössere  Werth,   den   das  bewegliche  Yermögen  für  Handel  und  Qe^rerbe  in 
der   Stadt  hatte,   Hess   die  Bedeutung   des  Eigen  zurücktreten.    Als  Folge 
stellte  sich   ein  das  gleiche  Erbrecht  der  beiden  Geschlechter,  nut 
ihm   das   Zubringen  grösserer  Mitgift  in  die  Ehe  durch   die  Fraaeo. 
Hieraus   erklart  sich   von  selbst   ein  grösserer  Ajospruch  derselben  auf  das 
während   der  Ehe  Erworbene.    Ein  ferneres  Moment  war   die  Nothwendig« 
keit  erweiterter  Yerfügungsfreiheit  des  Mannes  über  das  Vermögen 
beider  Gatten  zu  Zwecken  des  Handels,  wodurißh  andemtheils  die  Substanz 
des  Frauraguts   leichter  verloren   ging.    Dies  musste  nothwendig  bewirken 
einen  Anaprach   der  Frau  an  das  Yermögen  des  Mannes  selbst.    Je  nach- 
dem  die  Entwicklung  rascher  voranschritt,   ist  die  Umbildung  früher  oder 
spater   erfolgt,   wobei   zahlreiche  Modifikationen  im  Einzelnen  blieben.   So 
finden  wir  vom  13.  Jahrhundert   ab   bis  zum  Ende   des   15.   ein  System  des 
ehelichen  Güterrechts,   dessen  Grundlage  im  Wesentiichen  das  Mundium  des 
Mannes  mit  seinen  Folgen  bleibt,  jedoch   mehr   yerblasst,    so   dass   die  An- 
sprüche der  Frau  theils  auf  der  Ehestiftung,   theils  auf  ihrem  Eingebrachten 
oder  dem,   was  an  dessen  Stelle  tritt,   theils  auf  dem  Erbrechte ^^  derselben 
an   des  Mannes   Yermögen  beruhten.    Es   tritt  daher   auch  noch  feinerhin 
während  der  Ehe  die  Einheit  des   beiderseitigen  Gutes  auf,  nach  AjuHosoBg 
der  Ehe  sondert  sich  bald  das  Yermögen  in  bestimmte  Gomplexe  von  Sachen, 
bald  in  Antheile  an  dem  Gesammtgute.    Diese  UmbOdung  ist  auch  von  Ein- 
fluss  auf  das  Landrecht  geworden.    Im  süddeutschen  zeigt  sie  sich  schon  im 


delen  alle  hoyede  spise,  die  na  dem  drittegesten  overblift  in  jewelkeme 
hoye  irs  mannes ,  oder  syar  he  se  hadde  bamen  Stnen  geweren.''  Für  den  Fall  der 
Scheidung  d.  i.  die  separatio  a  thoro  et  mensa  Saohsp.  HI.  74.  ,|Wirt  en 
wif  mit  rechte  von  inne  manne  gesceiden,  sie  behalt  doch  Ire  li%etacht,  die  lie 
ir  gaf  an  einem  egene,  nnde  ire  gebu  dat  dar  nppe  stat  Bat  ne  mut  aver  sie  nloht 
npbreken  noch  dannen  yören ;  anderes  ne  büft  ire  nen  gebn,  noch  nicht  der  mo^gen- 
gaye.  Ire  rade  nnde  ire  musdele  behalt  sie.  Man  sal  ir  ok  weder  laten  unde  geTen, 
syat  sie  to  inne  manne  brachte,  oder  also  yele  des  mannes  gades  als  ir  geloyet  wart, 
do  sie  to  samene  qnamen.'^  Schwsp.  o.  126.  W.  ,,Ünde  wirt  em  wtp  mit  rehto  Tor 
ir  manne  geschelden,  si  behabet  ir  Ilpgedinge  daz  er  ir  gap  zuo  inn  übe  an  ehern 
eigen  ande  an  dem  bou  der  dar  t£d  Mt  Swaz  si  zno  im  brfthte,  jdaz  sol  si  nider 
hin  heim  füeren ,  ob  ez  dA  ist.  nnde  hAt  si  yarent  guot  ze  im  brAht,  daz  sol  si  OQch 
mit  ir  heim  fieren,  ob  es  d&  ist.  unde  ist  ez  yerloren,  si  mooz  den  schaden  hAn. 
Ldhen  mac  ein  yrowe  nAoh  ir  numnes  t6de  hAn,  ob  dft  nihttöhens  erben  ist.  yna  du 
mac  gesdi^n,  daz  bindet  man  in  dem  Idhenbuoohe.^ 

")  Ein  solohee  ist  aber  eist  aUmftlig  angekommen;  das  filtere  System  kennt  «b 
nicht 
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13.  Jahrhundert  im  Systeme  des  Schwabenspiegels,  welches  bedeutende  Er- 
weiterungen enthält.  ^^)  Vom  Ende  des  15.  Jahrhunderts  ab  wirkte  das 
römische  Recht  in  doppelter  Beziehung  ein.  Einmal  nemlich  wurde  geradezu 
dessen  System  angenommen,  von  Vielen  als  gemeines  Recht  angesehen.  In 
Wirklichkeit  hat  dieses  jedoch  das  einheimische  Recht  nicht  allgemein  zu 
Terdrängen  yermocht  und  ist  in  seiner  Reinheit  Particularrecht  geblieben,  in- 
dem auch  die  neuem  Codifikationen  zum  grossen  Theile  auf  dem  einheimi- 
schen ruhen.  Eine  zweite  Einwirkung  ist  noch  wichtiger,  nemlich  auf  die 
juristische  Construction  der  aus  dem  Mundium  des  Mannes  folgenden  Yer- 
mögeitBeiiüieit,  welche  jenem  &emd  ist  und  daher  durch  romischrechtliche 
Sätze  yielfach  umgestaltet  wurde. 

§.  169. 
2.    Die  Umbildung  im  Stadtrechte. 

I.  Während  der  Ehe  ist  fortdauernd  die  Regel,  dass  alles  Gut  beider 
Oatten  eine  imter  des  Mannes  Mundium  yer einte  Masse  bildet,  die  bald 
rechtlich  aus  Stücken  yerschiedener  Art  besteht  bald  zu  einer  Einerlei- 
heit  verschmolzen  ist.    Je  nach  diesem  Resultate  hat  nun  entweder 

a.  der  Mann  freies  Yerfugungsrecht  über  alle  fahrende  Habe,  über  das 
Eigen  nur  im  Falle  der  Noth,^)  oder 

b.  über  Alles,  fahrende  Habe  wie  Eigen, ^)  oder  es  haben  beide  Ehe- 
gatten 

c.  in  kinderloser  Ehe  freies  Yerfugungsrecht  über  Alles.  ^) 

II.  Nach  Auflösung  der  kinderlosen  Ehe  nimmt  die  Wittwe  bez. 
der  Wittwer  sein  Eingebrachtes  zurück,  hat  für  Schaden  keine  Yergütung  zu 
fordern,   für  Besserung  keinen  Ersatz  zu  leisten;^)  von  dem  nach  Abzug   der 


^^)  Sein  System  ist  folgendes:  der  Mann  hat  die  Disposition  über  der  Frau  fahrende 
Habe,  nicht  aber  über  deren  Eigen;  c.  8.  10.  38.  129.  Kach  des  Mannes  Tode  behält 
die  Frau  ihre  Morgengabe,  Leibgedinge  und  Heimsteuer:  c.  19 — 21.  28.  33.  58.  am 
Ende,  das  andre  fahrende  und  in  der  Ehe  erworbene  Gut  bildet  eine 
^asae,  von  der  die  Wittwe  eine,  die  Kinder  die  andere  Hälfte  erhalten:  c.  8.  127. 
129.  für  ihren  TheU  muss  die  Frau  Schulden  zahlen:  c.  8.  10.  hat  sie  nichts  er- 
halten, so  ist  sie  zu  nichts  verpflichtet. 

^)  Alt.  Lüb.  Recht  (Haoh  H.  11.). 

*)  Freiburg.  B.  ▼.  1120.  §.  21.  58.  Bodel  §§.  27.  28.  Yerf.  v.  1298  §.  6. 
Berner  Handfeste  v.  1218  Art.  42.  43.    Alt  Lüneb.  Stat.  (Kraut  §.  201.  n.  83.). 

")  Verm.  Ssp.  L  40.  5. 

^)  Hamb.  Stat.  t.  1270.  HL  10.,  y.  1292.  E.  18. 
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Schulden  ans  dem  „gemeinen  und  ganzen  Gute'  Uebrigbldbenden nimmt 
entweder 

a.  jeder  Theil  bez.  dessen  £rben  die  Hälfte,'^)  oder 

b.  der  Wittwer  zwei  Drittel,  die  Erben  der  Frau  ein  Drittel,  die  Wittwe 
eine  Hälfte,  des  Mannes  Erben  die  andere.")  Hierin  stellt  sich  also  £e 
Errungenschaft  dar. 

ni.  Das  gesammte  Ehegut  erscheint  als  eine  Masse,  yon  der 

a.  die  Wittwe  ihre  Kleider  und  mitgebrachten  Werthsachen  zuyot  mid 
sodann  Eiadestheil  nimmt, ^  oder 

b.  die  Frau  das  Leibgedinge,  welches  ihr  bestellt  ist,  sonst  ein  Dritttheü, 
die  Kinder  zwei  Drittheile ,^)  der  Wittwer  ein  Drittel,  die  Kinder  zwei  Drittel, 
aus  der  Kinder  Gut  (dem  Muttererbtheile)  und  der  fahrenden  Habe.*) 

lY.  Bei  unbeerbter  (kinderloser)  Ehe  nimmt  a)  der  Wittwer  alles 
Gut  bis  auf  den  halben  Brautschatz,  der  an  die  Erben  der  Frau  fallt,  die 
Wittwe  neben  ihrem  Eingebrachten  die  Hälfte  alles  Gutes  ,^^  oder  es  beerbt 
b)  ein  Theil  den  andern.") 

Y.  Bei  beerbter  Ehe  fallt  dem  überlebenden  und  den  Kindern  (bez. 
Erben  des  andern  Theils)  je  die  Hälfte  von  allem  Gute  zu  mit  yolliger  Tod- 
theilung,  der  Mann  nimmt  aber  Torab  seine  Büstung,  die  Frau  ihre  Kleider, 
der  Best  wird  getheilt.^^ 

YI.  Alles  Gut  bildet  überhaupt  eine  gemeine  Maose  und  fällt  beim  Tode 
eines  Theils  dem  überlebenden  wie  den  Erben  des  Yerstorbenen  an  zu  gleichen 
Hälften. '») 


*)  Hamb.  Stat.  v.  1270. 

^)  Hamb.  Stot.  t.  1292. 

0  Goslar.  Stai  S.  488.  83. 

«)  Freiburg.  Stadtr.  Cap.  I.  §.  1.  Verm.  Ssp.  I.  8,  2  —  5.  I.  8.  2—5. 
L  9.  10. 

*)  Yerm.  Ssp.  I.  17.  pr. 

")  Lüb.  R.  Hach  Cod.  DI.  240.  u.  Cod.  Hach  ü.  19. 

")  Freiburg.  B.  y.  1120  §.  52.  Bodel  §§.  25.  26.  Yer£  §.  4.  Berner  Handt 
T.  1218  Art.  40. 

1*)  Alt  Lüb.  B.  Cod.  Hach  H.  19.,  H.  8.  4. 

>>)  Brem.  Btat.  t.  ISOä  Ord.  41.  Urth.  des  Lüb.  Oberhofs  von  1489  (Michel- 
sen  Oberhof  S.  281.)  fOr  Elbing.  —  Für  das  Brünner  Becht  siehe  die  Zu- 
sammenstellung  bei  Bössler  S.  T.YirnT  ff.,  ftbr  das  Prager  8.  LXY  t  Beide 
ruhen  auf  rein  deatsoher  Grundlage,  haben  jedoch  manches  ÜigenÜifimliche  tmd  zeigen 
die  Ansprüche  der  Wittwe  wie  des  Wittweis  bereits  als  ToUkommen  auagebfldetea 
Erbrecht. 
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§.  170. 
8.  Brautechatz.    Heimsteuer.    Wittum.    Leibgedinge.    Morgengabe. 

I.  Was  die  Frau  in  die  Ehe  bringt,  heisst  dos,  phaderphium,  Braut- 
schatz, Aussteuer,  Heimsteuer,  Ausstattung  u.  s.  w.  Dies  bestand 
wohl  in  alter  Zeit  in  der  Begel  aus  beweglicher  Habe  zum  eignen  Gebrauche 
der  Frau  wie  für  die  Haushaltung,  im  Laufe  der  Zeit  mit  dem  yeränderten 
Erbrechte  besonders  in  den  Städten  auch  in  Kapitalien  und  Eigen.  Sie  ist 
Eigenthum  der  Frau  und  fallt  an  sie  oder  ihre  Erben  zurück.^)  Ihre  Bestim* 
mimg  wie  ihre  Beschaffenheit  brachte  aber  mit  sich,  dass  sie  während  der 
Ehe  sich  leicht  verminderte.  Deshalb  findet  sich  eine  Gegengabe  des  Mannes 
oder  seiner  Terwandten  für  die  Frau  zur  Aufbesserung  ihrer  Aussteuer^ 
welche  dieser  meist  gleich  kommt  und  als  Eigenthum  der  Frau  an  diese  mit 
der  Aussteuer  zurückfällt.  Während  in  dem  Stadtrechte  als  Ersatz  für  daa 
Eingebrachte  grössere  Ansprüche  der  Frau  sich  bildeten,  erhielt  sich  diesa 
Widerlegung,  Heimsteuer,  Wiederwurf,  Widerlage,  Ehegeld,  contrados^ 
beim  AdeL^ 

n.  Um  die  Frau  nach  des  Mannes  Tode  gegen  Noth  zu  sichern,  findet 
sich  bereits  in  älterer  Zeit^)  eine  Vorsorge  des  Mannes  durch  Errichtung  einer 

^3  L.  Alam.  LV.     Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  203. 

Ju8i.Frid.  RiveDe  dote  qualis  sit  in  antiquis Germanorum  legibus.  Biss.  inaug. 
Bonnae  1856.  Bei  der  Gorreciur  kam  mir  zuBioh.  SchroederDe  dote  secundum  leges 
Gentium  germanioarum  antiquissimas;  dissert.  inaug.  BeroL  1861. 

^  Bair.  Landr.  11, 14.  (Kraut  §.  203.)  n.  3.  „Stürb  ein  man  vor  sein  hausfrauen 
and  liezze  ir  nicht  kinde,  derselben  frauen  sei  ir  und  iren  erben  ir  haimsteur  Tolgen 
die  sie  zu  irem  wirtt  pracht  hat  — ,  und  auch  ir  Widerlegung,  als  ob  yü  hab  da  isf 
BchwBp.  c.  23.  W.  „Qibt  iemant  stnem  wlbe  ze  heimstiure  rarent  guot  oder  ander 
guot,  daz  guot  mao  er  ir  ninuner  Ane  werden  die  wfle  er  ander  guot  hAi  Twinget 
in  aber  öhaft  n6t,  er  wirt  ez  wol  Ana  mit  rehte.^  01t  si  im  ouoh  b6  getAn  guot,  er 
8ol  daz  stne  d  Ane  werden  6  daz  ire.  wirt  er  ir  daz  guot  ftne  daz  si  ze  im  bräht  hAt 
imde  sürbet  der  man,  unde  mac  si  selbe  dritte  erziugen  daz  ez  ir  wille  niht  enwasi 
man  sol  ir  ir  guot  wider  lAn  unde  swaz  daz  guot  yergolten  hAt;  ez  sl  danne  daz  der 
man  dar  gd  unde  berede  mit  sin  eines  hant  daz  im  8tn  sin  seite  daz  er  reht  haete.^ 

0  Alt  BergisolL  Landr.  (Kraut §.  204.  n.  3.):  „Ein  man  van  der BidderschafR; mach 
sinem  wyffe  ein  wedderwerff  machen  an  synem  Erve  zo  einer  lyffiEUcht;  ind  stnrff  der 
man  ehe  dan  sie,  ind  Hess  ander  Erven  (d.  i.  Erbgüter),  da  sie  nicht  an  gewedumbt 
en  wehre,  dair  en  sali  sie  gein  recht  an  haven.*^  —  Im  Brenner  Stadtrecht  (Sch0f- 
f<mbuch  art  191.  194.  201.)  kommt  eine  dos  der  Frau  vor,  welche  den  dritten  Theü 
des  ihr  vom  Manne  bestellten  Wittums  beträgt. 

*)  Tac.  Germ.  c.  18.  L.  Sax.  XLYIL  L.  Burg.  LXn.  1.  „Filius  unicus  defuncto 
patre  tertiam  partem  faoultatis  matri  utendam  relinquat;  si  tarnen  maritum 
alterom  non  acceperit.** 
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dos  bald  f&r  die  Lebenszeit  bald   für  die  Zeit  des  Wittwenstandes.    Im  Mit- 
telalter kommt   diese  Wittwenversorgong  in   den  Städten  selten,^)  auf  dem 
Lande,  besonders  beim  Adel,   hingegen  regelmässig  vor  in  doppelter  Gestalt, 
entweder  durch  Hingabe  von  Sachen  oder  Bestellung  einer  Leibzucht.    'Worden 
Sachen  gegeben,  so  galten  die  Begdn  für  die  Widerlage.    Allmälig  wurde  die 
Leibzucht  allgemein.    Sie   findet  sich  als   a)   Uebergabe   oder  Yerschrei- 
bung   von  Eigen   zum   Genüsse  auf  Lebenszeit  mit  Bestellung   des  Becht8 
in   den   gewöhnlichen  Formen   (§.    148.),')   b)   als   Leibzucht   am  Lehen,") 
c)  als  Anweisung  eines  Wittwensitzes  (Haus,  Hof,  Acker  u.  s.  w.),^)  d)  als 
Eente^  an  Eigen  oder  Lehen.   Letztere  Form  erscheint  b^eits  im  13.  Jahr- 
hundert und  wurde  später  am  häufigsten  angewandt.    In  allen  Fällen  geht 
nach  dem  Tode  der  Frau  das  Gut  u.  s.  w.  an  die  Erben  des  Mannes  zurück. 
Neben   der  Leibzucht   erhielt  sie   ihre   Aussteuer  und   Widerlage.     Anstatt 
dessen  bildete  sich  im  sächsischen  Rechte  der  Gebrauch,  der  adeligen  Wittwe 
eine  Beute   auf  Lebenszeit  zu  geben,   die   zehn  Procent   des  kapitalisirten 
Werthes  der  Aussteuer,  und,  wenn  eine  Widerlage  verschrieben  war,  zwan- 
zig Procente  umfasste,  wogegen  der  Anspruch  auf  dos  und  contrados  erlosch.*) 
Dies  nennt   das  sächsische  Becht  dotalitium. 

in.  In  die  älteste  Zeit  reicht  zurück  die  Sitte,  der  jungen  Frau  nach  der  ersten 


*•)  Brauner  Beoht.  Vgl.  n.  8. 

^)  Ssp.  I.  21.  §.  1.  „Man  mut  ok  wol  Tiowen  geven  egen  to  irme  live  mit  erren 
geloye,  svo  jung  se  sin,  binnen  deme  gerichte  dar't  egen  inne  leget,  in  jewelker  s^ 
deste  dar  koninges  ban  si  —  §.  2.  Liftucht  ne  kann  den  vrowen  neman  breken,  ne- 
weder  nabome  erve,  noch  neman  uppe  den  dat  gut  irstirft,  se  ne  yerwerke^t  selye;  so 
dat  se  oyetbome  uphowe,  oder  lüde  yan  deme  gude  yerwise,  die  to  deme  gude  gebo- 
ren sin,  oder  to  swelker  wis  se  ire  liftucht  nt  yan  Iren  weren  let;  se  ne  weder  duH 
binnen  rechten  degedingen,  syenne  se  dar  umme  gesoüld^get  wirt;  dar  mach  se  sie 
mit  yerliesen.  —  Würt  san  en  man  mit  reoUte  yan  sime  wiye  gesceiden,  se  behalt  docb 
ir  li^taoht,  de  he  ir  gegeyen  heyet  an  dnem  egene.*'  —  Sohwsp.  e.  21.  W.  «^Üpg^ 
dinge  mao  den  yrowen  niemant  gebrechen,  noch  die  erben  mit  den  ez  in  gegeben  ist 
fitirbet  jooh  ir  man,  si  hAt  ez  tooh  mit  rehte.  Yerwüzket  jooh  ir  man  sin  gut  mit  ob- 
t&t,  man  kann  es  ir  mit  rehto  nit  genemen.^  —  c.  160.  ^Der  zinsmann  erbet  sinen 
hü  ti  stnem.erbe;  esn  si  ein  man  yon  ritteiiichier  Art»  der  es  sinem  «ibe  ze  moiges- 
gAbe  habe  gegeben,  unde  wirt  ez  ledich,  der  herre  nimt  den  hü  mit  dem.  16hen,  der 
man  hab  ez  dan  sSnem  wtbe  ze  mozgeng&be  gegeben.  Hat  din  yrowe  Dpgedinge  an 
eigen  oder  an  Ifthen,  swaz  bowes  dar  üfe  st^,  daz  erbet  nith  ir  nächster  m&c  b6  ei 
atirbet:  das  eigen  wirt  den  naeeten  mAgen  ledic,  imde  daz  l^en  dem  harren."  Brüo- 
ner  Sehöffenbnoh  art  196.  197.  198. 

*)  GL  z.  Sachs.  Lehnr.  56.  Andre  Stellen  bei  Kraut  §.  205  ig. 

S  Brem.  Bitterr.  Tit.  7.  §.  1. 

^  YgL  die  Urkunde  bei  Kraut  n.  4.  y.  1268  und  viele  andere  SteQen. 

^  Siehe  die  SteUen  in  Kraut  §.  206. 
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fieiwohnimg  eme  Morgengabe  danBubrmgen,  die  aus  bewegUdien  Sachen 
oder  ans  denselben  Gegenstfuiden  oder  Bezügen  als  eine  Leibzncht  bestand. 
Sie  bUeb  der  Frau  zu  Eigenthum  oder  Niessbrauch  und  fiel  nur  fort  bei  der 
Sdieidimg.  Nach  ihrem  Tode  vererbte  sie  auf  der  Frau  nächste  Erben  oder 
es  fiel,  TTofem  sie  nur  in  Leibzucht  bestand,  die  Sache  an  die  des  Mannes 
zurück.  ^^)  Sie  erschemt  als  ein  durchaus  freies  Geschenk  des  Mannes,  ohne 
dass  ein  Anspruch  auf  dieselbe  besteht;  sie  findet  sich  auch  in  Städten,  yor- 
xagswme  ab«r  auf  dem  Lande. 

§.  171. 
4.  Eheliches  Güterrecht  der  neuem  Zeit. 

I.  Aenderungen  des  statutarischen  Rechts  waren  fortwährend  möglich  durch 
Verträge.  In  der  Ehe  galten  Schenkungen  bald  allgemein  für  erlaubt^) 
bald  nur  für  fahrende  Habe.*)  Ungleich  wichtiger  waren  aber  die  Ehe  ver- 
trage, Ehestifhmgen,  durch  welche  namentlich  das  gegenseitige  Erbrecht  er- 
weitert und  die  Einheit  des  Vermögens  mehr  befördert  wurde.  Man  schloss 
sie  ab  schriftlich  vor  Zeugen  oder  gerichtlich.^)  Häufig  hatten  auch  solche 
Verträge  den  Zweck,  der  Frau  ein  bestimmtes  Gut  vorzubehalten. 

n.  Seit  der  Reception  des  römischen  Rechts  nahm  zunächst  das  Recht 
des  Mannes  vielfach  eine  andere  Gestalt  an,  indem  man  dasselbe  auffasste 
als  einen  Niessbrauch  (ususfructus  maritalis).  Eine  weitere  Umbildung 
bestand  darin,  dass  man  die  nicht  mehr  verstandene  Einheit  des  Gutes  in 
des  Mannes  Hand  als  Communio  bonorum,  Gemeinschaft  der  Güter 
im  Sinne  eines  Miteigenthums  oder  Gesammteigenthums  u.  dgl.  auffasste. 
Diese  Anschauung^  fand  Eingang  in  die  Statutarrechte  wie  die  neuem  Ge- 
setze und  hat  auf  den  firühem  Grundlagen  bald  zur  allgemeinen  bald  zur 
particulären  Gütergemeinschaft  geführt. 


^<0  Ssp.  I.  20.,  L  21.  §.  1.  L  24.  §.  1.  II.  22.  §.  2.  8.,  HI.  88.  §.  8.,  UE.  74.  lU. 
76.  §.  1.  Schwsp.  c.  19.  20.  Sachs.  Weiohb.  Art  23.  ^4.  (Dan.).  Andre  bei 
Kraut  §.  207.    VgL  Brunner  Sohöffensatsung  n.  186.  bei  B5 ssler  S.  890. 

^)  Augsb.  Stai.v.  1276.  (Kraut  §.  201.  n.  58)  für  bewegl.  u.  Erbgut  mit  vollem 
£igenthum  u.  AjdeJl  an  die  Erben  des  Beschenkten.  Aelt  Soester  Stadtr.  §.  28.,  ist 
in  die  Sohrae  nicht  übergegangen. 

0  Magdeb.  Seh.  Urth.  (Kraut  n.  56.  57.) 

*)  Brenu^Stat.  v.  1808  Ordn.  41.  ,,So  wor  twe  tikosamene  kernet  an  echtschep, 
wot  dhe  hebbet,  dhat  is  herer  beidhe  na  Stades  rechte.  Storre  er  en,  dhe  ander 
scal  sine  scnlde  gelden  — ,  dha  ne  si  ander  undersohed  u.  dhes  men  vuUenkomen 
mach  mit  hantfesünghe  idher  mit  tughwi.<^  Brunn  er  Sohöffenb.  art,  207.  („testes 
idcmei''). 
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nL  Der  Uifierschied  zinschen  Landrecht  und  Stadtrecht  blieb  auf  diesem 
Gebiete  bis  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  hinein  wirksam.  Mit  dem  Fort- 
falle des  ständischen  Wesens  hat  sich  jedoch  allmälig  für  Alle  das  gleiche  Recht 
herausgebildet  Gleichwohl  bestehen  durch  die  stets  zulässig  gebhebenen 
Eheyerträge  wie  durch  Hausgesetze,  Fideicommissstiffcungen  u.  s.  w.  for 
den  begüterten  Adel  durchgehends  .solche  Besonderheiten,  dass  das  frühere 
System  der  Leibzucht,  des  Wittwensitzes  noch  in  voller  Wirksamkeit  ist 
Ebenso  hat  sich  auch  beim  Bauernstände  theils  gesetzlich  oder  statutarrecfat- 
lich ,  theils  durch  die  beständige  Errichtung  von  Verträgen  das  Güterrecht  in 
den  Formen  des  Eingebrachten  und  der  Leibzucht  ohne  Gütergemeinschaft 
erhalten. 

m.  Yerhältniss  zwischen  Eltern  Und  Kindern. 

§.  172. 
1.   EheUcbkeit.  Adoption.  Yäterliche  Gewalt. 

L  Das  ältere  Becht  kennt  neben  der  Erzeugung  aus  echter  Ehe  (als 
Erwerbsgrund  der  Familienrechte)  nur  die  Annahme  an  Eindesstatt  in 
den  königlichen  Häusern  ,0  deren  Folgen  jedoch  nicht  ganz  klar  sind.  Die 
Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  tritt  erst  im  13.  Jahrhundert 
mit  voller  Wirkung   auf  ^  für  Land-  und  Lehnrecht.    Auch  die  Legitimation 


0  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  228.  n.  10—15. 

^  Ssp.  L  36.  „§.  1.  Svenne  dat  wif  erst  man  nimt,  wint  se  kint  er  erer  rechten 
tiet,  dat  dat  kint  leven  möge,  man  macb  it  bescelden  an  sime  rechte,  went  it  to  tio 
gebom  is.  §.  2.  Wint  ok  an  wif  kint  na  irs  mannes  dode  na  irer  rechten  tiet, 
man  mach  it  ok  bescheldeD,  wendet  to  spede  gebom  is."  —  Denselben  Satz  haben 
Sachs.  Weichb.  Art.  8.  Magdeb.  Seh.  Urth.  I.  9.  d.  4.  Sohwsp.  c.  87,  welcher 
alsdann  fortfährt:  „diu  zweier  hande  kint,  swer  diu rehtvertigen  wil,  sind  diu  degenkint, 
86  sol  man  ir  zal  reiten  ze  dem  minsten  ein  imde  yierzio  wochen  (diu  eine  woche  ist  in 
ze  gnAden  dar  zno  gegeben);  den  meidellnen  Ane  eine  yierzio  wochen.  Diz  gerihte  sol 
vor  der  phafheit  gesehen,  nnde  mao  man  diu  kint  überwinden  daz  sie  ze  spAte  oder 
ze  yrao  komen  sint,  si  erbent  ires  vater  gaotes  niht;  si  erbent  ouch  irre  muoter 
gnotes  niht;  ez  erbet  ie  die  naehsten  erben  an.^  —  Sohwsp.  o.  332.  W.  ,£s 
hAt  ein  man  eine  vrowen  ze  ledidtohen  dingen  kurz  oder  lanc,  unde  hAt  kint  bi 
ir,  yil  oder  wAnic;  unde  nimet  er  si  dar  nAch  zer  A:  daz  sint  immer  mAre  Akin^ 
swaz  si  vor  kinde  habent  gehabet,  als  reht  als  disin,  din  si  dar  nAch  gewinnet; 
onde  erbent  eigen  nnde  lAhen  mit  den  geswistoidem  zallem  rehte,  diu  vater  nnde 
mnoter  mit  Lander  habent  gewmmen  Sit  si  einander  ze  rehter  A  nAmen«  das  wide^ 
rette  man  etwA  üf  wertllchem  gerihte:  wan  die  nngelArten  hnte  wizaen  dammbe 
niht  swen  aber  ez  an  gA,  A  das  der  stn  elich  reht  Verliese,  sA  behabe  es  Af  des 
bistaomeB   kAre  dA  er  inne  wohnhaft  sL   wan  swaz  Alich  dink  an  gAt,   das  mooi 
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durch  Kescript  von  Kaiser  nnd  Papst  kommt  im  14.  Jahrhandert  yor,  jedoch 
ohne  diese  Folge.^    Mit  dem  römischen  Rechte  kam  auch  die  Adoption  auf. 

U.  Die  Rechte  des  Vaters^)  liegen  in  dem  Mundium,  das  ihm  mit  dem 
Rechte  nnd  der  Pflicht  des  Schutzes  und  der  Vertretung  den  Qenuss  seines 
Fermogens,  das  Recht  der  Züchtigung  sowie  das  Erziehungsrecht  giebt.*^) 
Nach  des  Vaters  Tode  fiel  das  Erziehungsrecht  der  Mutter  zu,  woraus  manche 
Rechte  eine  der  väterlichen  analoge  mütterliche  Gewalt  machten.')  Eine 
Folge  war  auch  das  Recht  der  Einwilligung  zur  Ehe.^ 

m.  Beendigt  wurde  dies  Gewaltverhältniss  mit  dem  Wegfallen  der  Schutz- 
bedürftigkeit. Das  war  der  Fall,  wenn  der  mündig  gewordene  Sohn  seinen 
Unterhalt  allein  erwarb  und  deshalb  sich  vom  Vater  gänzlich  unabhängig 
stellte.  Solches  stand  ihm  frei;  eine  besondere  Entlassung  aus  der  väterlichen 
GFewalt  kennt  das  deutsche  Recht  nicht.^  Erst  mit  dem  romischen  Rechte 
hat  man  solche  angewandt  und  dann  diese  deutsche  Art  als  emancipatio 
saxonica  aufgefasst.  So  lange  der  Sohn  in  des  Vaters  Were  sitzt,  ist 
er  ihm  rechtlich  zu  Gehorsam  verpflichtet.  ^)  Bei  der  Tochter  hört  die  Gewalt 
auf  mit  der  Verheirathung. 

IV.  So  lange  das  Kind  seine  Jahre  nicht  erreicht  hatte,  konnte  es  sich 
nicht  verpflichten.    War  es  aber  zu  diesen  gekommen,  so  haftete  sein  eignes 


man  vor  geistlichem  gerihte  verenden,  unde  als  er  ez  da  behabet,  so  heizze  im  des 
biflchoves  brief  unde  insigel  geben  daz  er  ein  rehtez  Skint  si.  taont  si  des  nith,  b6 
Herne  des  capitels  brief  unde  insigel  daz  er  ein  rehtez  6kint  st.  daz  muoz  man  vor 
werltUchem  gerihte  gelouben.^  Gl.  zu  Ssp.  I.  37.  —  Dagegen  erklärt  sie  für  erbun- 
fShig  u.  unecht  Goslar.  Stat.  S.  13.  Z.  12  ff.  Von  der  Sitte,  die  Kinder  bei  der 
Legitimation  u.  Adoption  unter  den  Mantel  zu  nehmen  heissen  solche  Mantelkinder. 
Grimm.  R.  A.  S.  160.  464  %. 

^  Görlitz.  Landr.  32.  §.  5.  „Wedir  der  babist  noch  der  keisir,  die  ne  muogin 
von  ir  muotwillin  von  eime  unechtin  kinde  einen  echtin  suon  nicht  gemachin;  wände 
si  mit  in  die  echtin  suone  u.  die  erbin  irs  erbis  roubittin.^  Schwsp.  c.  42. 
«HAt  ein  man  einen  sun  undlichen,  den  mAg  der  pftbest  wol  ^lich  machen  unde  ouoh 
4er  keiser  nach  slnem  rehte.  Aber  der  pftbest,  noch  der  keiser  mugen  in  daz  reht  nim- 
mer gegeben  daz  si  ir  m4ge  gerben  mügen,  als  ob  si  ir  muoter  6kind  stn  gewesen, 
gewinet  aber  st  ^kint,  diu  erbeut  ir  mAge  wol,  ob  sij^ze  dkinden  sint  gemacht,  als  hie 
Tor  gereit  ist.*^  —  Beispiele  von  1324  ab  giebt  Kraut  §.  223.  n.  6  ff.}j 

*)  Ueber  das  Recht  der  Aussetzung  und  des  Verkaufs  der  Kinder  u.  überhaupt  die 
Ältere  Form  siehe  Grimm  B.  A.  S.  455  ff.  Schwsp.  c.  291. 

^)  Augsb.  Stat.  y.  1276.  S.  84.  Salfeld.  Stat.  a.  dem  14.  Jahrb.  Art.  169. 
«)  Freibarg.  Bodel.  §.  32.  Mühlhaus.  Stat.  B.  4.  Art.  31.  §.  1. 
^)  Dies  u.  das  Bestimmungsrecht  in  Betreff  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  s.  in 
meinem  Handb.  des  Eherechts  S.  320  ff.,  535  ff. 
8)  VgL  Ssp.  I.  11. 
^)  KL  Kaiserr.  IL  7.  Vgl.  auoh  das.  n.  5. 
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TenDÖgen  für  seine  Schnlden  unbedingt,  der  Yater  nur,  wenn  dassefte  nieU 
abgefunden  war.^^ 

§.  173. 
2.  YermSgenBreohte  der  Kinder. 

L  Was  das  Kind  Yon  Aussen  erwarb  oder  ihm  anwerbt  oder  yom  Yater 
gegeben  wurde,')  war  sein  Gut.  Jeder  Erwerb,  den  das  Kind  im  elteilicheii 
Hause  durch  Dienstleistung  machte,  kam  dem  Yater  zu  Gute.  War  das 
Kind  groBSJährig,  so  konnte  es  sein  Gut  verlangen.^  Wurde  es  von  den 
Eltern  mit  Gut  abgesondert,  so  musste  es  bei  der  Erbtheilung  mit  den  Ge- 
schwistern das  Erhaltene  einwerfen;  hatte  es  jedoch  bei  der  Absonderung 
auf  sein  Erbrecht  verzichtet,  so  fiel  sein  Erbrecht  sowohl  denEandem  in  der 
Wehre  als  dem  Gläubiger  gegenüber  fort.*) 

n.  Starb  ein  Eltemtheil,  so  wurde  entweder  das  bisherige  Yerhältniss 
fortgesetzt  oder  nicht. 

a.  Der  überlebende  Yater  blieb  ganz  in  der  bisherigen  Stellung  im 
Yermögen  mit  den  Kindern  sitzen,  brauchte  nicht  zu  theilen  selbst  nicht 
wenn  er  zur  zweiten  Ehe  schritt,  konnte  aber  die  Kinder  absondern,  ohne 
dass  gegen  deren  Willen  hierin  ein  Erbverzicht  lag;^) 

b.  jed;er  überlebende  Theil  kann  zeitlebens  im  ungetheilten  Beisitze 
mit  den  Kindern  bleiben;'^) 

c.  jeder  überlebende  Gatte  bleibt  im  Beisitze  solange  er  keine  zweite 
Ehe  eingeht.*) 

^^  Breiii.  Stat.  y.  1803.  Ordel  58.  (Kraut  n.  10.)  „So  wer  en  bedherfe  man  ifte 
Tiowe  heft  enen  sone,  dhe  tho  einen  jaren  komen  is,  dhe  koft  n.  seilet  yan  sines  ya- 
ders  ifte  yan  einer  moder  weghene,  dhe  seo  wol  handelet,  wat  de  borghet  o.  loyet^ 
dhat  eoal  ein  yadef  ifte  ein  moder  ghelden  also  yeme  alse  sin  antal  ie  sines  ghodes,  dhat 
eme  boren  mach  yan  einee  yadere  ifte  yan  einer  moder  weghene.  it  ne  ei  also,  dhat  be  des 
yoUenkomen  moghe  dhat  he  yan  eme  delt  ei  er  dhe  ecnide  ein  tho  komen.**  Brannschw. 
Stat.  n.  30.  ,,Sterft  ein  man  binnen  der  tyd,  dat  sin  yader  edder  ein  moder  leyet 
blifft  he  schnldioh,  erer  neyn  darff  yor  ene  ghelden:  hefft  he  ayer  ennderlik  gad,  dat 
sehal  me  yor  ene  ghelden. **  Ygl.  Schwep.  c.  151.  W.  — 

^)  Sep.  I.  10.  Richtet.  Landr.  20.  n.  a. 

«)  Sep.  I.  11.  — 

*)  Saohep.  I.  18.  —  Die  Ausrichtnng  einee  Schnee  nennt  das  Prag  er  Rechtebnch 
art  155.  1.  morgengab;  ebenso  Brflnner  SohSffeneatziing  n.  187.  bei  BSssIer 
S.  891. 

*)  Goelar.  Stat.  S.  488,  84.  Hier  tritt  yon  eelbet  Einkindechaft  ein,  wenn  der 
Yater  nicht  abtheüt.  Oldenburg.  Si  7.  (Kraut  §.  219.  n.  6.). 

")  Dortmund.  Stat.  bei  Dreyer  Nebenstanden  S.  427. 

«)  Alt  Lüneburg.  Stadtr.  (Kraut  §.  201  n.  87.).  Ref.  YI.  pr.  Lüb.  Bedii  Coi 
Hach.  I.  7.  n.  27.  87.  Hamb.  Stadtr.  IH.  8.  8. 
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d.  Die  Wittwe  bleibt  im  Beisitze  fir  den  ledigen  Stand,  der  "Wittwer, 
80  lange  er  will.') 

Das  Recht  der  Wittwe  fasste  man  einzeln  als  eine  niessbränchliche  Yer- 
waltong  auf;^  fibr  das  Yerhältniss  überhaupt  bildete  sich  mit  der  angedeute- 
ten Entwicklung  der  Begri£f  einer  Communio  bonorum  prorogata. 

in.  Die  weitere  Entwicklung  hatte  eine  doppelte  Richtung. 

a.  Der  überlebende  Theil  erhalt  und  behält  alles  Gut  mit  der  Yer* 
fangen  Schaft  desselben  für  die  Kinder.*^ 

b.  Es  tritt  Absonderung  der  Kinder  ein.  Diese  folgte  bald  durch  den 
Willen  des  XJeberlebenden,  bald  auf  Yerlangen  des  grossjährigen  Kindes, 
bald  bei  dem  Schreiten  des  üeberlebenden  zur  zweiten  Ehe,  endlich  bei 
schlechter  Wirthschafb  des  üeberlebenden  auf  Antrag  eines  Kindes,  seines 
Vormundes  oder  seiner  Yerwandten.  Ihr  Erfolg  bestand  entweder  in  einer 
ToIIigen  AMndung  (Todtheilung)  für  das  Erbrecht  gegenüber  dem  üeber- 
lebenden oder  in  dem  blossen  Empfange  des  Erbtheiles  nach  dem  Yerstorbe- 
nen,  je  nach  dem  Gütersysteme. 

lY.  Ein  Mittel,  die  nachtheOigen  Folgen  einer  zweiten  Ehe  fOr  die  Yorkinder 
aufzuheben  und  den  Beisitz  fortzuführen  bildete  die  schon  im  13.  Jahrhunderte 
aufkommende  Einkindschaft,'^)  (unio  prolium).  Sie  wurde  mit  Einwilli- 
gung der  grossjährigen  oder  des  Yormunds  häufig  vor  Gericht  oder  mit  richter- 
licher Bestätigung  geschlossen,  um  Benachtheiligungen  zu  vermeiden  machte 
man  im  Yertrage  bald  den  Yorkindem  bald  den  Kindern  zweiter  Ehe  ein 
Voraus  (Praecipuum).  Das  Erbrecht  der  Kinder  unter  sich  änderte  sie 
ebensowenig,  als  sie  dem  Stiefeltemtheile  ein.  Erbrecht  in  das  Yermögen  der 


0  Goslar.  Stat.  488,  88.  Brem.  Stat  t.  14S3.   Stai.  7.  8. 

^)  Senat.  Lubec.  Attest,  a.  1676.  (Kraut  §.  218.  n.  8):  „dass  die  beerbte  Ehefrau 
80  lange  sie  sich  nicht  anderweit  vereheliche  oder  in  ein  Gotteshaus  bekaufe,  tamquam 
administratrix  atque  nsufractnaria  in  allen  ihres  verstorbenen  Mannes  Gütern  besitzen 
bleibe.« 

»)  Freiburg.  Stat.  v.  1520.  HI»  8.  Art.  4. 

^^  Goslar.  Stat.  488,  84.  „Storve  00k  eyneme  manne  sin  wiff,  de  kinder  hinder 

Bick    lethe,   u.   nemo   de  mann  eyn  wiff,   de  ne  darff  mit  sinen  kindem  nicht  delen; 

werfft  he  kindere,  so  schnllen  de  ersten  kindere  mit  den  lesten  like  gnd  recht  hebben 

iho  eres  vader  erve,  u.  wanne  de  man  sterfft,  so  mögen  de  ersten  kindere  del  eschen 

von  orer  steffinoder ;  hedde  aver  de  vader  der  kindere  jennich  beraden  eder  affghe- 

delet,    dat    doch  von  dem  erve  nicht  ghelaten  hedde,   wolde  de  delinge  nemen,  de 

scheide  inbringen  wat  ome  ghewordenne  were,  ane  de  fruwe  ore  cledere  und  smeide 

mid  de  man  ane  ors,  perde  und  hämisch,   also  dat  dit  bock  nthwiset.^'    Oldenb. 

Stat.  7.  —  Alt  Lüb.  B.  Cod.  Haoh.  n.  2.  „So  war  en  man  und  en  vmwe  sie  sanmet 

mit  echtscbap  und  sunderlike  hebben  echte  kindere,   neweder  de  man  noch  de  vmwe 

ne  moghen  eres  ghodes  nicht  to  hope  gheven  snnder  der  kindere  volbort ,  dat  it  stede 

moghe  sin.^*    Andere  zahlreiche  Stellen  bei  Kraut  §.  220. 
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Stiefkinder  yerlieh.    Sie  bat  in  der  spatem  Zeit  im  Gebrauche  «dir  abgemmt' 
men  und  oft  dnrcb  Gesetze  jede  recbtlicbe  Wirkong  eingebüsst. 

§.  174. 
rv.   lÜBsbeiraÜL    Morganatiscbe  Ehe. 

L  In  der  ältesten  Zeit  hatte  nnr  die  standesgleidie,   ebenbürtige  E3ie  tär 
Gatten  und  Kinder   die   ToUen  Wirkongen:   Eintritt  in   die  Familien,   Stand 
des  Mannes,  Vaters,  Erbrecht,  Wergeid  n.  s.  w.    Dabei  hielt  man  nicht  blos 
die  Ehe   zwischen  Freien   und  Unfreien   sondern   auch  dort,  wo   die   alten 
Elassenabsonderungen  in  Blüthe  gebheben  waren,   diejenigen  Ehen  für  Miss- 
heirathen,   welche   nicht  unter  Personen   derselben  Yolksklasse   bestanden,') 
also  zwischen  Adeligen  und  Nichtadeligen.    Mit  der  Keubfldung   der  Stande 
trat  diese  Anschauung  allgemein  auf.    Zwar  nimmt  noch   das  L  andre  cht 
des  13.  Jahrhunderts  die  ebenbürtige  Ehe  an,  wenn  beide  Gatten  frei  sind,^ 
während   im  Lehenrechte   bereits  der  ritterbürtige  Stand  beider  Eltern  ge- 
fordert wurde.    Schon  im  Schwabenspiegel ")  ist  aber  bereits  für  den  Erwerb 
des  hohem  Standes  Ebenbürtigkeit  beider  Gatten  gefordert    Im   Laufe   der 
Zeit   sank   bei  dem  Landvolke,   weil   der  Unterschied  der  alten  Freiheit  be- 
deutungslos wurde,   der  Begriff  einer  ungleichen  Ehe;   desgleichen  hatte  im 
Stadtrechte  die  Gleichheit  aller  Bürger  schon  frühe  die  Gleichheit  von  Ehen 
unter  den  Bürgern  aller  Klassen  bewirkt.    Dagegen  hatte  sich  beim  hohen 
Adel  mit  seiner  völlig  veränderten  Stellung  das  Erfordemiss  der  Ebenbürtig- 
keit desto  mehr  festgesetzt.    Fehlte  dasselbe,  so  suchte  man  vom  Kkiser  die 
Standeserhöhung   zu   bewirken.^)    Das  canonische  wie  römische  Becht  drohte 
diese  Grundsätze  zu   erschüttern;   es  fand  in  Theorie  und  Praxis  die  Gleich- 
heit  der  Gatten  als  Folgender  Ehe   ihre   starke  Tertretnng.    Hierdurch  ver- 
anlasst suchte  der  hohe  Adel  durch  Hausgesetze  das  Prinzip  der  Ebenbürtig- 
keit zu  stützen, '^)  während  der  niedere  zu  dem  Mittel  griff,  in  Fideicommiss- 


^)  Siehe  die  in  §.  52.  n.  3.  §.  55.  n.  9.  16.  §.  56.  n.  10.  n.  a.  mitgetheilfcen  Stellen. 

^  Das  ist  der  Standpunkt  des  Sachsenspiegels,  wie  er  sich  aus  zahlreichen 
Stellen  ergiebt,  z.B.in.  72.  L  33.  Ll6.§.2.  L  5.  §.  1.  I.  51.  §.1.  u.a.  Interessant 
ist  GL  der  Qörlitzer  Handschr.  zuSsp.  L  5.  §.  1.  (t.  Sydow  £rbr.  des  Sachs.  B.  170.) 
^Jftit  deme  Worte  Ebenbürtigkeit  meint  er  do,  daz  daz  £jnt  frey  und  elich 
geboren  sy  — ,  daz  er  ein  frei  Wip,  kein  eigen  Wip  nemo,  anders  sine  Kinder 
weren  nicht  sine  Erben.^'    Siehe  die  Stellen  in  §.  84  ff. 

^)  Schwabsp.  c.  57.  Dagegen  fordern  die  meisten  andern  Stellen  des  Schwsp. 
die  Ebenbürtigkeit  nicht 

*)  Siehe  solche  von, Rudolf!  belEraut  §.  59.  n.  41—43.,  Wenzel  Ton  1393 
das.  n.  44. 

^)  Siehe  solche  bei  Kraut  n.  46  ff. 


YermögenBreehte  der  Kinder.  499 

stiftongen  u.  dgl.  adelige  Geburt  der  Frau  zu  fordern.  Die  Folge  einer 
Hfisflheirath  blieb  Ausscfalass  der  rechtlichen  Wirkangen,  welche  die  Standes* 
gleichheit  bedingen:  Bang,  Stand,  Titel,  Wappen,  yoUes  Erbrecht  gegenüber 
dem  Vater  und  den  Verwandten,  während  sie  im  Uebrigen  kirchlich  und 
börgerlich  als  gültig  und  erlaubt  erschien  und  keinerlei  ehrenkränkende 
Folgen  hatte.  Die  Forderung  ebenbürtiger  Ehe  hatte  in  den  meisten  Haus* 
gesetzen  Eingang  gefunden;  trotzdem  wurde  sie  noch  öfters  durch  Standeser* 
köhung  xmä  Ebenbürtigkeitserklärung  des  Kaisers  umgangen.  Um  dies  zu 
verhindern,  traten  die  Reichsstände  auf  und  setzten  die  reichsgesetzliche 
Forderung  ebenbürtiger  Ehen  mit  Ausschluss  der  kaiserlichen  Machtvollkom- 
menheit durch.  ^)  Dies  ist  denn  auch  für  den  hohen  Adel  Kecht  gebliebeiL') 
n.  An  die  Stelle  des  in  älterer  Zeit^)   ohne   die  feierliche  Form  des  ma- 


^  VgL  den  S.  241.  abgedr.  art.  XXTT.  der  Wahlkap.,  §.  96.  n.  2.  §.  97.  I.  B^ 
über  die  Ausbüdung  des  Begriffs. 

0  Siehe  Bundesakte  art.  XTV.  (Seite  291.).  Die  umfangreiche  Literatur  über  diesen 
Punkt  kann  hier  übergangen  werden,  da  derselbe  dem  heutigen  PrivatfÜrsten- (Staats-) 
Rechte  angehört. 

^  Pippini  Gap.  Yermer.  758  c.  7.   (Leg.  I.  p.  22.):    „Si  servus  suam  anoiflam 
concubinam  habuerit,  si  ita  placet,  potest  illa  dimissa  comparem  suam ,  anciUam  domini 
sui,  accipere;   sed  melius   est  suam  anciUam  teuere. '^     Gap.  Langob.  786  c.  5.   (ib. 
p.  51.):     „Et  hoc  etiam  scribimus,  ut  cuncti  dlligentes  inquirat,  ut  si  est  homo  uxo- 
rem  habens,  ut  supra  ipsa  cum  alia  adulterans,  et  concubinam  habuerit,  a  tali  igitur 
inlicita    perpetratione  faciat  eos  cum  omni   sollicitudine  separari.    Sic    placuit  domni 
regi,  ut  qui  has  nefandas  criminas  emendare  de  terminibus  sibi  commissis,  utdiximus^ 
emendare  negloxerit,  ut  in  sacro  palatio  widrigildum  suum  componat.^     Hlothl.  Ex- 
cerpta  can.  835  c.  2.  (Ib.  p.  372.):     „Nulli  liceat  uno  tempore  duas  habere  uxores, 
uzoremve    et  concubinam,    quia   cum  domui  non  fit  lucrum,   animae  fit  detrimentum» 
Kam  sicut  christus  castam  observat  ecclesiam,  ita  vir  castum  debet  custodire  coniugiimi.'^ 
Hludow.  Germ.  Gonv.  Mogunt.  a  851  0.  12.  15.  (ib.  p.  414  sq.):  „Quod  si  quis- 
Übet  concubinam   habuerit,    que  non  legitime  fuit  desponsata,  et  postea  desponsatam 
rite  puellam    duxerit  abiecta  concubina,   habeat  illam  quam  legitime  desponsavit    De 
hoc  Leo  papa   in  decretis  suis  ita  difiinivit  dicens.    Dubium  non  est,   eam   mulierem 
non  pertinere  ad  noAtrimonium,  in  qua  docetur  nuptiale  non  fuisse  mysterium ;  patemo 
arbitrio  viris  iunctae  carent  culpa,  si  mulieres,   que  a  yirls  habebantur,  in  matrimonio 
non  faerunt,  quia  aliud  est  nupta,  aliud  concubina.  —  De  eo  qui  uxorem  habet,  si  con- 
cubinam habuerit,  non  oommunicet.     Geterum  autem  is  qui  non  habet  uxorem,  et  pro 
uzore  concubinam  habet,   a  conmiunione  non  pellatur,  tantum  aut  unius  mulieris,  aut 
uxoris  aut  concubinae,  ut  ei  placuerit,  sit  conjunctione  contentus.    Alias  vero  yiyensy 
abiciatur,  donec  desinat  aut  ad  penitentiam  reyertatur.*^ 

Das  unbedingte  Verbot  der  Auflösbarkeit  des  Goncubinats  enthält  Gon- 
eil.  Tribur.  a.  895.  c.  39.  (Hartzheim  Gonc.  Germ.  II.  p.  403.),  Bei  Königen 
kommt  ein  Concubinat  selbst  mit  adeligen  Frauen  vor.  Schatte  nach  Paul.  "Warne- 
fridus  de  episc.  Motens.  (Kraut  §.  60.  n.  5.)  Karl  d.  Gr.  die  Himiltrudis,  nobilis 
puella,  zur  Goncubine  vor  der  £he  mit  Hildegard. 

Behalte,  Beichs-  u.  Bechtsgeich.  g ^ 
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trimoiiiam  legitimtim,  nemfieb  die  deBponsatio  und  dotatio,  tbfidieii 
Concnbinates  trat  eÜD»  Ehe,  die  zwar  kirclifidi  und  bftrgeiiieh  eine  iritk- 
liche  Ehe  ist,  aber  gerade  die  Folgen  hat,  welche  man  bei  dem  ahen  Can- 
enbinate  im  Gegensätze  der  echten  Ehe  beabsichtigte.  Man  traf  nanüeh  bei 
der  Heirath  mit  einer  Person  niederen  Standes  Yerabrednngen,  wodurch  der 
Eintritt  der  gewöhnlichen  "Wirkungen  t&r  Fran  und  Kinder  ansgesdüoBsen 
wnrde.*)  Fran  nnd  Kinder  erhielten  nnr  das  bei  der  HdraÜi  ausgesetzte 
Ont^*)  nnd  traten  weder  in  den  Stand  noch  die  Familie  des  Täters  ein,  wo- 
ber der  Name  Ehe  zur  linken  Hand.  Solche  Terbindnngen  wurden  fort- 
während geschlossen  Ton  Personen  des  hohem  Adels  nnd  anch  des  niedem.*^ 
Zwar  wurden  sie  unter  dem  Einflüsse  des  fremden  Rechts  immer  seltener, 
liaben  sich  indessen  in  Gesetz  und  Uebung  bis  auf  unsere  Tage  erhalten. 

§.  175. 

T.  Die  Tormundscbaft^) 

I.  In  des  Taters  Mundium  trat  nach  dessen  Tode  der  nächste  männ- 
liche Schwertmage^  als  rechter,  geborn er  Tormund,  in  dessen  Ermange- 


^)  Lib.  Feud.  n.  29.  „Quidam  habens  filimn  ex  nobili  conioge,  post  mortem  eioB 
non  Valens  continere,  aliam  minoB  nobüem  dnxit;  qoi  nolens  exsistere  in  peccato  e«m 
desponsaylt  ea  lege,  ut  nee  ipsa,  nee  fiHi  eins  amplius  habeant  de  bonis  patris,  quam 
dixerit  tempore  Bponsaliorom,  yerbi  gratia  decem  libras,  yel  quantnm  Toluerit  dare, 
qiiando  eam  desponsavit,  quod  If  ediolanenses  dicant  accipere  uxorem  ad  morganaticam, 
alibi  lege  Salica;  hie  filils  ex  ea  susceptis  decessit.  Isti^in  proprietatem  non  sacce- 
dont,  aliis  exstantibuB,  sed  nee  in  feudo,  etiam  aliis  non  existentibus,  qui  licet  legitimi 
sint,  tarnen  in  beneficio  minime  succedunt.  In  proprietate  vero  succedunt  patri,  prio- 
ribns  non  existentibus,  suecedunt  etiam  fratribus  sine  legitima  prole  decedentibns  secon- 
dum  nsum  Mediolanensium.^  Tgl.  n.  F.  26.  §.  16.  »Filii  nati  ex  ea  uxore,  com 
qua  matrimonium  tali  condltione  contractum  est,  ne  filii  ex  ea  naii  patri  ab  intestato 
succedant,  neo  in  feudum  succedunt.  Nam  quamyis  ratione  improbetor  talis  conditio, 
ex  U8U  tarnen  admittitur.^ 

'^  Die  Morgengabe;  davon  matrimonium  ad  morganaticam.  Grimm 
B.A.  S.  4S9.  Der  Ausdruck  für  dieselbe  matrimonium  ad  legem  Salicam  hat 
keinen  rechten  Sinn,  weil  sie  die  L.  Sal.  nicht  kennt. 

")  Höchst  interessant  ist  das  Privü.  von  Kurf.  Ernst  von  Köln  y.  1597.  29.  April 
(nach  dem  Orig.  bei  Seibertz  num.  1035),  welches  die  ganz  genau  an  IL  Fend. 
2  9  sich  anschliessende  Gewohnheit,  eine  zweite  Ehe  nach  einer  mit  Kindern 
gesegneten  ersten  der  westfälischen  Bitterschaft  mit  folgenden  TTorten  bestS- 
tigt:  „•  .  .  setzen  statuieren  yerordnen  wir  hiemit  craft  diesses  Brieffis  wie  sulches  ahm 
pessten  ynnd  Bestendigsten  geschehen  soll,  khaü  oder  magh  yund  wollen  das  hinlQro  in 
zutragenden  Fellen  dha  sich  in  eged.  ynserem  Westualischen  Fürstenthumb  ynd  landen 
ToUbOrtige  Adeliche  Rittermessigen  Standts  nach  erledigter  erster  Ehe  geleiöhs  QebliUs 
Ehefrawen  ahn  andere  ires  Herkhommens  mgeleiohe  Personen  zur  zweiten  oder  mehr 
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]aag  nach  dem  sAddeutscheii  Rechte')  der  nächste  Mattermag  und  endlieh 
ein  Yom  Richter''')  gesetzt  er  getreuer  Mann  eia^  wofern  nicht  der  Vater 
selbst  bestimmt  hatte/)  so  hmge  die  Unmündigk^t  dauerte.  <^)  Deren  Grenae 
setzt    das   ältere   Recht  in  höchst  yerschiedener  Weise   fest^    Im   Mittel- 


JShen  mit  vorgehenden  pactis  ad  Morganaticam  genant  hieben  hetten  oder  noch  bege- 
ben würden  Aisdan  geleich   woll   die  rechten  yollbürdigen  Adelichen  Khindere  erster 
Ehe  wie  auch  nach  deren  erblosen  Fall  ihres  yorabgestorbenen  Tatters  Brudere  ynd 
Schwesteren  sampt  derselben  yoUbürtigen  Adelichen  Khinderen  durch  solche  verenderte 
Bestettnnsse  die  elterliche  Stam  Lehen  ynnd  GÜtter  beweglich  ynd  ynbewegelich  nicht 
entwendet  oder  entzogen,  Auch  die  Mutter   ynd  Ehinder   der   erfolgter  zweiter  oder 
mehr  Ehen  derselben  kheines  weges  yhehigh  noch  theilhafft  sein  ynd  werden,  sonder 
sich  ahn  deme  was  Innen  entwidder  in  den   elterlichen  £hebereddungen,   yatterlichen 
Testamenten  oder  sunst  besonders  Donationsweiss  auch  nach  des  Ehemans  ynd  Yatters 
Ableiben'  durch  die  Freunde  oder  Obrigkheit  nach  Anzall  der  Personen  vnd  Gelegen- 
heit der  Gutter,  vor  Leibzucht,   Legitima  oder  Alimenten  yermacht  vnd  zugeordnet, 
ensettigen  ynd  begnügen  lassen,  Darüber  die  Yollburtige  Adeliche  Khinder,  noch  auch 
yff  obgen.  derselben  erblosen  Abfall  des  Yatters  ynd  Ehemans  obgn.  negste  Adeliche 
Yerwanten  gar  nicht  zu  besprechen  zu  belangen   oder    anzufechten  haben  oder   sich 
dieser  ynser  genedigster  wollmeinenden  Ordnung  jnder  einigem  gesuchten  Schein  wid- 
dersetzen sollen  Dan  wir  yor  yns  ynd  ynsere  I^achkhommen  ahm  Ertzstifft  CoUn  redt- 
lich  bedacht  ynd  gemeint  sein  dabei  ernstlich  zu  hallten  ynd  selbige  Recht  —  Adeliche 
yollburtige  Ehinder  ynd  Yerwante  dabei  gnädigst  zu  schützen  ynd  zu  handthaben,  Je- 
doch  hiedurch  Jederman  der  Freiheit  ynd  Willkhür  seines  Heyrhattens  wie  auch  der 
Macht  von  seinen  Gütteren  yermüge  der  gemeinen  Rechten  zu  testieren  ynd  Ordnungh 
seines  Gefallens   yffzurichten   ynbenhommen   ynd   yorbeheltlich.^     Siehe  auch  Wahl- 
kapit.  art.  XXn.  §.  4. 

^)  W.  Th.  Kraut.  Die  Yormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen 
Rechts,  3 Bde.  Gott.  1835,  47,  59.  Die  Ausdrücke  siehe  bei  Grimm  R.A.  S.  465  f. 
Schwsp.  c.  52.  „Der  kinde  unde  der  frowen  phleger,  die  etwa  sich  erboten, 
etwa  phleger,  etwa  yoget,  etwa  yormund,  etwa  behalter:  swie  man  si  heizet, 
so  suUen  si  getriuwe  liute  sin.^ 

^  li.  Sax.  44.  45.  (Merk.).  Nach  L.  Burg.  59,  85.  c.  1.  2.  stand  sie  für  die  Zeit 
des  Wittwenstandes  der  Mutter,  nach  L.  Yisig.  lY.  8.  c.  1.  3.  hatte   sie  gleichfalls 
prinzipaliter  die  Mutter.     Ssp.  L  23,  §,  1.     Schwsp.  c.  52.    Kl.  Keyserr.  ü.  82. 
*)  Schwsp.  c.  52.  Augsb.  R  y.  1276. 

*)  Ulm.  Stadtr.  ü.  9  legt  den  Benachbarten  die  Pflicht  zur  Anzeige  bei,  wenn  die 
Kinder  keine  Blutsfreunde  oder  Schwäger  hätten.  Magdeb.  Fr.  L  8.  8.  „Esenmag 
kein  Man  seinen  kindem  yormunden  kiesen,  sondern  wenn  er  stirbt,  so  soll  sein  nehe- 
ster  Scb'wertmage  der  unmündigen  Jdnder  yormundt  sein.  Hetten  auch  unmündige  Kin- 
der keine  Schwertmagen,  so  soll  der  Richter  —  den  Kindern  —  geben  einen  Pfleger.^ 
^)  OL  z.  Sachs.  Weichb.  Art  XKYI.  (Danipts  col.  301.  sq),  welche  das 
Yerfahreii  genau  beschreibt,  und  Bestätigung  des  Gerichts  fordert. 

®)  Siehe  Tac.  Germ.  c.  13.  (oben  §.  11.  n.  14.).    Zehn  Jahre  12,  14,  15,  18,  20, 
Bind  die   Termine  der  Yolksrechte.    Ygl.  die  Zusammenstellungen  bei  Kraut. 

^)  Ssp.  L  42.  §.  1.    „Er  sinen  dagen  unde  na  sinen  dagen  mnt  en  man  wol  yor- 
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ftlier  hab^n  sich  im  «ächsischen  Rechte  iswei  Btnfen;  211  seinen  Jahren 
kommen  imd  sn  seinen  Tagen  kommen  mit  der  Wirkung  erhalten, 
dass  bis  zur  ersten  ein  Yormnnd  nöthig  ist,  nachher  aber  dessen  Belassnng 
oder  die  Annahme  eines  neuen  ebenso  in  d^  Macht  des  Kindes  steht  ah 
die  Annahme  durch  den,  welcher  über  seine  Tage  gekommen  ist.^)  Im 
süddeutschen  Rechte  fanden  die  Termine  des  romischen  Eingang.^)  Dies 
wurde,  nachdem  schon  im  13.  Jahrhundert  offenbar  durch  denselben  Ein- 
fluss  der  Zeitpunkt  auf  18*^  und  20  Jahre**)  hinaufgerückt  war,  m  der 
Art  zur  Regel,  dass  man  ohne  die  scharfe  römische  Scheidung  von  Tutel  und 
Curatel  bis  zum  vollendeten  25.  Lebensjahre  Vormünder  und  Vorsteher 
für  unerlässlich  erklärte.**)  ParticularrechtKch  haben  sich  jedoch  die  frühe- 
ren deutschen  Fristen  theils  erhalten,  theils  von  Neuem  Geltung  Torschafit. 


mmden  hebben,  ob  he's  bedarf,  ende  mut  is  wol  untberen  of  he  wel.  Oyer  ein  mide 
irintich  jar  so  is  de  man  to  sinen  dagen  komen.  Over  sestich  jar  ig  he  boven  sme 
dage  komen,  alse  he  Tormünden  hebben  sal  of  he  wel,  tinde  ne  krenket  dar  mede 
sine  bute  nicht  noch  sin  weregelt.  Svelkes  mannes  alder  man  nicht  ne  weit,  heTet 
he  har  in  dem  barde  unde  nidene  unde  under  jewederme  arme,  so  sal  man  weten 
dat  he  to  sinen  dagen  komen  is.**  Gl.  dazu  bei  Homeyer  abgedr.  „Nach  unserm 
recht,  wirt  ein  Kint  jerigk  zu  landtrecht,  wenn  es  zwelff  jar  alt  ist,  zu  lehenrecht, 
wenn  es  dreizehn  jar  alt  wirt.*^  Sachs.  Lehnr.  art.  26.  §.1.  Goslar.  Stat.  S.  18. 
112.    Verm.  Ssp.  I.  42.  8. '  Alt  Kulm.  Recht  IV.  106.  (12  Jahr)  u.  a. 

®)  Schwsp.  C.  52.  „Als  der  Knabe  vierzehen  jÄr  alt  ist,  so  mac  er  einen  andern 
pbleger  nemen,  ob  er  bewaeren  mae  daz  er  im  übel  hAt  getan,  als  mac  ouch  diu  jnno- 
irowe  als  si  ze  zwelf  j4ren  kumet.  Ez  enmac  dehein  kint  hinder  vierz^n  jftren  niht  ge- 
tuon  ane  stnen  phleger  daz  staete  si.  unde  hat  ezjochbereitezguot  under  banden,  swaz 
ezdAmite  tuot,  daz  ist  niht  staete.  Koufet  ez  oder  yerkoufet  ez,  unde  ist  ez  im  gnot, 
der  phleger  sal  ez  staete  hAn;  unde  ist  ez  im  schade,  der  phleger  sal  ez  wider  tuon  unde 
yerspilt  ez  iht  sines  guotes,  man  sol  ez  dem  phleger  wider  geben,  xmde  kumt  er  für 
den  rihter,  man  muoz  ez  dem  rihter  büezen,  unde  doch  daz  guot  wider  geben. ^  C.  54. 
„Ein  jegelich  sol  phleger  hän  unz  er  kumet  ze  fünif  unde  zwenzic  jAren.  daz  hat  der 
künio  Karel  geboten,  unde  die  wtle  sol  er  mit  sinem  gnote  niht  tuon  Ane  sfnen  phleger." 

®)  Lüb.  R.  T*  1240. 'Art.  114.  „Alse  en  knecht  is  achtein  jar  olt,  so  is  he  sulf 
mündich.^     Aurea  bulla  a.  1856.  §.  4.  Cap.  VII. 

*®)  Augsb.  Stat.  V.  1276.  „Ob  chint  sint ,  diu  weder  vater  noh  muter  habent 
und  gut  habent,  —  der  phläger  sol  sin  ir  veter;  —  haut  si  des  niht,  so  sol  ez  sin  ir 
nähster  vater  mak.  Haut  si  keinen  Vater  mak,  swär  danne  ir  näster  muter  mak  ist 
der  sol  ir  phläger  sin.*^ 

11)  R.  P.  O.  V.  1548.  Tit.  31.  §.  1.  (Neue  Samml.  IL  S.  603.):  „.  .  .  "Wann  aber 
nun  den  Obrigkeiten  zustehet,  in  dem  gebührlichs*  und  billigs  Einsehens  zu  haben, 
damit  die  PupiUen  und  Minderjährigen  Kinder  unbetrogen  und  unTemachtheUt  blei- 
ben: So  wollen  wir- .  .  .  befohlen  haben  .  .  .  dass  den  Pupillen  und  Minderjährigen 
Kindern  jederzeit,  biss  sie  zu  ihren  Vogtbaren  und  Mannbaren  Jahren  kommen,  Yor- 
'"ider  imd  Vorsteher,  so  die  ihnen  Ton  ihren  Eltern  in  Testamenten  oder  letzten 
m  nicht  verordnet,   oder  ihre  angebohme  Freund  und  Verwanden  eidi  der  Tot- 
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den  Biditer  wuvie  amdi  beim  gelMurnen  Yomniiide  Begel,  die  ZBBangk^ 
der  Mutier  übeNÜl  ddriBeditens,  wo  £e  €te8chledtisTormiiiid8duift  Tenebwnn- 
den  war.**) 

n.  la  der  attem  Zdt  standen  die  Weiber  bei  den  meisten  Sünunen  seit- 
leboiB  nnter  Yormondschaft.*')  IMes  eriiielt  sieh  im  Landrechte  des  IfitM- 
altera  anf&nglieh  allgemein  wenigstens  bdinft  der  Yertretong  Tor  Qeriehi 
Die  Ansnakrae  für  dieEanffiraa  einerseits,  das  Teranderte  Beweisrecht  andrer- 
seits ^bewirkten  aber,  dass  das  Institat  selbst  im  sfiddentschen  Beehte  früh 
ganx  Tersehwand  nnd  anch  im  norddeatschen  Rechte  sich  nur  in  abgesdiwach- 
ter  Bedeutung  erhielt 

in.  Hohes  Alter  berechtigte  zur  Annahme  eines  Yormnndes,*^  Getstes- 
krankheit  l^te  demBiditer  diePflidit  auf,  einen  zu  geben. '^  Dasselbe  &nd 
Statt  im  FaDe  längerer  Abwesenheit  (Yerschollenheit^). 


habin,   das  sol  man  haldin  bis  das  kind  «nmdig  wirt*^    Im  Brunn  er  Schfiffenboche 
art  517.  ist  noch  die  Bede  Y<m  einem  Yorannde,   der  ^bonis  eonmi  vtitmr*,  sie  er- 
scheint das.   art   142  — 148.    sehr  ausgebildet  imd  unter   offmbareni  BinflusBe  des 
r&niflchen  Rechte.    Im  Prag.  Statntarr.   c.   58.    tritt   die  «aetas  debita  pmeroTum*^ 
mit  18.,    der  Mädchen  mit   15.  J.   ein.    üeber  deren  Sfedfamg  siehe  B5 ssler  EiiiL 
8.  LYEDL  f.  —   Reichspoliseiordn.  r.   1548  Tit.  81.  §.  3.    «Rem,   daas   er  nach 
liefohleDer  Yerwaltang,  von  allen   Gfttem,  liegend  imd  Cüirend,   Schnld-Biieff  und 
Begistom,   ein  lofentariiim  anffiriohie,  imd  Teohtmaasige  Gantion  imd  Yernchennif; 
tfane,  anch  mit  Gtelübden   nnd  Byden  beladen  w^rde,  da»  er  seinen  Pfleg^Sindeni, 
nnd  ihren  Gütern  getreulich  nnd  erbariich  yorseyn,  ihre  Personen  nnd  Qüter  Tefsehen 
und  Tenrahren,    £e  Güter  nicht  in   seinen   eigenen  Katsen  kehren,    oder   wenden, 
nodi   dieseHM  ohne  Yorwissen,    EikftnntnisB  nnd  Decret  der  01»jgkeit   TerSnsBem, 
'vmplftnden  oder  beschweren,  nnd  jilulich,   anlF  Foidenmg   der  Obrigkeit,  gebfthr- 
Bche  Becheaschaift  thnn,  nm  seine  Yerwaltiing,   Rede  imd  Antwort  geben   und  alles 
anders  haad<dn,  da»  emen  getreuen  Yormnnder  «gnet  irad  sostelit,  allea   bcy  Yer- 
pflichtung  seiner  Haab  und  Güter.^ 

^*)  Sie  hat,  aber  nur  fBr  den  Wittwenstand',  Brünner  SchSffmb.  a.  502. 

**)  L.  8ax.  42.  ^^Qui  BMrtous  Tidoam  reliq[iierit,  tntelam  ejus  fifias  quem  ex  atis 
VMom  habuit  aocipiat  si  is  forte  deftierit,  frater  idera  defoncti.  st  Ikater  ncm  faerit, 
proiimus  patemi  generis  ejus  consanguineus.*^  L.  8aL  XLIY.  noY.  255.  L.  Lang. 
Bothar  c  205.  n.  a. 

**)  Ssp.  L  45.  §.  2.  YgL  die  ZusammeHtelhmg  bei  Homeyer  Beg.  8.  89S. 
SchwBp.  c  59.  SOS.  W.  Die  SteDung  des  Yormimd«  ist  eine  ahnliche  -wie  beim 
Torhergeheiiden. 

**)  88p.  L  42.  1.  Schwsp.  c  47.  W.  .Sfteltche  Kote  jehent,  s6  der  man  seh- 
äejir  ak  st,  sdslerio  Shien  jUien  konanen.  d«  ist  niht.  Wft  <i*iugen  mit  dem 
saUer  iroi  nade  mit  der  sehrift  das  der  man  se  Staen  tagen  kamen  ist  b6  er  tiktoc 
jtr  alt  iBt" 

**)  Schsp.  m.  S.  8ohwsp.  314  W. 

'^  Y^  die  Abh.T.  Brnna  in  Bekkern.  Mnther  JaM>.  d»  gvnu  deatKh. 
Bedds,  Bd.  L 
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IV.  SeUecUe  YonnüBder  konnte  der  Siebter  auf  Betmb  dee Mündels,  der 
Yerwaodteaa,  Frennde  u*  4.  w.  eniietEen  (bal munden).*^ 


FfiDftes  Kapitel. 

Das    Erbrecht.*) 

I.  Die  infolge  der  Blatefrennde. 

§.  176. 
1.    Yerwandteohaft.    ErbOliigkeii. 

L  Das  Recht  der  Nachfolge  in  ein  G«t  ruhet  nach  der  Anschanung  der 
ältesten  Zeit  ausschliesslich  in  der  Yer  wand  tschaft  des  Blutes  und  des 
durch  sie  hervorgerofenen  innigen  Yerhältnisses  der  Yerwandten  unter  einander.  ^) 


^')  Schsp.  I.  41.  Bichist  Landr.  c.  S3.  89.    Sohwsp.  o.  44.  W. 
*)  Grimm  B.  A.   S.  466  —  485.    Heiar.   Siegel  Das   deuisohe  Erbrecht  naek 
den  Bechtsqnellen  des  Mittelalters  in  seinem  innem  Zusammenhange  dargestellt,  Heidelb. 
1853.  —  B.  T.  8ydow  Darstellnng  des  Erbrechts  nach  den  Grondsätzen  des  Sachsen- 
Spiegels  mit  Bücksicht  auf  die  verwandten  Quellen.    BerL  1828.    H.  Siegel  die  ger- 
manisohe  Yerwandtschaftsberechnung  mit  besonderer  Beziehung   auf  die  Erbenfolge» 
Giess.  1858.    H.  Wasser  sohl  eben  das  Prinzip   der  Suooessionsordnung  nach  deut- 
schem insbesondere  nach  sftchsisohem  Bechte.    Gotha  1660  (und  hieraber  die  Beoen- 
sion  von  Siegel  in  Haimerl  Oesterr.  Yierteljahresschrift,   Wien  1860,  6.  Bd.  I.  IL 
Lit.  Anz.  S.  21  ff.).    G.  Home  yer,   die  Stellimg  des  Sachsenspiegels  zur  Parentelen- 
ordnnng,    BerL  1860.  4.   C.  W.  Pauli  Darstellung  des  Bedits  der  Erbgüter  nach  äl- 
term   Iflbischen  Bechte,  Lüb.   1837.    L.  Drewes  das  Beoht  der  Erbgüter  in  seiner 
Beziehimg  zu  testamentifaotio.    Eine  Abhandl.  a.  d.  Hamburg.  Bechte.    Hamb.  1844» 
Lud-w.  Zimmerle  das  deutsche  Stammgutssystem  nach  seinem  Ursprünge  und  seinem 
Yerlanfe.  Tübing.  1857.    Beyscher   das  Erbrecht  der  adelichen  Töchtern,  deren 
Yersaohte  in  Zeitschr.  f.  d.  B.  YL  S.  257—884.  —  G.  B eseler  die  Lehre  Yon  dea 
Erbveiiragen,  G5tt.  1887 -~40.  2.  The.  in  8  Bdn.  Hasse  über  Erbvertrag  im  Bh  ein. 
Jlfaeeiixn  f.  Jurisprud.  H.  S.  149  ff. 

O  Vi^L  Oben  §.  26,  Y  ff.  §.  129.  u.  a.,  welche  das  iunige  YerhftltniBs  der  Yer- 
wandten zeigen.  An  Wortbezeiehnungen  sei  noch  hinzugefügt  enchilo,  enkel 
(talus  und  nepos);  über  andwe  von  dem  Körper  heigenommene  s.  Grimm  a.  a.  0. 
der  bescMiders  aus  dem  nordischen  Bechte  Analogieen  beibringt,  und  Wörterbuch  HL 
ooL  708  H  Erben  hat  im  M.  A.  nur  die  Bedeutung  an,  in,  auf  einen  Etwas 
erbmiy  vererben,  heute  1)  beerben,  eine  Person,  2)  erben,  Sachen  3)  yererben 
4)  mtrsu&aitiT  erben  d.  h.  Erbe  werden  5)  die  Saehe  erbt  auf  Einen.    Andere  bei 
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F6r  dioMS  kennt  man  tob  Anfang  eine  Grenze,   über  £e  hinans  man  der 
Yerwandtschaft  keine  Wirkung  mehr  beilegt,  wefl  sich  das  Bewnssisein  offen- 
bar verwischt  hat.    Das  Maass  fiir  diese  Grenze  ist  y erschieden  *)  nnd  reichte 
im  änssersten  Falle  bis  zum  siebenten  Gliede. 
n.  Znnadist  ist  erforderlich  Leibhaftigkeit.*) 


Grimm  Wörterbuch  m.  col.  715  ff,  y.  Brben.  Vom  Erben  sagte  man  frflher: 
zu  dem  Erbe.gehen,  Erbe  nehmen  n.  a.  Die  ältere  Form  ist  das  Erbe,  neaer 
Erbschaft,  E.  antreten.  —  Neben  den  Oben  §.  26.  gegebenen  Benennungen 
kommen  noch  einige  in  Betracht,  welche  sich  ergeben  aus:  SalzwedeL  Stai  bei 
Xraut  §.  181  n.  3.  „Si  antem  radlz  et  stirps  mortoa  fnerit,  pner  mortaus  h cre- 
dit ab  it  super  proximoB  et  primos  consanguineos,  qui  nesten  gedelinge  Tolgariter 
nuncnpantur.''  GL  z.  sächs.  Weichb.  art.  23.  Daniels  coL  284.):  „Gerade  is 
anders  nicht,  wenne  daz  in  eynes  mannes  huz  gehöret  gemclniglichin,  unde  doTon  dem 
manne  hergewete  gehört;  unde  dae  mag  nymant  nemen,  wenne  die  nyftil,  die 
der  frouwen  ader  der  jungfrouwen  zogehorit  yon  wibis  halben;  unde  daz  heisen 
wir  die  nehiste  gespyniie.  Glichir  wise  alzo  der  nehiste  mage  mannes  halben 
heist  ejn  swertmage.*' 

")  L.  Bip.  56.  3.  „usque  ad  quintum  genuculum,  qui  proximus  foerit,  in 
haereditatem  sncoedat.*'  L.  SaL  XLIY.  „usque  ad  sezto  genuculo.*^  Ij.  Bajnr. 
Xnr.  9.  §.  4.  „Quodsi  maritus  et  mulier  sine  heredes  mortui  faerint,  et  nnllus  usque 
ad  septimum  gradum  de  propinquis  et  quibuscunque  parentibus  invenitur,  tunc 
üb»  res  fiscus  adquirat.''  Die  7.  hat  auch  D.  Langob.  Bothar.  158.  Die  5.  hat 
L.  AngL  et  Wer  in.  in  besonderer  Weise.     Siehe  §.  178.  n.  8. 

^  L.  Alam.  Lib.  U.  T.XOY.  (Merk.  p.  78.) r  „Si  quis  mulier,  qui  hereditatem  snam 
paternicam  habet,  post  nuptam  et  prignans  peperit  puerum,  et  ipsa  de  parta  mortoa 
fMiit,  et  infans  yims  remanserit  tantum  spacium,  ut  Tel  unius  horae  possit 
aperire  oculos  et  ridere  oulmen  domus  et  quatuor  parietes,  et,  postea  de- 
funotns  ftierit:  hereditas  matema  ad  patrem  eins  perteneatnr.  Tamen  si  testes  hahukh 
set  pater  eins,  qui  yidiBsent  illum  infantem  oeulos  aperire  et  potuisset  cuhnen 
domus  Tidere  et  quatuor  parietes :  tunc  pater  eius  habeat  licenciam  cum  lege  defen- 
dere;  cni  est  proprietas  ipee  conquirat.^  Sep.  I.  83.  „also  grot  dat  it  lifhaftioh 
nuM^te  Wesen.*  Sächs.  Lehnr.  20.  §.  1.  „Svenne  die  sone  na  des  vader  dode  leret 
also  lange  dat  man  sine  stimme  gehören  mach  in  Tier  wenden  des  huses 
ae  is  he  beerft  mit  eines  yader  lene,  unde  heyet  it  gCTemet  alle  den  die  it  gedinge 
dar  an  hadden.^  —  Sohwep.  o.  85.  W.  „Nu  merket  umbe  ein  wip  diu  kmt  treit 
aAoh  irs  mamies  t6de,  unde  si  herhafi  isi  unde  geniset  si  dar  nAch  des  kmdee,  unde 
Ult  si  des  geziuge  cwdne  man  oder  zwd  Trowen,  die  ir  arbeit  gesehen  hAnt  unde  das 
kint  lebendig  gesehen  hftnt:  daz  kint  behabet  des  yater  erbe,  unde  stirbet  es  dar 
iiAch,  swaz  daz  kint  an  geerbet  hette ,  daz  erbet  euch  die  muotw  an;  unde  allez  das 
bedinge  daz  im  Shi  Tater  an  Slaem  Mhen  hetle  gedinget,  daz  ist*  dem  hexren  ledio* 
Wirt  aber  daz  kint  ze  kirohen  brftht,  so  endarf  diu  yrowe  dehemes  gessinges  wan  des 
phafen  der  ez  begrabm  hAt  oder  geteuft  hAt.  unde  swer  ez  ouoh  t6tez  ze  kirohen  h&t 
gesehen,  der  ist  sin  ouoh  wol  gezmc.^  —  Mivgdeb.  Seh.  Frth.  u.  Eisenach.  Stai 
(Kraut  §.  182.  n.  10.  11.)  fordern  blos  Leben  nach  der  aeburt  Brtnner 
Bohfiilianb.  art  880.   „si  tania  tempofte  Tixerit,  qaod  ooales  apperiens  quatiiGr  parietes 
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in.  Unter  den  Blntsyerwandten  bringen  aber  gewiwe  Yeiiiilteiflfle  nnd 
ISgensehaften  bald  einen  Abgang  der  Erbfaiugkeit,  bald  eine  Jiindemiig, 
bald  endlich  eine  Erweiterung  dersdbe^  hervor. 

Bedingung  der  Erbfähigkeit  ist: 

1.  Ehelichkeit,  welche  nach  älterm  Rechte  nur  den  ia  der  BäieEraeug- 
ten^)  (gamahali,  gamaladio,  adalerbo)  zukommt.  UneheH che  Kinder 
(gon^h,  bankart,  ba'stard,  Winkelkind,  unflatkind,  Kegelsohn  u.  a.) 
hatten  kein  Erbrecht*^)  und  haben  solches  überhaupt  rficksichtlich  der  mütter- 
lichen Yerwandten  wie  des  Vaters  nur  höchst  beschränkt  in  der  spätem  Zeit 
erworben. 


dornns  perspezerit.''  S  o  h  s  p.  m.  88.  §.  2.  „Dat  wif  ne  aal  man  nicht  yerwisen  ut 
ires  manes  gude,  als  he  surft,  de  dar  kint  dreget,  er  sie's  geneset^*  —  Seh  wsp. 
c  24S  W.  gleichlautend.  Prager  Bechtsb.  Art.  153.  2.  «Ob  ein  man  stirbt,  der 
in  dem  iar  ein  weip  oder  ein  juncfrawen  haben  genomeh,  ynd  er  nicht  Idnder  hat 
gelassen,  sunder  ab  die  frawe  eines  kindes  swanger  sei  worden,  ynd  si  daz  kind  hat 
getan  den  leuten,  ynd  daz  selb  kint,  daz  die  frawe  hat  getragen,  di  wier  wende  be- 
schreit, daz  kint  beholdit  zu  recht  des  water  erb.  Stirbt  abir  daz  kint,  daz  so  ist, 
gebort  das  gut  erbt  an  die  muter  mit  allem  rechi*^  Urk.yon  1226.  (bei  Seiberti 
Urkundenb.  L  S.  228.):  „.  .  et  tam  ipsa  quam  maritus  eins  propuero,  quem  tunc 
yiyum,  sicut  putabatur,  ipsa  gestabat  in  utero,  promittebant,  dum  natus  esset, 
ad  idem  faciendum  eum  inducerent^  (nemliidL  die  Schenkung  eines  „allodinm  in 
proprietatem  ecclesiae^). 

*)  Vgl.  §.  172.   Brfinner  SchSffenb.  art.  340.    „Licet  jura  quarumdam  regionum 

relint,  —  si  puer  —  „czu  spat  odir  ozu  frue**  natus  fuerit,  portionem  hereditariam 

non  habebit:  tamen  jus  tale  secnndum  consuetudinem  ab  antiquo  seryatam  oormptela 

est  poüus  censenda.    Unde  puer  ex  parentibus  legitime  cozQogatis  siye  mane  siye  tarde 

procreatus   portione  ipsum  hereditarie  contingente   non  carebit;   cum  enim  prins  yel 

post  nasci  non  stet,  per  eum  inconyenientor  hoc  sno  jure  de  debito  priyaretor.'  — 

Das.  art  847.    „.  .  legitimi  £üi  sunt,   qui  ex  legitimis  matrimonüs  prooreantur,   siye 

matrimonium  sit  yerum  siye  putatum,  dummodo   contrahentes  publice   et  solemniter 

oontrahent  et  impedimentum  ignorent    ünde  ad  probandam  legitimam  filiationem  pro- 

dest  confessio,  parentum  puta;  si  sunt  seryi  sufficit  ad  probandum  oonfessio  yicinorom 

yetenun  quorumcumque,  bonae  famae  hominum  dnorum  ct^juscumque  sexus,  qui  ass^ 

rant,  quod  parentee  illius  oui  objidtur,    semper  se  habuerint  et  reputayerint  legitime 

conjungatos.*'  ~  Art.  348.  ffir  den  Fall  einer  bona  fide  contrahirten  ungültigen 

Ehe:  „omnes  pueri,  qnos  ante  diyortium  genuenmt,  incluso  et  illo,  quem  mulier 

habet  in  utero,  si  ]»aegnans  diyortiata  fiierit,  legitimi  snnt.^ 

*)  Vgl.  §.  141.  —  Ssp.  I.  86.  §.  1.  I.  51.  §.  1.  2.  Schwsp.  o.  38.,  42  W. 
Andre  bei  Kraut  n.  14—19.  —  Brunn  er  Schöfifonb.  art  846.  845.  „.  .  responsom 
est,  quod  filii  legitimi  in  omnia  bona  per  patrem  relicta  secnndum  justitiam  suoeeduni« 
Eet  t.ftfneTi  pium  et  quodanunodo  rationabile,  quod  legitimi  natnralibus  miserieordiler 
sabyeniani  inyictos  et  amictus  necessttate.**  —  Die  in  Ii.Lang.  Bothar.  164  if. 
genannten  filii  naturales  yersteht  Walter  R.a.  §.  589.  mit  Eeoht  nur  yon  „in  einer 
QBigleichen  Ehe  erzeugten  Kindern.'' 
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2.  Sbenbfirtigkett.^ 

9.  TkeÜB  alB  BadinguBg  der  Erbfalugkeit  {helLs  als  Modifikation  endi^iit 
die  körperliche  Yollkommeiikeit^O  deren ErfoideniiM  jedoch  im  ^iem 
Bechte  in  Folge  der  yeränderten  Art,  sein  Beeht  zu  schützen,  entfiel  ausser 
der  als  überlebt  aat^osehenden  Ausnahme  im  Lehnreehte. 

4.  Ordensleute  erbten  i^cht.^  Dieser  im  canonischen  Bechte  begrfindele 
Satz  ist  erst  in  neuem  G^esetzen,  die  entweder  die  Fo^e  des  Gelübdes  igiio- 
liren  oder  nur  ins  Gewissen  stellen,  aufgehoben. 

§.  177. 
2.  Modificationen  der  Erbfähigkeit  nach  Geschlecht  imd  Alter. 

I.  Im  Zusammenhange  mit  den  öffentlichen  Beohtsznstinden  findet  Bick 
ein  Torzug  bald  der  Männer  Tor  den  Frauen  bei  gleicher  Yerwandtschafity 
bald  des  Mannesstammes  vor  dem  Y^eiberstamme.^)  Man  kann  ursprOnglich 
folgende  drei  deutsche  Systeme  unterscheiden: 

a.  Yorzug  der  8öhne  vor  den  Töchtern,  während  letztere  den  Sei- 
tenrerwandten  yorgehen.*) 


*)  Die  Bntwiokhmg  ergiebt  sich  ans  §§.  142.  167.  m.  174. 

0  Bsp.  I.  4.  Yerm.  Ssp.  L  5.  10.  Die  Goslar.  Stai  8.  15.  Z.  1  £E:  gebm 
bereits  dem  gesnnd  gebornen,  auch  wemi  er  schwächlich  wurde,  volles  E^rechi 

^  Yerm.  Ssp.  I.  7.  7.  ^Uf  monche  u.  nf  nennen  kann  wedder  len  noch  erbe 
ersterben,  noch  hcrgewete,  noch  gerade.^  Ssp.  I.  26. 

^)  Dass  die  Beyorsngong  der  Männer  bez.  die  Beschränkong  der  Weiber  gennsaisoli 
ist,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Ygl.  Grimm  B.A.  S.  407.  u.  472  %.  DieL.  Yisig. 
lY.  2.  e.  1.  „Si  pater  vel  mater  intestati  disoesserint,  tone  sorores  ciun  fratriboB  in 
omni  parentom  facultate,  absqoe  alio  obiectu,  aequali  divisione  succedanl^  TgL 
daselbst  o.  2.  18.  ist  oflTenbar  Ausfluss  römisohrechtlioh«r  Einwiikong. 

*)  L.  Saxon.  (Merkel)  41.  „Pater  autem  et  mat^r  defimoti  filio  non  filiae 
hereditatem  reKnqueni  44.  Qui  defimoinsnon  filios  sed  filias  reliqaerit,  ad  eas  omnis 
hereditas  pertineat  Tutela  vero  eamm  fratri  vel  prozimo  pateroi  genens  deputetur.'^ 
L.  Alam.  Hloth.  LYII.  1.  „Si  fautem  duas  sorores  absque  firatre  reliotas  po8t 
mortem  paMs  fderint,  et  ad  ipsas  hereditas  patemioa  contingat,  et  una  mqpseiit  sibi 
coaeqiialem  Ubemm,  alia  autem  nupserit  aut  oolonma  regis  aat  oolenum  ecdestae: 
illa  qui  illum  Hberam  nupsit  sibi  ooaeqoalem,  iUa  teneat  terram  patris  eormn;  res 
«■Im  alias  aequaÜter  dhidant  —  2.  Illa  enim ,  qui  iUmn  oolonum  nupsit,  non  intrei 
in  povekmem  de  terra,  quare  sibi  ooaeqnalem  non  nupsit.'^  —  Li  b.  IL  c  XGL  «Si 
qids  Irslres  post  mertsm  patris  eorom  atiqnanti  foerint,  di^idaat  porcionem  pains 
eeram:  dum  haec  mm  fiierit  faotom,  nuUus  rem  soam  dissipare  fisoiat,  usque  dun 
aequafiter  pareiaai«  —  o.  XCY.  (§.  176.  n.  8.).  —  L.  Bajuv.  XIY.  o.  8.  §.  1.  »üt 
ftatres  heredttstsm  patris  asqaaiiter  dividant;  ut  qnamvii  nmltas  nmUeres  habaiflset, 
et  lotae  liberae  fbisseni  de  genealogia  soa  quamvis  non  aequahter  diTitas, 
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b.  Das  fränkische  Becht,   wonach  das  Ornndeigenthvni)  sfäUat  das 
^       ammland,  Erbgut,   dem  Mannsstamme  bis  bb  der  bestimaiien  Ver- 
^-    «dtschaftsgrense  Torbehalien  ist,  wUnreiid  die  fehrende  Habe,  spiter  AUes, 
nicht  zn  jenem  gekdrt,  lübmera  und  Weibern  gidAmlssig  zuftUt') 


1 


»reditatem    mairis   suae    pofisideat,   res  aatem  paieraas  ae^pialiier   dividani.'^ 

*.  §.  1.  3.  —  L.  Burgund.  I.  2.  8.  XIY.  1.    „loter  Borgpindiones  id  yolimius 

^  i,   ut  81  quis  filimn  non  reliquerit,  in  loco   filii  filia  in  pairis  matrisqne  here- 

ccedai*    LXXV.  LXXVHI.  —  L.  Langob.  Kothar.  154.  167.  171.    „Si  qnis 

erit  propter  Benectotem,   avt  aHqaaiii  ooiporis  lafirmHateai,  qnod  filios  non 

bere,   et  res  suas  alÜ  thingarerit;  posieaqne  enm  ooniigerii  filios  legitimos 

,  omne  thinz,  qnod  est  donatio,  quae  prius  facta  est,  nimpainr/,   et  filii  le» 

s  aut  plnres,   qui  postea  nati  faerint,   heredes  patri  in  omnibus  succedant. 

,,     iliam  legitimam  unam,  aut  plnres,   seu  filios  naturales  nnum,   aut  plures 

^     factum  habueril,  habeant  et  ipsi  legem  suam,   sicut  supra  constitaiam  est 

^    nihil  ahi  thingatom  fuisset.    Et  iUe,    oni   thingatnm  est,   tantom  habeat, 

'***li  parentes  prozimi  debuerant  habere,    aut  Curtis  Regia  suscipere,  si  Uli 

-■  on   fuisset'*    Grim.  5.  Liutpr.  I.  1.    „Si  quis  Langobardus   sine   fllüs, 

.  souhnis   mortuus  fnent,  et  filiam  dereliquerit  unam  aut  plnres  legitimas, 

)mnem  hereditateni  patris  rel  matris  soae  tsmquam  filii  legitimi  masonlfai 

edant'' 

1.  LIX.  1.   „Sie   qnis  mortuus  fnerit  et  filios  n<m  dimiserit  si  mater  sua 

ipsa  in  hereditatem  succedat.  2.  Si  mater  non  fuerit  et  firatrem  aut  soro- 

it,   ipsi  in  hereditatem  succedant.  —  3.  Si  isti   non  ftierint,   tone   soror 

reditatem  succedat.   et  inde  de  iihs  generaciombus  quicomque  prozimior 

hereditatem  succedat.  4.  De  terra  Tero  nulia  in  muliere  hereditas  est  sed 

'xum  qui  firatres  faerint  tota  terra  perteneat^    Dasu  Not.  165.  167.   „Si 

non  fderit,   sie  patris  soror  in  hereditate  succedat.    Et  si  patris  (soror) 

Kic  de  ilUs  generationibus  qui  ]Mroximiores  sunt  lUi  in  hereditate  succedant 

mo  genere  Tcninni    De  terra  yero  salica  in  muliere  nnlla  pertinet  portio, 

res  fuerint  et  ad  -ririle  sezu  tota  terra  pertineaf    168.    „Hoc  est  filii  in 

•ite  sucoedunt.    Sed  ubi  inter  nepotes  aut  pronepotes  post  longum  tempus 

rae  contentio  snsdtatur,  non  per  stirpes  sed  per  capita  diridantur.^     367. 

b.  reg.  cap.  pado  L.  SaL  addlta  ca.  550.  e.  2.  (Leg. n.p.  6.).  Childeb. 

«i.  596.   (Lg.  L  p.  9.):   „Ita  —  conyenit,  ut  repotes  ez  filia  ad  aviaticas 

...oulos  Tel  amitas  sie  yenirent  in  hereditatem,  iamquam  si  pater  aut  mater 

.    De   illos  tarnen  nepotes   istud  placuit  obserrare  qui  de  filio  Tel  filia 

u   qui  de  fratre.^  —  Cap.  Lang  ob.  813.  c.  1.  (ib.  p.  191.):    „Si  quis 

^>  fuerit  et  fiUus  non  dimiserit,  si  pater  aut  matsr  superfaerit,  ipsi  in  he- 

(lant;   sl  pater  aut  mater  non  superfhMint,   et  firatres  Tel  sorores  reli- 

:ereditatem  optmeant.    Quod  sl  neo  isti  fderint,  sorores  patris  in  hersdi- 

'dani  Si  Tero  sovores  patris  non  ezttterint^  sorores  matris  efais  hereditateni 

Si  autem  nulli  eorum  ftierint,  quicomque  prozimiores  ftierint  de  patema 

ipse  in  hereditate  succedant.    De  terra  Tero  Saliga  nulla  pordone  faere- 

lis    Toniat,  sed   ad   Tirilem  sezu   tota  terra  hereditatis  perreoiat'*  — 

L.VI.  „1.  Si  qaJs  absqne  Überis  deAinctas  fiierit,  si  pater  materque  si^per* 
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e.  Dm  Bysion  des  thQringisehen  R&Mb.^) 

n.  Im  Mittelalter  faderten  sich  dleee  Systeme  allmSl^  xasL  Das  frie- 
sMohe  hat  einen  blosaen  Yonnig  in  den  ErMietldii,  so  dam  bei  Gondnfieiii 
von  Söhnen  und  TMitem  jene  zwei  Drittel  oder  dra  Fünftd,  letztere  em 
Drittel  oder  zwei  Fünftel  erhielten.^)  I^  fränkiBchen  Rechte  tritt  gleichfalls 
noch  geraume  Zeit  der  alte  Vorzug  rucksichtlich  des  Stammguts  auf>) 
Dieser  hat  sich  auch  im  schwäbischen  Eechte^  für  eine  bestimmte  Art  erhalten. 
Das  sächsische  Becht  finden  wir  unverändert  im  Sachsenspiegel  wieder.  0  ^t 
dem  gänzlich  yeränderten  ehelichen  GHIterrechte  in  den  Städten  (§.  169.)  ent- 
wickelte sieh  aueh  im  städtisdien  Ihbrechte  schmi  Iröhe  die  Gleichheit  d« 
Töchter  mit  den  Söhnen.^)  Als  dieser  Satz  festen  Fuss  gefasst  hatte,  ging 
er  auch  ins  Landrecht  über.^)    Nur  der  Adel  suchte  ihn  ^uszuschüessen. 


stües  foerint,  in  hereditatem  saooedaat.  3.  81  paier  naterfue  non  foerint,  fraterek 
soror  Bucoedani  3«  Si  aatdm  nee  eos  habadrit,  tone  soror  mateis  pi^risqne  snoeedaBt. 
Bt  deinc^ps  usque  ad  qnintiim  genaculum,  qui  proximiis  fuerit,  haereditetem  suecedat 
4.  Sed  com  rirüis  sexus  extiterit,  femina  in  hereditatem  ayiaticam  non  sttcoedai*^ 

^)  L.  AngL  et  Werin.  I.  (Merkel):  „De  alodibus.  1.  HerieditatenL  defimoti 
fiUnB,  non  fiUa  snsoipiat.  2.  Si  filiimi  non  habnit  qoi  defonoitts  est,  ad  fiüam  pecnnia 
et  mancipia,  terra  yero  ad  prozimum  patemae  generationis  consangiii&eiim  pertiaeat 
3.  Si  tkuiem  nee  filiam  non  habnit,  son«  ejus  pecaniam  et  inanoipia,  terran  proximiu 
patemae  generatioms  aecipiat.  4.  Si  antern  nee  ^mn  nee  fiham  neqne  sororem  halrait 
sed  matrem  tantsm  snperstiiem  rehqmt,  quod  fflia  Tel  soror  debuerat  mater  soscipiAi, 
idest  pecaniam  et  mandiMbL  5.  Qnodsi  nee  filiimi  nee  filiam  neo  serorem  ant  matrem 
^misit  SQperstites,  prozimns  qni  foerit  patemae  generationiB  heres  ex  toto  saocedat, 
tarn  in  pecnnia  aiqne  mancipüs  quam  in  terra«  6.  Ad  qaemoumqne  hereditas  iema 
perrenerit,  ad  Ulum  yestis  bellica,  idest  lorioa,  et  ultie  proximi  et  solatio  lendis  debet 
pertmere.  7.  tfater  moriens  filio  tenram,  mancipia,  peooidam  dimittat,  fifiae  yero  spoüa 
coUi,  idest  mnrenas  nuseas  monjüa  inaores  Testes  armillas  Tel  qnieqoid  oniamenti  pro- 
prii  Tidebatur  habuisse.  8.  Si  nee  filiimi  neo  fiUam  habnerit,  sororem  Tero  habnerit, 
sorori  peeoniam  et  mancipia,  proximo  toto  patemi  generia  teiram  refinqnat  9.  Usqne 
ad  quintam  generationem  pateraa  generatio  snooedat:  post  qointam  antem  filia  ex  toto, 
siTe  de  patris  siTO  matns  parte,  in  hereditatem  sacoedat,  et  tone  demnm  hereditas 
ad  lasnm  a  laaeea  transeat.'' 

0  Bndjadinger  Landr.  51.  Gronning'er  Stadsboek  t.  1425  .^.-ai. 

^)  Das  Bonner  PriT.  t.  1475  (Gengier  S.  81.)  sdbiMesst  die  OeistHohen 
TOm  Erbgute  aus. 

^  Sehwsp.  c.  128.  W.  „.  .  onde  ist  oneh  das  er  emen  ansedel  dA  er  itfesai 
hinder  im  lAt,  nnde  lAt  sfin  nnde  tiditer  diu  niht  ta  geathuret  sii^:  der  ansedel  iflt  der 
silne  vor  den  tohtera;  onde  st^  an  der  brooder  geniden  was  ai  den  swestem  gebWi 
ob  anders  dft  niht  ernst *^  —  üeber  die  Bedeoiniig  TOn  ansedel  s.  Siegel  fiibr.  & 
50.  K.  187.  —  Bupreehts  Reehti^  L  107.  -^ 

»)  Sap.  I.  17.  g.  1.  — 

«0  Freibnrg  t.  1120  §.-54.  Bodel  §.  81-  ¥«ff.  §.  7.  —  Oelmar  t.  1^93  §.  ^' 
Berner  Hwadl  t.  1218  §.-41«  flreibnrg  >m  üeohtlande  Handt  r.  1»43  8$.  2^ 
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m.  Bücksichilicli  der  Yerwandten  von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite 
badete  sich  allmälig  der  Satz  aus,  dass  das  Vermögen  an  jene  Seite  znrOck- 
üalle,  von  der  es  gekommen  sei/^ 

lY.  Weltgeistliche  S^me  stehen  im  Erbrechte  bald  den  Töchtern 
bald  den  Brüdern  gleich.") 

V.  Von  Einfluss  auf  das  Erbrecht  ist  noch  das  Familienband  insofern,  als 
die  bestehende  yäterliche  Gewalt  einw^kt.  Sie  hat  einmal  nach  dem  Güter- 
systeme zur  Folge  ein  Anrecht  der  Frau  auf  das  Vermögen  überhaupt  oder 
einen  Theil  desselben  (§.  1^8,£).  Sodann  haben  Kinder  in  der  Were  oft 
einen  Vorzug  yor   den  abgesonderten  oder  schliessen  die  letztem  aus.^^ 


24.  (Gaupp.  U.  S.  86  f.).  Burgdorfer  Handf.  v.  1316  §.  56  ff.  (ib.  8,  125.).  Im 
Stadtr.  V.  Enns  v.  1212  §.  14  fg.  und  dem  gleichen  yon  Wien  y.  1221  §.  43  fg. 
seheint  dasselbe  gemeint  zu  sein.  Prager  Stat.  n.  98.  103.  Bechtsb.  149.  „Hat 
ein  man  oder  fraw  kinder  mit  einander,  ynd  was  der  kinder  sint  jmiofrawen  oder 
knecht,  dieselben  kinder  behalden  das  erb,  daz  si  ynne  sizen.*'  Brunn  er  Schöffenb 
art.  352.  „Sententiatum  est,  —  quod  mortnis  parentibus  in  bonis  eorum  reüotis,  he- 
redes  tarn  femellae  quam  masculi  jus  hereditarium  obtinebmit.^  Vgl.  für  das  Iglauer 
Recht  Tomaschek  S.  201  ff.  Dasselbe  stimmt  mit  den  oit.  Wiener,  Ennser  u. 
andern,  ohne  die  Erben  zn  nennen.  Dies  Schweigen  rechtfertigt  aber  die  Annahme 
der  Gleichstellung.  Soester  Schrae  um  1350  Art.  163.  „So  war  ein  erve  yorstinret, 
dat  alle  deyghene,  dey  like  sibbe  dar  to  sin,  sulen  ghelike  schichtinge  dar  yan  nemen, 
ande  also  manich  persone  so  dar  to  ghehoret ,  so  manighen  gheliken  deyl  sal  man  dar 
af  gheven.  Vortmer  dat  gherade  ande  herwede  allet  dat  erve  wesen  sal."  166  spricht 
dies  auch  für  Lehn  gut  aus,  indem  er  dessen  Einwerfen  durch  den  Bruder  fordert, 
der  es  allein  empfing.  Stat.  y.  Geseke  um  1360  (Seibertz  n.  765.)  art.  1.  ff. 
Goslar.    Stat.  S.  2.  Z.  2.    „Sone  u.  döchtere  sind  like  na,  erwe  to  nemende.**  — 

*)  Gl.  zu  Ssp.  I.  17.  „Die  Tochter  nympt  zu  unserer  Zeit  zugleich  Erbe  mit 
dem  Sohne." 

^^)  Seh.  Urth.  (Böhme  6.  124.):  „Stirbit  ein  man  und  lest  kinder  und  ehlich 
wip ,  Bin  unyorgebin  gut  u.  eilte  gevellet  u.  erbet  uff  sine  eliche  kinder.  u.  nimpt  die 
wittewe  einen  andern  man  mit  dem  se  auch  kinder  gewinnet,  u.  stirbet  der  irsten 
kinder  eins  adir  me,  der  kinder  erbe  stirbit  an  die  muter  — ;  u.  stirbet  dornoch  die 
frawe ,  so  erbit  se  das  anirstorbene  guth  uff  alle  ere  kinder,  yon  des  Yaters  das  gut 
herkommen  ist.**  Sohwsp.  c.  128  i.  f.  142.  225.  W.  —  Kl.  Keysorr.  IL  95.  Alt 
Berg.  Landr.  §.  21.  Diese  u.  andre  bei  Kraut  n.  82  ff.  lieber  den  nur  höchst 
vereinzelt  yorkommenden  Yorzug  der  Erstgeburt  und  Jüngstgeburt  s.  Grimm 
K.A.  S.  473  ff.  Aelt.  Soest  Stadtr.  §.  46.  Schsp.  I.  22.  §.  5.  I.  23.  §.  1.  Schwsp. 
c.  26.  W. 

^0  SbP-  I*  ^'  §•  S-  Schwsp.  c.  8.  W.  Aelt.  Soester  Stadtr.  §.  46.  Brünner 
SchSffenb.  Art.  857.  Prager  Stat.  art.  155  §,  3. 

*«)  Siehe  Saohsp.  I.  5.  §.  1.  2.  8.  I.  10.  I.  13.  §.  1.  2.  Schwsp.  c.  7.  8.  127. 
128.  144.  151.  Vgl.  §.  173.  —  Sehr  genau  ist  das  Brünner  Schöffenbuoh  art  364. 
9.  .  .  .  Snper  quo  diffinitmn  est,  quod  ad  uzorem  tertia  et  oeterae  duae  partes  bono- 
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S.  178. 

8.  ErbfolgeordnuDg. 

L  Die  Folge  der  Yerwandten  bestimmt  sich  nach  der  Nähe  der  Ter- 
irandtschaft.  lieber  die  Art,  diese  za  berechnen,  geben  die  Yolksrechte 
keine  entscheidenden  Grundsätze  mit  Bestimmtheit  an;  ^)  ebensowenig  liegt  in 
den  bekannten  Quellen  bis  zum  13.  Jahrhundert,  sowie  in  den  Spiegeln,  ein 
direkter  Ausspruch,  der  theoretisch  eine  Berechnungsart  unzweifelhalt 
feststellte.  Wohl  aber  lässt  das  Resultat  der  Gesammtbetrachtung  der  alten 
Quellen  nebst  der  durch  ganz  bezeichnende  Bilder  ausgedrückten  Yerwandten- 
folge  in  den  Spiegeln,  in  Verbindung,  mit  der  natürlichen  Auffassung  hn  Yolb- 
bewusstsein,  die  folgende  Art  der  Yerwandtschaftsberechnung  und£rb- 
f  olgeordnung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft  als  die  urspron^di 
deutsche   noch   in   den   Spiegeln    festgehaltene   mit   Gewissheit   annehmen.*) 


nun  transeunt  ad  haeredes.  Et  si  duo  per  dotalitium  exclusi,  com  non  emancipatifl 
partes  habere  desid^eant,  tantom  in  sortem  ponent,  quantum  perceperont,  quo  (acio 
quüibet  eonim  sex  suam  sextam  tollet  partem.  Si  yero  diotam  portionem  aliquis  hae- 
redom  facere  non  habuerit,  quilibet  aliomm  haeredum  non  diyisomm  tajaLtam  perdpiet, 
quantnju  divisus  ponere  debeat,  et  si  quid  postea  residuum  foerit,  iater  onmes  aeqoA- 
liter  dividatur.  Unde  haeres  emandpatus  cum  non  emanoipatis  paitem  habere  YoleuB, 
partem,  quam  percipit,.in  sortem  reponat,  vel  in  sua  parte  perdpienda  defaloet,  lel 
quemlibet  cohaeredem  non  emancipatonim  tantumdem  ante  divisionem  tollere  paüator." 

^)  Die  meisten  Stellen  sind  im  §.  177.  abgedruckt  oder  angeführt,  womit  noch  za 
yergleichen  Tac.  Germ.  c.  20.  (Oben  S.  27.  n.  17.). 

^  Ich  stelle  hier  zunftchst  die  Quellenbelege  zusammen,  welche  ausser  den  mitge- 
theilten  als  maassgebend  in  Betracht  kommen.  L.  Lang.  Bothar.  c.  153.  Oiniiis 
parentela  usque  in  septimum  genuculum  numeretnr ,  ut  parens  parenti  per  gradnm  et 
parenteiam  heres  suocedat.  Sic  tamen  ut  iUe  qui  succedere  Wlt,  nominatim  munB- 
cuiusque  nomina  parentum  suorum  antecessorum  dicat.  £t  si  intentio  fuerit  contra 
Ourtem  Regis,  tunc  iUe,  qui  quaerit,  praebeat  sacramentum  cum  legithnis  sacramenta- 
libus  suis  duodechn,  et  dicat  per  ordinem,  quod  parentela  nostra  'sie  fuit;  et  illi  sie 
fnere  nobis  parentes  quomodo  nos  didmud.^  Die  Formel  hierzu  bei  Walter  Corp. 
jur.  germ.  I.  p.  702.  „Petre  te  appellat  Martinus,  quod  tu  tenes  sibi  malo  ordlne  te^ 
ram,  quae  iaeet  in  loco  tali.  Ipsa  terra,  de  qua  tu  dicis,  mea  propria  est  de  parte 
Dominids  parentis  md.  Et  tibi  quid  pertinet  ad  requirendum?  De  parte  ipsins.  Tone 
interroga  ipsum  qui  tenet,  quomodo  fuit  suus  parens.  Marooardus  proayus  suus  fbit 
consobrinns  de  proayo  meo,  et  fuerunt  in  tertio  gradu.  Atus  mens,  ei  avns  illiiis  in 
quarto.  Pater  mens  et  pater  illius,  in  quinto.  Ego  et  iUe  in  sexto.  Inteorroga  similiter 
illum  qui  pulsat.  #Ayus  mens,  et  ayus  suus  fuerunt  firatres,  et  fnenmt  seoundo  gradn. 
Pater  meus,  et  mater  sua  in  tertio.  Ego,  et  ille  in  quinto.  Et  com  faerit  nominaia 
haec  parentda,  interroga  eum  qui  tenet,  si  potest  probare  quod  plus  proxnnus  dfc.  Si 
non  polest  probare,  probet  ipse  qui  appeUat    Et  si  ipse  non  potuecit,  ivet  ipse  qjai 
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Doieh  die  T<m  Jenumd    abstaaiiMiidni  Khiilar  (AbsÜBiiiliBge)  «nd  dem 
Kinder  il  8.  w.  bflden  steh  neae  Fimilieii  und  YenrandtenraheB.    80  trenofc 


appdUitiu  ert  com  snk  BaeramentelibiiB,  qnod phu  prazfamu  öfc,  etkabeat^sm 
Saehsp.  L  3.  §.  S.    ,|liii  Bieike  wie  A  war  libbe  begiuie^  «nde  war  ae  lende^    Li 
deiae  hovede  ia  beaoeidea  man  imde  wif  to  stände,  die  elike  ande  echäike  to  samene 
jcomen  bib.    In  dea  luüaea  lade  die  kindere,  die  ane  treinge  Tader  nnde  mader  gebo- 
T80  ain.    Ib  dar  treinge  an,  die  ne  mögen  an  ebne  lede  nicht  bestan  nnde  scricket  an 
ein  ander  let  —  Nemet  ok  trene  bradere  tro  sfistere,  nnde  de  dridde  bmder  en  tt»- 
mede  wif,  ire  kindere  sint  dooh  gelike  na,  ire  jewelk  das  anderen  erre  to  nemene,  of 
86  eTenbnrdich'aint    üngetreider  brüder  kindere  de  stat  an  deme  lede,  dar  seaUeren 
lude  aim  to  aamene  gat;  also  dnt  die  sSster  kindere.    Dit  ia  de  irste  sibbe  tale,  die 
man  to  magen  rekenet:  bmder  kindere  nnde  snater  kindere.    In  dem  eUenbogen  stat 
die  andere.    In  dem  lede  der  bant  de  dridde.    In  dem  irsten  lede  des  middelsten  Tin- 
geres  de  yierde.    In  dem  anderen  lede  de  yefte.    bi  dem  dridden  lede  des  Tingeiea 
de  Beate.    In  dem  sereden  stat  ein  Kagel  nnde  nicbt  ein  let,  dar  nmme  lent  dar  de 
aibbe  nnde  bettet  nagel  mage.  —  Die  tvischen  deme   nagele  nnde  deme  hoTede  sik 
to  der  aibbe  gestoppen  mögen  an  geliker  stat,  de  nemet  dat  erre  gelike.''    Scbsp.  L 
17.  §.  1.    „Stirft   die   man  ane  kint,  sin  yader  nimt  sin  enre;   ne  heyet  be  des  yader 
joiclit,  it  nimt  sin  mnder   mit  mereme  rechte,    dan   sin  bmder.    Yader  nnde  mnder, 
fiuster  nnde  broder  erye  nimt  de  sone  nnde 'nicht  de  dochter;  it  ne  si  dat  dar  nen  sone 
ne  si,  so  nimt  it  de  dochter.  —  Syen  ayer  en  erye  yersQsteret  nnde  yerbraderet,  aUe 
de  sik  gelike  na  to  der  slbbe  gestnppen  mögen,  de  nemet  gelike   dele  dar   an,   it  si 
man  oder  wif;    disse   betet  de  sassen  gan  eryen.  -r-  Doch  nimt  sones  nnde  dochter 
kint  erye  yor  yader  nnde  yor  mnder  nnde  yor  broder  nnde  yor  snster,   dnrch  dat:  it 
ne  gat  nicht  üt  dem  bnsmen,   de  wile  de  eyenburdige  busme  dar  is.  —  Sye  so  dem 
anderen  eyenbnrdig  nicht  ^ne  is,   de  ne  mach  sine  erre  nicht  nemen.'^     Schwabsp. 
€.  6.  W.  stimmt  mitSsp.U.  3.  §.  8;  nur  lasst  er  die  yoUbOrtigen  (Geschwister  nicht  am 
Habe,   sondern  an  der  Achsel  sitzen,  so  dass  die  folgenden  ein  Glied  weiter  rücken. 
Im  Gegensätze   zn  d&r  bis   dahin   allgemein  angencnnmenen  Ansicht  des  Textes  bat 
Siegel  in  den  dt.  Abhdl.  (§.  176*)  die  A nsich t^anfeestellt ,  die  Erbfolg eordnnng 
in  der  ßeitenyerwandtschaft  sei  keine   nach  der  Parraitel  nnd  in   der  nahem 
Parentol  nach  dem  Grade  (Lineal-Gradualfolge),  sondern  beruhe  lediglich  auf  der  Nähe 
des  Grades  der  Yerwandtschaft    Der  Grad  werde   so  berechnet,   dass  man  auf  den 
dffii  betreffenden  Personen  (also,  da  hier   die  Ehe  nicht  in  Betracht  kommt,    Erbe 
bez.  Erbpritteadenten,   und  Yerstorbenen,  Erblasser)  gemeinschaftlichen  Stamm- 
yater  zorfiekgehe  nnd  yon  diesem  ab  bis  zu  einer   dieser  Personen,  im  Falle   des 
ungleichen  Abstandes  auf  der  längeren  Linie,  die  Zeugungen  zähle;  wer 
alsdann  dem  Grade  nach  der  nächste  sei,^dessen  sei   die  Folge.    Diese 
Ansicht   hat  Zöpfl  adoptirt,   während  Walter   sie  für   das   ältere   Recht  yerwirjQL 
Was  8  ersohl  eben  ist  im   „Prinzip  der  Successionsordnung^   Si^el  hinsichtlich  der 
Yerw^fong  der  Linealgradualfolge   beigetreten,    hat  aber  für  die  Berechnungsweise 
folgendes  Prinzip  au^estellt:   „es  ist  zur  Bestimmung  der  Yerwandtschaftsnähe  des 
Erben  stets  nur  maassgebend  die  Zahl  der  zwischen  ihm  und  seinem  mit  dem  Erblasser 
gemeinachflfUichen   Stammyater   erfolgten  Zeugungen,    mochten    diese  geringer   oder 
grösser  sein,  als  die  Zahl  der  Zeugungen  anf  des  Erblassers  Seite.    Der  Erbe  stand 
in  dem  soyielsten  Grade  oder  Gliede,  als  Zeugungen  auf  seiner  Seite  yorhanden  waren. 
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4neh  ein  PanSie  (pareatela)  von  leUwi  in  ▼erschiddeiie  kleinere  Famüien 
(pftrenielae),  deren  0Meder  unter  neh  einen  ans  der  groesem  henrorge- 
gangenen  gemeinschaftlichen  Stammyater  haben.  Durch  diesen  yereinigt  and 
i|ie  unt^r  sich  offenbar  durch  ein  engeres  Band  des  Blutes  verknüpft  als 
mit  denjenigen,  irelehe  den  höheren  Stammvater,  von  welchem  ihr  Stamm- 
vater abstammt,  mit  ihnen  gemeinsam  haben.  Jedem  hdhern  Stammvater 
gegenüber  erscheinen  die  folgenden  engem  Familien  als  eine  unter  sich 
geschlossene  Nachkommenreihe.  So  ergiebt  sich  die  Nähe  der  Yer- 
wandtschaft  ziraer  Personen  unter  einander  wie  im  Yerhältniss  zu  m&i 
Dritten  durch  den  beiderseitigen  Abstand  derselben  von  ihrem 
gemeinschaftlichen  Stammvater.  Unter  dem  Bilde  des  menschliche 
Körpers  gedacht  bestimmt  sich  die  Nähe  nach  dem  Gliede,  an  welches  die 
betreffenden  Personen  zu  stehen  kommen.  Dies  Bild  aber  passt  nur  für 
eine  engere  Parentel,  liegt,  wie  die  Ausdrücke  Glied,  Knie,  genu, 
genuculum  u.  a.  beweisen,  den  ältesten  Quellen  ebenso  zu  €hrunde  als  es 
in  den  Spiegeln  direkt  aufgestellt  wird.  Im  Erbe  folgt  nun  zunächst  die 
engere  Parentel  des  Yerstorbenen  (Erblassers);  ist  in  derselben  kein 
erbfähiges  Glied  mehr  vorhanden,  so  tritt  die  Parentel  ein,  deren  Haupt  in 
dem  Bilde,   als  dessen  Glied   der  Erblasser   gleichfalls  erscheint,    die  nächst 


oder  —  er  war  in  diesem  Qrade  dem  Erblasser  verwandf  Homeyer  istind« 
dt.  AbhdI.  fOr  die  LineaSgradualerbfolge  nach  dem  Sachsenspiegel  angetreten  und 
zugleich  gegen  die  Bereohnnngsw^se  von  Wassersohleben.  —  Ich  bleibe  trotz  der 
gelehrten  Forschungen  und  Ansfahrungen  von  Siegel  und  Wassersehleben  bei  der  ge- 
meinen Ansicht  stehen.  Heine  Gründe  hier  einzeln  anBEufÜbren^  ist  nicht  mfiglidif 
ich  muss  mich  daher  auf  Andeutungen  beschränken.  Ich  halte  die  Berechnungsweise 
von  Wassersehleben  durch  die  von  Siegel  in  der  angeführten  Becension  und  von  Ho- 
meyer erhobenen  Einwürfe  für  widerlegt,  finde  sie  auch  durch  keine  frühere  Stelle» 
da  es  auf  die  spätem  seit  dem  14.  Jahrh.  nicht  ankommt,  bestätigt  An  der  Parente- 
lenordnung  halte  ich,  weil  ich  sie  nach  meiner  Auffassung  der  alten  Quellen  —  auf 
die  subjective  Auffassung  kommt  aber  sowohl  W.'s  als  S.'s  Ausfßhrung  hinaus  in  Er- 
mangelung jeder  entscheidenden  Stelle  —  als  deren  YeraussetBung  vorfinde. 
Was  den  Sachsenspiegel  betrifft,  so  halte  ich  dureh  die  AusAhrung  von  Homeyer  für 
erwiesen,  dass  derselbe  nur  eine  engere,  einzehie  Parentel  im  Auge  hat,  somit  die 
Parentelenordnung  zur  Yoraussetzung  hat,  dass  seine  bildliche Berechnnngs- 
weise  platterdings  gar  nicht  zu  der  von  W.  passt,  dass  diese  aUerdlags  gegen  das 
YolksbewuBstsein  lauft,  dass  aber  auch  bei  Annahme  der  Siegersohen  Berechnung  und 
der  Gradualfolge  eine  Menge  innerer  Widerspräche  sich  ergeben,  üebrigens  ist  llie^ 
von  unabhängig  der  an  sich  bedeutende  Werih  beider  Schriften.  Was  das  YerhältoisB 
des  canonischen  Rechts  betrifft,  so  verweise  ich  auf  Wassersehleben,  und  die  Ausfuh- 
rung in  meinem  Handb.  des  Ehereohts  S.  162  ff.,  die  Literatur  und  Quellen  nach- 
weist. —  Andeutung  Über  Gradualfolge-  >-  Linealfolge-.  —  Linealgradual- 
folge-  —  Ordnmig. 
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höhere  Stelle  einnimmt  u.8.  w.  Für  jede  höhere  Parentel  treten  die-^ 
selben  Grundsätze  ein,  welche  für  die  engere  des  Erblasser« 
Anwendung  finden. 

n.  Innerhalb  der  engern  Parentel  sind  gerufen  zunächst  die  Kinder 
ersten  Grades  Söhne  und  Töchter.^  Sind  die  Kinder  aus  yerschiedenen 
Ehen,  so  findet  nach  den  norddeutschen  Rechten  in  der  Regel  die  gleiche 
Erbfolge  aller  in  das  Yermögen  des  gemeinsamen  Eltemtheils  statt,  während 
die  süddeutschen  nach  den  einzelnen  Ehen  die  in  diese  gebrachten  bes.  in 
ihnen  gebildeten  Massen  sondern.^)  War  Sohn  oder  Tochter  mit  Hinterlassung^ 
eines  Kindes  yerstorben,  so  war  dies  durch  den  näheren  Oheim,  die  Muhme 
ausgeschlossen.  Schon  frühzeitig  gab  man  einzeln  den  Enkeln  Tom  Sohne 
des  Vaters  Theil^)  (Repräsentationsrecht).  Noch  im  Rechte  des  13.  Jahrh» 
ist  dies  aber  nur  bezüglich  des  Enkels  vom  Sohne  in  der  Were  anerkannt^  *> 
stellenweise  blieb  die  Tollige  Ausschliessung  im  Gebrauche.^  Mit  dem  Fortr 
falle  des  Vorzuges  der  Söhne  wurde   dies  Recht  auch  auf  die  Enkel  von  der 


^  Ueber  den  Vorzug  der  Söhne  b,  §.  177.  I.  u.  11.  —  Die  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Grad  (§.  176.  n.  2.  und  die  Stellen  der  Anm.  2.)  halte 
ich  auch  für  die  Nachkommenschaft;  fiir  zulässig;  übrigens  ist  die  Sache  an  sich  gänz- 
lich unerheblich,  da  der  Fall,  dass  Jemand  den  Tod  seines  5.  Vorfahren  oder  gar  des 
7.  erlebe ,  kaum  vorgekommen  sein  mag.  —  Ueber  den  Unterschied  der  Abgesonderten 
ond  der  Kinder  in  der  Were  s.  §.  177.  V.  u.  Pauli  Abhandlungen  aus  dem  Lübischen 
Eechte  (Lüb.  1837,  8  The)  m.  S.  88  ff. 

*)  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Siegel  Erbrecht  S.  47.  £  Verm.  Ssp.  I.  18« 
3.  n.  23.  —  £1.  Kaiserr.  II.  58.    Oesterr.  Landr.  XV.    Brünner  R.  Art.  856« 

^)  Decretio  Childeb.  II.  (§.  177.  n.  3.),  Leg.  Grim.  c.  5.  Marc.  Form.  11.  10. 
Widukindi  Corbej.  Annal.  n.  10.  (ad  a.  941):  „De  legum  —  yarietate  facta  est 
—  contentio ,  fiieruntque  qui  dicerent,  quia  filii  filiorum  non  deberent  oomputari  inter 
filios  hereditatemque  legitime  cum  filiis  sorturi,  si  forte  patres  eoram  obissent  aTls 
superstitibns.  Unde  exiit  edictum  a  rege,  ut  universalis  populi  conyentio  fieret  apud 
yillam,  quae  dioitur  Stela,  factumque  est,  ut  causa  inter  arbitros  judioaretnr  debere 
exammarL  Res  (Otto  I.)  autem  meliori  consilio  usus,  noluit  yiros  nobiles  ao  senes 
populi  inlioneste  tractari,  sed  magis  rem  inter  gladlatores  discemi  jussit.  Vidt  igitor 
pars,  qui  Mos  filiorum  computabant  inter  filios,  et  fiimatum  est,  ut  aequaliter  cum 
patniis  hereditatem  dividerent  pacto  sempiterno.^ 

^  Ssp.  I.  5.  §.  1.  „Nimt  de  sone  wif  bi  des  yader  live  de  eme  eyenburdich  is, 
unde  wint  sone  bi  ire,  unde  stirft  he  dar  na  er  sineme  vadere  umbedelt  von  dem  erve^ 
sine  sone  nemet  dele  in  ires  eidervader  erve,  gelike  irme  veddem  in  ires  yader  stat. 
Alle  nemet  se  ayer  enes  mannes  deil.  Dieses  ne  mach  den  dochter  hinderen  nicht 
geschin,  dat  se  gelik6  dele  nemen  der  dochter  in  des  eldenrader  oder  in  der  eldermu- 
der  erve."    Ebenso  Schwabsp.  C.  7.  W. 

7)  Siehe  Grimm  It.A.  S.  472.  für  das  14.  Jahrhundert. 
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Tochter  auBged^hdt^)  und  unter  dem  Einflüsse  des  fipemden  Rechts  zidetei 
ohne  Beschränkung  aUen  IfachkomnKen  zugesprochen.^) 

in.  Ist  keine  Nachkonnnenschaft  des  Erblassers  vorhanden,  muss  das 
£rbe  aus  dem  Busen  gehen,  so  tritt  die  nächst  höhere  Parentel  ein, 
also  die  des  Vaters.  In  dieser  werden  nun  gerufen  ganz  dem  Folgeprinzip 
angemessen : 

a.  Yater  imd  Mutter,  jedoch  mit  einem  dem  Vorzüge  der  Söhne  vor 
den  Töchtern  parallel  laufenden,  aber  allmilig  fortgefallenen,  Vorzugsrechte  des 
Vaters  bald  für  alles  Gut  oder  das  Ghit  des  Sohnes,  bald  für  bestimmte 
Arten. ") 

b.  Die  Geschwister.^^)  Unter  ihnen  gehen  die  vollbürtigen  den 
halbbürtigen  um  einen  vollen  Grad  vor.  Auch  iaifc  der  mehrfach  herror- 
gehobene  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  hier  in  derselben  Weise  all- 
mälig  gefallen. 


8j  Schieß.  Landr.  c.  9.     Priv.  f.  Breslau  v.  1889  (Gaupp),   Prager  Rechtsb. 
art.  151. 

«)  Kl.  Keyserr.  IL  70.  ürk.  Ludw.  d.  B.  v.  1336.  (Kraut  §.  188.  n.  19.).  „Anti- 
quam  et  reprobatam  terre  conswetudinem  —  presentibus  cassamus,  —  et  irritamufi,  et 
singulariter  pro  eo,  quod  proles  mortui  patruelis  hereditate  ayi,  yiyente  patruo  vel 
matertera  sint  exhereditandi,  quod  jure  imperiali  et  priyilegio  Saxonioo  contrarium  et 
etiam  inyalidum  dicimus  et  censemus.^  Reiohsabsoh.  y.  1498  §.  87.  „Dass  Tich- 
tem  oder  Enckeln  binfäro  an  jrer  Auen  yerlassen  Hab  und  GtLter  mit  jrer  Vater  oder 
Hüter  Geschwister,  an  statt  jrer  Vater  oder  Muter  zu  erben,  laut  gemeiner  geschrib- 
ner  keyserlicher  Recht  zugelassen  werden  sollen:  Der  Gewohnheit,  so  an  etlichen 
Orten  dawider  sein  möcht,  unangesehn.^  Pie  Kordhaus.  8tat.  y.  1850  — 1456 
lassen  Kindeskinder,  welche  allein  da  sind,  in  Kopftheile  gehen.  —  Das  Br&nner 
Sohöffenb.  Art.  358  hat  fast  in  wörtlicher  Uebeisetzung  den  Satz  des  Sachsenspiegels, 
ebenso  Prag  er  Stat.  103  mit  näheren  Festsetzungen. 

^^)  Die  Stellen  der  Volksrechte  s.  §.  176  £  Vgl  auch  die  Zusammenstellung 
<bei  Zöpfl  für  das  spätere  Recht  die  yon  Siegel  Erbr.  S.  56  ff.  Grimm  RA 
ß.  476  ff.  —  Görl.  Landr.  38.  §.  7.  „Swa  man  ein  erbe  nemin  sol,  dar  gelt  doi 
vatir  yor  die  mutir,  die  mutir  yor  die  sune,  die  sune  yor  die  swestir,  die  swestir  yor 
4ie  mage.  Alle  die  ebenburdich  sin  und  geliohe  nahe  sippe,  die  suUn  ein  erbe  gelicbe 
under  sich  teilen. '^ 

^0  Vgl.  noch  Ssp.  n.  20.  §.  1.  „Bmdere  unde  sustere  nemt  ires  ungetyeider  bro- 
der unde  süster  enre  yor  den  bruder  unde  yor  die  süster,  die  getyeiet  yon  yad«r  unde 
yon  müder  sin.  Unget^eide  broder  kint  sin  ok  gelike  na  deme  getyeiden  bmdere  an 
dem  erve  to  nemene.*  Schwsp.  c.  405.  W.  —  Verm.  Ssp.  I.  6.  7.  „Ungeczejgeto 
brudere  uemen  erbe  yor  elderyater  unde  yor  eldermutter.*^  Uebrigens  giebi  es  noch  man- 
cherlei Modifikationen,  da  nach  einzelnen  Rechten  die  Geschwister  mit  den  Eltern 
kommen,  diesen  yorgehen.  Desgleichen  ist  das  Recht  ^der  Halbburt  sehr  yerschieden. 
"Weiter  hat  die  Absonderung  Einfluss,  indem  Geschwister  in  der  Were  bald  unter  sicki 
erben  mit  Ausschluss  der  abgesonderten  u.  s.  w. 
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c  In  EnoMiigeliiBg  Ton  Geschwistern  folgen  die  ferneren  BeiteoTerwandien 
^Hagen)  nach  der  Nähe  der  Bippe.  Z.  B.  Halbgeschwister  nnd  Kinder  ver- 
storbener Tollb&iiger  C^chwister  u.  s.  w.  6f^leich  nahe  erben  zuBammen 
(Ganerben)  ohne  Rfieksidit  auf  männliche  oder  weibliche  Abstammung  oder 
GescMecht  des  Erben. 

Ein  Bepräsentationsrecht  ist  für  die  B^tenverwandten  dem  altem 
Rechte  gänzlich  Qd[>ekannt,  jedoch  unter  dem  Einflüsse  des  fremden  allmäMg  in 
die  Stadtreohte  emgebfbrgert  und  zuletzt  durch  Beichsgesetz  angenonnnen.'^ 

Die  Grenze  des  Erbrechts  bildet  nach  den  Spiegeln  noch  der  6.  bez.  7. 
Grad.  Ob  auch  nur  bis  zur  siebenten  Parentel  die  Folge  reichte,  ist  nach 
den  Quellen  nicht  mit  Gewissheit  zu  bestimmen,  aber  nach  der  Ausdrucks- 
weise  des  Sachsenspiegels  ebenso  wahrscheinlich,  als  es  überhaupt  schwer  sein 
möchte,  in  gewöhnlichen  Verhältnissen  das  Andenken  an  eine  so  ferne  Yer- 
wandtschaft  festzuhalten. 

IV.  Die  Modifikationen,  welche  durch  das  eheliche  Giiterrechtssystem  be- 
züglich der  Theilung  oder  des  Anfalles  der  Erbschaft  eintreten  können,  bilden 
keine  Aenderungen  der  Erbfolgeordnung. 

V.  In  diesem  Folgesystem  ist  seit  dem  13.  Jahrhundert  zumeist  in  den 
Stadtrechten  eine  Anzahl  yerschiedener  Aenderungen  eingetreten,  welche  be- 
reits zeigen,  dass  man  die  deutsche  Grundanschauung  yerloren  hatte.  Da- 
durch einestheils,  durch  den  Einfluss  des  römischen  Bechts  andemtheils  fiel 
gemeinrechtlich  das  deutsche  Successionsprinzip  fort,  dem  römischen  Platz 
machend.  Erst  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  man  wieder  zu 
ihm  zurückgekehrt.  Im  Particularrechte  wie  in  der  Volksanschauung  hat  sich 
dasselbe  jedoch  nodi  lange  und  selbst  bis  auf  unsere  Tage  in  steter  Dauer 
erhalten.  **) 

§.  179. 
4.  Erbe.    Heergewäte.     Gerade.    Morgengabe.    MustheiL 

I.  Vermöge  der  Anrechte   des   natürlichen  Erben  Iftsst  sich  ein  Erbe  bei 
Lebzeiten   und   ein  solches  nach  der  todten  Hand  Scheiden.    Jenes  um- 


i"' 


^')  Br.A.  T.  1521  §.  19.  „Nachdem  auch  in  gemeinen  Rechten  yersehen,  wie  Brü- 
der oder  Schwester  Kinder,  mit  ihres  abgestorbenen  Vatter  oder  Matter  Brüder  oder 
Schwester,  die  andern  abgestorbenen  ihres  Vaters  odor  Mutter  Brüdern  oder  Schwe- 
stern in  StamtfaeU  erben  sollen,  und  aber  solches  aus  Unwissenheit  und  Missbrauoh 
in  viel  £iiden  nicht  gehalten.  So  wollen  Wir«  dass  bemeldte  Unser  Stadthalter  und 
Begiment,  bey  jeden  Obrigkeiten  im  »Reich  yerfügen,  solches  ihren  Unterthanen  zu 
verkünden,  mit  gleicher  Derogation  yemichten,  und  Abthuung  der  Gebrauch  und  Ge- 
Wfmheiten  an  jeden  Orten  su  TerschaiFen.^ 

^^)  £8  ist  durch  den  mir  vorgeschriebenen  Raum  verboten,  diese  Entwicklung  darzu- 
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fiMst  in  genauem  Anschlusse  an  die  Ausbildung  des  Wartrecfats  aUes  lie- 
gende nnd  andere  Gut,  auf  welches  dies  Anredit  besteht.')  Ueber  alles 
aidit  hierher  gehörige  Gut  kann  der  Eigentbftmer  yerffligen  (§.  181.).  Ist  das 
nidit  gesehehen,  so  fällt  es  znm  Theil  als  Zab^dr  des  eigentlichen  Erbes  ^ 
mit  diesem  an  den  Erben  oder  es  wird  ausgeschieden  und  dem  Sonderfolger 
übergeben.  Kaeh  der  todten  Hand  ist  mithin  nur  Erbe  a)  das  Eibgat 
des  Yerstorbenen,  b)  die  Fahrnisse  soweit  sie  nicht  ausgesdneden  werdmi  nrnss.') 
Wer  somit  kein  Gut  hat,  der  hat  auch  keinen  Erben.  Als  das  Waitreeht 
einen  andern  Charakter  angenommen  nnd  deh  auf  einzelne  Stände  znrück- 
gesogen  hatte  nnd  damit  die  Anssohesdimg  der  besonderen  Massen  Ye^ 
schwand,  madite  der  alte  Begriff  Ton  Erbe  dem  neuem  der  Erbschaft, 
welche  den  Kachlass  überhaupt  umfasst,  Platz. 

n.  Zu  den  Gegenständen^  welclie  von  dem  Nachlasse  sonnt  ansmschHesseB 
sind,  gehört  ausser  dem  Lehen 

a«  das  Heergewäte^)  bestehend  in  einer  kriegerischen  Ausrüstung  nebst 


legen,  weshalb  ich  auf  die  Genannten  yerweise,  besonders  für  die  letztere  Behanp- 
tong  auf  die  cit,  Abhandlung  von  Homeyer. 

1)  Vgl.  §.  180.;  oben  §.  144.    Siegel  Erbrecht  8.  67  ff. 

3)  YgL  die  Darstellmig  Ton  Siegel  S.  78  K 

*)  Deshalb  gehören  dazu:  Forderungen  des  Erblassers,  nicht  dazu:  Schul- 
den, Gerade,  Heergewäte  u.  s.  w.  Ssp.  I.  6.  §.  1.  „Mit  syelkeme  gude  de  man 
bestlrft,  dat  het  allet  erye.'^  I.  24.  §.  3.  „Syat  so  boyen  dit  benomde  ding  is, 
dat  hört  al  to'  me  eryo.**  Er  hat  aber  yorher  gesprochen  yon  Morgengabe ,  MustheO} 
Gerade.  I.  28.  Schwsp.  872.  W.  Sachs.  Weiohb.  art.  26.  §.  1.  (Dan.)  ,To 
deme  erre  dar  hört  al  egen  to,  dat  unbegayet  is.^  YgL  art.  28.  Goslar.^Stst 
S.  10.  „Wat  in  enes  weren  besterfft,  dat  sin  was  do  he  leVede  wente  an  sines 
dot,  dat  is  al  erye;  sunder  herwede,  gherade  und  lengut." 

^)  Yon  w&t  (yestis).  Ygl.  Grimm  BA.  S.  569  ffl,  der  eine  reiche  Auslese  yon 
Belegen  beibringt.  L.  An  gl.  et  Worin,  de  alodibus.  I.  6.  (Merk.).  Schsp.  I.  22. 
§.  4.  „So  sal  de  yrowe  to  herwede  irs  mannes  syerd  geyen,  unde  dat  beste  ors  oder 
perd  gesadelet,  unde  dat  beste  hamasch,  dat  he  hadde  to  enes  mannes  liye,  do  he 
starf  binnen  sinen  weren;  dar  to  sal  se  geyen  enen  herpole,  dat  is  sin  bedde  unde 
ein  kfissen  unde  ein  lilaken,  en  dischlaken,  tyei  beckene  unde  ene  dyelen.  Dit  is 
ein  gemene  herwede  to  geyene  unde  recht,  al  settet  die  lüde  dar  mangerhande  ding 
to,  dat  dar  nicht  to  ne  hört.  Syes  dat  wif  nioht  heyet  dirre  dinge,  des  ne  darf  se 
nicht  geven,  of  se  ir  unscult  dam  dar  to  dun,  datse  is  nioht  nehebbe;  umme  jewelke 
soult  sunderliken.  Svat  man  ayer  dar  bewisen  mach,  dar  ne  maoh  ne  weder  man 
nooh  wif  neue  unsonlt  Vore  dun.^  I.  27.  §.  1.  „Jewelk  wif  erffc  tvier  wegene:  ir  rade 
an  ir  nesten  nichtelen,  de  ir  yon  wifhcdyen  is  besyas,  unde  dat  erye  an  den  nestent 
it  si  inf  oder  man.^  —  §.  2.  m.  15.  §.  4.  „Sye  so  herwede  yorderet,  die  sai  al  ut 
Ton  syerd  bahren  dar  to  geboren  sin.  Sye  so  rade  y orderet,  die  sal  ut  yon  wif  hahren 
dar  to  geboren  sin.«^  Sachs.  Weichb.  art.  XXY.  (Dan.  4.).  Yg^.  Siegel  Brbr. 
§.  80.  56. 
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eoiigeii  andern  asm  pendnlkliea  Gebrandie  des  Kanaes  gehörigen  Oegon» 
»tandeB.  Es  zog  sieh  fast  gaazlklL  seit  den  Umändenmgen  im  Heenresen 
(§.74.  83.)  auf  d^BitterstaBd  zurück,  Torscliwaiid  in  denStidten  des  ausser* 
sächsischen  Rechts  ganz  oder  nahm  die  Gestalt  eines  Voraus  einzelner  Sachen 
an.  ^)  Das  Heergewate  fiel  an  den  ältesten  Sohn,  Enkel  oder  ebenbürtigen 
Schwertmagen,  oder  auch  nach  einzelnen  Rechten  an  die  mehren  gleich  nahen, 
mit  der  Vorabnahme  des  Schwertes  durch  den  ältesten. 

b.  die  Gerade^)  umfassend  diejenige  fahrende  Habe,  welche  regelmassig 
zur  Ausstattung  gehört,  Kleidung,  Schmucksachen,  Weisszeug,  Hausgeräthe, 
sowie  manche  andere  zum  Frauengebrauche  dienende  Sachen.  Sie  fiel  mit 
einzelnen  Verschiedenheiten  in  den  Rechten  an  die  älteste  unausgeradete 
Tochter,  in  Ermangelung  deren  an  die  ausgeradete,  den  weligeistlichen 
Pfründner,  die  nächste  (bez.  älteste  der  nächsten)  Niftel.  Danach  scheidet 
sich  eine  Wittwen-  und  Niftelgerade.  Sie  hat  sich  in  dem  Kreise  des 
sächsisch-magdeburgischen  Rechts  bis  in  die  späteste  Zeit  erhalten,  während 
sie  im  Süden  unter  andern  Namen  oder  als  ein  Anspruch  der  Wittwe  auf 
fahrende  Habe  auftritt.^) 

c.  Die  Morgengabe  der  Frau.^ 

d.  Mustheil.^)     Er  besteht  ursprünglich  in  dem  Ansprüche  der  Wittwe 


*)  So  die  totleibe  des  Schwabenspiegels  c.  28.   in  Verbindung   mit  26.  273.  W. 
8.  Siegel  Erbrecht  S.  172  f.    Vgl.  auch  Schwsp.  c.  25.  W.  hineyart. 

®)  Yon  rftt  s:  Voivath,  räde,  gerAde  nach  Grimm  B.A.  S.  567  ff.    In  den  Auf- 
zählungen weichen  die  Rechte  ab,  der  Sachsenspiegel  deutet  au,  dass  iBMi  nicht  yqU- 
ständig  sein  könne.    Vgl.  L.  An  gl.  et  Werl«.  J.  7.  8.  II.  4.    „omamenta  muliebria 
quod   rhedo   dlcunt  .  .  .^     L.  Burg.  51.  3.    „Omamenta  et  yestimenta  matrimo- 
nial ia    ad   filias  absque  uUo  fratris  fratrumque  consortio  pertinebimt^    Schsp.  I. 
24.    3.    I.    27.  1.;    Sachs.  Weichb.   art.  XXIII  ff.     Andere   bei  Kraut  n.  38—57. 
Siegel  §.  31.  57.  —  Folgende  Gestalt  hat  sie  im  Prager  Bechtsb.  Art.  159.   ,,Wen 
der  man  stirbt,  so  nymt  daz  weip,    das  derzu  gerat  gehört,    nach  dem  drissengestin, 
do  gehört    zu   alles,    das  geworecht  ist,   von  gelde  und  yon  sUber,    daz   zu  frawen 
gezird  gehört,  von  vingerlin,    furspan,  taschen,    schapeü  yon  scheiden  geworcht,    die 
frowen  pflegen  zu  tragen,  schaff,    gens  ynd  anten  ynd  huner  kosten  mit  auf  gehobin 
liden,    pet   ynd  pfüU,    küssen  ynd  lailachen  ynd  tischlacben,   ymbhenk,  sperlachen, 
mckelacben,  tebech,  twelin  ynd  waipliche  daider  ynd  geyende,  flaohs  ynd  pfanne,  di 
man  «OBiiritet,   di  gehören  zu  der  gerot,   hecken,  leuehter  md  di  puoh,   di  zu  gotes 
dinst  i^ehoren,  di  frawen  lesen,  wachs,  kessel  ynd  soymscherin,  daz  ist  lüles,  daz  zu 
der  firawen  gehöret.^*  —  Vgl  Prag  er  Slat.  6e. 

')  Bchwsp.  c.  26.  W.  „frowen  yarende  guot.**     ' 
«)  Vgl.   Oben  §.  170. 

•J  Sohsp.  I.  20.  §§*  4.  5m  L  22..  3.,  L  24.  2.»  UI.  SS.  8.,  IQ.  74.,  IIL  76.  1.  — 
Sohwsp.  c.  25.  W.  —  Sftchs.  Weichb,  art  XXIV.  D.  Verm.  Ssp.  L  10.  §.  1.  2. 
Präger  Keohtsb«  art  158. 
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«uf  die  Hälfte  aHer  m  dem  €kito  de»  Mannes  b^idMelieii  Hofesepeise, 
ist  aber  im  Laufe  der  Zeü  eingeechraBkt  -notäea  «d  hat  sidi  in  den  Städten 
mit  dem  Tsranderien  Ottterreefate  nemlieh  allgei&ein  Terloren. 

S.  180. 
n.  Rechte  des  nächsten  Erben*    Das  Wartrecht.*) 

I.  Ans  der  Bedeutung  des  Grundeigenthums  för  die  Stellung  in  Gemeinde 
und  Staat  (§.  9.)  und  aus  der  engen  Yerbindung  unter  den  Verwandten  (§.11. 
TL  ff.)  auch  in  vermögensrechtlicher  Hinsicht  lässt  sich  schliessen,  dass  schon 
in  ältester  Zeit  Teräusserungen   desselben   ohne  Noth  selten  vorkamen,  wenn 
sie   beliebt   wurden   gewiss   mit  Beirath  der  Verwandten  stattfanden,   in  der 
Noth  selbst  aber  wohl  die  Verwandten  zuerst   angegangen   wurden,    um  das 
Gut   zu   halten.    Dagegen   ist   es   ebenso   erklärlich   und   aus  zahllosen  Ui^ 
künden  und  Nachrichten  ersichtlich,    dass   man   in  den  ersten  Jahrhunderten 
nach  Einführung  des  Christenthums   für   ein   besonderes   gottgefälliges  Werk 
hielt,  Kirchen  u.  s.  w.  auszustatten  mit  Grundeigenthum.    So  lange   die  Ee- 
ligiosität  über  das  Gefühl  der  Verwandtschaft  siegte,  konnte  deshalb  die  Frei- 
heit der  Befugniss  zu  Veräusserungen  nicht  ausbleiben.')    In   der  altem  Zeit 
begegnen   wir  mit  Ausnahme  der  Sachsen  bei  keinem  Stamme  allgemeine 
Veräusserungsverboten,   wohl   aber   bei   den  meisten  zahlreichen  Satzungen, 
welche  die  Freiheit  angdrucklich  statniren,^ 

n.  Im  säohsiflchen  Rechte  war  von  Alters  her  die  VeräuBserung  des 
Erbes,  ausser  an  die  Kirche  und  den  König,  nur  im  Falle  der  Noth  und 
selbst  dann  beschränkt  gestattet.    Dieses  ist  dort  in  steter  Uebung geblieben^ 


*)  Eichhorn  B.G.  (die  §§.  giebt  das  Register  dazu  n.  d.  W.  Erben),  Walter 
R.Ö.  §§.  444—448.  Zöpfl  R.G.  8.  807  if.  —  Beseler  Erbvertr.  I.  §.  5.  (8. 48  ff.), 
Pauli  Erbgüter  (Abhandl.  I.).  Gerber  Meditat.  ad  looum  speculi  jur.  saxon.  L  52., 
Erlang.  1847,  Sandhaas  German.  Abhdl.  S.  165.  bis  zu  Ende,  Siegel  Erbrecht 
S.  88  ff.,  Zimmerte  Stammgutssystem.  Die  genaue  Darlegung  der  GontroTerseii 
giebt  Sandhaas  und  Walter;  auf  ihre  Widerlegung  geht  am  Ausführlichsten  ein 
Zimmerle. 

^)  Die»e  Gesiehtspunkte  hat  besonde»  Walter  hervorgehoben  und  daigethaa. 
Damit  stimmt  das  Auftreten  der  Kirche  für  die  voUe  VerfOgangifreSieit  aueh  «nf  dem 
Todesbette  ad  piam  causam,  dem  die  karoUngischea  (j^esetae  Naehdmek  g^ben. 
Siehe  meine  Abh.  über  die  testamenta  ad  piam  oausam  m  Zeitsohr.  f.  Civür.  n. 
Proz.  N.  F.  VUL  S.  157—282. 

*)  diehe  die  Kaekwdse  bei  Beseler,  Sandhaas  imd  Walter. 

")  L.  BaX,  Merkel)  LXT.  „Ttaditiones  et  venditiones  omnes  legitimae  siabileff 
pennaneant.  —  LXn.  Nulii  Hceat  traditionem  hereditaÜB  snae  fkeere  praetor  ad  ecde- 
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«ad  efiMmit  im  Bachdenspiegel  in  der  Amdehming,  dasB  die  YearanBsenuig 
Ton  Bigen  mid  Leutoxt  obne  Zustinuiniiig  des  £rbeii  diesen  mt  Klage  Avf 
Herausgabe  bei  Lebaeiten  des  Yeräusserers  bereehtigt  vaad  nur  dieBest^uiig 
einer  Leibzncht  ftr  die  Frau  am  Eigen  erlaubt  isi^)  So  liegt  der  Grund 
de»  Rechts  deutlich  in  dem  Erbredite  (Wartrechte),  welches  za  seiner  Er- 
haltung die  Beschränkung  der  an  sich  im  Eigentiiumsrechte  liegenden  Frei- 
heit 0U  y er&usserungen  fordert  In  gleudiem  Umfange  kennt  das  schwäbische^) 
Landrecht  diese  Beschränkung,  während  in  den  Stadtreohten  aus  nahetiegendeii 
Gründen  das  selbsterworbene,  gewonnene  Gut  der  freien  Yeräusserung  unter- 
stellt und  nur  für  das  ererbte,  angestorbene,  Erbgut,  Stammgut,  die  Be- 
schränkung beibehalten  ward.«)  War  der  Erbe  bei  der  Yeräusserung  gegen- 
wärtig, so  musste  er  widersprechen;  in  jedem  Falle  verschwieg  er  sein  Recht, 
wenn  er  nicht  binnen  Jahr  und  Tag,  ohne  durch  Ehehaften  abgehalten  zu 
sein,  die  Klage  anstellte. 0  Einspruchs-  und  Klagerecht  stand  aber  nur  zu 
dem  (den)  nächsten  Erben,  also  dem  Sohne  u.  s.  w.  Hatte  dieser,  oder 
falls  er  in  Jahr  und  Tag  fortfiel,  der  in  ^eser  Zeit  als  nächster  eintretende, 
eingewilligt,  so  war  der  Yerkauf  gültig.  **) 

m.  Die  Ausnahme  des  ältesten  Rechts,  imNothfalle  das  Gut  den  Erben 
zum  Kaufe  anbieten  zu  können  mit  der  Befugniss,  wenn  jene  ihn  aus- 
schlagen,  frei  zu  veräussem,   ist  in  den  Stadtrechten  gleichfalls  anerkannt. 


Biam  vel  regi  nt  heredem  suum  ezheredem  faciat,  nisi  forte  famis  necdSBitate  coactus, 
nt  ab  iUo  qoi  hoc  aooeperit  sastentetor.  laancipia  Moeat  illi  dare  ao  yendeie.** 
liXIY.  „über  ho&o,  qoi  sab  tutela  Bobitis  eujnalibet  erat  qoi  jam  in  exiliiun  missus 
est,  si  hereditatem  saam  necessitate  coactus  yendere  Toluerit,  offerat  eam  pnmo  pro- 
ximo  sao.  si  ille  eam  emere  noluerit,  offerat  tutori  suo  vel  ei  qui  tone  a  rege  super 
ipsas  res  constitutua  est.  si  nee  ille  Yoluerit,  yendet  eam  cuicumque  libuerit.** 

Siehe  manche  urkundliche  Belege  bei  Walter  und  zahlreiche  in  früheren  §§. 
dieses  Buches. 

*)  Ssp.  I.  52.  §.  K  ^Ane  eryen  gelof  unde  ane  echt  ding  ne  mut  nieman  sin 
egen  noch  sine  lüde  geyen.  Doch  weslet  die  harren  ire  diostman  wol  ane  gerichte, 
of  man  de  wederwesle  bewisen  unde  getügen  mach.  Gift  he^t  weder  rechte  sunder 
enren  gelof,  die  enre  underwinde's  sik  mit  ordelen,  als  of  he  dot  si  jene  de't  darga^ 
so  he's  nicht  geyen  ne  mochte. ''^  I.  21.  Ygl  Richtst  o.^lO.  §.  a.  ^Metme  eigen 
darf  he  nene  sonlde  gelden,  wer  he  maohes  ane  siner  eryen  gelof  nicht 
laten.*^  c.  25. 

^)  Sohwsp.  0.  S49  W. 

•)  Sohles.  Landr.  c  77.  „an  irstorben  gut"".  S&^he.  Weichb.  art.  20.  §.  1. 
60.  §.  2.  (Dan.).  Goslar.  Stat  S.  28.  u.  a.  Yerm.  Bsp.  I.  38.  1.  Ebenso  im 
Lübiachen,  Hamburgischen  Redite  (Kraut  n.  21  ff.)  u.  s.  w. 

0  Ygl.  die  in  nota  6.  genannten  Stellen  und  oben  §.  149.  £L  Keyserr^ 
II.  108. 

•)  Sieh»  die  SteUen-der  n.  6,  u-  Kraut  n..  12—17,  Siegel  S.  95  ff. 
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knftpfte  man  in  einzelnen Stadtreehten,^  nn  die  Fveüieit  der  Yeri«- 
iMrang  herbedzufmnren,  und  bildete  das  Beeht  äet  Erben  zanftebBt  um  in 
miem  Yindikationsreobte,  wenn  dbne  Anbieten  Terkauft  war.  Yen  da  ab 
bis  zur  Gestaltung  desselben  zu  einem  blossen  Yorkanfsrechte,  das  zwar 
seiner  gescldehtliehen  Entwicklung  nach  im  Erbrechte  loset,  juristisch  aber 
nicht  als  Erbrecht  erseheint,  war  nur  ein  Schritt.'^  In  vielen  Rechten  des 
Mittelalters  tritt  aber  die  volle  Freiheit  zu  Yerf&gnilgen  unter  Lebenden^') 
schon  sehr  frfih  auf  und  hat  sich  auch  in  den  meisten  erhalten.^ 

§.  181. 
in.  Yergabungen  auf  den  Todesfall. 

I.  Weil  mit  dem  Tode  von  selbst  das  Wartrecht  zum  wirklichen  Recht 
am  Erbe  (Erbschaft)  geworden  war  (§.  179.  I.)  und  alle  Erbenfolge  nach 
deutschem  Prinzipe  von  Anfang  nur  eine  Yerwandtenfolge  war,  so  ist  eine 
Yerfügung,  deren  Wirkung  erst  nach  dem  Tode  eintreten  soll,  Yerfügung 
auf  den  Xodesfall,  von  selbst  ausgeschlossen.  Aber  die  Wirkung  einer 
solchen,  welche  in  dem  Fortfalle  des  Erbrechts  besteht,  war  stets  mög« 
lieh,  insoweit  Jemand  bei  Lebzeiten  das  in  das  Recht  eines  Dritten  bringen 
konnte,  was  mit  dem  Tode  von  selbst  dem  Erben  zufiel. 

n.  Fahrende  Habe  unterstand  von  jeher  der  freien  Yeraussraungsbe- 
*  fugniss.^)  Yergab  man  sie,  so  enterbte  (exheredem  facere)  man  den 
Ibrben.  Dies  fsoäte  man  nur  selaage  than,  als  man  selbst  zu  gemessen 
und  daher  zu  entbehren  im  Btande  war.  Darum  macht  das  Recht  des  Mittel- 
alters die  Yergabnng  abhängig  von  dem  körperlichen  Zustande  und  erlaubt 
dem  wirklich  Kranken  nur  die  Entäusserung  unbedeutender  Beträge.^    Früh 


»)  Hamb.  Stat.  v.  1276.  I.  6.  Stat.  v.  Zeeland  v.  1256  (Kraut  n.  18.):  „qtd- 
cunqiie  terram  suam  vendere  volnerit,  praebebit  eam  per  tres  domimcos  fratribos  suis 
et  sororibus  sois,  vel  filiis  eorundeni)  patrnls  srns,  avuncalis,  mtfterterfo  et  amitis,  et 
non  ulteriuB.  8i  emere  voluerint,  emant  eiout  extranei.^  Justit.  Lnbio.  Erant 
n.  21.  u.  a. 

*•)  Freib.  Stat.  v.  1520.  n.  a.  bei  Kraut  §.  167. 

^^)  So  kennt  das  &lt.  Soester  Recht  aus  dem  12.  Jahrb.  (vgl.  dessen  §§.  80.  91. 
38.  34.)  keinerlei  Beschränkung,  ebensowenig  das  Medebacher  y.  1165. 

^')  Kein  Einspruchsrecht  der  Erben  kennen  z.  B.  Oesterr.  Landr.  art.  14. 
(sohliesst  es  ausdrflcklieh  aus),  Brünner  Rechtsb.  art.  36S.  (eriEennt'  das  Recht 
zum  abschütten  nicht  an)  341.  u.  a.,  Prag  er.  —  Ueber  diC' Reste  des  alten  Waii* 
rechts  in  den  heutigen  bürgerlichen  Erbgütern  und  dem  adeligen  l^tammgut 
aiehe  Zimmerle^.  256  E 

0  Saohsp.  I.  52.  §.  2. 

*)  Ssp.  I.  52.' §.  2.  i^Alle  varende^hate  ffitk  de  man  ane  ervengelof  mallen sttod», 
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aber  wurde  in  naiicheii  Sladtreehten  die  unbedingte  Beüagmss  angenommen,^ 
wie  audi  saUbst  allwi&lig  eine  Yeigftbang  ndt  Wirinmg  auf  den  Todeeiall  im 
Widersprudie  mit  dem  deutseken  Prinzipe  zugelassen  wurde.  ^)  Damit  war 
man  in  ^sem  Punkte  bei  dem  remischen  Eeehte  angelangt. 

m.  Liegende  Güter  konnte  man  entweder  tiberhanpt  frei  oder  initlän« 
wiUigong  de»  näekaten  Erben  (§L  180.)  in  der  gewöhnlichen  Form  (§.  148.)  weg^ 
geben  und  dadurch  dem  Erben  entziehen.  Neben)  diesem  FaHe  der  Uebertragung 
des  sofort  wirksamen  Beohts  liess  sich  an  ihnen  Termöge  der  Grundsätze  über 
dieGewere  an  Li^fensdiaften  au^  die  Einräumung  eines  dingUohen  Bechts  er- 
wirken ohne  sofortige  Uebertragvng  des  Besitzes  und  Genusses ,  also  mit  dem 
faktischen  Erfolge  der  Vergabung  auf  den  Todesfall  eines  dem  des  Erben 
analogen  Rechtes.  Dazu  bedurfte  es  (s.  jedoch  §.  180.)  der  Einwilligung  des 
Erben  und  der  Auflassung  des  Bechts  vor  Gericht  wie  bei  einer  sonstigen  Ver- 
äusserung.  Der  Besitz  der  Sache  konnte  aber  bei  dem  Lassenden  bleiben  und 
erst  wie  beim  Erben  nach  seinem  Tode  dem  Empfänger  züÜEdlen  sollen,  so 
dass  der  übertragende  als  Besitzer  in  fremdem  Namen  (precaria)  erschien.^ 


nnde  let  unde  liet  gut^  al  de  wüe  he  sik  so  vermaoh,  dat  he  begort  mit  eme  srerde 
nnde  mit  eme  scilde  up  en  ors  komen  mach,  von  enem  stene  oder  stocke  euer  dnm 
eine  ho,  sunder  mamies  helpe,  deste  man  ime  dat  ois  unde  den  stegerip  halde. 
fiTenne  he  disaes  nicht  dun  ne  mach,  so  ne  mach  he  geven  noch  laten  noch  lien,  dar 
lie*t  jeneme  mede  geverne,  de  is  na  sineme  dode  wardende  is.^  Glosse  dasu:  „Wi 
sin  gut  Torgift,  als  he  is  nicht  mer  gebroken  ne  mach,  die  vorgüt  nicht  dat  sin  is, 
mer  gift  dat  siner  erve  «is.  —  £n  bnr  mag  it  Torgeren  als  he  enen  nnmieganc  plngen 
mach  enis  moxghen  lank;  en  Tnie  wen  si  tur  kerken  gan  mach,  als  si  darran  is  trin« 
tigh  rude.*^  Goslar.  Stat  S.  9.  Z.  44.  ^In  suchtbedden  mag  en  nicht  veigheyen 
ane  erren  lof.«  Andere  bei  Kraut  §.  185.  n.  81  ff.  —  Sachs.  Weichb.  art 
64.  D.  9,Keyn  wip  noch  kein  man  mag  yn  sichbette  sines  gutes  rorgeben  obir  drie 
Schillinge  ane  erben  loube,  noch  eyn  wip  ane  mannee  orlonb.*^  Vgl.  dohwsp. 
e.  45,  W. 

^)  Das  Prag  er,  Iglauer,  Brünner  u.a.  kennen  keinerlei  Bestimmungen,  weldie 
den  der  n.  2.  ähneln,  sondern  haben  mit  zahllosen  andern  Stadireohten  (Tgl.  Tema» 
schek  8.  20&  f.)  nur  das  Erforderniss  des  Tollen  Bewussiseins.  Das  Br&nner  (und 
auch  Prager)  steht  ganz  auf  dem  rdmischen  Bechte  hinsichtlich  der  Testamente.  Nur 
haben  diese  u.  andere  5sterr.  n.  süddeuiache  Rechte  als  Bedingung  der  Testirfrei*> 
keit^  daaa  der  Erblasser  ohne  Frau  und  Kinder  sterbe.  Siehe  die  Nachweise  bei 
TomaBchek  S.  206  ig. 

«)  Siehe  die  SteHe  bei  Kraut  n.  19.  u.  a.  Albrecht  Gewere  S.  204  ff.  Beseler 
8.  157  ff.  Siegel  S.  110  ü 

»)  L.  S«L  XLVI.  Ik  Langob.  Bothar.  c.  168  —  174.  Luitpr.  VI.  19.  Cap.  in 
lege  Rib.  mit.  608.  c.  9.  (Leg.  I.  p.  116.)  ^Qui  filios  ■»n  habuerit,  et  alium  quem* 
Übet  htferedcm  sibi  fiieere  Toluent,  ooram  rege  Tel  ooram  oomite  et  soabinos  vel  mis- 
domiiftieas,  qni  tom  ad  iastittas  £acienda8  in  prorineia  fuennt  ordinati,  iraditioBeflt 
!^     Ij.  Aiatn.  Hloth.  (I.  1.  Mara  Form.  U.  3.  5.  6. 
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Zur  grossem  Sieiierheit  fBr  den  EtopfSager  legte  man  wdd  sofort  einm  Kos 
auf  die  Sache.*)  Durch  dies  Geschift  hatte  der  Erwerber  ein  lo  feitsB 
Recht,  dass  der  Tradent  keinerlei  YeräuBsennig^i  yomehm^i  dntfte.^  "Wie 
bei  der  gewöhnlichen  Tradition  konnte  man  sich  auch  hier  eiaee  Sahnanmi 
bedienen^  nnd  auch  nicht  blos  eine  Sache  sondern  alle  seine  Sadien  Te^ 
geben.  ^    lieber  alle  diese  Geschäfte  wurden  Urkunden  ani|;enommen. 

lY.  In  dem  Bechte  des  Mittelalters  finden  wir  die  geriditiiehe  Außaanng 
bei  der  Uebertragung  einzelner  Stücke  und  eines  ganzen  Yermögens  mitVoi- 
behalt  des  S^iessbrauchs  oder  ohne  denselben,  mit  oder  ohne  CensaS)  in  dai 
sofortige  Becht  des  Empfängers  wie  auch  mit  Setzung  eines  blossen  Wart- 
redlies. ^^    Stets  lag  hier  aber  kein  blosser  Yertrag  vor,   sondern  mit  der 


«)  Schannat  Trad.  Fuld.  I.  n.  452.  von  841.  (bei  Kraut  §.  185.  n.  10):  ,ea 
conditione  haec  omnia  trado  — ,  ut  nos  quamdiu  yixerimus  per  cartam  prestatioiiis  - 
asufructnario  possideamus,  solveates  inde  oensimi  per  srngiüift  aimis  —  lY  denarioa  •- 
ne  yideamur  eas  ex  proprio,  sed  jure  ben^ciario  poseidere.''  —  Sidie  daselltst  die 
num.  11.  u.  12. 

0  Dies  Btatuirt  Cap.  Tic.  a.  801  c.  1.  (Leg.  I.  p.  83.)  für  die  Langob.  im  Gegen- 
satse  zu  dem  Gebrauche  gegentheiUger  Yorbehalte;  giebt  aber  den  Usnsfruoti»  nf 
LebeiiBzeit  au. 

*)  So  der  adfatimns  üi  L.  Sal.  XLYI.  üric.  bei  Kraut  §.  185.  n.  13  fif. 

^  L.  Aiam.  Hloth.  JL  Siehe  aaeh  die  Urk.  y.  772.  bei  Kraut  §.  176.  n.  3. 
§.  185.  n.  88.  39. 

'^  Bsp.  n.  so.   „Stc  bo  ime  erre  to  seget  nicht  Ton  sibbe  halveB,  denne 
Ton  gelovede»  halyen,  dat  hebbe  man  Tor  unrecht;  man  ne  möge  getSgen,  dai 
dat  gelorede  Tor  gerichte  gettedeget  si.^    Siehe  die  Citnie  daau  bei  Homeyer.  L  9* 
§.  6.    ,,Stiift  arer  jene  de't  laten  solde,  sm  BOne  n^is  nicht  pUchtieh  to  latene,  he  ne 
heret  selTe  geloTct  oder  bürgen  vor  geeat.**    Yerm.  Ssp.  I.  38.  3.  Siegel  S.  100 f. 
—  ürk.   ▼.    1260   bei  Kraut  n.   16.:    ^fi.  —  et  H.  uzor  sua  marai  commanicaU  — 
duos  mansos  laos  —  eooleaie  pure  et  absolute  oontademnt,  post  mortem  eora»  jnn 
proprietario  perpetuo  possidendos:  ita  quod  idem  £.  et.  H.  cum  dictis  duobus  mansii 
nidtiil  juris  a«t  potestatis  habest  yendendi,  obligandi,  oommutandi  aut  faciendi,  quod 
eoram  fuerit  Toluntatis."    Bechtsmitäi.  an  Görliti  t.  1804  §.  83.   (Oaupp.  S.  298): 
^Ob  em  man  tin  gut  gibet  in  gehegetem  dinge.    GHbbet  ein  man  sineme  wihe  lin  gut 
10  ime  libgedinge  in  jehegetem  dinge,  odor  smer  hinderen,  an  eigene  oder  an  lehiw. 
mit  der  erben  Triebe,  vnde  wirt  dar  ein  recht  vride  nbk  gewereht  ynd  wil  her  dar 
■ach.  an  deaie  gute,  jemanne  ioht  geben,  jene  die  mugems  wo!  wider  reden  mit  rechte. 
den  die  gäbe  gegeben  ist  vor  gerichte.  Hat  abir  ein  man  koT(f)  shats.  oder  Tarende  habe, 
awehsher  hande  sie  sie.  die  her  mit  sineme  wibe  ererbeitet  hat  das  mao  her  wol  hi 
shieme  gesvndem  libe  geben,  swemeherwil.  anjemandee  wider  spräche.*^  Siehe  Siegel 
0.  108.   u.   die  bei  ihm  Cithien.  ürk.  bei  Kraut  n.  40.  Ton   1245 1    „ego  Gh.  - 
«mne  dominium  reium  sire  mohiüum  shre  immobilium  seu  se  moYeothun  iam  in  Bawtr 
IM,   quam  in  Aastria,  quam  etiam  ubicunque  looomm  jure  proprietario  me  nspioca- 
tftam  dedt ecdsssise  frisingeiisi,  ommum  psediolonim  renm  usumfrnotom  nrihi  prot«Bi- 
pore  ritae  meae  reserrans,  salya  tarnen  ipSanmi  «enun  profrietate,  <qpuan  tiaiislaü  d 
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Uebttrgabe  ein  dingUchos  Beeht.  Die  F<»tb3dmng  yLngt  eiaerieits  znMunmett 
mit  dem  Siakea  des  altem  Erbpiinzips  (§§.  178.  Y.  180.)^  andseroeits  initd«m 
überhand  nehmenden  Einflasse  des  römischen  Bechts. 

y.  Bereits  in   der  ältesten  Zeit  kennt  man  schon  unter  Einwirkung  des 

römisehen  Bechts    einseitige  widerrufliche   Yeilogongen    auf   den   Todesfall 

(testamentum).")    Hieran  hi^t  der  Klerus  fest;  zugleich  sah  die  Kirche  es 

als  Pflicht  an,   den  letzten  Willen  aufrecht  zu  halten  und  auszuführen ,  vor 

Allem,  wenn  etwas  ad  piam  causam  l^firt  war.    Dadurch  vorzüglidi  kamen 

die  Testamentssachen  an  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit.  ^^  So  blieben  Testamente 

beschrankt  stets  im  Gebrauch,   wurden  dann  in  den  Städten  mehr  und  mehr 

zugelassen,   bald  jedoch  nur  im  Abgange  yon  Frau  und  Kindern y^")  nur  fOr 

Ehrende  Habe  und  erworbenes  Gut  (§•.  180),  nur  so  lange  der  Mensch  noch 

kräftig  war  (num.  H.).    Eine  solche  Verfügung  gab  aber  dem  Bedachten  kein 

Becht  an  der  Sache,  sondern  nur  ein  Forderungsrecht.    Um  daher,  weil 

solche  der  Erbe   nicht  anzuerkennen  brauchte,  jenen  ncher  zu  stellen,   be« 

diente  man  sich  der  Vermittlung  von  Treuhändern,   welchen  man  sie  zu 

dem  Zwecke  aufliess. '^)    Die  Formen  der   Testamente  waren  mannigfaltig. 

Neben  ihnen  kam  bereits  im  13.  Jahrhundert  die  Möglichkeit^  auf ,  durch  eine 

urkundlich  Yor  Zeugen   oder  im  Gerichte  gemachte  Zuwendung  Jemand  ein 

unbedingt  wirksames  Becht  zu  überlassen.*^)    So  hatte  man  erreicht,  dass  der 


ecdesiam  memoratam.''  —  Seh.  ürth.  bei  Kraut  n.  57.  Magdeb.  Fr.  I.  12.  4. 
,0b  ein  man  bei  gesundem  Leibe  sein  gut  hinweg  gebe  Tor  gehegtem  dinge  — ,  u. 
derselbigen  gäbe  ihm  die  herrschaft  behielt  zu  seinem  leib,  stirbt  der  geber  n.  die 
gäbe  bleibet  imwidemiffen,  so  hat  die  gäbe  krafffc  u.  macht,  stirbt  aber  der  begabt 
man,  es  erbt  auf  seinen  nechsten«^ 

")  Ij.  Burgund*  60.  1.  Siehe  B eseler  L  8.  242  IL 

^')  VgL  über  diese  VerhäUmsse  die  Oben  §.  75.  noia  19.  abgedr.  Quellea,  meine 
äUrte  AbhandL  über  die  testam.  ad  p.  c,  mein  Kivehenreekt  L  S.  $97,  IL  B.  413. 
473  t 

^'y  Siehe  die  Angaben  der  nota  3.  Lüb.  Becht  t.  1240  Art.  161.  „So  we  sin 
testament  maket,  de  scal  it  doen  in  twier  ratmaone  antworde,  wante  wo  he  it  Toget 
—  TOii  flime  gewnsnenen  gode,  dat  biift  stode.  —  Begripet  (de  ratnamie)  oc  bi  creme 
edbe,  dat  be  meehtidt  were  dner  simie,  vnd  m  matk  pont  wegen  mochte,  do  he  sm 
teatamant  aiakede,  so  blift  it  al  stede.  dar  men  radmanne  mM  ne  mach  hebben, 
dar  mögen  twe  besettene  lade  betogen  en  tesiament  Ton  10  matken  sfUrers  u.  dar 
beneddea.*^  Ooslar.  Stat  Zug.  S.  6.  Z.  14.  ,,£jm  madi  Tan  rineme  g^ewmmen  gada 
testament  setten,  he  sj  ghesond  oder  in  sfikebeden  n.  dat  teshnaent  sdioldeme  Uryngen 
Tor  den  md«  Wat  de  des  orer  gherea,  dat  sdud  also  gan;  wat  se  arer  des  nidit 
OTer  em  geven,  dat  srret  gefik  also  ander  gnd,  dar  noie  tsshwifuit  Ton  gesät  ea  Is»* 
>«)  Siehe  die  Ui&imde  bei  Kraut  n.  13  £ 

*^  Schw^sp.  e.  22.  W.    «Ist  dame  daa  ein  man  rtnem  finmde  gaot  sehaCeB  wil 
nAoh  sftaana  tMe,  wil  er  «a  im  sidisr  maehmi,  er  ssl  im  sdaift  dar  über  geben,   ala 
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BedMkte  [naolr  dem  Todd  die  Sadie  eriiielt  und  zngleieh  der  Lebende  sidi 
ilifer  nicht  enünsflerte.  Der  dlgemeine  tedinische  Name  solcher  Terfügnngen 
war  Geschäfte  (schaffen).  @ne  Erbeseinsetenng  lag  hierin  nicht; 
aber  es  war  insofern  dasselbe  erreicht,  als  der  Srbe  keine  Mogüehkeit  mehr 
hatte,  die  Vergabung  anzugreifen.  Dies  stand  im  Zusammenhange  mit  dem 
herrschend  gewordenen  rdmisehen  Satze,  dass  der  Erbe  for  die  Schnlden  deg 
Kblassera  überhaupt  liafta  EM  mit  der  yoUen  Anfiiahme  des  römischen 
Beehis  kamen  jedodi  dessen  Batze  zur  allgemeinen  Geltnng,  obgleich  mancherlei 
Modifikationen  Uieben. 

YI.  Mit  dieser  Entwicklung  war  offenbar  die  Möglichkeit  nahe  gelegt,  auch 
in  der  Form  dnes  blossen  Yerkages  Jemand  ein  Anrecht  auf  die  Sache  (oder 
das  Yermögen),  wenn  sie  beim  Tode  vorhanden  sei,  za  geben.  Einen  solchen 
Vertrag  enthielten  in  Wirklichkeit  bereits  die  Eheverträge,  ^Einkmdschaft, 
unter  dem  Adel  die  Erbyerbrüderungen.  Hiergegen  stemmte  sich  das  in 
Ortung  getretene  römische  Becht  Da  aber  mit  diesem  zugleich  die  Tolle 
Yerfögungsfreiheit  aufkam,  so  trug  es  dazu  bei,  dass  dem  deutschen  Prmzipe 
y(m  der  Festigkeit  einer  solchen  YerfBigong,  damit  nicht  der  blosse  Erbe 
leide,  durch  die  Form  der  Erbyerträge  noch  ein  kleiner  Platz  blieb.  Im 
Laufe  des  16.  17.  und  18.  Jahrhunderts  wurden  Erbvertrage  durch  Uebung 
und  Gesetze  aUgemein  eingeführt. 

YH.  Der  neuem  Zeit  gehört  an  das  durch  die  Doktrin  auf  einer  Verbin- 
dung deutscher  mit  römischen  Sätzen  ausgebildete  Institut  der  Familien- 
fideicommisse. 

§.  182. 
lY.   Antritt  des  Erbes.    Stellung  des  Erben.    Veriust  des  Brbes. 

I.  Zufolge  seines  mit  dem  Tode*)  zur  Wirksamkeit  gelangten  YYartrechis 
tritt  sofort  der  Erbe  in  die  Gewere  des  Guts,")  bedarf  keines  weite- 


ennAoh  roa  ttpgedinge  gesehriben  st^t;  oder  er  sol  yüv  einen  riohter  yaren  oder  Tflr 
tfhieii  herren  unde  BOi  den  ze  gesiage  dar  fiber  nemen  nnde  ander  livte  die  dA  bt  smi 
Wü  er  imx  aber  gar  staete  maokeii,  b6  seze  im  einen  zins  dar  ^.  dA  mit  hit  er  die 
gever,  oAde  mao  das  gaot  mht  yerUesen  mit  rehte.^  Sachs.  Weiehb.  art  UX. 
LX.  D.  Vgl.  fibarhaapt  hierilber  Siegel  S.  104  ff.,  der  die  yenefaiedeAen  Ansiehteft 
Hber  die  Stelle  des  Sohw4benq^ege]s  darlegt 

^)  Ssp.  IL  31.  §.  1.  ,»STe  yon  geriohtes  haWen  snien  IM  yorUkset,'  oder  dtti  he 
ime  selyen  den  dot,  sin  negeste  gedeling  mmk  sin  erre.*^  IL  SO.  §.  2.  Sehwsp.  & 
170.  Prager  Bechtsb.  191.    Andere  bei  Siegel  S.  14». 

*)  Daher  das  SpfOehwoii:  ,,Der  Xedte  erbt  den  Lebendigen,''  ,,le  mort 
•aisit  le  ▼if.''    Phillipa  in  Zeitsehr.  1  fpmMML  Rechtswisa.  YIL  a  1  £   Bej- 
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ren  Aktes   der  Antretimg   o^er  der  besondem  Formen  der  Besitzergreiftmg, 
kann  den  Besitz  Tielmehr  ohne  weiteres  ergreifen. 

n.  Der  Zeit^tonkt ,  an  dem  der  Erbe  faktis<di  srän  Becht  ausftben  durfte, 
war  Eintritt  des  dreissigsten  Tags  nach  dem  Todesfälle. ")  In  der  Zin- 
schenzeit bliob  AQes  im  bisherigen  Zustande  unter  der  Hand  der  Wittwe. 

m.  Im  'vierzehnten  Jahrhundert  fing  man  an  aus  dem  römischen  Rechte 
die  Antretung  der  Erbschaft  her&berzunehmen,*)  welche  seitdem  mehr 
und  mehr  aufkam. 

IV.  Aus  dem  Nachlasse  scheiden  sich  nun  zunächst  aus  und  können  g^en 
den  weigernden  Erben  mit  Klage  erfordert  werden  alle  Stücke,  welche 
nicht  zum  Erbe  im  eigentlichen  Sinne  gehören  (§.  179.),  soweit  sie  einerseits 
vorhanden  sind  und  andrerseits  nicht  durch  Schulden  des  Erblassers  (num.  V.) 
aufgezehrt  werden.    Was  übrig  bleibt  bildet  die  Erbschaft 

Y.  Weil  der  Erbe  nicht  in  das  Becht  des  Verstorbenen  als  Nachfolger 
der  Person  eintritt,  sondern  Kraft  eines  ihm  selbststandig  zustehenden  Rechts 
haftete  er  nicht  nur  durchaus  nicht  mit  seinem  bereits  besessenen  Gute,  son- 
dern auch  nicht  mit  dem  Erbe 

9.  für  Schulden  des  Erblassers  aus  unrechten  Handlungen  oder  aus  Spiel,*) 
ausser  er  hätte  sich  verbürgt  oder  die  gestohlene  Sache  unter  sich  u.  dgl. 

b.  Er  ist  nicht  verpflichtet,  vom  Erblasser  übernommene  auf  das  Erbe  be^ 
zfigliche  Verpflichtungen  anzuerkennen  oder  zu  lösen.*) 

Er  muss  jedoch  haften   insoweit   die  Forderung  gegen   den  Erblasser   be- 


Bcher  inZeitechr.  f.  deutsch.  R.  V.  S.  205.  Ssp.in.  83.  §.  1.  Sachs.  Lehnr.  6.  §.  1. 
«Die  Yader  erft  uppe^n  sone  die  gewere  des  gades  mit  sament  deme  gude;  dar  umme 
ne  bedarf  die  sone  nicht,  dat  man  ime  des  vader  gut  bowise.**  S.sp.  I.  38.  (sofor- 
tige Transmission).  Besteht  nochem  Genussrecht,  so  kann  der  Oenuss  ausbleiben. 
Verm.  Ssp.  I.  24  pr.  „Wer  sein  gut  eime  verkouft  czu  seime  Leibe  —  stirbt  her, 
ee  denne  is  ime  ledig  war,  so  erbet  her  den  Anfall  uff  synen  nechsten."  Ssp.  I. 
28.  I.  29.  „An  egene  unde  an  huven  mach  sik  die  sasse  yersvigen  binnen  drittioh 
jaren  unde  jar  unde  dage  unde  er  nicht.  —  Dat  rike  unde  syavee  ne  mögen  sik  nüm- 
mer  yersvigen  an  irme  erve,  de  wüe  se't  getugen  mögen."  Vgl.  Siegel  8.  152  ff. 
Oben  §.  149. 

»)  Zusammenhängend  offenbar  mit  dem  Gultus  pro  defunctis,  jedoch  nicht,  wie 
Siegel  S.  157  meint,  weil  „die  Verstorbenen,  um  in  den  Zustand  der  Seligkeit  zu 
gelangen,  der  Oblationen  und  des  Fastens  der  Verwandten  bedürfen.**  Ihn  hat  das 
von  ihm  dt.  o.  22.  C.  XIII.  qu.  2.  verleitet,  das  sich  auf  den  Ablass  bezieht  Es 
kann  aber  Jemand  auch  ohne  noch  mit  Sündenstrafen  behaftet  zu  sein  sterben.  — 
Ssp.  I.  22.  §.  1.    Schwsp.  0.  25.  W. 

*)  KL  Keyserr.  U.  49. 

»)  Bsp.  L  6.  §.  2.  n.  17.  §.  1. 

«)  Ssp.  L  9.  §.  6.  III.  12.  §.  1.  2.  (Bürgschaft)  HI.  77.   1.     Vgl.  Schwsp.  c 

377.  W.  u.  a. 


^i6  Bw6h.  d.  PriTBireditB.  Y;  Kap.  §•  182; 

l^rüBdet  ist  durch   das  Yoiliandeiweiii  von  Sadieii^M  Naeblasse  oder  dessen 
Yerbesserung  (versio  in  rem),')  aber  niur  mit  der  fahrenden  Habe. 

YI.  Diese  im  Saohs0BB[Äegel  dem  deutschen  Prinzifie  dnrchans  entsprechend 
festgehaltenen  Gnindsfttse  haben  in  andern  Rechten  des  Mittelalters  auf  der 
Grondldge  des  römischen  Rechts,  das  bereits  in  mehren  Yolksrechten*)  eine 
mehr  oder  minder  unbedingte  Haftpflicht  des  Erben  herbeigeführt  hatte,  eine 
^lUmälige  und  Tdllige  Umänderung  erfahren.  Man  stellte  deü  Satz  der  Yer- 
haftung  allgemein  auf,*)   nahm  noch  einzelne  Fälle  aus,   liess  aber  aümSlig 


0  S8p.L  6.  §.  2.  Richtet. Landr.  c  10.  45.  YgL Siegel,  B.  182,  der  denSatznnr 
auf  den  ersten  Fall  bezieht  Ueber  den  Beweis  der  Schuld  Ssp.  I.  6«  §.  2.  {Ferts.). 
§.  3.  Svat  aver  en  man  weit,  des  ne  darf  man  in  nicht  inneren  mitgetüge,  of  de  man 
eines  getüges  wil  afgan,  unde  en  scüldeget  to  lantreohte  oder  to  lenrechte  umme  sine  wiis- 
cap;  der  sal  he  bekennen  xinde  lesten,  oder  besaken  unde  dar  Tore  sveren.  —  §.  4. 
Man  sal  ok  den  erren  gelden,  dat  man  deme  doden  scOldich  was.  —  §.  5.  Per  scolfc, 
die  de  man  selve  scüldich  is,  der  ne  darf  man  em  nicht  inneren,  he  sal  ir  bekennen 
oder  versaken.'^ 

^)  L.  Rip.  LXYn.  1.  „Si  quis  moriens  debitosus,  aut  testamenta  yenditionis  sea 
traditionis  aliqua  fecerit,  si  filios  aut  filias  non  relinquerit,  quicunque  de  parentibos 
suis,  quantnm  unus  solidus  valet,  m  hereditatem  acceperit,  rel  cui  weregildus  eius,  8i 
interfectns  fnisset,  legitime  obyeniebat,  omne  debitum  per  ipsum  soM  iudicatar,  et 
oittne  ffiotum  eius  idoneare  studeat,  aut  culpam  incurrat.^  L.  Burg.  LXY.  1.  „Si 
qua  mulier  yidua  filios  habens,  si  et  illa  et  filii  sui  cossionem  de  bonis  mariti,  qoi 
defunctus  est,  fecerint,  nullam  ex  debito  ipsius  repetitionem  aut  calumniam  patiantor. 
—  2.  Si  certe  praesumpserint  hereditatem,  debitum  patemum  simul  solvant.'^  L.  Yiai- 
goth.  Y.  6.  6.  „. .  .  .  Sin  autem  quodcunque  defunctus  reliquit,  et  maius  est  quod 
petitnr,  quam  quod  reliquisse  yidetur;  si  filii  eius  aut  propinqui,  aut  quieius  possident 
bona,  noluerint  pro  reatu  eius  Tel  debito  satisfaeere,  de  rebus  a  defunetö  dimmissiB 
non  morentur  petenti  faoere  cessioaem.^  —  L.  Lang.  Luitpr.  Y£.  4.  ^Sic  tarnen,  ut 
ai  a  creditoribus  pulsatus  fuerit,  praebeat  sacrantentum,  quod  de  rebus  patris,  aut  ma- 
iiis  suae,  si  ipea  in  mundio  patris  sui  mortua  fuerit,  nihil  apud  se  habeat,  nee  alicui 
oommendasset,  aut  abscondisset,  et  sit  absolutus.  £t  si  posteii  apud  eum  inventum 
fkierit  de  rebus  patemis,  componat  in  actogilt.^. 

^  Sohwsp.  c.  8.W.  „swer  erbe  nimt,  der  sol  ouch  ze  rehte  die  schulde  gelden 
die  der  t6te  man  dA  gelten  sol,  die  man  weiz.  unde  der  man  niht  enweiz,  die  soi  man 
erziugen  üf  dem  t6ten  manne  selbe  sibende.  hat  aber  der  t6te  man  der  gülte  vergeben 
Tor  den  liuten  dö  er  gesunt  was  oder  an  dem  tdtbette,  unde  mac  daz  der  selbe  dritte 
bezingen,  dem  er  cUi  gelten  solde,  s6  h4t  er  stn  guot  behebt,  unde  h&t  die  siben  ge- 
siuge  yerleit  Diupheit  noch  roup  noch  spil  noch  wuocher,  des  ist  nieman  scholdio 
för  den  andern  ze  gelten,  noh  ob  er  wider  dehein  gerihte  iht  getan  hftt.  Ist  aber  ein 
schulde  id  in  derziuget  an  die  die  ich  hie  yor  benennet  h&n,  die  erziugeten  schulde 
die  sullen  die  erben  dem  klager  unde  dem  rihter  büezen.  Ist  aber  dehein  schulde 
üf  den  t6ten  man  erziuget,  so  enbüezent  ouch  die  erben  niht.^  Ygl.  c.  10.  19.  54 
151. 28 7.  W.  --  El.  Eeyserr.  U.  49.  „Ein  iglich  mensche  sal  wissen,  daz  wer  erbe 
nimt,  daz  der  die  schulde  gelten  sal,  die  der  gelazzen  hat,  dez  erbe  er  nimt  wan  ist 
der  schulde  yil,  yn  dez  erbes  wenig,  ez  si  famd  gut  oder  ligende  gut,  ynd  griffet  er 
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för  alle  SchaMdn  «le  Hafbmg  eintreteii  und  kam  %zuletzt  za  dem<  rdtausehen 
ßatse,  das8  der  Erbe  als  Boleher  hafte  und  deshalb  der  Ha%flioht  nur 
entgehe,  wenn  er  mit  Y  erb  eh  alt  antrete. 

Yn.  Ist  durch  die  Schuldenzahlung  und  AbBonderung  das  reine  S^be  her- 
gestellt^ so  bleiben  entweder  die  mehren  Erben  gemeinsam  in  der  Gtowere 
mtzen  (Ganerben)^^)  oder  theilen.  Dies  geschah  nach  einem  ziemlich  all- 
gemeinen  Gebrauche  durch  Anfertigen  der  Theile  (Lo  ose)  Seitens  des 
Aeltesten  und  das  Küren  abseitens  des  Jüngsten.  ^^ 

VIH.  Yerloren  ging  das  Erbrecht 

a.  durch  Yerzicht,  welcher  in  der  Zustimmung  zu  Yergabungen  (§.  180  f.) 
in  der  Abfindung  von  Kindern  (§.  173.)  lag  und  später  auch  in  der  Form  des 
Erb  Vertrags  aufkam; 

b.  durch  Ermordung  des  Erblassers ;  ^^ 

c.  durch  eigenmächtige  Ergreifung  des  Gutes  bei  Lebzeiten  des  Erb- 
lassers. ^') 

d.  Nach  manchen  Rechten  durch  Yerheirathung  der  Tochter  gegen  der 
Eltern  Willen  oder  mit  Nichtbürgem.  **) 


es  icht  an,  ym  zu  haben;  er  ist  die  schulde  zumale  schuldig  zu  gelden,  er  tu  ez  dan 
mit  usgescheiden  dingen,  als  es  der  keiser  hat  gesatzt.  Sint  in  des  riches  recht  stet 
gase. :  alles  daz  du  tust,  daz  salt  du  wislig  tan,  ynd  salt  dez  endes  warten.^  Ygl.  auch 
II.  89.  Goslar.  Stat.  (Kraut  §.  185.  n.  17.  21.).  A.  Culm.  Recht  4.  91.  „ßtir- 
bet  eyner  und  lessit  steende  eygen  bynnen  wycbilde  und  andirs  keyn  gut,  wer  sich 
des  erbis  undirwyndet  alse  eyn  erbname,  der  mus  des  toden  redliche  schult  gelden 
und  betzalen.*^    YgL  Brunn  er  Schö£fenb.  art.  362.    Prag  er  Rechts  b.  art.  5.  6.  u.a. 

*^  Ssp.  I.  12.  Yerm.  Ssp.  I.  42.  1.  u.  a.  Vgl  §.  178  über  die  communio 
bonorum  prorogata. 

")  Ssp.  ni.  29.  §.  2.  Schwsp.  c.  26.  W.  Sftchs.  'Wöichb.  art.  26.  §.2.  Dan. 
Ruprechts  Rechtsb.  I.  23.    Brünner  R.  art.  348. 

^*)  Ssp.  m.  84.  §.  3.  „Bodet  ok  en  man  sinen  vader  oder  sinen  bnider  oder 
sinen  mach  oder  jemanne,  des  egenes  oder  lenes  he  wardende  is,  al  sine  wardunge 
hevet  he  verloren;  he  ne  duH  in  notwerunge  sins  lives,  unde  die  not  uppe  den  doden 
beredet  werde,  oder  he  ne  du^t  unwetene  so  dat  it  geschi  ane  sinen  dank.*^  Andere 
Stellen  bei  Siegel  S.  129. 

^^)  Ssp.  in.  84.  §.  1.  „Svie  deme  anderen  gut  geweldichliken  nlmt  bit  an  jenes 
dot,  alle  recht  hevet  he  an  deme  gude  verloren,  dat  ime  an  deme  gude  irsterven 
mochte  nach  jenes  dode."     Oesterr.  Landr.  74. 

**)  Siehe  die  Citate  bei  Siegel  S.  130,  und  Stadtr.  v.  Wien  v.  1221  §.  43. 
^StatuimuB  etiam,  quod  quicunque  civium  moriatur  si  uxorem  habeat  vel  liberos,  judex 
«e  non  intromittat  de  bonis  vel  de  domo  ip6ius,  sed  sint  in  potestate  nxoris  et  libero- 
Tum.  In  arbitrio  quoque  sit  vidue,  non  nubere  vel  nubere  cuicunque  velit,  quod  nemo 
In  aliquid  habeat  facere,  dummodo  nubat  civi  et  non  militi.  Si  vero  militem  duxerit, 
persona  sua  et  res  in  gratia  et  voluntate  nosira  persistat.  Id  ipsum  etiam  statuimus 
de  filia  vel  nepte  cuiuslibet  civium,  qnod  est  de  vidua.'^  Ygl.  Wiener  v.  1244. 
Baimbürg  (Meiller  S.  136.  144). 
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e.  Nach  numohen  Siadtreebten  dvroii  dem  Nidttibesiiz  des  BörgenechtB,  so 
dass  entweder  ein  fremder  Erbe  Bürger  -werden  oder  das  Erbe  an  einen 
Bürger  abtreten  mnsste.^') 

Hiersu  nahm  man  bereits  früh  die  Enterbnngsgründe  des  romischen  Bechts 
mit  mancherlei  Modifikationen  auf.  Jene  altem  Ursachen,  ans  denen  das 
Erbrecht  fortfiel  oder  das  Erbe  wieder  entzogen  werden  konnte,  fielen  mehr 
nnd  mehr  fort  oder  haben  sich  nnr  in  Nachwirkungen  (Recht  der  Ekktertnmg 
Yom  ganzen  Pflichttheile  oder  einer  Quote  desselben,  Abschoss  u.  dgl.)  bis 
auf  die  neuesten  Zeiten  erhalten. 

§,  183, 
Y.   Recht  auf  erbloses  Gut. 

I.  Erscheint  keine  Person  als  Erbe,  so  muss  der  Richter  in  seine  Obhut 
nehmen  den  ganzen  Nachlass.  Yon  ihm  ist  alles  zu  entrichten,  was  auch 
der  Erbe  entrichten  muss,  so  dass  man  gegen  den  Richter  dieserhalb  die 
Sache,  Schuld  etc.  mit  Klage  zu  fordern  vermag.^)  Der  Richter  hält  Jahr 
und  Tag  die  fahrende  Habe,  dreissig  Jahre  die  liegende  (s.  Oben  §•  148.) 
unyerthan  in  seiner  Hand.  Innerhalb  dieser  Fristen  erhält  der  sich  aus- 
weisende Erbe  die  Sache.  ^ 

n.  Läuft;  die  Frist  fruchtlos  ab,  so  wird  das  erbenlose  Gut  eingezogen 
entweder 

a.  Yom  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit^  (Konig,  Graf  u.  s.  w.)  ganz  in 
seinen  Nutzen,  oder 


^^)  Siadtr.  yon  Enns  t.  1216  (Gaupp.  U.  220.)  §.  15.  16.  „Si  yero  is  qoi 
moritor  non  habet  uxorem  vel  liberos,  in  ordiaatione  ipsins  eonsistaiii  bona  sna.  — 
Qaod  si  deeesserit  absque  testamento  et  ordinaüone  remin  suamm,  bona  sua  smt 
proximi  heredis  sui,  d  idem  heres  locatos  sit  infra  terminos  ducis.  8i  yero  heres  nt 
eztraneoB,  bononun  snonun  pars  dimidia  cedat  in  usum  ducis,  reliqoa  sit  heredis." 
Wien  T.  1221.  §§.  44.  45.  stimmt  genau  bis  auf  die  Folge  „.  .  si  vero  heres  sit  ex- 
traneus,  nichil  cedat  ei  nisi  se  stabiliter  transferat  in  nostras  dvitateB 
vel  super  alia  bona  nostra  in  Austria,  sed  omnia  nobis  cedant.*' 

^)  Riohtst.  Landr.  c.  27.  §.  2.  ^So  wage,  na  deme  dat  erfeigens  recht 
jegen  de  eryen  unde  jegen  den  richter  si,  dat  me  sie  binnen  druttich  jaren  nicht 
Torswigen  möge.**  —  Bachsp.  I.  28.  Schwsp.  c.  372.  —  Ssp.U.  €0.  §.2.  Schwsp. 
0.  367.  n.  L. 

^  Siegel  S.  204.  folgert  aus  Ssp.  I.  28.  (,,Bint  kore't  de  richter  in  sinen  nut") 
dass  der  erbe  auch  die  inzwischen  erwachsenen  Nutzungen  bekomme.  Mir  scheint 
dies  nicht,  weil  es  dem  Prinzip  des  deutschen  Bechts  (§.  147.)  nicht  entspricht;  aus 
der  Stelle  lässt  sich  nicht  folgern,  da  das  i  t  sich  offenbar  auf  das  gut  bezieht  imd  der 
Nachdruck  auf  sinen  liegt. 

«)  Ssp.  L  28.  m.  80.  §.  1.  —  Vgl  m.  56.  §.3.    Verm.Ssp.  I.  20.  pr.  S»cha 
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b.  dasselbe  wird  getheilt.  Dies  geschieht  bald  so,  dass  man  drei  Quoten 
macht:  eine  für  die  Seele  (pro  remedio  animae  d.  h.  ad  piam  causam,. 
Arme  n.  s.  w.),  eine  für  den  Herrn  der  Stadt,  eine  für  die  Stadt- 
befestignng,*)  —  ad  piam  causam,  für  kirchliche  und  städtische 
Zwecke,  den  Richter,^)  —  bald  auch  nur  zwei,'}  oder  es  wird 

c.  bald  endlich  das  ganze  Gut  zu  einem  milden  Zwecke  yerwendet.^ 
Jm  Laufs  der  Zeit  trat  aber  in  den  Städten   die  Richtung  ein,   das  Gut 

ganz  für  städtische  Zwecke  zu  verwenden,*)  während  in  den  spätem  Landes- 
gesetzen die  verschiedenen  Zwecke  noch  vielfach  nebeneinander  massgebend 
blieben. 


Weichb.  art.  LVllI.  D.  ,,Ab  eyn  erbe  stirbet,  dosich  nymant  znziet  yn  jareonde 
yntage,  dasgevellet  an  dykoningliohe  gewalt.*'  Mag  d  e  b.  Rechtsmitth.  an  Bres- 
lau ▼.  1261  §.41.  (Gaupp  S.  238.)  und  Görlitz  y.  1304.  (das.  S.  293.)  §.  67.  fast 
wörtlich  gleichlautend.  El.  Eeyserr.  II.  95.  setzt  nur  den  keyser.  —  Ssp«  III,  56. 
§.  3.  „Sin  (des  vronebode)  recht  is  ok  die  tegede  man  den  man  verdelen  sal,  dat 
he  ine  to  losene  du.  Ünde  svar  en  gut  ervelos  irstirft  von  manne  oder  von  wive,  dat 
ertotadelege  kom  is  sin,  unde  des  mannes  dagelike  kleidere.^  An  den  Richter  (Könige 
Landesherm)  auch  nach  Schwsp.  c.  29.  (König)  30  (St'adtherr)  u.  a.  Enns  und 
"Wien  (vgl.  die  nota  15.  des  vorherg.  §.).  Enns  §.  17.  (des  dort  verstorbenen 
Fremden).  InnsbruckerR.  v.  1239  §.20.  (Si  sine  haeredibus  deoesserit,  omnia  bona 
sna  praeter  testamentum  animae  suae  in  nostram  transibunt  potestatem.).  Stadtr.  von 
Hagenaa  (war  Reichsstadt /also  König)  v.  1164  §.  3. 

*)  Freibnrg  R.  v.  1120.  §.  4.  Rodel  §.  24.  Verf.  §.  1.;  Freiburg  i.  üechtL 
V.  1249  §.  26.  (die  erste  pro  deo).  Burgdorf  er  Handfeste  v.  1316  §.  61.  Brün- 
ner  Stadtr.  art.  32.  aber  nur  fQr  das  Yermögen  des  erbenlos  verstorbenen  Frem- 
den, es  ist  sehr  präds ;  IglauerR.  art.  3.;  (T  oma  seh  ekS.  204)  mit  der  Modifikation^ 
dass  es  Vsproanima,  Vs  ftd  vias  et  pontes,  V>  ad  negooia  civitatis  verwendet. 

»)  Berner  Handf.  v.  1218  §.  51.  Braunschw.  Stat.  11.  89  (7$  der  Kirche» 
Vs  den  Armen,  */»  dem  Vogt). 

•)  Wiener  R.  v.  1221  §.  46.  fftr  Fremde,  die  dort  versterben  zu  Vs  der  Stadt 
Vs  pro  anima.    Dass.  v.  1278  u.  1340;  ebenso  Wiener-Neustadt  c.  81. 

')  Ennsv.  1212  mit  dem  erbenlosen  Oute  eines  Verbannten. 

*)  liübeok.  R.  n.  2.  14.  Anfangs  gehörte  es  dem  König  (Hach  S.  172.),  dann 
zur  Hälfte  diesem  und  zur  Hälfte  der  Stadt  (das.  Cod.  I.  19.  n.  26.). 
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REGISTER. 

Die  freistehenden  Zahlen  weisen  anf  dteSeiten,  die  hinter  demKomma  auf  dJeHoton. 
NB.  Zieht  sich  eine  Materie  durch  mehre  Seiten,  so  ist  nur  die  erste  angegeben. 


Absondening  der  Kinder  497. 

Achen  161. 

Abendmahlsprobe  391. 

Accise  207. 

Acht,  heimliche  324,  offene  362. 
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Alodifikation  281,  8. 

Althing  36,  1. 
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AltersTormnndschaft  501. 

Alifürstliche  Häuser  271. 
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ritorien 279. 

Amtleute,  Amtmänner  205. 

Andechs  151,  5. 

Andlo,  Peter  Ton  146. 

Aneignung  432. 

Anen  229,  1  fL 

Anevang,  anevangen,  anfluigen  448  ffi 

Aogelsadisen  71. 

Anhalt  151,  5. 

Annahme  an  Eindesstatt  494. 
Anschlag  187. 
Ansegisus  72. 
Ansiedinngen,  älteste  19. 


Antiqua,  westgoth.  62,  2. 
Antrustionen  82. 
Antwort  365.     . 
Anwachs  484. 
Anweisung  481. 
Apocrisiarius  91. 
Appellation  398. 

—  ad  curiam  Bomanam  240,  9. 
Appellationsgericht  335. 
Aquitani^i  47. 
Archicapellanus  91. 
Arimanni  107. 

Arnsberg  Grafen  t.  151,  5. 

Arrha  468. 

Arumaeus,  Dominicas  26^ 

Attila  44. 

Auetor  yetus  de  benefioüs  137. 

Angebot  zum  Heere  105.  s.  Eriogswesen. 

AnflasBung  436. 

Auftrag  480. 

Aufzeichnung  der  ürtheile  898. 

Augensohem  380. 

Augsburg  129. 

Augsburgisohe  Confession   243.   246. 

—  Beligionsfrieden  243. 
Augustus  264. 

Ausstattung,  Aussteuer  491. 
Austräge  336. 

Austrasia  47. 

Austria  50. 

Ayaren,  ayarische  Mark.  das. 

Baden  149  Note.  151,  5.  Landreoht  258. 

Bahrgericht,  Bahrprobe  891. 

Bajoarii  44.  * 

Baiem  an  die  Franken  47.  Herzog.  151' 

Churfärst.  160.  Landesordnung  126. 

Landrecht  125,  258. 
Balemunden  505. 
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Bank,  adelige,  gelekrte  852. 
Bonn  81.  s.  EQnig,  G»£ 
Bargildi  94,  4. 
Baro  222. 
^    Basel  248.  Note. 
Banem  182,  B.-Sprachen  127,  Stand  287. 
Bayer,  Georg  2fi2. 
Beden  207. 

Befeetigimgcn  205,  1. 
Begnadigongsreoht  819. 
BeisoUaf,  Folgen  485. 
Beklagter  857,  1. 
Belgica  40. 
BenedictoB  Leyita  73. 
Beneficia  86. 
Bentink  268,  4. 

Berg,  Gra&ch.  Bitter-  u.  Landr«  125. 
Beigelohli  484. 
Berggesetze  124. 
Bergregal  189,  16. 
Bern  127. 
Bemfong  332. 
Besangon  267,  1. 
Besoholten  am  Rechte  413. 
Besitz;  Bedeutung  420,  dreitägiger  438; 
besitten,  besitzen  401,  4;  —  Klagen 
429^  —  Recht  430,  —  reohtmftssiger 
427.  —  Störung  472. 
JBeaitznehniung  der  Territor.  194. 
Bestandyertrag  478. 

Beweis,    beweisen,   Beweisung  878;  — 
Recht,  Satz  894,  der  Forderungen  457. 
Bienenschwftrme  483. 
Biei^elden  238. 
Bischöfe,  Grafenamt  147. 
Blume  d.  Kagd.  Rechts,  des  Saoh8ensp.l42* 
Blutbann  der  Landesherm  195. 
Bdhmen  51.  124,  1,  8,  4.  153,  9.  Ohnr^ 
würde  160.  269,  7.  Gerichte  810,  9. 
Landesordn.  125, 12.  Stadtrechte  180. 
Tribut  186,  9.  ünterthanenschaft  196. 
Bom&uauB  78. 
Bmud  ircn  Tierstede  140» 
Brandenburg  180. 150,  4.  151,  5.  809,  3. 
Churwürde  159.  Lftnderzuwachs  249. 
Note.    251.  Note.    Futerthanensohaft 
196. 
Bront,  Sebastian  261. 


Braunschweig-Lüneb.  151,  5.  250, 14.269. 
Brautsehats  491. 

Bremen  151,  5. 

Breyiarinm  Alario.  64. 

Breslau  130. 

Briefe  888. 

Brixen  151,  5.  251  Kote. 

Br&nn  131. 

Buch,  Johann  von,   184.  140.  Niko- 
laus Ton  das. 

Büi^erliche  Ehre  412. 

Bürgerl.  Tod  413. 

Bürgerstand  286. 

Bifa^sehaft  459 ,  zu  gesammter  Hand  468. 

Bulla  auyea  Earoli  lY.  122. 

Bundesakte,  deutsche,  291. 

Bundesrersammlung  292,  Wiederherstel- 
lung 294. 

Burggrafen  152.  155.  218. 

Burgund  42.  47. 

Busme,  Busen,  Brust  27. 

ButiculariuB  90. 

Cambium  481. 

Camerarius  90.  205. 

Cammergericht  s.  Eammergericht. 

Oampio  386. 

Campus  madius,  martius  92. 

Cancellarius  91. 

Ganonisohes  Recht  118. 

Capellanus  204. 

Oapitastrum,  capitatio  88. 

Oapitula  Remedii  66,  6. 

Oapitularia  71. 

Castellanus  204. 

Oastra  96. 

Causae  ecdesiasticae  240,  9.  minores  801. 

Oautela  141. 

Cechen  44. 

Census  89,  5.  areamm,  domorum  186. 

Centene  22.  95. 

Ceraecensuales  109. 

Cerarii  das. 

Chamfwtc  885. 

Ghiemsee  151,  5. 

Ohlodio,  Chlogio  45. 

Ohlodowech,  Chlcdvig  46. 

Christenthum  Einfluss    auf  die   Rechts- 
bildung  76. 
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Canr  267,  1. 

OhnipfiUz.  Landreoht  258.  «.  Plirix. 

Codex  Oarolinus  74,  2. 

Code  Napoleon  259. 

Cöliil27.  Erzbi8ohofl59.  Beohi8ordiL258. 

GoUecta  185,  7.  207. 

GoUegien  des  BeiohstiigB  270. 

GolonuB  109.  113. 

G(Miiee  77.  paliOü  91.  stoboli  90.  tenni- 

nalis  96. 
Comitatns  89.  77. 
Gonnnendation  86.  106.  109. 
Gommissions-Deeret  278. 
Commnnw)  bononim  498.   prorogata  497. 
CommnmtaieB  ciyitatiim  178,  208  fL 

—  Tasalloniiii  202. 
Gompositio  298. 
GonGiliiim  86,  1. 
GondnBnm  imperii  278. 
Gonoordate  128.  240,  9. 
Concordia  de  «ingnH^  canaiB  68,  6. 
Gonoabinat  499. 

Gonduoins  207. 

Gonfisoation  86,  19.  89. 

Conjuratores  867. 

Gonring,  Hennann  262. 

Gonscripbon  281. 

Gonfliliarii  205. 

Golisiliiim  des  ESings  92. 

Gonsistorinm  das. 

Gonsnetado  54,  1. 

GonsuleB  219. 

Gontingenie  122. 

GonTentns  pnblioi  98. 

Gonyentos  (der  Abteien)  198. 

Gonyiva  regis  76. 

Gorelation  278. 

GorpQS  GaÖ&oliconim,  Eyangelioonini  das. 

—  jniis  119. 
Gnbioalarius  89. 

Golm  180,  Handfeste  125. 
Gmiatstimme  272. 
Dftnen  51. 
Dapifer  90,  203. 
Darlehen  479. 
Deoanns  22,  7.  96. 
Defensor  101. 
Delegation  481. 


Denarins  s.  Spfaih«  468. 

Deputationen  des  BeiohB  278. 

Depatations-Haupt-Sohlnss  250. 

Desiderins  50. 

Deutsobe  Stämme  18. 

Diotamen  146. 

Diebaklage  449. 

Dienstlente  234. 

Dienstreoht  131. 

Dietriohstein  267,  1.  268,  2. 

Diffidare,  diffidatio  177,  5. 

Dingliohe  Rechte  447. 

Directorium  im  Reichstage  270. 

Distinotionen,  Buch  der,  144. 

Dithmaraer  Landr.  125. 

Dörfer  19. 

Domänen  88. 

Domininm  154.  direotnm,  nlfle  426. 

Dominus  424.  terrae  154. 

Dortmund  129. 

Dos  491. 

Dotalitinm  492. 

Drangeid,  Drau^eld  474. 

DreÜEÖnigsbOndniss  298. 

Dnees  96.    * 

DneU  885. 

Dnrdbsohlachteigen  422. 

Dynasta  154.  172.  195. 

Ea  23,  2.  24^  1. 

Bbenbfirtigkeit  229.  417.  508. 

Eehtes  ding  801. 

EobÜosigkeit  418. 

Edele  late  222. 

Ediotom  Athalarici  68. 

—  Theodorici  das. 
Eger  128. 
Eg^nberg  268,  2. 

Ehe  24.    Folgen  der  484. 
-^  der  Könige  78,  1. 

—  zur  linken  Hand  500. 
Ehehafien  859.  395» 
Eheliohkeit  507. 

Ehemann,  Steüimg  smn  9huieag:iile  486. 

£»iestiftang,  Ehevertrag  498. 

Ehre  412.  469. 

Ehrlosigkeit  414. 

Eid,  Ablegnng  867. 

Eideshelfer  367.  871. 
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Eigwi  422. 
*  Eigengerichte  31S^ 
Eigenmachft  2d8. 

Eigenthum  20.  420.  424.  ge&eitteB  425. 
Eigenthuniflerwerb  491.  -^^  Klage  447. 
Eigne  Leute  285. 
Elke  Ton  Bepgowe  183. 
Eineid  367.  871. 
Eingebrachtes  487. 
Einkindschaft  497.. 
Einkünfte  des  Königs  184. 

—  der  Landesherm  206. 
Einlager,  Einreiten  400.  469. 
Eintragung  442. 
Einwfimderung  75. 
Einweisung  400. 

Einwio  385. 

Einwohner  der  Territoika  194. 

Einzelhöfe  19. 

Eisenach  128.  144. 

Electus  Imperator  264. 

filtern,  Erbrecht  516. 

Emancipatio  saxonica  495. 

Empfehlung  480. 

Engem  50,  4. 

Enns  128. 

Erbamter  des  Reichs  168. 

Erbare  lüte  222. 

Erbe  422.  517.  nädister  521. 

—  Antritt   des    526,     Haftpflicht   527; 
Theilung,  Verlust  529. 

Erbfolge  512. 

—  in  F&rstenth&nem  198,   in  das  K5^ 
nigthum  78. 

Erbgut  509.  521. 

firbliehkeit  der  Qra&ohaft  147. 

—  dar  Königswilrde  85. 

—  der  Marlq^afechaft  150. 
Erbloses  Out  530. 
Erbrertrag  526. 

Erbverzicht  adeliger  Töchter  285. 

Erfiurt  128.    Parlament  298. 

Erhebung  in  den  Adel  286« 

Errungenschaft  487. 

Ers^eburt  511,  10. 

Erwerb  von  Immobilien  485,  Mobüien  4M 

—  ans  erster  Haad  481« 
SnOUnter  167. 


Erzkanzler  167. 

Erzschatzmeister  269. 

Essendes  Pfand  465. 

Ewa  28,  2.  24,  1. 

Examen  omois  etc.  892. 

Exeontion  899. 

Executionsordnnng  254« 

Execntionsrecess  246. 

Exoniare  885,  8. 

JFahnlehen  170.  280. 

Fahrende  Habe,    Fahmiss  421;    Klag^ 

darauf  448. 
Familia  84. 
Fehde  176.  298. 
Fehmgeriolit  s.  Yehmgeridii 
Feldgemeinsöhaft  22. 
Festttca  487. 
Feuerprobe  891. 
Fideicommis  526. 
FideUtät  84. 

Finanzwesen  s.  Einkünfte,  SteaeiB  u.  a. 
Finden  488. 
Fischerei  454. 
Forestum  152,  8. 
Formelbacher  146.  261. 
Formelsammlungen  73. 1  zur  Lonbarda  69* 
Formularien  261. 
Franconia  47,  9. 

Franken  15. 42. 107.  Herzogth.  149. 151,  5. 
Frankfurt  am  Main  128.  161. 
FrSnkisohe  Stadtrechte  128. 
Frankreich  erwirbt  deuisdio  Lftnder  250, 

14,  16. 
Franz  n.  288. 

Frau,  yermögensreohil.  SteOung  484. 
Frauengut  das. 
Fraukauf  25. 

Freda,  fredum,  fredus  81.  89.  899. 
Freiburg  i.  B.  127,  imÜchtUmde  127,  8. 
Freie,  Freiheit  29.  82.  88.  107.  Tollkom* 

men  228  ff.   Bedeutung  der  F.  im 

Priratrechte  410.   Beweis  der  F.  874. 
Freier  Herr  154.  229. 
Freigelassene  88. 
Freigeiichte  819. 
Freigraf  319.  826. 
Freiheitsbriefe  österreioh.  128. 
Fraikaof  115. 
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Be^kr. 


FreUassnng  HS.  115. 

FreiBchaffe  349. 

Fremde  56. 

Friaul  51. 

Friede  23.  besonderer  80« 

—  Wiricen  des  bei  der  AuüaflBniig  441. 
FriedeDBbüoher  127. 
Frledensgeld  81. 

Friedrioh  I.  121 ;  11.  121.  155. 

Friesen  42.  152.  Bedite  125. 

friste  359. 

Frohnbote  350. 

FrAchte  431.  460.  467.  475. 

Fürsprecher  346. 

Fürst  170.  228  ff.  Gerkhisstand  331. 

Fürsienamt,  Theilimg  192.   Erbfolge  193. 

Fürsiencongress  zu  Berlin  293. 

Fürst-Prindpal-Commissariiis  273. 

Fusskneohtsbestallnng  235. 

Cianerben  529. 

Oau  22.  77.  94.  148  ff. 

Gebotene  Dinge  37.  355. 

GebnrtBstände  221.  285. 

Gedinge  456. 

Gefohr  465.  474. 

Gefbige  des  KBnigs  83. 

Gefolgschaft  39. 

Geheimer  Bath  279. 

Geisel  439. 

Geistliche,  Erbrecht  511. 

—  Bank  272. 

—  Gerichte  401. 

—  Jurisdiction  ü.Eyangel.  245.  247f.Note. 

—  Naehlass  derselben  190. 

—  BeichsfOrsten  230. 

—  Territorien  191. 
,  —  8.  Kirche. 

Geistlicher  Yorbehatt  8.  Besenr.  ecd. 

Geloben  456« 

Gemeinbeedieide  254. 

Qememde  19.  22.  297. 

Gemeine  Ehre  412. 

Gemeiner  Tod  466.  • 

Gemeines  Becht  117. 

Genoss,  üebergenoss,  üngenoss  418. 

Genossenschaft  der  Gbttten  485. 

Gerade  421.  519. 

Gereide,  Gereide  Gut  421. 


Gericht.  Hegnng  366.  Ort  354.  Sperteb 

191.  Tage  197. Zeit 355.  s^Kammeig. 

Landger.  BeichshofiraiJi  n.  a. 
Gerichte,  geisäich«  401« 
Gieriohilioher  Absdhhms  ron  Yertrftgen  457. 
Gerichtsformeln  142,  9. 
GMchtsordnnngen  der  Territorien  257. 
Gerichtsschreiber  350.  353. 
Gerichtsstand  der  Freien  301.  307.  809. 

314.  326  ff.  Fürsten  230«  331.  339. 

Unfreien  301.  310.  313.  332. 
Geriöhtszeugniss  380. 
GermAg^  27. 
Germanen  12  ff. 
Germania,  rßm.  Prorinzen  40. 
Gerüchte  412. 
Gesamint  urteil  12i,  3. 
Gesammtbürgschaft  98.  462. 
Gesammteigenthum  426. 
Geschftfte  526. 
Geschenke  an  den  Kdnig  89. 
Geschlechts-Yormundschaft  504 ,  —  Yor- 

zug  im  Erbe  508. 
Geschwister,  Erbrecht  516. 
Gesellschaft  482. 

Gesetze  des  Beichs,  Abfassung  120. 
Geten  14. 

GeÜieiltes  Eigenthum  426. 
Getreue  des  Kfinigs  83. 
Getüoh  371,  19. 
Gewährleistung  452. 
Gewfire  426,  Arten  427. 
Geweihter  Bissen  391. 
Gewohnheit  18.  116. 
Gilden  213. 
Glossa  zur  Lombarda  69.   Malbergisohe 

59.  zu  Sachsensp.  140.  zum  Weioh- 

büdrechte  142,  9. 
Görlitzer  Land-Lehnrecht  137. 
Gk>graTiatas  818. 
Goldene  BuUe  Karls  lY.  193. 
Goslar  130. 

Gk>thaer  Yersammlung  298. 
Gothen  42. 
GbttesMede  176. 
Gottesofttiea  884. 
Gottheiten  der  Germanen  17. 
Graf  grafio  77.  94. 


lUfiiier. 
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Qrafeniimi,  Erblichkeit  147. 

Grafenbänke  272. 

Grafengericht  301. 

Gra&chaftsverfaasung  77.  94.  148. 

Grosse  frank.  108. 

Grundbesitz  20.  23.  Bedeutung  für  d.  5ff. 

Becht  419.  Beweis  374.  Einfluss  auf 

die  Bechtsbüdung  407. 
Grondeigenthum,  Erbrecht  509. 
Grondberr,  Pfändungsrecht  472. 
Gnindreobte,  deutsche,  293. 
Gmndruhrecht  434. 
Grundsteuer  88.  s.  Steuern. 
Grundzinsen  207. 
«Gülte,  GiUtenkauf  476. 
GKlterabtretung  459. 
Gütergemeinschaft  493. 
Hadrian  L  P.  50.  78. 
Haftpflicht  aus  Verträgen  458. 
Halberstadt  151,  5. 
Halbfreie  113. 
Halle  130. 
Hamburg  129. 
Hantgemal  231. 
Hanthafte  That  350. 
Hantveste  384,  3. 
Hauptsachen  423. 
HausMede  103,  19. 
Hauskinder,  Stellung  496. 
Hausmarke  231.  435,  1. 
Hausrath  421. 

Heerbann  96.  103.  180  ff.  s.  Kriegswesen. 
Heergeräthe,  Heergewäte  421.  518. 
Heimsteuer  491. 
Heliand  74. 

Hennebergische  Landesordnung  258. 
Herminonen  14. 
Herr  229.  424. 
Herrenhof  152. 

Herzog  38.  93.  97.  148.  817  ff» 
Hessen  128.  Landesordn.  126. 
Heuer  478. 
Hildesheim  151,  5. 
HinderungsgrOnde  359. 
Hintersassen  195. 

Hollünter  89.  208.  8.  Ens*  Erb-Aemt«. 
Hofdecret  273. 
Hofesspeise  520. 


Hofhaltung  84.  204. 

Hofgericht  313. 

Hofinarchia  201,  7. 

Hofrechte  131. 

Hofrichter  330. 

Hoftage  175.  196.  201. 

Hohenlohe  151,  5. 

HohenKoUem  268,  2. 

Hoheit  ü.  d.  Territor.  191.  279. 

Holstein  151 ,  5.  Stadtrechte  130. 

Homo  85. 

Hospitalitas  75. 

Hülfsbeamte  im  Gerichte  346. 

Httlde  194,  9. 

Hundertschaften  22. 

Hunne,  hundasi  95. 

Hunnen  43. 

Jagdrecht  454. 

Jahr  und  Tag  443,  3. 

Iglau  124,  4.  131. 

Blustris  222. 

Immunitäten  98.  301. 

Imperatorische  Gewalt  des  fränk.  KOmgs  7  9. 

Imperium  mundi  165. 

Indiotio  88. 

Indigenat  94,  2. 

Inferenda  96,  15. 

IngäTonen  14. 

Ingenuus  83,  7.  107. 

Ingethum  421. 

Inhaftnahme  394.  399. 

Innungen  213. 

Insula  nata  434. 

Interim  von  1850.  294. 

Intertiare  451,  14. 

Investitur  437. 

Johann,  Erzherzog,  298. 

IscäTonen,  Istavonen  14. 

Itio  in  partes  273.  341,  29,  30. 

Juden  128,  17.  129.  188.  PriTÜegien  124. 

Judex  für  Graf  77. 

—  in  den  Immunitäten  103. 

—  euriae  330. 

—  fiscalis,  palatii  94. 

—  proyincialis  198.  220. 
Judicium  dei  384  ff. 
Jülich,  LBndrecht  258. 
JQngBter  Beichsabechied  273. 
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Begifltor. 


Jitoiores  92. 

Jura  in  re  aliena  447. 

—  regalia  s.  Begalien. 
Jnrati  219. 
JuiiBtenfainiltät  386. 
Joristenstand  237. 
Jus  adcapihilandi  241. 

—  curiae  813. 

—  spolü  190. 
JustitiariuB  curiae  380* 
Jostitia  Lubicensis  180. 
Kfimpe,  Kämpfer  886.     . 
K&mthen  149. 

Kaiser 51. 162.  Wahl268.29S.  WürdellS. 
Kaiserliches  Recht  119. 
Kaiserrecht  kleines  146. 
Kanunerboten  184. 
Kammergericht  276.  382.  886. 

—  Ordnung  128. 
Kammerkneohte  188,  13. 
Kammerrichter  887. 
Kammerziele  276.  389. 
Kansler  846. 
Kapitularien  71. 
Kapitel  192.  198. 
Kapitelstage  824. 

Karl  d.  a.  49  ff:  MarteU  48. 

Kastenvogt  102. 

Kauf  474. 

Kelten  13. 

Ketseigesetze  122. 

Kirche,  ihr  Recht  56.  64,  8.  BioflittB 
112.  Stellung  87.  266. 

Kirchengut  98  iL 

Kistenpfand  465. 

Klagbarkeit  der  Forderungen  456. 

Klage  um  £igenthum,  bewegt  447,  uh 
bewegl.  448. 

Klage,  Kläger  857,  1. 

Klagstellung  859  iL 

Kienkok  Johann  136,  14. 

Klerus,  sein  Recht  56. 

Knecht,  Knechtschaft  34.  110£  mSohiild 
458. 

K&ln  Erzb.  von  817  £ 

König  34.  76.  79.  dessen  Bann  8t.  801. 
305.  815.  Einkünfte  68.  s.  Ein- 
künfte,  StesMU  «.  a.  Friede  7J. 


80.  Kröanng  78.  161.  Reeht  79, 
7.  161.  Richter  164,  12.831.  Stel- 
lung 163  iL  Wahl  159. 

K5nig  als  Richter  80.  803.  329. 

Kop&teuer  88. 

Kreise  274.  Birectoren  275.  Tage  das. 

Kriegswesen  88.  108.  180.  205.  275. 281. 

Kreuzurtheil  891. 

Kundliche  Schuld  478. 

Kunkelmftge  27. 

Kurfürsten,  Knramt,  Kurwürde  159.  167. 
269.  Stimme  161,  8.  Stellung  289  IL 
270. 

Kurlande,  untheflbar  193.  TJnterthanen  198. 

Ladung  357. 

Landding  197. 

Landes-Aemter  204,  Erbftmter  228. 

—  Herr.  194.  191  ff.  304  ff". 
Landesherriichkeit,  Landeshoheit  154. 279. 
Landesordnungen  125.  256. 

—  Regierung  279. 

Landfrieden  177  t  Ewiger  179.  258. 

Landgerichte  304.  814. 

Landmarschall  197.  204. 

Landrechte  124.  258. 

Landsassen,    landsetten    195.    281.   284. 

f^eie  235. 
LsAdstände  197  ff.  279. 
Landtage  197.  201.  203. 
Landtagsabsohied  das. 
Landrogt  152.  220. 
Langebarden  45. 
Laupen  127,  8. 
Lausitz  150,  4. 
Larant  151,  5. 
Layeasinegel  261. 
Lazzen,  lazzi  34.  118. 
Ledi  das. 
Legationes  98. 
Legitimation  494. 
Lehnrecht  182.  187.  189. 
Lehnsband  172.  270. 
Lehnsemeuerung  194. 
Lehnsgericht  810  ff. 
Lehntreue  164. 

LelbesheBchaffeilfaeit  im  Erbroehte  508. 
Leibhaftigkeit  506. 
Leibzttoht  422.  492. 


Bogirtor. 
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Leipilg  lao. 
Leisimig  469. 
Loten,  leti,  84.  IIS. 
Leumiind  412. 
Lex  57,  9.     72,  4. 

—  Alamannorum  65. 

—  Anglioram  et  Werinomm  70. 

—  BajUTariomm  67. 

—  Burgundionom  60.  Somana  Bnfg.  61. 

—  GüriensiB  Rom.  66,  6. 

—  Francor.  Ohamayomm  61^. 

—  Frisionum  69, 

—  Langobardomin  67. 

—  Bibnaria  64. 
»  Salica  58. 

—  Sazonum  70. 

—  yifligothoram  62,   Bomasa  Ylsig.  68. 
Libellarü  109. 

Liber  107.  222. 

—  dominus  154. 

—  fendorum  120. 

—  legis  Langobard.  68. 
Libertus  33.  113. 
Limes  saxonicns  51. 

—  transrhenanns  41. 
Liten,  liti  33.  113. 
Lobkowitz  268,  2. 
Lombarda  68. 

Lombardisohe  ESnigskrone  168. 
Loosen  435. 

Lothringen  52.  149. 
Lftbeok  129.  151,  5. 
Lüneviller  Friede  247. 
Lupoid  Yon  Bebenbnrg  146. 
Mähren  51,  10.  124,  3.  130.  153,  9. 
Magdeburg  130,  Erzbisohof  151,  5. 

—  Fragen  144.   SchSiSenreoht  148. 
Magistri  in  Städten  213. 
ICagschaft  27. 

Mainz  Erzb.  159.  270.  339. 
Migestas  264. 

—  Carolina  125,  12. 
Majores  92. 
Majordomus  91. 
Mallus  345. 
Mannsstamm,  Yorzug  509. 

Mark  ayarisf^e,  ncffdgaidsehe,  sBduns^^e, 
sorbische  50  £  77. 


Markgenossenaobaft  21. 

Markgrafen  96.  150.    Geriohie  809*  8. 

Marchio,  marohisi  97. 

Markt  217. 

Maresoaloos,     marscalciis,     marisoaleiiBy 

Marschall  88,  8.  90.  203. 
Marsilius  de  Menandrino  146. 
Matrikeln  275. 
Matrimonium  ad   morganaticam,    legon 

salicam  500. 
Manthgefftlle  187. 
Meissen  150,  4. 
Mecklenburg  153,  9.  250,  14. 
Mensalgater,  kirdiliche  192. 
Meran  151,  5. 
MeroYCch  46. 
Metalle  454. 
Miethe  478. 
Milites  222. 
Ministerialen  90.  111.  131.  174.  202.  283. 

226  ff. 
Minor,  minoflidus  30,  1. 
MÜBsaticum  97. 
Missheirath  498. 
Missi  96  ff. 
Mitbfirgen  462. 
Mitio,  mitnim  100. 
Mittelfreie  235. 
Mobiliarklage  448. 
Mönche,  Erbredtt  508. 
Monasteria  102. 
Morgengabe  493.  519. 
Moser,  J.  J.,  268. 
Mündigkeit  502,  des  ESnlgs  79. 
Mfindlichkeit  300. 
Münster  151,  5. 
Münzrecht  188. 
Mundeburdis  regia  80. 
Mundium  25.  484.  495.  500. 
Muntporo  25. 
Mustheil  421.  519. 
Nachbarn  als  Zeugen  874. 
Nachlass  518. 
Nagelmäge  27. 
Nassau  268,  2. 
Nationalität  165,  13.  406. 
Nationalyersammlung  298. 
Nebensachen  428. 
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BefisteF* 


l^eufüntliclie  Häuser  271. 

IN^eustiiA  47. 

Kiederlassung  gemum.  75. 

l^iftelgerade  &19. 

J^obilis  107.  222. 

l^^obilitas  isiperii  286. 

Komeny  267,  1. 

l^ordalbingien  50,  4. 

Ji^Qrdigaiiiaclie  Mark  51. 

iNordhausen  128. 

Nordmark  150,  4. 

l^^orionm  40. 

ÜTormayahr  246,  14. 

iSfotar  204.  880,  2.  346.  850. 

Notariatsordnung  256. 

Notarieller  Abschluss  Ton  Ge8cb8fi;6ii457. 

Nothwehr  177,  5.  414,  7. 

Kflmbei^  128.  278. 

ÜTuntii  Gamerae  149.  Note.  184. 

Oberhöfe  332. 

Obotriten  44. 

Obsequium  85,  10.  185,  7. 

ObBtagimn  469. 

Oooun,  Wilhelm  von  146. 

Oocupation  432. 

Odoaker  45. 

Oe£Fentl]clikeit  18.  300,  im  Sachenreohte 

421. 
Oeffiiungen  117. 
Oesfeld,  Hermann  to&,  141. 
Oesterreich    50.,    Herzogthum  ,151., 

MarkgrafBcbaft    150.    151.    — 

Gerichte  310,    9.,    Kaiserthum 

288,    Landrecht   125    (allgem. 

bürgerliches  Gesetzbuch 258). 

Privilegien  123   £.,    Unterth»- 

nenschaft  196. 
Offa  391. 
Officia  203,  2« 
Oldenburg  151,  5. 
Optimates  108. 
Ord&l  390. 
Ordele  117. 
Ordensleute  508. 
Orleans  47. 
Osnabrück  151,  5. 
Ostfalen  50,  4. 
Ostfriesland  220. 


Ostirrichi  150,  4. 
Ostmark  150. 
Pacht  478. 
Pactus  57,  11. 
Paderborn  151,  5. 
PaguB  94.    Pagenses  das.  98, 
PaUitinm  92. 
Pannonia  41. 
Papian  61. 
Parentela  512  ff, 
Parteieid  3 ZI. 

Particularismns  des  Bechts  116. 
Passan  151,  5.    Passauer  Yertcag  242. 
Patricius  BomanuB  46.  49. 
Patricia*  der  Beichsstädte  287. 
Patrimonialität  173. 
Peinliche  Halsgerichtsorduung  255. 
Persönlichkeit  der  Bechte  55. 
Personalisten  267. 

Pertinenzen  der  f'ürstenthämer  198. 
Petitio  207. 

Pfibadung  300.  399.  470  iL 
Pfandrecht  465  ff. 
Pfalzgraf  91.  153.    Pfalzen  175. 
—  TomBheine  167.  246,  14.,  dessen  Ge- 
richt 331. 
Pfenning,  gemeiner  122. 
Pfleg^fte  233.    Pfleger  501. 
Pia  causa  525. 
Pincema  90.  203. 

Pippin  T.  Heristall  48.,  der  Kleine  49.  78. 
Pladta  92.  95.  98.  197.   proTinoiaL  197. 
Plaga  Orientalis  50. 
Plebeji  222. 

PSlmann,  Albert,  144. 
Polizei  277.  -^  Ordnung  255. 
Pommern  153,  9. 
Possessores  88. 

Possessorische  Bechtsmittel  429. 
Postwesen  277. 

Prälaten  202.  rhein.  sohw&b.  272. 
Präpositi  102. 
Prag  131. 

Preoariae  87.  23.  523. 
Premis  141. 

Pressburger  Frieden  288. 
Preussisohes  Landrecht  258. 
Primas  288. 


BegiBter. 
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Primipulariatas  194,  12.  200. 
Primogenitar  198.  278. 
Princeps  84.  154.  17Q.  171,  5.  222. 
Priyileg  de  non  appellando  26&.  8859 

2.,  de  non  eyocando  820. 
Privilegien    der    Landesherren    124. 

Städte  126  ff. 
•^  56t«n?eichiBK^e  123. 
Proceres  108. 
Proconsul  96. 

Publicität  im  Sachegxeclite  408. 
Pueri  84.  111. 
Piigna  885. 

Pütter,  Joli.  Steph.,  263. 
Purgold,  Johann,  144. 
Rache  298. 
Rachemburgi  844. 
Käthe  205. 
Bathmannen  219. 
Batifications-Becret  278. 
Baubliohe  Gtewehre  428. 
Beoessos  imperii  278. 
Becht  28. 
Beehtsbücher  182  ff. 

—  gangbücher  140. 

—  Cteechäfte,  Yomahme  802. 
Bechte  Gewehre  444. 
Bechilosigkeit  418. 
Bechiskraft  898. 

Becors  an  d.  Beichstag  274. 
Beception  auf  dem  Beichstage  271. 
Bectores  terrae  154. 
Beferendadus  91. 
Beformationsreoht  247  f.  Note. 
Begalien  121,  5.  189.  207.  453. 
Begensborg  128.  151,  5.  278. 
Begesten  5. 

Beich  270.    Anffösnng  288. 
Beichg-Abschied  288.  273. 

—  Beamte  91,  5.    Erz-Erbämter.  168. 

—  Dörfer  285. 

—  Fürstenrath  271. 

—  Gesetzgebung  120  ff.  288  ff. 

—  Güter  88.  184.  276. 

—  Gutachten  273. 

—  fiofraäi  841.    Ordnung  254. 

—  Kceiae  s.  Kreise. 

—  Lehen,  Erledigung  194. 


Beiohs-Matrikehi  255. 

—  Ministerialen  228. 

—  Pfaodschaften  247.  Note. 

~  Begiment  274.    Ordnung  254. 
•—  Bitterschaft  288. 

—  Schhiss  278. 

—  Städte  269.  282. 

—  Stände  170.  267.  272.  836. 

—  Synoden  98. 

—  Tage  92.    Sachen.  98.  174.  270. 

—  Unmittelbare  170.  267.  889. 

—  Yerfassung  (yon  1849)  298. 

—  Verw^er  (1848)  das. 

—  Vicarien  169.  269.  381. 

—  Yicekanzler  343. 

—  Vögte  152.  218. 
Beipus  26,  9.  302,  7. 
Beiterbestallung  255. 
Belation  273. 
BeUgionssachen  278. 
Bentenkauf  476. 
Bepräsentationsrechi  515.  517. 
Beservate  des  Königs  265. 
Beserratum  ecdesiaBticum  244.  Note  2  46, 

14.  278. 
BoYisio  885. 
Bex  79.  dei  gratia  78,    Francorum  das. 

Langob.  79.    Bomanus  161. 
Bhaetia  40. 
Bheinbund  288. 
Bheinische  Städte  127. 
Bhetorika  261. 

Bichterlicher  Klagspiegel  261. 
Bichtsteig  Landrechts  140,  Lehnrechts  141. 
Bipuarier  42.  Bipuar.  Becht  d.  Königs  79,7. 
Bitter  202.    Stand  223.  313. 
Bitterbürtige  233. 
Bitterschaft,  Cantone  n.  s.  w.  284. 
Bömer,  Stellung  in  den  gennan.  Beichen 

55  ff.  75,  2  f. 
Bömische  Provinzen  40  f.    StildteTerfas- 

sung  77. 
Bömischer  Konig  161.  264. 
Bömermonat  276. 
Bömisches  Becht  118  f. 
Bomanus    homo    possessor,    tributarios 

76,  3. 
Botalus  officiorum  182. 


542 


BegiBter. 


BfUhen  129,  24. 
Bof  412. 
Bmieiisolirift  17. 
Bupreohi  Toa  Fifeiaiiig  145. 
Saoebarones  298. 

Sachen,  Einflnas  auf  das  Becht  480;  Ar- 
ten 421. 
Sachsen  15.  42.  50.  Her20gthaml48, 

3.    151.     Earfürstentham    159. 

Marken  51.  150,  4. 
—  Constitationen   258.     Landesordnung 

126.    Stadirechto  129. 
Sächsisches  Weichbildrecht  14S. 
Sachsenspiegel  182  fll 
Sficnlansation  87.  251  f.  Note. 
Sala  436.    Salaman,  Salmftnner  487. 
Salier  42. 
Sahn  268,  2. 

Salzbnig  126.  151,  5.  272. 
Sarmaten  14. 
SatEong  465  £ 
Scabini  845. 
Scantio  90. 
Schaden,    Ersatz    und  Geltendnacdnuig 

460,  6.    470.  472. 
Schätze  433. 

Scheidung  der  (hatten  488|  16. 
Schelten  der  UrttieSe  39i;  wegen  Schuld 

Schehnensohelten  469. 
Schenke  90. 
Sehiedsmänner  298. 
Schirmvogt  100. 
Schlesien  153,  9. 
Schlichte  Klage  448. 
Schöffen  218.  345.  347. 
Schöffenbare  280.    Oeikhtsstand  307. 
Schöffenrecht,  Magdebuiger  143. 
Schönbnrg  267,  1. 
Schoss&ll  27. 
SohriftHotakeit  des   Yeifahrens  402,   der 

Yertrftge  457. 
Schuldhaft  458. 
Schuldklage  474. 
Schultheiss  96.  205.  218. 
Schutzbefohlene  108. 
Bchntzpfflicht  des  KMg»  ftber  die  Kirohe 

266. 
Schwaben  15.    Henegflnui  149. 


Sehwabenspiegel  138  t 

Schweden  249  Note. 

Schwel«  220.  248  Note. 

Bchwetin  151,  5w 

Seckau  das. 

Seelgeiftthe  525. 

Semperfirei  235. 

Send  231,  1.  232, 8.  sen^ttMur  das.  316,  Ik 

Sendboten  97  ff. 

Senior  85. 

SeniflcalouB  88,  8.  90» 

Serrus  34.  110. 

Servitium  85,  10. 

Siegel  388. 

Sippe  27. 

Sitte  18. 

Sitzrecht  auf  den  Beichstagen  267. 

Skalk  83,  8. 

SlaTon,  SloTonen  13.  44. 

Soest  199. 

Sorben  44.    Mark  51.  150,  4u 

Sors,  sortes  435,  1. 

Souyeränität  281.  290. 

Spanische  Mark  51. 

Specification  432. 

Spiegel  deutseher  Leute  139.  5.   Saeb«- 

Sehwab.-Sp. 
Spiel  482.    Spielschulden  488. 
^illmage  27. 
Spolienrecht  199* 
Sportefai  191,  21. 
Sprache,  böhmische,  itaMeuiadhe  165,  11 

der  Raiehsgesetze  120. 
Staatsrecht  262. 
Städte,  Qesohichte  208.    Teri^MBSong  216. 

des  Baidifl  172. 
Städte-Bank  272. 

—  BOndnisBe  178.  —  Freiheit  217. 

—  Recht  126  ff. 
Stadtgerichte  809. 
Stadtsohreiber  350,  10. 
Stammesrecht  55.  406. 
Stammland  509. 
Stände  des  Beichs  159. 
Standeeehre  412  ü 
Standeserhöhung  267.  286.  a.  Oeburts- 

stände,   LandatSndle,   Beiobs- 
stände. 
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Biandsohaft,  s.  BdeluhLaiid-S. 

Statns  terrae  203. 

Stehende  Heere  278. 

Steiermark  151,  5. 

Stephan  m.  P.  78. 

Steuern  88.  185  f.  207.  240,  9.  27€u  280. 

IVeiheit  Ton,  der  Kirche  99.  andere 

186. 
Stifter,  Grafenamt  147. 
Stiiame  auf  dem  Beichstage  270  ff. 
Stolberg  267,  1. 

Strafart,  Einfluss  auf  die  Ehre  416. 
Strandrecht  434. 
Strassburg  127. 
Stmdes  385,  3. 
Subministri  204. 
Subofficiati  das. 

Subsidium  186,  10.  caritativum  284. 
Sucoessio  ad  legem  SaUcaai  78,  2. 
Summa  dictaminum  146. 
Sunnis  385,  3. 
Superioritas  territorialis  279. 
Supplicatio.  335* 
Swertleite  26. 
Sweftmftge  27«. 
Symbole  18.  bei  der  Auflassung  496,  bei 

Verträgen  456. 
Synodus  232,  3. 
Synodahs  das. 
Tammo  von  Bocksdorf  140. 
Tecklenburg  151,  5. 
Tengler,  Ulrich  261. 
Terra  154.  aviatiea,  salioa  42S. 
Territorium  das.   Einwohner  194  ff.    Ye»* 

hSltnisse  278  ff.      Gerichte  B33ff. 

Hoheit  191. 
Territorialität  des  Bechts  117. 
Theilungen  des  Beichs  78 ,  der  Füisten- 

thfimer  193. 
Theodorich  d.  G.  45. 
Thessaurarius  90. 
Thierkrankheiten  474,  4. 
Thing  36,  1. 
Thronfolge.  76. 

ThOringen  47 1  128.  L^ndesofdmmg  126. 
Thun  127,  8. 
Thum  und  Taxis  277. 
Tirol  151,  5.    Landesordn»^  858. 


Todesfall,  Yergabm^en  aof  den  522. 

Töchter  im  Erbrechte  509. 

Todtheilung  495. 

Topelspil  483. 

Tortur  404. 

Traditio  426,  11.  436. 

Transmission  527. 

Treueid  79,  82. 

Treuga  Henrid  regis  122. 

Treuhänder  487.  525. 

Tribnnus  96. 

Tributum  88. 

Trier  159  f. 

Truchsess  90. 

Trustis  82. 

Tübingen  151,  5. 

TunginuB  95. 

Ueberhang  432. 

Unmündigkeit  501. 

Umstand  345. 

Unechtheit  414. 

Uneheliche  413.  415.  507. 

Unfreie  84.  110.  234.  313. 

Ungebotene  Dinge  37. 

Ungehorsam  394. 

Unio  prolium  497. 

Union  (1849)  ^3. 

Unmein  372. 

Unterthanenschaft  159.  196.  280. 

^ntervogt  218. 

Unwissende  362. 

Urkunde  als  Beweis  382.,  geriohtl.  381. 
bei  Verträgen  457. 

Urtheile  363.  Finden  derselben  395, 
Schelten  398. 

Usualmatrikel  276. 

Ususfructns  maritalis  493. 

Valium  Hadrian.  Bom.  41. 

Vare  364. 

Vassus ,  Vassallus  83, 8.  85. 1 1 1. 182.  Note. 

Vater,  Verhältniss  zu  den  Sondern  25  t 

Vehme  318,  8. 

Vehmgerichi  Bücher  142,  9.  Ordnun- 
gen 123.  255.  —  Geschichte  316. 
Verfassung  326.  849.  362.  365. 

Vehmwroge  318.  362. 

Veräusserung  yon  Beichsgut  240,  9,  Yjom 
geistlichen  Ländern  192,  weltL  das.  t 
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Begistor, 


Verarbeitete  Sachen  432. 

Verden  151,  5. 

Verdun,  Vertrag  von,  52. 

VerfSangensohaft  497. 

VerüMsnngen  der  deutschen  Staaten  2)^5. 

Veigalmngen  der  Könige  85  ff. ,  auf  den 

Todesfall  522. 
Verhandlung  im  Gerichte  S6S  ff. 
Veijähning  443. 
Verlobung  25. 
Verlorene  Sachen  438. 
Vemogensreoht  der  Ehegatten  484. 
Verpfandung  8.  PfiBuid;  Ton  Beichsstfidten 

186. 
Versäumniss  861. 
Versanunlungen  86- ff. 
Verschollen  504. 
Verschweigen  443. 
Versio  in  rem  528. 
Vertagen  371,  19. 
Verwandtschaft  27.      Grenze   506.  517. 

Berechnung  512. 
Verzugszinsen  480. 
Vestitura  426. 
Vicarius  des  Grafen  96,  des  Bfitehs  169. 

8.  BeiohsTicar. 
Viceeomes  96. 

Vicedomimu  102.  ^ 

Vidni  96. 

Vieh,  selbstgezogenes  482 ;  Pfändungr.  470«' 
Villa  dominica  87,  211  88. 
Villicus  204. 
Virilstimmen  269. 
Visitations-Schluss  254. 
Vogt  100. 
Volge  207,  6.  398. 
Völkerwanderung  43  ff. 
Volk  81. 
Volksfriede  79. 
Volksgemeinde  77. 
Volksreohte  s.  Lex. 
Vollstreckung  der  ürtheäe  399. 
Vorbehalt  s.  Besery.  eocles. 
Vorbehalt  der  Ehre  417. 
Voreid  394. 

Vorkaufisrecht  285.  522. 
Vormann  452. 
Vormuüdsehaft  500. 


VoTstrelt  194,  12. 

Votum  decisiyum  273. 

Vridinoh,  319,  8. 

Vulbort  3&8. 

Vulkommen  am  rechte  378,  16. 

Wadivm  459,  8. 

WahtfOrsten  159. 

Wahlkapitnlation  239. 

Waldungen  454.    • 

Wandelangsklage  474. 

Wartrecht  520. 

Wasserprobe  391. 

Wechsel  481. 

Wedde,  Weddotehat  465. 

Wehrgeld  28.  76.  83.  299. 

Wehrhaftmachung  26. 

Weibliche  Ehre  414,  7. 

WeichbikLrecht  126.  sSohs.  143. 

Weihe  des  Kökrigs  78. 

Weisthum  117» 

Weltliche  Bank  272. 

Wenden  13. 

Were,  Kinder  in  der  4^.    Einflnss  der 

im  Erbrechte  511. 
Westfalen  50, 4.  Herzog  195, 14.  199]fo(e. 

317  ff.     Stadtieohte  129.    Frieda 

245  ff.    VehmgeTiohte. 
Westgothische  Antiqua  62,  2. 
Wette  483. 
Wetterau  128. 
Widerla^e  491. 
Widersage  177,  5. 
Widerstand  gegen  Landeftkerm  202. 
Wien  128.  Oongre88  291.  SdUuss-Aota 

294. 
Wüde  Thiere  482. 
Willkür  117. 
Wissende  362. 
Wissenseid  376. 
Wittwe,  Anspr&ohe  der  487. 
Wittwengerade  519. 
Wittwensitz  492. 
Wucher  479. 
Wttrtemberg  151,  5.     Laibdesordn.  126. 

Landreoht  238. 
Würzburg  151,  5. 
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